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„Sn unferem Erlaß vom 11. Juli d. J. haben wir die Ver⸗ 
bindlichfeit übernommen, der Kirche von unferem bisherigen 
amtlichen Thun öffentliche Nechenichaft abzulegen. Wir er: 
füllen dieſe Zufage durch Die gegenwärtige Veröffentlichung 
ber aus der Zeit der Verwaltung der vormaligen Abtheilung 
bes Minifteriumd der geiftlichen Angelegenheiten für vie in⸗ 
neren evangeliſchen Kirchenſachen herrührenden Aftenftüce. 
Manches davon hat jetzt nur noch ein geſchichtliches In⸗ 
texeſſe; Anderes darf auch für die gegenwärtige Zeit und für 
die zufünftige Entwidelung der Kirche eine Bedeutung in 
Anfprud nehmen. Aber auch das Erftere haben wir nicht 
zurüchalten wollen, weil e8 und darauf anfam, den Glie⸗ 
dern der Kirche ein vollftändiges Urtheil über unfere Wirf- 
ſamkeit möglih zu machen. 


Wir Behalten und vor, auch Tänftig mit ähnlichen Ver 
öffentlichungen fortzufahren, und werben dies um fo lieber 


rd 
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thun, je mehr wir hoffen dürfen, daß die Frucht die 
Berfahrens das Vertrauen der Kirche fein werde, veilen v 
zur Löfung unferer Aufgaben bedürfen. 
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Einrichtung der Abtheilung für die inneren evangeliichen 
Kirchenſachen. u 





1. 


nd 


Muf Ihre Berichte vom 7. Oktober vorigen und 14. Januar dieſes 
Sahres bin Ich damit einverftanden, bap.in Folge der eingetretenen 
Beränderung der Staatöverfafjung die oberfte Verwaltung der inne- 
ren evangelifchen Kirchenfachen fünftig einer von dem Minifter der 
geiftlichen Angelegenheiten unabhängigen Behörde zu übertragen if. 
Ich beftimme deshalb, daß bis zu dem Zeitpunfte, wann die evan⸗ 
gelifche Kirche ſich über eine felbftftändige Verfaſſung vereinigt haben, 
mithin der Artifel 12 der Verfafjungsurfunde vom 5. Dezember v. J. 
in Bollziehung zu feben fein wird, die nach der Iuftruftion vom 
23. Oftober 1817, der Ordre vom 31. Dezember 1825 und Meiner 
Verordnung vom 27. Zuni 1845 $. 1 zu dem Reffort der Konſi⸗ 
Korien gehörenden Angelegenheiten in der höheren Inſtanz von der 
evangelifchen Abtheilung Ihres Minifteriums unter dem Vorfige des 
Direftors derfelben felbftftändig und Follegialifch bearbeitet werden 
ſollen. Zugleich ertheile Ich dieſer Behörde den Auftrag, fi un- 
verzüglich mit der Berathung der zur Vollziehung des Artifeld 12 
der Berfaffungsurfunde erforderlichen Maßregeln zu befchäftigen und 
Mir darüber, und zwar wegen des gemifchten Reſſorts in Vereini⸗ 
gung mit Ihnen Vortrag zu erftatten. In Betreff der den Regie- 
tungen zur Zeit noch zuftehenden Befugnifje in Kirchenfachen be- 
wendet ed dagegen vorläufig bei der gegenwärtigen Einrichtung, 
während in Fällen gemifchten Refiorts Sie des Einverftändnifles der 
evangelifchen Abtheilung Ihres Minifteriums Sid; zu verfichern haben. 
Berichte dieſer Abtheilung des Minifteriums erwarte Ich, foweit fie 
deren Reſſort ausfchließlich betreffen, unmittelbar mit der näheren 
Maßgabe, daß diefelben Ihnen zur Kenntnignahme und etwanigen 
Wahrnehmung Ihrer refiortmäßigen Rechte vor der Erftattung vor- 
julegen find. In gleicher Art und zu gleichem Zwede find Ihnen 
alle allgemeinen Verfügungen der gedachten Abtheilung Mid Meine 
Erlaffe an dieſelbe zur Kenntnißnahme vorzulegen. 
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Die gegenwärtige Orbre, zu deren Ausführung Sie die erfor- 
derliche Inftruftion zu erlaffen haben, ift durd) die Geſetzſammlung 
zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 26. Januar 1849. 

Friedrich Wilhelm. 
| v. Ladenberg. 
An den Staatsminifter v. Ladenberg. 


2. * 
Inſtruktion 


die Gefchäftsführung bei der evangeliſchen Abtheilung des Miniſteriums der 
geiftlichen Angelegenheiten betreffend. 


y 


| $. 1. 

Durch die Allerhöchſ⸗ Ordre vom 26. Januar d. J. ſind einer 
beſondern evangeliſch-geiſtlichen Abtheilung des Miniſte— 
riums der geiſtlichen Angelegenheiten für die inneren 
Kirchen⸗;Sachen (E. A.) die nach der Inſtruktion vom 23. Okto⸗ 
ber 1817, der Allerhöchften Ordre vom 31. Dezember 1825 und der 
Verordnung vom 27. Juni 1845 $.1 zur Kompetenz der Konfifto- 
rien gehörenden Angelegenheiten bis zur Herftellung einer felbftftän- 
digen Kirchenverfaffung zu eignet Berwaltung in der höheren Inftanz 
überwiefen worden. Zugleich ift derſelben ber Auftrag ertheilt, die— 
jenigen Maaßregeln zu berathen und in Gemeinfchaft mit dem Mi- 
nifter der geiftlichen Angelegenheiten zu beantragen, deren es bebarf, 
um den Artifel 12 der Verfaffungs- -Urfunde vom 5. Dezember 1848 
in Bollziehung, zu fegen. 


$. 2. | 
Auf die gedachte Abtheilung für die inneren Kirchen - Sachen 
gehen demnächft diejenigen Befugniffe über, weldye bisher in Betreff 

1. des Synodalmefeng, 

2. der Aufficht über den Gottesdienſt in dogmatifcher und litur: 
gifcher Hinficht, fo wie des Firchlichen Religionsunterrichtes, 
der Anordnung Firchlicher Fefte, der Einweihung der Kirchen 
und der Einräumung der Kirchen zu außergottesvienftlichen 
Zwecken, 

3. der Aufſicht über das kirchliche Prüfungsweſen und die Vor: 
bereitung zum geiftlichen Stande, einfchließlich der Aufficht 
über das Predigerfeminar zu Wittenberg, 

4. der Beſchwerden über verfagte Beftätigung der von Privat: 
perfonen berufenen oder von wahlberechtigten Gemeinden ge: 
wählten Geiftlichen, beziehentlich der Entfcheidung über ‘Prü- 
ſentations- und Wahlrecht vorbehaltlich des Rechtsweges, 
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5. der Aufficht über Ordination, Einführung und Vereidigung 
der Geiftlichen, 

6. der Auffiht und Disciplin über die Geiftlichen, 

7. der Emeritirungsangelegenheiten, des Sterbequartald und der 
Gnadenzeit, fo weit dabei nicht die Staatsmittel in Anfprud) 
genommen werden, fowie der vifarifchen Verwaltung erlevig- 
ter Aemter, 

8. der Veſchwerden rückſichtlich pfarramtlicher Handlungen, und 
der Stolgebühren, beziehentlich der Parochialberechtigung, 

9. der Beſtaͤtigung der nicht für die Bermögensverwällung bes 
ftimmten Kirchenbeamten, beziehentlich der Presbyter und 
Gemeindevertreter, wo folche erforverlich ift; 

10. der Ertheilung der kirchlichen Dispenfationen, 

11. der Aufrechterhaltung ber Kirchenzucht innerhalb ber landes⸗ 
geſetzlichen Grenzen, 

12. der Kirchenviſitationen und der Beaufſichtigung der Pfarr⸗ 
und Superintendenturarchive 

von dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten ausgeübt wor⸗ 
den ſind. 
. 3. 


In allen dieſen Angelegenheiten entfcheivet die evangeliſch⸗geiſt⸗ 
lihe Abtheilung für die inneren Kirchenſachen unter dem Vorſitze 
des Direktors felbftftändig und erläßt die erforderlichen allgemeinen 
Verfügungen innerhalb der beftehenden Geſetze und Verordnungen. 
Diefelbe fteht in direktem Verkehr mit den übrigen Behörden und 
berichtet unmittelbar an des Könige Majeftät. 


Die zu erftattenden Immdie dherichte und die zu erlaſſenden 
allgemeinen Verfügungen find jedoch vor dem Abgange dem Miniſter 
zur Kenntnißnahme vorzulegen, diefe im Konzept, jene im Konzept 
und in der Reinfchrift, welche legtere der Miniſter mit feinem vidi 
verſehen wird. 


$. 5. 

Dem Minifter verbleibt bis zu dem im $. 1 bezeichneten Zeit- 
punft die höhere Verwaltung der gegenwärtig den Provinzial- 
tegierungen überwiefenen äußeren Angelegenheiten der evangelifchen 
Kirche und werben viefelben wie bisher in- einer befonderen Abthei- 
lung für die Außeren Kirchenſaden (E.) bearbeitet. 


$. 
In folgenden Fällen wird in gZuſammenwirken des Miniſters 
Pa der evangelifhen Abtheilung für die inneren Kirchenſachen ftatt- 
nden: 

a) in den nad; der VBerorbnung vom 27. Juni 1845 $. 5 zum 
gemeinfchaftlichen Reſſort ber Konfiſtorien und Regierungen 
gehörenden Angelegenheiten; 

1* 
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b) vor der Berichtserftattung bei Anftelungen und Fommifjari- 
hen Beichäftigungen in den Konftftorien, bei Beſetzung er: 
ledigter Superintendenturen, und über die Ernennung ordent- 
licher umd außerorventliher Profefioren der Theologie an 
den Univerfltäten, fowie bei der Anftellung der Direktoren 
und der Lehrer an dem Predigerfeminar zu Wittenberg; 

od) — bis zur Volziehung des $. 15 der Verfaffungsurfunde — 

- in den Angelegenheiten des fisfalifchen Patronats, fo weit 
ss fih nicht um Einwendungen gegen die Qualififation des 
a, Beiftlichen handelt, welche der felbftftändigen Beur⸗ 
eilung der Abtheilung für die inneren Kirchenfachen über: 
laſſen bleiben; 


d) rüdfichtlih der Bewilligung von Unterftüßungen aus ben ' 


dazu beftimmten Fonds und 


e) in denjenigen Angelegenheiten, welche auf die Weberleitung 


der Kirche in den Zufland der Selbftftändigfeit ſich bezie- 
ben (8. D. u 7 


Die Mitglieder der bisherigen evangelifch-geiftlichen Abtheilung 
verbleiben fammt dem bei derfelben bisher befchäftigt gewefenen Bü- 
reauperfonal auch bei der Abtheilung für die inneren Kirchenſachen 
in Wirffamfeit. 


8. 8. 

Sämmtlihe, an die evangelifch«geiftliche Abtheilung für bie 
inneren Kicchenfachen eingehenden Sachen find bei dem Central⸗ 
büreau zu eröffnen und von dort mit der Signatur E. A. und dem 
PBräfentatum verfehen, vem Direktor zur Zufchrift vorzulegen. Sachen, 


weldhe an den Minifter der geiftlichen Angelegenheiten gerichtet find 


und zur ausfchließlichen Kompetenz der Abtheilung für die inneren 


Kirchenfachen gehören, gelangen an viefelbe br. m. zur Erledigung. ' 


In gleicher Weife find die zur Entfcheidung des Minifters gehörigen, 
fowie die 8. 6 genannten Sachen, welche an biefe Abtheilung adreſſirt 
find, von dem Direftor abzugeben. 


$. 9. 

Diejenigen Sachen, welche zu beiven Reſſorts gehörige Ange: 
legenheiten betreffen, werden zunächft von Seiten des Minifters ab- 
gefondert erledigt und alsdann an die Abtheilung für die inneren 
Kirchenfachen abgegeben. — 

. 10. 

In den im 6.6 Lit.a. N c bezeichneten Fällen wird je nad 
Lage der Sache der Minifter im Wege der mündlichen oder ber 
fchriftlichen Verhandlung des Einverftändniffes der Abtheilung für 
die inneren Kirchenangelegenheiten ſich verfichern, refp. bei ben 
Ernennungen und Anftellungen das Gutachten der Abtheilung erfors 
bern. Im erften Falle wird in den Verfügungen diefes Einverftänd- 


waren 
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niffes, im zweiten in den Immebiatberichten des erftatteten Gutachtens 
gedacht werden. Nüdfichtlich des Unterftügungswefens, fo weit es 
ch nur um etatsmäßige Verwendungen handelt, wirb der Herr 
Kaſſenrath das Intereffe des Minifters vertreten und die ergebenden 
Berfügungen mitzeichnen. Im Falle befonderen Bedenkens hat ders 
felbe die Entfcheinung des Minifters einzuholen. Die zu Lit. e ge- 
hörigen Angelegenheiten werden in gemeinfamer Verhandlung beras 
then, und in einem gemeinfchaftlichen Berichte zur Entſcheidung Seiner 
Majeftät des Königs gebracht werden. 
11 


Die Abtheilung entfcheivet, abgefehen von bloßen Zwiſchenver⸗ 
fügungen und ganz unzweifelhaften Sachen, Follegialifch auf ven Vors 
trag des Referenten. Der Direktor hat im Yale der Stimmens 
gleihheit das Recht der Entfcheidung. 

6. 12 


Die von der Abtheilung ausgehenden Immebiatberichte, Schreis 

ben und Erlaſſe werben unter der Firma 
»Minifterium der geiftlichen Angelegenheiten, Abtheilung für 
die inneren evangelifchen SKicchenfachen « | 
ausgefertigt und von dem Direktor vollzogen. Die Berichte an bes 
Königs Majeftät zeichnet der Direktor Namens der übrigen Mits 
glieder. 
3 


$. 13. 

Ueber die dem Gefchäftskreife ver evangelifch-geiftlichen Abtheis 
lung für die inneren Kirchenſachen (E. A.) überwiefenen Gegenflände 
find befondere Gefchäfts- Journale zu führen. Auch ift auf die als 
mälige Abtrennung der Regiftratur Bedacht zu nehmen. 

Berlin, den 7. Februar 1849. 

Der Minifler der geifllichen, Mnterrichts- und SMedizinal- 
ngelegenheiten. 
v. Ladenberg. 


3. 


—— — 


Bereits unter dem 12. Oktober v. J. habe ich dem Koͤniglichen 
Konſiſtorium eröffnet, daß an des Könige Majeftät von mir der 
Antrag geftellt worven fei, ed möge die Verwaltung der inneren 
esangelifchen Kirchenfachen auf die evangelifche Abtheilung des Mi⸗ 
nifteriums der geiftlichen Angelegenheiten zu felbftftändiger Follegia- 
liſcher Auatbung übertragen werben, fobald der Grundfag der Selbſt⸗ 
fländigfeit der Religionsgemeinfchaften gefeglich feftgeftelt fein werde. 
Nachdem diefer Antrag in der in der Gefebfammlung erfcheinenden 
Alterhöchften Orbre vom 26. v. M. Gewährung gefunden hat, nehme 
ih Veranlaffung, mic über die Motive der ergangenen Allerhöch⸗ 
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ften Anordnung und über die Ausführung der Lebteren im Folgenden 
im Zufammenhange auszufpredjen. 

Nach dem 12. Artikel der Berfaffungsurfunde follen die evans 
gelifche und römifch-Fatholifhe Kirche ihre Angelegenheiten ſelbſt⸗ 
ftändig ordnen und verwalten. Hiernach Fann Die evangeliſche Kirche 
in der engen Verbindung, in welcher ſie bisher mit dem Staate 
geſtanden hat, nicht verbleiben, ſondern es iſt nöthig, daß ſie ſich 
diejenige Verfaſſungsform aneigne, welche ihr theils eine genügende 
Vertretung ihrer Rechte und Intereſſen nach Außen, theils eine ſelbſt⸗ 
ftändige Leitung ihrer Angelegenheiten im Innern ſichert. Diefe 
Aufgabe ift mit fo großen Schwierigfeiten verfnüpft, fie ift für die 
Zufunft der Kirche jo bedeutungsvoll, daß es der umfichtigften und 
befonnenften Erwägung bedarf, bevor zu ihrer Löſung vorgefchritten 
wird. Wenn fidh jedoch die Ueberzeugung als unabweisbar aufs 
drängt, daß jede Uebereilung in diefem Gebiete mit ſchwerer Vers 
antwortlichfeit verbunden fei, fo ergiebt fd) auf der andern Geite 
mit eben fo großer Beftimmiheit, daß die fernere Führung der ſich 
tief in die innerften fichlihen Beziehungen hineinerſtreckenden Ber- 
waltung durch den bisher mit ihr beauftragten Staatsminifter unter 
ben gegenwärtig gegebenen Berhältniffen mit den gerechten Anfprüchen 
der Kirche nicht vereinbart werben könne. Ich bin mir bewußt, in 
der fo eben vergangenen Zeit, welche auch im Firchlichen Gebiete fo 
viele einander widerſprechende und aufhebende Wünſche erzeugt und 
ber Verwaltung jo große, nicht überall mit Gerechtigkeit gewürdigte, 
Schwierigfeiten bereitet hat, das gethan zu haben, was in meiner 
Kraft ftand. Ich verfenne jedoch nicht, daß die Leitung der Kirche 
duch den einer Fonfeffionell gemifchten Volksvertretung gegenüber⸗ 
ſtehenden verantwortlichen Miniſter ſelbſt auch bei dem pflichtmäßigen 
Beſtreben, die Sphären der Kirche und des Staats unvermiſcht zu 
erhalten, den Schein des Territorialismus an ſich tragen werde, der 
ein fortdauerndes Mißtrauen rege zu erhalten und jeden Schritt, 
ſelbſt den gerechtfertigſten, in feinen Erfolgen zu gefährden geeignet 
if. Die evangelifhe Kirche hat ein Recht darauf, zu wiflen, daß 
ihr Regiment nicht der Gefahr ausgefegt fei, nach politifchen Mari- 
men geführt zu werben. Um nun biefen Anfprud zu Wahrheit 
werden zu lafjen, ift vielfach die fofortige definitive Errichtung einer 
neuen oberften Kirchenbehörde in Antrag gebracht worden. ‚Hierauf 
einzugehen erfchien jedoch, felbft wenn vie Schwierigkeit die erfor: 
berlihen materiellen Mittel zu befchaffen nicht vorhanden geweſen 
wäre, ſchon um des einer ſehr verſchiedenen Auffaſſung unterliegen⸗ 
den Rechtspunktes willen, als unzuläſſig. Vielmehr konnte ſich die 
jetzt zu löſende Aufgabe nur dahin ſtellen, daß ein Organ geſchaffen 
werden müſſe, deſſen Beruf es ſei, bis zur definitiven Geſtaltung des 
Verfaffungsverhältniffes unabhängig die kirchliche Leitung zu führen 
und zugleich Diejenigen Maßregeln zu vermitteln, deren es bebarf, 
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um ben 12. Artifel der Berfaffungsurfunde auf dem geordneten Wege 
in Bollziehung zu feßen. Für dieſen Zwed war bie evangelifche 
Ahtheilung des Minifteriumd der geiftlichen Angelegenheiten, in wels 
her die erforderliche Arbeitskraft, Sachkenntniß und Erfahrung ſich 
vereinigen, vorzugsweiſe geeignet, und es iſt demgemäß in der Aller⸗ 
höchſten Ordre derſelben der entſprechende Auftrag ertheilt worden. 

In Betreff der Attribute, welche der neu zu bildenden beſon⸗ 
deren Abtheilung für die inneren Kirchenſachen zuzuweiſen ſind, iſt 
aber folgende Erwägung die entſcheidende geweſen. Obwohl der 
wangelifchen Kirche der unbeftreitbare Anſpruch auf eine von den 
politifchen Inſtitutionen unabhängige Leitung zufteht, wird doch der 
Staat an vielfachen Äußeren Beziehungen der Kirche fo lange noch 
betheiligt bleiben müflen, bis er mit der Kirche ſich rechtlich aus⸗ 
einandergeſetzt hat, ein Akt, der in ber Entwidelung einer ſelbſt⸗ 
Rändigen Kirchenverfaflung und ſomit einer Vertretung der Kirche 
ine Vorausſetzung findet. Beburfte es alfo einer Scheidung in 
bem Gebiete der Firchlichen Angelegenheiten, fo bot fich der Anſchluß 
an die beftehenden Einrichtungen von felbft al8 das geeignetfte Aus» 
funftsmittel dar. Das in der Inftruftion vom 23. Oftober 1817 
bee Allerhöchften Ordre vom 31. Dezember 1825 und der Verord⸗ 
nung vom 27. Juni 1845 $ 1. beftimmte Reffort der Konftftorien 
begreift alle diejenigen Verhältniffe, welche mit dem individuellen 
Zwede der Kirche in Gemeinfchaft fliehen, während die Provinzials 
regierungen weſentlich an der äußeren Kirchenverwaltung betheiligt 
find. Es erfchlen deshalb angemeflen, bis zu dem bereits angebeus 
teten Zeitpunfte das erſtere der evangelifchen Abtheilung für vie 
inneren Kirchenſachen in der höheren Inſtanz zu überweiſen und 
dadurch die Beſorgniß vor dem Eindringen politiſcher Rückſichten in 
die Leitung des inneren Kirchenweſens zu beſeitigen, dagegen in 
zweitem Bezuge es vorläufig bei der bisherigen Einrichtung zu be— 
laſſen. Von dem Standpunkte der praktiſchen Erfahrung aus ergab 
ſich aber zugleich, daß durch dieſe Einrichtung dem Bedürfniſſe noch 
nicht vollſtaͤndig genügt fein werde, inſofern es Angelegenheiten giebt, 
welche eine doppelte Beziehung haben. Hier fonnte vorerſt weder 
der Staat ausgefchloffen werden, fo lange es fih um materielle 
Mittel hanvelt, welche der Kirche noch nicht von ihm überwiefen 
find, noch die Kirche, deren individuelle Lebensbeziehungen durch 
jene Angelegenheiten berührt werben. Es war mithin eine Ver⸗ 
föhnung beider Rüdfichten erforderlich, welche nur in der Anordnung 
des Zuſammenwirkens des Minifters mit der gebadjten Abtheilung 
gefunden werden konnte. Don diefen in der Allerhöchften Orbre 
feftgeftellten allgemeinen Standpunften aus ift das Neffortverhältniß 
ſpeziell in folgender Weife geordnet worben: 

(Es folgen nun bie wefentlichen Beltmmungen d der Inſtruktion 
vom 7. Februar.) 
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Ich veranlaffe das Königliche Konfiftorium Sich nach den vors 
ftehenden Beflimmungen innerhalb Seines Gefchäftsbereichs von 
dem Tage des Empfanges diefer Verfügung an zu richten, und an 
die Behörden und Geiftlihen Seines Bezirfed unverzüglich eine 
geeigmete Mittheilung und Anweifung ergehen zu lafien. Zugleidy 
fpreche ich die Hoffnung aus, das die getroffene Veränderung wefentlich 
dazu beitragen werde, der Kirche die Löfung der an fie geftellten 
fhwierigen Aufgabe zu erleichtern. Ich muß es der nunmehr an 
meine Stelle tretenden Behörde überlaffen, fich felbft der Kirche 
gegenüber auszufprechen. Ich bin aber feft davon überzeugt, daß 
diefelbe der ihr von des Königs Majeftät anvertrauten Verpflichtung 
mit Treue genügen werde und in gleicher Weife hoffe ich, daß die 
Behörden, Geiftlichen und Gemeinden ihr die Erreichung der ſchweren, 
derfelben geftellten, Aufgabe durch vertrauensvolles gemeinfames 
Wirken wefentlih erleichtern werden. Es ift für die evangelifche 
Kirche eine Zeit ernfter Prüfung angebrochen, in der es vor Allem 
des feften Aneinanderfchließens auf dem gegebenen Grunde, und 
des Ablaſſens von Sonderbeftrebungen bedarf. Vereinigen ſich bie 
Glieder der Kirche in dieſer Veberzeugung, fo wird ungeachtet der 
vorhandenen Schwierigfeiten das Ziel erreicht werden, an welchem 
die Kirche einer gebeihlichen Zufunft gewiß fein kann. Diefe Hoffnung 
ift es, mit welcher ich gegenwärtig aus der inneren Kirchenverwaltung 
in Folge meiner jesigen amtlichen Stellung mit um fo größerem 
Bedauern fcheiden muß, je danfbarer ich, wie ich dem Königlichen 
Konfiftorium es gern ausſpreche, das Vertrauen anerfannt habe, 
welches unter fo fchwierigen und zweifelhaften Verhältnifien mir von 
vielen Seiten entgegengetreten ift. 

Berlin, den 7. Februar 1849. 

Der Minifler der geifllichen, Mnterrichts- und Medizinal- 
Angelegenheiten. . 
-9. Ladenberg. 
An die Königlichen Konfiftorien. 


.# 


— )3; 


Durch das Vertrauen ſeiner Majeſtät des Königs iſt uns in 
dem Allerhöchſten Erlaſſe vom 26. vorigen Monats der Auftrag er⸗ 
theilt worden, bis dahin, wo die evangeliſche Kirche ſich über‘ ihre 
Verfaſſung vereinigt haben werde, die Leitung der inneren Verwal⸗ 
tung zu führen, und zugleich diejenigen Maaßregeln zu berathen 
und zu beantragen, deren es bedarf, um den Artifel 12. der Ver⸗ 
faffungsurfunde in Vollziehung zu fegen. Wir übernehmen vom 
heutigen Tage an diefe Verpflichtung in dem vollen Bewußtfein 
ihrer Schwere und der mit ihr verbundenen Verantwortlichfeit. Die 
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eangelifche Kirche ift durch die eingetretene Veränderung der Staats⸗ 
verfaffung auf das Tieffte berührt worden. Ihre gefchichtliche Ver- 
bindung mit dem Staate ift aufgelöft, und durch eine gebieterifche 
Nothwendigkeit fieht fie fich aufgefordert, die fchwerften, ihre Zukunft 
in ſich fchließenden Fragen, deren Löfung fie vor Kurzem noch einer 
allmähligen Entwidelung überlafien zu können glaubte, mitten in 
dem Kampfe der Gegenfäge zur Entſcheidung zu bringen. Wie groß 
indeffen auch die von allen Seiten andringenden Schwierigkeiten find, 
werden fie doch überwunden werben, wenn Alle, die ein Herz für 
die Kirche haben, dazu im Auffehen zu dem Herrn der Gemeinde 
bie treuen Hände bieten. Dies wird von unferer Seite gefchehen. 
Wir werden fo lange ald unfer Auftrag dauert, die Rechte und 
Interefien der Kirche auch nach unferem Theil zu vertreten bemüht 
fein, fo weit es in unferer Kraft ſteht. Wir werden, eingebenf 
unferes Berufes, nicht zu herrſchen fondern zu dienen, die uns an- 
vertrauten Beſittzthümer der Kicche bewahren, damit wir über fie als 
redliche Verwalter dereinft volle Nechenfchaft geben Fünnen. Wir 
werden endlich mit al der Sorgfalt, welche unfere Verpflichtung 
und auferlegt, unter Mitwirfung der gefeglichen Organe über den 
Weg berathen, auf weldhem bie Kirche durch ihre eigene That in 
den Zuftand der Selbſtſtändigkeit eintreten kann. 

Des Erfolges aber werden diefe unfere Beftrebungen nur dann 
gewiß fein, wenn die Behörden, Synoden, Geiftlichen und Gemeinden 
in Erinnerung an.den Ernft der Zeit und im Hinblide auf die 
Zufunft der Kirche ihnen mit Vertrauen entgegenfommen und hülfs 
reihe Hand leiſten. Das Hoffen wir fowohl im Allgemeinen als 
insbefondere von den Gliederungen der Kirche in den weftlichen 
Provinzen. Diefe werden ſich in ihrem gerechten Beftreben, das 
ihnen theuer gewordene Beſitzthum ihrer Kirchenordnung zu erhalten, 
von uns ftetd gefördert fehen. Aber fie werben fich mit den öftlichen 
Provinzen zu dem gemeinfamen Ausbau der Verfaffung zufammen- 
ſchließen, eingedenf, daß die evangelifche Kirche nur dann ihre Miffton 
in dem Baterlande erfüllen kann, wenn fie einig und in dezinigkeit 
ftarf if. Und diefelbe Hoffnung hegen wir von Denjentgen Geift- 
lichen und Gemeinden, welche fih in ver jüngften Zeit von dem 
Boden des Belenntnifjes aus der Union gegenübergeftellt haben. 
Es Tiegt nicht in unferer Macht aufzulöfen was befteht und ein in 
feiner Entwidelung begriffenes Leben zu vernichten. Wohl aber 
werden wir thun was wir vermögen, um glaubenstrene Brüder, 
welche fich nicht dieſe Weife der Entwidelung aneignen Fönnen, 
dennody mit uns in Gemeinfchaft zu erhalten. Hinwiederum hoffen 
wir von ihnen das Anerfenntniß, daß das Wefen der evangelifchen 
Kiche nicht Hauptfächlich in der Organifation, fondern vor Allem 
in der Predigt des Wortes und der Spendung der Saframente ges 
legen iſt, welche fie auf dem von ihren Vätern ihnen überlieferten 
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Grunde ungehindert entfalten werden; daß fie alfo bei uns ausharren 
wollen, bis die Zeit der endlichen, unter ihrer eigenen Mitwirkung 
zu faffenden Entfheidung gefommen fein wird. Endlich vertrauen 
wir darauf, daß die Behörden im Sinne der im Vorftehenden ans 
gedeuketen Grundſätze mit uns in altgewohnter Treue zuſammenwirken 
und uns mit Rath und That zur Seite ſtehen werden. 

Gehen dieſe Hoffnungen in Erfüllung, ſo wird das nächſte Ziel, 
welches der evangeliſchen Kirche geſteckt if, mit Gottes Segen er: 
reicht, und auf dem gelegten Grunde ein Bau gefchaffen werben, 
der dem befonderen Leben Raum zu freier Entfaltung gewährt, und 

dennoch über Alle fich ſchützend und einigend verbreitet. Mit dem 
lebendigen Wunfche, daß dem alfo fein möge, veranlaffen wir das 
Königliche Konfiftorium, diefe unfere Eröffnung alsbald innerhalb 
Seines Bezirkes zur allgemeinen Kunde zu bringen. 

Berlin, den 13. Februar 1849. 

Miniſterium der geiftlichen Angelegenheiten, abtheilung für d Die 
inneren evangelifchen Rirchenfachen. 
An die Königl. Konfiftorien. 





_ Frech. 
I. 
Verhältniß der evangeliſchen Kirche zum Staat. 
Derfaffungs - Urkunde 
5 für den Preußiſchen Staat vom 31. Januar 1850. 


Art. 12. 

Die Freiheit des religiöfen Bekenntniſſes, der Vereinigung zu 
Religionggefellfchaften (Art. 31 u. 32) und der gemeinfamen häus- 
lichen Öffentlichen Religionsübung wird gewährleifte. Der Ge- 
nuß der bürgerlichen und flaatöbürgerlichen Rechte ift unabhängig 
von dem religiöfen Befenntniffe. Den bürgerlichen und ftaatsbür- 

gerlichen Pflichten darf durch bie Ausübung der Religionsfreiheit 
fein Abbruch geichehen. 
13. 


Die Refigionsgefeljaften, p wie die geiftlichen Gefellfchaften, 
welche Feine Korporationsrechte haben, können diefe Rechte nur durch 
befondere Geſetze erlangen. 





Art. 14. 
Die chriſtliche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen des 
Staats, welche mit der Religionsübung im Zufammenhange ftehen, 
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unbeſchadet der im Art. 12 gewährleifteten Religionsfreiheit, zum 
Grunde gelegt. 
Art. 15. 

Die evangelifche und die römifch -Fatholifche Kirche, fo wie jede 
andere Religionsgefellichaft, oronet und verwaltet ihre Angölegen- 
heiten felbftfländig, und bleibt im Beſitz und Genuß der für ihre 
Kultus-, Unterrichts⸗ und Wohlthätigfeitsgwede beftimmten Anftals 
ten, Stiftungen und Fonds. 

Art. 16. | 

Der Berfehr der Religionsgefellfchaften mit ihren Oberen ift 
ungehindert. Die Bekanntmachung Tirchlichee Anordnungen ift nur 
denjenigen Beichränfungen unterworfen, welchen alle übrigen Vers 
öffentlichungen unterliegen. 

Art. 17. 

Ueber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter welchen 

dafielbe aufgehoben werden kann, wir ein beſonderes Geſetz ergehen. 
| Art. 18. 

Das Ernennungs-, Vorfchlags-, Wahl: und Beſtätigungsrecht 
bei Befegung Firchlicher Stellen ift, foweit e8 dem Staate zufteht und 
nicht auf dem Patronat oder befonderen Redytstiteln beruht, aufgehoben. 

Auf die Anftelung von Beiftlihen beim Militär und an öffent: 
lihen Anftalten findet diefe Beftimmung Feine Anwendung. 

Art. 19. 

Die Einführung der Eivilehe erfolgt nach Maßgabe eines bes 

fondern Geſetzes, was auch die Führung der Einilftandsregifter regelt. 


An 
den Königl. Geheimen Staatsminifter der geiftlichen ꝛc. 
Angelegenheiten Herrn v. Ladenberg Errellenz. 


In Folge der nunmehr definitiv erfolgten Feſtſtellungeder preu- 
ßiſchen Zandesverfaffung haben wir es für unfere Pflicht gehalten, 
die Frage in reiflihe Erwägung zu nehmen: 

ob die in Art. 108 der Verfaſſungsurkunde geforderte Eideslei⸗ 
flung von Seiten aller Staatsbeamten aud auf 

1. die evangelifchen Geiftlichen, 

2. die Mitglieder der evangelifchen Konfiftorien, als ſolche, 

3. die Mitglieder der Abtheilung für die inneren evangelifchen 

Kirchenſachen, als folche, 
Anwendung finde? Wir erlauben uns, das Refultat diefer Erwäs 
gung in der anliegenden Denkſchrift ehrerbietigft zu überreichen, und 
bitten wir; | 
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bei den weiteren Veranlafjungen in Betreff der Eidesleiftung dem 
Inhalte derfelben eine“ geneigte Berüdfichtigung angeveihen zu 
laſſen. 
us der Denkſchrift geht hervor, daß die veränderte Form der 
Staatsverfaſſung auch eine Veränderung der Formel des von den 
evangeliſchen Geiſtlichen bei Antritt ihres Amtes zu leiſtenden Dienft- 
eides mit Nothwendigfeit bedingt. Wir werden über die Formel 
des neuen Eides unverzüglich die Konfiftorien zu Rathe ziehen, und 
demnädhft dem erforderlichen Bericht an des Königs Majeftät erftat- 
ten, und bitten wir Ew. Exc., den desfallfigen, nach der beftehenden 
Geſchäftsordnung zu Hochdero Kenntniß gelangenden Beranlaffun- 
gen eine geneigte Aufmerffamfeit und Förderung fchenfen zu wollen. 
Berlin, den 18. Februar 1850. 
Minifterium der geifllichen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifchen Rirchenfachen. 
v. Uechtritz. 


Denkſchrift. 


Der Art. 108 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 

verordnet: 
die Mitglieder der beiden Kammern und alle Staatsbeamten 
leiſten dem Könige den Eid der Treue und des Gehorſams und 
beſchwoͤren die gewiſſenhafte Beobachtung der Verfaſſung. 

Es entſteht die Frage: ob die evangeliſchen Geiſtlichen, 
die Mitglieder der Konſiſtorien und der Abtheilung des Mi— 
niſteriums der geiſtlichen Angelegenheiten für die inne— 
ren evangeliſchen Kirchenſachen gegenwärtig dieſen erneuerten 
Eid zu leiſten haben? 

Die Frage muß für jede dieſer Kategorien beſonders eroͤr—⸗ 
tert werdet. 

1. Was zunächſt die evangelifhen Geiſtlichen anlangt, fo 

ift Die Frage zu verneinen. 

Nach der Älteren Verfaſſung wurden die evangelifchen Geift- 
lichen auf Grund des $. 19. Th. I. Tit. 11 des A. L. R. als un: 
mittelbare Staatsbeamte angefehen. 

Sie Teifteten dem Könige den Eid der Treue 

„0 wie 28 einem Diener der chriftlichen Kirche und Des Staates 
geziemt. Ä 

Diefes Verhältniß Hat feit der mit dem Jahre 1848 eingetre- 
tenen Veränderung der Staatöverfaffung aufgehört. 

Schon die Verfafjungsurfunde vom 5, Dezember 1848 wies 
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im Art. 12 der ewangelifchen Kirche eine felbfiftänndige Stellung 
anz und während fie in Art. 20 die öffentlichen Lehrer ausdrücklich 
in die Reihe der Staatspiener ftelt, findet ſich in derſelben Feine 
Stelle, weldje ein gleiches Verhältniß für die evangelifchen Geift- 
lichen irgend vorausfegen läßt. 

An diefe in der Berfafiungsurfunde vom 5. Dezember 1848 
ausgedrückten Grundſätze Fnüpften ſich alsbald praftifche Folgen. 

Durch die Allerh. Ordre vom 26. Januar 1849 wurde „in 
Folge der eingetretenen Veränderung der Staaatövers 
faffung” eine von dem Staatsminifter der geiftlichen Angelegen- 
heiten unabhängige Behörde errichtet, und dieſe mit der oberften 
Berwaltung der inneren evangelifchen Kirchenfachen, in unmittel- 
barer Unterordnung unter des Könige Mafeftät beauftragt. Diefer 
Behörde wurde, neben andern Attributen, auch die Disziplin über 
die evangelifchen Geiftlichen übertragen und damit anerfannt, daß 
man das Staatsdiener-Verhältniß der evangelifchen Geiftlichen 
für gelöft erachtete. 

Eine zweite Folge deſſelben Grundfages ergab ſich bei Erlaß 
ber Verordnung vom 11. Juli 1849, betreffend die Dienftvergehen 
der nicht richterlichen Beamten. Diefe Verordnung wurde in $. 1 
für anwendbar erflärt „auf alle in unmittelbarem oder mit- 
telbarem Staatsdienfte ſtehenden Beamten,” mit Ausfchluß 
allein der Richter; dagegen für nicht anwendbar auf Geiftlidhe und 
Kirchenbeamte. Auch hierin ift das ausprüdliche Anerfenntniß ges 
geben, daß Geiftlihe und SKirchenbeamte als folche nicht mehr 
Staatsbeamte find. 

Durch die Revifion der Verfaffungsurfunde vom 5. Dezember 
1848 iſt in diefen Grundſätzen nichts geändert worden. Der Art. 15 
ber Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 ſtimmt mit dem Art. 12 
dee Verfaffungsurfunde vom 5. Dezember 1848 wörtlich überein. 

Der Umftand, daß der evangelifche Geiftliche zur Zeit noch den 
öffentlichen Glauben für fein Kirchenbuch und die Befähigung befigt, 
durch Trauung rechtöfräftige Ehen zu ftiften, macht ihn nicht zum 
Staatsbeamten im Sinne der Verfafiungsurfunde. Der Art. 19 
behält eine befondere Regelung dieſes Verhältniffes ausdrücklich vor. 
Der evangelifche Geiftliche findet fi) in dieſer Beziehung ganz in 
derfelben Lage, in welcher fich die römiſch-katholiſchen Geiftlichen, 
die Geiftlichen der Brüdergemeine, die getrennt Tutherifchen Geiftlichen 
und diejenigen Xelteften der Menrionitengemeinden befinden, deren 
Givilftandsafte zur Zeit noch bürgerliche Geltung haben. Eine neue: 
Vereidigung aller diefer Religionsdiener auf Grund des Art. 108 
um der ihnen nur aceidentell beimohnenden öffentlichen Berechti⸗ 
gung zu gewifien Akten Fann nicht gefordert werben. 

Wenn nun hiernad) die neue Vereivigung der evangelifchen Geift- 
lichen und Kirchenbeamten als folder auf Grund des Art. 108 
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der Berfaffungsurfunde nicht ftattfinden kann, fo muß doch zur Ver: 
meidung von Irrungen hier ausprüdlich bemerkt werben: 

a) daß die evangeliichen Geiftlihen und Kirchenbeamten aud) 
ohne eine ſolche befondere Vereinigung Fraft ihrer allgemeinen 
Unterthanenpflicht, und Fraft ihres früher bereits geleifteten 
Dienfteides, nad wie vor zur Treue und zum Gehorfam 
gegen Seine Majeftät den König und zur gewifienhaften 
Beobachtung aller Landesgefege, zu denen auch die DVerfaf- 
fung vom 31. Januar 1850 gehört, verpflichtet find und 
bleiben; und 

b) daß diejenigen Geiftlihen und Kirchenbeamten, welche neben 
ihrem kirchlichen Amte noch ein Staatsamt, 3. B. ein 
Schulamt, befleiven, ſich nicht weigern können, den Eid 
auf Grund des Art. 108 der Verfafſungsurkunde zu leiſten. 

Anderntheils knüpft fich aber an die veränderte Form der Staatd- 

verfaffung die Nothwendigfeit, fortan in dem Dienfteide der Geift- 
lichen die Bezeichnung „als Diener des Staats” fallen zu laſſen. 

2. Was nun ferner die Mitglieder der Konfiftorien und 
der Abtheilung des Minifteriums für die inneren 
evangelifhen Kirhenfahen anbetrifft, fo muß auch 
hier vorweg ausbrüdlidy bemerkt werden: 

a) daß diefelben, Fraft ihrer allgemeinen Unterthanenpflicht und 
fraft des von ihnen in ihren bisherigen Dienftverhältniffen 
geleifteten Dienfteides, nad) wie vor und unter allen Um: 
ftänden zur Treue und zum Gehorfam gegen Se. Majeftät 
den König und zur gewiffenhaften Beobachtung aller Lan- 
deögefege, alſo namentlich auch der Verfafjungsurfunde vom 
31. Januar 1850 verpflichtet bleiben; und 

b) daß daher der materielle Inhalt des in Art. 108 der 
Verfaffungsurfunde geforderten Eides Feine Verpflichtung 
enthält, die ihnen nicht ſchon jebt obliegen, und welche von 
fich abzulehnen von ihnen irgend beabfichtigt werden Fönnte. 

Dagegen ftehen der Vereivigung der Mitglieder der Konfifto- 

rien und der genannten Abtheilung, als ſolche, auf Grund des 
le 108 Bedenken anderer Art entgegen. Diefe Bedenken find 
olgende. | 

Der Art. 108 fordert die Vereivigung aller Staatsbeamten. 

Dagegen fondert der Art. 15 der Verfaflungsurfunde fehr fcharf und 
beftimmt dasjenige aus, was nicht zur Domäne des Staats ge- 
hört, fondern der Kirche als ſelbſtſtändiges Gebiet anerfannt 
wird. Diejenigen Behörden, welche diefes der Kirche zugeftanvene 
Gebiet verwalten, können alfo im Sinn und Geift der Verfafjungs- 
urkunde nit als Staatsbehörben, fondern nur als Kirchen⸗ 
behoͤrden angefehen werben. 

Das Refiort der Konfiftorien und das der Abtheilung des Mir 
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nifteriums für die inneren evangelifchen Kirchenſachen ift aber nach 
den Verordnungen vom 23. Dftober 1817, 31. Dezember 1825 und 
37. Zuni 1845, fo.wie nad) der Allerh. Kabinetsorbre vom 26. Ja⸗ 
nuar 1849 fo abgegrenzt, daß daſſelbe — mit Ausnahme eines 
fogleich zu berührennen Nebenpunftes — lediglich innerhalb des 
Kreifes fallt, den der Art. 15 der DVerfaffungsurfunde der Kicche 
als ihre ſelbſtſtändiges Gebiet anerkennt. Es Eönnte daher nicht 
im Sinne der Verfaffungsurfunde liegen, die Konfiflorien und die 
Abtheilung, welche Iebtere ja eben um der veränderten Staats⸗ 
verfaffung willen bereits als felbftftändige, von dem verantwort- 
lihen Staatsminiftee unabhängige Behörde Eonftituirt ift, und 
deren Reſſort Lediglich die kirchlichen Angelegenheiten zum Ge- 
genkande hat, dennoch wieberum als Staatsbehörden zu charafte- 
rifiren, und yon ihren Mitgliedern als folchen den im Art. 108 
vorgefchriebenen Stantsbeamteneid zu fordern. 

Wollte man dagegen einwenden, 

1. daß die Mitglieder diefer Behörden vom Könige ernannt feien, 
fo folgt daraus allein die Staatsbeamten- Qualität noch 
nicht, da ja nad) der noch zu Recht beftehenden Verfaſſung 
der evangelifchen Kirche der König, als vornehmftes Glied 
der Kirche, das oberfte Kirchenregiment in derfelben führt, 
und in dieſer Eigenfchaft die Mitglieder der Kirchenbehoͤrden 
ernennt; - 
daß dieſe Mitglieder ihr Gehalt aus Staatöfaffen empfan- 
gen; fo ift andererfeits zu bemerken, daß auch dieſes Moment 
nicht entfcheivet, da ja auch die Ausftattung der Fatholi- 
[hen Kirchenbehörden aus Staatsmitteln erfolgt ift, und bie 
evangelifche Kirche nach Art. 15 der Verfaſſungsurkunde 
fih gegenwärtig dem Staate gegenüber ganz in demfelben 
Rechtöverhältniffe befindet, wie die Fatholifche Kirche. 

3. Endlich fönnte eingewendet werden, daß die Konfiftorien und 
- die Abtheilung an der Ausübung der Iandesherrlichen Bas 
tronatrechte bei Pfarrbefegungen Theil nehmen, und um 
diefer Betheiligung an der Ausübung eines ſtaatlichen 
Rechtes willen felbft einen ftaatlichen Amtscharafter an ſich 
trügen. Aber auch diefer Einwand erſcheint nicht Durchgreis 
fend, einmal um deswillen nicht, weil in den landesherr⸗ 
lihen Patronatrechten auch zahlreiche Firchlicdye, auf der 
oberbifchöflichen Qualität des evangelifchen Landesherrn be- 
ruhende Rechtstitel mit eingemifcht fich finden, fodann aber 
auch deshalb, weil die Ausübung dieſer Patronatgerechtjame 
von den Konfiftorien vermöge $. 2 der Verordnung vom 

27. Suni 1845 nur auftragsmweile, von der Abtheilung im 

Minifterium nur im Einverftändpniß mit dem die Rechte 

des Staats wahrnehmenden Minifter der geiftlichen Angele- 
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genheiten gefchieht, mithin alfo durch dieſes Accidens der 
eigentliche Firchliche Charakter dieſer Behörden nicht verwifcht 
werden fann. 
Endlich aber muß auch noch darauf hingewieſen werden, daß 
durch eine DVereidigung der Mitglieder der Konfiftorien und der Abs 
theilung als ſolcher, und auf den Grund des Art. 108, der der 
malige rechtliche Beftand der evangelifchen Kirche auf eine fehr bes 
denkliche Weife alterirt werben würbe. 

Die Konftftorien und die Abtheilung bilden zur Zeit einen 
integrirenden Beftandtheil der zu Recht beftehenden Verfaſſung der 
evangelifchen Kirche; ob dieſe Behörden und Organe in der Fünftigen 
Entwidelung der evangelifchen Kicchenverfaffung werben beibehalten, 
oder durch andere erfegt werben, mag dahingeftellt bleiben. So viel 
fteht thatfächlich feft, daß die Beibehaltung derfelben von vielen und 
gewichtigen Stimmen in der Kirche — es braucht nur an die An- 
träge der NRheinifchen und Weftphälifchen Provinzialfynode erinnert 
zu werden — für eine Nothwendigfeit erachtet wird. Sollten nun 
diefe Behörden gleichwohl durch einen Akt der Staatsgewalt jet 
für Staats behörden erflärt werben, fo würde der Kirche dadurch 
ein Organ, das für fie beftelt ift, das einen Theil ihrer zu Recht 
beſtehenden Verfaſſung bildet, und deſſen Beibehaltung in beftehender 
Weiſe fie jedenfalls fo lange zu erwarten berechtigt ift, bis fie zu 
einer definitiven Befchlußnahme über ihre Fünftige Verfaffung in ven 
Stand geſetzt fein wird, entzogen und die Kirche in dem Augenblide, 
wo ihr durch Die VBerfaffungsurfunde ihre Freiheit und Selbftftändigfeit 
garantirt wird, aus dem bisherigen Iandesherrlichen Kirchenregiment 
in ein reines Staatsregiment hinüber gebradjt werde. Damit 
würde aber auch diefen Behörden alle moraliſche Kraft ihrer ferneren 
Amtswirkfamfeit entzogen, und die Auffündigung des Gehorſams 
gegen fie, zu welcher ſchon jegt gewiffe, dem wahren Wohle der 
Kirche und des Staats nicht eben förderliche Richtungen eine nur 
zu große Neigung befigen, würde in dem Art. 15. der Verfaffungs- 
urfunde einen vollgültigen Rechtstitel erlangen. 

Dies erwogen würde es daher im höchften Grade bevenflich 
erfcheinen, die Mitglieder der Konfiftorien und der Abtheilung für 
die inneren evangelifchen Kirchenfachen als folche als Staats; 
beamte zu bezeichnen und den in Art. 108. nur von den Staats- 
—* geforderten Eid auch von dieſen Kirchenbeamten zu 
ordern. | 

Den Behörden und Organen, weldye nad) der beftehenpen 
kirchlichen Verfaſſung die Angelegenheiten der Fatholifchen Kirche 
leiten, wird ein folches Anfinnen nicht geftellt werden. Einer gleichen 
Anerkennung ihrer dermaligen zu Recht beftehenden Verfaffung, wird 
fi) auf Grund des Art. 15. der Verfaſſungsurkunde auch Die evan⸗ 
gelifche Kirche verfehen dürfen. 
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Dagegen verfteht es fi, wie ſchon oben bei den Geiftlichen 
und Kirchenbeamten erwähnt ift, von felbft, daß diejenigen Mitglieder 
ver Konfiftorien und der Abtheilung, welche außer ihrem kirchlichen 
Amte in diefen Kategorien noch ein anderes Staatsamt befleiden, 
wie 3. B. das Oberpräfivium, die Mitgliepfchaft in der Regierung, 
in dem Provinzial-Schulfollegium u. ſ. w. in dieſer Eigenfchaft 
ven Eid nach Art. 108. unweigerlich zu leiften haben. 


8. 


a ⸗e 


Die Abtheilung des Minifteriums für die inneren evangelifchen 
Kichenfachen Hat fich veranlaßt gefehen, mir mittelft gefälligen 
Schreibens vom 18. v.M., eine Denkſchrift vorzulegen, in welcher 
‚ bie Zuläffigkeit der Vereivigung fowohl der Geiftlicyen als der Mit- 

glieder der Abtheilung und der Konfiftorien auf die Verfaflung einer 
näheren Erörterung unterworfen if. Hierauf erwiedere ich, was 
zunächſt den lebtern Theil der Frage anlangt ergebenft, daß das 
Königliche Staatöminifterium ſchon vor dem Eingange jener Denf- 
fhrift die Gründe, welche gegen die Vereidigung der Konfiftorials 
räthe und der Glieder der Abtheilung des Minifteriums für die 
inneren ewangelifchen SKicchenfachen angeführt werden können, mit 
Sorgfalt erwogen hatte. Da indeſſen fomohl jene als diefe Beamte 
dem Staate zur Zeit noch deshalb verantwortlich find, weil fie in dem 
Gebiete der, von der Stantsverwaltung noch nicht abgelöften Erterna 
der Kirche befchäftigt werben, fo ſchien auch ihre Vereidigung in. diefer 
Beziehung nicht umgangen werden zu können, und es ift deshalb 
diefelbe in Gemäßheit eines von dem Staatsminifterium gefaßten 
Beichluffes von mir angeorbnet worden, noch bevor die gefällige 
Arußerung vom 18. v. M., an mich gelangt war. Daß hierdurch 
den Tirchlichen Pflichten der betreffenden PBerfonen Fein Eintrag ge- 
ſchieht und daß weder die Konftftorien noch die Abtheilung in Folge 
diefer Vereidigung ihrer Mitglieder als ausjchließliche Staatsbehörden 
aufgefaßt werden können, verfteht ſich von felbft, und ich glaube 
baher um fo weniger befürchten zu dürfen, daß durch die getroffene 
Anordnung eine Alterirung des Firchlichen Beftandes eintreten werbe. 
Vielmehr werde ich meinerfeits, wie bisher, fo auch für die fernere 
Dauer des gegenwärtigen Verhältniſſes den Firchlichen Charakter der 
gedachten Behörden ſtets anerfennen und aufrecht erhalten. In Bes 
treff der evangeliſchen Geiftlichen hatte das Königliche Staatsmini- 
fterium gleicherweile fchon vor dem Eingange der Denkſchrift dahin 
Beſchluß gefaßt, daß eine Vereidigung verfelben als folcher nicht 
fattfinde, es erjcheint mithin auch dieſer Gegenftand als erledigt. 
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Anwiefern dagegen der bisher übliche Dienfteib der Gelftlichen einer 
Mopififation unterliegen müffe, wird Tediglich die Abtheilung ſelbſt 
zu erwägen haben. 

Indem ich dies ergebenft anheimftelle, verfichere ich ſchließlich, 
daß ich dem in dem gefälligen Schreiben ausgefprochenen Wunfche 
gemäß, den viesfalfigen nach der beftehenden Gefchäftsorbnung zu 
meiner Kenntniß gelangenden Veranlaſſungen gern eine befondere 
Aufmerkfamfeit und Förderung widmen werde. 

Berlin, den 6. März .1850 


Der Miniſter der geifllichen Angelegenheiten. 


v. Ladenberg. 
An die Abtheilung des Minifteriums für 
die inneren evangelifchen Kirchenfachen. 


g. 


ut 


Dem Königlichen Konftftorium theilen wir in Beziehung auf 
bie Vereidigung der evangelifch -Firchlichen Behoͤrden auf Grund des 
Art. 108. der Verfaffungsurfunde anliegend Abfchrift eines von dem 

ern Minifter der geiftlichen Angelegenheiten und zugegangenen 
hreibens vom 6. v. M. zur SKenntnißnahme und Benutzung mit. 

Wir finden hierin den Firchlichen Charakter der evangeliſch⸗ 
kirchlichen Behörden in befriebigenber MWeife anerkannt und gewahrt, 
und wird biefe Erfärung zugleich das Königliche Ronfitorlum in 
den Stand fegen, etwaige Bevenfen, welche in dem Reſſort deſſelben 
hervortreten follten durch angemefiene Belehrung zu beruhigen. 

Berlin, den 22. April 1850 


Miniflerium der geifllichen Angelegenheiten. Abtheilung für 
die inneren evangelifthen Kirchenfachen. 


v. Uechtritz. 
An das Königliche Konfiftorium zu N. R. 
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IN. 


Berhaltnig der Rheiniſchen und der Weſtphaliſchen Pro⸗ 
vinzialfirche zu der Preußiſchen Landesfirche. 


10. 


Die Rheinifche Provinzialfynopde Hat in ihrer mit Genehmigung 
der Staatsbehörde gehaltenen außerordentlichen Verfammlung zu 
Duisburg vom 17.— 30. März v. J. die Verhältniffe der evange⸗ 
lichen Kirche in Preußen, Tomoht in ihrer Gefammtheit, als auch 
insbefondere in Beziehung auf die Rheinprovinz, zum Gegenftande 
einer tief eingehenden Berathung gemacht, und in einer Reihe von 
Heſchlüſſen und Anträgen ihre Anfichten über dasjenige niedergelegt, 
was fle unter den gegenwärtigen, veränderten politifchen Zuftänden 
unferes Waterlandes für nothwendig und heilfam für den Beſtand 
und das Gedeihen der evangelifchen Kirche erachtet hat. 

Mir haben die Wichtigkeit dieſer Verhandlungen von Anfang 
an auf das Beftimmtefte erfannt und denfelben diejenige Aufmerf- 

; famfeit zugewendet, welche die Aeußerungen eines fo Iebensfräftigen 
| nen ber Kirche, wie die des Rheinlandes, mit Recht in Anfpruch 
nehmen. 

Wenn wir gleichwohl auf diefe Kundgebung der Nheinifchen 
Provinzialficche bis jet noch Feine Exrwiederung haben ergehen 
Inffien, fo Legt der Grund davon in Verhältnifien, welche außerhalb 
unferer Macht ftehen. 

Zunächſt waren es die politifchen Zuftände unferes Vaterlandes, 
die Kämpfe welche während des Jahres 1849 um die Aufrechthaltung 
ber öffentlichen Dronung in Deutfchlandb geführt werden mußten, 
und die Arbeiten wegen Reviſton der Verfaffung, welche ed ung 
noch nicht geftaiteten, einen auf filherer Grundlage beruhenden Plan 
für die den neuen Berhältniffen entjprechende Orbnung der evange- 
liſchen Kirche in Preußen zu entwerfen und an deſſen Ausführung 
u arbeiten. So lange nicht die Grundſätze definitiv feftgeftellt 
waren, nad) welchen bie öffentliche Staatsgewalt ſich in Zufunft 
ber evangelifchen Kirche gegenüber verhalten wolle, fo lange fehlte es 
noch an einer ficheren Beftimmung der Grenzlinie, innerhalb welcher 
die Kirche fich frei zu bewegen ungehindert fein würde, und weflen 
fh die Kirche von dem Staate ferner zu verfehen habe. Es ift 
befannt, welche bedeutungsvolle Discuffionen parüber in den Kammern 
geflogen worden find, und wie erft durch den Abfchluß der revidirten 
Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar d. I. ein Ruhepunft gewonnen 

2* 





20 


worden ift, welcher der Kirche das Hffentliche Anerfenntniß ihres 
Rechtes und ihrer Pflicht fich in-ihrem eigenen Innern felbftthätig 
fortzubilden, dauernd gefihert hat. 

MNach dieſem Abſchluſſe des politifchen Verfafiungswerfes haben 
wir es nun unfere erfte und ernftefte Sorge fein laffen, diejenigen 
Schritte einzuleiten, welche dahin führen follen, die Kirche in den 
Zuftand verfaffungsmäßiger Selbftftändigfeit zu erheben. Wir haben 
aber dabei nad) der und durch die Allerhöchfte Drpdre vom 26. Januar 
1849 gebotenen Stellung, unfer Augenmerk nicht auf die Verhältnifle 
der Rheinischen Provinzialfirche allein befchränfen gedurft, fondern 
wir haben ven Bli auf die Gefammtzuftände der evangelifchen Kirche 
in unferm Baterlande richten, und und bewußt fein müfjen, daß es fid 
um einen großen organifchen Gefammtbau handelt, welcher, bei mög- 
lichfter Freiheit und Selbftfländigfeit der einzelnen Theile und Gliede⸗ 
rungen, doch nach Außen hin als ein gefchloffenes Ganzes fich darſtelle. 
Zu diefer Auffaffung unferer Aufgabe mußte uns eben fo fehr der Gang 
der gefchichtlichen Ereigniffe leiten, welcher durdy Gottes Fügungen 
feit länger al8 einem Menfchenalter die Kirchen der weftlichen Pros 
vinzen mit denen der übrigen Landestheile zu einem gemeinfamen 
Berbande zufammengefügt hat, als der Blick in die Bepürfniffe und 
in die Noth der Gegenwart, indem wir es uns nicht verhehlen 
fonnten, daß die evangelifhe Kirche in Preußen nur durdy einen 
innigen Zuſammenſchluß aller ihrer Glieder, und in ſtarker Einigfeit, 
im Stande fein werbe in allen Fragen von Bedeutung, fowohl- der 
Drganifation anderer Kirchen, ald auch den öffentlichen Staatsge⸗ 
walten gegenüber, und endlich im Konflikte mit den widerchriftlichen 
Mächten der Zeit, dasjenige Gewicht in die Wagfchaale der Ent 
fheidung zu werfen, deſſen fie zu ihrer eigenen Erhaltung bedarf. 
Eine Auflöfung der evangelifhen Gefammtfirhe in Preußen in 
vereinzelte Provinzialfircyen würde nad) unferee Ueberzeugung und 
genauer Kenntniß der DVerhältniffe, das evangeliiche Bekenntniß in 
eine fo bedenkliche Stellung verfegen, daß wir die Verantwortung 
der daraus erwachfenen Folgen nicht zu übernehmen vermöchten. 

Bon diefer Auffaffung ausgehend haben wir daher die weiteren 
Schritte vorbereitet, und diefelben der Genehmigung Seiner Majeftät 
des Königs vorgelegt. Wir glauben die Zuſtimmung Seiner Ma: 
jeftät mit Zuverfiht hoffen zu dürfen, und nehmen baher feinen 
Anftand, den wefentlihen Inhalt unferer Vorlagen, da die Zeit des 
erneuten Zufammentrittö der Rheiniſchen Provinzialſynode herannaht, 
fhon jest zur Kenntniß des Königlihen Konfiftoriums, und buch 
Diefes der Synode, gelangen zu laflen. 

Nach unferer Meberzeugung erfordert das nächfte Bebürfniß ber 
evangelifchen Kirche in unferm Vaterlande für jegt zweierlei; nämlich 
die Befeftigung eines felbftftändigen Mittelpunftes für die Vertretung 
ber enangelifhen Gefammtintereffen, und eine Heranbildung ſelbſt⸗ 
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fänbiger Organe für die einzelnen Firchlichen Glieverungen, in vens 
jenigen Zandeötheilen, in denen eine ſolche bisher noch unentwidelt 
geblieben ift. 

Was den Iesteren Punkt anbetrifft, fo befindet fich die Rheiniſche 
Provinzialkirche bereitd in der günftigen Rage, derartige Organe zu 
befigen. Für fie bedarf ed daher in diefer Beziehung feiner neuen 
Schöpfungen, und ift diefelbe daher auch in unferen desfallfigen 
Anträgen unberührt geblieben. Für die weftlichen Provinzen wird 
hier vorläufig die Mittheilung genügen, daß, wenn unfere Anträge 
genehmigt werben, auch in den öftlichen Provinzen unverzüglich zur 
Bildung Firchlicder Gemeindevorftände gefchritten, und damit der erfte 
Schritt zur Herbeiführung einer Gefammtvertretung der evangelifchen 
Kirche in Preußen gefchehen wird. 

In unmittelbarer Beziehung zu der Firchlichen Verfaſſung der 
weftlichen Provinzen fleht dagegen die Frage wegen Beibehaltung 
eines Gentralorgans für die Wahrnehmung der evangelifchen Ges 
fammitinterefien. 

Sehen wir dabei auf die Vergangenheit zurüd, fo finden wir, 
daß von der Zeit der politifchen Vereinigung des Preußiſchen Staats 
zu feinem gegenwärtigen Beftande an, bis zum Jahre 1848, und bis 
in defien Ende, ein folches Gefammtorgan in der That beftanven 
hat. Die Wahrnehmung der evangelifchen Gefammtinterefien war 
dem jebesmaligen Minifter der geiftlichen Angelegenheiten anvertraut. 
Rah ausprüdlicher Beftimmung der Gefehe (Verordnung vom 
27. Oktober 1810. Abfchn. Minift. des Innern. Lit. C. Nr. 1 und 2, 
Geſetzſamml. v. 1810. ©. 13.) war der Minifter der geiftlichen An⸗ 
gelegenheiten nicht blos berufen, die Rechte des Staats in Reli: 
gionsfachen (jus circa sacra) wahrzunehmen, fondern auch böfleivet 
mit der Vollmacht zur oberen Leitung der evangelifchen Sicchenfachen 
felbft, (jus sacrorum), und ift derfelbe in dieſer Beziehung ganz in die 
Stellung eingetreten, weldye vor dem Sahre 1810 die evangelifchen 
oberften Kirchenbehoͤrden, das Iutherifche Oberfonfiftorium und das 
teformirte Kirchendireltorium eingenommen hatten. Daß diefe Kom⸗ 
bination verfchiedenartiger Funktionen in der Perſon eines Minifters 
ber ſelbſtſtändigen Entwidelung der Kirche nicht förderlich fein Fonnte, 
und dem gefchichtlichen Rechte der evangelifchen Kirche in Deutfchland, 
auch nach den Grundſaͤtzen der Konfiftorialverfaffung, nicht entfpredhe, 
war ſchon vor dem Sahre 1848 faft allgemein zum Bewußtfein 
geworben, und auf defien Befeitigung Bedacht genommen. Die Noth- 
wendigfeit einer Veränderung ftellte fi nur um fo überzeugender 
heraus, als in Folge neuer politifcher Gefege der Minifter der geift- 
lihen Angelegenheiten zugleich der, unabhängig von dem religiöfen 
Befenntniffe, berufenen Landesvertretung verantwortlich gemacht wurbe. 
Es Fam daher darauf an, die Funftionen des Minifters der geiftlichen 
Angelegenheiten auf diejenigen Gerechtfame zu befchränfen, welche 


22 


derſelbe im Auftrage und Namens des Staats bisher geübt hatte 
(jus circa sacra), die Wahrnehmung der Gefammtinterefien ber 
evangelifchen Kirche aber (jus sacrorum), einem vom Staate unabs 
hängigen Firchlichen Organ zu übertragen. In diefem Sinne erging 
die Allerhöchfte Ordre vom 26. Januar 1849. Diefelbe trennte, 
wenigftens in den wejentlichften Beziehungen, das innere Gebiet der 
evangelifchen Kirche von dem Reſſort des Minifters ab, und überwies 
das erftere der Fürforge der unterzeichneten Abtheilung, welche zu 
diefem Behufe als felbftftändig und unabhängig von dem Minifter 
anerkannt, mit einem eigenen Borfigenden verfehen, und kollegialiſch 
formirt wurde. 

Urtheilen wir nun, unabhängig von jeder perfönlichen Bezie⸗ 
hung, über den Werth diefer neuen Inflitution als folche, fo erken⸗ 
nen wir ben Gewinn für die Kirche darin, daß biefelbe, wenigftens 
in ihren innerften Angelegenheiten, fofort von der unmittelbaren Uns 
terorbnung unter einen hochgeftellten Stantsbeamten unabhängig ges 
macht worden ift, ohne der Gefammtvertretung verluftig zu gehen, 
deren die Kirche zu Wahrung ihrer Interefjen unter den gegenwärs 
tigen Berhältniffen mehr, als zu irgend einer Zeit, dringend bebarf. 
Wir haben daher, ohne den weiteren Modalitäten für die Fünftige 
Bildung und Zufammenfegung diefes entralorgans damit vorgreifen 
zu wollen, an der Nothwendigkeit einer Beibehaltung deſſelben feſt⸗ 
halten zu müſſen geglaubt, und unfere Anträge dahin gerichtet, daß 
dDiefes Organ durch eine felbftftändige kirchliche Bezeichnung, als 
. Evangelifcher Oberfirchenrath, auch nad) Außen hin als Dasjenige, 
was fie fein fol, präbicirt, und durch eine Erweiterung und ſchaͤr⸗ 
fere Begrenzung ihrer Gerechtſame, der Staatsbehörde gegenüber, 
in den Stand gefebt werbe, die Gefammtinterefien der Kirche nad 
Außen hin mit erhöhter Wirkfamfeit zu vertreten. 

Was dagegen die Stellung der Abtheilung, und Fünftighin des 
Evangelifchen Oberfirchenraths, zur Kirche felbft anlangt, 5 halten 
wir dafür, daß die Befugniffe defjelben für jebt wefentlich in bem 
Umfange verbleiben müflen, in welchem fie von dem Minifter der 
geiftlichen Angelegenheiten an fie übergegangen find. Der Umfang 
der kirch lichen Attributionen, welche in der Zeit von 1815 bis 
1848 von dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten für die evans 
gelifhe Geſammtkirche in Preußen geübt worden ift, ift ein gemein- 
ſchaftliches Eigenthum biefer Geſammtkirche, uud wir erachten ung 
unferer Stellung nad) für verbunden, daſſelbe getreu zu verwalten, 
bis die Kirche dazu herangebildet fein wird, mit Hülfe einer um- 
faffenden Gefammtvertretung darüber weitere Entfchließungen zu faflen. 

So wenig wir uns daher in dem gegenwärtigen Entwidelungs» 
fladium für berechtigt halten dürfen, Rechte in Anſpruch zu nehmen, 
welche die geordnete Freiheit und Selbftftändigfeit der einzelnen Glie- 
derungen der Kirche in größeren oder Fleineren Streifen beeinträch- 


23 


tr gen würben; eben fo wenig würben wir es verantworten Fönnen, 
vie Rechte der Gefammtheit der freien Befigergreifung durch biefe 
einzelnen Glieverungen hinzugeben, und das Gemeingut Aller an bie 
Einzelnen zu vertheilen. — 

Dies ift in den weientlichften Hauptzügen der Boden des Rechts, 

auf welchem wir und zu bewegen haben. 

} Wir verhehlen und dabei nicht, daß wir hierin nicht in völ⸗ 

iger Mebereinftimmung mit derjenigen Auffafjung flehen, weldje den 

| Beſchlüſſen der außerorbentlihen Provinzialfynode von 1849 zum 
Grunde Tiegt. Aber wir halten es für die erfte Pflicht, und für 
die Grundbedingung eines fegensreihen Zufammenwirkens, die gegen- 
gen Verfchiedenheiten zum Haren Bewußtfein und Verſtaͤndniß 
in bringen. | 

Die Provinzialfynode von 1849 geht, wenn wir den Sinn ihrer 

Beſchlüſſe richtig erfaßt Haben, von ber Grundanfchauung aus, daß 
wit der verfaflungsmäßig ausgefprochenen Sonderung der Gebiete 
des Staats und der Kirche alle diejenigen Funktionen unmittelbar 
erloſchen ſeien, welde bis dahin durch den Minifter der geiftlichen 
Angelegenheiten in der Kirche geübt worden find; daß der Inhalt 
dieſer Funktionen den im Augenblide jener Veränderung vorhandes 
nen kirchlichen Organen zugefallen fei, und baß die Aufgabe fich 
nur darauf beichränfe, vie letzteren in den Beſitz jener Funftionen 
u ſetzen. In diefer Auffafjung erfcheint e8 durchaus folgeredht, 
wenn die Provinzialſynode, als das bebeutungsvollfte kirchliche Organ 
ver Provinz, unmittelbar mit der Staatögewalt in Verhandlung tres 
ten, von dieſer die Ausantwortung der Firchlichen Rechte und Güter 
fordern, und ſich felbft unverzüglich fo verfaffen zu müffen geglaubt 
hat, daß fie den mit der Uebernahme dieſer Gerechtfame auf fie fom- 
menden Verpflichtungen gewachſen fei. Wir wiffen dieſes muthige 
und entfchlofiene Auftreten der Synode zu einer Zeit, wo der Des 
Rand aller bürgerlichen Einrichtungen fchwanfend geworben zu fein 
Ihien, und wo viele der treueften Glieder der Kirche nur durch ein 
unerfchrodenes Handeln Dasjenige, was möglich fei, der Kirche er⸗ 
halten zu können glaubten, in vollem Maaße anzuerkennen und zu 
würdigen. Zugleich müflen wir es, von dieſem Standpunfte aus 
betrachtet, als ein erhebendes Zeugniß brüderlicher, evangelifcher Ges 
meinfchaft anerfennen, daß bie Synode in der Noth eigener Bes 
vrängniß doch den Blick auf die Schweſterkirchen des Landes nicht 
verloren, und das Verlangen ausgedrückt hat, fich mit diefen, ja, 
wenn Gott Gnade giebt, mit allen übrigen evangelifchen Kirchen 
Deutfchlands, die auf dem Grunde der Anerkennung der normiren- 
den Autorität des Wortes Gottes und der fortvauernden Geltung 
der reformatorifchen Bekenntniſſe in Sachen der Lehre und des Kul- 
tus beharren, zu einem größeren Ganzen zu erbauen. Wenn aber 
hierbei, wie es den Anſchein bat, die Vorausfegung zum Grunde 
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lag, als fei das gemeinfame Band, welches bis dahin bie evange, 
liſchen Kirchen aller Randestheile verfnüpft hatte, nur ein rein flaat- 
liches, aller inneren Firdhlichen Bedeutung entbehrendes gewefen, als 
habe mit der Veränderung der Staatsform ein jedes ſolches kirch⸗ 
liches Band aufgehört, und handle es ſich jebt nur darum, nicht 
eine beftehende kirchliche Verbindung der verjchievenen Provinzen 
unter einander zu erhalten, fondern ſolche erft neu anzubah— 
nen und zu fchaffen: fo ift dies eine Vorausſetzung, welche wir, 
der obigen Ausführung gemäß, nicht ald die richtige anzuerkennen 
vermögen. 

Die Aufgaben, welche zu löfen der Kirche gegenwärtig obliegt, 
und welde in der praftifhen Durchführung des verfaffungsmäßig 
anerkannten Prinzips der Auseinanderfegung zwifchen dem Rechtes 
gebiete der Kirche und des Staats, fowie in der Fortbildung ber 
Kirche zu einer felbftftändigen und felbftthätigen Gefammtverfaffung 
vorgezeichnet find, find von fo großer Bedeutung, und, wie die im 
Mittelpunfte der öffentlichen Angelegenheiten und zugänglich gewors 
dene Kenntniß der Verhältniffe uns oft hat erfennen laſſen, von fo 
außerordentlichen Schwierigkeiten und Gefahren nad) Außen wie 
nad) Innen begleitet, daß es zu deren Weberwindung des vollften 
Vertrauens und eines einmüthigen Handelns zwifchen allen verſchie⸗ 
denen Organen der Kirche dringend bedarf. Es liegt nicht in dem 
Gebiete der Möglichkeit, jene Aufgaben mit einem Schlage zu Iöfen 
und durch einen umfafjenden Auseinanverfegungsaft mit Dem Staate, 
fowie durch eine fofort feftzuftellende Verfaſſungsurkunde für die 
Kirche, Diefelben zum Ziele zu führen. Vielmehr bedarf es einer 
andauernden und ausharrenden Arbeit in den Fleinften, wie in ben 
größeften Beziehungen, um jene umgeftaltenden Prinzipien nach allen 
Seiten Hin praftifch zur Anerkennung und zur Geltung zu bringen, 
und einer unermüdeten Wachfamfeit und Thatkraft, um jede hervors 
tretende Gelegenheit im rechten Augenblide zu benutzen. Durch den 
Gang der Ereigniffe find wir an einen Punkt geftellt worden, von 
dem aus es möglich iſt, alle diefe Beziehungen nach Außen wie 
nad) Innen zu überfehben, und wir fühlen in und die Freudigfeit, 
in diefer Arbeit nad) dem Vermögen, welches Gott darreicht, treu 
auszuharren. Aber wir wiſſen nicht minder, daß unfere Bemühun- 
gen nur dann werben eine Frucht haben Fönnen, wenn wir unter: 
ftüst und getragen werden von dem Beiftande derjenigen Organe, 
in welchen die Kirche für jest ihre Stimme Fund zu geben vermag. 
In diefem Sinne fommen wir den diesjährigen Synoden der weft 
lichen Provinzen entgegen. Wir fühlen uns mit ihnen auf dem 
gleichen Grunde evangelifchen Befenntniffes, und find uns bewußt, 
mit ihnen nad) dem gleichen Ziele hinzuarbeiten. 

Die Differenz der Anfichten über die nächften einzufchlagenden 
Schritte zur Erreichung dieſes Ziels, welche zwifchen uns und ver 
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vorjährigen außerordentlichen Synode obzuwalten fcheint, ift, unferes 
Dafürhaltens, nicht eine unbedingt trennende. Wir find daher der 
Juverficht, daß die Synoden den eingefchlagenen Weg für die Zeit 
des Meberganges in eine felbfiftändige Firchliche Gefammtverfafjung 
wit und gehen, und fich ihrer Verpflichtung bewußt fein werben, 
bad Berfaffungswerk in Gemeinfchaft mit und und mit den Ber 
treteen der übrigen Provinzialkirchen des Landes zu vollenden. 
Wenden wir und nun nad diefer allgemeinen Darlegung uns 
ſeres Standpunkte zu den einzelnen Beichlüffen bee Synode von 
1849, fo ergiebt fi daraus von felbft, in wie weit wir Diefelben 
und anzueignen, und deren Ausführung zu unterflügen vermögen. 

1. Mit dem Eingange der Befchlüfie und mit der Ro. 1 vers 
felben erflären wir uns vollfommen einverflanden, und wer⸗ 
den wir in dem gleichen Sinne an unferem Theile an ber 
Verwirklichung diefer Prinzipien arbeiten. 

2. Dem Beſchluß 2 Fönnen wir nur theilmeife beitreten. Wir 
erfennen an, daß die evangeliiche Kirche in Rheinland in 
ihrer Organifation weiter vorgefchritten ift, als die Kirchen 
der Öftlihen Provinzen, und daß es nicht angemefien fein 
würde, fie auf der gegenwärtigen Stufe ihrer Entwidelung 
unverrüdt feftzuhalten, bis Die Tebteren zu einem ähnlichen 
Grade der Organifation gebiehen fein werben. Deshalb wer: 
den wir, wie weiter unten näher angegeben, die Hülfe der 
eigenen Organe der Rheinifchen Brovinzialficche in demjeni⸗ 
gen erweiterten Umfange in Anfpruch nehmen, in welchem 
es ohne Präjudiz für eine Fünftige Geſammwerfaſſung der 
evangelifchen Kirche in Preußen gefchehen fanı. Wir Fün- 
nen aber nicht anerfennen, daß die evangelifche Kirche der 
Nheinprovinz in der Lage fei, fofort für fich allein in den 
Beſitz aller der Rechte zu treten, welche bisher ein Gemein- 
gut der gefammten evangelifchen Kirche in unferem Vater: 
Iande geweſen, und als. foldye unter unfere verantwortliche 
Verwahrung gegeben worden find. 

3. Eben fo wenig vermögen wir dem Beſchluſſe 3 beizupflichten, 
dag die Provinzialfynode die unbefchräntte Autonomie in 
dem dort vorausgefegten Umfange erlangt habe. Das Grund- 
gefeg, auf welchem die berechtigte Autorität der Provinzial: 
fonode ruht, ift die Kirchenordnung vom 5. März 1835, und 
wir benugen gern die Gelegenheit, hier die Erklärung ab» 
zugeben, daß die Rechte der Provinzialfynode von uns ge- 
wifienhaft anerfannt und gefchügt werben follen, und daß 
wir und namentlich nicht für berechtigt halten, in Sachen 
der Lehre und des Kultus anders, ald im Einvernehmen der 
Synode, Anordnungen für die Provinz zu treffen. Dagegen 
fönnen wir das uns anvertraute Recht, die Beichlüffe der 
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Synode in Vertretung des Gefammtinterefies der evangeli⸗ 
ſchen Kirche in Preußen zu beftätigen, wicht aufgeben, und 
vermögen eben fo wenig zu organischen. Veränderungen der 
unter Iandeöherrliher Sanftion erlaffenen Kirchenorbnung 
vom 5. März 1835 die Synode, mit Uebergehung der Ian 
deöherrlichen Genehmigung, für allein berechtigt anzuerfennen. 

4 u. 5. Die Beichlüffe zu 4 und 5 betrachten wir als vors 
bereitende Befchlüffe, und als ein Material für die Bera- 
thung über die Fünftige Organifation der Provinzialkirchen⸗ 
behörden. Um über die praktifche Ausführung derſelben zu 
befchließen, find die Verhältniſſe zur Zeit noch nicht reif. 
Die Einrihtung der Konfliftorien muß Daher, und bis es 
möglich fein wird, für dieſe einen feften Etat mit der Staats- 
behörde zu vereinbaren, in der gegenwärtigen Verfaſſung 
verbleiben. 

Dagegen ift uns für die Befehung der Stellen im Konfiftorium 
fhon jest, und für die Zeit Des Heberganges in eine definitive Vers 
faffung, von dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten eine Mit- 
wirfung in dem Umfange zugeftanden worden, daß ohue unfere Zus 
flimmung die Befegung nicht erfolgen wird. Wir werben dieſes 
Recht in dem Sinne benugen, daß wir uns in vorkommenden Bes 
fegungsfällen vor Abgabe unferer Erklärung zuverkäffig verfichern, 
daß der zu Ernennende das Vertrauen der Provinzialkirche befigt, 
und hoffen wir ſchon auf der bevorftehenden Synode Gelegenheit 
zu finden, derſelben thatſächliche Beweiſe davon zu geben. 

6. Dee Beichluß 6, betreffend die Vereinigung der Provinzial: 
fpnoden von Rheinland und Weftphalen zu einer gemein: 
famen Berathung, hat uns in doppelter Beziehung Bedenken 
erregt. 

Wir erkennen an, daß es ein naheliegendes Beduͤrfniß beiber 
Provinzen fei, die ihnen gemeinfame Kirchenordnung vom 5. März 
1835 gemeinfam und in wechfelfeitiger Uebereinſtimmung fort zu 
entwideln, und wir halten daher die Synoden für vollfommen be- 
rechtigt, alle Schritte, welche diefen Zweck allein zum Gegenftanve 
haben, zu thun. Es unterliegt daher feinem Bedenken, die Vor; 
bereitungen durch gemeinfame Kommiffionen zu bewirken, gemeinfame 
Vorlagen vorzubereiten, und zwifchen den Synoden felbft durch wech- 
felfeitige fchriftliche und perfönliche Kommunifationen, fowie durch 
gemifchte informative Deputationen, alle geeigneten Wege der Ber: 
ftändigung einzufchlagen. Die Mittel zur Erreihung dieſes Zweckes 
dürfen aber nicht fo weit ausgedehnt werden, daß mit Aufgebung 
des rechtlichen Bundaments der beiden Synoden ein neuer beredh- 
tigter Körper hergeftellt werbe. 

Die Legitimation der Provinzialfynoden ruht, wie ſchon oben 
bemerft, auf der Kirchenordnung vom 5. März 1835, und auf 
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- Grund biefer Legitimation hat jede verfelben eine berechtigte Autos 
tät innerhalb ihrer Provinz. 

Der Beſchluß 6 Täßt es nun unbeftimmt, ob das Zufammens 
teten der beiden Synoden nur den Zwed einer gemeinfamen Dis⸗ 
luſſion Haben, die Befchlüffe aber von jeder Synode für ſich gefaßt 
werben follen, oder ob es die Abficht fei, beide zu einem gemein- 
ſamen Körper zu verbinden, dergeftalt, daß die Beſchlüſſe dieſes Ge- 
. fammtförpers für beide Provinzen gleiche Autorität hätten. Im 
erſteren Kalle würde das Zufammentreten beider Synoden nad) allen, 
auf dem parlamentarifchen Gebiete gemachten Erfahrungen, ſich als 
eine verfehlte Maßregel erweifen, und nur dahin führen, die gefon- 
verte rechtliche Perfönlichkeit der beiden Synoden zu verdunfeln und 
ins Unflare zu ftellen. Vielmehr würde unter dieſer Borausfegung, 
wie im Falle einer Einigung zwifchen verfchiedenen Häufern eines 
Barlaments, ver Weg einer informativen Berathung durch gemifchte 
onen der einzig praktifche Weg zur Erreichung des Zie⸗ 
ed fin. 

Wäre aber ein Zufammenfchmelzen beider VBerfammlungen zu 
einem gemeinfamen, befchließenden Körper beabfichtigt, fo wäre dies 
eine vollig neue, organiſche Schöpfung, welche nur durch einen von 
vem Landesherrn fanftionirten Aft der Ticchlichen Geſetzgebung er⸗ 
folgen könnte. Derfelbe würde jedenfalls eine noch vollftändigere 
: Borbereitung, als in dem Beſchluß 6 enthalten ift, erfordern; ins, 
- befondere eine Beftimmung darüber, ob beide Provinzen mit je gleich- 
viel Stimmen, auftreten, oder ob jedes Mitglied der Einzelfynoden 
ein volles Stimmrecht auf der Geſammiſynode haben folle, fowie 
eine pofitive Beſtimmung über die Verbindlichkeit der Befchlüffe der 
Geſammiſynode für die einzelnen Provinzen. 

Darauf weit auch die Analogie der früheren Generalſynoden 
in den clevesmärfifchen: und jülich-bergifchen Landen bin, indem 
biefelben, fo viel uns bekannt, nicht in einer unmittelbaren Verei⸗ 
nigung der beiderfeitigen Provinzialfynoden, ſondern in einer Der; 
einigung befonderer, von den Provinzialfynoden gewählter Deputirs 
ten beftand, und das Kompetenzverhältniß diefer Generalfynoden zu 
ven Provinzialſynoden fehr genau beftimmt war. 

Abgefehen von dieſem vechtlichen Bedenken, können wir aber 
der Provinzialfynode auch dieſes im Gefammtinterefie der evangelis 
Ihen Kirche in Preußen geltend zu machende Bedenken nicht ver 
hehlen, daß durch eine derartige Kombination der beiden weftlichen 
Provinzialſynoden der Anficht, daß die Kirche diefer beiden Provin- 
zen ein. von der Kirche der übrigen Lande vollftändig gefchievenes 
Ganzes bilde, nur ein neuer Stügpunft dargeboten, und die Ent- 
wieelung der ganzen Kirche zu einem organiſchen Geſammtkörper 
erſchwert werden würbe: eine Folge, welche wir, im wohlverftandes 
nen Firchlichen Intereſſe für die Stellung der evangelifchen Kirche in 
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Preußen in ihrer Gefammtheit, und in rüchwirkender Folge auch für 
das Wohl der weftlihen Provinzen, für weit bevenklicher und nach⸗ 
theiliger erachten müßten, als daß fie durd) den Gewinn aufgewo⸗ 
gen würbe, welchen die weftlichen Provinzialkirchen für die Kräftis 
gung ihres individuellen Tirchlichen Lebens in der nächften Zeit ans 
fcheinend daraus ziehen möchten. 
7. In Beziehung auf den Beſchluß 7 Haben wir uns bereits 
im Eingange dieſes Erlaſſes anerfennend geäußert. 
8. Der Beſchluß 8, und weiter unten die Befchlüffe 11 und 12, 
haben nur einen tranfitorifchen, vworbereitenden Charakter. 
PA Ausführung derfelben Hat viesfeits Teinen Anſtand ge 
unden. 
9. Die Beichlüffe 9 und 10 endlich betreffen das Verhältniß 
der Kirche zum Unterrichtömefen. 
Ueber diefe Beichlüffe eine felbftftändige Entſcheidung zu treffen, 
lag außerhalb des Bereiches unferer Befugniß. Wir haben jedoch 
gern Veranlaſſung genommen, biefelben dem Minifter der Unter 
richtSangelegenheiten zu überreichen und fie ald ein Material zur 
Benugung bei Ausarbeitung des Unterrichtögefebes zu empfehlen, 
indem wir zugleich den Wunſch und Die Hoffnung ausgeſprochen 
haben, daß bei der Ausarbeitung dieſes Geſetzes die betreffenden Ar- 
tifel der BVerfafiungsurfunde in dem Sinne aufgefaßt und in Auß- 
führung gebradjt werden möchten, in weldem fie nach richtigem 
Verſtändniſſe mit den Rechten der Kirche und dem wohlverftandenen 
gemeinfamen Intereffe der Kirche und des Staates im Einflange ftehen. 
In welcher Weife der Herr Minifter über diefe und andere 
Punkte fi) gegen uns geäußert hat, wolle das Königliche Konſiſto⸗ 
rium und mit ihm die Synode aus der abfchriftlich hier anliegenden 
Erwieberung vom 12. Mai d. 3. erfehen, und fügen wir nur noch 
hinzu, daß wenn, wie wir erwarten zu bürfen glauben, uns Das 
Recht einer Meinungsäußerung über die Befegung der evangelifch- 
. theologifchen Lehrftühle zugeftanden wird, wir bei defien Ausübung 
gleiche Rüdficht auf die Organe der Provinzialficche nehmen werben, 
wie bei der Befebung Firchenregimentlicher Stellen in der Provinz. 
Hiermit find die in den Verhandlungen von 1849 enthaltenen 
aAllgemeineren Gegenftände in Betreff der Kirchenverfaffung erledigt. 
Obgleich neben den bisher befprochenen Gegenftänden die ander: 
weiten Anträge und Beichlüffe der fechften Rheinischen Provinzial 
fonode von untergeordnneter Bedeutung erfcheinen und füglich bis zur 
fortgehenden Entwidelung der kirchlichen Verfahrungsfrage zurüd- 
gelegt werben Fönnten, wollen wir doch fchließlich hierüber noch Hol 
gendes bemerfen: 
Zu $. 13 der Verhandlungen. | 
Die Kirchenordnung beftimmt 8. 45 ausprüdlih, daß zu den 
Provinzialfynoden jede Kreisſynode einen Pfarrer und einen Aelteſten 
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aus dem Kreife wählen fol. Hiernach kann der Abgeorbnete, 
weicher aus der Kreisſynode, die ihn wählte, ausfcheibet, nicht weis 
tee als ihr Deputirter bei der fpäteren Provinzialfynode eintreten; 
mmal dann bie Kreisſynode, in welche er übergegangen ift, behin- 


- dert wäre, ihre eigene Wahl auf ihn zu richten, und fomit in der 
: Ausübung ihres Rechtes beichränft werben würde. 
* 4 


u $ 40. 

Wegen der Militärpflicht der Theologie Stubirenden und Pre 
digtamtskandidaten werben wir die Verhandlungen mit den betref- 
fenden Inſtanzen wieder aufnehmen, fobald die DVerhältniffe des 
Staates hiervon den beabfichtigten Erfolg erwarten laſſen, was felbft- 
redend gegenwärtig nicht der Fall ift. 

Zu $. 47. 

Die Synode mag in jedem einzelnen Falle befchließen, ob ein 
Separatvotum dem Protofolle beinufüigen fei oder nicht. 

ug. 


Hinſichtlich der beantragten Uebernahme der Koften der Pros 
vinzialſynode auf die Staatsfafien können wie nur auf Die diesfällige 
iin 5 des Herren Geheimen Staatsminifters v. Ladenberg zus 

en. 


Zu $. 92. 
Die Beröffentlihung des Synodalprotofols im Wege des Buch- 
handels unterliegt allein den allgemeinen gefeblichen Beftimmungen. 
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Zu $. . 

Die Frage über die Religionsverfchiedenheit als kirchliches Ehe⸗ 
hinderniß muß duch bie allgemeine Firchliche Gefeßgebung feiner 
Zeit entfchieden werden, da hierunter nicht in verſchiedenen Provin⸗ 
I des Staates verſchiedene Grundfäbe geltend gemacht werben 
Önnen. | 

Zu $. 103. 

Hinfihtlid des Simultaneums in der St. Pantaleonskirche zu 
Köln verweilen wir auf die dem Königlichen Konftftorio unterm 
10. April v. J. und unterm 13. Februar d. J. gewordenen Exöff- 
nungen. 


Indem wir nun das Königliche Konftflorium beauftragen, der 
Provinzialfynode von gegenwärtigem Erlafje ungeſaͤumt Kenntniß zu 
geben, hoffen wir, es werbe derfelbe dazu beitragen, die Mitglieder 
dee Synode und die von ihnen vertretenen SKirchenfreife über bie 
Zufunft der evangelifchen Kirche des Vaterlandes in einigen we⸗ 
ſentlichen Beziehungen möglichft zu beruhigen, und fie für ihre jebt 
bevorftehenden Berathungen in dem Vertrauen zu ftärfen, daß wir 
felbft jedem glaubendtrenen und wohlerwogenen Bemühen um bie 
fegensreiche Entwidelung der Kirche mit unferer lebendigen Theil 
nahme und unferer ausdauernden Mitwirkung folgen, die Stants- 


30 
behörven aber auch ihrerſeits die bereitwillige Hülfe zu einer ihrem 


innerften Wefen entfprechenden Geftaltung unfers theuern evangeli⸗ 


ſchen Glaubensverbandes nicht verfagen werden. 
Berlin, den 28. Suni 1850. 


Miniflerium der geifllichen Angelegenheiten, Abtheilung für die ' 


inneren evangelifchen Rirchenfachen. 


v. Uechtritz. 
An das Koͤnigliche Konſiſtorium zu Koblenz. 


11. 


ad 


Der Abtheilung des Minifteriums für die inneren ewangelifchen 
Kirchenfachen erwiedere ich auf das gefällige Schreiben vom 18. v. M. 
ergebenft, daß ich die Auffaffung, welche in dem letzteren in Betreff 
der VBerfaffungsanträge der weftlichen Synoden dargelegt iſt, von 
dem Standpunfte fowohl des Rechts als der gegebenen Verhältnifie 
aus, volftändig begründet finde. Much ich erfenne die Auseinander 
fegung zwifchen Staat und Kirche und die Herftellung eines ſelbſt⸗ 
ſtaͤndigen Organismus als eine in der Verfaffung begründete Noth- 
wendigfeit an, und werde meinerfeitd bereitwilligft dazu die Hand 
bieten, daß dieſe Aufgabe in Fonfequent fortfchreitender Entwidelung 
gelöft werden kann. Nicht minder begründet erfcheinen mir die in 
dem gefälligen Schreiben gegebenen Andeutungen über die während 
der gegenwärtigen Uebergangszeit den Synoden zu gewährende Be⸗ 
theiligung bei der Entfcheidung wichtiger Fragen der inneren kirch⸗ 
lichen Verwaltung. Indem ich die Hoffnung ausſpreche, daß das 
hiernach von der Abtheilung beabfichtigte Verfahren die Synodal⸗ 
freife befriedigen und den Zufammenhang derſelben mit der Firchlichen 
Gentralbehörde befeftigen werde, bemerfe ich insbefondere, daß es 
mir nur erwünfcht fein kann, von der Befebung der höheren kirch⸗ 
lichen Aemter in den Provinzen Rheinland und Weftphalen von den 
Anfichten der Synoden bezüglich ihrer Vorſtände in zuverläffiger 
Weiſe unterrichtet zu werben. Ich kann es deshalb nur angemeflen 
finden, wenn die Abtheilung, wie fie beabfichtigt; von der ihr nad) 
dem Allerh. Erlaß vom 26. Januar v. 3. zuftehenden Mitwirkung 
bei jenen Befegungen ſich mit den Organen ver Brovinzialfirchen in 
Einvernehmen fest, und werde bis dahin, wo die Verfafiung auch 
den vorliegenden Gegenftand rechtlich geordnet haben wird, den Er- 
gebniffen dieſer Erfundigung bei den an des Königs Majeftät zu 
ftelenden Anträgen gern die möglichite Berüdfichtigung widmen. In 
Betreff des Unterrichtswefens hat die Synode namentlich den Wunfd) 
ausgefprochen, daß ihr eine Berathung des für die Kammern bes 
fiimmten Unterrichtögefeges geftattet werben möge. Hierauf einzus 
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31 
hen bin ich zwar jebt außer Stande, weil ſich der gedachte Ent- 
urf noch in dem Stadium der Vorberathung befindet, und mithin, 
jgefehen davon, daß er vor der Berathung im Staatsminifterium 
id vor Allerh. Königlicher Sanktion als etwas Feftftehendes und 
bgefchlofienes ohnehin nicht betrachtet werben kann, ohne Herbei⸗ 
brung von Störungen und Infonvenienzen der DeffentlichFeit nicht 
jergeben werben darf. Sch werde indeſſen venfelben fo zeitig an 
e Kammern zu bringen ſuchen, daß auch die Synoden in ben 
tand gefebt fein werben, den Inhalt zu erwägen und etwaige An- 
äge zu fiellen, bevor die Verhandlungen ber Kammern flattfinden, 
ee wenn es irgend ausführbar ift, noch ehe derfelbe an die Kam⸗ 
een gebracht wird, den vorläufig durch das Staatsminifterium be- 
tbenen Entwurf nach erfolgter Allerh. Zuflimmung St. Majeftät 
8 Königs der Abtheilung zur Kenntnißnahme und Aeußerung nach 
cheriger Begutachtung durch die Synoden mittheilen, fo daß es 
Öglih wird, vor der Vorlage an die Kammern die etwa aufge: 
Men Bedenken in dem Staatsminifterium nochmals zu berathen 
id die Mllerhöchfte Entfcheivung darüber einzuholen. Indem ich 
ließlich bemerke, daß es nicht beabfichtigt iſt, das Verhältniß, 
elches zwifchen der evangeliſch⸗theologiſchen Fakultät zu Bonn und 
r evangelifchen Kirche befteht, einer Aenderung zu unterwerfen, 
ıd daß das Unterrichtögefeh den Anfpruch der ewangelifchen Kirche 
if eine Mitwirkung bei Befebung der theologifchen Lehrftühle nad) 
n Grundſätzen der Parität befriedigen wird, gebe ich ergebenft 
iheim, dieſe meine Erwieberung abfchriftlih an die Moderamina 
rt Synode gelangen zu laffen. 
Berlin, den 12. Mai 1850. 


In die Abtheilung des Minifteriums für bie 
inneren evangelifchen Kirchenfachen. 


v. Ladenberg. 


12. 
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Extrakt 


8 dem Erlaß der Abtheilung an das Königliche Konflflorium zu Münfter vom 
| 28. Suni 1850°). 


4. Was die vermögensrechtlichen Verhältniffe der evan- 
gelifchen Kirche anlangt, fo halten auch wir an dem Grund- 
fage feft, daß der Staat der Kirche nicht allein den aktuellen 


) Der Erlaß an das Konflflorium zu Münfter fiimmt mit dem an das 
onſiſtorium zu Koblenz im Wefentlichen wörtlich überein. Bon allgemeinerem 
nterefie find nur noch die in dieſem Extrakt enthaltenen Stellen. 
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Betrag ihrer eigenen Fonds und der zur Befriedigung ihren : 
Bedürfniſſe beftimmten Staatszufchüffe fortvauernd zu ge 1 
währen hat, fondern daß die Kirche auch berechtigte 
ſpruͤche auf Vermehrung biefer Dotation nad) Maßgabe des 
Beduͤrfniſſes beſitzt. Es gereicht uns zur Genugthuung, daß 
wir in der Zeit unferer bisherigen Wirkſamkeit bereits dazn ı 
beizutragen vermocht haben, empfindliche Verlufte won der 
Kirche abzuwenden, und werden wir auf dem und offenfe 
henden Wege der Vorftelung und Bitte auch fernerhin für 
die materiellen Bebürfniffe der Kirche zu forgen nicht untes 
lafien, indem wir zugleich bemerfen, daß wir jeder Art von 
Beiftand, welchen Die Synode, fei es durch Herbeifchaffung 
von Materialien, fei e8 durch das moralifhe Gewicht ihrer 
Anträge, zu leiften im Stande fein wird, dankbar uns am 
eignen werben. | 
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x. er 

8. Die in dem $. 11 enthaltene Vorausfehung, als fei burd | 

die Berfaffungsurfunde vom 5. Dezember 1848 das landes⸗ 
herrlihe Patronatrecht aufgehoben, ift bereits im ben 
Diskuſſionen über die Revifion der Verfaſſung widerlegt 
worden. 0 

Eine anderweitige Regulirung der Patronatsverhältnifie ift dem „ 
Wege der Gefebgebung vorbehalten worden, und wird, ehe ein = 
ſolche eintritt, den uns zugegangenen Zuftcherungen gemäß, der Kirche 
Gelegenheit gegeben werben, ſich darüber weiter auszufprechen. — 


x. 
Berlin, den 28. Juni 1850. 
Miniflerium der geiftlihen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren enangelifchen Rirchenfachen. 
v. Uechtritz. 


— 
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An 
das Koͤnigl. Konſiſtorium zu Coblenz. 


Das ꝛc. hat auf unſern Erlaß vom 20. v. Monats: betref⸗ 
fend die Verhandlungen der vorjährigen außerordentlichen Rheini- | 
[hen Provinzialfynode, mittelft Berichts vom 13. dieſes Monats, 
welchem zugleich ein früherer, fchon vor Empfang unferer Verfuͤ⸗ 
gung vom 28. Juni entworfener Bericht beigefügt war, ſich noch 
einmal über den Stand der Sache gegen ung geäußert. Wir haben 
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yiefe ferneren Mitiheilungen mit Danf entgegen genommen, inbem 
wie in ihnen das aufrichtige Beſtreben erfennen, das Band des 
Bertrauens, welches, wenn die evangelifche Kirche in unferm Bas 
terlande gedeihen fol, die neubegründete oberfte evangelifche Kirchen, 
behörde und die einzelnen Gliederungen ver Kirche umfchlingen muß, 
von vorn herein innig Imüpfen zu helfen. Auch würde e8 uns von 
Werth geweien fein, wenn der Bericht des ıc. vom 2. d. M. uns 
fon vor dem Erlaß unferes Beſcheides vom 28. Juni vorgelegen 
hätte, indem wir alsdann im Stande gewefen wären, bei Abfaflung 
defielden von den näheren Erläuterungen und Aufflärungen, weldye 
biefer Bericht enthält, den geeigneten Gebrauch zu machen. So gern 
wir biernadh bereit find, den Bemerfungen des ıc. auch jebt noch 
eine eingehende Beachtung zu Theil werden zu laſſen, fo Fönnen 
wir uns doch nicht bewogen finden, unfern Erlaß vom 28. Juni 
felbft einer Umgeftaltung zu unterwerfen, fondern müſſen wir uns 
darauf befchränfen, dasjenige, wozu uns der Inhalt der beiden ſpaͤ⸗ 
teren Berichte vom 2. und 13. d. M. PVeranlaffung giebt, in Form 
eines nachträglichen Zufages an das ıc. und durch dieſes weiter an 
bie Synode gelangen zu laſſen. Wir beforgen auch nicht, daß wie 
bas Konfiftorium zu erkennen giebt, der von uns erlaflene Beſcheid 
vom 28. Juni, unferer Abficht entgegen, der Synode den Eindruck 
madyen werde, als bewege berfelbe ſich in eben der Richtung, in 
welcher früher die zugleich mit politifchen Atteibutionen bekleidete 
obere Kirchenleitung fi) zu bewegen genöthigt war. Unſere Stel- 
ung ift in diefer Hinficht eine von der früheren völlig verfchiedene. 
Wir haben Feinen andern Boden für unfere amtliche Wirkſamkeit, 
ils den kirchlichen, ftehen in Feiner reſſortmäßigen Unterordnung 
ınter die öffentlichen Staatögewalten, und befleiven Feinerlei ypoli- 
che Funktionen. Diejenigen Punkte, in denen eine Verfchiedenheit 
jwifchen unferer Auffafiung und der in der Synode von 1849 vors 
wiegend gewefenen erfichtlich fein wird, find daher nicht ſolche, welche 
einen Konflikt zwifchen kirchlichen und faatlichen Prinzipien enthals 
ten, ſondern es find Differente Anfchauungen, welche eben auf dem 
Boden unferer evangeliichen Gefammtficche felbft erwachfen find und 
heſtehen. Wir muthen es der Rheinifchen Provinzialliche nicht an, 
hre gefchichtlichen Traditionen zu vergefien, und das innere Lebens- 
jefeb, aus dem heraus fie fich fortzubilden ftrebt, zu verläugnen; — 
iber wir find überzeugt, daß auch fie und Gerechtigkeit wird wiber- 
'ahren laffen, wenn wir den und gegebenen Standpunft mit Offen- 
jeit darlegen. Wir vermögen, wie wir das Bedürfniß der evan- 
zelifchen Geſammtkirche in unſerm Vaterlande verftehen, das Heil 
derfelben nicht in forigeſetzten Diskuſſionen über allgemeine BVerfaf- 
ungsprinzipien zu erkennen, fondern darin allein, daß man fidy 
Begenfeitig klar fei über den beiberfeitigen Stanppunft, und daß 
man, wenn auch von verfchiedenen Auffaffungen ausgehend, ſich 
' 3 
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doch wechfelfeitig offen und treu die Hand biete, wo es gilt, w 
hafte Bedürfniſſe der Kirche zu befriedigen. Daß wir Dazu 
Herzen bereit find, glauben wir ſchon in unferm Erlaß vom 28. 
thatſaͤchlich mehrfach dofumentirt zu haben. 

Dies vorangefchidt, wenden wir und nun zu den einze 
Punkten, in Anfehung derer uns die Berichte des ıc. vom 2. 
13. Juli Anlaß zu weiterer Aeußerung geben. 

1. Das ꝛc. kommt zunächft zurüd auf den von der Rheini 
Provinzialfynode unter No. 6 gefaßten Beſchluß: 

„Da die beide Provinzen Rheinland und Weftphalen gegenw 
verbindende Kirchenverfaffung anerfanntermaßen der Fortbili 
und weiteren Entwidelung fähig und bebürftig fei, fo würder 
dieſen Zweck beide Provinzialfynoden fich periodifh und nad) 
dürfnig gemeinfchaftlich verfammeln, während die fpeziellen ' 
hältniffe jeder Provinz von jeder betreffenden Provinzialfy 
allein und ſelbſtſtändig berathen werben; 
und fügt erläuternd hinzu: 

„daß die Vorausfebung, es gehe möglicherweiſe die Anſicht 
beiden Provinzialfynoden auf ein Sneinanderfchmelzen beide: 
einem neuen Körper, faktifch nicht begründet fei, vielmehr 
das ıc. auf das Beftimmtefte, daß die beiden Kirchenprovi 
Pr einander gegenüber ihre Selbftftändigfeit zu bewahren ı 
chen. 

Nach der Wortfaffung des Befchluffes haben wir allerd 
vorausfegen zu müfjen geglaubt, daß ed den Synoden darur 
thun fei, in ihree Eigenfchaft als Firchliche Körperfchaften, un 
amtlicher Qualität fich zu einem gemeinfchaftlichen amtlich < 
fannten Körper zu vereinigen, fei es in blos berathender, fe 
in befchließender Weile. Gegen dieſe Vorausſetzung waren u— 
Bedenfen gerichtet. 

Sollte dagegen, wie es gegenwärtig den Anfchein gewinnt, 
Anfiht nur dahin gerichtet fein, daß die Mitglieder beider Syn 
als eine freie Konferenz. ohne amtlichen Charakter zufamı 
fommen und fid) in vorberathender Weife befprechen, fo ift bi 
weder eine Genehmigung von unferer Seite erforderlich, noch Edi 
wir die Mitglieder der Synoden an einer folhen Zufammen! 
hindern; wir würden aber alsdann wünfchen, daß diefe Zufamı 
funft auch von jedem nur zu leicht zu Verirrungen führe 
Scheine amtlicher Berechtigung fern gehalten werbe. 

2. Das Konfiftorium führt ferner aus, daß zwar bie ! 
handlungen der außerorbentlichen Synode von 1849 die Auffaf 
zulaſſen fönnten, als fei e8 der Rheinifchen Kirche bei dem dar 
anfcheinend zu beforgenden Zerfall der Landeskirche in einzelne $ 
vinzialficchen Darum zu thun gewefen, zunächft für fich allein, ı 
in Gemeinfchaft mit ver Wefphätifchen Provinzialfirche, in den 2 
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ber durch Art. 12 der Verfaffungsurfunde vom 5. Dezember 1848 
wgeficherten Selbfiftändigfeit und Unabhängigkeit vom Staate zu 
gelangen, und nur eine Wiedervereinigung mit den übrigen Pro⸗ 
vinzialficchen vorzubehalten; daß aber diefe Auffaffung in Folge der 
buch göttlihe Kügung abgewendeten Gefahren von unferm Vaters 
Iande und von unſerer Kirche einer andern gewichen fei, und daß 
man gegenwärtig die Anficht als die vorherrfchende bezeichnen fünne, 
einerfeitö zwar für die Provinzialkirche in ihrem provinziellen Lebens 
freife volle Freiheit und Selbftftändigfeit in Anſpruch zu nehmen, 
andererſeits aber auch das mit der evangelifchen Gefammtlirche uns 
ſeres Baterlandes vorhandene Vereinigungsband als ein beftehenves 
zu pflegen und zu ftärfen. 

Wir glauben in unferm Erlaß vom 28. Juni deutlich ausge: 
fprochen zu haben, daß wir diefer letzteren Auffafjung nicht zuwider 
find, und nur die erflere, fofern fie in den Synodalverhandlungen 
von 1849 Die vorwiegende gewejen ift, als eine für das Heil nicht 
nur der Gefammtfirche, fondern auch insbefondere der Rheinifchen 
Provinzialticche gefahrdrohende bezeichnet haben. Eine prinzipielle 
Verſchiedenheit zwifchen diefem unferm Standpunkte und demjenigen, 
welhen das ıc. als den gegenwärtig in der Rheinifchen Kirche vors 
bereichenden bezeichnet, vermögen wir daher hier nicht zu erfennen. 
Dagegen wird es allerbings nody einer forgfältigen Erläuterung und 
Prüfung im Einzelnen bevürfen, um überall klar zu werden, wo 


* das Gebiet des provinziellen und das des gefammtficchlichen Lebens 
. einander begrenzen, und eines in das andere hinübergreift. 


Das ıc. weift nun der Provinzialkirche zunächft zu: das Recht 
der firchlichen Geſetzgebung für die Provinz in Lehre, Kultus, 
Disziplin und Berwaltung. In dieſer Beziehung können wir nur 
auf dasjenige zurüdvermweifen, was wir in unferm Erlaß vom 
28. Juni d. 3. gefagt haben. Wir haben hierin erklärt, daß wir 
die Rechte der Provinzialkicche nach der Kirchenordnung vom 5. März 
1835 gewifienhaft achten, ehren und fhügen werden. Wir werden 
daher auch das Recht der Provinzialſynode nad) 8. 49 der Kirchen- 
ordnung, Beſchlüſſe zu faflen über die innern kirchlichen Angeles 
genheiten, unverbrüchlich anerfennen, und denfelben, foweit wir es 
vermögen, zur Geltung verhelfen. Wir Eönnen aber das nad) der- 
felben Kirchenordnung dem Gentralorgane der evangelifchen Kirche 
unferes Vaterlandes zuftändige Recht der Beftätigung viefer Bes 


: (hlüffe nicht aufgeben, vielmehr müflen wir uns für verpflichtet 


erachten, daſſelbe im Gefammtinterefie der evangelifchen Kirdye des 
Landes gewifienhaft zu üben, und nöthigenfalls die Beftätigung zu 


verſagen, went wie die Ueberzeugung gewinnen follten, daß das 


Geſammtwohl der evangelifchen Kirche Dies erheifche. 
Umgefehrt werben wir auch das nach demfelben Paragraphen 
uns zuftändige Recht der Initiative fefthalten, und uns für berufen 
3* 
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erachten, im erforberlichen Falle auch unfererfeits der Provinzial 
fonode Vorlagen zugehen zu laſſen, und deren Beichlußnahme vars 
über zu veranlaffen. Was die Gefehgebung über die äußeren 
ficchlichen Angelegenheiten anlangt, fo find wir nach unferer eigenen 
hierin befchränften Kompetenz felbft noch nicht im Stande, beftimmte 
Erklärungen darüber abgeben zu können, durch welche kirchliche Or 
gane Fünftighin die leitenden Anoronungen für deren Verwaltung 
ergehen werden. Nur das Ziel, nad) welchem hinzuftreben, ift und 
duch den Art. 15 der Verfaffungsurfunde vor Augen geftellt. Un 
ſeres Dafürhaltens wird das Beftreben der Kirche zunächſt darauf 
zu richten fein, die Uebergabe der Verwaltung der Äußeren An 
gelegenheiten der Kirche aus der Hand der Staatsbehörden in bie 
Hand Firchlicher Behörden und Organe zu erwirfen. Iſt Died ev 
reicht? fo werden damit die einzelnen Organe und Körperfchaften 
innerhalb der Kirche fich über die Grundfäge diefer Verwaltung 
wohl zu verftändigen, und fich über die Ordnungen, nach welchen 
diefelben zu führen, zu vereinigen wiflen. — Zu einer Gliederung 
der geſetzgebenden Gewalten in der Kirche in Betreff der äußeren 
Berwaltungsangelegenheiten fehlt e8 zur Zeit noch an dem beftimm: 
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ten Objefte; erſt wenn biefed vorhanden ift, wird ſich mit Sicher : 
heit ermeffen Taffen, wie viel davon der Autonomie der unteren : 


kirchlichen Gliederungen, den Gemeinden und Kreisfynoden zu über 
laſſen, wie viel der höheren Autorität der Provinzialfynode vorzw 
behalten, und welche Anoronungen endlid) den reglementarifchen Be 
fugniffen der ftändigen Ficchlichen Verwaltungsbehörden zuzuweiſen 
fein werben. 

3. nimmt das ıc. für die Provinzialfiche in Anfpruch bie 
ſelbſtſtaͤndige Leitung der Firchlichen Dinge in Lehre, Kultus, 
Disziplin und Verwaltung. Wir haben uns in diefer Beziehung 
zunächft den beſtehenden Rechtszuſtand vergegenwärtigt. In Ans 
fehbung der Lehre und des Kultus ift die Stellung der Geiftlichen, 
ber Presbyterien, der Kreiss und Provinzialſynode, fo wie die Stel 
lung der Superintendenten, ded Generalfuperintendenten, des Kon 
fiftoriums und der oberften Kicchenbehörde überall in den beftehenden 
Geſetzen genau bezeichnet. Es kann nicht die Abdficht fein, den Beruf 
diefer verfchiedenen Aemter und Organe der Kirche nad) einem neuen 
Plane von Grund aus neu zu geftalten, fondern nur da, wo ein 
Bedürfniß veränderter Abgrenzung fich zeigt, ſolches zu befrienigen. 
Wir müffen daher. in dieſer Beziehung die fpezielleren Befchlüffe 
erwarten. Was aber insbefondere unfere Stellung in Beziehung 
auf Lehre und Kultus in der Nheinifchen PBrovinzialficche anlangt, 
fo ift diefelbe, foweit es fih um neue Ordnungen handelt, bereit 
oben, wo von der kirchlichen Gefeßgebung die Rede war, genügend 
bezeichnet; in Anfehung der Leitung und Aufficht über beides aber 
wird es die Provinzialſynode nicht werfchränfen wollen, daß auch 
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ir dem Aufſchwunge, den das kirchliche Leben der Provinz feit 
jraumer Zeit genommen hat, mit theilnehmender Freude folgen, 
aß wir Die beftehenden Grundlagen, auf denen daſſelbe ruht, 
hügen helfen, und wo wir Verirrungen wahrnehmen müßten, ers 
nahnend, warnend, ober die Thätigfeit der georbneten Organe der 
Brovinzialficche anrufend Hinzutreten. 

In Anfehung der Disciplin beftehen ebenfalls, ſowohl was 
jie Kirchenzucht gegen die Gemeindeglieder, als aud) gegen die Diener 
ver Kirche betrifft, fefte und beftimmte Ordnungen, in welche ftörend 
einzugreifen nicht in unferer Abſicht liegt. Nach diefen Ordnungen 
ft uns das Recht der letzten Entſcheidung nad) dem Spruche des 
Konſiſtoriums auf Anrufen des Befchuldigten zuertheilt. Wir glauben, 
vaß dieſes Recht von der oberften Kirchenbehörde feither in folcher 
Weile geübt worben ift, daß die Zucht und Ordnung in der Rhei- 
niſchen Provinzialkirche darunter Feinen Schaden gelitten hat, und 
erwarten nicht, daß die Provinzialfynode den Dienern der evanges 
liſchen Kirche in der Rheinprovinz diefe letzte Inſtanz abzuſchneiden, 
beabfichtigen werde. 

In Betreff der Leitung der Firchlichen Verwaltung endlich be- 
chraͤnkt ſich, der thatfächlichen Erfahrung nach unfere Einwirfung 
ur Zeit wefentlich auf eine Kenntnißnahme von dem Gange deffelben, 
mf die Enticheivung von Befchwerden, welche von Einzelnen over 
on Gemeinden gegen die Entfcheidung des Konfiftoriums erhoben 
verdben und auf die Vermittelung derjenigen Anträge, welche ihrer 
emifchten Natur nach der Genehmigung der oberften Staatsbehörde 
edürfen. Wir glauben nady unferer Erfahrung die Ueberzeugung 
uöfprechen zu bürfen, daß auch in dieſer Beziehung die Nheinifche 
Brovinzialfircche von und feine Befchwer und Beläftigung empfunden 
at, daß wir vielmehr nicht felten Gelegenheit gehabt haben uns 
erfelben innerhalb unferes Amtskreiſes hilfreich und fürberlich zu 
weifen. Wäre ed aber, daß in diefer Beziehung beftimmte Be⸗ 
yürfnifje und Beſchwerden fi fühlbar gemacht hätten, welchen eine 
hülfe Noth wäre, fo werden wir es gern hören, wenn bie Pro- 
inzialfonode und mit Vertrauen mit ihren Wünfchen entgegenfommt 
mb darf viefelbe fich überzeugt halten, daß wir denfelben fo weit 
8 in unferer Macht fteht und nicht Bedenken der gewichtigften Art 
ch entgegenftellen, bereitwillig entfprechen werden. In Beziehung 
uf die kirchliche Verwaltung bleibt aber allerdings noch ein Punkt 
brig, welcher einer wefentlidyen Umgeftaltung bebarf. Es ift dies 
ie Uebergabe der Firchlichen Vermögendverwaltung an die Firchlichen 
rgane. Schon die Kirchenordnung vom 5. März 1835 fichert im 
. 147 den Presbyterien und Synoden die Selbftftändigfeit ver 
rchlichen Vermögensverwaltung in einem ausgedehnten Maaße zu, 
ud der Art. 15 der Verfaſſungsurkunde hat diefe Anfprüche der 
irche auf eine ſelbſtſtaͤndige Wermögensverwaltung nur noch er⸗ 


38. 


weitert und beftätigt. Die Kirche wird alfo fich felbft in den Stand 
zu fegen haben, dieſe Verwaltung übernehmen zu Fönnen. 

Um nun in bdiefer Beziehung thatfächlich weiter vorgehen zu 
fönnen, werben wefentlid) drei verfchienene Vermögensmaffen zu unter 
fheiven und in Anfehung jeder derfelben beſondere Manßregeln zu 
ergreifen fein. 

1. Das Bermögen der einzelnen Gemeinden, Firchlichen Stif⸗ 
tungen und Sreiöverbände. 

Für dieſe bedarf e8 einer Verwaltungsordnung, analog derjenis 
gen, welche in der Provinz Weftphalen bereits befteht, zugleich unter 
Beftimmung desjenigen firchlichen Organs, welches bei vem Wegfall 
der Oberauffiht der Staatsbehörvnen die oberfte Aufficht und Kon 
trole zu übernehmen haben wird. 

Die Rheinische Provinzialfynode hat eine ſolche Verwaltungs: 
ordnung bereits früher entworfen. Wir wünfchen daß diefelbe vielen 
Entwurf unter Berüdfihtung der durch die Berfaffungsurfunde neu 
hinzuteetenden Momente einer fchließlichen Revifton unterwerfe und 
werden wir demnächſt, geftügt auf die Vorfchläge der Synode, die 
weiteren Schritte bei den zuftändigen Staatsbehörben in Antrag 
ringen. 

2. Das für die kirchlichen Gefammtbenürfniffe der Provinz bes 
ſtimmte Vermögen. 

Für die Liquidirung und Uebernahme dieſes Vermögens bedarf 
es zuvoͤrderſt einer legitimirten Perſon. Die Provinzialſynode hat 
ſich darüber auszuſprechen, wem fie dieſe Legitimation zuerfennt. 
Nach einigen in den früheren den Synodalverhandlungen enthal 
tenen Andeutungen glauben wir annehmen zu dürfen, daß Die Synode 
das Konfiftorium hierzu für das geeignete Organ erachtet. Iſt dies 
die Meinung der Provinzialfynode, fo Fönnen wir derfelben nur 
empfehlen, dieſe Legitimation des Konfiftoriums in beftimmter und 
unzweifelhafter Weife anzuerfennen und an dafielbe das Anfuchen zu 
richten, fich der Liquidirung und Uebernahme der Provinzialkirchenfonds 
zu unterziehen. Gefchieht dies, fo hoffen wir, daß dadurch mit dazu 
wird beigetragen werden, den Haupteinwand, welcher von Seiten bes 
Staats der Ausantwortung dieſes Vermögens bisher hat entgegen 
gefegt werben müffen, zu erledigen und ver verfafjungsmäßigen Aus- 
einanderfegung mit dem Staate auch in diefer Beziehung thatfächlich 
näher zu treten. 

3. Die dritte Maſſe bilden endlich die Gentralfonds der aan 
gelifchen Kirche. j 

Auch für Die Liquidirung und Uebernahme diefer Fonds bebarf 
es vor Allem eines Tegitimirten Organs. Es Tiegt zu Tage, daß 
eine einzelne Provinzialkirche für fich allein dieſe Legitimation nicht 
zu fhaffen vermag. Ein Beſchluß der Rheinifchen Provinzialſynode 
wird daher die Legitimationsfrage noch nicht definitiv zu erledigen 
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im Stande fein. Ob nun bie Provinzialſynode in dieſer Eachlage 
es angemefien findet, ſich jetzt fchon ihrerfeits über dieſen Punkt 
weiter auszufprechen und Vorfchläge zu machen, wie die Liquidirung 
und Uebernahme auch der Firhlichen Gentralfonds am fchnelften 
und einfachften zu bewirken fein möchte, müffen wir ihrem Ermeffen 
überlaffen. 

Es bleibt uns endlich noch übrig uns über die Vorfchläge ber 
Synode in Betreff der Befebung des Konfiftoriums weiter zu äußern. 
Diefer Punkt ift um fo wichtiger, als bier grade die Verſchieden⸗ 
heit der beiverfeitigen Auffaffungen fich begegnet und daher hier vor 
Alem die Verſtändigung auf praftifchen Gebiete zu fuchen fein 
wird. Die Synode geht von ber Grundlage preöbyterialer Anſchauung 
aus und gelangt auf diefem Wege dahin, auch das oberfte Firchliche 
Berwaltungsorgan der Provinz Das Konfiftorium aus der presbyterialen 
Gliederung der Provinzialficche hervorgehen zu laffen. Wir Dagegen 
legen einen beſtimmten, von und vorgefundenen gefchichtlichen Rechts⸗ 
zufand zu Grunde, nad; welchem die Einfegung der oberften kirch⸗ 
lichen Berwaltungsbehörden ein Recht — nicht des Staats — fondern 
bes evangelifchen Landesheren als eines vorzüglichen Gliedes der 
Kiche if. Auf welche Weile wir hiermit die Berüdfichtigung des 
provinziellen Intereſſes der Rheinifchen Provinzialficche in Einklang 
bringen zu koͤnnen glauben, wirb der Provinzialfynode aus den 
Ginleitungen erfichtlich werden, welche wegen Wiederbeſetzung ber 
zur Zeit erledigten Stellen im Konfiftorium an fie gelangen werben. 
Aber wir vermögen unter den gegenwärtigen tief bewegten Verhält- 
niffen des gefammten Hffentlichen Lebens in Kirche und Staat die 
Tragweite einer grundfäglichen Umgeftaltung diefes beftehenden Rechts⸗ 
prinzip noch nicht zu überfehen und können wir daher um ber 
Berantwortung willen, welche wir gegen die Kirche felber haben, uns 
a entfchließen, zu einer folchen Umgeftaltung hülfreiche Hand 
m leiften. 
Wenn ſchließlich die Synode ſich nod mit Vorfchlägen für 
eine Berftärfung des Konfiftoriums durch anderweitige Kräfte und 
der von derſelben zu befolgenden Dienftinftruftion befchäftigt hat, fo 
erfheinen dieſe Punkte ebenfalls noch nicht reif zu einer endlichen 
Beſchlußnahme von unferer Seite. Ohne daher vorgreifend eine 
bindende Erklärung darüber abgeben zu koͤnnen, in wie weit dieſe 
Borfchläge von uns werden aufgenommen und der Sanftion Seiner 
Majeftät des Königs empfohlen werben können, find wir doch weit 
davon entfernt, der Synode die Erwägung dieſes Gegenftandes ver- 
fyeänfen zu wollen und werben wir, wenn bie deöfallfigen Anträge 
an uns gelangen, diefelben mit Aufmerkfamfeit und Theilnahme prüfen. 

Wir hoffen, daß durch den gegenwärtigen nadyträglichen Erlaß 
Yejenigen Punkte erledigt fein werden, in Anfehung welcher e8 uns 
eſchienen ift, als wünſche das 20. noch eine nähere Erläuterung 
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unferes Erlaffes vom 28. Juni und werden wir und freuen, wenn 
dieſe unfere offene Ausfprache dazu beitragen wird, die lebendige 


Entwidelung der evangelifchen Kirche auch in dortiger Provinz zu 


fördern und zu ftärken. 


- [y: 2— 


Wir überlaſſen es dem ac. auch dieſen unferen Erlaß zur Kenntniß 


der Synode zu bringen. 
Berlin, den 25. Suli 1850. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 
v. Uechtritz. 


IV. 
Dienftverfaffung innerhalb der evangelifchen Kirche. 
14. 


Die Regierung Seiner Majeftät des Königs hat fich veranlaßt 
gefehen, durch zwei, am 10. und 11. v. Monats ergangene Aller 
höchfte Verordnungen, betreffend die Dienfivergehen der Richter und 
die Dienftvergehen der nicht richterlichen Beamten, die Kormen näher 
feftzufegen, innerhalb deren die Aufrechthaltung der Dienftpisciplin 
für den gefammten öffentlichen Beamtenftand in Zukunft gewahrt 
werden wird. 

Auf Geiftlihe und Kirchenbeamte finden diefe Vorfchriften — 
nad) $. 1 der letzteren Verordnung — Feine Anwendung. 

Der Grund davon liegt nicht darin, daß die Pflichten der Geiſt⸗ 
lichen und Kirchenbeamten minder ernft aufgefaßt, und eine minder 
firenge Disciplin bier für auläffig erachtet worden wäre; fonbern 
allein darin, daß die bürgerliche Staatsgeſetzgebung nach den Grund» 
fügen der Verfafiungsurfunde vom 5. Dezember 1848 ſich nicht mehr 
für zuftändig erachtet hat, über die Disciplin über Geiftliche und 
Kirchenbeamte bindende Rechtsvorſchriften zu erlaffen, fondern viel- 
. mehr die Handhabung derſelben den vorgeorbneten Kirchenbehörben 
nach den beftehenden kirchenrechtlichen Normen überlaffen zu müffen 
geglaubt hat. 

Die Disciplin über Geiftlihe und Kirchenbeamte wird daher 
nad wie vor in denfelben Formen und nad) venfelben Vorfchriften 
der allgemeinen Geſetze und der befonberen Kirchenordnungen geübt, 
nach welchen fie bis dahin verwaltet worden iſt. Hiernach bildet 
insbefondere die Allerhöchſte Ordre vom 12. April 1822 mit den 


41 


näheren Beftimmungen, welche durch fpätere Erlaffe über Die Zus 
Rändigfeit der Konfiftorien in der erften Inſtanz und durch die 
Kabinetsordre vom 26. Januar d. I. über die Zuftändigfeit der 
unterzeichneten Abtheilung in der höheren Inſtanz gegeben worben 
find, die Baſis der Fichlichen Disciplinargewalt. Obwohl hiernach 
weder der materielle Inhalt der kirchlichen Amtspflichten, noch vie 
Zuftändigfeit der verordneten kirchlichen Behoͤrden eine andere ges 
worben ift, fo liegt doch, bei dem offenkundig an den Tag gelegten 
Willen der Staatsbehörden, die Handhabung der Disciplin über 
bie öffentlichen Beamten mit Ernſt und Strenge zu führen, audy 
für die Tirchlichen Behörden die innere Aufforderung nahe, ſich den 
Stand der Dinge in dem ihnen anvertrauten Auffichtsfreife gleichfalls 
ju vergegenwärtigen, und mit ihrem Gewiſſen ernftlich zu Rathe zu 
gehen, was ihnen zur Wahrung der Würde des geiftlichen Standes 
und zum Schuge der Firchlihen Intereffen etwa zu thun obliegt. — 
Biden wir zurüd auf die Zeit, während welcher wir die oberfte 
Disciplinargewalt über die der evangelifchen Landeskirche angehörigen 
Geiftlihen und Kirchenbeamten zu führen berufen gewefen find, fo 
haben wir vollen Grund, die Treue und Hingebung anzuerkennen, 
welche der geiftliche Stand in der weit überwiegenden Mehrzahl 
aller feiner Mitglieder, auch unter ſchweren Prüfungen, fowohl dem 
ewangelifhen Bekenntniſſe überhaupt, als insbeſondere feiner Pflicht 
gegen den König und gegen das Vaterland bewiefen hat. Es ift 
und eine Freude, dieſes Anerfenntniß hier ausſprechen zu können. 

Wenn dagegen in einigen Gegenden einzelne Wenige dieſen 
ihren Pflichten ungetreu geworben find, und fi zu Handlungen 
haben verleiten laſſen, welche eben fo fehr mit ihrer befchworenen 
Pfliyt gegen den König und das Vaterland, als mit der Lehre der 
heiligen Schrift, daß alle Obrigfeit von Gott, und daß jeder Auf: 
rubr und Empörung wider diefelbe Sünde ift, im Widerſpruch 
ftehen, fo ift hier der Drt, wo die verordnete kirchliche Auffichtöges 
al mit Ernft eintreten und von dem Schuldigen Rechenfchaft for 
ern muß. Ä 

Demgemäß fordern wir das Königliche Konfiftorium auf, in 
allen ſolchen, in Zukunft ſich ereignenden Fällen fein Amt mit uns 
nadhfichtlicher Strenge zu verwalten und von der ihm zufländigen 
Dieriplinargewalt Gebrauch zu machen. 

Die Beroronung vom 11. Juli d. 3. beftimmt die Dienft- 
entlaffung derjenigen Beamten, welche die Pflicht der Treue vers 
legen, oder den Muth, den ihr Beruf erfordert, nicht bethätigen, 
oder ſich einer feindfeligen Partheinahme gegen die Staatsregierung 
ſchuldig machen. Diefe Beftimmung findet zwar auf Geiftliche und 
Rirchenbeamte Feine unmittelbare gefegliche Anwendung; dagegen 
iegt den Geiftlichen und Kirchenbeamten vermöge der Natur ihres 
Imtes auch ohne eine folche fperielle Vorſchrift die Pflicht ber 
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Wahrhaftigkeit und Treue in der Weife ob, daß ein Geiftlicher oder 
Kirchenbeamter, welcher durch beftimmte Handlungen und Thatfachen 
den Bruch feines Amtseides und den Abfall von der fchriftgemäßen 
Lehre von der Obrigkeit offen an den Tag legt, nicht mehr für 
würdig erachtet werben kann, als ein Diener der evangelifchen 
Kiche das Volk zu lehren, fondern aus feinem Firchlichen Amte 
entfernt werben muß. 

Indem wir daher Veranlafiung nehmen, das Königliche Kon: 
fiftorium auf die ihm obliegenve Pflicht und Verantwortung hierdurch 
aufmerffam zu machen, fügen wie noch Hinzu, daß wir, fo weit es 
in unferer Macht liegt, die Bemühungen der Königlichen Konfiftorien 
zur Aufrehthaltung einer flrengen Disciplin Fräftigft zu unterftügen, 
und fo die Ehre und Würde des geiftlihen Standes auch unter 
den gegenwärtigen Verhältnifien zu wahren feft entfchloffen find. 

Wir geben dem Königlichen Konftftorium anheim, den Inhalt 
diefes Erlaſſes auf geeignete Weiſe zur Kenntniß der Geiftlichen und 
Kirchenbeamten feiner Provinz zu bringen. 

Berlin, den 18. Auguft 1849. 


Miniſterium der geifllihen Angelegenheiten. Abtheilung für 
die innern evangelifchen Rirchenfachen. 
rech. 
An die Koͤniglichen Konſiſtorien. Frech 
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Die 88. 10 — 12 des Geſetzes vom 29. März 1844 betreffend 
das gerichtliche und das Disziplinar⸗Strafverfahren gegen Beamte 
(Geſetzſammlung von 1844 S. 79) verordnen: 

8§. 10 


Treffen mit einem gemeinen Verbrechen oder mit einem Amis⸗ 
verbrechen Disziplinarvergehen zufammen, fo ift zunächft wegen 
der Verbrechen die gerichtliche Unterfuchung einzuleiten. Wird in 
diefer auf Amtsentfegung erfannt, fo findet wegen der Disziplinars 
vergehen ein weiteres Strafverfahren nicht ftatt. Wird Dagegen 
nicht auf Amtsentfeßung erfannt, fo bleibt die befondere Ahndung 
der gedachten Vergehen im Diegiplinartege vorbehalten. 

$ 


Iſt wegen einer Verlegung der. Amtöpflicht Die gerichtliche 
Unterfuchung eingeleitet worden und der Richter findet demnächſt, 
daß die Pflichwerletzung nicht als ein Amtsverbrechen, ſondern 
nur als ein Disziplinarvergehen zu betrachten fei, fo ift der An- 
gefchulbigte von der Anklage wegen des Amtsverbrechens zu ent: 
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binden, wegen bes Disgiplinarvergehens aber der Dienftbehörbe 
zur Beſtrafung zu überweifen. 19 
$ 


Iſt die Handlung, welche Gegenſtand der gerichtlichen Uns 
terfuchung war, von den Richtern zwar an fi für ein Amis- 
verbrechen oder ein gemeines Verbrechen erachtet, nach der Bes 
Ihaffenheit des Falles aber die Anwendung einer Strafe überhaupt 
nicht, oder doch die Strafe der Kafjation oder Amtsentfegung nicht 
gegründet befunden worden, und ift deshalb ein freifprechendes 
oder ein nicht auf jene Strafe Iautendes Erfenntniß ergangen, fo 
ſoll wegen diefer Handlungen ein Disziplinar, Strafverfahren nicht 
weiter zulaͤſſig fein. 

Diefe Borfchriften finden nad; $. 53 beflelben Gefebes auch 
auf Gefftliche Anwendung. 

Durch die 66. 8 und 9 der Verordnung vom 11. Suli d. J. 
find jedoch diefe Vorfchriften in Anfehung der öffentlichen Beamten 
— mit Ausfhluß der Geiftlihen und Kirchenbeamten — theilmeife 
aufgehoben, theilweife modifizirt worden. . 

Diefe Paragraphen verorbnen 1: 


6.8. 

Das Disziplinarverfahren wird dadurch nicht ausgefchloffen, 
baß die Handlung, welde den Gegenfland der Anfchulbigung 
bildet, ein gemeines Verbrechen oder Vergehen, eine Mebertretung 
oder ein Amtöverbrechen ($. 3) barftelt, daß wegen derſelben 
eine gerichtliche Verfolgung eingeleitet, eine Freifprechung erfolgt, 
oder eine folche Verurtheilung ergangen ift, die weder auf den 
Berluft des Amtes Tautet, noch denjelben Fraft des Geſetzes (8. 10) 


nach ſich zieht. 


6. 9. 

Im Laufe einer gerichtlichen Unterfuhung darf gegen den 
Angefchulpigten ein Disziplinarverfahren wegen der nämlichen 
Thatfachen nicht eingeleitet werben, wenn es nicht durch das In⸗ 
terefie des Dienftes dringend geboten wird. 

Wenn im Laufe eines Disziplinarverfahrens wegen der näms 
lichen Thatſachen eine gerichtliche Unterfuhung gegen den An- 
geſchuldigten eröffnet wird, fo kann die Disziplinarbehörbe bie 
Ausfeßung des Disziplinarverfahrens allenfalls bis zur rechts⸗ 
kräftigen Erledigung des gerichtlichen Verfahrens verorbnen. 


Auf Geiftlihe und Kirchenbeamte ift die Verordnung vom 
11. Zuli nach 8. 1 derfelben nicht anwendbar. 


Für fle alfo beftehen die 88. 10 — 12 des Geſetzes vom 29. März 
1844 noch in Geltung. Der Grund, weshalb die Verorbnung vom 
11. Juli die Baſis des Gefeges vom 29. März 1844 verlafien hat, 
berubt nach dem Berichte des Stantsminifteriums vom 9. Juli d. J. 
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barin, daß die Eigenfchaft des Beamten mit den dadurch begrün- 
deten befonderen Pflidyten und Obliegenheiten, und die Eigenfchaft 
als Staatsbürger mit den allgemeinen Pflichten und Obliegen⸗ 
heiten eines foldhen ſtreng auseinander gehalten werden muß; daß 
die ordentlichen Gerichte, vornehmlich die Schwurgerichte, nur beru- 
fen und befähigt find, über die Verlegung der allgemeinen Staats- 
bürgerpflichten zu richten, und daß daher, wenn anders die befon- 
dere Beamtenpflicht aufrecht gehalten werden fol, eine befondere 
Disziplinargewalt, unabhängig von dem Gange der Strafgerichts- 
barfeit, beftehen und ihr Amt verwalten muß. 

. Eben diefe Gründe greifen in gleichem, wo nicht in noch er; 
höhtem Maaße, bei Geiftlichen Plat. Die Richterfollegien und bie 
Schwurgerichte, ohne Rüdficht auf das Befenntniß zufammengefekt, 
fönnen über bie befonderen Pflichten eines ©eiftlichen einer beftimm- 
ten Kirche nicht urtheilen, und die Wirkfamfeit der Firchlichen Straf: 
gewalt nicht aufhalten. 

Die SS. 10—12 des Geſetzes vom 29. März 1844 Fönnen 
daher, nachdem ſie für die öffentlichen Staatsbeamten durch Die Vers 
ordnung vom 11. Juli wefentlich befeitigt find, für die Geiftlichen 
und SKirchenbeamten eine ausnahmsweife Geltung nicht mehr be 
haupten, ſondern e8 muß die kirchliche Disziplinargewalt wieder in 
diejenige Stellung zurüdtreten, weldye fie vor Erlaß des Gefebes 
vom 29. März 1844 auf Grund der Allerhöchften Ordre vom 17. Des 
zember 1805 und 12. April 1822 eingenommen hatte. Auch Hat 
die Erfahrung bewiefen, daß die kirchliche Disziplin, zu deren Auf- 
rehthaltung wir durch Ew. Königlihen Majeftät Allerhöchfte Orbre 
vom 26. Januar d. J. verpflichtet find, nicht mit Nachdruck gehand⸗ 
habt werben kann, fo lange die 88. 10— 12 des Gefehes vom 
29. März 1844 derfelben lähmend entgegenftehen. 

Da ed jedoch zur Befeitigung der 88. 10— 12 des Geſetzes 
vom 29. März 1844 in Anfehung der Geiftlichen und Kirchenbedien⸗ 
ten einer formellen Aufhebung vderfelben bebarf, fo erlauben wir und 
um eine folche ehrerbietigft zu bitten und zu dieſem Behuf den Ent: 
wurf einer Allerhöchften Ordre zur Allerhöchften Vollziehung aller 
unterthänigft vorzulegen. 

Berlin, den 18. Auguft 1849. 


Miniflerium der geifllihen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifchen Rirchenfachen. 


Frech. 
An des Königs Majeftät. 
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16. 


Auf den Bericht der Abtheilung des Minifteriums der geift- 
lihen Angelegenheiten für die inneren evangelifchen SKirchenfachen 
vom 18. d. M. beſtimme Sch hierdurch, daß die 88. 10—12 des 
Gefebes vom 29. März 1844, betreffend das gerichtliche und Dis⸗ 
siplinar » Strafverfahren gegen Beamte (Geſetzſammlung von 1844, 
Seite 79), auch in Anfehung der Geiftlihen und SKirchenbeamten 
nicht ferner zur Anwendung fommen, fondern daß flatt ihrer ledig⸗ 
ih nad) den früheren Beftimmungen der Ordres vom 17. Dezem- 
ber 1805 und 12. April 1822 wieder verfahren werben fol. 

Charlottenhof, den 24. Auguft 1849. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Miniflerium der geiftlichen Angelegenheiten, 
Abtheil. für die inneren evangel. Kirchenſachen. 


17. 


Nachdem dur die 88. 8 und 9 der Verordnung vom 11. Juli 
d. J. die 85. 10— 12 des Geſetzes vom 29. März 1844, betreffend 
das gerichtliche und das Disziplinar- Strafverfahren gegen Beamte 
(Gefegfammlung von 1844, ©. 79), außer Anwendung geſetzt wor- 
ven find, haben wir eine fernere Beibehaltung diefer 88. 10 — 12 
für das Disziplinarverfahren gegen Geiftliche und Kirchenbeamte mit 
ver Pflicht einer ſtrengen Handhabung der Disziplin, auf deren 
Nothwendigkeit wir in unferem Erlaß vom 18. Auguft d. 3. befon- 
ders hingewiefen haben, nicht für vereinbar gehalten, und deshalb 
an Seine Majeftät ven König den Antrag gerichtet, diefe Paragra- 
phen auch für evangelifche Geiftliche und Kirchenbeamte außer An- 
wendung zu feben. 

Des Königs Majeftät haben durch Allerhöchfte Ordre vom 
24. 9. M.; von welcher eine beglaubigte Abfchrift hier beigefügt 
it, diefen Antrag zu genehmigen geruht. 

Wir veranlaffen das Königliche Konſiſtorium ſämmtliche Geift- 
lihe und Kirchenbeamte feines Bereichs durch Vermittelung ver 
Herren Superintendenten von diefer Allerhöchften Beftimmung in 
Kenntniß zu feßen, und die desfalls zu verzeichnenden Vermerfe das 
„Geſehn“ zu fammeln, auch bei neuen Anftellungen den Neuanges 
fellten jedesmal auf die Allerhöchfte Beftimmung zu verweifen; fo 
wie in vorfommenden Fällen danach zu verfahren. Die betreffende 
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Bekanntmachung ift auch an die evangelifchen Militairgeiftlichen und 
Militairfüfter zw erlaffen. 
Berlin, den 17. September 1849. 


Miniflerium der geifllihen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifchen Rirchenfachen. " 
Fred. 


An die Königlichen Konfiflorien. 


18. 


Das Königlie Konftftorium bat in feinem Bericht vom 20. 
v. M. (No. 1033) feine Bedenken über die Rechtsverbindlichkeit der 
Allerh. Drbre vom 24. Auguft v. $., betreffend die Disziplin gegen 
Geiftlihe, und vorgetragen. Wir haben diefelben forgfältig geprüft, 
und eröffnen dem Königl. Konftftorium demnächft Folgendes. 

Auch wir gehen davon aus, daß die Verordnung vom 29. Mär 
1844 als ein gültiges Landesgeſetz, welches nicht allein auf dem 
ſtaatlichen Redhtögebiete, fondern auch in das Innere der Kirche 
hinein vollfommene Geltung in Anſpruch zu nehmen hatte, erlaffen 
ft. Durch die DVerfaffungsurfunde vom 5. Dezember 1848 um 
vom 31. Sanuar 1850 find aber das Rechtsgebiet des Staates und 
das Rechtsgebiet der Kirche von einander gefondert worden, und bie 
Rechtsentwidelung geht auf beiden (Gebieten) ihre gefonderten Wege. - 
Für die Gefebgebung auf dem Rechtögebiete des Staats iſt der in - 
Art. 62 der letzteren Verfaſſungsurkunde vorgefchriebene Weg vor : 
gezeichnet. Die gefeggebende Gewalt wird gemeinfhaftlig ducch 
den König und die beiden Kammern geübt. Aber diefe Geſetzgebung 
berührt eben nur das NRechtögebiet des Staates; fie ubt feine . 
Wirkung auf das Rechtsgebiet der Kirche, welches der Mei. 15 - 
ausdrücklich und beſtimmt von dem des Staates fondert. 

Zur Theilnahme an der Gefehgebung über kirchliche Einrich⸗ 
tungen find die Kammern nicht berechtigt, fondern fie haben viele 
Gebiet der felbfiftändigen Entwidelung der Kirche und ihrer Ber 
faffung überlaffen. 

Nach dem gefchichtlichen Entwidelungsgange der Kirshenverfaf- 
fung befand fi) nun die gefeßgebenne Gewalt in ber Kirche bie 
zum Jahre 1848 unbeftritten in der Hand des evangelifchen Landes⸗ 
fürften, und fie ift durch Feine der nachfolgenden Erfchütterungen 
und Veränderungen auf dem politifchen Gebiete von ihm genommen 
worden. Er hat diefes Recht der Gefeggebung geübt, in den öſt⸗ 
lichen Provinzen unter Beirath der Konftfiorien und des Minifters 
der geiftlichen Angelegenheiten, in den weftlichen Provinzen unter 
gleichzeitiger Mitwirkung der Synoden. Auch in den öftlichen Pros 
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zen follen mit Gottes Hülfe ſynodale Einrichtungen aufgebaut 
rden, in deren Folge audy die bisherige Einrichtung in Betreff 
r Firchlichen Geſetzgebung einer Aenderung unterliegen wird. So 
nge aber biefer neue Aufbau, zu defien Grundlegung wir bereits 
fimmte Anträge geftelt Haben, nicht vollendet ift, Fann das Recht 
8 Königs zur Ausübung der kirchlichen Gefebgebung, und wenn 
älle eintreten, die feinen Aufſchub leiden, auch die Pflicht deffel- 
'n, der Kirche mit feiner Autorität zu Hülfe zu kommen, nicht in 
tage geftellt werben. 

Der verfaffungsmäßige Beirath bei Ausübung dieſer Tandes- 
rrlihen Geſetzgebung auf Firchlihem Gebiete ift bis in das Jahr 
348 hinein von dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten geübt 
orden. Durch die Allerhöchſte Ordre vom 26. Januar 1849 
jer, welche in aller Form von dem Minifter Fontrafignirt und 
uch die Gefegfammlung publizirt ift, bat die Mitwirkung des 
rantwortlichen Miniftere der geiftlichen Angelegenheiten in den 
ıneren Angelegenheiten der evangelifchen Kirche aufgehört, und 
dieſe Mitwirfung auf die unterzeichnete Abtheilung überges 
mgen. Diefe Vorſchrift war eine einfache Konſequenz der Grund⸗ 
be der Berfaffungsurfunde vom 5. Dezember 1848, und der erfte 
chritt zur Sonderung des ftaatlihen und des kirchlichen Verfaf- 
ngögebietd. Auf Grund des Artifel8 12 der Verfafjungsurfunde 
m 5. Dezember 1848 und der Allerh. Ordre vom 26. Januar 
149 ift daher die Abtheilung befugt, in inneren Firchlichen An⸗ 
legenheiten unmittelbar an des Königs Majeftät zu berichten, und 
en Anordnungen für die Kirche zu empfangen, ohne daß es eines 
azwifchentretens des Minifterd der geiftlichen Angelegenheiten in 
ner Eigenfchaft ald verantwortlicher Staatsminifter bedarf. 
le in der Allerh. Ordre vom 26. Januar 1849 vorbehaltene Kennt⸗ 
Snahme des Minifters von den Immebiatberichten der Abtheilung 
vielmehr nur ein Aft perfönlihen Vertrauens Sr. Majeſtät des 
daigs zu dem gegenwärtigen Chef des Minifteriums, und eine 
ffenlegung der Schritte der Kirchenregierung vor der oberften 
tmatsverwaltimg; fie hat aber nicht den Sinn, als Tönne und 
Je der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten durch feine Kontra: 
satur eine DBerantwortung der Firchenregimentlichen Alte vor den 
ımmern übernehmen. Eine folde Kontrafignatur und Berant- 
yetlichfeit des Minifterd würde auch das verfaffungsmäßige Ver- 
ltniß von Kirche und Staat gänzlich verrüden, und den Kammern 
ien Einfluß auf das Innere der evangelifchen Kirche geftatten, 
icher durch die Art. 12 resp. 15 der Verfaflungsurfunden und 
rch die den Art. 12 theilweife bereits in Vollzug ſetzende Allerh. 
rdre vom 26. Sanuar 1849 aufgegeben ift. _ 

Die an die Abtheilung ergebenden Allerh. Ordres in Internis 
° enangelifchen Kirche find hiernach, ohne Kontrafignatur des Mi- 
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nifters, gültige Akte des oberften SKirchenregiments, und äußern in 
der Kirche diefelbe Kraft und Autorität, die fie nach der Verfaffung 


der evangelifchen Kirche von jeher geübt haben. Die Verfaffunge ' 


urfunde für den Preußiſchen Staat präfubizirt hierin der Verfaſ 


fung der evangelifhen Kirche in Preußen nicht. 


t 


Es bleibt endlich noch die Erörterung der Frage übrig, obh 


eine Publikation ſolcher landesherrlicher Erlaſſe in inneren Kirchen⸗ 
ſachen durch die Geſetzſammlung Beduͤrfniß und Bedingung ihrer 
Gültigkeit ift? Auch dieſe Frage müſſen wir verneinen. Die Ge 
fesfammlung ift ein Organ, welches dem Staate gehört, von ihm 


erhalten wird, und zur Veröffentlichung aller Gefege auf dem ſtaat⸗ 


lichen Gebiete benugt wird. Der Staat hat diefes fein Organ bi 
her bereitwillig der Kirche geliehen; er wird es unzweifelhaft aud 
in Fünftigen Fällen gern thun, wo die Kirche ſich deſſelben zu be 
dienen wünſcht. Aber die Kirche fteht nicht mehr in der Abhängig. 
feit vom Staate, daß die Ausübung der gefeßgebenden Gewalt ihres 
weltlichen Dberhauptes gebunden wäre an die Benubung dieſes 
ftaatlichen Organs. Vielmehr bleibt ihr die Freiheit, entweder felbk 
ein authentiſches Organ für ihre Publikationen zu gründen, ober, 
wenn fie dazu noch nicht im Stande iſt, die Veröffentlichung in der 
Meife einzurichten, daß Alle, welche ver Gegenſtand berfelben an 

eht, auf befonderem Wege amtliche Kenntniß davon erhalten. Ger 
—*— dies, ſo iſt der Zweck jeder Publikation, authentiſche Wiſſen⸗ 
ſchaft von dem Gegenſtande derſelben, erreicht. 


II \kı at 


Diefer letztere Weg ift bei Publifation der Allerh. Orbre vom 


24. Auguft v. 3. durch Verfügung vom 17. September v. J. vor 
und eingefchjlagen worden. Sämmtliche Geiftliche und Stirchenbeamte 


haben davon amtliche Kenntniß erhalten. Sie wiflen, daß ein aw : 


thentifcher Königl. Erlaß wegen Aufhebung der 88. 10— 12 dei 
Gefebes vom 29. März 1844 ergangen ift, und können, indem fie 


nad) dem beftehenden Rechte der evangelifchen Kirche in ‘Preußen - 


die Berechtigung des evangelifchen Landesheren zur Aufhebung eine 
ſolchen früheren kirchlichen Verordnung nicht zu bezweifeln vermds 


[I Sn ; 


gen, fih nicht entfchuldigen, wenn fie in der Folge nach diefer ihnen : 


gehörig befannt gemachten Vorfchrift beurtheilt werden. Diefe Ans 
deutungen werden, wie wir nicht zweifeln, genügen, um bie Be 
denfen des Königlichen Konfiftoriums gegen die Anwendbarkeit der 
Alerh. Ordre vom 24. Auguft 1849 zu beheben. Dagegen müflen 
wir es dem felbftitändigen Ermeſſen des Könige. Konfiftoriums in 
jedem einzelnen Falle überlaffen, in wie weit Handlungen, welche 
vor der Bekanntmachung der Allerh. Ordre vom 24. Auguft 1849 
begangen und von dem bürgerlichen Richter für ſtraflos erflärt 
find, eine Seite darbieten, welche, auch bei Borausfegung der bilw 
gerlihen Straflofigfeit, eine Berantwortung vor dem Yorum der 
kirchlichen Disziplin erheifht. In welchem Sinne der Eid auf bie 
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Berfaffung Seitens ber Stantsgewalt von den Mitgliedern der Kon; 

iftorien und den Superintendenten gefordert werben, und daß dabei 

m feiner Weife eine Beeinträchtigung der Firchlichen Stellung diefer, 

jur Zeit noch mit ſtaatlichen Bunftionen befleiveten Beamten irgend 

bezweckt worden ift, darüber ift dem Königl. Konfiftorium bereits 

durch unfern Erlaß vom 22.9. M. das Erforderliche eröffnet worden. 
Berlin, den 30. April 1850. 


Miniſterium der geifllihen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifchen Kirchenſachen. 


v. Uechtritz. 
An die Königlichen Konfiftorien. 


19. 


—— 


Der Koͤniglichen Regierung eroͤffne ich auf den Bericht vom 
17. April d. J. (. C. 2657) im Einverſtaͤndniß mit der Abtheilung 
bed Minifteriums für die inneren evangelifchen Kirchenſachen, daß, 
nachdem durch die Verordnung vom 11. Juli v. 3. das Disziplinars 
verfahren gegen Staatsbeamte, einfchließlich der Lehrer, wefentlich 
verändert worben, die Anwendbarkeit der Verordnung auf Kirchen- 
jeamte aber ausbrüdlich ausgefchloffen ift, aus diefem Grunde auch 
ie in der Verfügung vom 1. Dftober 1847, No. 22 und No. 6 be- 
timmte, mit der durch die Verfaffungsurfunde veränderten Stellung 
ver Kirche zum Staate nicht zu vereinbarende Delegation der geift« 
ichen Disziplinargewalt über Kirchenbeamte, welche zugleich in einem 
Schulamte ftehen, an die Regierungen resp. an bie Oberpräfidenten 
dicht mehr als fortbeftehend erachtet werden kann. Es muß viel- 
mehr die Disziplinargewalt ver Kirchenbehörden auch bei vereinigten 
Shul- und Kirchenämtern in Betreff des Kirchenamtes von den 
Kirchenbehörden, d. h. von den Konfiftorien in erfter, und von ber 
Eingangs gedachten Abtheilung in zweiter Inftanz, felbfiftändig und 
abhängig geübt werben. Daß hiedurch das disziplinarifche Ein- 
breiten der fompetenten Stantsbehörven in Betreff des Schulamtes 
weder ausgefchloffen noch befchränft werden kann, ift bereits in dem 
Birfularerlaß vom 6. September v. I. ausgefprochen. Im Intereſſe 
der Disziplin erfcheint es aber nothwendig, daß in folchen Fällen 
die weltlichen und Firchlichen Disziplinarbehörden möglihft Hand in 
Hand mit einander gehen und dieſen Geſichtspunkt insbefondere bei 
ver Einleitung der Unterfuchung, bei der Ernennung des Kommiſſars, 
we Anordnung der Suspenflon, der Regulirung ded Suspenfiond- 
jehalts und der Stellvertretung, fo wie in den fonftigen gemeinfa- 
nen Beziehungen im Auge behalten. Indem ich Dies der Königl. 

4 r 
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Regierung zur Beachtung empfehle, bemerfe ich, daß in ähnlicher 
Weiſe auch die. Konfiftorten mit Inftruftion verjehen worden find. 
Berlin, den 17. Juni 1850. 
Der Minifler der geifllihen, Mnterrichts- und Medizinal- 
ngelegenheiten. 
| v. Ladenberg. 
An die Königlichen Regierungen. 


20. 


—— od 


Unter dem 6. September v. 3. ift über die Kompetenz zu bi8jl 
plinarifchem Einfchreiten gegen foldye Lehrer, welche zugleich Beamtete 
der Kirche find, allgemeine Verfügung ergangen. In neuefler Zeit n 
hat jedoch eine der Königlichen Regierungen auf Anlaß eines Spe⸗ i 
zialfalles angezeigt, daß bisher von ihr lediglich nad) den Beſtim⸗ j 
mungen des Erlafied vom 1. Oftober 1847 verfahren, mithin die 
Disziplinarunterfuchung gegen die zugleich im Kantor ober Küfteramte ! 
ſtehenden Lehrer allein geleitet, und bavon das betreffende Konſiſt⸗⸗ 
rium nur benachrichtigt worben fei. Hierauf hat der Here Minifier 
ſowohl an die gedachte Behörde, ald an die übrigen Königlichen H 
Regierungen das Erforderliche verfügt. Eine Abfchrift diefes erneuern N 
ten Erlaffes vom 17. Juni fügen wir bier bei. Wir aber wollen 
auch unfererfeitS nicht unterlaflen, den allgemeinen Grundſatz in Gr " 
innerung zu bringen, daß in Folge des in der Verfaſſungsutkunde 
ansgefprochenen Prinzipes die Disziplinargewalt in allen Fällen, | 
wo gegen bie im Kirchenamt ſtehenden Lehrer ein Einfchreiten exfew \ 
derlich ift, in Betreff der kirchlichen Stellung von den Kicchenbe ! 
hörden felbftftändig und unabhängig ausgeübt werden muß, wu 
das es nicht zuläffig ift, dieſelbe der Staatsbehörde zu überlaffen 
Indem wir das Königliche Konfiftorium veranlaffen, ſich hiernad, | 
falls es nicht ſchon gefchehen fein follte, zu richten, bemerken wir ! 
zugleich, daß es angemeflen fein wird, mit der weltlichen Diegipl, | 
narbehörde möglihft Hand in Hand zu gehen. Wir geben veshalb ! 
dem Königl. Konfiftorium anheim, dieſen Geflchtöpunft bei der Ev 
nennung des Kommiffars zur Führung der Unterfuhung und in ' 
den fonftigen Beziehungen im Auge zu behalten. ' 

Berlin, ven 27. Suni 1850. 
Minifkerium der geifllihen Angelegenheiten, Abtheilung für die 

inneren evangelifchen Rirchenfachen. 
v. Uechtritz. 
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An fämmtliche Königliche Konftitorien. 
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21. 


—— ⸗— 


Es ſind in neuerer Zeit wiederholt Fälle vorgekommen, daß in 
Disziplinar⸗Unterſuchungsſachen wider Geiſtliche von den Verthei⸗ 
igern Die Vorlegung von Akten gefordert worden iſt, welche nur 
heilweiſe einzelne auf den Angeſchuldigten bezügliche Schriftſtücke 
mhielten, oder welche durch darin befindliche Originalvota von Mits 
liedern des Kollegiums ſich zur Einficht für dritte Perfonen nicht 
igneten. Die Behörven find deshalb in Zweifel gewefen, wie weit 
de Einſicht ſolcher Aftenftüde zu geftatten fei. 

Wir gehen von der Anflcht aus, daß dem Angefchulpigten resp. 
nem Bertheidiger nicht allein die Einficht der Aftenftüde, welche 
zeziell den Gegenfland der Anfchulbigung betreffen, fondern audy 
berhaupt der feine gefammte Dienftführung betreffenden Schriftftüde 
it verfagt werben kann, da in der Regel das ganze amtliche und 
wperamtliche Leben des Beſchuldigten mit in Betracht gezogen zur 
verben pflegt. Um aber die Einfichtöberechtigung des Vertheidigers 
it über die Grenzen des Vertheidigungsrechts auszudehnen und 
nberufener Neugier einen Borfchub zu leiften, bieten ſich zwei Wege 
ar: entweder daß bei dem Beginn einer Disziplinar »Unterfuchung 
fort diejenigen Alten, welche irgend in Betracht kommen, als 
‚dhibenda zu den LUnterfuchungsaften vermerft und im Laufe der 
Interfudhung dem Angefchuldigten oder feinem Vertheidiger vorge: 
gt werden, oder daß, wenn die Akten wegen Einmiſchung anderer 
ırenter Gegenftände nicht dauernd entbehrt werden können, die 
zorlage derſelben in einem befonveren Termine unter Aufweifung 
ee bezüglichen Schriftftüde erfolge, und dem Bertheidiger eine Ab⸗ 
hrift derjenigen Piecen, die er im Intereſſe der Vertheivigung für 
Achtig erachtet, verabfolgt werde. 

Es wird, wenn die Verpflichtung der Unterfuchhungsbehörbe 
w Borlegung der volftändigen Alten von Anfang an im Auge 
halten wird, nicht ſchwer halten können, dieſer Verpflichtung auf 
fe eine oder die andere Weiſe entfprechend zu genügen, ohne zu 
mer Heranziehung frembartiger Gegenſtände indireft die Hand zu 
ieten, und haben wir von den gemachten Erfahrungen hier Ver⸗ 
afung nehmen wollen, das ıc. auf die in ſolchen Disziplinarfachen 
eforderlihen Rüdfichten fowohl auf das Intereſſe des Angeſchul⸗ 
igten, als auch auf das Sntereffe der Dienftiverwaltung überhaupt 
ufmerffam zu machen. 

Berlin, den 26. September 1849. 

Minifterium der geifllihen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangel. Rirchenfachen. Frech 
rech. 
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In fämmtliche Konflftorien. 
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Auf den Bericht vom 30. v. M. (No. 1087), betreffend die 
Form der Strafurtel in Disziplinarfachen wider Geiftliche, eröffnen 
wir dem Königl. Konfiftorium hierdurch, daß wenngleich in den be 
ſtehenden geſetzlichen Vorfchriften die Enticheldung der Konſiſtorien 
in fchweren Disziplinarfällen nur als ein Andeuten der Strafe 
bezeichnet ift, welches erſt durch Die Acquieicenz des Befchulvigten 
oder durch die Beftätigung der Eentralbehörde vollſtreckbar wir, 
dennoch nichts entgegenfteht, dieſe Andeutung in ver bisher üblich 
gewefenen Borm, naͤmlich durch ein mit Gründen verfehenes fürms 
liches Refolut ergehen zu laffen, wenn nur in der Publikationsver⸗ 
handlung gehörig ausgedrüdt wird, daß dieſes Refolut erſt dann, 
wenn der Angefchulpigte fich dabei beruhige und nicht innerhalb der 
gefeglichen Friſt ven Rekurs an die höhere Inftanz nehme, in Vol, 
zug komme. | 

Daß aber viefe Andeutung in der Form eines Reſoluts erfolge, 
erfcheint uns fowohl um der Gleihförmigfeit des Verfahrens der 
firchlichen Behörden, als auch um deswillen durchaus wünfchene 
werth, damit die Entſcheidungen aud nach Außen hin und gegen 
dritte Perfonen felbft nicht den Schein eines bloß adminiftrativen 
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Ermefiens annehmen, fondern in Form und Inhalt als das Ergebniß 


einer reiflichen und wohlbegrünbeten Tollegialifchen Berathung fid 
darftellen. 


rn 


Wir haben zu diefem Ende feit dem felbftfländigen Beſtehen 
der Abtheilung die Form gewählt, unfere Disziplinarentfcheidungen 
unter Aufführung der Namen der bei der Beſchlußnahme anweſend 


geweſenen Mitglieder und des Tages des Belchluffes, analog den ge 
richtlichen Erfenntniffen, auszufertigen, und können wir daher nur 
die in unferem Erlaß vom 18. v. M. enthaltene Aufforderung an 
das Königl. Konftftorium erneuern, in gleicher oder ähnlicher Weiſe, 
jedenfalls aber in Spruchform, in den Fällen, in welchen ein fürm- 
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liches Unterfuhungsverfahren ftattgefunden hat, die Entſcheidung 


ergehen zu laſſen. 
Berlin, den 8. April 1850. 


Miniflerium der geifllihen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifchen Kirchenfachen. 


v. Uechtritz. 
An die Königlichen Konfiflorien. 


% 
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nt 


An 
bes Könige Majeſtät. 


Die Eivesformel, nach welcher die evangeliſchen Geiftlichen feit- 
her vereidigt worben find, beruht auf einer Verfügung des Minls 
Reriums des Innern vom 24. April 1815 und lautet: 

Ich ꝛc. ſchwöre einen Eid zu Gott, dem Allwiffenden und Heili⸗ 
gen, daß nachdem ich zum evangelifchen Prediger bei ver Gemeinde 
N. berufen worden bin, in diefem und in jedem andern geiftlichen 
Amte, zu welchem ich Fünftig berufen werben möchte, ich, fo wie 
e8 einem Diener der chriftlichen Kirche und des Staats geziemt, 
Sr. Königl. Majeftät von Preußen (Namen des Königs) meinem 
allergnädigften Herrn und dem Königlichen Haufe treu und ges 
borfam fein, das Wohl des Landes in dem mir angewiefenen 
oder noch anzuweiſenden Wirfungsfreife, fo viel in meinen Kräfs 
ten fteht, befördern, die mir wohlbefannten Pflichten des mir ans 
vertrauten Amtes mit Gewiflenhaftigfeit erfüllen, und in meiner 
Gemeine ald ein treuer Seelforger mit allem Ernſt und Gifer 
bemüht fein will, durch Lehre und Wandel das Reich Gottes 
und meines Herrn und Meifterd Jefu Ehrifti zu bauen. 
Alles jo wahr mir Gott helfe, durch Jeſum Chriftum! 

Die darin unterftrichenen Worte: 

„fo wie e8 einem Diener der chriftlichen Kirche und des Staats 

geziemt“ 
hatten bis in die neueſte Zeit einen Stützpunkt in der Vorſchrift des 
8. 19. Thl. N. Tit. 11 des Allg. Landrechts, welcher zufolge die 
Geiſtlichen ald mittelbare Staatsbeamte angefehen werben mußs 
ten. Diefen Stübpunft haben fie durch die neuere Entwidelung der 
Staatöverfaffung verloren. Schon der Art. 12 der Verfaſſungsur⸗ 
funde vom 5. Dezember 1848 fonderte das Gebiet der Kirche 
ſcharf und beftimmt von dem ded Staats, und erfannte das erftere 
ale ein für fich beftehenves, ſelbſtſtaändiges Gebiet an; eine 
Auffaffung, mit welcher die bisherige Eigenfchaft der Geiftlichen als 
mittelbare Staatsdiener nicht ferner mehr wohl vereinbar er: 
dien. Daran fchloffen fi, andere Thatfachen von entſcheidender 
praftifcher Bedeutung an. Unter dem 26. Januar 1849 haben Ew. 
Königl. Majeftät geruhet, mit Rüdficht auf die veränderte Verfafs 
fung des Staats auch in der Verfaffung der die Kirche leitenden 
Drgane eine Veränderung vorzunehmen, und die ehrerbietigft unter- 
zeichnete Abtheilung des Minifteriums für die inneren evangelifchen 
Kirchenfachen zu einer von dem verantwortlichen Staatöminifter un- 
abhängigen ſelbſtſtaͤndigen oberen Kirchenbehörbe zu erheben. Zu 
ben Gegenftänden, weldye dem Refiort biefer oberen Ringen be 
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anvertraut fein follten, wurben glei von Anfang an die Diszis 
plin über die Geiftlihen und die Vereidigung derſelben gerech— 
‚net. In dem gleichen Sinne wurde mehrere Monate fpäter bie 


Verordnung vom 11. Juli 1849, betreffend die Dienfivergehen der - 
nicht richterlichen Beamten, welche für alle im unmittelbaren 


oder mittelbaren Staatödienfte ſtehenden Beamten erging, im $.1 
dafelbft für nicht anwendbar auf Geiftlihe und Kirchenbeamte ev 


flärt, und damit anerfannt, daß die Geiftlichen nicht mehr in die 
Kategorie der mittelbaren Staatsbeamten zu rechnen fein. Der 
Art. 15 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 hat hierin 


den Art. 12 der Verfaffungsurfunde vom 5. Dezember 1848 wörtlid 
übernommen, und dadurch deſſen Geltung als befinitives Staats: 
grundgefeß geſichert. Endlih hat das Staatsminifterium in Aus 
führung des Art. 108 der Berfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850, 
welcher die Vereidigung aller Staatsbeamten auf die Berfaffung 
fordert, den Beſchluß gefaßt, daß eine Vereivigung der Geiftlichen 
auf Grund diefes Artifels nicht erforderlich fei, und damit invireft 
anerfannt, daß die Geiftlichen nicht ferner als Staatsbeamten zu 
betrachten feien. 

‚Diefen Thatfachen gegenüber erfcheint die Verpflichtung der 
evangelifchen Geiftlihen in der Eidesformel „als Diener des 
Staats’ nicht ferner als zuläffig, und erachten wir ung für ver 
pflichtet, ven Wegfall der darauf bezüglichen Worte in der befte 
henden Eidesformel für die Zukunft in Antrag zu bringen. 

Die Konfiftorien, welche wir darüber zu Rathe gezogen, haben 
ſich weſentlich damit einverftanden erflärt. Nur zwei berfelben haben 
Bedenken aus dem Grunde geäußert, weil der Art. 15 der Berfafs 
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fungsurfunde vom 31. Januar 1850 noch nicht volftändig vollzogen 
fei. Aber diefe Vollziehung wird in feinem Sale durch einen alle 


Berhältniffe gleichzeitig umfafienden Aft erfolgen können, fondern 
die Auseinanderfegung zwifchen Staat und Kirche wird unter allen 
Umftänden nur fuceeffive und in dem Maaße, in welchem die ein 
zelnen Beziehungen zur Auseinanderſetzung hinreichend vworbereite 
und reif geworden fein werben, erfolgen fönnen. Sin der hier vor 
liegenden Beziehung unterliegt es aber feinem Bedenken, die Eigen 
ſchaft der Geiftlichen als mittelbare Staatsbiener, nachdem die Staats⸗ 
gewalt felbf in wichtigen und entſcheidenden Alten darauf zurüdzus 
gehen nicht für angemeſſen erachtet bat, auch von Seiten der Kirche 
als erlofchen zu betrachten und demgemäß aus der beftehenden Eides—⸗ 
formel die Bezugnahme auf dieſe Eigenfhaft zu entfernen. 
sp Dieſem gegenwärtigen Beduͤrfniſſe wird durch Weglafſung der 
orte: 
„und (als Diener) des Staats” 
aus der Eivdesformel genügt. Der übrige Inhalt derſelben bieiet 
feinen. Anſtoß, und jedenfalls Liegt nicht sin unmittelbares, gegen, 
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wärtiged Beduͤrfniß ber Abänderung vor. Ob die Kirche in ber. 
Folge Veranlaſſung zu nehmen haben wird, die ganze Eidesformel 
einer neuen Revaktion zu unterziehen, wie dies eventuell von einem 
ver Konfiftorien beantragt wird, muß ber Fünftigen Entwidelung ders 
felben vorbehalten bleiben. Bon unjerm Standpunkte aus halten 
wir uns nicht für ermächtigt, über das unmittelbare Bedürfniß hin- 
auszugehen, und befchränfen wir und daher auf den ehrerbietigften 
nirag: _ 
Ew. Könige Majeftät wollen huldreichſt zu genehmigen geruhen, 
daß in der Bereldigungsformel für die Geiftlihen die Worte 
„und (als Diener) des Staats” in Zukunft wegfallen. 
Den Entwurf einer desfalfigen Allerh. Ordre erlauben wir 
und allerunterthänigft beizufügen. 
Berlin, den 25. März; 1850. 
Riniflerium der geifllichen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifchen Rirchenfachen. 
v. Uechtritz. 


24. 


Auf den Bericht der Abtheilung des Minifterlums der geift- 
lihen Angelegenheiten für die inneren evangelifchen Kirchenſachen 
vom 25. März d. 3. genehmige Ich hierdurch, daß, in Gemäßheit 
ber durch die Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 veränders 
ten Stellung des Staats zur Kirche, in der durch Verfügung vom 
2. April 1815 vorgezeichneten Eidesformel für die ewangelifchen 
Geiſtlichen, an der Stelle, welche lautet: „ſo wie e8 einem Diener 
der hriftlichen Kirche und des Staats geziemt,“ die Worte: „und 
des Staats” in Zufunft wegfallen. 

Charlottenburg, den 8. April 1850. 

Friedrich Wilhelm. 
Ay die Abtheilung des Miniſteriums der 
geiflichen Angelegenheiten für bie inneren 
evangeliigen Kirchenſachen. 


23. 


In Berfolg unferes Erlafles vom 18. Februar d. J., betreffend 
die Vereidiguug der evangeliichen Geiftlichen, benadjrichtigen wir 
das Königliche Konfiftorium hierdurch, daß des Könige Majeftät 
durch die in Abfchrift Hier beigefügte Allerhöchſte Ordre vom 8. April 
d. 3. zu genehmigen geruht haben, daß, in Gemäßheit der durch 
die Verfafſungsurkunde vom 31. Januar 1850 veränderten Stellung 

yet 


56 


des Staats zur Kirche, in der durch Verfügung vom 24. April 1815 
vorgezeichneten Eivdesformel für die evangelifchen Geiſtlichen, an ber 


Stelle, welche Tautet: „fo wie es einem Diener der chriftlichen Kirche 


und des Staats geziemt,“ bie Worte: „und des Staats” in Zus 
kunft wegfallen. 
Dad Königliche Konſiſtorium hat hiernach in Tünftigen Ber 
eidigungsfällen evangelifcher Geiftlichen zu verfahren. 
Berlin, den 13. Mai 1850. 
Miniſterium der geifllichen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifchen Kirchenfachen. 


v. Uechtritz. 
Ha die Königlichen Konflflorien. 


V. 
Religionshandlungen. 





A. Taufe. 
26. 


Aus einem von dem Konſiſtorialpräſidenten Grafen von Voß⸗ 
Bud, an den Heren Staatsminifter v. Ladenberg erftatteten Berichte 
vom 28. v. M. und den in den öffentlichen Blättern enthaltenen 
Nachrichten haben wir erfehen, in welcher Weife die öffentliche Voll⸗ 


ziehung der Taufen dazu gemißbraudht worden ift, um durch öffent . 
liche Einladung von politischen Parteigenofien und maffenhaftes Aufs 


reden berfelben in den Kirchen, eine politifhe Demonftration hervor, 
zubringen. 

Ein foldhes Verfahren ift, von wen es auch ausgehen möge, 
unter allen Umfländen eine Herabwürbigung des Saframents, wels 
her von Seiten der Kirche auf das Entfchiebenfte entgegen getreten 
werden muß. Wir halten die Geiftlichen in ſolchem Falle nicht nur 
für vollfommen beredhtigt, die Vollziehung der heiligen Handlung 
fo lange zu verweigern, bis genügende Oarantieen gegeben werben, 
daß Diefelbe ungeftört in würdiger, kirchlicher Weile verrichtet wer: 
den kann, fondern wir erachten es fogar für ihre Pflicht, ihre Mit 
wirfung zu verfagen, fobald aus den Umftänden Far erhellt, daß 
das evangelifdhe Pfarramt und die heiligen Gebräuche der Kirche 
in ein unwürdiges PBarteitreiben hinein gezogen werben follen. Dems 
gemäß veranlafien wir das Königliche Konfiftorium, Die Geiftlichen 
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efiger Reſidenz auf das Schleunigfte auf dieſen Geſichtspunkt auf- 
erkſam und es benfelben zur Pflicht zu machen, die Würde der 
iche und ihres Amtes in foldyen oder ähnlichen Faͤllen mit Ent 
Jiedenheit zu wahren. 

Bon Seiten der Herren Minifter der geiftlichen Angelegenheis 
n und des Innern find Beranftaltungen getroffen, daß die Geift- 
hen in foldhen Fällen den ihnen etwa nöthigen nachbrädlichen 
Hug von Seiten der Obrigfeit finden werben, und haben biefelben 
h im vorkommenden Falle an die in der Nähe der Kirche flatios 
ten Schugmannfchaften ver Foltzeibeamten zu wenden. 

Berlin, den 4. März 1 
Rinifferium der geiftlichen Angelegenheiten, Abtheilung für die 

inneren evangelifchen Rirchenfachen. 

v. Uechtritz. 
a das Königliche Konftftorium hier. 


27. 


RER 


Auf die Beſchwerde vom 25. v. M. eröffnen wir Ihnen, Daß 
ir und mit dem hierneben zurüdfolgenden, unterm 17. Mai d. J 
hnen ertheilten Beſcheide des Königlichen Konſiſtoriums nur I 
rſtanden erklaͤren Fönnen. 

Bereits unterm 28. Oktober 1816 und demnaͤchſt in wieder; 
ten Erlafien ift von dem Minifterio der geiftlichen Angelegenheiten 
n Konfiftorien eröffnet worbden, daß nur die Beilegung foldyer 
sufnamen geftattet werben bürfe, welche entweder zu den bisher 
ter den Chriſten üblihen Taufnamen gehören, oder doch theils 

ſich einen Sinn, theild in ihrer Bedeutung nichts Anſtößiges 
ben, und auch Familiennamen, welche nicht zugleich bereits üb- 
be TZaufnamen find, den Täuflingen nicht beigelegt werden follen. 

Sie werben ſich hiernad) überzeugen, daß für den von Ihnen 
wählten Namen Dortu die in den beftehenden Borfchriften anges 
benen Merkmale der Zuläffigfeit nicht zutreffen, umb daß der Kon⸗ 
vorialrath N. N. nicht in wilführlichem Belieben, fondern in pflicht- 
iBiger Beachtung der von der höchften Firchlichen Behörde aus- 
gangenen Weifungen ſich geweigert hat, Ihrem neugebornen Sohne 
r gedachten Familiennamen als einen Taufnamen beizulegen. 

Richt weniger wird Ihnen bei nocdhmaliger Erwägung einleud)- 
|, daß im Gebäude der Firchlichen Ordnung fein Raum für die 
befchräntte Willkühr des Einzelnen ift, und daß die Kirche, von 
lcher die Saframente geſpendet werben, darüber zu halten berech⸗ 
t und verpflichtet bleibt, daß mit dieſen Gnabenmitteln nichts ver⸗ 
nden werde, was fie als ein Ungehöriged zu. betrachten guten 
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Grund bat. Es ift fraglich, ob irgend welche kirchliche Gemein, 
Schaft ſich dem Belieben ihrer einzelnen Glieder in dieſen Dingen 
gänzlich hinzugeben geneigt fein möchte, jedenfalls aber darf bie 
evangelifche Kirche von ihren glaubenstreuen Genoflen erwarten, daß 
fie einen ſolchen Anfpruch an fie nicht erheben wollen. 

Vebrigens mag Ihnen allerdings unangenehm geweſen fein, erf 
unmittelbar vor der beabfichtigten Taufhandlung von der Unftatthaf 
tigfeit ded gewünfchten Namens unterrichtet zu werben; allein dem 
Küfter, bei welchem Sie die Taufe Ihres Sohnes angemeldet hat 
ten, ftand eine Entfcheidung hierüber nit zu, und da Ihre Wahl 
augenfcheinlich auf einen ganz ungewöhnlichen Namen gefallen war, 
fo würden Sie unbezweifelt am Zwedmäßigften gehandelt haben, 
wenn Sie darüber mit dem betreffenden Geiftlichen eine rechtzeitige 
Rückſprache genommen hätten. 

Berlin, den 4. Juli 1850. Ä 
Minifterium der geifllichen Angelegenheiten, Abtheilung für die 

inneren evangelifchen KRirchenfachen. 


| v. Uechtritz. 
An den Heren N. N. bier. Steh 


B. GEid. 
28. 


—— — 


Nach der in dem Schreiben vom 2. Dezember v. I. dargeleg⸗ 
ten Abficht fol. ein. Gefegentwurf über die Form der Eide ben 
Kammern vorgelegt werben, deſſen $. 1 beabfichtigtermaßen fo law 
ten wird: 

„Alle Eide der Parteien, Zeugen, Sachverftändigen und Dolmet 
ſcher, ſowohl in Civilprozeſſen als in Unterfuchungsfachen, des⸗ 
gleichen ale Dienſt⸗ und fonftigen Verſprechungseide, follen fortan 
ohne Unterfchied des religiöfen Glaubensbekenntniſſes mit den Ans 
fangsworten 
„SH, (Vor⸗ und Zuname des Scmwörenden) ſchwöre, 
daß u. f. w.“ 
und mit der Bekräftigungsformel am Schluß: 
„Sp wahr mir Gott helfe‘ 
geleiftet werben. 

Den Mitglievern der beiden chriftlichen Kirchen und der andern 
Religionsgefellfchaften, für welche bisher eine befonbere, ihrem 
Glaubensbekenntniß gemäß normirte Eidesnorm gefehlich beftand, 
fol es auch für die Foge auf ihren Antrag geftattet werden, ven 
Eid in diefer Form zu leiſten.“ 
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Es fol alſo bie für die Evangelifchen in deu Preußiſchen Stans 
tn bisher übliche Eidesformel: 
Ich ſchwoͤre Hei Gott dem Allmächtigen und Allwifs 
jenden, daß u. |. w. | 


So wahr mir Gott helfe durch Jeſum Chriſtum zur 
Seligkeit! 
oder, wie in der Rheinprovinz: 
* wahr mir Gott helfe und fein heiliges Evanges 
um 
fortan nicht mehr gejeßliche Regel und Ordnung fein, fondern foldye 
nur noch ausnahmsweiſe auf befonneren Antrag des Schwörenden 
Po pn befondere Genehmigung des den Eid Abnehmenden ges 
attet fein. 

Dagegen haben wir bereits in unferem Votum vom 19. Fe⸗ 

mr v. J. erflärt; 
daß eine Beränderung der Eidesformel von Firhlicher Seite nicht 
gewünſcht werben koͤnne. 
Bei erneuerter Betrachtung des Gegenſtandes und in Betracht 
ber ſeitdem aus der Kirche laut gewordenen zahlreichen Stimmen 
mäffen wir nicht nur bei der früheren Anficht verharren, 
bag ein Bedürfniß zur Wenderung der beftehennen Eidesformel 
für die ewangelifchen Chriften nicht vorhanden fei, 

fondern auch noch hinzufügen, 
daß eine ſolche Veränderung, fei e8 auch mit der gegemmwärtig 
vorgefchlagenen Modififation, von den bevenkflichften Folgen bes, 
gleitet fein würde, 

1. Was zunächft die Bedürfnißfrage anbetrifft, fo ift uns 
aus dem weiten Kreiſe der evangelifchen Landeskirche, für deren 
firhliches Interefie wir bier Zeugniß abzulegen berufen find, und 
deren Anhänger etwa zwei Drittheile der Oefammtbevölferung bes 
Landes ausmachen, aud nicht eine Stimme befannt geworben, 
welche eine Abänderung der beftehenden Eidesformel im evangelifch- 
firhlichen Intereſſe beantragt hätte. Die in der beftehenden Eides⸗ 
formel enthaltene Anrufung Gottes 

als des Allmächtigen und Allwiſſenden, 
alfo als eines lebendigen und perſönlichen Gottes, und bie 
Bezeugung des Grundes des evangeliſchen Chriftenthums 

is Jefu Ehrifto — oder in dem Evangelio 
ſteht mit dem evangelifchen Befenntniffe in einem fo tiefen und innis 
gen Zufammenhange, daß Niemand, der ſich nicht völlig von dem⸗ 
felben Insgefagt hat, einen Einwand dagegen zu erheben vermag. 

Ein Verlangen nad) einer Abänderung der beflehenden Eides⸗ 
formeln und Geremonien bei Ableiftung des Eides ift unferes Wiſſens 
nur hervorgetreien "bei einem Theile Der Befenner des jünifchen Glau⸗ 


und; 
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bens, und bei denjenigen neueren Religionsbildungen, welche fih 
von dem Glauben an das Evangelium und an unfern Heren Jeſus 
Chriftus, oder felbft von dem Glauben an einen lebendigen und : 
perfönlichen Gott Ioögefagt haben. In wie weit die Stantögefehs : 
gebung biefem Verlangen gerecht werben, und denen, welche bie 
beftehenden Formen des chriftlichen Eides ablehnen, eine andere Form 
des Eides darbieten kann und muß, liegt außerhalb der Grenzen 
unferer zuftändigen Beurtheilung. Von unferem Standpunkte aus 
haben wir nur die Konfequenz abzulehnen, daß um der Rüdfidt 
auf diefe außerhalb der evangelifchen Kirche ftehenden Religions - 
parteien willen, auch eine Veränderung der evangelifchschriftlihen ' 
Eidesformel ein Bedürfniß fei. - 
ft hiernadh ein Bedürfniß zur Abänderung der evangeliſch⸗ 
Eivesformel in Feiner Weile erfichtlih, fo müflen wir 
aber au 
I. die Bedenken und Gefahren hervorheben, welche eine 
folche, ohne vorliegendes Bebürfniß herbeigeführte Veränderung der 
Eidesformel in ihrem Gefolge haben würde. Wir haben in biefer 
Beziehung in unferem Votum vom 19. Februar v. I. gleichfalls 
darauf Hingebeutet: 
daß ein Wegfall der befonderen Bezeugung des rundes de 
evangelifchen Glaubens in Ehrifto und in dem Evangelio bei Ab 
leiftung des Eides von vielen treuen Gliedern der Kirche ſchmerz⸗ 
lich empfunden werben würde. 
Die Richtigkeit dieſer Andeutung ift ſeitdem durch täglich ein; 
o gehende Petitionen aus allen Theilen ded Landes, und durch bie 
und zugegangenen Gutachten von geordneten Firchlichen Behörden, 
von Konfiftorien und Synoden, auf das Evidentefte nachgewiefen 
worden, und wir glauben als die allgemeine Stimme der evanges 
lichen Kirche das Verlangen bezeichnen zu dürfen, die beftehende 
evangelifch- geiftliche Eidesform unverändert erhalten zu fehen. 
Wenn gleich die vorgefchlagene neue Eivesformel: 
Ich ſchwoͤre bei Gott ıc. 


Sy wahr mir Gott helfe! 
an ſich nichts Unchriſtliches oder MWiderchriftliches enthält, fo ift es 
doch als eine Thatfache anzufehen, daß die abfichtliche Weglaffung 
der bisher üblichen näheren Bezeugung: 

bei Gott dem Allmächtigen und Allwiffenden, 


durch Sefum Ehriftum zur Seligfeit 
eine MWeglaffung, deren Grund allein in der Rückſicht auf Die nicht 
hriftlichen Befenntniffe enthalten ift, allen denen, die ſich deſſen be 
wußt geworden find, zu einer Beunruhigung des Gewiſſens gereis 
hen würde, und daß das evangelifch-chriftliche Volk es ſich nicht 
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würde nehmen Iafien, bei dem feierlichen Religionsafte der Eides⸗ 
leiſtung dieſe Bezeugung feines evangelifch- chriftlichen Glaubens offen 
au den Tag zu legen. Als Belege diefer Thatfache erinnern wir 
an die Vorgänge vor den Schwurgerichten zu Grünberg und Liegnitz 
und zu Königeberg in Preußen, wofelbft evangelifche Gefchworne 
fi nicht bei dee Schwurformel: 
So wahr mir Gott helfe! 
beruhigen zu dürfen geglaubt, fondern das Zeugniß ihres Glaubens 
durch den Zufab: 
durch Jeſum Ehriftum zur Seligfeit 

als ihr gutes Recht in Anfpruch genommen und behauptet haben. 

Diefem Berlangen wird auch nicht dadurch Genüge geleiftet, 
daß der gegenwärtige Entwurf e8 geftattet, auf befonderen 
Antrag die hergebrachte evangelifch = chriftliche Eidesformel zu ges 
brauchen. Denn einmal kann ver ewangelifche Ehrift, wenn er zu 
einer religiöfen Handlung aufgeforbert wird, es nicht von einem bes 
fonderen Antrage und einer befonderen Erlaubniß abhängig machen, 
ob er diefe Religionshandlung nach feinem Glauben und Gewiflen 
vollziehen dürfe, fondern ee muß auf alle Fälle den Eid fo ſchwoͤ⸗ 
ten, wie es ihm fein Glauben und fein Bekenntniß gebietet, und 
ee muß dies ald einen Ausfluß der allgemein garantirten Glaubens- 
und Befenntnißfreiheit unmittelbar in Anfpruch nehmen. In diefer 
Weiſe ift auch der Profefioe Schulze vor dem Schwurgericht zu Lieg« 
nis verfahren, indem berfelbe ohne vorgängige Anfrage und Er- 
laubniß den Eid mit den Worten: 


So wahr mie Gott helfe durch Jeſum Chriftum zur 
Seligfeit! 


geleiftet hat. Aehnliches würde auch in Zufunft fidh ereignen. So⸗ 
dann aber würde eine folche bloße Erlaubniß der Staatsgeſetzge⸗ 
bung die Stellung der evangelifchen Kirche al8 Ganzes im Staate 
weientlich alteriren, indem dadurch ein bisher als beredhtigt ans 
erfannter evangelifchs chriftlicher Religionsaft zu einem blos aus» 
nahmsweiſe geduldeten und geftatteten herabgefegt, und bie evans 
gelifche Kirche mit der Eigenthümlichfeit ihres Bekenntniſſes eine 
mindere Berüdfichtigung in der Staatögefeßgebung erhalten würde, 
als fie den nichichriftlichen Religionspartheien, um deren Eigenthüms 
lichfeit willen die allgemeine und regelmäßige Eidesformel verändert 
wird, zu Theil werden würde. Das in der gegenwärtigen Baflung 
des 8. 1 ausgedrückte Verhältniß würde dem von beiden Kammern 
angenommenen Grundfage, daß die religiös - bürgerlichen Einrichtun- 
gen auf der Baſis des Chriftenthums beruhen follen, nicht entipre- 
den, vielmehr würde in der Konfequenz dieſes Grundſatzes liegen, 
die übliche chriſtliche Eidesformel ald Regel unverändert zu bes 
laſſen, und eine modifizirte Eidesformel als Ausnahme nur für 
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diejenigen zu geftatten, welche ſich dieſe chriftliche Eidesformel nicht 
anzneignen vermögen. 

Endlich müflen wir auch noch auf die bie und da bereits anf 
getanchte Anficht aufmerffam machen, als ſei ein Ein wie der in $. 1 
als Regel formulirte, gar Fein rechter Eid mehr und als ſolcher auch 
nicht mehr verbindlich; eine Anficht die, fo beflagenswerth Fe auch 
ift, Doch durch ein Fortfchreiten auf der im Entwurfe angedeuteten 
Bahn, leicht neue Nahrung gewinnen und zu einer Zerrüttung aller 
Berhältniffe führen könnte, deren Folgen nicht abzufehen find. 

III. Ferner erlauben wir und noch darauf aufmerkfam zu machen, 
daß die im Entwurfe vorgefchlagene Eidesformel 

„Ich ſchwoͤre bei Gott!‘ 


„Ss wahr mir Gott helfe!” | 
gar nicht einmal den Zweck erfüllt, eine für alle Religionspartheien 
gleihgültige und gemeinſchaftliche Kormel darzuftellen. 

Welche Bedenken von Seiten der evangelifchen Bevölkerung, 
und im gleihen Maaße unbezweifelt auch von der Fatholifchen 
Bevölkerung derfelben entgegengefeht werden, iſt fchon erörtert. 

Die Mennoniten koͤnnen diefen Eid eben fo wenig wie jeden 
andern Eid leiften. Bei ihnen muß es bei der ihnen nachgelaſſenen 
Befräftigungsformel durch ein Ja, Ja! bewenden. 

Bon dem Herrn Juſtizminiſter ift dies noch neuerdings durch 
ein Refeript vom 24. Juni 1849 (Minift. Blatt des Innern de 49 
Nr. 8. S. 219) anerkannt worden. 

Eine gleihe Bewandtniß hat ed mit der griechiichen Sefte der 
PBhilipponen, auf Grund der Allerhöchften Ordre vom 19. No: 
vember 1836. (v. Kamptz Sahrb. 49. S. 275). . Inwiefern von 
Seiten der Juden auf die Schwurformel 

„bei Adonai, dem Gott JIsraels“ 
ein Werth gelegt werben würde, vermögen wir nicht zu beurtheilen. 
Dagegen ift uns in diefen Tagen eine Eingabe von einem Theile 
der jüdiſchen Bevölkerung, von den Vertretern der hiefigen Genoffen- 
haft für Reform im Judenthume, vom 13. d. M. befannt geworben, 
in welcher diefelben die Schwurformel 

„bei Gott, dem Einigen und Ewigen,” 
beantragen, und eben auf dieſe nähere Bezeichnung Gottes einen 
Werth zu legen fcheinen, indem fie fagen: 

Grund und Kern des Judentums — und darüber herrſcht unter 
den Juden Feine Meinungsverſchiedenheit — iſt die Idee der ab» 
foluten Einheit und Heiligfeit Gottes. 

Was aber endlich vie neueften religidfen Erſcheinungen anlangt, 
fo ergeben die öffentlich gedrudten Verhandlungen des am 3. und 
4. DOftober pr. a. zu Halberſtadt gehaltenen Kongrefied der freien 
Gemeinden, daß unter diefen Perſonen find, die in jedem Eide unter 
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Anrufung ded Namens Gottes einen geifligen Terrorismus und 
darım eine Unfittlichkeit erblicen. 

Diefen Thatfachen gegenüber Tann daher nicht angenommen 
werben, daß die im 8. 1 vorgefchlagene Eidesformel eine gemeinfame 
für die große Mafje der Bevölkerung irgend werben Fönne, vielmehr 
dürfte auch von dieſem rein praftifchen Geſichtspunkte aus, ſich dies 
als ver einzig richtige Weg empfehlen, die alten Eidesformeln, wo 
fie nicht angefochten werden und Fein Bebürfniß zu einer Verände⸗ 
rautg derſelben erfichtlich ift, unverändert beflehen, und Aenderungen 
nur da eintreten zu laffen, wo foldye beantragt werben und die Noth- 
wenbigfeit der Abänderung amerfannt werden muß. 

IV. Schließlich machen wir noch auf einen in dem Gefebent 
wurfe unberüdfichtigt gebliebenen Punkt aufmerffam, nämlich auf 
bie körperliche Haltung des Schwörenvden, bei Ableiftung des 
Eis. Für vie chriftliche Bevölkerung ift das Aufheben der drei 
ehe Finger der rechten Hand bei den Männern, bei Frauen das 
Anflegen diefer drei Finger auf die linfe Bruft herfömmlicher und 
geſetzlicher Gebrauch. In dem Gebrauche diefer drei Finger pflegt 
mar Eirchlicher Seitd eine Hinweifung und ein Zeugniß des Glaubens 
an die Gotteinheit von Vater, Sohn und Geift zu erbliden. Es 
müßte daher, wenn der Gedanke, eine allgemeine gültige Eides- 
formel für alle Staatsbürger hinzuftellen, feftgehalten werden follte, 
conſequenter Weife auch dieſer chriftliche Gebrauch der drei Singer 
befeitigt und an deſſen Stelle eine andere Förperliche Haltung des 
Schwörenden vorgefchrieben werden. Damit würden aber die unter 
Nr. IL bervorgehobenen Bedenken ſich nur noch in verftärkterem 
Maaße geltend machen. 

Wir Fönnen daher unfer fchließliches Gutachten in der Sache 
dee Eidesleiftung nur in dem Antrage zufammenfaffen: 

daß für die evangelifchschriftliche Benölferung des Landes die 
Ableiftung des Eides in der Formel und mit den Förperlichen 
Gebräuchen, welche bisher üblich geweſen, erhalten bleibe; uns 
borgreiflich defien, was die Stantsgefeßgebung für foldye zu vers 
ordnen für nothwendig erachten mag, die fich den evangelifch-chrift- 
lichen Ritus der Eivesleiftung nicht aneignen Tönnen. 

Berlin, den 30. Januar 1850. 


Minifterium der geiftlichen Angelegenheiten. Abtheilung für 
die inneren evangelifchen KRicchenfachen. 


v. Uechtritz. 
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29. 


——ñ— nett 


An 
den Koͤnigl. Geh. Staats⸗ und Juſtizminiſter 
Herrn Simons Excellenz 


Die Veränderung der für die evangelifchen in ven öſtlichen 
Provinzen bisher üblich geweſenen Eidesformel: 

„Ss wahr mit Gott helfe durch Jeſum Chriſtum zur 

Seligfeit!” 

in $. 97 der Verordnung vom 3. Januar v. 3. in die abgefürzte 
Formel: 

„So wahr mit Gott helfe! 
hat, wie die Konftftorien zu Breslau und Königsberg und anzeigen, 
in mehreren Fällen Gewiflensbevenfen Seitens evangelifcher Ge 
ſchwornen hervorgerufen und ein. verfchiebenartiges. Verfahren der 
Gerichte zur Folge gehabt. 

Diefe Fälle find folgende: 

1. Bor dem Schwurgerichte zu Grünberg hat der Oberſt⸗ 
lieutenant von Blumenthal aus Sagan erflärt, daß er den 
Eid nur mit dem Zufaße: 

durch Jeſum Chriftum zur Seligfeit 
leiften fönne. Das Gericht hat ihn deshalb für einen die 
Geſchwornenpflicht Weigernden erachtet und ihn in 10 Thlr. 
Strafe genommen. Das Appellationsgericht zu Breslau hat 
die Straffeftfegung beftätigt. 

2. Bor dem Schwurgerichte zu Liegnig Hat der dortige Pro 
feffoe Schulze den Gefchworenen Eid, ohne vorgängige 
Anfrage mit dem Zufaße: 

durch Jeſum Chriftum zur Seligkfeit 
ae Das Gericht hat ihn hierin unbehindert gewähren 
laſſen. 

3. Bor dem Schwurgerichte zu Königsberg in Pr. hat ber 
Geh. Regierungsrath von Bergen den gleichen Zufag ver⸗ 
langt. Das Gericht hat denfelben für zuläffig erklärt, und 
der von Bergen fowohl, als auch andere Gefchworene haben 
den he wiederholt in dieſer evangelifch-chriftlichen Form 
geleiftet. 

Wir erlauben uns fernerhin darauf aufmerffam zu machen, 
daß auch bei der am 6. dv. M. ftatt gehabten Vereidigung der Ab- 
‚geordneten beider Kammern auf die Verfaffung, den Evangelifchen 
ausdrücklich das Recht gewahrt worden ift, den Eid nad ihrem 
Befenntniffe zu leiften. 

Dem gemäß erlauben wir und die Bitte, geneigteft Vorkehrung 
treffen zu wollen, daß den evangelifchen Chriften dieſes Recht auch 
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in den -Schwurgerichten unverfümmert bleibe, und daß eine Beftra- 
fung deshalb, wie in dem ad 1. erwähnten alle vorgefommen, in 
Zufunft nicht flattfinden möge. 

Em. Excellenz bitten wir, und von den deöfalfigen Anordnungen 
geneigteft unterrichten zu wollen, um die deshalb beforgten Glieder 
unferer Kirche beruhigen zu Fönnen. 

Berlin, den 11. Februar 1850. 

Miniflerium der geiftlichen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifchen Rirchenfachen. 
v. Uechtritz. 


0. 


et 


Allgemeine Derfügung vom 24. Mär; 1850, 
bie Bereidigung der Öefhworenen betreffen». 
Berorbnung vom 3. Januar 1849. $. 97 (Gefekfammlung S. 31). 


Es ift zur Kenntniß des Juſtizminiſters gekommen, daß einzelne 
Gerichte bei der Vereivigung der Gefchworenen nad) 8. 97 der Ver⸗ 
ordnung vom 3. Januar 1849, den Schwörenden verweigert haben, 
der dort vorgefchriebenen Eidesformel 

„ih fchwöre es, jo wahr mir Gott helfe‘ 
hr dem religiöfen Bekenntniſſe defielben entfprechenve Bekraͤftigungs⸗ 
ormel 
„duch Jeſum Chriftum zur ewigen Seligfeit” oder 
„und fein heiliged Evangelium‘ 
hinuzufügen. u 

Der Suftizminifter kann dies Verfahren nicht billigen. 

Der 8. 97 der Verordnung vom 3. Januar 1849 enthäft die 
allgemeine Formel, mittelft welcher die Gefchworenen ihre Ver⸗ 
pflichtung übernehmen; fie fchließt aber die Hinzufügung einer fpe- 
ziellen religiöfen Befräftigungöformel nicht als unzuläfftg aus. Cine 
folge Ausſchließung Fonnte bei der durch die Verfaſſung gewähr- 
leifteten Befenntnißfeeiheit nicht in der Abſicht des Gefebes liegen 
und es muß daher den Gefchworenen unbenommen bleiben, den von 
ihnen zu leiftenden Eid durch die bisherige für die rezipirten Kir- 
chengeſellſchaften gebräuchliche Befräftigungsformel zur Beruhigung 
ihres Gewiflens zu beftärfen. Die Gerichte haben um fo weniger 
Beranlaffung dies zu hindern, als jene Befräftigungsformel dem 
äwede ver Eidedleiftung in Feiner Weife widerfpricht, vielmehr dazu 
beftimmt ift, die Wirkung des Eines noch mehr zu erhöhen und bie 
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eivliche Angelobung mit dem religiöfen Bekenntniſſe des Schwörenven 
in Uebereinftimmung zu bringen. 

Bon dieſem Geſichtspunkte ift auch das Königliche Staatsmi⸗ 
nifterium in feinem Befchluffe vom 12. Februar d. 3. (Juſtizminiſt. 
Blatt S. 42) ausgegangen, indem es bei Ableiftung des im Art. 108 
der Berfaffungsurfunde vom 31. Januar d. J. vorgefchriebenen Eides 
dem Schwörenden ausbrüdlich freiftellte, der Eidesformel: 

„Ich ſchwöre ed, fo wahr mir Gott helfe” 
die feinem religiöfen Befenntniffe entfprechende Befräftigungsformel 
hinzuzufügen. Mit diefer Maßgabe hat die Vereidigung der Beamten 
ftattgefunden und ed würde nicht zu rechtfertigen fein, wenn man 
den Staatsbürgern, weldhe zu den Verrichtungen eines Gefchworenen 
vereidet werden, nicht ein gleiches Recht geftatten wollte. 

Dagegen dürfen andere willführliche, der Fonfeffionellen Form 
fremde Zufäße nicht geftattet werden, vielmehr find die Gerichte eben 
fo berechtigt als verpflichtet, dem Schwörenden dergleichen Zufäße 
zu unterfagen. 

Der Zuftizminifter fpricht die Erwartung aus, daß die Gerichte 
in Zufunft nad) diefen Grundfägen verfahren werben. 

Berlin, den 24. Mär; 1850. 


Der Juſtiz-Miniſter. 


An die fämmtlichen Königlichen Gerichte, in 

ven Landestheilen, in welchen die Derords 

nung vom 3. Sanuar 1849 zur Anwen: 
dung Tommt. 


Simons. 


C. Ehe. 


31. 


—N Denkſchrift 


betreffend die Einführung der Civilehe. 


Der Artikel 16 der Verfaffungsurfunde für den Preußiſchen 
Staat vom 5. Dezember 1848 verordnet: 
die bürgerliche Gültigkeit dee Ehe wird durch deren Abfchließung 
vor dem dazu beftimmten Civilſtandsbeamten bevingt. Die Kirch 
liche Trauung Tann nur nad der Vollziehung des Civilaktes 
ftattfinden. 
Diefe Beftimmung bewegt ſich nicht ausfchließlich auf dem Ger 
biete des bürgerlichen Rechts, fondern fie greift zugleich tief in bie 
beſtehenden Berhältniffe der Kirche hinein. Sie verkißt die rechtliche 


67 


Grundlage, auf welcher in dem weit überwiegenden Theile der Mo- 
narchie, nämlich in den öftlichen Provinzen verfelben und in ver 
Provinz Weftphalen, das Eherecht feit Jahrhunderten, und inshefon- 
dere das proteftantiihe Eherecht von den Zeiten der Reformation 
her beruht hat, und fept an ihre Stelle eine Einrichtung, welche 
unter anderen Berhältniffen entftanden und eingeführt, bisher nur 
in einem Fleineren Theile unferes Baterlandes, nämlich in der Rhein⸗ 
provinz, beftanden hat. 

Daß eine foldhe fundamentale Umgeftaltung der Prinzipien, auf 
benen ein fo wichtiges, für Staat und Kirche gleich bedeutungsvolles 
Jaſtitut, wie das der Ehe, ruht, nicht ohne die tiefgreifendften Wir, 
fungen für das Bolfsleben in Kirche und Staat möglicy ift, bedarf 
feines Beweiſes. Es find daher an die unterzeichnete Abtheilung, 
welche durch Allerhöchfte Ordre vom 26. Sanuar 1849 dazu berufen 
iR, die inneren Angelegenheiten der evangelifchen Kirche in Preußen 
küfftänpig wahrzunehmen, aus dem Schooße der evangelifchen Kirche, 
von Geiftlichen, Gemeinveglievern, Synoden und Konfftorien, zahl 
reihe Aufforderungen und Mahnungen ergangen, die Intereffen der 
wangelifchen Kirche in dieſer wichtigen Frage zu vertreten, und wir 
bürfen uns diefer Verpflichtung, Angeſichts der im Werke befindlichen 
Revifion der Verfaſſungsurkunde durch die gefeßgebenden Gewalten, 
nicht entziehen. 

Died der Zwed der gegenwärtigen Denffchrift. 

Die Interefien, für welche wir hier das Wort ergreifen, find 
bie der evangelifchen Kirche und des evangelifchen Volkes in den 
öftlicyen Provinzen und in Weftphalen; einer Benölferung von etwa 
9 Millionen Seelen; alfo mehr ald die Hälfte der Volkszahl in 
der gefammten Monardjie. 

Auch die anderen, von früher her im Staate anerkannten chriſt⸗ 
lihen Religionsparteien haben mit uns ein gleiches Intereſſe. Das 

berührt das, was wir hier jagen werden, die Verhältnifie der 
Kiftlichen Bevölkerung in der Rheinprovinz nicht, indem weder von 
uns, noch fonft von einer andern Seite ein Angriff auf die dort 
beſtehenden Einrichtungen unternommen wird. Unfere Aufgabe ift 
vielmehr nur, die evangeliſch⸗kirchlichen Interefien in den übrigen 
Landestheilen gegen eine ihnen drohende, gefahrbringende Abändes 
tung der bürgerlichen Gefebgebung nad) Kräften geltend zu machen. 

Der Grundſatz, welcher feither in den öftlichen Provinzen und 
in der Provinz Weltphalen, und zwar fowohl in denjenigen Landes⸗ 
gebieten, in welchen das allgemeine Landrecht in Kraft ift, als auch 
in den unter der Herrichaft des gemeinen Rechts fehenden Landes⸗ 
neen, Reuvorpommern und Rügen, der herrfchende geweſen, 

der 
N beine vollgültige Ehe nur durch die kirchliche Trauung 
rechtmäßig vollzogen werben kann. 
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In dieſem Grundſatze liegt zweierlei: 

1. die Anerkennung des kirchlichen Aklts der Trauung als einer 
audy auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts gültigen und 
mit rechtlicher Wirkung befleiveten Handlung; und 

2. die Anerkennung diefer Borm der Eheſchließung als bie 
alleinige und ausfchließliche Form zur Eingehung einer 
gültigen Ehe. 

Gegen diefe Iegtere Seite der beftehenden Rechtsordnung, welde 
ihrer Wirkung nach eine Nöthigung der Staatsbürger enthielt, fid 
bei Schließung ihrer Ehen des Amtes eined vom Staate anerkannten 
KReligionsdieners bedienen zu müffen, haben fidh feit den letzten Jahr, 
* in der Erfahrung mehrfache und gewichtige Bedenken er⸗ 

oben. | 
Dieſelben find hervorgetreten, zuerft bei der Abfonderung eines . 
Theiles unferer Tutherifchen Brüder von der Gemeinfchaft der Law 
deskirche, fpäter bei dem Auftreten anderer Religionsparteien, wie 
der Baptiften, der Deutichtatholifen, der freien Gemeinden. 8: : 
wurde darauf hingewiefen, daß es eine Art von Gewiflenszwang in 
ſich fchließe, wenn dieſe, von der beftehenden Kirche fich ablöfenden 
Mitglieder fortvauernd genöthigt fein follten, bei Eingehung ihrer 
Ehen das Amt eines Geiftlihen anzurufen, mit dem fie die kirchliche 
Gemeinschaft aufgegeben haben, und gefordert, daß der Staat, um 
die grundfäßlich prockamirte Gewiſſens- und Religionsfreiheit zur 
vollen Wahrheit werden zu laffen, eine andere Form der Ehefchlie 
ßung gewähren müffe, welche jenen die Eingehung einer gültigen 
Ehe ohne die Dazwifchenfunft eines vom Staate anerfannten Geiſt⸗ 
lichen möglich made. 
| Auch auf dem Gebiete der Kicche felbft traten Einzelfälle hervor, 
in welchen Konflikte zwifchen dem religiöfen Gewiſſen des Geiftlichen 
und den Anforderungen der Staatögefebgebung ſich zeigten. 
Wir gehen hier nicht in eine Erörterung der Frage ein, welde 
anderwärts die Behandlung der gemifchten Ehen in dieſer Beziehung 
hervorgerufen hat, fondern begnügen uns damit, innerhalb des Ge 
biets der evangelifchen Kirche auf diejenigen Fälle hinzudeuten, in 
welchen die Wiederverheirathung gefchienener Ehegatten von Seiten 
evangelifcher Geiftlidhen, im Hinblide auf das Wort der heiligen 
Schrift, Anftand gefunden Hat, fowie auf die Yälle, in welchen 
evangelifche Geiftlihe der Vorausfegung der 88. 442 u. 443 Theil II. 
Titel 11 de8 allgemeinen Landrechts, in Beziehung auf die Trauung 
von Mitgliedern anderer Religionsparteien zu entfprechen, Bedenken 
getragen haben. 

In allen diefen Fällen blieb der Staatögefehgebung, da fie eine 
zwingende Macht über die Gewiflen der Gemeindemitgliever und der 
Geiftlihen zu üben nicht vermochte, Feine andere Wahl, als ents 
weder das Cherecht völlig der Autonomie der einzelnen Kirchen und 
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Religionsparteien zu überlafien oder den Grundſatz der ausfchließ- 
lihen Geltung der Eirhlichen Trauung zu verlaflen, und eine von 
ihren unabhängige bürgerliche Form der Chefchließung eins 
zufuͤhren. 

Zu dieſem letzteren Auswege hat ſich die Staatsgeſetzgebung 
ſchon vor dem März 1848 entſchloſſen und durch die Verordnung 
vom 30. März 1847 die Eingehung einer Ehe durch Erflärung vor 
ver bürgerlichen Obrigkeit unter gewiſſen Vorausfegungen geftattet. 

Es ift hier nicht der Ort näher zu unterfuchen, aus welchen 
Gruͤnden die Verordnung vom 30. März 1847 dem Fund gewors 
venen Berlangen und dem Bedürfniſſe nicht genügt hat. Es mußte 
iber derfelben Erwähnung gefchehen, zum Beweife, daß ein Berürfnig 
me Aufgebung des Prinzips der ausfchließlichen Geltung ber 
irhlichen Trauung ſich bereits in früherer Zeit geltend gemacht hat, 
daß die Zulaffung eines Eivilaftes ald das geeignetfte Mittel zu 
deſen Befriedigung erſchienen iſt, und daß die evangelifche Kirche 
jet fo wenig, wie früher, einen Einwand dagegen zu erheben ger 
meint ift, wenn die Staatsgeſetzgebung, die ausfchließliche Gültigkeit 
xer kirchlichen Trauung nicht fernerhin anerfennend, für alle viejes 
tigen Fälle, wo ein Bedürfniß dazu vorhanden ift, einen bürgerlichen 
At zur Eingehung der Ehe einführt. 

Ein ſolches Bedürfniß Tann von Seiten der Staatögefepgebung 
merfannt werben 

1. Im Intereſſe ſolcher, welche nicht der evangelifchen Kirche 
oder einer andern, als öffentliche SKorporation im Staate 
anerfannten Religionspartei angehören. 

2. Im Interefie derjenigen, welche zwar der evangelifchen Kirche 
angehören, aber aus irgend einem Grunde gehindert find, 
die kirchliche Trauung durch ihren zuftändigen Geiftlichen für 
ein, nach den Stantögefepen erlaubtes und zuläffiges Ehe⸗ 
bündniß zu erlangen. | 

Huf dieſe beiden Fälle befchränft fi in der That das In ber 
fahrung hervorgetretene Bebürfniß, und die Kirche maßt es fidh 
dt an, der Staatögefehgebung Vorfchriften ertheilen zu wollen, 
n welcher Weife diefelbe dieſen eintretenden Bebürfnifien und Kons 
likten eine Abhülfe zu fchaffen für nothwendig befindet. 

Aber die Vorfchrift des Art. 15 geht über viefes erfahrungs- 
äßige Bedürfniß hinaus. Sie befhränft fich nicht darauf die bis- 
erige ausfchließliche Geltung der Firhlihen Trauung im In⸗ 
reſſe der vom Staate anerfannten Glaubens⸗ und Religionsfreiheit 
ufzubeben und ihr eine bürgerliche Form gleich berechtigt an bie 
seite zu ftellen, fondern fie entfleivet die Kirchliche Trauung auch 
fe die, welche dieſelbe fernerhin fuchen wollen, überhaupt ihrer 
chtlichen Bedeutung, und ſtellt fie als einen völlig gleichgültigen 
nd überflüffigen Akt hin. | 
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Dadurch aber beeinträchtigt fie das Anfehn der Kirche, als 
einer öffentlichen Infitution, in den Augen ihrer treuen Befenner, 
wie ihrer Gegner, und nöthigt die Erfteren, wider ihr Beduͤrfniß, 
ihr Verlangen und wider bie feit Jahrhunderten feft gewurzelte Volls⸗ 
fitte, zu der Erfüllung einer mit Zeit» und Koftenaufwand verbun- 
denen, und für ihr religiöfes Gefühl verwundenden bürgerlichen 
Rechtsform. 

Wir haben diefes Alles näher zu beweifen. 

Zuerft behaupten wir, daß Fein Bedürfniß vorliegt, eine Aen⸗ 
derung in Betreff derjenigen unferer evangelifchen Mitbrüder in ven 
öftlichen Provinzen und in der Provinz Weftphalen zu treffen, welde 
mit der bisherigen Orbnung der Kirche und des Staats ſich befrie 
digt gefunden haben. Daß dies die weit überwiegende Mehrzahl 
derſelben ift, dafür zeugen fowohl in pofitiver Weife die bei uns 
und bei den Kammern eingegangenen zahlreichen Petitionen um Beis 
behaltung des bisherigen Rechtszuſtandes, als auch negativ der Um 
fand, daß uns wenigftens Feine anderen Motive und Wuͤnſche, und 
feine anderen Belege eines wirklich vorhandenen Bebürfnifles befannt 
find, als die für die oben bereits erwähnten Ausnahmefälle. Wir 
wiederholen, daß die evangelifche Kirche der Regulirung jener Aus⸗ 
nahmefälle durch die Staatögefeßgebung nicht entgegentreten kann; 
daß aber, um jener Ausnahmefälle willen, die große, weit über 
wiegende Mehrheit der evangelifchen Staatsbürger zu einer ihrer 
ganzen Anfchauungsweife und ihren Firchlichen Traditionen fremden 
SInftitution gezwungen werden müßte, dafür vermögen wir feinen 
Grund abzufehen, und felbft mit dem Prinzipe der Freiheit des Bes 
kenntniſſes und der Religionsübung, weldyes auch die evangelifchen 
Ehriften zu ihren Gunften anrufen dürfen, nicht zu vereinigen. 

Wir fagen ferner, daß durch den Art. 16 die Firchliche Trauung 
überhaupt ihrer rechtlichen Bedeutung entfleivet, daß fie als ein völ- 
lig gleichgültiger und überflüffiger Aft Hingeftelt, und daß dadurch 
das Anfehen der Kirche, als einer öffentlichen Snftitution, in ben 
Augen ihrer treuen Bekenner, wie ihrer Gegner beeinträchtigt werke: 

Die evangelifche Kirche hat feit Jahrhunderten als eine öffent 
liche Inftitution in Preußen beftanden. Sie und ihre Diener haben 
für die von ihnen vollgogenen amtlichen Akte vie öffentliche, recht⸗ 
liche Anerkennung genofien. Der von ihren Geiſtlichen ertheilte 
Segen hat die Kraft gehabt, ein vor Gott und vor den Menſchen 
geheiligtes und anerfanntes Ehebündniß zu ftiften. Das fol fortan 
nicht mehr fein. Die kirchliche Einfegnung fol feine bürgerliche 
Kraft und Bedeutung mehr befigen, fondern als ein rechtlich gleich. 
gültiger Aft betrachtet werben. 

Damit ift die evangelifche Kirche ihrer bisherigen Stellung als 
öffentliche Inftitution im Staate in dieſer Beziehung entfleivet und 
in die Stellung einer bloßen Privatgeſellſchaft herabgefept. 
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Sie wird in der ſtaatlichen Anerkennung tiefer geftelt, als 
ele andere, zu materiellen Zweden geftiftete Verbindungen und 
orporationen. Die ritterfchaftlichen SKrevitverbände, Affekuranz- 
feufchaften, Eifenbahndireftionen und andere gemeinnügige Inſti⸗ 
te genießen die Anerkennung und bie Berechtigung im Staate, daß 
e von ihnen in ihren Angelegenheiten vollzogenen Akte Recht fchaf- 
ı und öffentlichen Glauben befigen. Die Firchlichen Afte der evan- 
lichen Kirche follen fortan Feine Rechtskraft mehr befiten. Jene 
iteriellen Zwecke der genannten Gefellichaften erkennt der Staat, 
d mit Recht, für fo bebeutungsvol für das allgemeine Wohl an, 
ß ex benfelben die öffentliche Sanftion ertheilt; die geiftigen Zwecke 
e Kirche aber werden für ibn bebeutungslos, und ihre Firchlichen 
te gleichgültige und überflüffige Ceremonien. 

Es ift dies eine empfindliche Zurüdftellung und Schmälerung 
ihl hergebrachter Rechte, welche die Kirche hierin erleidet, und es 
sfte wohl auch an foldyen nicht fehlen, die es nicht fowohl als 
ıe Uebung gleicher Gerechtigkeit gegen alle Religionsparteien, als 
Imehr als eine gleichmäßige Gleichgültigfeit gegen jede Religion 
Sheuten möchten. Insbeſondere hat die evangelifche Kirche von 
ee befenntnigmäßig das Recht der Obrigfeit als ein geheiligtes 
erfannt, und dem Staate Feinerlei Urfach gegeben, beeinträchtigend 
der fie aufzutreten. Sie beftreitet der Staatögefeßgebung nicht 
5 Recht, für Diejenigen, welche ihr nicht angehören, oder in ihren 
nungen nicht Ieben wollen, alle irgend erforderliche Vorfehr und 
hülfe zu treffen. Daß aber die Vorkehr und Abhülfe auf einem 
ege geſchehe, der über den Zweck einer Hülfe für Die, denen ge- 
fen werben fol, hinausgeht, und eine Kirche und deren Bekenner, 

nichts verfchuldet haben, in ihren Rechten und ber ihr zuerfann- 
. Öffentlichen Achtung beeinträchtigt, das ift es, was ihre Freunde 
} Betrübnig erfüllt. 

Man wende uns nicht ein, bie Kirche ſtehe zu hoch, als daß 
durch das Maag ihrer Anerkennung im Staate etwas gegeben 
© genommen werden koͤnne. Wir wiffen wohl, daß biefelbe auf 
eren Grundlagen ruht, als auf der flaatlichen Anerkennung. Aber 
n täufche fi) auch darüber nicht, daß ein von den Vertretern der 
ton in den Kammern und in der Regierung vollgogener Aft, 
ech welchen ein bis dahin mit voller rechtlicher Anerkennung be- 
veter kirchlicher Akt nunmehr für rechtlich gleichgültig, ja für 
wirkſam erflärt wird, die Wirkung nicht verfehlen kann, die 
hwachen zu irren, den Freunden wehe zu thun, und den Feinden 
en Triumph zu bereiten. 

Wir fagen endlich drittens, Daß die abfolute und unbebingte 
führung der Civilehe für alle Staatsbürger und auch für die⸗ 
Igen unferer evangelifchen Mitbrüder, welche ruhig und zufrie- 
; in den Firchlichen Einrichtungen leben, dem Volke eine große 
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Laft und Beſchwerde aufbürben und wider bie Bolfsfitte verftoßen 
würde. 

Wir glauben nicht zu viel zu fagen, wenn wir behaupten, daß 
die Zahl Derer, welche die Einführung der Eivilehe mit Freuden 
begrüßen, ſich auf kaum etliche Hunberttanfende befchränfen würbe. 
Millionen aber ftehen diefen gegenüber, welche Fein Bebürfnig, fein 
Verlangen, ja nicht einmal eine Ahnung von dem haben, was bie 
Eivilehe bedeutet. Man denke fi die Sache praftiih. Wir Iaffen 
es dahingeftellt fein, ob es möglich fein würde, an jedem Orte, in 
jeder Dorfichaft, einen Civilftandsbeamten zu ernennen; ob man bie 


dazu erforderlichen geiftigen und materiellen Kräfte ausfindig machen 


würde. Bisher ift das Volk durch alle Generationen gewöhnt, bie 


Trauungen und in gleicher Weife die Taufen und Beerbigungen mr: 


bei dem Pfarrer oder dem Küftee anzumelden und die Eintragung 
derfelben in das Kirchenbuch ift dann ohne weitere Beſchwerde für 
e erfolgt. 

‘ Ei die Zufunft muß unabhängig von dieſer Anmeldung bei 
der Kirche, auch die Anmeldung bei dem Civilſtandsbeamten ers 
olgen. 

vis Sie muß perſönlich, unter Mitbringung von zwei Zeugen 
und eines Refognoscenten. für den aufnehmenden Beamten gefchehen. 
Es bedarf alfo für jeden diefer Akte eines befonderen Zufammens 
bringens von 3 bis 5 Perfonen. | 

Befindet fich der Civilftandsbeamte am Orte, fo ift diefe Ans 
meldung mit einer mäßigen Verſäumniß von vieleiht nur einer 
Stunde für jeden der Betheiligten zu bewirken; befindet er fich aber 
in einigee Entfernung, fo ift ein größerer Zeitverluft, von vielleicht 
einem halben Arbeitstage für jeden, und ein Aufwand von Reiſe⸗ 
und Zehrungsfoften erforderlich. 

Die Einführung der Eivilftanderegifter häuft alfo eine neue 
Laft auf das Volf, die gerade den Armen, deren Zeit ihe einziges 
Kapital ift, am ſchwerſten fallen wird. 

Ein Erfag für dieſe Laft wird ihnen nur dann theilweiſe zu 
Theil werden, wenn fie dagegen auf den Firchlichen Akt, der ja nicht 
mehr nöthig fein wird, verzichten. 

Der Staat führt alfo grade den Armen, der des Troftes der 
Kirche am meiften bedarf, in die ſchwere Verfuchung, entweder bei 
den wichtigften Bamilienerlebniffen, Geburt, Ehe und Tod, auf den 
Segen der Kirche ganz zu verzichten, oder ſich denfelben mit neuen 
Opfern an Zeit und Koften erfaufen zu müffen. 

Wir wiſſen, daß es auch in unferem Lande und Volke kirchen⸗ 
und chriftenfeindliche Parteien giebt, welche eine ſolche Losreißung 
des Samilienlebend von der Kirche, und damit eine allmälige Er—⸗ 
tödtung des religiöfen Bewußtfeins im Volke mit bewußter Abficht- 
lichfeit und mit tief angelegten Planen verfolgen, und baß grade 
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diefen das Inſtitut der Bivilehe und der Civilſtandsregiſter als ein 
vorzügliches Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes erfcheint; aber wir 
wiffen auch, Gott fei Danf, daß die große Menge des Volks, vie 
Regierung und die Vertreter des Landes, diefe verberblichen Plane 
verabfcheuen, und darum können wir nicht dringend geuug bitten, 
die Gefahren zu erwägen, welche in der unberingten Annahme 
bes Artikels 16 der Verfaffungsurfunde Liegen. 

Man wird uns das. Beifpiel der Rheinprovinz entgegen halten. 
Dort, fagt man, ift das Inſtitut der Civilehe feit einem halben 
Jahrhundert eingeführt. Die bier bemerften Schwierigkeiten find 
dort überwunden worden, und weit entfernt, eine Entfremdung des 
Bolfes von der Religion und der Kirche herbeizuführen, iſt daraus 
eine nur um fo freiere und innigere Verbindung deſſelben mit ver 
Kirche erwachſen. Wir beftreiten dies nicht; wie denn auch in an⸗ 
dern Ländern, 3. B. in Schottland und in den Niederlanden, daſſelbe 
Inſiitut in viel früheren Zeiten eingeführt, und ohne irgend einen 
Kahtheil für die Kirche eingewurzelt if. Aber wir Fönnen bie 
Barallelifirung jener Erfahrungen mit unfern Zeiten und mit unfern 
Zuftänden nicht als richtig anerfennen. 

In der Rheinprovinz ift das Inſtitut der Eivilehe eingeführt 
worden zu einer Zeit, wo das Land als eroberte Provinz unter 
einer fremden Gewaltherrfchaft ftand, und ſich von den Machthabern 
noch ganz andere Dinge, als die Einführung der Civilftandsregifter, 
gefallen laſſen mußte. Die Kirche war damals unterbrüdt und ver- 
folgt, und erft in fpäterer Zeit, als Napoleon die Kirche als öffent 
lich berechtigte Staateinftitution wieberherftellte, find auch dieſe Schä- 
den verrwunden und verwachfen. In unfern Ländern aber und in 
unferer Zeit iſt dagegen ein gefteigertes Kreiheitsgefühl im Wolfe 
Iebendig geworben, und es dürfte — ganz abgefehen von der reli- 
giöfen Bedeutung der Frage — wohl faum eine Zeit ungeeigneter 
fein, als die gegenwärtige, um dem Volfe eine Formalität aufzus 
nöthigen und mit Zwang und Strafen durchzuſetzen, welche für bie 
gebe Maſſe deffelben völlig ungewohnt ift, die für fie nur Laſt und 

eſchwerde mit ſich trägt, ja welche der überwiegenden Mehrheit, 
wenn nicht geradezu verlegend für ihr veligiöfes Gefühl, doch jeden- 
fals als zwed- und inhaltlos, und als eine ganz nublofe Plage 
erſcheinen wird. 

Ferner bemerken wir, daß in Franfreich und in der Rheinprovinz 
überwiegend die Fatholifche Kirche herrſcht, welcher, vermöge ihrer 
gefammten Einrichtungen, noch andere Mittel zu Gebote ftehen, um 
das Volk bei den Firchlichen Snftitutionen zu erhalten, als der in 
den übrigen Provinzen vorherrfchenden evangelifhen Kirche. Nicht 
minder war in Schottland und in den Niederlanden, als dort die 
Civilehe eingeführt wurbe, ein erwedtes kirchliches Leben und eine 
Rrenge Kirchenzucht. zu finden, welche die Gefahren jener Einrichtung 
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leicht zu überwinden vermochte. Anders fteht e8 bei uns. Die evans 
gelifche Kirche, vornehmlich in den äftlihen Provinzen, der engen 
Verbindung, in der fle bisher mit dem Staate geftanden, entlaflen, : 
ringt erft danach, fich zu neuen felbftftändigen Lebensformen zu ge 
falten; die geiftigen Strömungen der Gegenwart, die foftematifchen 
Beftrebungen feinpfellgee und antichriftlicher Parteien, der tiefe Ver⸗ 
fall der fittlihen Drbnung, haben Mächte des Angriffs entfeffelt, 
wie fie die Kirche in früheren Perioden ihres Beftehens kaum ges 
fannt hat. 

Die Kirche fürchtet den Kampf auch mit dieſen Gewalten nik 
Sie wird ihn beftehen, und mit geiftigen Waffen den Sieg erw 
gen. Darum ift fie auch weit entfernt davon, die weltliche Macht dei 
Staats in der Weife zu Hülfe zu rufen, daß fie ein Herans 
zwingen ber Widerftrebenden zu den Segnungen der Kirche ven 
langen ſollte; ja, fte muß es für einen Gewinn für fich felb am , 
erfennen, wenn auch jeder Schein eines Zwanges in den ſtaatlichck 
Snftitutionen wegfällt: aber das glaubt fie mit Zuverſicht Hoffen m u 
dürfen, daß der Staat in feinen Iuftitutionen nicht felbft eine Bew , 
lockung zum Abfall von der Kirche Darbiete; fondern daß er mi, 
der Gerechtigkeit, mit welcher er denen, die von der Kirche nich . 
wiſſen wollen, die Wege bürgerlicher Ordnung aufthut, mit derfelben 5 
Gerechtigkeit auch die, welde fidh in den Ordnungen ihrer Kirche ; 
wohlbefinden, und nicht anderes, als ruhig darin fortleben wollen, : 
ungeftört darin belafie. Unſere Bitte geht daher dahin, u 


daß die Stantögefebgebung die kirchliche Trauung in ihrer bie ! 
herigen Ehre und Anerfennung beftehen Iaffen, und ihr die Wir⸗ 
kung, eine rechtögültige Ehe zu fchaffen, belafien möge, unbeichabel 
defien, daß der Staat denen, weldje die Kirchliche Trauung nicht 
ſuchen wollen, oder nicht verlangen Fönnen, die Freiheit einer bürs ' 
gerlichen Eheſchließung eröffne. | 


Diefer unfer Antrag fchließt fih im MWefentlichen an basjenige | 
an, was in neuerer Zeit in England und Wales (mit Ausſchluß 
| 
| 
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von Schottland) Rechtens geworben ift. 

Bis zum Jahre 1826 war dort, zur großen Befchwerbe ber 
Diffidenten, die Eingehung einer gültigen Ehe nur durch Einfegnung 
eines Geiftlihen der anglifanifchen Kirche und Eintragung in deſſen 
Kirchenbücher rechtlich möglich. Im Sahre 1826 ift dieſe Beein⸗ 
trächtigung der Diſſenters durch Parlamentbeſchluß gehoben worden. 
Der Staat hat Civilſtandsbeamte eingeſetzt, vor denen die Eingehmmg 
der Ehe gültig erklärt werden kann. Er hat aber die bürgerliche 
Kraſt der kirchlichen Trauung und der Eintragung in die Kirchen⸗ 
bücher nicht aufgehoben. Jedem Engländer flieht jetzt die freie 
Wahl offen, entweder durch die Trauung eines anglifanifchen Geiſt⸗ 
lichen, oder durch Erflärung vor dem bürgerlichen Civilſtandobeamten 
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eine Ehe zu fchließen. Damit ift dem gerechten Bebürfniffe eines Theile 

der Ration Abbülfe gefchafft, ohne dem anderen Theile eine neue Laft 

aufzubürden und dem Rechte und dem Anfehn der Kirche Eintrag 
thun. 

Wir wüßten nicht, was einer gleichen Behandlung der Sache 
in unferem Lande entgegen ftände. 

Zwar erinnern wir und, auch von wohlmeinenden Freunden, 
ben Einwurf gehört zu haben, daß durch eine folche konkurrirende 
Beweiskraft und Geltung der Givilftandsregifter und der Kirchenbücher 
eine große Verwirrung herbeigeführt werden würde, bergeftalt, daß 
zuleht Niemand mehr wiffen würde, wo er die Beweisurfunden für 
fh und feine Angehörigen zu fuchen habe. Diefem Einwande ift 
aber leicht zu begegnen. Es befteht ſchon jest die Einrichtung, daß 
Duplikate der Kirchenbücher an das Gericht des Ortes alljährlich 
abgeliefert werben müflen. Ließe man nun an deren Stelle die 
Daplifate Fünftig an den Civilſtandsbeamten gelangen, oder, wenn 
man will, von jedem einzelnen im Kirchenbuche verzeichneten Akt 
unmittelbar nach der Eintragung einen Auszug, behufs der Trans- 
feiption, dorthin einliefern, jo würde auf dieſe Weife bei dem Civil 
ſtandsbeamten ein vollſtaͤndiges Verzeichniß der in feinem Amtsbezirke 
vorgefommenen Perſonenſtandsakte zu finden fein, welches jenem Be⸗ 
dürfniffe volftändig Genüge leiftete. 

Einen anderen hie und da aufgeftellten Einwand erwähnen 
wir nur, um ein Gegenzeugniß aufzuftellen. Es ift Died ber, 
daß die Kirchenbücher von den Beiftlichen minder zuverläffig geführt 
würden, als dies von Seiten der Givilftandsbeamten der Fall fein 
werde. 

Wir müflen einer derartigen Behauptung aus der und zu Ge- 
bote ſtehenden Erfahrung auf das Entſchiedenſte wiederfprechen und 
Finnen getroft den Nachweis erwarten, daß bei uns verhältnißmäßig 
mehr Klagen auf Rektififation der Kirchenbücher vorkämen, als in 
der Rheinprovinz auf Rektififation der Eivilftandsregifter. 

Wir glauben vielmehr umgefehrt, daß es in fehr vielen Land- 
gemeinben fchwer halten würde, einen Mann ausfindig zu machen, 
der mit größerer Umficht, Gewifienhaftigfeit und Genauigfeit die 
Eintragung in die Regifter zu bewirken im Stande wäre, als der 
Bfarrer, fowie wir ferner auf den Umftand aufmerffam machen, daß 
der Geiftliche in den meiften Fällen unmittelbar in den Yamilien 
oder doch im Beifein der ihm befannten Bamilienmitgliever feine 
amtlichen Funktionen verrichtet, und daß ihm auf diefe Weife Mittel 
zu Gebote ftehen, um ſich von der Spentität der PBerfonen zu über; 
jeugen, die dem bürgerlichen Eivilftandsbeamten nicht in gleichem 
Manage zugänglich find. | 

Wir haben durch die Darlegung der vorftehenden Gefichtspunfte 
anferer Pflicht zu genügen verfucht, und ftellen die weitere Entichlies 
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ßung in dieſer wichtigen Sache den georhneten Gewalten unfe 
Landesregierung mit Vertrauen anheim. 

Berlin, den 11. Oftober 1849. | 
Minifterium der geiftlichen Angelegenheiten, Abtheilung für-t 
| inneren evangelifchen Rirchenfachen. | 


(Unterfchriften. ) 
32. 


wu 


Mn 
Herrn N. R. bierfelbft. 


Auf Ihr Geſuch vom 16. d. M. eröffnen wie Ihnen hierdur 
daß wir es, um die Freiheit des Gewiſſens willen, einem evangeliſch 
Geiftlihen nicht anmuthen Fönnen, den Segen der hriftlichen Kird 
welcher nach ihrem Brauche „im Namen Gottes des Vaters, d 
Sohnes und des heiligen Geiſtes“ und unter Hinweifung auf | 
„nach diefem Leben durch Jeſum Chriftum unfern Herrn, zu erme 
tende ewige Seligfeit” gefpendet wird, über ein Brautpaar 
fprechen, deſſen einer Theil nach feiner religiöfen Ueberzeugung d 
Grund dieſes unferes evangelifchen Chriftenglaubens und unfer 
Hoffnung im zufünftigen Leben nicht annimmt. 

Berlin, den 27. November 1849. 

Miniflerium der geifllichen Angelegenheiten, Abtheilung für di 
inneren evangelifchen Rirchenfachen. 


39. 


De nt tl 


An 
das Königl. Konfiflorium zu Königsberg. 


Der von dem tit. unter dem 30. v. M. erftattete Bericht, die Stat 
haftigfeit Fiechlicher Einfegnung der Ehen zwifchen Chriſten und Jud 
betreffend, ift von dem Herrn Minifter der geiftl. Angelegenh. und J 
Erledigung überwiefen worden. Hierdurch ift der Gefichtspunft, * 
welchem aus nunmehr die vorliegende Frage zu behandeln fein wi 
zugleich feitgeftellt, infofern die Entfcheidung mit Ausſchluß der 
waigen ftaatsrechtlichen Seite der Betrachtung auf das rein kirch l 
Gebiet verfegt worden ift. Faſſen wir nun die auf dieſem ſich 
gebenden Rüdfichten in das Auge, fo können wir uns nur mit 
von dem (tit.) entwidelten Anſicht einverftanden erflären, da 1 
Hriftliche Bewußtfein der Fünftigen Ehegatten die abfolute Vorcc 
fegung der kirchlichen Einfegnung ift. Wir glauben zwar annehst 
zu dürfen, daß auch die Geiftlichen der dortigen Provinz in ber 
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weiten überwiegenden Mehrzahl dieſe Auffafiung theilen, und koͤnnen 
deshalb ein allgemeines Verbot nicht für erforverlich halten. Da 
indefien zur Zeit, abgefehen von den nach der Verorbnung vom 30. 
Kür; 1847 zu beurtheilenden Fällen, eine andere Form der Ehe- 
ſchleßung außer der Firchlichen nicht befteht, fo ift es wohl möglich, 
zaß das Verlangen nach der kirchlichen Einfegnung von Mifchehen 
ver bezeichneten Art wiederum bervortreten und Dadurch einzelnen 
Beiftlichen eine Verlegenheit bereitet werben Fönnte. Um in dieſem 
Bezuge den Geiftlidyen zu Hülfe zu kommen und fle vor perfönlichen 
Behelligungen zu bewahren, wird e8 angemefien fein, wenn venfelben 
nachgelaſſen wird, in jedem Falle, wo ihnen die Einfegnung einer 
sihen Ehe angemuthet wird und fie von der Berweigerung Un⸗ 
mmehmlichfeiten befürchten, an das tit. Durch den Superintendenten 
Unzeige zu erftatten und deſſen Anweiſung nachzufuchen. Wir vers 
wlaſſen das tit. dad Weitere in geeigneter Weife zu verfügen und 
won dem betreffenden Erlafje Abjchrift an uns einzufenden. 
- Berlin, den 7. März 1850. 
Hinifterium der geiftlichen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifchen Kirchenfachen. 
v. Uechtritz. 


34. 


Das Königliche Konfiftorium hat unter dem 13. September 
2.3. die Anfrage an uns gerichtet, ob das in 88. 30 — 33. 
AU. Tit. 1 des Allg. L. R. enthaltene Eheverbot wegen Standes» 
miihheit noch ferner in Kraft beftehe, oder ob daſſelbe durch 
4 ver Berfaflungsurfunde vom 5. Dezember v. I. für befeitigt 
Mnahten feit Wir haben Bierüber die Heußerung des Herrn 
⸗Miniſters erbeten, und hat berfelbe ſich dahin ausgefprochen, 
ING dns in Rede fichenne Eheverbot durch die Beftimmungen ber 
Brhfungsurfunde noch nicht für aufgehoben zu erachten, da dies 
in dieſer Beziehung nur einen allgemeinen Rechtsgrundſatz 
, zu deſſen Durchführung e8 eines Spezialgefebes bebürfe, 
De dem ein foldyes auch in dem Patente vom 5. Dezember v. 3. 
RL. 9 ausprüdlich vorbehalten fei. Dagegen fei der Herr Juftiz- 
| bereitö durch allerhöchfte Ordre vom 18. Oktober v. 3. er⸗ 
h dt worden, die nach 8. 33 a. a. O. des Allg. L. R. unter 
Befinden erforderliche Dispenfation zu der nicht ſtandesmäßigen 
eines Adlichen zu ertheilen. 
Da es ſich bier lediglich um ein rein bürgerliches Ehe- 
niet handelt, deſſen Beſtand allein auf der pofitiven Staatsgeſetz⸗ 
‚ nicht aber auf. Firchlichen Gründen beruht, fo erachten 
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wie uns und die Diener der Kirche für verbunden, fich eis 
die vorliegende Erflärung der zuftändigen Staatsbehörbe zu 
und veranlaffen wir das Königliche Konfiftorium in den vor! 
den Fällen die vorgefchriebene Dispenfation durch das Lant 
follegium, resp. durch den Heren Juftizminifter im Namen u 
trage Sr. Majeftät des Königs zu erforbern. 
Berlin, den 10. November 1849. 
Miniſterium der geifllichen Angelegenheiten, Abtheilung 
inneren evangelifchen Kirchenſachen. 


An die Königl. Konfiftorien. 


35. 


A 
den Herrn Prediger NN. hierſelbſt. 


Auf die von Em. ıc. unterm 16.9. M. an und gericht 
ftellung, betreffend die Taufe des Kindes des N. N. und dı 
und die Eintragung derfelben in das Kirchenbuch der hiefl 
Marienfirche, haben wir Ihre unter dem 24. Februar 1848 
Staatsminifter Eichhorn gerichteten Anträge einer forgfältig 
fung unterworfen. 

Wir Fönnen, in Vebereinftimmung mit den von dem Kö 
Konfiftorium der Provinz und dem Minifterium der geiftlic 
gelegenheiten bereit früher entwidelten Grundbfägen, nur dal 
bleiben, daß die Eingehung einer Ehe zwifchen einem Ma 
dem Kinde einer Frau, mit dem Erfteren zuvor in einem a 
lichen Umgange geftanden hat, ein Verhältniß ift, welches d 
gelifche Kirche unter allen Umftänden nur als ein ſündhe 
trachten kann, und find wir ganz damit einverflanven, daß 
fih aller Akte zu enthalten haben wird, welche als eine ft 
gende Billigung, oder auch nur als eine Gleichguͤltigkeit g 
ſolches Berhältniß erjcheinen Fönnten. 

Wenn wir aber gleichwohl zur Zeit Bedenken tragen, 
tragung der aus einem folchen Verhältnifie entfprofienen K 
die Kirchenbücher unter die Rubrik „eheliche Kinder” zu un 
fo liegt der Grund davon lediglich in dee doppelten Eig 
welche den Kirchenbüchern als öffentliche Givilftandsurfund 
als Firchliche Urkunden zur Zeit noch beiwohnt. Die Einz 
in die Kirchenbücdher muß zur Zeit noch in einer Weile 
welche den Anforderungen des Staatsgeſetzes entfpricht, und d 
liche kann fich nicht wohl für berechtigt halten, die Einzeichn 
Kindern, die aus einem Verhältniß entfprungen find, welch 
Staatögefeb als ein eheliches anerkennt, außerhalb der 
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rbeheliche Kinder“ vorzunehmen. Eine kirchliche Sanktion jenes 
Berhältnifies Tann, fo lange dieſer doppelte Charakter des Kirchen⸗ 
buhs heficht, aus dieſer Einzeichnung nicht gefolgert werben, da 
m Weide eben nur, um den Anforderungen des Staats zu genügen, 
MAR af Grund einer Firchlichen Anerfennung, erfolgt. Findet der 
Gelihe, um dieſes in das gehörige Licht zu fegen, ſich bewogen, 
ww Berhältniß der Eltern, als nad) den BVorfchriften der Berords 
7m vom 30. März 1847 gefchloffen, durch einen befonderen Ver⸗ 
werf in der von dem Konfiftorium in feiner Verfügung vom 3. Ja⸗ 
mar 1848 angedeuteten Weife näher zu bezeichnen, fo kann ein 
higer rein thatfächlicher Vermerk zwar nicht gemißbilfigt werben, 
m einer allgemeinen Anweifung in dieſem Sinne halten wir aber 
den gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht für geeignet, fondern muͤſſen 
wir es uns vorbehalten, bei Gelegenheit feit der in Art. 16 der 
Berfaffungsurfunde vom 31. Januar d. 3. in Ausſicht genommenen 
Kegulirung der Civilſtandsregiſter auf die Feftftellung ſolcher Grund- 
dhe hinzuwirken, welche einerfeits der Kirche eine ihrem Glauben 
ad Befenntniffe entiprechende Behandlung der von ihr geführten 
efumden ficheen, andererſeits aber auch diefen Urkunden den ihnen 
öher anerkannten öffentlichen Glauben bewahren. Bis dahin, und 
z eine folche Auseinanderfegung des flaatlichen und des Firchlichen 
ebiets erfolgt ift, wird die Kirche die aus den zur Zeit noch be- 
henden gemifchten Verhältniffen hervorgehenden Mißftände in dieſer 
e in anderen Beziehungen in Geduld und Ergebung zu tragen, 
d e8 zu vermeiden haben, durch einfeitiges Vorſchreiten auf dem 
r ihre in Anfpruch zu nehmenven Gebiete die Auseinanderſetzung 
t den ſtaatlichen Gewalten fich felbft zu erjchweren. 
Berlin, den 10. November 1849. 
iniflerium der geiftlichen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifhen KRirchenfachen. 


ne 


VI. 


Union und Agende. 





36. 


In der letzten Zeit hat ſich in der dortigen Provinz eine Be⸗ 
ung gegen die Union der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 
breitet, welche in zahlreichen Eingaben von Geiftlihen und Sys 
—5. einzelnen Gemeindegliedern und ganzen Gemeinden ihren 
ck gefunden hat. Unter den Anträgen, welche in denſelben 
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geftellt worben find, walten zwar mannichfache Verfchienenheite 
Im legten Grunde zielen fie jedoch ſämmtlich auf die Umgefk 
des bisherigen Begriffs der Union und die Wiederherſtellun 
durch die Union angeblich zerftörten Iutherifchen Kirche nach 
Liturgie und Verfaſſung. Insbeſondere ift es die Einrichtung 
lutherifchen Kirchenregiments in einer befonderen Behörde oder ı 
ftens in einer Iutherifchen Abtheilung des Konftftoriums der Bı 
welche vielfeitig gefordert worben if. Wir haben, getreu de 
von des Könige Majeftät übertragenen Berpflichtung, diefer : 
gung unfere ernftefte Aufmerkfamfeit gewidmet und eröffnen dc 
gebniß unferer Berathungen unter Bezugnahme auf die Berichı 
12. Mai und 11. Juli d. 3. dem Königlichen Konſiſtoriu 
Folgenden. J 
So lebhaft wir auch die Bekenntnißtreue anerkennen, 
ſich in den uns vorliegenden Eingaben ausſpricht, ſo wenig 

wir es uns zu verbergen vermocht, daß derſelben nicht überc 
gleich großes Maaß von Klarheit, Freiheit des Urtheils und g 
licher Würdigung der beftehenden Verhältniffe zur Seite geht. 
nur ift mehrfach der Gegenfat zwifchen der Iutherifchen un 
“evangelifchen Landeskirche als Gegenfab zwifchen Befenntnif 
Befenntnißlofigfeit gefaßt worden, fondern fogar fo weit hat f 
Aufregung gefteigert, daß das Verbleiben unter dem „un 
Kirchenregiment ald unvereinbar mit der Sorge um die Se 
bezeichnet worden if. Im Hinblide auf die in Kraft fiel 
gefeglichen Beftimmungen, nad) denen die Union eine Aufhebun 
Befenntnißftandes nicht zur Folge haben fol, im Hinblid fern 
die in weiten Kreifen anerfannte ruhmmwürdige Thatfache, di 
pommerfche Landeskirche bisher eine fruchtbare Pflanzftätte eo 
fchen Glaubens und Lebens gewefen ift, vürfen wir Aeußerungen 
Art als die Folgen einer Erregung anfehen, welche hoffentlich 
und mehr verſchwinden und einer gerechteren Auffaffung weichen 
Zugleich verfennen wir aber nicht, daß auch von Seiten Dee 
chenregiments geſchehen müffe, was in feiner Kraft fteht, um 
nigen, welche fich jest in der Landeskirche beengt fühlen, zu beri 
und ihren Klagen über Beängftigung ihrer Gewiſſen den Anl 
entziehen, welcher mehrfeitig gefunden worden ift. Ä 

Faffen wir nun die verfchiedenen Beziehungen in da 
weldye in den und vorliegenden Eingaben hervorgehoben fin 
bedarf es nicht erft einer befonderen Erörterung darüber, daß 
den beftehenden Geſetzen das Iutherifche Bekenntniß auch inn 
der Union die Grundlage der pommerfchen Kirche und das N 
geblieben ift, welches die Firchlichen Xebensäußerungen zu richte 
zu geftalten hat. 

Hiernach erfcheint die von einer Gemeinde in einer feier 
Erflärung über ihr Verhältniß zur Union ausgefprochene A 
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baß ed unter den gegenwärtigen Verhältniſſen dem Kirchenregimente 
möglich fei, 3. B. anftatt des lutheriſchen, einen reformirten Kate- 
qismus einzuführen, entweder als ein Irrthum oder als die Frucht 
einer umverantwortlichen Täufchung. Bisher hat die Prebigt des 
Wortes und der Unterricht der Jugend in der chriftlichen Heils- 
wahrheit fich frei und mit Segen auf dem Boden der Konfeffton 
ww» des Lutherifchen Katechismus entfaltet, und daß dies auch ferner 
geſchehen werde, dafür möge den Gemeinden das Geſetz bürgen, an 
welches das Kirchenregiment durch Pflicht und Gewiſſen gebunden if. 
. Ein zweiter Punkt, an welchen ſich vielfache Beſorgniſſe und 
Klagen über Gewiſſensdruck angefnüpft haben, ift die beftehende 
gottesbienftliche Orbnung. Zwar ift fchon jest ſolchen Geiftlichen 
und Gemeinden, welde um ihres Gewiſſens willen von der Agende 
in den Älteren Ritualen zurüdzufehren wünfchten, Feine billige Rück⸗ 
fiht verfagt worven, und es hat dies um fo mehr gefchehen können, 
als nach einem echt reformatorifchen Grundfage die Kirche nicht in 
ver Gleichheit der Formen ihr Weſen zu fuchen bat. Es Hat ſich 
jdoch die Vorftellung verbreitet, daß hiermit nur den Geiſtlichen 
eine. Konzeſſion verwilligt, mithin der Nachfolger nicht verbunden 
fü, die der konfeſſionellen Richtung der Gemeinde entſprechende litur⸗ 
giſche Ordnung auch feinerfeitd zu befolgen. Um nun über biefe 
Beforgniß zu beruhigen, und die uns fund gewordenen Anforde: 
mngen mit der allgemeinen Ordnung zu verfühnen, haben wir uns 
iber folgende Grundſätze vereinigt, welche Fünftig als maaßgebend 
in betrachten find. Cigenmächtiges Aufgeben der geſetzlich einges 
führten Liturgie ift auch ferner unſtatthaft. Wo jedoch in einer 
Gemeinde fi der Wunfch Fund giebt, ven Gottespienft nah Maß⸗ 
gabe der pommerfchen Agende feiern zu dürfen, ift ihe dies nicht zu 
verfagen, fobald das Königliche Konftftorium ſich pflihtmäßig über- 
ieugt hat, daß wirklich die Glieder der Gemeinde ſich in jenem 
Wunfche vereinigen. Um dies zu ermitteln, ift durch die betreffenden 
Superintendenten eine Verhandlung, jedoch ohne förmliche Abſtim⸗ 
mung, zu eröffnen und, wenn fich hierbei der Wunſch der Gemeinde 
zweifellos herausftellt, über dieſes Ergebniß ein Protokoll aufzu⸗ 
nehmen, welches nach der erfolgten Beftätigung durch das Königliche 
Konfiftorium und mit dem entſprechenden Driginaldefret verfehen, in 
dem Pfarrarchive nieverzulegen ift. Die folchergeftalt feſtgeſetzte 
Ordnung iſt au für die Nachfolger im Pfarramte bindend, in 
deren Berpflihtung mithin das Nöthige aufzunehmen fein wird. Daß 
die vorausfichtlich erforderlichen Modififationen der agendarifchen 
Gormulare die Genehmigung der geiftlichen Behörde vorausfegen, 
liegt in dem Wefen der kirchlichen Ordnung, weshalb die betreffenden 
Bafloren an das Königliche Konftftorium ihre Anträge fo zeitig zu 
richten haben, daß dieſelben noch vor Eröffnung jener Verhandlung 
berüdfichtigt werden Fönnen. Endlich if in den Zällen, wo in ber 
6 
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Gemeinde ſelbſt Widerſpruch entfteht, von dem Superintendenten 
dem Königlihen Konftftorium Vortrag zu erftatten, worauf daſſelbe 
entweder felbft Entfchließung faffen oder unfere Entfcheidung ein 
holen wird. 

Wenn wir hoffen dürfen, daß durch diefe Anorbnung die Be 
fchwerben, welche ſich im Intereſſe des Iutherifchen Befenntnifles an 
die liturgiſche Ordnung angefnüpft haben, dauernd befeitigt fein 
werben, fo find wie dagegen außer Stande, die vielfach in Betreff 
der Errichtung eines Tutherifchen Regiments geftellten Anträge zu 
befürworten. Da die pommerfche Kirche bis auf wenige Ausnahmen 
nur aus Gemeinden befteht, in denen das Iutherifche Befenniniß 
unmwiderfprochene gefegliche Gültigkeit hat, fo würde die Errichtung 
eines Iutherifchen Kirchenregiments neben dem beftehenden unfehlbar 
zur Verwirrung aller rechtlichen Verhältniffe führen. Es verfteht 
ſich von felbft, daß zulegt nur Die Gemeinden entſcheiden Eönnten, 
ob fie unter dem beftehenden SKirchenregimente verharren, oder ber 
begehrten Iutherifchen Behörde fich unterwerfen wollen. Da aber 
das erftere ebenfalls auf dem Boden des Iutherifchen Befenntniffes 
fteht, fo würden die Gemeinden, Falls fie zu einer ſolchen Wahl 
veranlaßt werben follten, entweder in eine wahrhafte Gewiflensnoth 
verfebt oder bewußtlos einem Äußeren Einfluffe überliefert werben. 
Hierzu die Hand zu bieten, verbietet und die Pflicht, welche wir 
den Gemeinden fchulden. In der That Ift aber auch ein Schritt, 
dem fo große und gerechte Bedenken entgegenftehen, nicht Durch die 
Noth geboten. Die vorliegenden Eingaben fuchen die Nothwendigkeit 
defielben zu begründen, durch die Behauptung, daß unter den gegen 
wärtigen Verhältniffen die Aufrechterhaltung der Iutherifchen Lehre 
nicht genügend verbürgt fei. Hierin ift ein Mißtrauen ausgefprochen, 
welches in der That feine volle Widerlegung gefunden hat und finden 
wird. Es giebt feinen Grund, welcher den beftehenden Behörben 
die Fähigkeit entzöge, ihre Pflicht zur Aufrechterhaltung des luthe⸗ 
rifchen Befenntniffes in welchem ihre Mitglieder zum größten Theile 
felbft ftehen, zu genügen und, wie bisher, wird auch in Zukunft 
diefe Pflicht, fomohl von dem Königlichen Konfiftorium als, folange 
unfer Auftrag dauert, von uns felbft, unverbrücdjlich geübt werben. 

Nachdem wir im Vorftehenden uns über dasjenige erflärt haben, 
was zur Befriedigung der laut gewordenen Wünfche in der gegen 
wärtigen Uebergangszeit gefchehen kann, fprechen wir fchließlich noch 
das Vertrauen aus, daß die von uns feftgeftelten Grundfäge dazu 
beitragen werden, einer Bewegung Einhalt zu thun, welche die Ge 
meinden und die Provinziallicche einer unausbleiblichen Zerftörung . 
entgegenführt. Soll der ernfte Kampf, weldyer auf dem Boden bed 
Staats noch immer die Zukunft bedroht, flegreich durchgekämpft 
werden, fo muß vor Allem der Gottesfriede in der Kirche wall 
Wir hoffen feft, daß in unferen hierauf gerichteten: Befteebunggk 
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auch diejenigen Geiftlihen und Gemeinden, durch deren Eingaben 
der gegenwärtige Erlaß hervorgerufen ift, uns die treue Hand 
reihen werben. 
Berlin, den 28. Auguft 1849. 
Miniflerium der geifllichen Angelegenheiten. Abtheilung für 
die innern evangelifchen Rirchenfachen. 


Frech. 
An das Königliche Konfiſtorium zu Stettin. 


37. 


ud 


Die Bewegungen gegen die Union, welche befonders in ber 
Provinz Pommern hervorgetreten find, haben uns fchon im Monat 
Auguſt d. 3. veranlaßt, in einer Verfügung an das Königliche Kon- 
Mlorium zu Stettin über den Standpunkt, von welchem aus wir 
diefelben beurtheilen, und über die Mittel, welche wir zur Erhaltung 
des Kirchenfrievens für nothwendig erachten, uns näher auszufprechen. 
Wir halten es für angemeffen, auch die übrigen Königlichen Kon- 
Aftorien von dieſem Erlaß in Kenntniß zu ſetzen und Taflen daher 
den Königlichen Konftftorien in der Beilage eine Abfchrift deſſelben 
zur Nachricht zugehen. 

Berlin, ven 27. Oftober 1849. 

Miniflerium der geiftlichen Angelegenheiten, Abtheilung für die ' 
inneren evangelifchen Rirchenfachen. 


Circulare 
an fämmtliche Königliche Konſiſtorien. 


38. 


Ew. Hochehrwürden und die Herren Prediger Kraufe, Lisco, 
Müller, Piſchon, Schweder und Sydow, haben im Namen des Een- 
tralcomite der Unionsvereine unter dem 12. Dezember v. 3. dem 
Herrn Minifter der geiftlihen Angelegenheiten eine gleichzeitig auch 
durch den Drud veröffentlichte Vorſtellung überreicht, in welcher über 
unfere Amtsführung mehrfache Beichwerden geführt find. Sie ber 
Hagen, daß die uns angemwiefene Stellung, welche uns lediglich zur 
Führung einer interimiftifchen Verwaltung berechtige, wiederholt von 
und überfchritten worben ſei; insbefondere finden Sie in mehreren 
von und erlaffenen Anorbnungen eine Verlegung des beftehenven 
SJaftandes und damit zugleich eine Beeinträchtigung der allein zur 
Beſchlußnahme berechtigten Kirche, Sie rufen mithin gegen uns 
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den Schub des Herrn Minifterd an und flellen den Anirdg, 
unverzüglich eine rechtsbeſtaͤndige Generalfynode berufen, und da 
der Kirche die Möglichkeit gegeben werde, fich ihrem Recht le‘ 
ihrem Bewußtfein gemäß darzuftellen und durch eine wobigerde 
Organiſation ihre Einheit gegen deren Feinde zu ſchützen. Der Herr 
Miniſter hat dieſe Ihre Proteſtſchrift, welche in einer die innerſten 
kirchlichen Verhaͤltniſſe betreffenden Angelegenheit für Ihre Anſicht 
die Hülfe und Entſcheidung des Staates in Anſpruch nimmt, an 
ung mit dem MWunfche gelangen Taflen, daß wir Ihnen viejenige 
Beſcheidung ertheilen möchten, zu der. er ſich nicht für Fompetent 
erachten Fönne, und dies verehren wir banfbar als ein neues Zeichen 
gewiſſenhafter Achtung der und von des Königs Majeftät übertras 
genen Stellung. Zugleich aber erfreuen wir uns des und zu Theil 
gewordenen Auftrages deshalb, weil er uns Gelegenheit giebt, über 
die von Ihnen erhobenen Anftände und auszufpredhen und Sie da 
durch nach Kräften zu beruhigen. 

Als wir das Amt antraten, welches von des Könige Majefät 
durch den Allerhöchften Erlaß vom 26. Januar v. 3. und anvertraut 
worden war, waren wir und beflen im vollften Umfange bewußt, 
daß und eine Aufgabe geftelt worden fei, welche unfere ganze Kraft, 
aber auch unfere ganze Refignation in Anfprucdy nehme. Wir kann⸗ 
ten den tiefgreifenden Zwiefpalt in den Anfichten und Wünſchen ber 
verfchievenen Richtungen der Kirche; wir wußten, daß jeder Schritt, 
den die Einen ald Befriedigung ihres Rechts billigten, von den Ans 
dern grade entgegengefebt als eine Berlegung angefehen werben 
würde, und namentlich fahen wir voraus, daß ſich befonders über 
die Union der Kampf erheben werde, um eine Frage, über welde 
die Vergangenheit fich vergeblih zur vollen Klarheit zu verhelfen 
gefucht Hat, endlich um jeden Preis, felbft den einer Spaltung, im 
Sinne der beftimmten Richtung zum Austrag zu bringen. Bei dies 
fer Lage der Verhältniffe haben wir an uns felbft die ernfte Frage 
geftellt, wie wir unfer Amt dergeftalt verwalten fünnten, daß wir 
es dereinft mit Beruhigung nieverzulegen vermöchten, und hier bot 
ſich uns feine andere Antwort dar, als die, daß wir inmitten ber 
in allgemeiner Aufregung befangenen Elemente mit Treue und Ge 
ftigfeit und unter gewiffenhafter Beachtung begründeter Rechte alle 
Rebensfräfte gu bewahren hätten, damit fie, wenn erft der erfehnte 
Zuftand der Beruhigung eingetreten, fich zu einer feften Einheit ver 
binden Fönnten. In Gemäßheit diefes Grundfahes haben wir unter 
Schwierigkeiten, welche die Zukunft würdigen wird, bis jegt gehans 
delt, und namentlich haben wir uns duch ihn auch zu denjenigen 
Maaßnahmen beftimmt gefunden, welche Ihnen fo fehr zur Beun⸗ 
rubigung gereicht haben. 

Sie befchweren ſich zunächft über den von uns angeblich ber 
gangenen Eingriff in das Necht der Kirche, welcher in den unter 
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dem 17. Sept. v. 3. von und erlafienen Bellimmungen über bie 
‚Handhabung der Disziplin gegen die Beiftlichen gelegen haben fol. 
n fchon der einfache Blid in jene Verfügung wird Ihnen zeis 
gen, daß im derfelben nicht eine von und eigenmächtig getroffene 
nung vorliegt, fondern daß wir zu ihr die Genehmigung Sr. 
Majeſtät des Königs, als des Trägers der Kirchengewalt, erbeten 
haben. Zwar erinnern wir ung, daß eine Theorie, welche die lan⸗ 
besherrliche Kirchengewalt nicht als eine Firchliche Entwidelung, fon- 
dern als eine der Kirche durch den Territorialismus aufgezwungene 
Einrichtung auffaßt, folgerecht auch dem 12. Art. der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde die Deutung gegeben hat, daß mit ihm das Ende des bis- 
berigen Rechtszuftandes von felbft bedingt fein müfle. Wir unfrer- 
fits haben aber nicht in einer ohnehin vielfach beftrittenen und in 
zahlloſen Petitionen von Geiftlihen und Gemeinden abgelehnten 
teoretifchen Folgerung aus der Berfaflungsurfunde, fondern nur 
in dem noch beftehenden Recht, die Rorm unferes Verhaltens fuchen 
hirfen, und wir haben und deshalb um fo weniger verhindert fehen 
innen, von des Königs Majeflät die Genehmigung zu einer ver- 
änderten Disziplinarordnnung zu erbitten, als das dringende Bebürf- 
niß Dazu von uns täglich aufs Neue gefühlt wurde. In letzterem 
Bezuge wird es hinreichen, wenn wir Sie darauf aufmerffam machen, 
daß es nicht mit der Selbftftändigfeit der Kirche vereinbar war, bie 
Richterfollegien und Schwurgerichte über die befonderen Pflichten 
dee evangelifchen Geiftlichen urtheilen zu laſſen, und daß auch unter 
den Letztern Verfehlungen gegen amtliche und fittliche Pflichten vor; 
fommen, welche nicht ohne Ahndung bleiben dürfen, wenn nicht dem 
Anſehen des geiftlichen Amtes eine tiefe Wunde gefchlagen und eine 
weientliche Bedingung fruchtreicher Wirffamfeit der Diener des Evans 
gellums vernichtet werben fol. Dies zwar wird auch von Ihnen 
nicht in Abrede geftellt, nur find Sie der Anficht, daß die Beurthei- 
Ing und Befriedigung des Bebürfniffes der Kirche hätte überlaffen 
werden müflen. Abgeſehen von dem, was über diefen Einwand 
bereitö oben bemerkt worben ift, haben wir Dagegen die Meberzeugung, 
daß es nicht wohlgethan gewefen fein würde, in der Hoffnung auf 
den Bau der Kirche eines feiner Fundamente verfallen zu lafien, 
und daß die Sicherung des geiftlidhen Standes vor Verletzungen, 
welche von ihm felbft am fchwerften empfunden worben find, aud) 
bee Fünftigen Entwidelung der Kirche wefentlih zu Gute kommen 
werde. Inzwiſchen wollen Sie darauf vertrauen, daß die Kirchen⸗ 
behörben der ihnen auferlegten Verpflichtung zur Handhabung der 
Disziplin mit gewifienhafter Treue genügen und nicht, wie Sie ale 
möglich andeuten, dazu die Hand bieten werden, den Beſtand der 
fiehlichen Beamtenfchaft und damit der Kirche felber zu alteriren. 
Zu diefer Befürchtung ift bis jegt nicht die entferntefte Veranlafjung 
gegeben worden, vielmehr dürfen die Behörden das Bewußtſein bes 
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gen, in den Fällen, in denen fie das unerfeeuliche Amt der Diezis 
plin zu verwalten genöthigt geweſen find, die Gebote der Gerech 
tigkeit und Milde in gleichem Maaße erfüllt zu haben. * 

Ganz beſonders haben ferner Ew. Hochehrwürden ſich durch 
unſeren Erlaß an das Königl. Konſiſtorium zu Stettin, in Betreff 
der Union verletzt gefunden. Um denſelben zu würdigen, iſt es er⸗ 
forderlich, des Zuſtandes der evangeliſchen Kirche in Pommern ſich 
zu erinnern. Dort hatte ſchon ſeit dem dritten Jahrzehend dieſes 
Jahrhunderts eine konfeſſionelle Bewegung ſich weit unter den Geiſt⸗ 
lichen und Gemeinden verbreitet. Der von Außen her immer wie 
der erneuerte Vorwurf, daß die Kirche durch die Union des Be 
fenntniffes der Väter verluftig gegangen fei, hatte vielfältigen Anklang 
und Gehör gefunden und zahlreiche Austritte aus der Kirche waren 
davon die unmittelbare Folge geweſen, welche noch gegenwärtig in 
der unerfreulichften Weile nachwirkt. Zulegt aber war nach ben 
Ereignifjen des Jahres 1848 Die Spannung jo weit geviehen, daß 
eine weitere maſſenhafte Separation in drohender Ausficht ftand. 

Durch dieſe Verhältniffe, fiir welche die ung vorliegenden zahl⸗ 
reichen Petitionen vollſtändiges Zeugniß geben, fanden wir uns nun 
in die Alternative verſetzt, entweder einen großen Theil der Geiſt⸗ 
lichen und Gemeinden ſich ſcheiden zu laſſen, oder aber ſie zu ver⸗ 
ſoͤhnen und dadurch der Kirche zu erhalten. Den erfteren Weg 
haben wir nicht einſchlagen wollen und können, weil er der Kirche 
einen ſchweren Verluſt bereitet haben würde, für welchen wire bie 
Berantwortlichkeit nicht zu ertragen vermocht hätten. Die Kirche 
ifl, wie die Erfahrungen der legten Zeit gelehrt haben, nicht fo reich 
an glaubenstreuen Elementen, daß fie gerabe jest, wo fie Hand an 
ihren Ausbau Tegen fol, dem Ausſcheiden einer großen Anzahl chriſt⸗ 
licher Brüder mit Gleichgültigkeit zuſehen konnte. Darum blieb ung 
nur der zweite Weg übrig und es Fam mithin darauf an, mit Offen 
beit und Wahrheit zwar das Unguläffige abzulehnen und irrige An 
fihten zu berichtigen, zugleich aber auch das Berechtigte anzuerkennen. 
Das erfte haben wir gethan rüdfichtlid des Kirchenregiments, das 
zweite und dritte in Beziehung auf das Bekenntniß. Hierbei hatten 
wir den Anhaltepunft nicht in dieſem oder jenem Unionsbegriffe, 
dergleichen Em. Hochehrwürden in Ihrer Proteſtſchrift mehrere an⸗ 
führen, ſondern nur in den geſetzlichen Thatſachen zu ſuchen, an die 
wir allein gebunden find. 

Es verftand ſich alfo die Rüdfehr zu der Kabinetsorbre vom 
28. Februar 1834 um fo mehr von felbft, als biefe befanntlich in 
dem hier in Frage ftehenden Gebiete die legte und maaßgebende 
Entfcheidungsquelle bildet. In derfelben ift es ausdrücklich ausges 
fprochen, daß die Union fein Aufgeben des bisherigen Glaubensbe- 
fenntniffes beswede und bedeute, und daß durch fie die Autorität, 
welche die Bekenntnißſchriften der beiden evangelifchen Konfeffionen 
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sehabt haben, nicht aufgehoben worben fei. Wollen nun Ew. Hoch⸗ 
thwürben dieſe authentifche Erklärung mit der von und an das 
Konfiftorium zu Stettin erlaffenen Verfügung vergleichen, fo werben 
Sie finden, daß wir lediglich in Vebereinftimmung mit ihr ausge 
ſprochen Haben, daß das Iutherifche Bekenntniß in Pommern fort: 
danernde Geltung habe. Zwar befchuldigt uns die Proieftichrift 
einer unrichtigen Auffafjung der angeführten SKabinetsorbre, indem 
fie bemerft, daß die lebtere offenbar die Befenntnißtreue zur Be- 
hwichtigung der Zutheraner nur freilaffe, nicht gebiete. Da indeſſen 
in der Kabinetsordre von der fortvauernden Autorität der Befennts 
niffe beider Konfeffionen die Rebe ift, fo kann nicht wohl verfannt 
werben, daß es ſich nicht blos darum gehandelt habe, treue Anhänger 
des Iutherifchen Bekenntniſſes aus Gnade zu dulden, und ihnen die 
Freiheit der Gewiflen aus Toleranz zuzufichern, fondern, daß es bie 
Abſicht geweſen fei, dem Lutherifchen Befenntnifje das ihm gefchichtlich 
ghührende Heimathörecht in der Landesfirche gegenüber den damals 
alftandenen Mißverftänpniffen zu verfichern. Genau diefelben Zweifel 
haben fich jett erneuert, und genau in berfelben Weife find wir 
befteebt geweſen fie zu befeitigen. Hiernach berichtigt ſich der Vor- 
wurf, daß von und den Lutheranern bie Iutherifche Sonderkirche 
und Iutherifches Kirchenregiment verweigert worden feien, um ihnen 
bie ganze Pommerſche Kirche zu fchenfen, von felbf. Wir wiſſen 
uns frei von ber mit fo großer Zuverſicht ausgeſprochenen Befchul« 
digung einer Zerflörung der Union. Vielmehr werden wir unferes 
Thelles, wie wir die angeführte Stelle der Kabinetsordre vom 
Jahre 1834 für maaßgebend erachtet haben, auch an der weiteren 
Beſtimmung derfelben, welche die Berechtigung der Union wahrt, 
ganifienhaft fefthalten. Wie es fdheint, find aber Ew. Hochehr⸗ 
würden befonders um die Tehrfreiheit beforgt, welche als thatjüchliche 
Folge der Union von Ihnen bezeichnet wird. In diefem Bezuge 
mögen Sie völlige Beruhigung faflen. Bis jegt ift, obfchon feit 
dem Erlaß unferee Verfügung faft ein halbes Jahr vergangen ift, 
dee Status quo noch nirgends verändert worden, und aud) in Zufunft 
werden, wie bisher, verſchiedene Thätigfeiten und Entvidelungsftufen 
in der evnangelifchen Kirche Raum haben, um einander ergänzend dem 
Reiche Gottes zu dienen, gerade fo wie neben Luther Melanchthon 
ein unfterblicher Zeuge evangeliicher Wahrheit gewefen iſt. Dies 
it der Grundſatz, welchen wir fefthalten, und mit dem wir zu be- 
fiehen hoffen, fo lange als unfer Auftrag dauert. Daß er aud 
unter den Gliedern der Kirche und den Geiftlihen zumal, alfeitigen 
Eingang finden möge, ift ver Wunfch, mit weldyem wir bie gegen- 
wärtige Eröffnung ſchließen. Wir werden und nunmehr, nachdem 
die Feſtſtellung der Staatöverfafjung eingetreten ift, unverzüglich mit 
dee und geftellten Aufgabe in Betreff der Kirchenverfaffung befchäf- 
figen, und würden es als ein gutes Zeichen für das Gedeihen unferer 
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großen und ſchwierigen Arbeit betrachten, wenn dieſer unfer Wunſch 
Anklang und Beherzsigung finden ſollte. Ein näheres Eingehen auf 
die fpeziellen, von Ew. Hochehrwürden ausgefprochenen faktiſchen 
Behauptungen haben wir gegenwärtig nicht für angemeflen erachtet, 
vielmehr erwarten wir in biefer Beziehung zunächft die Anträge und 
Beſchwerden der Betheiligten, auf welche wir die weiteren geeigneten 
Eröffnungen zu ertheilen nicht unterlafien werben. 
Berlin, den A. Februar 1850. 
Miniflerium der geifllihen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren rDangelift chen Rirchenfachen. 
v. Uechtritz. 
An den evangelifchen Prediger, Herrn Jonas, 
Hochehrwürden, bier. 


39. 
Befchluß und Antrag 
der Abtheilung für die inneren evangelifchen Kirchenfachen. 


Der Pfarrer Bürger zu Reinswalde bei Sorau hat in einer, 
ohne erfichtliche äußere Veranlaſſung dem Königlichen Konfiftorium 
der Provinz Brandenburg eingefandten Erflärung vom 7. Januar 
d. J., welche von ihm und einer Anzahl von Namen unter der Firma 
„die gefammte Kirchengemeinde‘ unterzeichnet ift, fich von dem Kon 
fiftorilum und von der evangelifchen Landesfirche Tosgefagt. 

Die betreffende Stelle der Erflärung lautet: 

„Wir machen daher nur von unferen alten und neuen Rechten 
als einer Iutherifchen Kirchengemeinde Gebrauch, wenn wir Ein 
Königlihes Hochwuͤrdiges Konfiftorium fortan nicht mehr ale 
unfere vorgeſetzte Kirchenbehörde anfehen, uns nicht mehr zu dem 
Verbande der unirten fogenannten evangelifchen Landeskirche rech⸗ 
nen, fondeen dem der evangelifch -Tutherifchen Gemeinden in ums 
ferem Baterlande anfchließen, zugleich aber auch gegen eine Bes 
urtheilung unfereer Gemeinde nad) der Generalfonzeffion vom 
23. Juli 1845 mit den übrigen Iutherifchen Gemeinden proteftiren, 
da hier blos von Abweifung einer unferer Gemeinde widerrechtlich 
aufgedrungenen gefammtfirchlichen Einwirkung die Rebe ift, und 
fe im ihrem übrigen Beftande und NRechtöverhäliniffe verändert 
eibt.“ 

Gleichzeitig hat der ıc. Bürger eine Abſchrift dieſer Erklärung 
an das Oberfirchenfollegium der getrennten Lutheraner in Breslau 
eingefendet und durch einen von dieſem abgeorbneten Kommiffarius, 
den Paſtor Ehlers aus Liegnitz, fih am 20. Januar in fein Pfarr: 
amt in Reinswalde neu einführen laſſen. 


TE —.. gg vw. 
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In einer von dem BicesGeneralfuperintendenten Hupe aufge: 
nommenen Verhandlung vom 19. Februar 1849 hat der Bürger bie 
hm vorgelegte Frage: | 
„Sind Sie au jest noch entfchloffen, aus der enangelifchen 
Landeskirche auszufcheiden ?” 

sit Ya beantwortet und auf die weitere Frage: 
„Wie er dann das ihm früher von der enangelifchen Kandesfirche 
durch deren gefegliche Behörden übertragene Pfarramt an der 
hieſigen Kirche und Gemeinde anfehe? 

vie Erflärung abgegeben: Ä 
„daß er daſſelbe allerdings auch als erlofchen anfehe, und darin 
fowohl mit dem Hochwürdigen Konftftorium zu Berlin als mit 
dem Intherifchen Oberficchenfollegium zu Breslau übereinftimme.“ 

Es ift hierauf nochmals durch zwei von dem Konfiflorium ab- 
geſendete Kommiffarien der Verſuch gemacht worden, den Bürger 
über das Irrige feiner faktifchen Vorausſetzungen, auf welche er jene 
riheren Erklärungen gründet, zu berichtigen, jedoch ohne Erfolg. 

In der von dieſen Kommiffarien aufgenommenen Verhandlung 
vom 29. Juli d. 3. hat der Bürger fchließlich erflärt: 

„ich bin nach wie vor feft entichloffen, bei dem Austritt aus ber 
Landeskirche zu verharren und bei dem Anfchluß an die von ber- 
felben fidy getrennt haltenden Lutheraner, wie fie die fogenannte 
Beneralkonzeffion benennt, und welche das Oberfirchenfollegium zu 
Breslau als ihre oberfte Kirchliche Behörde anerfennen, zu ver: 
bleiben. ” . 
Dem Bürger ift auf diefe Erklärung eröffnet worden: 
„daß hiernach angenommen werde, daß er das von der landes- 
firchlichen Behörde ihm übertragene Pfarramt niedergelegt habe, 
und daß dieſe Amtönieberlegung Namens des Königlichen Kon- 
ſiſtoriums von den Unterzeichneten angenommen werde,” 
uud es ift hieran die Anweifung geknüpft worden, die Kirche von 
Reinswalde von jebt ab nicht ferner zu geiftlichen Amtsverrichtungen 
zu benugen. 

Endlich iſt an den Bürger die Aufforderung gerichtet worden: 
„den Kirchenfchlüfiel und das Kirchenfiegel den Unterzeichneten zu 
übergeben und fich zu erflären, bis zu welchem Zeitpunfte er das 
Pfarrhaus zu räumen und die der Pfarre gehörigen, in feinem 
Beſitz befindlichen Vermögensobjefte an die noch zu bezeichnenden 
Beauftragten der Landesbehörden zu übergeben gedenke?“ 

Auf diefe Aufforderung hat der Bürger erflärt: 
„Sch weigere mid), das Kirchenſiegel und den Kirchenfchlüffel jest 
herauszugeben, fowie die Pfarrakten zu übergeben. Ich kann audy 
jest eine Erklärung über die mir gemachten Eröffnungen und die 
an mich erlaffenen Aufforderungen nicht abgeben, werde aber ſolche 
binnen 14 Tagen fchriftlich bei dem Königlichen Konftflorium zu 
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Berlin einreichen, da ich zuvor mit dem Oberfirchenfollegium zu 

Breslau hierüber Fonferiren muß.‘ 

Diefe vorbehaltene fchriftliche Erklärung ift unter dem 11. Auguft 
d. J. eingegangen und lautet dahin: 

„daß er (Bürger) Feiner der an ihn geftellten Forderungen nach⸗ 

fommen könne und dürfe, ohne fein Gewiſſen aufs Tieffte zu 

verlegen.” 
Zugleich ift derfelben die Verwahrung beigefügt: 
„daß er fein Amt nur nach feiner Bedeutung für die unirte Ges 
fammtfirche und infoweit diefer feine Gemeinde zugerechnet geweſen 
fei, in die Hände Eines Königlichen Konfifloriums zurückgegeben 
habe, was ja auch durchaus nothiwendig geweſen, da feine Ge 
meinde gleichzeitig aus diefem Kirchennerus herausgetreten, daß er 
ed dagegen an der Gemeinde als einer urfprünglich Iutherifchen, 
die nur wider Wiſſen und Willen zur unirten Landeskirche gezogen 
worben, behalten und mit ihrer öffentlichen Erflärung für die 
Iutherifche Kirche zugleich als Lutherifches beftätigt und anerkannt 
erhalten habe.“ 
Das Königliche Konfiftorium hat in einem vor Eingang dieſer letzten 
Erklärung erftatteten Bericht vom 10. Auguft angenommen, daß ber 
Bürger aus dem ihm übertragenen Pfarramte definitiv ausgefchieben 
fei und darauf angetragen: 
die Königliche Regierung zu Frankfurt a. O. zu veranlaflen, fofort 
die Sicherftelung und Uebernahme der Kirche und Pfarre zu 
Reinswalde und der dazu gehörigen Vermögensobjefte, fowie die 
Herausgabe des Kirchenflegeld und der Pfarraften zu bewirken, und 
ferner zu genehmigen, daß das Konfiftorium fogleich interimiftifc 
einen benachbarten Geiftlichen zum Pfarramtsverwalter ernennen, 
demnächft aber einen orbinirten Hülfsgeiftlichen als vicarius per- 
petuus nad) Reinswalde fenden, welchem alsdann die bortige 
Kirche und Pfarre zu übergeben fein werben. 
Auf Grund diefer Vorlagen befchließt die unterzeichnete Abs 
theilung des Minifteriums der geiftlichen Angelegenheiten für bie 
inneren evangelifchen Kircherifachen 

1. daß der vormalige Pfarrer Bürger zu Reinswalbe bei Sorau 
in Folge feiner thatfählih und ausbrüdlich erflärten und 
von der zuftändigen Behörde angenommenen Nieverlegung 
feined von dem Iandesherrlichen Patronat und der Kirchen: 
behörde ihm übertragenen Pfarramtes aus diefem feinem 
Pfarramte als definitiv ausgefchieden zu erachten; 

2. daß auf die in feiner Erklärung vom 11. Auguft nachträglich 
eingelegte Verwahrung, als auf unrichtigen faftifhen und 
rechtlichen Vorausfegungen und auf einer unberechtigten Un- 
terfcheidung in der Qualität des ihm übertragenen Pfarr: 
amtes beruhend, Fein Gewicht zu legen; 


3. daß daher der ıc. Bürger gehalten, die Fraft feines Amtes 
ihm übergebenen Effekten und DVermögensftüde wiederum in 
die Hände, aus denen er fie empfangen, zurädzuliefern und 

4. daß bei der erflärten Weigerung des Bürger ziır Zurüd- 
lieferung dieſer Gegenftände die hohe Stantsbehörde um 

i erefutorifchen Beiftand zu erſuchen — 
| alled unter der ausdrücklichen Erklärung 
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5. daß durch die wider den Bürger nothwendig gewordenen 
Beſchlüſſe und Einſchreitungen dem Bekenntnißſtande ver Ge⸗ 
meinde und den Anrechten derſelben auf die gottesdienſtliche 
Benutzung der Kirche, Pfarre und ſonſtigen kirchlichen Ver⸗ 
mögensgegenſtaͤnde nicht vorgegriffen werde, hierüber vielmehr 
beſondere Verhandlung vorbehalten bleibe. 

die Abtheilung beſchließt 

6. vorſtehende Beſchlüſſe Sr. Excellenz dem Herrn Geheimen 
Staatsminiſter von Ladenberg mit der Bitte um exekutiviſchen 
Beiſtand vorzulegen. 

| Berlin, den 3. September 1849. 

Kiniflerium Der geifllichen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifchen Kirchenfachen. 
Ehrenberg. 


AD. 


—— — 


Auf Ihre an Se. Majeſtät den König gerichtete Immediat⸗ 
vorſtellung vom 16. Februar c. betreffend die dortigen kirchlichen 
Berhältniffe haben Sie den Beſcheid des Herrn Minifters der geift- 
lichen 20. Angelegenheiten erhalten, welcher Sie zugleich auf eine von 
ms ergebende weitere Eröffnung verwiefen hat. 

Wir können dies um fo freier thun, als wir nach unferer amt: 
lichen Stellung über die zur Sprache gebrachte Eigenthumsfrage an 
der Kirche und dem Kirchengut nicht zu befchliegen haben, wohl 
aber vermöge des von Sr. Majeftät dem Könige mittelft Allerhöchfter 
Ordre vom 26. Januar 1849 uns ertheilten Auftrages, als oberfte 
wangelifche Kirchenbehörbe vie inneren Kirchenangelegenheiten jelbft- 
fündig und unabhängig von dem verantwortlichen Minifter der 
geiftlichen Angelegenheiten zu leiten berufen find. 

In diefer Eigenfchaft müſſen wir Sie zunächft darauf aufmerf: 
am machen, daß Sie in Ihrer Immebiatvorftellung vom 16. Fe- 
druar ec. von irrigen Vorausfegungen ausgehen. 

Es ift eine Unmwahrheit, wenn man Sie hat wollen glauben 
machen, daß Sie um Ihres Glaubens willen und um Ihr evange- 
lich -Intherifches Bekenntniß zu retten, aus der Landeskirche hätten 
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ausfcheiden müffen. Die Kirche zu Reinswalde, zum gottespienftlihen : 
Gebrauche für eine evangeliſch⸗lutheriſche Gemeinde beftimmt, ift als 
foldhe von ihren Zandesherrn und Patronen und den von ihnen eins + 
gefegten Kirchenbehörden bis auf diefe Stunde aufrecht erhalten und 4 
gefchügt worden. Niemand hat es unternommen die Gemeinde ihrem |. 
evangelifch=Iutherifchen Glauben abwendig zu machen. Das Pfars 
amt ift in ihr allezeit durch Paſtoren evangelifch -Tutherifchen Belennte ı 
nifjes verwaltet worden, der Unterricht der Jugend ift nad) dem .ı 
Katechismus Lutherd gefchehen und auch in Beziehung auf die Orbs ;, 
nung des Gottesdienftes hat man es den Pfarrern nicht gewehrt, bei 
der herfümmlichen Liturgie zu verbleiben. Noch in neufter Zeit Kat 7 
das Königliche Konfiftorium der Gemeinde eine von ihr felbft vor⸗ 
gefchlagene Gemeindeordnung beftätigt, in welcher diefelbe als eine 5 
evangelifch-Tutherifche Gemeinde anerkannt if. So iſt uns nicht ;. 
befannt, wodurch der Gemeinde in ihrem Glauben und Gewiſſen zu Hi 
nahe getreten wäre, und was fie zu der Sorge hätte veranlafen 5, 
fönnen, als folle ihrem evangelifch» Iutherifchen Befenntniffe irgend ih 
ein Eintrag gefchehen. Und wir felbft erfennen es und bezeugen 6 y, 
als unfere heiligfte Pflicht, die Gemeinden unfered Vaterlandes, fe 5 
viel an und ift, auf dem Grunde des Glaubens zu erhalten, auf 
den fie zu der Väter Zeiten gegründet worben find. | m 

Dagegen können wir den vormaligen Paſtor Bürger unter z 
feinen Umftänden mehr in feinem Amte dulden. Nicht um feines , 
evangelifch» Iutherifchen Befenntniffes willen, fondern um der Auf - 
fündigung des Gehorfams willen gegen feine verorbnete Kirchenbe⸗ 
hörde. Der ıc. Bürger hat fein Amt von dem Königlichen Kos 
fiftorium zu Berlin erhalten und dafjelbe unangefochten Tange Sabre 
verwaltet. Ohne daß ihm irgend etwas wider fein Gewiflen anges 
muthet worden wäre, hat er plöglich ohne alle erfichtliche Veran 
laffung fi) von dem Konfiflorium Tosgefagt und ſich unter eine 
andere Kicchenbehörde geftellt, welche Feinen Auftrag und Feine Voll« 
macht von Sr. Majeftät dem Könige befigt. Der ıc. Bürger hat 
daher fein Amt nicht länger behalten können und ift er deshalb aus 
der Kirche und dem Pfarrhaufe entfernt worden. 

Diefe Anordnung trifft aber nur den ıc. Bürger allein, nicht 
die Gemeinde. Die Kirche iſt und bleibt, was fie von jeher gewefen, 
eine evangelifch»Tutherifche Kirche, und bleibt den Gliedern der Ge - 
meinde nach wie vor offen. Nur dem ıc. Bürger ift die Verrichtung 
geiftlicher Amtshandlungen in derſelben unwiderruflich unterfagt. 

Die Gemeinde hat die freie Entfchließgung. Will dieſelbe ven 
von Sr. Majeftät dem Könige eingefebten Kirchenbehörden, die ihrem 
Glauben und ihrem Belfenntniffe in feinem Stüde zu nahe getreten 
find, und ihr den Schuß Ihres evangelifch » Tutherifchen Befenntniffes 
auch für alle Folgezeit Hierdurch feierlich zufagen, fernerhin nicht 
mehr vertrauen, fondern ſich einer von ihre felbft gewählten fremden 
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irchenbehoͤrde unterordnen, fo kann fie vermöge der geſetzlich ver⸗ 
rgten Religionsfreiheit zwar daran nicht gehindert werden. Sie möge 
fich aber auch dann bewußt werden, daß fie nicht um ihres evans 
iſch⸗lutheriſchen Befenntniffes willen, das ihr Niemand angetaftet 
‚ fich von ihrer rechtmäßigen Kirchenbehörbe trennt, ſondern aus 
ünden, von benen fie allein und diejenigen, welchen fie ihr Ver⸗ 
ıen fchenft, vor Gott und den Menfchen Rechenſchaft ablegen 
den. Kommt die Gemeinde aber zu der Erfenntniß, daß fie ihres 
ngelifch - Iutherifchen Glaubens, wie feither, auch ferner unter dem 
uße Des von Sr. Majeftät dem Könige verorbneten Konftftoriums 
r und getroft zu leben vermag, fo wird fie und jeder Einzelne 
ihr Die Kirche und das Kirchengut dem ewangelifch-Tutherifchen 
enntniffe treulich aufbewahrt wiederfinden. Die Gemeinde wirb 
n früheren Zufammenhang mit der Kirchenbehörbe ihrer Provinz, 
fie erft jet aufzugeben unternommen hat, mit um fo größeren 
trauen feftbalten können, als der Art. 15 der Verfaflungsurfunde 
ı 31. Sanuar 1850 es mit ſich bringt, daß die Gemeinden und 
Kirche eine felbfiflännige Verfafiung erhalten, und deshalb auch 
eits Einleitungen getroffen find, weldye jeder Gemeinde ihren Bes 
ntnisftand unverbrüchlich fichern werden. Es ift uns eine Ge⸗ 
fiensfache geweien, der Gemeinde klar und offen darzulegen, wie 
: Sachen ftehen, weil wir uns bewußt find, dereinft vor dem 
ichterſtuhle unferes Heren und Heilandes Jeſu Ehrifti Rechen⸗ 
yaft ablegen zu müfjen, wenn mit unferer Schuld auch nur eine 
eele geirrt oder von dem rechten Wege zurüdgehalten worden wäre. 
löge die Gemeinde dieſes unfer treugemeintes Wort beherzigen und 
fennen, in welche Irre fie geführt worden ift. 
Berlin, den 2. April 1850. 


Kiniflerium der geiftlichen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifchen Kirchenfachen. 


Ehrenberg. 
In den Richter und bie Gerichte 
zu Reinswalbe. 
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vn. 


Verhältniß der evangelifchen Kirche zu den fogenannten ı 
Irvingianern. 


in 





41. 


nd 


An 
das Königl. Konftflorium zu Stettin. 


Auf den Bericht vom 27. Septbr. d. J., in welchem das tit. 
unferer Entſcheidung über das von den Geiftlidhen der Landeskirche 
gegenüber den fogenannten Iroingianern, zu beobachtende Verfahren 
nachgeſucht hat, ift von uns eine gutachtliche Aeußerung des hiefigen 
Königl. Konfiftoriums erfordert worden, in deſſen Bezirfe bisher vie 
Irving'ſche Richtung vorzugsweile verbreitet ifl. Indem wir be 
tit. den diesfälligen Bericht abfchriftlich mittheilen, eröffnen wie 
demfelben nunmehr, daß auch wir eine allgemeine Anweifung über 
das Verhalten der evangelifchen Geiftlichen, gegemüber den Gliedern 
der fogenannten apoftolifchen Gemeinde, fo lange für bedenflich hal 
ten, als die legtere fich nicht weiter entwidelt und namentlich über 
ihre individuelle dogmatifche Grundlage Flar und zuverläfftg aus⸗ 
gefprohen hat. Bis dies gefchehen fein wird, hat vielmehr bie 
Kirche, gegenüber den fogenannten Irvingianern, feinen anderen 
Standpunft ald den, welchen fle in Beziehung auf ihre irrenden 
Brüder überhaupt einnimmt. Sie wird mithin an bvenfelben die 
Pflicht der Liebe durch Ermahnungen und Warnungen ohne Untes 
lag, in jedem alle aber dann zu üben haben, wenn fie die Zus 
lafjung zu dem Saframent begehren. Ueber das weitere Verfahren 
aber werben alsdann die Natur jedes einzelnen Falles und die 
Grundjäge der Paftoralpraris entſcheiden. Ergiebt ſich alfo, wit 
meift gefchehen wird, daß die betreffenden Individuen ohne Bewußt⸗ 
fein, im Drange eines dunklen Gefühls, in die in fich felbft noch um 
klare und unfertige Entwidelung eingetreten find, fo wird der Geiſt⸗ 
liche volftändig gerechtfertigt fein, wenn er fle von der Gemeinfchaft 
der Kirche, welche fie ſelbſt noch ſuchen, nicht zurüdweift, mithin ihnen 
das Saframent nach vorgängiger einpringlicher Belehrung ſpendet. 
Sollten aber in einzelnen Fällen die Sinnesäußerungen folcher Per 
fonen befondered Bedenken gegen die Zulaffung erregen, fo wird 
ihnen dies in ſchonender Weiſe zu eröffnen, und wenn fle auf ihrem 
Verlangen beharren, in Gemäßheit der beftehenden gefeglichen Vor⸗ 
fhriften, die Entfcheidung des tit. einzuholen fein, 
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Hiernach wolle das tit. zunächft den Superintendenten N. R. 
beſcheiden. Zugleich aber veranlaffen wir dafjelbe, die Beftrebungen 
ver Prediger der fogenannten apoftoliichen Gemeinde unverwandt im 
Auge zu behalten und von deren Erfolgen uns zur geeigneten Zeit 
n Kenntniß zu feben. 

Berlin, den 3. Dezember 1849. 


Riniflerium der geifllichen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifchen Rirchenfachen. 


42. 


An 
ns Koͤnigl. Konſfiſtorium zu Stettin. 


Aus dem Bericht vom 13ten d. M., den Anſchluß der Küfter 
FR. an die Gemeinfhaft der fogenannten apoftolifchen Chriften 
betreffend, haben wir mit Befriedigung erfehen, daß das tit. den 
Standpunkt anerfennt, von welchem aus wir uns über die Behand- 
lung der den Irvingianern ſich anfchließenden Glieder der evangeli- 
hen Kirche erklärt haben. Nach Lage der Sache müſſen wir noch 
jegt das hauptfächliche Gegenmittel gegen dieſe neue Art des Se⸗ 
nratismus in der treuen Einwirkung des paftoralen Amts fuchen. 
Dagegen ſtimmen wir dem tit. darin vollfommen bei, daß die Beant- 
wortung der Frage, wie das Verhalten gegen die dem Irvingianis- 
mus verfallenen Beamteten der Kirche zu regeln fei, von einer we- 
entlih anderen Vorausſetzung ausgehen müſſe. Die evangelifche 
Kirche würde ſich felbft verleugnen, wenn fie ihren Dienern geftatten 
wollte, einer Gemeinfchaft, die von der Vorausſetzung der Verderbt⸗ 
beit der beſtehenden Kirchen ausgeht, ſich anzufchließen, und doch 
maleich in ihrer befonderen kirchlichen Stelle zu verbleiben. In der 
That ift diefer Satz fo einfach, daß es einer weiteren Dogmatilchen 
Srörterung über die Verwandtfchaft der Irving'ſchen Lehre mit der 
tehre der evangelifchen Kirche gar nicht bedarf. Wir müflen alfo 
en von den betreffenden Gemeinden gegen die fernere kirchliche Wirk⸗ 
amfeit der oben gedachten Perſonen erhobenen Widerſpruch eben fo 
ehr als gerechtfertigt anerkennen, als wir die von dem tit. am 
Schluffe des Berichts entwickelte Anficht billigen. Wir wünfchen es 
nithin, daß nach der letzteren fowohl in dem vorliegenden Fall als 
fünftig verfahren werde. 

Dagegen können wir, fo viel die Lehrwirkfamfeit des N. NR. 
inlangt, dem tit. nicht darin beitreten, daß die Entfcheidung über Die 
eenere Fortdauer derfelben der König. Regierung zu Eöslin zu über- 
aſſen fei. Der Art. 24 der Verfaſſungsurkunde vom 31. v. M. giebt 
ven Kirchenbehörden das Recht zu fordern, daß ber Religionsunters 
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richt nicht Perfonen übertragen bleibe, welche ſich thatfächlich x 
dem Beftande der Kirche Iosgelöft haben und eben dadurch ſich ni 
mehr in der Lage befinden, ihr Amt mit Bewußtfein im Sinn ı 
auf dem Grunde der Kirche verwalten zu können. Wir veranlaf 
alfo das tit. dieſen Standpunft gegenüber der Königl. Regieru 
um fo mehr feftzuhalten, als nur dadurch dem Eindringen der neı 
apoftolifchen Lehre in die Sugend vorgebeugt, und eine wie es fche 
wohldewußte Abficht der Leiter der Bewegung vereitelt werben Fa 
Indem wir dem Bericht über den Erfolg entgegenfehen, theilen ı 
dem tit. zugleich mit, daß wir und veranlaßt gefunden haben, 

übrigen Konftftorien zur Aufnahme und Einreichung ftatiftifcher 9 
tigen über die Verbreitung des SIrvingianismus in ihren Bezir 
aufzufordern. Wir wünfhen, daß das tit. in gleicher Weiſe u 
von dem Stande in der dortigen Provinz in fpeziele Kenntniß fe 

Berlin, den 23. Februar 1849. 


Miniſterium der geiftlichen Angelegenheiten, Abtheilung für | 
inneren evangelifchen KRirchenfachen. | 


v. Uechtritz. 


a. 


potum. 


Auf die von den Herren N. N. als Vorſteher der ſogenan 
Irvingianer⸗Gemeinde zu Frankfurt a. O. eingereichte Vorſtellu 
vom 30. April d. J. erklärt die unterzeichnete Abtheilung für 
inneren evangelifchen Kirchenfachen hierdurch, daß fie, abgefehen x 
der Stellung, weldye die genannten Antragfteller und ihre Genof 
für ihre Berfon zu der evangelifchen Kirche in Preußen einnehn 
mögen — als um welche es fich bier nicht handelt — jedenfa 
gegen eine Anerkennung der befonderen gottespienftlichen Vereinigung 
dieſer Perfonen, als innerhalb der evangelifchen Kirche ſtehend u 
der dieſer Kirche zuftändigen politifchen Rechte theilhaftig, fich v 
wahren muß, da der Nachweis nicht geführt ift, und nach dem, w 
anderweitig darüber befannt ift, auch vorausfichtlicd nicht gefü 
werben kann, daß die in der Vorſtellung erwähnte Lehre diefer € 
noffenfchaft von den Ordnungen und Aemtern der Kirche mit I 
Bekenntniſſen der evangelifchen Kirche im Einklange ftehe. 

Berlin, den 21. Mai 1850. 


Miniſterium der geiftlichen Angelegenheiten. Abtheilung fi 
| die inneren enangelifchen Kirchenſachen. 


v. Uechtritz. 


F 
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a 
das Koͤnigl. Ronfiforium zu Gtettin. 
Die Königl. Regierung zu Eöslin hat fih auf Anlaß des von 


. den Lehrern N. N. erklärten Uebertrittes zu der Sefte der Irvingias 
. wer in dem abſchriftlich anliegenden Berichte an den Heren Minifter 
der geiftlichen Angelegenheiten mit der Bitte um Verhaltungsmaaß- 
: tgeln gewendet. Wir konnten von dem Standpunkte der Kirche 
: 008 der Anficht, welche in diefem uns zur Neußerung mitgetheilten 

Berichte entwidelt ift, nicht beitreten und erfuchten vielmehr den 


Herrn Minifter, der evangelifchen Kirche gegen das Eindringen eines 
stenbar auf ihre Zerftörung berechneten Elementes in dem Religions 


witerricht zu Hülfe zu kommen. Diefer Bitte ift ihre Erfüllung an 
: fh nicht verfagt worden; der Herr Minifter hat uns jedoch anheim- 


gegeben, zunächſt gegen vie betreffenden Xehrer, fo weit fie in einem 
Agentlihen Kirchenamte ftehen, das Erforderliche zu veranlafien. 
Bir ſtehen nicht an, diefen Weg zu betreten, weil die Gefahr, wel- 
ber die Gemeinden duch die Einwirkung der Verbreiter des Ir⸗ 
Yingianismus ausgefegt find, ohne große Verantwortlichkeit nicht 


‚ Überfehen werben kann, und eröffnen demgemäß dem tit. Folgendes: 


Es verfteht ſich von ſelbſt, daß mit den zum Irvingianismus 
übergetretenen Dienern der Kirche nicht über die Differenzen in Bes 
keff der lebten Dinge und Ähnliche Unterfchieve, welche ſich bisher 
ziſchen viefer Lehre und den evangelifchen Bekenntniſſen ergeben 
haben, gerechtet werden kann, weil ſich für diefelben bei ihnen ſchwer⸗ 
bh ein Verſtändniß finden laffen würde. Dagegen ift der Punkt, 
welcher der Mehrzahl der SKonvertiten allein zugänglich iſt, das Vers 
Mini zu der Kirche, mit um fo größerer Schärfe zu verfolgen. 
E if eine unbezweifelte Thatſache, daß der Irvingianismus auf 
ke einen Seite die Ungulänglichfeit der evangelifchen Kirche, auf 
de andern die erfolgte Wiedererwedung der apoftolifchen Gaben 
ab die Dadurch bewirkte Wieberherftellung der apoftolifhen Kirchen 
verfafjung behaupte. Wo dafür die Garantie liege, wo die Bes 

bigung ber Apoftel zu fuchen fei, welche anftatt in frommer 

egeifterung als Sendboten des Glaubens hinauszuziehen, ſich mes 
thodiſch in für fie völlig gefahrloſer Weife in die evangelifche Ge- 


nieinde eindrängen und durch ihre phantaftifche Predigt die leichte 


gläubigen Herzen verwirren und berüden, dies ift eine Frage, welche 
den Verführten felbft zur Löfung anheimgugeben if. Nidyt dagegen 
darf es unterlafien werben, fle darüber in Gewißheit zu feßen, daß 
bie evangelifche Kirche die Grundlehre und Borausfehung des Ir: 
vingianismus, nach welcher die Verfaſſung eine Bedingung zur Se- 
Hgfeit ift, ausbrüdlich verworfen hat; daß die Annahme einer gött- 
lihen Sendung von Propheten und Apofteln, in denen ſich angeblich 
7 
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die Offenbarung täglich erneuert, der unmittelbare Widerſpruch ge 
gen das evangelifche Prinzip von ber alleinigen Autorität der Shift 
ift, und daß die Unterwerfung unter ein angeblid) mit göttlicher 
Vollmacht ausgeftattetes Regiment, welche nad ihrer Natur bie 
volle und unbedingte Dahingabe ber ganzen Perſon fein muß, uns 
möglich mit einem bienftlichen Verhältniß in der evangelifchen Kirche 
und zu den Oberen berfelben vereinbar fein Tann. Um nun 

bie fernere Behandlung der Angelegenheit eine fette Grundlage zu 
gewinnen, wird es angemeflen fein, die erwähnten Lehrer und Küſter 
vorzuladen und von denfelben eine beftimmte fpezielle Erklärung über 
ihr Verhaͤltniß zu der Irving'ſchen Lehre und dem Regiment ber 
vermeinten Propheten, Apoftel, Evangeliften und Engel, fo wie übe 
ihre Stellung zu dem Regiment der evangeliſchen Kirche zu forberm, 
Erweifen fie fich biernächft einer Belehrung, bei welcher die im Bow 
ftehenden angebeuteten Gefichtspunfte zu benuben fein werden, all 
zugänglih, und verfprechen fie von dem Irrthum abzulaſſen, f 
werben fie zu abmoniren und ferner forgfältig zu überwachen fein, 
Im andern Falle dagegen wird fofort mit der Suspenflon von dem, 
Kirchenamte und demnähft mit ber Abfegung in fürmlicher Weiß 
verfahren, gleichzeitig aber auch an die Fompetente Behörde —— 
Bezugnahme auf den 24. Art. der Verfaſſungsurkunde, der be 

und motivirte Antrag gerichtet werden müſſen, den betreffenden Lehr 
rern nicht nur den Religionsunterricht zu entziehen, ſondern dieſelben 
auch der Ertheilung des Unterrichts überhaupt zu entheben, weil die 
Wirkfamkeit von Sevingianifchen Lehrern in evangelifchen Boliy 
Schulen ohne Rechtsverletzung nicht möglich if. 

Die evangeliiche Kirche ift es fa) felbft ſchuldig, ſich nicht * 
freies Gebiet für die Erperimente einer Sekte mißbrauchen zu laſſen, 
welche nichts Anderes als ihre Zerftörung im Auge hat, und bie 
geiftlichen Behörden haben die ernftefte Verpflichtung, die Gemein 
den vor der ihnen brohenden Gefahr der Verwirrung und Zerſplit⸗ 
terung zu ſchützen. Wie wir deshalb feſt entſchloſſen find zu thum, 
was unfered Amtes ift, fo dürfen wir hoffen, daß auch das tit. mit 
Kraft einzufchreiten nicht unterlaffen werde. Dem Bericht über dem 
diesfalls gegen die erwähnten Lehrer und Küfter getroffenen Raaß⸗ 
regeln ſehen wir entgegen. 

Berlin, den 30. Mai 1850. 


Miniſterium der geiſtlichen Angelegenheiten, Abtheilung für a 
inneren evangelifchen Kichenfi achen. 


v. Uechtritz. 
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va 


Verhältniß der evangelifchen Kirche zu den freien 
Gemeinden. 





45. 


Das Königliche Konfiftorium Hat unter dem 17. April d. J. 
Eher die Wiederwahl des Predigers N. zum Pfarrer an der 
—firhe daſelbſt an uns berichtet, zu dem Ende, um vor Ertheilun 
des von dem Königlichen Konftftorium beabfichtigten Beſcheides fi 
iM vergewifiern, daß demfelben nicht etwa noch anderweite erhebliche 
dedenken enigegenftehen. 

Eine materielle Entfcheidung in der Sache felbft wird von und 
ht verlangt. Wir würden eine foldye in ver Xage, in welcher ſich 
W Angelegenheit zur Zeit befindet, auch nicht im Stande fein ab- 
geben, ohne dem zuftändigen Ermefien des Königlichen Konftfto- 
dums vorzugreifen. 

Wir bejchränfen uns daher darauf, das Königliche Konfiftorium 
wf diejenigen Geſichtspunkte aufmerkffam zu machen, welche uns 

die Entſcheidung der Sache von wefentlicher Bedeutung zu fein 

en, ohne ſchon jet für den vorliegenden befonderen Ball dar⸗ 
näher zu urtheilen, ob die Bedingungen einer zu ertheilenden 
deſtaͤtigung hier vorhanden find oder nicht. 

1. Wir haben und zunächft klar zu machen gefudht, auf welchen 
inneren und äußeren Rechtsgründen das von den beftehenden 
kirchlichen Behörden in der evangelifchen Kirche noch fort- 
dauernd geübte Beftätigungsrecht bei Belegung geiftlicher 
Stellen beruht, und welche Befugniffe und Pflichten darin 
enthalten find. 

Der Art. 15 der Verfaffungsurfunde vom 5. Dezember 1848 
bat Die dem Staate zuſtehenden Beflätigungsrechte bei Belegung 
Arhlicher Stellen aufgehoben. Wenn deſſenungeachtet gleichwohl 
ven den Konfiftorien in der enangelifchen Kirche ein ſolches Beftä- 
hzungsrecht noch fortdauernd geübt wird, fo kann der Grund davon 
"hl nur darin liegen, daß dieſes Beftätigungsrecht nicht ald ein 
tin ftaatliches, fondern als ein kirchliches Recht angefehen 
Bird, daß alfo die Konfiftorien bei deſſen Ausübung nicht fowohl 
Ws Staats behörden und als Beauftragte des Landesheren in feis 
ur Eigenfchaft als Staatsoberhaupt, fondern vielmehr als Vertreter 
ne evangelifch»Firchlichen Gemeinfchaft in ihrer Provinz ſich zu ber 
taten haben. 

7* 
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Diejenigen Gefebe, welche in neuerer Zeit des Beſtaͤtigungs— 
rechts der firchlichen Behörden Erwähnung gethan haben, als va 
8. 1. Nr. 1 der Verordnung vom 27. Juni 1845 (Gefegfammlung 
Seite 440), der $. 18 a. der Regierungsinftruftion vom 23. Ofte 
ber 1817 (Gefebfammlung Seite 259), der $. 62 der Gefchäfte 
inftruftion für die Regierungen vom 26. Dezember 1808 (Gefeh 
fammlung von 1806 bis 1810 Seite 499), erſcheinen Ieviglich ak 
Reſſortbeſtimmungen über die zur Ausübung des Beftätigungsredk 
zuftändigen Organe. Die materiellen Beftimmungen über vie ir 
diefem Beſtätigungsrechte enthaltenen Rechte und Pflichten, und di 
Grundfäge, nach welchen dafielbe zu handhaben, find allein am 
den älteren Gefegen, nämlidy aus dem Allgemeinen Landrechte Thl.J 
Tit. 11. $. 61 und 62, $. 386 bis 397, fowie aus den befondere 
Kirchenoronungen zu entnehmen. . 

Nach dieſen gefeglichen Beftimmungen wird das Königliche Kon 
fiftorium zu beurtheilen im Stande fein, welchen Standpunkt daſſell 
bei Ertheilung der Betätigung dem Staate, der Kirche, dem Patrem 
und der Gemeinde gegenüber einzunehmen hat. 

2. Wir achten es ferner für nothwendig, daß berjenige, welde 
ſich um ein Amt innerhalb einer Firchlichen Gemeinſchaft be 
werben will, vor allen Dingen Mitglied dieſer kirchliche 
Gemeinschaft fein muß. 

Es gehört dazu, nach $. 41 und 42 Thl. II. Tit. IL des Al 
gemeinen Landrechts, auf alle Fälle eine ausbrüdliche, oder doch ein 
aus ganz unzweifelhaften Eonfludenten Thatfachen hervorgehende Ri 
ſchweigende Erflärung. 

Wir find aber auch ferner der Meinung, daß dieſe Erflärung 
eine Elare, deutliche und unummwundene fein müffe, und daß die Ex 
Härung eines Mannes, daß er Fünftig unter gewiſſen Bedingungen 
und Umftänden einer Firchlichen Gemeinfchaft beitreten wolle, nid 
die Kraft haben könne, denfelben unmittelbar und ohne Weitere 
zum Angehörigen dieſer kirchlichen Gemeinfchaft zu machen. 

Das Königliche Konfiftorium wolle auch dieſen Gefichtspunft, 
mit Berüdfihtigung deflen, was für den gegenwärtigen Fall that 
ſaͤchlich vorliegt, forgfältig erwägen. 

3. Drittend endbli find wir der Anſicht, daß durch den in um 
zweifelhafter Weife fund gegebenen Wiedereintritt in eine 
her aufgegebene kirchliche Gemeinfchaft zwar die einfache 
gliedfchaft in berfelben wiedererworben, daß aber da 
noch nicht die befonderen, nur durch fpecielle Ertheilung zu 
erwerbenden Rechte und Anfprüche innerhalb derſelben, al 
namentlih nicht Die Befähigung zur Uebernahme des Lehr 
und Geelforgeramtes in derfelben, ohne Weiteres wieder 
gewonnen werde. 

Durch den Austritt gehen dieſe befonderen Rechte und Anſpruch 


— 
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ingleih mit der allgemeinen Mitglienfchaft verloren. Durch ben 
Biedereintritt wird nur die allgemeine Mitglienfchaft wieder erwor⸗ 

“= fm. Die Anerfennung der Befähigung zu befonderen Funktionen 
is der Firchlichen Gemeinfchaft muß dagegen aufs Neue nachgeſucht 
mb nach erneuerter vorfchriftsmäßiger Prüfung der Qualififation 
hes Bewerbers aufs Neue ertheilt werden. 

Ob dieſe Bedingungen in dem vorliegenden Falle erfüllt find, 
ob in der Bewerbung des N. N. zugleich ein erneutes Anfuchen 
im Anerfennung feiner Befähigung zum geiftlichen Amte in ber, 
mier der Aufficht des Königlichen Konfiftoriums ſtehenden evanges 
Henn Kirche der Provinz gefunden werden kann, und ob eventuell 
Erund vorhanden ifl, von einer ermeuerten Prüfung der Lehre, des 
Kibens und des Wandels des Bewerbers abaufehen und die Qua⸗ 
Bifation zum geiftlichen Amte ohne Weiteres wieder anzuerfennen, 

bes find Fragen, welche das Königliche Konftftorium nach der Fon- 
freien. Befchaffenheit des vorliegenden Falles zu prüfen und zu ents 
Kheiden hat. 
Demgemäß jenden wir dem Königlichen Konfiftorium die Ori- 

Kual-Anlagen des Berichts vom 17. April d. J. hier wieder zurüd 
md überlaffen e8 demfelben, nad) vorgängiger Erwägung der hier 
mgeventeten Gefichtöpunfte, die zuftändige weitere Entfcheidung zu 


en. 
Berlin, den 14. uni 1849. 
Ainiſterium der geifllichen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifchen Rirchenfachen. 


Frech. 
Ir das Königliche Konſiſtorium zu N. 


Tr ar 


46. 


Auf den Bericht vom 17. v.M. Nr. 129, betreffend den feis 
us geiftlichen Amtes entfeßten Pfarrer Schmidt in Ober⸗-Haſſelbach, 
eöffnen wir dem Königl. Konfiftorium hierdurch, daß wir und auch 
nach erneuerter forgfältiger Erwägung nicht bewogen finden können, 
Inteäge auf Volftredung exekutiviſcher Maßregeln auf Grund bes 
#105. Thl. 0. Zit. 11 de8 A. L. R. wider den ıc. Schmidt an die 
liliche Staatsbehörde zu richten. 

Die Königlihe Staatsregierung hat ſchon in den feit Dem 
Sahre 1845 eingetretenen Tirchlidhen Bewegungen Anftand genom⸗ 
men, ven $. 105. und die Allerh. Ordre vom 9. März 1834, bes 
keffend die Anmaaßung geiftlichee Amtshandlungen, durchgreifend 
in Vollzug zu fegen, und weder in den deutſchkatholiſchen Angelegen- 

heiten den Anträgen der Fatholifchen Kirchenbehörden auf Anwendung 
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verfelben Gehör gegeben, noch in den ähnlichen Präcedenzfällen ve 
ehemaligen evangelifchen Geiftlihen Wislicenus, Rupp, Balter uni 
Uhlich von jener Exekutive Gebraud; gemacht. Wir find der Mei 
nung, daß dieſe fchon vor dem Jahre 1848 beftandene Praxis durd 
den Art. 12 der Verfaffungsurfunde vom 31. Januar d. I. ein 
fefte gefesliche Begründung gewonnen hat, und dürfen eine Hülf 
der Erefutivmacht des Staats für diefe Bälle in Feiner Weife er: 
warten. 

Welche Berwirrung der Gewiffen und welche Unordnung i 
den Eivilftandsverhältnifien daraus hervorgehen kann, und wie wi 
beforgen, auch wirfli daraus hervorgehen wird, bis das verän 
derte Verhältniß von Staat und Kirche überall in das Bewußtſch 
getreten ift, ift uns nicht fremd. Wir beflagen dies aufrichtig, Fin 
nen aber die Abhülfe dagegen nicht in einer Rückkehr zu den au 
ganz anderen Vorausfegungen beruhenden früheren Beflimmunga 
fuchen, fondern allein darin, daß der nun einmal betretene Weg fei 
und fonfequent verfolgt werde und daß die Kirche, wenn fie d 
äußeren Schubwehren ihres Beftandes fernerhin entbehren wird 
nun um fo entfchiedener das Kirchliche Bewußtfein aller ihrer Glie 
der zu ftärfen bemüht fein muß. 

Daß die Amtshandlungen des ıc. Schmidt, nachdem er anf 
gehört hat, evangelifcher Geiftliher zu fein, feinen bürgerliche 
Effeft mehr haben, ift unzweifelhaften Rechtend. Das König. Kon 
fiftorium wird wohl thun, Dies den Betheiligten auf jede möglich 
Weiſe, fei e8 durch Belehrung durch den Superintendenten und de 
von dem Königl. Konfiftorium beftellten Pfarrvikar, fei es durch Ev 
fuchen an die Regierung um gleiche Belehrung durch das Organ der 
weltlichen Staatsbehörbe, deutlich zu machen; ein Weiteres läßt fd 
aber in diefem Stüde nicht thun, und muß es denen, welche diefe 
Crmahnung fein Gehör geben wollen, überlaffen bleiben, dies auf 
ihre Gefahr zu thun. 

Ganz befonders aber wolle das Königl. Konfiftorium den von 
ihm abgefandten Pfarrvifar und die treugebliebenen Glieder der Ge 
meinde auf alle Weife zu Geduld und treuem Ausharren ermutbige 
und fie in dem Glauben ftärfen, daß ein auf unlauterem Grunde 
errichtetes Wefen feinen Beftand haben Tann, fondern daß ihm feine 
Zeit geiegt ifl, wo es dem göttlichen Gerichte verfallen muß. 

Berlin, den 11. Februar 1850. 


Miniflerium der geifllichen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangelifchen Kirchenfachen. 
v. Uechtritz. 
An das Königl. Konfiflorium zu Breslau. 
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IX. 
Benugung der Kirchen zu politifchen Zwecken. 





47. 


u —7 


Mit Rüdfiht auf die, bei früheren Abhaltungen politifcher 
dahlen in den Kirchen vorgefommenen Unziemlichkeiten, find auch 
merbings wieder von verfchiedenen Seiten Anträge an und gelangt, 
elche darauf hinzielen, die Benugung der Kirchen zu ſolchen Wah⸗ 
n allgemein zu unterfagen. 

Mir haben auf die eingegangenen Anträge und vor der Hand 
gnügt, darauf hinzuweiſen, daß die Benugung der Kirchen nur 
it Genehmigung der Lofalvertreter der Kirche erfolgen Fünne und 
iß Patrone, Geiftlihe und Kirchenvorftände in ihrem vollen Rechte 
en, wenn fie, zumal nad Erfahrungen der obenbezeichneten Art, 
fe Genehmigung verfagten. 

Diefe mehrfachen Anzeigen laſſen ed und jedoch als Pflicht 
“Seinen, den Thatbeftand der vorgefommenen Ungebührlichkeiten 
ber ins Auge zu faflen, um danach zu ermeflen, ob ein Bebürf- 
} zu weitergehenden, generellen Maaßregeln vorhanden ift? 

Wir veranlaffen daher das Königl. Konftftorium, fpeziell die 
fe zu fammeln, in weldyen Klagen über Entweihung der Kirche 

Gelegenheit der Wahlen bei demfelben eingelaufen find, oder 
ı denen das Königl. Konfiftorium fonft Kenntniß erhalten hat, 
» und, unter genauer Angabe der Kirche, der fraglichen Wahls 
lung und der befonderen, vorgefommenen Ungebührniffe, davon 
e Anzeige, nebft gutachtlicher Aeußerung über das Hierbei Seitens 
evangeliſchen Kirche fernerhin zu beobachtende Verhalten, zu 


en. 
Berlin, den 10. Dezember 1849. 


inifterium der geiftlichen Angelegenheiten, Abtheilung für Die 
inneren evangelifchen Kirchenfachen. 


das Königliche Konffiorium zu N. N. 
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X. 
Gremtionen vom Pfarrverbande. 





48. 

Dem Königl. Konftftorium theilen wir in der Anlage Abſchit 
einer uns überreichten Denkſchrift, betreffend die Eremtion der Eivil 
beamten von den ordentlichen Parochien, zur Kenntnißnahme mit. 


Wir find mit dem Inhalte derfelben im Wefentlichen einver- ı 


ftanden. Bevor wir jebod etwas Weiteres in der Sache veran ; 


Iaffen, wünfchen wir die Anſicht des Königlichen Konfiftoriums i 


zu hören: 


1. Ob noch befondere faktifche Momente zur näheren uff 1 


des Sach⸗ und Redhtsverhältnifles beizubringen ? 
2. In welchem Wege den in der Denlſchrift entwickelten Grund 
ſaͤtzen die geeignete Folge zu geben ſein möchte? 


Nach einer vorlaͤufigen Beſprechung der Sache ſchien es be⸗ * 
ſonders zu empfehlen zu fein, dieſe Grundſätze nicht in einem von 
Amtswegen zu emanitenden Erlaffe ifolirt zur Nachachtung vorzu⸗ 


zeichnen, ſondern lediglich im vorkommenden beſonderen Falle banad 
zu verfahren, fo wie bei Fünftiger Beftftellung der Grundzüge eine 
Gemeindeordnung von der Vorausfegung bes Wegfalls jenes Pri⸗ 
vilegiums, als einer durch die Gefetzgebung bereits entſchiedenen 
Thatfache, auszugehen. 

Berlin, den 12. Mai 1849. 


Miniſterium der geiſtlichen Angelegenheiten, Abtheilung für die 
inneren evangeliſchen Airchenſ⸗ achen. 


An das Königliche Konſiſtorium. 


49, 


u 


Denkſchrift. 


betreffend die Exemtion der Civilbeamten van den ordentlichen Parochien. 


Der 8. 283 Theil Il. Titel 11 des Allgemeinen Landrechts er 
theilt allen zum Givilftande gehörigen Königlichen, in wirklichen 
Dienften ftehenden oder, Titularräthen, und andern Bedienten, eine 
Eremtion von der ordentlichen Parochie ihres Wohnortes, vergeftalt 
daß diefelben, 
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a) weder mit den bei ihnen und ihren Samilien vorkommenden 
geiftlichen Amtshandlungen an den ordentlichen Pfarrer ihres 
Mohnorts gewiefen, nod) 

b) verpflichtet find, zu ben ordentlichen Laſten der Parochie 
gleich andern Eingepfarrten beizufteuern. 

Ueber den Urfprung dieſes Privilegiums ift Folgendes zu er- 

tteln. 

1. Die erſte Spur deſſelben findet ſich in einem Refeript des 
Kurfürften Friedrich II. vom 21. Auguft 1696 an das 
Konfiftorium zu Halle. (J. H. Boehmer. Jus parochiale. 
Sect. IV. cap. 1. $. 13). 

In dieſem Refeript wird dem Kurfürftlicden Rath und Ober- 
tmann bie Freiheit vindizirt, ſich mit Beichte und Abendmahl an 
em ihm beliebigen Pfarrer zu halten, und diefe Entſcheidung — 
— außerdem, daß in dergleichen Dingen unter den Evangelifchen 
einem jeden billig feine chriftliche Freiheit gelafien werden müffe — 
befondere noch darauf gegründet: 
daß der gedachte Oberamtmann, der das Kurfürftliche Amtshaus 
u C. bewohne, ratione befjelben an Feine gewiſſe Pfarre gebun- 
ben, fondern eo respectu und weil er die Furfürftlidhen 
Jura in dem Amte vertrete, billig die Sreibeit haben müffe, 
zu welcher Gemeinde er wolle ſich zu halten. — 

3. In diefem Refeript if ein boppeltes Prinzip erfichtlich, aus 
welchem heraus eine Eremtion von der Parochie abgeleitet 
werben fann, 

a) Einmal das Bewohnen gewifier, dem Landeöheren unmits 

telbar zugehöriger Gebäude und 

b) die perfönliche Eigenfchaft höherer Beamten, als Stellver⸗ 

treter des Landesheren, vermöge deren die dem Landesherrn 
für feine Perſon zuſtehende erweiterte Religions» und Pa- 
rochjialfreiheit (Instr. Pac. Osnabr. Art. VIL $. 1) aud 
auf diefe Beamten übertragbar erfchien. 

Diefe Prinzipien treten im Laufe des 17. und 18. Jahrhunderts, 

mehreren Orten und Gelegenheiten hervor. So 3.3. in Königs: 

eg in Preußen in den Kämpfen, welche der Kurfürft wegen Grün- 
ng einer reformirten Kirche dafelbft mit den Ständen, der Stadt 

d der Geiftlichkeit durchzufechten hatte; in einzelnen Befreiungen 

e Schlöffer und Schloßbezirfe (4. B. die Schloßfreiheit in Berlin) 

n dee Parodie u. f. w. 

3. In der letzten Hälfte des 18. Jahrhunderts firirt ſich bie 
Eremtion der Givilbeamten von ber Parochie für Die Kur- 
warf auf den Grundjaß: 

daß diejenigen Beamten, welche der Gerichtsbarkeit des 
ordentlichen Unterrichters ihres Orts nicht unterrvorfen 
find, in Beziehung auf Taufen und Trauungen auch 
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von der Parochie erimirt find, dergeſtalt, daß fie ven 
Oeiflichen, deſſen fie fich bevienen wollen, frei wählen 
önnen. 

Dieſer Grundſatz findet ſich in mehreren öffentlichen Erlaſſen 
klar ausgeſprochen; z. B. Reglement vom 15. Juli 1771 über bie 
Entrichtung der Stolgebühren $. 2 (acta des Minifterlums der geif, 
lichen Angelegenheiten, Geh. Minifterialarhiv VI. Abth. Nr. 53.c). 
Erlaß des Oberfriegskonftftoriums vom 28. Dezember 1786 8. 2.3. 
(Stengel Beitrag Band 11. ©. 257). Jedoch galt, nad) dem Zeugnif 
des Iutherifchen Oberfonfiftoriums, auch in dieſer Beziehung die 
Einfhränfung, daß diefe Freiheit der Erimirten nur in denjenigen 
größeren Städten der Marf Brandenburg galt, in denen mehrer: 
Kirchen ſich befanden; während in Fleineren Stäpten und auf dem 
Lande auch die Erimirten an die orbentliche Parochie des Wohnorts 
gebunden blieben. (Matthis juriftiiche Monatsfchrift Band II. 
©. 252). (act. gen. des Oberfonfiftorii, betreffend die Parochial⸗ 
gerechtfame und Pflichten der Erimirten de 1804. In der Regiftratır 
der Regierung zu Potsdam. Kirchengefellfchaft Lit. H. Fach J. Rr. 12). 

4. Eine größere Erweiterung erhielt die Exemtion der Giik 
beamten der Parochie in Schlefien. 

In Schleſien hatte fich feit der Reformation und Gegenrefor: 
mation ber wechfelfeitige Pfarrzwang der Katholifchen und Evange⸗ 
Iifchen mit Außerfter Strenge ausgebildet. In den Faiferlichen Erb⸗ 
fürftenthümern ftanden die Evangelifhen unter dem Pfarrzwange 
der Fatholifhen Parochie, in den Biaftifchen Herzogthlimern Liegnig, 
Brieg, Wohlau und Dels die Katholifchen unter dem. Pfarrzwange 
der evangelifhen Pfarrer in dem Maaße, daß, ohne Lnterfchie 
der Konfeffion, und ohne Unterfchied ob die Amtshandlung in der 
Parochie oder außerhalb derfelben verrichtet werden mochte, auf all 
Fälle dem parochus ordinarius die tarmäßige Stolgebühr entrichte 
werben mußte. - 

Bon diefer firengen Regel hatte ſich fchon unter kaiſerlicher 
Herrichaft die Ausnahme gebildet, daß die höheren Faiferlichen (fa 
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tholifchen) Beamten von dem vrüdenden Pfarrzwange des (evange⸗ 


lifchen) Parochus befreit wurden. Nach der Eroberung Schlefiend 
durch die Krone Preußen Fonnte, vermöge der Friedensverträge, der 
wechfelfeitige Pfarrzwang nicht fogleich allgemein aufgehoben werben. 
Die Regierung war aber bemüht, die Härten deffelben möglichft zu 
mindern, und insbefonvere die beftehenden Ausnahmen fo weit ald 
thunlich auszubehnen. Schon in einem Refeript vom 3. Nov. 1742. 
(Acta des Geh. Miniſterialarchivs Schlef. Geh. Reg. betreffend die 
Jurisdiktion der Fatholifchen Geiftlichfeit in Schleflen. .Pars X. 
Sect. II. No. 6), wurde ausgefprochen, daß die Befreiungen, welde 
die Faiferlichen Bebienten vormals in Schleften genofjen hätten, um 
auch bei den Königlichen, und zwar vice versa für beide Konfeſ⸗ 
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onen zur Anwendung fommen müßten; ein fpäteres Reſcript vom 
4. April 1747 (ebendaſelbſt) dehnte dieſe Exremtion auch auf die 
Advokaten aus; die Stolaͤ⸗Taxordnung für Schleſien vom 8. Auguft 
1750 Re. 6. i. f. erimirte: „alle Königliche Bebiente, welche in den 
Schlefifchen Landesdikaſteriis Votum et Sessionem haben“ von der 
Farpflicht, und ein Edikt d. d. Potsdam, den 25. November 1754 
vol. VI. der angef. Akten) fett endlich feft: 

„daß Feiner unferer Bebienten, von dem höchſten bis zum letten, 
welcherlei Religion dieſelben auch ſeien, irgend einen Parodjal: 
zwang ſollen unterworfen fein; Wir erimiren vielmehr biefelben 
davon und wollen, daß folchen freiftehen folle, Die Actus Ministe- 
riales, als Taufen, Trauen und Begraben, von denen Geiftlichen 
ihrer Religion zu begehren, wo fie wollen, denen fie aber aller; 
dings die feſtgeſetzte Jura stolae davor zu entrichten verbunden 


Alle diefe Befreiungen haben nur die Milderung des drückenden 
Barschialzwanges der Katholifchen über bie Evangelifchen, und um: 
jefehrt, zum Zwede. Als daher in der Folge, in den Jahren 1757 
md 1758, biefer wechfelfeitige Parochialzwang allgemein aufgehoben, 
ınd weiterhin im Sahre 1764 durch Erlaß von 19. Suni den feit 
740 errichteten evangelifchen Bethäufern die Rechte wirklicher 
dirchen (alſo auch die Parochialgerechtſame) zugeftanden wurden, 
ätte fich von felbft das naturgemäße Verhältniß wieder herftellen 
nüflen, daß, ein jeder, Beamter oder Nichtbeamter, der Kirche ſeiner 
donfeſſion, in deren Pfarrbezirk er wohnt, angehörig und beitrags⸗ 
füichtig geworben wäre. Deſſen ungeachtet blieb das auf ganz 
dere Vorausfegungen gegründete Privilegium der Beamten in 
Schlefien auch nach dieſer Veränderung als ein finguläres, jedes 
ntürlichen Grundes entbehrendes PBrivilegium fortbeftehen. 

5. Diefe für Schlefien, aus ganz befondern individuellen Ber: 
haltniſſen entſprungenen Vorrechte der Beamten, fanden im Jahre 
1794 nun auch in das allgemeine Landrecht Eingang. 

In dem erften Entwurfe des allgemeinen Geſetzbuches war nur 
ine Eremtion derjenigen Beamten, bie von ber Surisdiktion der 
Antergerichte. befreit find, aufgenommen — analog den in den grö- 
jeren Städten der Mark geltenden Beflimmungen. In den weiteren 
Bearbeitungen des Geſetzbuchs wurde aber auch diefe Norm — ans 
heinend wohl durch die Anfchauungsweife der fchlefifhen Redaktoren 
beftimmt — nicht fireng feftgehalten, und nur eine Bermuthung 
um Rachtheil der unter der unteren Gerichtsbarkeit ſtehenden Beamten 
pugelaſſen. (Allg. Landrecht Theil. Titel 11. 8. 283. 284. 285). 

6. In den übrigen Brovinzen des Landes, außer der Kurmarf und 

Schleſien, ift bi8 zur Emanation des Allgemeinen Landrechts 
ein folches Beamtenprivilegium nicht erfichtlich. In einzelnen 
Provinzen, 3.3. in den weftlichen Landestheilen, in Sachfen, 


108 


in der Altmark, in Neuvorpommern, in Danzig und anderen 


Orten ift fogar das Gegentheil davon fireng nachweisbar. 


Durch die Einführung des Allgemeinen Landrechts wurde abet 


diefes Privilegium auch dorthin verpflanzt. Nur in einzelnen Ge : 
genden hat ſich das Gegentheil behauptet, oder durch neuere Geſeße 


wieder hergeftelt. So beftebt die Eremtion der Beamten von der 
Parochie nicht: 


a) in der Rheinprovinz und in Weftphalen, auf Grund ber | 


Kirhenordnung vom 5. März 1835. (Anerkannt durch Urtheil 
des Geheimen Obertribunals). 

b) in der Altmarf, auf Grund des Herfommens. (Göte, Pros 
vinzialredht der Altmark Theil. Abſchn. 2. ©. 179). 

e) im Kreife Langenfalza, auf gleichem Grunde. 


7. Das in $. 283 a. a.D. aufgeführte Privilegium der Beamten 
wurde aber durch Die Einführung des Allgemeinen Landrechts 


nicht blos räumlich ausgedehnt, fondern auch intenfin 
erweitert. 

Ale früheren Eremtionsbeftiimmungen hatten nur das Red 

der freien Wahl in Beziehung auf Verrichtung der einzelnen geiſt 


lichen Amtshandlungen zum Gegenftande. Dagegen war über bie - 


Verpflichtung der Beamten zur Tragung der allen Koufeſſionsver⸗ 
wandten obliegenden Beiträge zur Erhaltung der Kirchen und Firds 
lichen Anftalten der Parochie nichts beftimmt. Die Paragraphen 
des Landrechts haben aber in der Praris die Auslegung erfahren, 
daß die Beamten auch zur Tragung der gemeinen Firchlichen Laſten 
nicht pflichtig feien, zur häufigen und bittern Beſchwerde der Gemeinden. 
Das Gefeh vom 11. Juli 1822 (Geſetzſamml. S. 184) hat fih 
nur darauf befchränft, die Beitragspflicht der Stantsbiener zu dem 
Kommunallaften zu verordnen. 

8. Gegen die Eremtion der Beamten von der Parochie hat fih 
von weltlicher wie von Ficchlicher Seite vielfach lautes Bes 
denfen erhoben. Je mehr das Streben erwacht ift und ſich 
fund gegeben hat, eine enge Verfchwifterung aller Klaffen 
des Volks, und insbefondere eine Kräftigung und Selbſt— 
ftändigfeit der kirchlichen Gemeindeverbände herbeizuführen, 
defto entjchiedener hat man fidy gegen diefe Herausnahme 
einer intelligenten und leiftungsfähigen ganzen Klaſſe von 
Staatsbürgern aus dem Gemeindeverbande ausgeiprochen. 

Demgemäß wurde: 

a) Schon im Jahre 1817 die Aufhebung biefer Eremtion ber 

Beamten von der Parochie beabfichtigt. 

Die im Jahre 1814 vom Könige ernannte Kommiffion zut 
Berbefierung des Kirchenweſens trug in ihrem Gutachten vom 
4. Suni 1815 auf Aufhebung dieſer Gremtion an, um auf diee 
Weile die Grundlage einer Firchlichen Gemeindebildung zu ſichern. 


u 
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Das Staatsminifterium befürwortete den Antrag; der König ger 

nehmigte denfelben durch Kabinetsordre vom 27. Mai 1816, und 

befahl die Vorlegung einer desfalfigen Verorpnung. Sämmtlidje 

Regierungen, zur Berichterftattung aufgeforbert, erfannten die Halt- 

loſigkeit dieſes Privilegiums an und befürworteten defien Aufhebung. 
Yleihwohl unterblieb damals die Ausführung diefes Vorhabens. 

b) Erneuert wurden diefe Anträge in den Jahren 1844 und 

1846 von den evangelifchen Provinzialfynoden und der Ge- 

neralfynode. Sie erklärten den Wegfall dieſes Privilegiums 

für eine Nothwendigfeit. Die Regierung nahm dieſe An- 

träge zum zweitenmale auf. Jedoch führten auch diefesmal 

die Verhandlungen zu Feinem Abfchluffe. Fu 

9. Durch die neuere Gefeggebung ift das PBrivilegium der 

Deamten gefallen. 

Der Artifel 4 der Verfaffungsurfunde vom 5. Dezember 1848 
verordnet: ' R 
Alle Preußen find vor dem Gefege gleih. Standesvorrechte finden 

nicht ftatt. 
Das Stanbesoorreht der Eivilbeamten (8. 283 und folgende 
L 11. des A. L. R.) fih der Parochialangehörigfeit zu der Kirche 
eines Glaubens zu entziehen, hat hiernach aufgehört. Der Beamte 
iR fernerhin_in vemfelben Maaße und unter denfelben VBorausfehungen, 
wie jeder andere Staatsbürger, der Kirche feines Bekenntniſſes zu⸗ 
gewiefen. Das bürgerliche Gefeb ertheilt ihm Feine erceptionelle 
Stelung mehr, den Anfprüchen gegenüber, welche die Kirche feines 
Wohnorts und feines Befenntniffes an ihn zu erheben berechtigt ift. 
Betrachtet man aber die Eremtion von der Parochie, der geichicht- 
lichen Entwidelung gemäß, als ein Annerum der Eremtion von ber 
ordentlichen Gerichtöbarfeit, fo ift mit der Aufhebung der lehteren, 
auch die erftere unmittelbar und von Nechtöiwegen befeitigt. 
Die Verordnung vom 2. Januar 1849 über die Aufhebung der 
Privatgerichtsbarfeit und des erimirten Gerichteftandes beftimmt in$. 9: 
„der erimirte und privilegirte Gerichtöftand für Perfonen, Grund- 
ſtücke und Geredhtigfeiten ıc. wird allgemein aufgehoben ;‘‘ 
und in $. 41: 
„Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Apr. d. J. in Kraft.‘ 
Alfo, mit dem erften April d. J. Hört, zugleidy mit der Erem- 
tion der Eivilbeamten von der ordentlichen Gerichtsbarkeit ihres 
Mohnortes, auch Die in 8. 283 und folgende Theil II. Titel 11 des 
Allgemeinen Landrechts verordnete Eremtion derfelben von der ordent⸗ 
lichen Parochie ihres Wohnortes auf. 
Berlin, den 15. März 1849. 
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Sn Folge unferes Erlafies vom 12. Mai v.%., betreffend d 
Aufhebung der Eremtion der Eivilbeamten von dem Pfarrverband 
find nunmehr die Gutachten der Königlichen Konftftorien vollſtaͤndi 
eingegangen. 

Diefelben fprechen fich überwiegenn dahin aus, daß zwar bi 
Aufhebung dieſer Eremtion im kirchlichen Intereſſe dringend zu win 
ſchen fei, und daß die dahin gerichteten Beftrebungen in dem Arti 
fel 4 der Berfaffungsurfunde und in den 88.9 und 41 der Ber 
ordnung vom 2. Januar 1849 einen weiteren Stützpunkt gewonne! 
hätten, daß es aber doch bedenklich erfcheine, dieſe Aufhebung al 
durch dieſe Beftimmungen fchon unmittelbar bewirkt zu betrachten 
fondern daß es dazu einer. befonderen, im Zufammenhange mit eine 
. neuen Organifation der kirchlichen Berhältniffe ſtehenden Verordnun 
bedürfen würde. Wir haben zugleich mit Rückſicht auf die prafti 
fhen Schwierigkeiten und Zerwürfniffe, welche aus einer fofortige 
Geltendmadjung der in der Denkichrift vom 15. März pr. a. ent 
wicelten Anſicht unfehlbar hervorgehen würden, uns diefer Auffafjun, 
der Mehrheit der Konfiftorien angefchloffen, und indem wir das Ki 
niglihe Konfiftorium hiervon in Kenntniß feßen, veranlaflen wi 
dafielbe, die Eremtion der Eivilbeamten zur Zeit ald noch in Gel 
tung beftehend zu betrachten, und die Aufhebung berfelben Teviglid 
als ein, in Verbindung mit einer neuen Ordnung der Firchlice 
Gemeinveverhältniffe zu erftrebendes Ziel im Auge zu behalten. 

Berlin, ven 14. Sanuar 1850. | 


Miniflerium der geifllichen Angelegenheiten, Abtheilung für di 
inneren evangelifchen KRirchenfachen. 


| v. Uechtritz. 
An die Königlichen Konftftorien. 


Drud von Guſtav Schade in Berlin, 
Dranienburgerfir. 77, 
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J. 
Errichtung des evangeliſchen Oberkirchenrathes. 





Allerhöchſter Erlaß 


reffend die Grundzüge einer Gemeindeordnung für die evangeliſchen Kirchen: 
ſeinden der oöͤſtlichen Provinzen und die Einſetzung bes evangeliſchen Ober⸗ 
kircheuraths, nebſt Reſſortreglement für die evangeliſche Kirchenverwaltung. 


uf den in Gemäßheit Meines Erlaſſes vom 26. Januar vorigen 
hres von Ihnen und der Abtheilung des Minifteriums der geift- 
en Angelegenheiten für bie inneren evangeliſchen Kirchenſachen 
atteten Bericht ertheile Sch hierdurch dem vorgelegten Entwurfe 
er Gemeindeordnung für die evangelifchen Kirchengemeinden ber 
ichen Provinzen und den behufs der Einführung derfelben vor- 
chlagenen Maaßregeln Meine Genehmigung. Hiernaͤchſt beſtimme 
„daß die Abtheilung des Miniſteriums der geiſtlichen Angele⸗ 
iheiten für die inneren evangeliſchen Kirchenſachen, unter Beibe⸗ 
tung der von ihr bisher ausgeübten und durch das anliegende 
fortreglement näher bezeichneten amtlichen Befugniffe, in Zufunft 
Bezeichnung ,, Evangelifcher Oberfirchenrath” führen ſoll. Es 
Mein Wille, daß die Einführung der Gemeindeordnung in den 
ingeliſchen Kirchengemeinden der öſtlichen Provinzen nach den von 
ir genehmigten Grundſätzen unverzüglich angebahnt werde, und 
beauftrage demgemaͤß den evangeliſchen Oberkirchenrath, in Ver⸗ 
igung mit Ihnen das diesfalls Erforderliche ungeſäumt zu be 
fen, demnaͤchſt aber über die Begründung der weiteren Entwicke⸗ 
igsſtufen einer ſelbſtſtändigen evangelifchen Kirchenverfafiung mit 
nen ferneren gemeinichaftlichen Bericht zu erftatten. — Der ger 
wärtige Erlaß ift nebft dem von Mir genehmigten Reſſortregle⸗ 
nt Durch die Gefegfammlung zur öffentligen Kenntniß zu bringen. 
Sansfouci, den 29. Suni 1850 
Friedrich Wilhelm. 
v. Ladenberg. 
den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


Reffortreglement 
für die evangelifche Kirchenverwaltung. 
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6. 1. 

Der evangeliſche Oberficchenrath tritt an Die Stelle der durch 
den Allerhöchften Erlaß vom 26. Januar v. 3. mit der Leitung bee - 
inneren evangelifhen Kirchenſachen beauftragten Abtheilung des Wi | 
nifteriums der geiftlichen Angelegenheiten. Es gehören mithin zum 1 
Reſſort deſſelben folgende nach der Snftruftion vom 23. Oftober 1817, ı 
der Allerh. Orbre vom 31. Dezember 1825 und der Verordnung 


vom 27. Juni 1845 8. 1 den Konfiftorien überwiefene Angeles : 
ten: | } 


genhei 
1. 
2. 


. die Aufficht und Disziplin über die Geiftlichen; \ 
. die Emeritirungs» Angelegenheiten, die Verfügung über bad 
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das Synobalweien; 
die Aufficht über den Gottesdienſt in dogmatifcher und Like; 
gifher Beziehung, die Aufficht ber den Religionsunterridt ,; 
nad Maaßgabe des zur Ausführung des Artifeld 24 de, 
Berfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 ergebenden Une „ 
richtsgeſetzes, die Anordnung Firchlicher Feſte, der Einweihung ; 
von Kirchen und der Einräumung von Kirchen zu anderen 

als den fliftungsmäßigen Zwecken; M 


uw 


. die Aufficht über das Firchliche Brüfungswefen und bie Bor 


bereitung zum geiftlihen Stande, einſchließlich der Auffiht 
über das Predigerfeminar zu Wittenberg; 


. die Befchwerden über Pfarrbefegungen und die Belebung uik ı 


berer kirchlicher Aemter, fo wie die Streitigkeiten über fine, 
liche Präfentationd- und Wahlrechte, vorbehaltlich des Rechs 
weges. — In den Angelegenheiten des landesherrlichen Pe | 
tronats verbleibt aber bis zur Herftellung einer felbftftäitbigm | 
Kirchenverfaffung das Recht der Entfcheivang dem Mini | 
unter der in 8. 5 Rr. 5 und 6 näher beſtimmten Mitwirkung | 
des evangelifchen Oberkirchenrathes; “ 








. Die Auffiht über Ordination, Einführung und Bereibigung | 


der Geiftlichen; 
Sterbequartal und das Gnadenjahr, foweit dabei nicht ve! 


Staatsmittel in Anſpruch genommen werben, fo wie bie viw . 
rifhe Verwaltung erledigter Aemter; 


. die Befchwerden über Anmaßung oder Verweigerung pfarr⸗ 


amtlicher Handlungen Seitens evangelifcher Geiftlichen, bie 
Meberhebung von Stolgebühren und die Streitigkeiten über 
Parochialberechtigungen; 


. bie Deftätigung der nicht für die Vermögensverwaltung be 
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flimmten niederen Kirchenbedienten, insbefonbere der Presbyter 
und Gemeindevertreter, wo folche erforberlich ift; 

10. die Ertheilung kirchlicher Dispenfationen; 

11. Die Aufrechthaltung der Kirchenzucht innerhalb der landesge⸗ 
feglichen Grenzen; 

12. die Kirchenvifltationen und die Beauffichtigung der Pfarr- und 
der Superintendentur- Archive. 

In allen vorftehend bezeichneten Angelegenheiten übt der evan- 
iſche Oberkirchenrath die Befugniffe der höheren Inftanz und das 
cht der allgemeinen Anordnung innerhalb der beftehenden Gefebe 

und Berorbnungen aus. 


6. 2. 

Der evangelifche Oberfirchenrath verwaltet die in 8. 1 genann⸗ 
ten Sachen kollegialiſch. Er fteht in direktem Verkehr mit den übri- 
gen Behörden und berichtet unmittelbar an des Könige Majeftät. 
Derfelbe hat jedoch Generalverfügungen im Konzept, und Immediat⸗ 
herichte im Konzept und in der Reinfchrift dem Miniſter vorzulegen, 
velcher auf der Reinfchrift vermerken wird, daß er davon Kenntniß 
jenommen babe. | 

Sämmtliche Ausfertigungen ergehen unter ber Firma: 
| „dee evangeliiche Oberkirchenrath“ 
mb werden von dem Borfigenden gein vollzogen. 


Dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten verbleibt bis zu 
em in der Allerh. Ordre vom 26. Sanuar 1849 (Gefehfammlung 
5. 125) bezeichneten Zeitpunfte dee Herftelung einer ſelbſtſtändigen 
Birchenverfafiung die höhere Verwaltung der gegenwärtig den Pro- 
Anzialregierungen übertragenen Äußeren Angelegenheiten der evan- 
peliſchen Kirche, fo wie die zur Zeit noch zu feiner verfaffungsmäßi- 

Berantwortlichfeit gereichende Berwaltung und Verwendung der 
8 fonds zu den beſtimmten kirchlichen Zwecken. 

In erſterer Beziehung gehören zu dem Reſſort des Miniſters 
ſolgende Angelegenheiten: 

1. die Regulirung des Interimiſtikums in ſtreitigen Kirchen⸗, 
Pfarr⸗ und Küſterbauſachen; 

. die Aufſicht über die Kirchenbuͤcher; 

. die Sorge für die Anlegung und die Unterhaltung der Kicchhöfe; 

. die Aufficht über das Vermögen der dem Iandesherrlichen Pa- 
tronat nicht unterworfenen Kirchen, Firchlichen Stiftungen und 
Snfitute, fo wie die Ausübung der Iandesherrlichen Auffichts- 
und Berwaltungsrechte in Anfehung des Vermögens der dem 
Iandesherrlihen Patronat unterworfenen Kirchen, Firchlichen 
Stiftungen und Inftitute; 

5. die Ernennung oder Befbätigung der für die Verwaltung des 

kirchlichen Vermögens anzuftellenden weltlichen Kirchenbedien⸗ 
1* 
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4 
ten, fo wie die Aufſicht über deren amtliche und ſittliche Fuͤh—⸗ 


rung und die damit verfaffungsmäßig verbundenen Disziplis 


narbefugnifle. j 


8§. 4. ; 
Sn den zu ber Verwaltung des Minifters gehörenden Fällen, 


welche für den evangelifchen Oberfirchenrath ein beſonderes Intereſſe 


darbieten, bleibt e8 dem Ermeſſen des Minifters vorbehalten, dem ! 


felben die ihm wünfchenswerthe Kenntniß zu gewähren, beziehentlid 
fein Gutachten zu erfordern, fo wie es dem Oberfirchenrathe vorbe 
halten fein fol, in ſolchen äußern Angelegenheiten, von denen er 
eine wefentliche Einwirfung auf die ihm übertragene Seite ber Fird« 
lichen Verwaltung annehmen zu müſſen glaubt, Anträge an den 
Minifter zu ftellen. 


6. 5. 

In folgenden Fällen wird ein Zufammenwirken des Minifterd 
der geiftlichen Angelegenheiten und des evangelifchen Oberkirchen⸗ 
raths ftattfinden: 

1. in den Angelegenheiten, in denen nad) der Verorbnung vom 


nei er ww 


E 
* 
1 


an a 


27. Suni 1845 8. 3 die Regierungen angewiefen find, fd p 
mit den Konfiftorien in Einvernehmen zu feben, mithin wenn .R 
über das Vorhandenſein eines kirchlichen Beduͤrfniſſes oder & 
die Abmeflung feines Umfangs Zweifel entftehen, ingleihes c 
wo es fi) um die Verwendung der bei der Vermögensvm tr 
waltung einzelner Kirchen, kirchlichen Stiftungen und Jul - 
tute ſich ergebenden Weberfchüffe handelt; 


e 
. in den nach derfelben Verordnung 8. 5 zum gemeinfchaftlichen ı 


Reſſort der Regierungen und Konflftorien gehörenden Auge 1 
legenheiten, alfo: 


I’ 
a) bei der Veränderung beftehender oder Einführung neun ; 


Stolgebühren und Taren, Kb 
b) bei Der Veränderung beftehender oder Bildung neuer Pfad % 
bezirfe; 


t 
. bei Anſtellungen oder bei Anordnung kommiſſariſcher Behr : 


tigungen in den Konfiftorien, bei ber Beſetzung erlebigte 
Superintendenturen, fo wie bei Anftellung der Direktoren und u 
Lehrer am Predigerfeminar zu Wittenberg ; je 

> 


. bei dem Antrage auf Ertheilung von Orden und Auszeldr 


nungen an Geiftliche; 


. in den Angelegenheiten des Iandesherrlihen Patronats; 
. bei der Bewilligung von Unterflügungen an Geiftliche au 


den dazu beftimmten Fonds. 


In allen dieſen gemeinfchaftlich zu erledigenden Sachen hat bet 
evangelifche Oberficchenrath, ven ihm refiortmäßig gebührenden Stand‘ 
punkt in Beziehung auf die inneren Angelegenheiten der Kirche wahr 
zunehmen und gu vertreten. 
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6. 6. | 
In den in $. 5 aufgeführten Fällen erfolgen die Entſcheidun⸗ 
gen im Namen des Minifters, nad) vorgängig erflärtem Cinver- 
ſtaͤndniſſe des evangelifchen Oberficchenrathes, und unter ausdrüd, 
liher Erwähnung dieſes Einverftänbniffes. 
$ 


Der evangelifhe Oberfirchenrath hat in Vereinigung mit dem 
Minifter die Organifation der Kirchengemeinden anzubahnen und 
das zur Begründung einer felbfiftändigen evangelifchen Kirchenver- 
fafjung weiter Erforderliche zu beantragen. 


3. 

Dem Königlichen Konſiſtorium machen wie hierdurch die Mit: 
tbeilung, daß wir auf Grund des Allerh. Erlafies vom 29. Juni 
d. J. mit dem heutigen Tage in die und angewiefene Stellung ale 
Evangelifcher Oberkirchenrath eingetreten find. 

Gern hätten wir diefen Zeitpunft benugt, um dem Königlichen 
Konfiftorium im Zufammenhange darzulegen, was wir in ber ver- 
fiofienen Zeit, in der Eigenfchaft als Abtheilung für die innern evan⸗ 
gelifchen Kirchenfachen, für das Wohl der Kirche angeftrebt haben. 
Der Drang der mit dem Antritt der. neuen Stellung verbundenen 
Arbeiten hat uns für den Augenblid daran verhindert. Aber wir 
betrachten es als eine auf und ruhende Schuld, deren Tilgung wir 
eingedenk fein werben, ber Kirche von unferem bisherigen Thun und 
Lafien Rechenfchaft zu geben. 

Tief durchdrungen von dem Bewußtfein der auf und gelegten 
vermehrten DVerantwortlichfeit und von dem Gefühl unferer eigenen 
Schwachheit in diefen fchweren Zeiten, haben wir uns im Gebete 
gebemüthigt vor dem Herrn, und das Heil unferer, auf Sein Wort 
und Sein Blut gegründeten Kirche Seiner gnädigen Obhut em⸗ 


pfohlen. 

Möge Er den Geiſt des Glaubens und des Gebetes unter uns 
wachſen und zunehmen laſſen, und mit ihm auch die neuen Formen 
erfüllen, denen die Kirche entgegenzuführen unfere Aufgabe ift. 

Berlin, den 11. Juli 1850. 


Der Evangelifche Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An fämmtliche Königliche Konſiſtorien. 
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I. 


Einführung einer Gemeindeordnung in den evangeliſchen 
Kirchengemeinden der öſtlichen Provinzen. 


— — — 


4. 


Grundzüge 
einer evangeliſchen Gemeindeordnung für die oͤſtlichen Provinzen ’). 


u 5 BET Kur? -— 


$. 1. _ 
Jede evangelifche Gemeinde hat die Aufgabe unter der Leitung 


und Anregung des in ihr beftehenden geiftlichen Amtes fich zu einer 
Pflanzftätte chriftlicher Gefinnung und chriftlichen Lebens zu geftalten. 
Als Glied der evangelifchen Kirche befennt fie ſich zu der Lehm, 
die in Gottes Tauterem und Harem Wort, den prophetifchen um 
apoftolifhen Schriften Alten und Neuen Teftaments begründet und 
in den drei Hauptiombolen und den Befenntnifien der Reformation 
bezeugt ift, und unterwirft fich den allgemeinen Firchlichen Gefehen 
und Ordnungen. 
Erläuterung. 


Der vorftehende Paragraph bezeichnet mit Beſtimmtheit die Steffung 
der evangelifchen Gemeinden, und tritt baburch ven falſchen Auffaffungen 
entgegen, welche in biefem Bezuge beſonders in ver letzten Zeit in den Ge 
meinden fich verbreitet haben. Die erfte betrifft das Verhältniß ver Gr 
meinde zu dem geiftlichen Amte, und fucht das Ießtere ver Dispofition der 
erfteren zu unterwerfen. Diefe Anficht ift grabe fo unrichtig, wie bie en⸗ 
gegengefegte, welche nach römifcher Weife die Gemeinde der Herrichaft id 
geiftlicden Amtes unterwirftz während dieſe einen unerfchöpflichen Quel 
von Kräften verfchließt, entzieht jene dem geiftlichen Amte, dem Träger ven 
Wort und Saframent, feine objektive Stellung und wuͤrdigt daſſelbe Kerab 
zum Lohndienft in der Gemeinde. Es ift die erſte Aufgabe jever Gemeinde 
ordnung gegenüber einer fo ververblichen Anficht, den Gemeinden zum Br 
wußtjein zu bringen, daß Wort und Saframent dem geiftlichen Amte ven 
der Kirche, der Kirche aber non ihrem göttlichen Stifter anvertraut wor⸗ 
den find, und daß es Feine gemeinvliche Thätigkeit giebt, welche nicht von 
dem geiftlichen Amte ihre Anregung zu empfangen und unter deſſen Lei⸗ 
tung fich zu entwideln hätte. Die Gemeinde Tommt zu ihrem Begriff 
nur durch das Amt und hat in ihm den Mittelpunkt. Ein zweiter Irre 
thum betrifft das Verhältniß der Gemeinden zu ver Kirche. Schon vet 


ı) Wegen der Motive diefer Gemeindeordnung wird anf den In der Dede 
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fhen Geheimen Oberhofbuchdruderei exfchienenen befonderen Abdruck derſelben 


verwiefen. 
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ver in dem Jahre 1848 eingetretenen politifchen Erregung zeigte fich viele 
sach in den Gemeinden das Beſtreben, gegenüber den Organen ver Kirche 
ine ſelbſtſftändige Stellung einzunehmen, und Lehre und Liturgie, alſo das 
Bemeingut der Kirche, unter die Herrichaft der Maforitäten jeder einzelnen 
Gemeinde zu bringen. In dieſer Richtung liegt eines der beklagenswuͤrdig⸗ 
fen Zeugniffe dafür vor, daß das Firchliche Bewußtfein erftorben iſt. Die 
Wahrheit, daß die Theile nicht ven Beruf des Ganzen, bie elementaren 
Gliederungen nicht die Funktionen des Organismus haben können, ift fo 
einfach, daß fie nur in Bolge einer gänzlichen Begrifföverwirrung hat ver⸗ 
gefien werden koönnen. Der vorſtehende Paragraph hat nun auch in dies 
ſem Bezuge den richtigen Grundſatz Elar ausgefprocdhen und die Gemeinden 
auf die ihnen gebührende Stellung zurüdgeführt. Die Bezeichnung des 
gemeinfamen Lebensgrundes ift im Wefentlichen mit den Worten bes vor⸗ 
geſchriebenen Orbinationsformular8 gegeben, weil e8 mwünfchenswerth fehlen, 
die Ausftellungen Rn vermeiden, denen jede neue Bormulirung von Seiten 
der verfchiedenen Richtungen ausgeſetzt fein würbe. 


6. 2. 

Die Gemeinde verpflichtet ihre Glieder ſich chriftlichen Wandels 
zu befleißigen, durch Leiftung der erforderlichen Beiträge zur Erhal- 
tung der kirchlichen Gemeindeanftalten Hanbreihung zu thun und 
buch Theilnahme an Wort und Saframent fi) als Glieder ver 
Kirche zu befennen. 


6.3. 
Die Gemeindeglieder haben daher georbneten Antheil an den 
lirchlichen Gnadenmitteln, Anftalten und Einrichtungen in der Ges 
meinde. 


6. 4. 

Die Gemeindeangehörigfeit wird, foweit es ſich nicht um foge- 
nannte Perfonalgemeinvden handelt, nad) der allgemeinen gejeblichen 
Beftimmung durch den feſten Wohnfig in dem Pfarrbezirfe bedingt. 
Berfonen, welche von außen her in die Gemeinde einziehen, haben 
ſich darüber, daß fie der evangelifchen Kirche angehören, von der im 
8. 6. genannten Gemeindebehörde durch mündliche oder fchriftliche 
Jengniſſe glaubhaft auszuweifen, bevor fie an den Rechten der Ge⸗ 
meindeglieder Antheil nehmen. 

Erläuterung. 

Eine weſentliche Schwierigkeit wird der Gemeindebildung durch das 
Befichen von Exemtionen bereitet. Es konnte nicht verfannt werben, baß 
vafielbe nicht auf einem Firchlichen Grunde beruht, wie es denn auch in 
ven Orbnnungen des fechözehnten Jahrhunderts nirgends erwähnt wird. Auf 
dee anderen Seite erjchien es aber als fehr bevenflih, die in ver Ver⸗ 
faffungdurfunde enthaltene Aufhebung der Stanveövorrechte auch auf vie 
Eremtion ausdrücklich zu beziehen. Da nun ohnehin vie- Iehteren in ven 
serfchiedenen Provinzen des Landes in jehr verſchiedenem Maaße in Uebung 
ind, fo erichien es als das angemefienfte Auskunftömittel, zunaͤchſt dad 
gemeine gejegliche Prinzip feftzubalten und vie Geltennmachung ver Aus⸗ 
nahme zu erwarten. - 
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8.5. : 
Stimmberedhtigt in der Gemeinde find die felhftftändigen Go : 
milienhäupter und Hausväter infofern fle das 24. Lebensjahr vol, : 
endet haben und im vollen Beſitze der bürgerlichen Chrenrechte fin. ? 
Wenn fi) unter den Gemeindeangehörigen ſolche befinden, welde f 
duch laſterhaften Lebenswandel oder durch thatfächlich bekundee 
Verachtung der Religion oder der Kirche öffentlichen Anftoß gegeben |, 
haben, und denen die Theilnahme an dem kirchlichen Stimmrecht aus 
der Gemeinde um dieſes Grundes willen beftritten wird, fo hat Darüber 
die kirchliche Gemeinvebehörve (F. 6) zu befinden, den gebadjten }r 
Perfonen aber fol ebenfo wie den Urhebern der Einmwendung de r 
Rekurs an die höhere Inftanz (Kreisſynode) vorbehalten fein. Für .- 
die erfte Wahl der Mitglieder der Gemeindebehörbe wird die Ban m 
tbeilung erhobener Einwendungen durch die im $. 8 genannten Pew E 
fonen erfolgen. In der höheren Inftanz entfcheivet bis zur Orge = 
nifation der Firchlichen Kreife das Konfiftorium. 


Erläuterung. 


Die Frage, welche Eirchliche Qualifikation als Bedingung der Aub-S 
übung des Wahlrechts in der Gemeinde zu forvern ſei, hat überall, m = 
Gemeindeverfaflungen berathen worden find, Anlaß zu vielfachen Meinungee |. 
verfchienenHeiten gegeben. Auf ber einen Seite hat man das Wahlrecht > 
von Firchlicher Gefinnung, von fleipigem Beſuch des Gottesdienſtes um 
Abendmahls, fogar von ber Erneuerung des Bekenntniſſes abhängig ge 
macht, während auf der anderen felbft die geringfte Anforderung eine "" 
firchlichen Qualifikation als ein unzuläffiger Zwang bezeichnet worden fi. = 
Die letztere Anficht findet darin ihre Widerlegung, daß fie offenbar von 
einer Grundauffaffung ausgeht, welche die individuellen Lebensbedingungen 
der Kirche negirt. Aber auch die erfte ift nicht unbedenklich. Abarien 
davon, daß es außerordentlich ſchwierig ift, den objektiven Maaßſtab a 5 
finden, fteht ihr befonverd dad entgegen, daß fie, foweit fie die Stimm „ 
Berechtigung nad dem Maaße ver Theilnahme am Sakrament bemipt, m „ 
eine Vorftellungsweife hinüberftreift, welche Dazu führen Tann, daß bie The" „ 
nahme am Saframent unter dem Gefichtöpunfte eines Werkdienſtes erfcheist. 
Hiergegen Tann auch das nicht angeführt werben, daß die älteren Preb⸗ 
byterialordnungen fleißige Theilnahme an Gotteöpienft und Abendmahl for 
dern, denn alle Beflimmungen biefer Art ſind Im unmittelbaren Zuſammen⸗ 
hange mit ver Kirchenzucht getroffen, die jebt Taum noch in fichtbarm 
Spuren vorhanden if. Dennoch iſt nicht das die Anficht, daß bie Orts 
nung der Gemeinde, und insbeſondere die wichtige Wahl zu den Gemeinde 
ämtern, des gebührenden Schutzes gegen das Einwirken zerftörenver Ele 
mente entbehren fol, vielmehr erfchien ein entfprechenver vorbeugenver Sch 
als weſentlich nothwendig. Deshalb ift die negative Beftimmung am Schluft „ 
beigefügt worben, welche um fo mehr ausreichen dürfte, als fich obnehn 5 
nad) 6.8 die Wahl nicht in völliger Ungebundenheit zu beivegen haben wird. 

Einer befonveren Betrachtung bebarf noch die Eigenfchaft der Selb 5 
ftändigkeit, welche als Bedingung ber aktiven Mitgliedsichaft in ber Ge | 
meinde gefordert worden ifl. Der Begriff „ſelbſtſtaͤndig“ iſt kein ſchaff 
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uriftifcher. Er bat indeſſen überall durch lokale Beftimmungen und Ob⸗ 
ervanzen befonverd in Beziehung auf die Theilnahme an ver Berechtigung 
ur Pfarrwahl feine nähere Begränzung erhalten, welche zunächft als An⸗ 
jaltepunfte zu benugen fein werben. Die Vorfchrift des $. 129, Anhang 
um Allgemeinen Landrecht, welche unter beflimmten Borausfegungen auch 
Bittwen und unverheiratheten Brauenzimmern ein Stimmrecht zugefteht, 
yat für die Gebiete des Landrechts gegenwärtig nicht befeitigt werben koͤn⸗ 
un und follen. 


| 6. 6. 

In der Gemeinde wird ald Organ für die im 8.12 näher begeich- 
seten Firchlichen Gemeindeangelegenheiten ein Gemeinvefirchenrath ge- 
jildet. Derfelbe befteht aus dem Pfarrer und aus mindeftens vier 
weltlichen Mitglievern, welche nach den in Folgendem angegebenen 
Brundfägen durch die Wahl der Gemeinde zu diefem Amte berufen 
ind. Sind mehrere Geiftlidhe bei der Gemeinde in einem ftändigen 
Amte angeftellt, fo hat jeder derfelben in dem Gemeinvefirchenrathe 
Sig und Stimme. Die Hülfsprediger nehmen an den Gefcäften 
des Gemeindekirchenraths mit berathender Stimme Antheil. 

Bereinigte Mutter» und Filialgemeinden ftellen zu dem Kirchen⸗ 
rat) der Muttergemeinde die der Zahl ihrer fiimmfähigen Familien 
und Hausväter (8. 5) entſprechende Anzahl von Mitgliedern. Die 
befonderen Rechtöverhältnifie diefer Gemeinden, namentlich in Betreff 
des Kirchenvermögens, werben hierdurch nicht geändert. 

Die von dem Patronat ernannten Sirchenvorfteher gehen in den 
Bemeinbefirchenrath, über. 


Erläuterungen. 


1. Bei der Berathung über die Benennung der Firchlichen Gemeinde⸗ 
behärde wurde allfeitig anerkannt, daß ver Name „Presbyterium“ nicht 
m empfehlen fein würbe, theils weil er Mißverſtaͤndniſſen ausgeſetzt und 
ven Landgemeinden ver öftlichen Provinzen fremd und unverftänplich ift, 
Wels weil er bei den mehr Tutherifch gerichteten Gemeinden ber Sache 
ſelbſt eine ungünftige Aufnahme bereiten würde. Die Benennung „Kirchen⸗ 
——A wurde als undeutſch und weil ſie die nicht überall aus der Tiefe 
des lirchlichen Bewußtſeins geſchöpften landrechtlichen Anſchauungen lebendig 
erhalten würde, ebenfalls verworfen. Der Name „Kirchenrath“, ven auch 
ber Hannoverfche Entwurf bat, wurde fchließlich als der geeignete anerkannt. 

2. Die Feſtſetzung eined Maximums der Zahl der weltlichen Mitglieder 
IM deshalb vermieden worden, weil es erforberlich erfchien, ver Beſtimmung 
nach ven lokalen Beduͤrfniſſen freien Lauf zu Tafien. 

3. Beſondere Schwierigkeiten bot das Verhaͤltniß der vereinigten Mut⸗ 
ter= und Bilialgemeinden. Zunächft wurde angenommen, daß in jeder mater 
sonjuncta ein Kirchenrath zu bilden fein werde, während bie Fillalgemein- 
vu nur durch die Wahl einer entfprechenden Anzahl von Mitgliedern des 
Rirchenrathd der mater ſich zu betheiligen haben würben. Bei näherer 
Betrachtung ergab fich jedoch, daß dieſe theoretifche Scheidung praktiſch 
mausführbar fei, weil die Mechtönerhältnifie der vereinigten Mutter» und 
wre Filialgemeinden außerorventlich verſchieden, häufig auch nicht gehörig 
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feftgeftellt find. Nicht minber mußte erwogen werben, daß in einz 
Fällen durch die Vermehrung ver Gemeindebehörden entiwener ven € 
lichen eine nicht zu ertragenve Laſt aufgebürbet, ober ver Erfolg ver 
ganifation ganz vereitelt werben würde. Es wurde deshalb ver Gru 
angenommen, daß ver Kirchenrath da befteht, wo das geiftliche Amt, 
der Mittelpunkt, ſich befindet. Dem etwaigen Bedenken, welches aus 
individuellen echte der gedachten Gemeinden auf ihr Kirchengut abge 
werden kann, ift durch die zufätliche Beftimmung ausreichenn begegne 

4. Bei dem Verſuche der Organifation in den Jahren 1817 
blieben vie Presbyterien und die landrechtlichen Kirchenvorftände neben 
ander befiehen und beſonders dadurch iſt das Mißlingen deſſelben vera 
worben. Diefer Fehler ift durch die Schlußbeflimmung, in welcher zug 
vie Rechte des Patronats geachtet find, vermieden worden. 

6.7. 

Die Wahl zu dem Gemeinbeficchenrah erfolgt durch die fit 
berechtigten Mitglieder ($. 5) auf den Borfchlag des Gemei 
firchenraths, welcher mindeftens die doppelte Anzahl der zu Wäl 
den namhaft machen muß. Für das erfte Dal wird diefer Vorſc 
durch den Pfarrer, den Patron und die Kirchenvorſteher gen 
fchaftlich unter der Oberleitung des Superintendenten geichehen. 
den landesherrlichen PBatronaten werden die Konfiftorien zur T 
nahme an dieſer Defignation an geeignete Perfonen Auftrag erthe 


Erläuteruug. 


Es ift eine fehr verbreitete, nichts deſto weniger aber falfche Vor 
Yung, daß die Presbyterialverfafſung mit Nothwendigkeit auch die 
Mahl der Mitglieder des Presbyteriums durch die Gemeinde bebinge, 
mehr haben vie älteren Ordnungen überwiegend bie Kooptation. Den 
hat dieſer gefchichtliche Vorgang nicht zu der Annahme deſſelben Gr 
faße8 bewegen können, weil bie Kooptation nur zu leicht Beranlaffung 
kann, daß fich beftimmte ſchädliche Richtungen feſtſetzen und forterben, 
weil fie das Gemeinvebewußtfein in dem Vorſtande Teicht vernichten 1 
Deshalb ift eine Vereinigung ver Kooptation und der Wahl empfe 
worden, welche auf der einen Seite die Gemeinde zur Betheiligung he 
zieht und auf der anberen dafür Bürgfchaft giebt, daB die Wahl nicht 
gefährlichen Schwankungen Preis gegeben fein werde, welche die noth 
dige Bolge ver Parteibeftrebungen find. Für die erfte Wahl ift eß 
angemefien erachtet worven, daß alle die Perfonen zufammen wirken, 
gegenwärtig an der Ordnung der gemeinvlichen Verhältniſſe betheiligt 
Hiergegen ift freilich der Einwand zuläffig, daß die Kirchenvorſteher im 
Ien Fällen nicht von der Gemeinde und überall zunächft nur für einen 
 begrängten Kreid von Gefchäften beflellt find. Es kommt jedoch in 
tracht, daß das Allgemeine Landrecht II. 11. $. 323 felbft ven Vorfte 
Attribute beilegt, die weit über die bloße Vermögensverwaltung pin: 
geben, und daß überall die Gemeinden diefelben als ihre natürlichen $ 
treter in Firchlichen Dingen anzufehen gewöhnt find. In den Augen 
Gemeinden wird daher vie vorgefchlagene Beftimmung fehwerlich einen Wi 
ſpruch finden. Sollte fie aber von der einen Seite ber als eine Verlet 
des Rechts wirklich bezeichnet werben, fo ift dagegen zu erinnern, daß 
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öllig freie Wahl, welche anftatt ihrer gefordert wird, nicht bloß das Necht, 
ionvern bie Eriftenz ber Gemeinden gefährbet. Gegenüber dieſer Alternative 
ann die Entſcheidung nicht zweifelhaft fein. Die Zuziehung ver Patrone 
dem Gefhäft der Defignation rechtfertigt fich durch den wichtigen Ein- 
ala biefelben auf die Erhaltung der Kirchenanftalten ausüben, 
vom DR, 


$. 8. 
Die Mitglieber des Gemeinvekirchenraths follen Familien ober 
—* dreißig Jahre alt und im vollen Beſttze der bürgerlichen 

rechte fein. Berner aber haben die Borfchlagenden nur auf 
hide Perſonen ihre Abſehen zu richten, welche an ven Zirchlichen 
Onadenmitteln Theil nehmen, und ſich durch ihr bisheriges fittliches 
Berhalten des kirchlichen Ehrenamtes in der Gemeinde würdig er- 
wein haben. Für die Erfüllung diefer Pflicht find dieſelben der 
Bemeinde und der Kirche verantwortlich, und es ift deshalb gegen 
Meise Berlegungen eine Beſchwerde bei ver höheren Inſtanz zuläffig. 

Erläuterung. 

Die Kontroverfe, wie das Stimmrecht zu begränzen et, iſt bereits in 
ww Srlänterung zu 6.5 näher beſprochen worden. Cbenſo ftreitig aber 
, ch nicht wenigfiens für die Wählbarkeit eine Kirchliche Qualifikation 
will gefordert werben müfle. Da inveflen ver 6. 7 ein völlig freies 
Bahleccht nicht anerkennt, fondern ber Wahl durch die Gemeinde einen 
Beriälag vorangehen laͤßt, jo verliert dieſe Frage hier einen großen Theil 
wo Gewichtes, das fie haben wuͤrde, wenn bie Entfcheivung Iebiglich ver 

gkeit der Majoritäten überlaffen werben follte. Der Paragraph geht 
der Anficht aus, daß biefenigen, denen das Vorſchlagsrecht übertragen 
R, cine Tirchliche Pflicht üben. Es unterlag keinem Bedenken, viefe, fo 
Di geſchehen zu normiren, und ihre Erfüllung burch die vorbehaltene Ein- 
niiting der höheren Behörbe zu figern. 
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Die Wahl zu dem Gemeindekirchenrath ift in Gemäßheit ver 
Me die Konoofation der Kirchengemeinden beftehenben gefeplichen 
mmungen an drei auf einander folgenden Sonntagen von ber 
abzufündigen. Acht Tage vor dem Wahltermine ift die Lifte 

RE vorgeſchlagenen Perſonen durch Anfchlag an der Kirchthür zu 
Keifentlichen. Wo ed die örtlichen Berhältnifie als räthlich er- 
m laſſen, Tann die Wahl abtheilungsweife an verfchiedenen 


erfolgen. 
$. 10. 


Die Wahlhandlung wird durch den Pfarrer, beziehentlich den 

Oder bei gleicher Berechtigung den älteften Geiftlichen geleitet 

in der Kirche vollzogen. Sie wird durch eine Anfprache vom 

Mt aus eröffnet, in welcher die Gemeindegliever aufgeforbert 

erden, ihrer Pflicht eingedenk zu fein und zur Fürbitte ſich zu ver- 

gR. Dem Schlußgebet folgt die Wahl durch mündliche Stimm- 
ung zu Protokoll. | 


12 
$. 11. ‘ 


Die Wahl wird durch abfolute Stimmenmehrheit entfchieben. 


Das Ergebniß derfelben wird fofort oder wenigftend am nädhften . 
Sonntage von der Kanzel verfündigt, und es werden hierauf die 
gewählten Mitglieder vor der Gemeinde am nächſtfolgenden Gottes: 
dienfte zu treuer Erfüllung ihrer Obliegenheiten: feierlich durch dans 


ſchlag verpflichtet. 


$. 12. 


Dem Gemeindefirchenrath liegen folgende Pflichten ob: 


1. die Förderung chriftlicher Gefinnung und Sitte in der Ge— 


SU 


9. 
. 10. 


‚meinde durch Ermahnung, Warnung und Anzeige; 
. bie Sorge für Erhaltung der äußeren gottesdienſtlichen Ord⸗ 


nung und Heilighaltung des Sonntage, die Mitwirkung bei 
örtlichen Liturgifchen Einrichtungen; 


. die Beauffihtigung und Berwallung des Firchlichen Vermögens 


und die Vertretung der. Gemeinde in den darauf bezüglichen 


. Rechtsangelegenheiten. ($. 14.) Derfelbe Hat aber wenn ihm . 


nicht durch Die Gemeinde befondere erweiterte Vollmachten er 
theilt find, in allen den Fällen, den Beichluß der Gemeinde 
einzuholen, in denen die Geſetze Dies erfordern. (A. L. R. J. 
11. $. 219, 227, 645, 647, 707, 756). Auch in den Ber 
handlungen "über das Batronat, welche nad) Maaßgabe bed 
durch die Verfaffungsurfunde angefündigten Geſetzes erfolgen 
werden, wird die Gemeinde bis zu dem von ihr felbft zu 
faffenden Endbeſchluſſe durd den Kirchenrath vertreten. 


. Die Führung einer Lifte der Gemeindeglieder; ($. 2.) 
. Die Anzeige eingetretener Pfarrvacanzen und Ausführung ber 


diesfalls ergangenen proviforifchen Anordnungen; 


. Die Mitwirfung bei der Belebung des geiftlicdhen Amtes nad) 


Maaßgabe der desfalls beftehenden Berechtigung, fo wie ber 
Vorſchlag zur Ergänzung des Kirchenraths; ($. 7.) 


. die Ernennung der niederen Kirchendiener, foweit nicht dies— 
falls wohl erworbene Rechte beftehen; 
. die Vertretung der Kirchengemeinde in ihren Beziehungen zu 


der Schule; 

die Leitung der kirchlichen Einrichtung für Armen» und Kram 
fenpflege; 

die Vertretung der Gemeinde auf der Kreisſynode. 


ke Gemeinde dagegen wird in ihrer Gefammtheit auch ferner 
wirkſam 


1. bei der Beſetzung des geiſtlichen Amtes nach Maaßgabe der 


2. 


beſtehenden Berechtigung; 
bei der Wahl der Mitglieder des Kirchenrathes 6.7 ‚19 in 
den oben unter Nr. 3. genannten Bällen. 


- 
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% Erläuterung. 


Die Norm, nach welcher die Attribute der Gemeinden zu beftimmen 
Dub, giebt ſich aus dem in der Erläuterung zu $. 1 angebeuteten Prin- 
De von ſelbſt dahin, daß die Gemeinde 
: 4 bie Berwaltung ihrer eigenen Hausangelegenheiten auf ver allgemeis 
uen Grundlage zu führen und 
J2an dem Ordnen der allgemeinen Angelegenheiten ver Kirche durch 
ihre Bertreter Theil zu nehmen hat. 
Sees iR in dem vorſtehenden Paragraph anerkannt. Abfichtlich ift ver⸗ 
ı aiten worden, neue Attribute zu fchaffen, für welche zur Zeit Fein Boden 
1, Anden iſt, insbefondere hat die Kirchenzucht, welche entfchienen ver Theil- 
Fran der Gemeinde nicht entzogen werben darf, und deren bie ſelbſt⸗ 
kaͤndig gewordene Kirche nicht wird entratben Eönnen, Teine Erwäh- 
gefunden, weil fie nur vie Frucht des jet erft zu weckenden Lebens 
fan. Der Paragraph hält ſich darum in allen wefentlichen Punkten 
a5 beſtehende Recht, und nur infofern wird er eine Modifikation zur 
weite haben, ald vie Mepräfentantenmwahlen wegfallen werben, welche nach 
u beſtehenden Geſetzen in beftimmten Fällen erforderlich find. Die Glie- 
"3 Bemeinvefirchenratb3 werden Tünftig ein für allemal als Reprä⸗ 
der Gemeinde gewählt werden, und namentlich wird ihnen auch 
Sertretung der Gemeinde in ven Verhandlungen obliegen, welche bie 
brung der Fünftigen Gefehe über das Patronat und das Schulmefen 
:&efolge haben wird. Hierin Liegt ein nicht gering zu achtender Vor⸗ 
des vorgeſchlagenen Organifation, weil jene wichtigen Angelegenheiten 
Beftrebungen der Parteien im Voraus wenigftend inſoweit entzogen 
als es ſich um die Perfonen der Vertreter handelt. Zmeifelhaft 
war ed, ob nicht, wie nach ver rheinifch= weftphälifchen Kirchenordnung, 
e fogenannte größere Nepräfentation für die endliche Beichlußnahme in 
u auier Nr. 3 erwähnten Faͤllen zu fchaffen fein möchte. Diefes aus ver 
ordnung entlehnte Inftitut hat aber in den Gebieten ver gedachten 
Negenorbnung vielfache Anfechtungen erfahren, und es ift namentlich auch 
ah nicht zu empfehlen, weil ed die Gemeinvewahlen jehr vermehrt und 
her eine Unruhe herbeiführt, vie nicht erfreulich iſt. Deshalb iſt es 
N) 
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gen worben, es vorerft bei dem biäherigeu Rechte beivenven zu laſſen 
u erwarten, ob dad Bebürfniß zu einer anberweiten Einrichtung hin⸗ 
fingen werde. | 


8. 13. 
Den Borfig in dem Gemeinvefirchenrath führt der Pfarrer, 
* mehreren Geiſtlichen der erſte, bei gleicher Berechtigung, der 
e. | 


§. 14. 

Es bleibt dem Gemeinderath überlaflen, unter feine Glieder die 
erwaltung der Gemeindeangelegenheiten angemeflen zu vertheilen. 
o lange das Patronat befteht, verbleibt aber die Vermögensver⸗ 
tung den vom Patronat ernannten Kirchenvorftehern. ($. 6) In 
reinigten Mutter» und Filialgemeinden, welche dem Patronat nicht 
Kerworfen find, wird bie Vermögensverwaltung durch die $. 6 
nannten Mitglieder geführt. 2 
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Erläuterung. 
Die melften neueren Gemeindeordnungen entlchnen aus ber älteren 


Presbyterialverfaſſung der reformirten Kirche die Aemter ver Presbyter und 
Diakonen. Died nachzuahmen ift für bedenklich erachtet worden, theils weil . 
bie gedachten in den öftlichen Provinzen ungewohnten Benennungen leicht 
zu Mißverftändnifien Veranlaſſung geben fünnen, abgejehen davon, daß iht 


Recht von dem Standpunkte der geichichtlichen Forſchung aus bemängelt 
werden Fann, theils weil es offenbar angemefimer ift, ver Bethaͤtigung ber 
indivinuellen Gaben freien Raum zu laflen. Hier das Nöthige anzuregen, 


wird bie Sache der Geiftlichen fein, von deren umfichtiger DBethätigung : 


überhaupt fowohl ver Bortfchritt, als der Erfolg ver Organifution abe 
hängen wird. 
6. 15. 

Die nad) vorftehenden Grundfägen angenommene Orbnung um 
die in Gemäßheit derfelben beftellte Firchliche Gemeindebehoͤrde bleiben 
in Wirkſamkeit, bis die Kirche durch ihre Vertretung eine allgemeine 
Gemeindeorbnung begründet haben wird. 


5. 


DU ad 


Durch den Allerhöchften Erlaß vom 26. Januar v. J. hatten 
des Königs Majeftät und den Auftrag ertheilt, die zur Berwik 
lichung einer felbftftändigen Verfaſſung ver ewangelifchen Kirche as 
forderlihen Maßregeln zu berathen und in Gemeinfhaft mit bem 
Heren Minifter der geiftlichen Angelegenheiten in Antrag zu bein 
gen. Da die Löfung diefer Aufgabe von der definitiven Feftftellung 
der politifchen Verfafiung abhing, konnte unfere viesfalfige Wird 
famfeit fih vorerft nur auf die Sammlung des Materials und We 
fonftigen Vorbereitungen erftredden. Nachdem jedoch die bezeichnee 
Bedingung in der Verfaffungsurfunde vom 31. Sanuar d. 3. ie 
Erfüllung gegangen, find wir ungeläumt jenem Allerhöchſten Auf 
trage näher getreten. Die Ergebniffe der Berathungen, in denen 
wir und die dermaligen Zuſtände der Kirche genau vergegenwärtigt 
und die Fragen, weldhe Schritte von und zu empfehlen fein moͤch⸗ 
ten, mit dem vollen Bewußtiein der und obliegenden Berantwort 
lichkeit erwogen haben, find hierauf von uns in Gemeinfchaft mi 
dem Herrn Minifter unter dem 15. April und 25. Juni d. 3. ©. 
Majeität dem König vorgetragen worden, Allerhöchftweldger venfels 
ben unter dem 29. v. M. die erbeiene Genehmigung zu eriheilen 
geruht haben. Hiermit find die Beftrebungen für die Herſtellunz 


der Selbftftändigfeit der evangeliſchen Kirche in ihe zweites Stadium 


eingetreten. Wir verfennen es nicht, daß es der fchwierigere Theil 
der Aufgabe if, an weldyen nunmehr Hand angelegt werben muß. 
Allein zugleich wollen wir auch daran nicht zweifeln, daß ungenchtel 
der mannichfach getrübten Verhältniſſe der Gegenwart doch ein gäns 
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figer Erfolg zu erreichen fein werbe, wenn die Freunde der Kirche, 
jeder nach feinem Theil, ſich mit und zu gemeinfchaftlicher Wirk: 
famfeit vereinigen. Insbeſondere vertrauen wir feft darauf, daß das 
Königliche Konfiftorium der wichtigen Thätigfeit, welche demſelben 
hierbei zufallen wird, im Hinblid auf die Zufunft der Kirche fich 
gern unterziehen werde. 

Ueber den Standpunkt, welchen wir bei unferen Anträgen an 
bes Könige Majeſtät feftgehalten haben, und über die Mittel, durch 
welche zunächft die Heritellung einer georbneten Gemeindever- 
faffung erſtrebt werben fol, gewährt die Anlage vollftänvigen Aufs 
ſchluß. Um jedoch die Ausführung zu fördern, und die Einficht 
bes, bei derfelben zu beobachtenden Verfahrens zu fihern, haben wir 
ed für angemefjen erachtet, diefelbe mit den folgenden weiteren Er⸗ 
laͤuterungen und Anweifungen zu begleiten. 

Wie das Königliche Konfiftorium erfennen wird, find wir von 
dem Grundgedanken ausgegangen, daß die Aufgabe der Gegenwart 
darin befteht, die Entwicklung der Berfaffung aus der eigenen That 
ver Kirche anzubahnen, und daß es zunächft vor Allem darauf ans 
fommt, die gemeindlichen Verhältniffe unter der unmittelbaren Mit- 
wirkung der Gemeinden fich geftalten zu laſſen. Hierzu mitzuwirken, 
wirb befonders den Geiftlihen obliegen, von denen namentlich dies 
jenigen uns bereitwillig entgegenfommen werben, welche früher in 
zahlreichen dringenden ‘Betitionen die Organifation der Gemeinden 
als das vorerft allein berechtigte Ziel bezeichnet haben, mithin in 
der jetzt einzuleitenden Maßregel nur die Erfüllung ihrer eigenen 
Wunſche finpen. 

Aber auch von denjenigen, welche die Verfafiungsentwidlung 
auf einem andern Wege angebahnt wifien wollten, erwarten wir, 
dag fie uns wilfährig die Hand bieten werben, denn die Erhebung 
dee Kirche zu dem Zuftande der Selbſtſtändigkeit ift unfer Ziel ges 
rade fo fehr als das ihre, und es ift nicht zuläffig, um theoretifche 
Anffaffungen über Mittel und Wege zu rechten, wo die Roth der. 
Zeit einmüthiges Handeln fordert. Wir wünfchen, daß das Koͤnig⸗ 
liche Konſiſtorium den Geiftlichen dies eindringlich in das Gedaäͤcht⸗ 
niß rufen und biefelben daran erinnern möge, daß fie alle ihre Kraft 
einzufeßen haben, damit in der Organifation der Gemeinden ein feit 
langer Zeit ſchon tief empfundenes Beduͤrfniß befriedigt, und zugleich 
den ferneren Schritten für die Verfaffung der Kirche ein fefter Boden 
bereitet werde. Um dieſe Ueberzeugung zu weden und zu befeftigen, 
und die Gemeindeorganiſation in Erfolg verſprechender Weife ans 
wubahnen, veranlafien wir das Königliche Konſiſtorium, fofort den 
Zufammentritt von Konferenzen der Geiftlichen der einzelnen Kirchen» 
freife durch die Superintendenten zu veranlaflen, und dadurch den 
Geiſtlichen zu amtsbruͤderlicher Beſprechung und Verfländigung über 
das von ihnen einzuhaltende Verfahren Gelegenheit zu geben. Zus 
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gleich wird es aber nicht bloß Durch die Lage der Kirche vollfe 
men gerechtfertigt fein, fondern auch zu wefentlicher Förderung 
nen, wenn zu biefen Befprechungen auch aus der Zahl ber Patzm 
und anderer würbiger Gemeindegliever etliche, ein befonveres X: 
trauen und befonderen Einfluß im Kreiſe genießende Männer 

Mitberathung eingeladen werden. Wir geben dem Königlichen S 
fiftorium anheim, biernady die Superintendenten mit Auftrag 

Anweifung zu verfehen, und venfelben hierbei bemerflich zu mae 
daß mit dieſer Maßregel ein fehr wichtiger Theil des Organiſatm̃ 
werfes in ihre Hände gelegt fei, und mithin ein umfichtiges 

auf Ausgleichung etwaiger Gegenfähe berechnetes Verhalten do 3 
von ihnen erwartet werde. Indem wir bemerken, daß viefelber« 
gleich zur Einreichung von Berichten über die Erfolge der gerad 
Konferenzen anzumeifen fein werden, und daß wir unfererfeitd ei 
allgemeinen überfichtlihen Mittheilung von dem Inhalte dieſer 2 
richte entgegenfehen, hoffen wir, daß auf dem bezeichneten Wege ſe 
fhon im Voraus diejenigen Gemeinden erfennen Iaffen werben, d 
denen auf ein bereitwilliges Entgegenfommen gerechnet werben ber 
Diefe werden alddann die geeigneten Anfangspunfte der Organ 
fation bilden. Wo dagegen auf gleiche Willfährigkeit nicht zu red 
nen iſt, wird es zunächſt darauf anfommen, das Intereſſe der Ge 
meinden zu weden und zu beleben. Wir feben voraus, daß W 
Geiftlichen fchon jest Feine Gelegenheit verfäumt haben werden, ihre 
Gemeinden vor Augen zu führen, daß die Roth der Gegenwa 
vorzugsweife Durch die Abwendung von dem Evangelium und dx 
Kirche herbeigeführt worden fei. Irren wir hierin nicht, fo wi 
auch der Anfnüpfungspunft für das, was jeßt zu thun ift, ſchon ve 
felbft gegeben fein. Die Geiftlichen werden den Gemeinden darzulegı 
haben, daß es fich einzig darum handelt, zunächft ſie felbft zu ein 
Pflanzftätte chriftlicher Gefinnung und That zu geftalten, babur 
aber ferner die Kirche in den Stand zu fehen; daß fie mit ernem 
ter Kraft nnd in immer reicherem Maße die Segnungen fpend 
fönne, zu deren Trägerin fie von ihrem göttlichen Heren und Meil 
beftellt worben iſt. Wie diefe Belehrung erfolgen folle, wirb v 
dem Bildungsftande der Gemeinde abhängen. Im Allgemeinen ab 
wird es vorzuziehen fein, wenn die Geiftlichen ſich zunächft an I 
Vorſteher und einzelne einflußreiche und hriftlich gefinnte Gemeint 
gliever wenden, und erfl, wenn von diefem ‘Bunfte aus die Empfän 
lichkeit gewedt worden ift, zu einer amtlichen Belehrung von d 
Kanzel fchreiten. Daß dies überall mit Ernft und Nachbrud g 
fhehen werde, fegen wir zuvewfichtlich voraus, und am wenigf 
befürchten wir, daß es Geiftliche geben könne, welche vor den Schw 
tigfeiten, die im ferneren Verlaufe entftehen Tönnten, zurüdichred 
und unter dem Vorwande einer vermeinten Unmöglichkeit auf d 
Berfuch der Bildung eines georhneten Gemeinweſens Verzicht Leif 
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erhalten folcher Art ift unter jeder Bedingung unzuläffig. 
e anderen Seite wird aber in der geeigneten Weife ange- 
verben müflen, daß es nicht beabfichtigt ſei, zunächſt mit den 
den über die Grundfäge der Organifation zu verhandeln, 
fahren, welches ſich ſchon von dem praftifchen Geſichtspunkte 
3 ein unausführbares darftelt. Vielmehr wird überall der 
: Mahl zu dem Gemeindelirchenrath zugleich auch als ber; 
Art anzufehen fein, durch welchen die Gemeinde auf dem 
der neuen Gemeindeverfaffung rechtögültig Fonftituirt wird. 
im diefem Akte feinen Rechtöbeftand zu fichern, die gefeglichen 
t der Konvofation anzuwenden feien, ift in dem $. 7 ver 
jige ausdrücklich angedeutet, wird aber zur Vermeidung fpä- 
nfechtungen, den Geiftlichen noch befonders in das Gedaͤchtniß 
| werben müflen. Hierbei würden diefelben ferner aufzuforbern 
woͤrderſt über diejenigen Zufäbe zu dem Statut, welche nach 
alen Berhältniffen als nothwendig erfcheinen, namentlich über 
: uns abfichtlich der befonderen Feftfehung vorbehaltenen Ber 
ıgen, über die Zeit der VBerfammlungen der Gemeindebehörde, 
haftsführung ıc. ſich mit den Kirchenvorftehern und anderen 
nswürbigen Gliedern der Gemeinde, beziehentlich den Patro⸗ 
verftändigen, und dieſelben hiernächft fofort in das Statut 
men, nachdem fie die Genehmigung des Superintenventen 
t haben. Dagegen kann das Statut in feinen wefentlichen 
igen nicht der Dispofition der Gemeinden unterworfen wer- 
Shalb jedem Verlangen, weldyes 3. B. den gemeinfamen 
rund der Kirche zu befchränfen, oder das geiftliche Amt aus 
gebührenden Stellung an der Spite der Gemeinden zu 
en, ober eine Kopfwahl einzuführen bezwecken möchte, von 
lichen mit Ernft und Entjchievenheit entgegen getreten wer⸗ 
. Schließlich unterlaffen wir nicht, an dieſer Stelle zu be- 
daß da, wo Gemeindeverfaſſungen bereits beftehen, es bei 
ı zu belaflen fein wird, falls nicht die Gemeinden felbft auf 
ng der neuen Ordnung antragen, und daß nur in den hin 
der vorkommenden Fällen, wo ber kirchliche Organismus 
hlich mit dem politifchen verfchmolzen worden ift, eine felbft- 
Darftelung des Firchlichen Gemeindelebend nach den vor- 
| Grundzügen angeftrebt werden muß. 
e Durchführung der letztern können befonders zwei dem bis⸗ 
Recht angehörenne Verhältniffe, die Eremtionen und das 
I, Schwierigfeiten bereiten, weshalb wir uns über die Weife 
indlung derſelben noch beſonders ausſprechen. Daß zunächft 
itionen mit der Entwickelung eines wahrhaften Gemeinde⸗ 
nvertraͤglich ſeien, und daß ihre Aufhebung mit aller Kraft 
werden müſſe, war uns unbezweifelt. Nach reiflicher Er⸗ 
bei der wir auch die Beſtimmungen ber Verfaſſungsurkunde 
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über die Standesvorrechte zu würdigen nicht unterlaffen haben, ger 
winnen wie jedoch die Meberzeugung, daß unter den gegenwärtigen 
Umftänden ein Tegislatives Einfchreiten, wenn nicht ganz unausführ⸗ 
bar, doch wenigftens fehr bevenflich fei. Es blieb deshalb Fein an 
derer Ausweg übrig, als vorläufig bei der Organifation der Ge 
meinden jenes SPrivilegium ganz außer Frage zu laffen, und zu 
erwarten, in welchem Umfange dafjelbe von den Berechtigten werde 
geltend gemacht werden. Eben deshalb werden die Lebteren aud 
bei der Bildung der Gemeindeverfaffung heranzuziehen und au be 
theiligen fein, fo lange fie nicht auf ihr zweifelhaftes und im jedem 
Tal feinem Ende entgegengehendes Vorrecht fich berufen. Dagegen 
wird, fo weit die Verhältniffe fich jet überfehen laſſen, das Patro⸗ 


nat, ungeachtet der in der Verfaffungsurfunde enthaltenen Beftim 


mung, vielfältig fortbeftehen, da die Bedingung der Aufhebung deſſel⸗ 
ben fchlechterdings die geficherte Mebernahme der Laften Seitens ver 
Gemeinde fein wird. Iſt aber dies der Fall, fo ergiebt fich bie 
dringende Aufgabe, das Patronat, das im Laufe der Zeit fo oft 
einen weltlichen Charakter angenommen hat, wieder auf den kirch⸗ 
lichen Boden zu verfeben. Befonders deshalb haben wir es nidt 
für angemefjen gehalten, die von dem Patronat ernannten Kirchen 
vorfteher und die Kirchenräthe der neuen. Organilation neben ein 
ander beftehen zu Taflen, ein Verhältniß, das auch außerdem and 
praftifchen Gründen, wegen der in ihm liegenden Gefahr fteter Res 
bungen und Zerwürfniffe, nicht zu empfehlen gewefen fein würde. 
Hieraus ergaben fi) die in den Orundzügen enthaltenen Beftim 


mungen von ſelbſt. Es bleibt indeſſen unbedingt zu wünfchen, daß, : 


wo es nur irgend möglich, fofort diejenige Einrichtung getroffen 
werde, welche den Kirchenräthen den entfprechenden Einfluß auf die 
Bermögensverwaltung fichert. Es wird deshalb von den Superin 
tendenten der Verſuch zu machen fein (und hierzu werben ihnen hof 
fentlich fchon die angeordneten Konferenzen einige Gelegenheit bieten), 
ob nicht kirchlich gefinnte Patrone ihrerfeits die Bildung der Ge⸗ 
meinveverfaffung durch einen Verzicht auf die Ernennung der Bor 
fteher zu fördern geneigt fein möchten, wogegen ihnen die ausbrüd 
liche Gegenverficherung zu ertheilen fein wird, daß ihren wohlerwor⸗ 
benen Rechten nicht zu nahe getreten, und namentlich ihnen bie 
Befugniß nicht entzogen werben folle, theild von der Tauglichkeit der 
für die Vermögensverwwaltung zu beſtimmenden Mitglieder des Kir 
chenrathes ſich zu überzeugen und betreffenden Falles ihr Veto ein 
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zulegen, theild die Verwaltung des Vermögens auch ferner zu üben . 


wachen. Eben fo wenig kann durch die gegenwärtige Organifatios 


das Vokationsrecht irgendwie alterirt werden. Sollten aber einzelne - 


Patrone ſich bereit finden laflen, die Hand zu einer Einrichtung 1 
bieten, weldye beffer, als das bisherige Recht, den Frieden und bie 
gebeihliche Entwidelung fichert, fo wird auch in dieſer Bezichum 
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bas Nöthige dem Statut einzuverleiben fein. Wo Dagegen eine ver- 
änerte Einrichtung in Betreff der Vermögensverwaltung nicht zu 
eryelen ift, erfcheint e8 als angemeflen, daß ſtets mindeftens eben 
fo viele andere Gemeinveglieber in den Kirchenrath gewählt werden, 
a von dem Batronat ernannte Vorfteher vorhanden find, ein Grunb- 
* wie ber beſonderen Beachtung des Königlichen Konſiſtorii 
en. 
+. Ueber die Rückſichten, welche bei dem Vorſchlage der Mitglie⸗ 
ver des Kirchenraths von den Geiftlichen zu nehmen fein werben, 
‚Ma ten wir und näherer Andeutungen um fo mehr, als ſchon in 
dr Lebenslage der Kirche ſelbſt die allerbringenpfte Aufforderung 
‚BR verſichtigem und befonnenem Berhalten liegt. Wir überlafien es 
im Königlichen Konſiſtorium, nach diefer Richtung hin den Geift- 
Men die entiprechenden Erinnerungen zu ertheilen, und dieſelben 
We die große DVerantwortlichkeit aufmerkfam zu machen, weldyer fie 
Wußgeieht fein würden, „wenn durch ihre Schuld irgendwo ben Fein- 
ben des Evangeliums oder den Verächtern des Sakraments der Zu- 

u der Gemeindeleitung eröffnet werben follte.” 

Richt minder bebarf es nicht noch einer befonveren Andeutung 
er, daß das Königliche Konftftorium felbft, bei der im 6.7 
ver Grundzüge erwähnten Delegation ganz befondere Borficht an- 
Menden, und namentlich den Auftrag nur an foldye PBerfonen zu 
Men haben wird, welche mit den Derhältnifien der betreffenven 
einden genau befannt find. Wir haben beſonders die evangeli- 
Landraͤthe, als Glieder der Kirche, im Auge gehabt, und geben 
dem Königlichen Konftftorium zu näherer Erwägung anheim. 
- Eine nicht geringe Garantie gegen das Eindringen unreiner 
ente wird darin liegen, daß die Wahlen in würbiger, Firchlicher 
vollzogen werben. Hierüber enthalten die Grundzüge nur bie 
eine prinzipielle Beitimmung, während es dem Königlichen 
forium obliegen wird, die Geiftlichen mit näherer Inftruftion 
verſehen, weldye einerfeitö die Einheit in den wefentlichen Punkten 
t und andererfeitS der individuellen Bewegung und der Berüd- 
gung der befonderen Stimmungen und Verhältniffe Raum Täßt. 
" Ms eine außerordentlidhe Schugwehr gegen Störungen und 
“ eine Leichtfertige Behandlung des wichtigen kirchlichen Wahl- 













ft6 wird es nothwendig fein, daß die Kirche, wie dies bei dem 

eödienfte überhaupt Vorfchrift ift, gleich bei dem Beginn der 
wRahl vorangehenden gottesbienftlichen Handlung gefchloflen, und 
MR nad) Beendigung der Wahl und des Schlußgebets wieder geöff- 
A wird, dergeftalt diejenigen Gemeinbegliever, die es verſäumen, 
$ mit ihren Gemeindegenoffen auf den Tirchlichen Wahlakt durch 
bet und Gottesdienſt gemeinfam vorzubereiten, auch an der Wahl 
bſt nicht Theil nehmen Eönnen. Ebenfo wird das Königliche Kon⸗ 
erium in Betreff der Verpflichtung der gewählten Mitgliever den 
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Geiftlihen das Nähere zu eröffnen haben. Wir Tegen auf biefe 
Verpflichtung ganz befonderen Werth und wünfchen deshalb drin⸗ 
gend, daß in der zu ertheilenven viesfallfigen Anweifung die Ber 
deutung des von den Mitgliedern übernommenen Dienftes mit 
Nachdruck betont werden möge. Endlich unterlaffen wir nicht zu 
bemerken, daß den Pfarrern obliegen wird, von der erfolgten Wahl, 
unter Beifügung einer Abjchrift des Statuts, dem Superintendenten 
Anzeige zu machen, welcher, falls er gegen das lebtere "nichts zu 
erinnern findet, fowohl das Königliche Konftftorium als die König: 
liche Regierung in nähere Kenntniß zu feben haben wird, zu wel 
chem Zwede wir die Anordnung periopifcher Kollektioberichte em 
pfehlen. Dagegen wird die definitive Prüfung der Wahl und der 
einzelnen 2ofalftatuten den Kreisionoden zu überlaffen fein, über 
deren Berufung feiner Zeit das Nöthige ergehen wird. 

Aus dem Vorſtehenden ergiebt fi), daß den Superintendenten 
bei der Begründung der Gemeinveverfafjung eine vielfeitige wichtige 
Betheiligung zugemeffen fein wird. Zwar zweifeln wir nicht daran, 
daß diefelben gern zu dem guten Werke, welches zugleich ihre eigene 
Stellung zu den Geiftlihen und Gemeinden ihres Kreifes wefentlid 
zu heben geeignet ift, gern die Hände reichen werben. Zugleich ver . 
fennen wir es aber nicht, daß es Fülle geben wird, wo der Ein - 
zelne über fein DBermögen in Anfpruch genommen werden würde ' 
Um bier im Voraus Abhülfe zu leiften, wird das Königliche Kom 
fiftorium geeignete Kommiffarien aus der Pfarrgeiftlichfeit zu ernen 
nen haben, weldye mit dem Superintendenten und unter deffen Ober ' 
leitung ver perfönlichen Einwirfung auf das Drganifationswerf ' 
erforderlichen Falls fich unterziehen können. Daß es angemeſſen 
fein werde, vor der Ernennung diefer Kommifjarien die Vorfchläge ' 
und Wünfche der Superintendenten zu vernehmen, verfteht fich zwar ' 
von felbft, indeſſen wollen wir der freien Entfchließung des König ' 
lihen Konfiftorii und dee Erwägung der individuellen Beziehungen 
durch dieſe Andeutung nicht vorgegriffen haben, wie wir denn über 
haupt nicht gemeint find, durch die gegenwärtige Inſtruktion einzel . 
nen, auf die provinzielle Eigenthümlichfeit und die erceptionellen Der 
hältnifje der größeren Städte, oder einzelnen Landestheilen gegrün 
deten Modifikationen, zu denen fi das Königliche Konfiftorium im 
Snterefie des Fortganges der Organifation veranlaßt fehen möchte, 
den Weg zu verfchließen. 

Das Königliche Konfiftorium wird mit Benutzung der im Vor 
ftehenden gegebenen Andeutungen und Gefichtspunfte nunmehr die 
Superintendenten feines Bereichs mit ausführlicher Inftruftion zur 
Durchführung der neuen Gemeindeordnung zu verfehen haben, und 
veranlafien wir daſſelbe, uns eine Abfchrift dieſer Inſtruktion bal⸗ 
digſt einzureichen, wogegen wir uns theils über die Beftreitung ber 
aus Anlaß der Organifatlon entftehenden Koften eine Mittheilung, 
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theils in Betreff der an uns zu erftattenden Berichte über die Er⸗ 
folge der gegenwärtigen Anordnung eine Anweifung vorbehalten. 

Somit legen wir die Angelegenheit mit ihren Sorgen, aber 
auch mit ihren Hoffnungen, vertrauensvoll in die Hände des König- 
lihen Konftftorii_ indem wir Gott bitten, daß er das begonnene 
Werk gnädig fchügen, und es zum fichern Grunde des Ausbaues 
ver Kirche feined Sohnes unferes Herrn und Heilandes Jeſu Chrifti 
dienen laſſen möge. 

Berlin, den 2. Zuli 1850. 


Miniſterium der geifllichen Angelegenheiten, Abtheilung für Die 
inneren evangelifchen Rirchenfachen. 
v. Uechtritz. 


An die Königlichen Konſiſtorien 
der öftlichen Provinzen. 


6. 


ut 


Auf den Bericht vom 13. d. M. eröffnen wir dem Königlichen 
Konfiftorium Hierdurch, daß wir, von dem Grundfage ausgehend, 
den PBrovinzialfirchenbehörben bei der Einführung der von Sr. Ma⸗ 
jeät dem Könige genehmigten Grundzüge einer evangelifchen Ge- 
meindeordnung die Freiheit felbftftändigen Ermefiens, foweit es bie 
Erreichung des ihnen allen gemeinfamen Zieles irgend geftattet, nicht 
zu verfchränfen, unfererfeits nichts Dagegen zu erinnern finden, wenn 
das Königliche Konfiftorium zuvoörderſt nur Die Superintendenten zur 
Abhaltung der angeordneten vorbereitenden Konferenzen aufzufordern 
beabfichtigt, die ausführlichere Anftruftion über das Verfahren in 
den einzelnen Gemeinden aber bis nad) Eingang der von den Super; 
intendenten über das Ergebniß dieſer Konferenzen zu erftattenden 
Berichte vorzubehalten wünfcht. 

Was die fernere Frage anlangt, ob es den einzelnen Gemeinden 
geflattet fein werde, fidy der neuen Organifation ganz zu entziehen, 
jo bemerken wir darüber Folgendes. | 

Wir find von der Anficht ausgegangen, daß das Bebürfniß 
einer kirchlichen Gemeindeorganifation ein allgemeines, für alle 
esangelifchen Gemeinden gleichmäßiges fei. Unfere Abficht und unfer 
Streben ift daher dahin gerichtet, für alle Gemeinden eine ſolche 
kirchliche DOrganifation zu Stande zu bringen, und wir haben zu 
biefem Ende nad) unferer beften Einficht und beftem Gewiſſen einen 
Blan aufgeftellt, den wir, vorbehaltlich der durch Iofale und indis 
viduelle DVerhältnifie bedingten Modififationen und Zufäße, für alle 
Gemeinden in den öſtlichen Brovinzen für anwendbar, und für fähig 
erachten, der weiteren Entwidelung eines gefunden Firchlichen Lebens 
in den Gemeinden als Etüge zu dienen. Wir haben und aber 
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dabei nicht verhehlt, daß bei der praftifchen Ausführung dieſes Plans 
in einigen Gemeinden bereitö beftehende, altbewährte Firchliche Ein 
richtungen fich vorfinden werden, von denen die Gemeinden loszu⸗ 
reißen weber ein Bebürfniß, noch rathfam fein würde; in anderen 
Gemeinden aber Anſichten und Meinungen, oder auch wohl Par 
teiungen und Spaltungen und entgegentreten dürften, welche bie 
Ausführung des DOrganifationsplanes erfchweren, und felbft auf 
längere oder fürzere Dauer unmöglich machen Fönnten. 

Deshalb haben wir zunächft den Grundſatz aufgeftellt, daß die 
neue Gemeindeorbnung denjenigen Gemeinden nicht aufgedrängt 
werden fol, welche fich bereitö einer in anerfannter Geltung ftehen 
den kirchlichen Gemeindeordnung erfreuen. Dahin gehören bei- 
fpielsweife die franzöftfch -reformirten Gemeinden in den Provinzen 
Brandenburg, Pommern und Sachſen, denen daher auch, auf ihr 
Anfuchen, bereits Die beftimmte Zuficherung gegeben worden ift, fie _ 
bei ihrer herkömmlichen Gemeindeordnung zu belaflen. . Aehnlide 
Einrichtungen und rechtlich begründete Firchliche Gemeindeverfaffungen _ 
werden ſich auch in amderen Provinzen bei einzelnen Gemeinden “ 
finden. Wir rechnen aber in die Zahl foldyer Gemeindeverfaffungen ' 
nicht diejenigen Gemeindeeinrichtungen, welche nicht auf einer Glie ! 
derung der kirch lichen Gemeinde beruhen, fondern in einer Vermen 
gung der Firchlichen und der politifchen Gemeinde ihren Grund haben, " 
und bie Vorfleher und Vertreter der Kirchengemeinde nicht aus diefer, ! 
als foldye, fondern aus den politifchen Körperfchaften wie 3. B. aus " 
den Magifträten, Stabtverordnetenverfammlungen, Gewerfen 1. f. w. 
hervorgehen Tafien. Eine derartige Vermengung verfchievenartige ! 
Elemente ift nad) den Grundſätzen der Verfaſſungsurkunde fernerii 1 
nicht mehr zuläſſig. Eben fo wenig rechnen wir dahin biejenigen " 
Gemeindeverfaffungen, welche innerhalb der Testen Jahre, ohne Ge⸗ 
nehmigung und Anerkennung der kirchlichen Behörden, bie und da 
in felbftberechtigter Weife fich gebildet haben. Auch diefe Gemeinde 
verfafiungen haben feinen Anſpruch auf fortgefegten Beſtand. 

Es wird daher, mit Ausnahme derjenigen, verhältnigmäßig wenig ° 
zahlreichen Gemeinden, welche. bereits eine anerfannte Firchlide - 
Gemeindeorbnung befigen, und von denen es befannt ift, ober mit 
Gicherheit voransgefegt werden kann, daß fie bei derſelben zu ver 
bleiben wünſchen, an alle evangelifche Gemeinden in den öſtlichen 
Provinzen durch die Superintendenten die Aufforderung gelangen " 
müffen, zur Bildung eines Gemeindekirchenraths nad) Maßgabe ber 
ihnen mitzutheilenden Grundzüge zu fchreiten, und werben demnädt ! 
durch die Geiftlichen der Gemeinde die Einleitungen zur Aufftelung 4 
der Borfchlagslifte, Konvokation der Gemeinde und Abhaltung dei 1 
Wahlaktes zu treffen fein. 1 

In denjenigen Gemeinden nun, in welchen auf dieſe Auffor 1 
derung Fein Widerſpruch fich erhebt — und wir hoffen, daß bie 
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die überwiegende Zahl fein wird — wird demnähft die Wahl und 
bie Einſetzung des Gemeindefirchenraths ohne Anftand erfolgen, 

Erheben ſich in andern Gemeinden Einwendungen und Bedenken, 
fo wirb das weitere Verfahren nach dem Inhalt und dem Gewicht 
diefee Einwendungen fich beftimmen. 

Sind diefe Einwendungen und Bedenken beifpielöweife von der 
Art, daß venfelben durch Aufnahme eines entiprechenden Zuſatzes 
in den Lofalgemeindeftatuten eine Befriedigung gewährt werben kann, 
fo bleibt es dem. gewiflenhaften Ermeflen des Geiftlihen und des 
Superintendenten und in höherer Inſtanz des Konfiftoriums, - über: 
laſſen, durch Genehmigung eines ſolchen Zuſatzes einem jeden in fidh 
berechtigten Verlangen in der Gemeinde, Anerfennung zu gewähren, 
und die Organifation der Gemeinde felbft dadurch zu fördern. 

Erfcheinen die Einwendungen dagegen unzuläfftg, und mit den 
allgemeinen Grundzügen ber Gemeindeordnung oder mit vem Rechte- 
beſtande der evangeliſchen Kirche überhaupt, oder der einzelnen Ges 
meinde unvereinbar, jo wird das Königliche Konfiftorium dieſelben 
zurückzuweiſen haben, gleichzeitig aber der Regel nad) mit der Bes 
rufung der Wahlverfammlung vorfchreiten, und die Bildung des 
Gemeindefirchenrathe nad) Maßgabe der Grundzüge anorbnen. 

Sollte aber endlich in einer Gemeinde ſich ein fo umfaflender 
Widerſtand gegen die neue Gemeindeorbnung ergeben, daß das 
Koͤnigliche Konfiftorium nach Erſchöpfung aller Mittel befonnener 
Berftändigung im Wege fchriftliher und mündlicher Belehrung, die 
Bildung eined Gemeindefirchenraths für jegt als unausführbar er 
fennen müßte, fo wird jedenfalls von der Anwendung Außerlicher 
Iwangsmittel Abftand zu nehmen fein; die Gemeinde wird in ihren 
bisherigen Verhältniffen vorläufig verbleiben, und die Regulirung 
ihree Beziehungen zur Geſammtkirche fünftiger Erwägung vorbehalten 
bleiben. Das Konfiftorium Hat aber in ſolchem alle auch nicht 
zu dulden, daß eine foldje Gemeinde ſich auf einer, von den Grund⸗ 
zügen prinzipiell verſchiedenen Grundlage eigenmächtig organifire, 
und einem jeden etwanigen Verſuche der Art mit Entfchiedenheit 
enigegenzutreien. 

Wir hoffen, daß dieſe Grundfäge dem Königlichen Konfiftorium 
einen einfachen und fihern Anhalt feines Verfahrens bieten werben. 
Zunächſt kommt es darauf an, die neue Gemeindeordnung in den⸗ 
jenigen Gemeinden, welche fich derfelben willig zeigen, ohne Verzug 
in das Leben zu führen; gleichzeitig aber auch denjenigen Geiftlichen 
and Gemeinden gegenüber, bei denen noch Zweifel und Bedenken 
obwalten, ven Weg gütlicher Ermahnung und Belehrung zu pflegen, 
und fchließlich zu erwarten, wo und in welchen Gemeinden die Einfüh- 
rung der neuen Gemeindeordnung mit den oben angegebenen Mitteln 
nicht zu erwirfen fein wird. 

Es yerfteht ſich von felbfl, daß das hier Gefagte nur zur Bes 
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nusung für das Verfahren des Königlichen Konfiftoriums, nicht zu 
einer allgemeinen Berdffentlichung geeignet ift, und daß daher das 
Königlihe Konftftorium in feinen poſitiven Anordnungen überall 
von der Zuverſicht ausgehe, daß Die neue Gemeindeordnung allge 
. meinen Eingang finden werde. 

Berlin, den 22. Zuli 1850. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An das Königliche Konfliflorium zu Breslau. 


7. 

Das Königliche Konſiſtorium bat uns unter dem 9. und 20. v. 
M. zwei Vorftelungen berichtlich eingereicht, in denen die Geiftlichen 
der Synoden Cammin und Wollin ſich über den erften Paragraphen 
des Gemeinbeftatutes ausgefprochen, und verfchiedene auf Sicherung 
des Tutherifhen Belenntniffes gerichtete Anträge geftellt Haben. 
Hierauf eröffnen wir demſelben Folgendes. 

Der gedachte Paragraph des Gemeindeftatutes Hat im Allge: 
meinen den Zwed, den Gemeinden ihren Zufammenhang mit der 
evangeliihen Kirche nicht nur in Preußen, fondern überhaupt zum 
Bewußtfein zu bringen. Zugleich fol derſelbe das Gebiet der evan- 
gelifchen Kirche gegen diejenigen in der neuern Zeit hervorgetretenen 
Richtungen abgrenzen, welche, obſchon fie fich von dem pofttiven 
Grunde Tosgefagt haben, dennoch in finnverwirrender Weife ihre 
Zugehörigfeit zu der evangelifchen Kirche behaupten. Dagegen hat 
er nicht entfernt beabfichtigt, den SKonfeffionsftand der einzelnen Ge 
meinden zu berühren oder gar aufzulöfen, und wenn in ihm wirklich 
eine ſolche Abficht gefunden worben fein ſollte, fo könnte dies nur 
als die Frucht eines Irrthums angefehen werden, von welchem das 
beftehende Recht, nad) dem auch das Kirchenregiment das Bekenntniß 
nicht antaften darf, die wiederholt ergangenen bündigen Erlaffe der 
Kirchenbehörden, endlich die ausprüdliche Erklärung, daß das Ge: 
meindeſtatut ſich lediglich an das Beftehende anfnüpfe, hätte abhalten 
fönnen und follen. Einer erneuerten Garantie der Rechtsbeſtändigkeit 
des Tutherifchen Befenntniffes, wie dieſelbe in der Vorftelung der 
Synode Cammin verlangt wird, bedarf es hiernach unferfeits nicht, 
vielmehr können wir Dies Anliegen, weil es fichtbar nur die Frucht 
bed Mißtrauens ift, nur beflagen. Hiernächft haben beide Synoden 
die Sicherftellung des Iutherifchen Charakters der Gemeinden durch 
‚eine fpeziele Aufführung der Bekenniniſſe in dem Statut als noth- 
wendig bezeichnet. Auch diefes Verlangen findet in Dem, was fo 
eben bemerkt worden iſt, ſchon feine Beurtheilung, und wir würden 
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baffelbe ohne Weiteres als erledigt betrachten, wenn wir nicht uns 
fererfeitö von dem Wunfche durchdrungen wären, die Zweifel, welche 
gegen die offen, bündig und ohne Rüdhalt gegebenen Verficherungen 
immer und immer wieder hervortreten, zu befeitigen, und die Umftände, 
welche durch fie dem Fortgange eines in der beften und wohlmol- 
lendſten Abſicht eingeleiteten Werfes bereitet worden find, zu heben. 
Dies kann indeſſen zunächft nicht fo gefchehen, daß die Entſcheidung 
barüber, ob und welche Bekenntniſſe ſpeziell zu nennen feien, in das 
Ermefjen der einzelnen Baftoren geftellt wird, weil dadurch den 
legteren eine Stellung gegenüber den Gemeinden eingeräumt werben 
würde, welche mit einem auch in Pommern geltenden Grundſatze 
bes evangelifchen Kirchenrechts nicht in Einklang zu bringen fein 
bürfte. Eben fo wenig aber erfcheint es als zuläffig, die Beant⸗ 
wortung der gedachten Frage von den Gemeinden zu fordern, ein 
Verlangen, für deſſen Folgen bei dem dermaligen Bildungsftande 
ber Gemeinden eine befonnene Kirchenbehörde niemals die Verant: 
wortung zu übernehmen im Stande fein würde. Bei diefer Lage 
der Sache wird alfo, wenn wirflih eine beruhigende Maßregel 
erforderlich ift, nach den pofitiven Anhaltepunften gefucht werben 
müffen, an welche eine nähere Beftimmung im Statut ſich anfnüpfen 
fann, ohne die vorerwähnten Nachtheile im Gefolge zu haben. Solche 
Zhatfachen find denn auch wirklich vorhanden. Nach den Beftim- . 
mungen der Agende find bei der Ordination „wie herkömmlich“ 
die Befenntniffe zu nennen, und es pflegt demgemäß in Pommern 
bie Augsburgiſche Konfeffion befonders hervorgehoben zu werben. 
Außerdem find bis jest in den Vokationen häufig fpezielle Befennt- 
niffe als Die Normen der Lehre bezeichnet worden. Es unterliegt 
feinem Bedenken, daß, wo das letztere Hefchehen ift, auch dem $. 1 
des Gemeindeftatutes eine entfprechende Faſſung gegeben, beziehent- 
ih im Allgemeinen die bei der Orbination in der dortigen Provinz 
gebräuchliche Formel, mit der auch die petitionirenden Paftoren wahrs 
ſcheinlich ſaͤmmtlich ordinirt worden find, gewählt werde, ein Ver⸗ 
fahren, welches ſich beſonders auch deshalb empfiehlt, weil es keinerlei 
Widerſpruche ausgeſetzt ſein kann, da es nur der Ausdruck des 
beſtehenden Rechtes ſein wird. Hiernach wolle das Königliche 
Konfiſtorium die Synoden verſtändigen und beruhigen, wozu wir 
aus naheliegenden Gründen den Weg mündlicher Beiprechung mit 
den betreffenden Superintendenten empfehlen. Auf die von der 
Synode Eammin in Betreff unferer eigenen Stellung ausgefprochenen 
Wünfche uns zu äußern, werden wir fpäter anderweite Gelegenheit 
haben, weshalb wir uns jeßt mit der Bemerkung begnügen, daß 
die dermalige Abgränzung des Reſſorts eine vorübergehende ift und 
fein fol, und daß eine entiprechendere Geftaltung um fo fchneller 
eintreten wird, je bereitwilliger die Geiftlichen unferen auf die Her⸗ 
ſtellung eines ſelbſtſtaͤndigen Organismus der Kirche gerichteten "g 
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ftrebungen die Hand bieten. Indem wir pas Königliche Konfiftorium 
veranlafien, auch dies der Synode, beziehentlih dem Superinten; 
denten, fund zu geben, benugen wir fchließlich die gegenwärtige Ge⸗ 
legenheit noch zu folgender Eröffnung. 

Seit dem Erlaß der Allerhöchſten Drbre vom 28. Suni d. 9. 
haben uns mehrfach Synoden umd einzelne Beiftlidhe Anfragen und 
Bedenken in Betreff der einzuleitenden Drganifation der Gemeinden 
unmittelbar zur Entfcheidung vorgelegt. Diefes Verfahren ift nicht 
nur Beranlaffung zu einer außerorventlichen Vermehrung der Gr 
ſchäfte, ſondern es ift zugleich auch geeignet, den allgemeinen Weber 
blid über den Fortgang der Organifation zu hindern, und die Ein 
heit der Entfcheidungen zu geführben. Wir finden uns Deshalb ver 
anlaßt wiederholt auszufprechen, daß fümmtliche Neußerungen ber 
Synoden zunächft bei dem Königlichen Konfiftorium einzureichen und 
Herſt von dieſem in einem allgemeinen Berichte zu unferer Kenninif 
zu bringen find. Wir werden deshalb Fünftig alle bei ung unmit 
telbar eingehende Aeußerungen dem Königlichen Konftftgrium Tedig- 
lich zur Aufnahme in den gevachten Bericht überweifen, wovon baffelbe 
bie Superintendenten und durch dieſe die Geiftlichen eines Bezirkes 
in Kenntniß feßen wolle. 

Berlin, den 14. Dftober 1850. 


Evangeliſcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An das Königliche Konfiſtorium zu Stettin. 


8. 


— 


Seit wir die Königlichen Konſiſtorien mit Inſtruktion über bie 
Behufs der Einführung der kirchlichen Gemeindeordnung einzulei: 
tenden Maßregeln verfehben haben, find und von der Mehrzahl ver: 
felben die Anweiſungen eingereicht worden, weldye in Betreff ver 
angeorbnneten Konferenzen an bie Königlichen Superintenventen er: 
laſſen worden find. Dagegen ift anderwärts bis jebt felbft dieſer 
erfte vorbereitende Schritt noch nicht gefchehen. Die Verzögerung, 
welche hierdurch die Organifation der Gemeinden erleidet, ift an 
und für fich ſchon unerfreulih. Sie wird aber unter den gegen 
wärtigen Umftänden dadurch doppelt empfindlich, daß fie dem fchon 
mehrfach hervorgetretenen, eben fo unbegründeten als verberblichen 
Verdachte, als ob es den Beftrebungen für die Fortbildung der 
Verfaſſung an Wahrhaftigkeit und Aufrichtigfeit mangle, Nahrung 
und fcheinbare Berechtigung giebt. Wir erwarten daher, daß da, 
wo bisher noch nicht vorgefchritten worden ift, den erforberlichen 
Einleitungen nicht länger Anftand gegeben werbe, indem wir auf 
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den in der Allerhöchften Orbre vom 28. Juni d. J. ausgefprochenen 
Befehl des erhabenen Schub» und Scirmherrn der Kirche ver- 
weifen. Diejenigen Königlichen Konfiftorien aber, von denen das 
Organifationsgefchäft eingeleitet worden ift, veranlafien wir, binnen 
drei Wochen zu berichten, ob und in welchen Diözefen die angeord⸗ 
neten Konferenzen bereits abgehalten worden feien, womit wir eine 
vorläufige Mittheilung der bis jebt vorliegenden Refultate verbunden 
u fehen wünſchen. Hieran knüpfen wir ferner bie folgende Exöff- 
nung. Wir haben und vom Anfang an nicht darüber getäufcht, 
daß die Organifation der Gemeinden theild Widerſpruch, theils wenig- 
ſtens nicht das wünfchenswerthe Entgegenfommen finden werde. Da 
gegen konnten wir auf der anderen Seite auch vielfältiger Zuftimmung 
um fo mehr gewiß fein, als gerade die Gemeinbeorganifation in einer 
großen Anzahl von Vorftellungen und Proteften als die zunächſt zu 
löfende Aufgabe bezeichnet worden war. Diefe Hoffnung ift denn auch 
in Erfüllung gegangen, wie wir aus den uns vorliegenden Dank: 
abrefien zu unferer Genugthuung erfchen. Wir dürfen hiernad) an- 
nehmen, daß ed nirgends an Punkten fehlen wirb, an denen bie 
Drganifation mit Erfolg in Angriff genommen werben Tann, und 
veranlaſſen mithin die Königlichen Konfiflorien, dort wo die Stimmung 
des Geiftlihen und der Gemeindeglieder auf einen günfligen Erfolg 
mit Sicherheit zu rechnen geftattet, die Einführung der Gemeinde: 
ordnung ſchon jegt anzuordnen. Dies wünfchen wir felbft für den 
Fall, daß die Zahl foldyer Gemeinden nur gering fein folte, weil 
es vor Allem darauf anfommt, den erflen Schritt zu thun, und den 
praftifchen Beweis zu führen, daß nicht überall in der Gemeinde: 
ordnung eine Gefährdung des Belenniniffes oder eine Verletzung 
der evangelifchen Freiheit gefunden werde, wie dies von einfeitigen 
Etandpunften aus mehrfach gefchehen if. Das Meifte wird hierbei 
von der Einficht und befonnenen Mitwirfung tüchtiger Superinten- 
benten abhängen, an weldye daher die geeigneten Anweifungen zu 
richten fein werben. 

Schließlich fordern wir die Königlichen Konfiftorien nochmals 
dringend auf, der Organifation der Gemeinden Ihren ganzen Eifer 
und Shre volle Sorgfalt zuguwenden. Die Ecjwierigfeiten, welche 
biefem Werke entgegenftehen, und täglich von Neuem bereitet werben, 
verfennen wir nicht. Wir hoffen aber, daß dem reblichen herzlichen 
Willen der Erfolg auch hier von dem Herrn der Kirche nicht werbe 
verfagt werben. 

Berlin, ven 17. Oftober 1850. 

Evangelifher Oberkirchenrath. 
v. Uechtritz. 


An die Königlichen Konfifiorien der 
öffien Provinzen. 
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9. 

Ew. Hochehrwürden haben uns unter dem 8. d. M. im Auf 
trage einer Konferenz von Unionsfreunden Pommerns, Sachfeng, 
Schleſiens und der Mark Brandenburg eine Vorftellung überreicht, 
in welcher Sie unter Bezugnahme auf eine beigefügte ausführliche 
Denkſchrift die jüngften Anordnungen Sr. Majeftät des Königs auf 
dem Gebiete der Kirchenverfaſſung, und fomit unfere eigene Stellung 
für unberechtigt erflären, und zur Abwehr ver nach Ihrer Anficht 
bedrohten Freiheit der Kirche auf die Entſcheidung ber „verfaſſungs⸗ 
mäßigen Gewalten“ provoziren, fchließlich aber bitten, Daß wir ent 
weder die gedachte Denkfchrift prüfen und aus der Schrift und der 
Gefchichte der evangelifchen Kirche widerlegen, oder aber es dahin 
fommen lafien möchten, daß die Kirche ſich duch Maͤnner ihres 
Vertrauens über das, was ihr Noth thut, verfläindigen und ent 
fchließen Fönne, 

Hierauf eröffnen wir ihnen, daß wir, obwohl wir eine Prüfung 
unferes Standpunftes aus der Schrift und Gefchichte nicht fcheuen, 
dennoch die von Ihnen begehrte Debatte über die in ihrer Denk 
Schrift entwicelten Theorien lediglich der Wiſſenſchaft in Firchlichen 
Dingen zu überlafien haben. Wohl aber wollen wir nicht anftehen, 
Ihnen unferen Standpunkt nochmals mit Klarheit und Beftimmtheit 
fund zu geben. Demgemäß ertheilen wir Ihnen die Verficherung, daß 
es unfer heißefter Wunfch ift, e8 möge die evangelifche Kirche des Bas 
terlandes fich zu einem frifchen und felbfiftändigen Leben auf dem 
Grunde, der da gelegt ift, und außerhalb deſſen Feiner ift, entfalten. So 
heiß aber wie dieſer Wunfch, fo feſt ift unfere Ueberzeugung, daß 
die Kirche nicht in ihrem gegenwärtigen Nechtsbeftande vernichtet 
werben dürfe, um ihr alddann zu neuem, befieren Leben zu verhelfen. 
Wir können uns alfo nicht die Meinung aneignen, nad) welcher bie 
ganze vreihundertjährige Gefchichte der evangelifchen Kirche in Preußen 
in der Berfaffunsurfunde vom 31. Sanuar 1850 abgefchloffen fein 
fol, vielmehr halten wir dafür, daß eine folche Einwirkung auszuüben 
die Berfaffung weder beftimmt noch befugt gewefen fei. Aus dieſem 
Grunde müflen wir uns auch gegen ven Gedanfen einer fonftituiren: 
den Generalfynode nochmals und mit aller der Beftimmtheit, welche 
die in redlicher Prüfung gewonnene Ueberzeugung gewährt, erflären. 
Wir haben unfererfeits die bitteren Früchte eines foldhen Verfuches 
auf dem Boden des Staates noch in zu frifchem Gebädhtniffe, ale 
daß wir es über und gewinnen Fünnten, die Wiederholung deffelben 
auf dem Gebiete der Kirche zu empfehlen. Wenn wir alfo hierzu 
um der Kirche und unferes Gewiſſens willen die Hand nicht bieten 
fönnen, fo find wir. Dagegen der Ueberzeugung, daß eine am die ges 
ſchichtliche Entwidelung ſich anfnüpfende ſynodaliſche Gliederung der 
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Kirche zum Heil gereichen werde, weil in ihe das Kirchenregiment 
in fi, und gegenüber dem Staate und den übrigen Kirchengemein- 
haften feine Stütze und feine Stärfe finden wird. Eine foldhe Ges 
faltung erftreben wir, und wir werben es für eine große Gnaden⸗ 
erweifung halten, wenn es ung gelingen follte, dieſes Ziel zu erreichen 
und dereinſt vor einer Vertretung nicht blos der Firchlichen Berfonen, 
fondern des wahrhaft Eirchlichen Geiftes von unferem Thun Rechen: 
(haft ablegen zu koͤnnen. Endlich wollen wir die Union als ein 
heiliges Vermaͤchtniß aufrecht erhalten und pflegen. Aber wir wollen 
und dürfen dies nicht thun um den Preis der Entwürbigung der 
Befenntniffe, welche wir gleichermaßen in ihrem guten Rechte zu 
ſchützen und verpflichtet wiffen. Diefes ift der Weg, den wir gehen, 
und auf dem wir der Freunde und Genofien viele finden werben, 
wie und die große Anzahl der und aus der Kirche zugegangenen 
Erflärungen zu hoffen berechtigt. Daß wir auf ihm auch Shnen 
begegnen möchten, ift ein Wunfch, den wir in dem Herzen tragen, 
auch nachdem ung ihre Denffchrift Abneigung, Mangel an Vertrauen 
und eine felbft bis zu perfünlichen Verdächtigungen fich fleigernde 
Mißſtimmung entgegengebracht hat. Glauben aber Ew. Hochehrwür⸗ 
den auf dem von Ihnen angedeuteten Wege beharren und bie ‚‚verfafr 
ſungsmäßigen Gewalten” des Staates zum Gericht über das Kir, 
henregiment und zur Gefehgebung über die Verfaffung der Kirche 
aufrufen zu müflen, fo wollen wir dies Ihrem Gewiflen ruhig in 
ver Zuverficht überlaflen, daß die Kammern, gegenüber einer ſolchen 
Anmuthung, welche einer einfeitigen Auffaffung zu Liebe fogar die 
Auslieferung der Kirche an den Territorialismus nicht fcheut, ihre 
rechtliche Zuſtändigkeit mit Sicherheit zu bemeſſen wiflen werben. 
Berlin, den 31. Oftober 1850. 


Epangelifcher ©berkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An die Herren Prediger Sonas, Piſchon, Sydow, 
Bellermann, Gltefter, Lisco und Müller und den 
Lie. theol. Seren Krauſe Hochehrwuͤrden hier. 





— — 


10. 


De ul 


Unfere Eröffnung vom 31.9. M. hat Ew. Hochehrwürden zu 
einee fernerweiten Vorftellung Veranlaſſung gegeben. Diefelbe ent 
hält zwar zunächſt die Verficherung Ihres feften Vorſatzes, mit uns 
trenlich zufammenzugehen, wo nicht Ihr Gewiſſen das Gegentheil 
von Ihnen fordere. Zugleich aber erflärt fie ung, daß auch nad) 
jenee unſerer Eröffnung Ihe Gewiſſen es Ihnen unmöglich mache, 
den von uns bezeichneten Weg zu betreten. Sie ftelt hiernädhft bie 
Punkte, in denen dies der Fall fei, ſowohl von der negativen als 
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von der pofitiven Seite dar und fordert von uns eine ausdrücliche 
mung zu den von Ihnen nach der Iehteren bin gefaßten An- 
ten. 

’ Hierauf eröffnen wir Ihnen, daß wir umfererfeitd zu Feiner 
Zeit mehr als jegt den Wunſch gehegt haben, daß die evangelifche 
Kirche durch Einigfeit ftark fein möge. Wir wollen uns alfo aud 
des von Ahnen ausgeſprochenen Vorſatzes gern erfreuen. Wenn 
Sie dagegen fordern, daß wir, bevor dieſer Vorſazt bethätigt werbe, 
zuvörderſt uns zu der von Ihnen für richtig erachteten und in Ihrer 
Eingabe formulirten Auffaffung befennen follen, fo werden Sie bei 
weiterer Erwägung felbft ermeffen, ob es Ihrer Stellung entfpredie, 
eine foldhe Forderung zu erheben, und der unfrigen, ihr Folge zu 
geben. Die Richtfchnur für die Verwaltung unjeres Amtes haben 
wir in dem Recht und in unferem Gewiffen zu fuchen, und um fo 
weniger dürfen und wollen wir uns ein Programm aneignen, wel: 
ches lediglich der Ausdruck einer der verfchievenen Richtungen if, 
die zur Zeit ſich in der Kirche befehden. Unfer Beruf kann allo 
Ihrer Borftelung gegenüber nur darin beftehen, daß wir das, was 
Shrerfeits auf Mißverftänpniffen unferer amtlichen Yeußerungen, ober 
auf einem Mißtrauen gegen unfere Wirkfamfeit beruht, berichtigen, 
eine Aufgabe, der wir in Geduld und Treue uns auch jebt nicht 
entziehen wollen. 

Bon diefem Standpunkte aus eröffnen wir Ihnen im Anfchlufle 
an den Gang Ihrer Vorftelung zunächft, daß es nur eine grund 
Iofe Befürchtung ift, wenn Sie annehmen zu dürfen glauben, « 
folle die Beftimmung in Sachen der Lehre und Liturgie nach une 
rer Anſicht leviglih dem Organismus der Aemter und Behörden 
überlaffen fein und daß Ihnen die That zeigen wird, wie wie dem 
hier einfchlagenden, von uns niemald bezweifelten Grundſatze des 
evangelifchen Kirchenrechts zu dem gebührenden Ausdrucke zu ver: 
helfen feft entfhloffen find. Hiernächſt können wir Sie in gleicher 
Weife darüber beruhigen, daß es nirgends beabſichtigt worden ift, 
den Dienern am Wort im Widerfpruche gegen das Evangelium eine 
Herrfchaft über die Gemeinden beizulegen, und die Teßteren ihres 
allgemeinen Firchlichen Berufes zu entfleiven. Wenn Sie dagegen, 
unter Berufung auf die Schrift und die Befenntniffe, uns einen Be 
griff des geiftlichen Amtes zur Aneignung darbieten, nach welchem 
dafielbe eben ein Amt fein fol wie andere Aemter, fo müflen wir 
um fo mehr Anftand nehmen, der Kirche in der Entſcheidung dieſer 
bebeutungsvollen Frage vorzugreifen, als die Schrift und die Be 
fenntnifje auch der reformirten Kirche befanntlich einer anderen Auf 
faffung den weiteften Raum geben. Nicht minder gereicht e8 und 
ferner zur Genugthuung, Ihnen Die Verficherung geben zu Tönnen, 
daß wie unfererfeitd niemald des Lebensprinzips der evangelifchen 
Kirche fo uneingedenk gewefen find, daß wir eine andere Norm des 
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Glaubens an die Stelle der Schrift zu ſetzen und hätten vermeſſen 
wollen. Diefee Argwohn wird fchon durch die vorurtheilsfreie Bes 
trachtung des erſten Paragraph des Gemeindeftatutes hinlänglich 
widerlegt. Sollte er aber irgendwo im Ernft gehegt worben fein, 
fo wird es mit unferer vollen Zuftimmung gefchehen, wenn in das 
Statut die Worte „unferer alleinigen Glaubensnorm“ eingerüdt 
werden. Wie es indeflen fcheint, Fmüpft fih Ihre Befürchtung we- 
niger an diefen Punkt, als daran, daß in dem Statut des durch 
das Befenntniß vermittelten Zufammenhanges der Gemeinde mit 
den übrigen Glieverungen der Kirche in Preußen und mit der evans 
gelifhen Kirche überhaupt gedacht worben iſt. Sie fordern deshalb 
von uns die ausdrüdliche Erklärung, daß die Bekenntniſſe, fowohl 
bie alten, als die reformatorifchen, nur als ehrwürbige Zeugnifle der 
Schriftauslegung ihrer Zeit zu betrachten feien. Die Erhebung die⸗ 
fee Ihrer befonderen Meinung zu einem normativen Grundfage, in 
welcher nach Außen die Auflöfung des Zufammenhanges unferer 
Kirche mit den übrigen evangelifchen Landesficchen, nad) Innen eine 
wefentliche Aenderung des Rechtöftandes und der Anlaß zur Kräns 
fung einer großen Anzahl treuer und frommer Gemeinden und zur 
Spaltung liegen wuͤrde, überfteigt jedoch die Berechtigung des Kits 
chenregiments fo weit, daß wir und durch fie einer nicht zu ertra⸗ 
genden Verantwortung fchuldig machen würden. Ew. Hochehrwürden 
werden es deshalb nur als ein Zeichen pflichtmäßiger Gefinnung 
und gewifienhaftee Achtung der Rechte der Kirche anfehen, wenn 
wie diefelbe ablehnen, wobei wir Sie nicht erft darauf aufmerkſam 
machen wollen, daß es ein unauflöslicher Widerſpruch ift, auf der 
einen Seite das bermalige Kirchenregiment als ein territorialiftifches, 
alfo unberechtigtes, aufzufaſſen und auf der anderen von ihm Die 
Entfcheivung einer bis in den tiefften Grund des Firchlichen Lebens 
teichenden Frage zu fordern. 

Weiter haben Ew. Hochehrwürden noch daran einen Zweifel, 
ob wir die Union nicht al8 eine Konföderation oder gar nur ale 
bie Zufammenfafiung von drei übrigens felbftftändigen Kirchen unter 
einem Kicchenregiment zu betrachten geneigt feien. Da wir indefjen 
über dieſen Bunft und wiederholt, zulest in einem durch die üffent- 
lichen Blätter auch Ihnen befannt gewordenen Beicheide vom 14. 
v. M. ausgefprochen haben, fo wird es ausreichen, wenn wir Sie 
barauf mit dem Bemerken zurüdverweifen, daß wir bis dahin, wo 
bie Kirche im Stande fein wird, dieſe Lebensfrage felbft zu entfchei- 
ven, den gefeßlichen Status erhalten werben. 

Endlich ſpricht Ihre Vorftellung noch die Beſorgniß aus, daß 
wie gefonnen fein möchten, nur diejenigen Gemeinden als berechtigte 
Glieder anzufehen, welche fid) zu den drei Hauptfumbolen und den 
Defenniniffen der Reformation befennen; fie fordert alfo diesfalls 
eine beruhigende Zuſicherung. Diefes Berlangen läßt eine verfchie- 
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dene Auffaffung zu. Sol es dahin gehen, daß jede Gemeinde das 
Recht haben folle, durch Majoritätsbeichlüffe über das Bekenntniß 
zu disponiren, fo trägt e8 feine Antwort in fich ſelbſt. Bezieht es 
fi) aber auf unfer Verhalten gegenüber einem faktifchen Zuftande, 
fo würden wir es zwar tief beflagen, wenn e8 Gemeinden geben 
follte, die dem Boden des Bekenniniſſes entrüdt find. Wäre dies 
aber der Fall, fo würden wir, falls ſie nur nicht felbft fich von ung 
trennen, fie nicht von und ftoßen, fondern ihnen in chriftlicher Liebe 
gern die Hand reichen, um fie wieder für das Bekenntniß zu ge 
winnen. Hier mitzuwirken, nicht durch irgend einen Zwang, fon 
dern durch die eifrige Predigt der evangelifchen Lehre und durch 
die treue Pflege auch der ſchwächſten Keime chriftlichen Lebens, wird 
die lohnende Aufgabe des geiftlichen Amtes fein. 

Nachdem wir folchergeftalt über die von Ew. Hochehrmwürben 
angeregten Punkte und ausgefprocdhen haben, bleibt und nur noch 
übrig, der Bedenfen Erwähnung zu thun, welche die Quelle unferer 
Wirkſamkeit, die Stellung Sr. Majeftät des Königs zu der Kirche 
betrifft. Sie haben unfer Recht und unfere Pflicht, die Kirche in 
den Zuftand der Selbftftändigfeit Hinüberzuleiten, felbft anerkannt. 
Es handelt ſich mithin zur Zeit nicht um eine praftifche, ſondern 
lediglich um die theoretifche Trage, wie fich das Regiment der Kirche 
fpäter zu geftalten haben werde. Darum mögen Sie audy die Lör 
fung der Zweifel, die Ihnen jest zur Beunruhigung gereichen, der 
Zufunft überlaffen. Es ift gewiß ein Acht evangelifcher Grundſatz, 
dag von Feiner Verfafjung behauptet werben darf, fie gereiche zur 
Seligfeit der Seelen. Allein eben fo wahr ift es, daß es verfchie 
dene Verfaffungsformen giebt, von denen je nad) der Lebenslage 
der Kirche die eine vorzüglicher ift als die andere. Ob nun die 
evangelifche Kirche in Preußen fo befchaffen fei, daß fie auf jede 
oberfte Leitung durch den evangelifchen Landesheren verzichten Fönnte, 
ob fie nicht durch den Verluft des Äußeren Einheitöpunftes, an den. 
ſich die Gefühle der Ehrfurcht und des Danfes von Taufenden Ihrer 
Glieder fnüpfen, ihren eigenen Beftand gefährden und nicht fich ſelbſt, 
fondern nur ihre Feinde befriedigen würde, ob fle in einen Verſuch, 
für deſſen Gelingen auch die ernftlichften Verficherungen feiner Freunde 
feine Garantie geben, eingehen, over ob fie e8 vorziehen wolle, das 
Geſchichtliche feſtzuhalten und mit den Bedürfniffen der Gegenwart 
zu verfühnen: alles das find ragen, weldje fortdauernd mit Ernfl 
und Bejonnenheit zu erwägen find und durch die Macht der Wahr: 
heit ihre Löfung finden werben. Inzwifchen werden wir fortfahren, 
die Kirche nicht in territorialiftifchem Sinne, fondern als ihre Dies 
ner zu leiten, und diejenigen Inftitutionen anzuftreben, welche geeig- 
net find, das chriftliche Gemeinleben zu fördern, und nothwendig, 
um das Firchliche Bewußtfein zu feinem Ausdrucke gelangen zu Taffen. 

Diefe unfere Erklärung wollen Ew. Hochehrwürben als ein 
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Zeichen unferes aufrichtigen Bemühens um Einigfeit und Frieden, 
zugleich aber auch ald den Schluß einer gegenfeitigen Erörterung 
betrachten, welche fortzufegen wir uns, inmitten dee uns anderweit 
obliegenden Sorgen, außer Stande fühlen. 

Berlin, den 28. November 1850. 


Evangeliſcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An die Herren Prediger Jonas, Piſchon, Sydow, 
Schweder, Elteſter, Lisco jun, Müller und ben 
Herrn Lie. iheol. Krauſe Hochehrwürden Hier. 


11. 


—— —— 


Der Bericht, welcher von dem Königlichen Konſiſtorium unter 
dem 5. v. M. über die Erfolge der Einleitungen zur Drganifation 
ver Kirchengemeinden erftattet worden iſt, hat unſer volles Intereſſe 
in Anfpruch genommen. Wir fchöpfen aus ihm gern die Hoffnung 
auf gedeihliche weitere Kortfchritte und unterlafien nicht, dem Königs 
lichen Konftftorium, defien treue Bemühungen zur Begründung dies 
fer erfreulichen Ausficht wefentlich beigetragen haben, unfere Ans 
erfennung auszufprechen. | 

Hieran fnüpfen wir zur Erlevigung der an dem Schluffe des 
Berichts enthaltenen, durch die Neußerungen der Synodaltonferenzen 
veranlaßten Anfrage die folgenden Eröffnungen: 

1 


. Zu $. 5. Bei der Entwerfung der Grundzüge der Ges ' 


meindeordnung ift im Allgemeinen vorausgefebt worden, daß die in 
den einzelnen Gemeinden beftehenden Statuten und Obfervanzen, 
vorbehaltlich der Regulirung im Wege der Gefebgebung, durch die 
gegenwärtige Drgamifation nicht berührt werden follen, ſobald fie mit 
dem Zwecke derfelben nicht im Widerfpruche fliehen. Dies ift in Be⸗ 
treff der Einrichtung, vermöge deren nur die angefeflenen Gemeindes 
glieder an der Pfarrwahl Antheil nehmen, weil fie allein bie 
Koften für die Unterhaltung der Firchlichen Gebäude tragen, nicht 
ver Fall; es hat mithin die Aufnahme einer entfprechenden Beftims 
mung in die Lofalftatuten Fein Bedenken. 

MWenn biernähft in einigen Didzefen der Wunſch geäußert wors 
ben iſt, Daß diejenigen in gemifchter Ehe lebenden Gemeindeglieber, 
welche ihre Kinder Fatholifch erziehen Iafien, des Stimmrechts verr 
luſtig erklärt werden möchten, fo offenbart fich hierin zwar eine ganz 
ehrenwerthe Regung des Firchlichen Bewußtfeins. Dennoch kann es 
nicht für angemefien gehalten werben, eine allgemeine Beflimmung 
dieſes Inhalts jetzt zu treffen, vielmehr wir fie, wie die Einführung 
ber Kirchenzucht überhaupt, lediglich der kirchlichen Geſetgebung 
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überlaffen werden müflen, welche wiederum von der Entwidelung 
des kirchlichen Bewußtieind abhängen wird. Eine Gefährbung ber 
evangelifchen Kirche liegt hierin für die Gegenwart um fo weniger, 
als fchon die Beftimmungen des $. 5 ein ausreichendes Mittel bar: 
bieten, ſolche Väter von der Thellnahme an dem Stimmrechte ab- 
zubalten, welche ihre Kinder einer fremden Konfeffion übereignen 
und dadurch thatfächlich eine Verachtung der evangelifchen Kirche 
befunden. | 

Der dritte Antrag zu demfelben Baragraph, welcher die Zurüd 
weifung unmwürbiger und unkirchlicher Gemeindegliever, unabhängig 
von einem Einfpruche gegen ihre Stimmberechtigung, den im $.7 
genannten Beamteten felbftftändig überlafien fehen will, geht, wie 
es fcheint, von der Vorausſetzung aus, daß das Recht zum Ein- 
fpruche auf die nicht beamteten Gemeindeglieder befchränft worden 
ſei. Diefe ift jedoch gan unbegründet. Da mithin die Geiftlichen 
and die bermaligen Kirchenvorfteher das volle Recht haben, ihre 
Bedenken gegen die Zulafjung unwuͤrdiger Berfonen zur Geltung 
zu bringen, fo erledigt ſich der Antrag von felbft. 

2. Zu 5.6. Der Vorſchlag, daß innerhalb der Gemeinde 
kirchenraͤthe die Bildung engerer Ausſchüſſe ftattfinden möge, ift ned 
fo wenig zur Klarheit gebracht, daß er zur Zeit nicht den Anlaß zu 
einer allgemeinen. Stimmung bieten kann. Es muß alfo, wenn die 
befonderen Berhältniffe einer Gemeinde und die Erfahrung auf das 
Benärfniß eines engeren Ausfchuffes für die Erledigung gewiſſer Ge⸗ 
ſchafte Hinführen follten, die Befrienigung vefielben der von dem Gr 
meinvefirchenrathe unter ſich zu verabredenden inneren Geſchäͤftsord⸗ 
ung überlafien bleiben, wobei nur darauf zu achten fein wird, daß 
der Gemeindekirchenrath in allen Fällen, wo er nach Außen hin whk: 


ſam wir, fich ftets als eine Einheit varftellen muß. 


Ehen fo wenig zuläffig iſt die weiter hervorgetretene Anſicht, 
welche die Patrone als geborene Mitglieder der Gemeindekirchenraͤthe 
anffaßt, eine Stellung, welche ſchon wegen der leicht möglichen Kol 
fon der Rechte und Pflichten eine bedenkliche fein würde. Deshalb 
ift in anderen Diözefen richtiger angenommen worden, daß der Patron 
nur durch freie Wahl Mitglied des Gemeindeorganes werben Fön, 
falls er der Gemeinde angehöre. - Einer befonderen Beſtimmung im 
Statut, bedarf es aber in Diefer Beziehung eben fo wenig, als daran 
erinnert zu werben braucht, baß der Patron, wenn er gemählt wir, 
ftetd für befugt gehalten werden müffe, die Annahme aus dem oben 
{hen angeführten Grunde abzulehnen. | 

Endlich entfcheivet fi der in Betreff der Kollatoren im 
Gegenſatz zu den Patronen angeregte Zweifel ſchon durch den Be 


griff dahin, daß den Erfteren Fein Anfpruch auf Mitleitung. bed 


Gemeindeweſens sucht, weil Ihe Recht fireng auf die Bofation des 


Geiftlichen beſchraͤnkt iſt. 
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3. Zu $.8 ift mehrfach eine Beftimmung über die Gründe, 
welche von der Uebernahme des Firchlichen Gemeindeamtes entfchul- 
bigen, deſiderirt worben. Einer foldhen wird es, wenn die deſigniren⸗ 
ben Berfonen mit Umficht verfahren, insbeſondere von, dem Vorichlage 
ſich der Geneigtheit der auf die Wahllifte zu bringenden Gemeinde⸗ 
glieder verfichern, nicht bedürfen. Sollte aber der Fall der Ablch- 
nung eintreten, fo wirb bis zu einer gefeglihen Anordnung das 
billige Ermeſſen enticheiden, welches fowohl in den civilrechtlichen 
Grundfäsen über die Ablehnung der Vormundſchaften, als in ben 
einfchlagenden Zeftfebungen der rheiniſch⸗weſtphaͤliſchen Kirchenord⸗ 
aung ausreichende Analogieen finden wird. 

. 3u 6. 9. Wenn der in diefem Paragraph vorgefchries 
bene Anſchlag an den Kirchenthüren irgendwo das kirchliche Ger 
fühl der Gemeinde verlegen follte, unterliegt es keinem Bedenken, 
daß in foldhen Fällen die Abkündigung von der Kanzel an feine 
Stelle trete. 

5. Der im erften Abfabe des 8. 14 gebrauchte Ausbrud 
„Anzeige” hat aud) in anderen Provinzen Anlaß zu Zweifeln ge 
geben; insbefondere ift aus ihm die Befürchtung abgeleitet worben, 
daß die Verpflichtung dee Mitgliever des Gemeindekirchenraths zur 
Anzeige auf der einen Seite dem Denunciationswefen Vorſchub lei⸗ 
fen, auf der anderen das Vertrauen der Gemeinbe zerftören werde. 
Diefe Auffaffung iſt indeſſen gänzlich unberedhtigt, da eine Ver: 
pflichtung zur Anzeige den einzelnen Mitgliedern ber Gemeinde: 
behörde nirgends auferlegt worben iſt. Die Anzeige bei den kirch⸗ 
lichen Borgefebten, bez. bei den weltlichen Behörven, ift vielmehr 
nur als eines und zwar das lebte der Mittel genannt worden, 
durch welche die Kirchenräthe in den Stand geſetzt werben follen, 
öffentliche Aergerniffe und Verletzungen der Zucht und Sitte abzur- 
wenden, und in dieſem Sinne ift ſie ſchon durch das beftehende 
Recht wenigftens den Geiftlihen gegenüber den Kirchenvorftehern zur 
Dficht gemacht. Sollte aber das Königliche Konfiftorium der Anficht 
fein, daß es felbft nach diefer Erläuterung rathfam fei, zur Scho- 
aung ſchwacher und beſorgter Gemüther den gewählten Ausbrud 
mit einem anderen zu vertaufchen, fo haben wir Dagegen, daß dies 
geichehe, Fein Bedenken. 

An Betreff der Bezeichnung der Mitglieder der Gemeinde⸗ 
firhenräthe enthalten fich die Grundzüge mit Abficht einer näheren 
Borfchrift und es fcheint eine ſolche auch jest nicht erforderlich zu 
in, es kann vielmehr die Entfcheidung lediglich der Sitte überlaſſen 

leiben. 

In gleicher Weife halten wir es nicht für angemeflen, über 
bie zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes erforderlihe Anzahl der 
Mitglieder eine andere Beſtimmung anftatt derjenigen zu treffen, 
welche fonft im Recht CA. L. R. Il. 6. $.51 u. folg.) begründet 
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ift. Die Verwirklichung des Vorfchlages, daß ſtets zwei Drittheile 
der Mitglieder übereinftiimmen follen, würde vorausfichtlich zu un 
erwünfchtee Störung der Geſchaͤfte dienen, und wird deshalb abzu- 
Tehnen fein. . 

Hiernähft Fönnen wir auch die vorgefchlagene allgemeine 
Berpflichtung der Mitglieder der Gemeindefirchenräthe zur Amtsver 
fhwiegenheit nicht genehmigen, weil nicht nur Fein Bedürfniß dazu 
vorliegt, fondern entgegengefegt durch fie zu einer bevenflichen Iſo⸗ 
lirung der Gemeindebehörden Veranlaffung gegeben werben wurde. 
Auf der anderen Seite wird freilich in einzelnen Fällen, namentlid 
wenn es fi um perfönliche Beziehungen handelt, die Verpflichtung 
zue Bewahrung des Stilfchweigens nicht entbehrt werden Fönnen. 
Alsdann wird ed aber vollfommen in der Hand des Vorfſitzenden 
liegen, das Nöthige gegen unzuläffige Veröffentlichungen befonders 
vorzufehren. | 

Endlich erfcheint es nicht als räthlich, auf die Begründung eines 
Gitationsrechts der SKirchengemeindebehörben hinzumirken; auf bie 
allerdings nothwendige Vervollftindigung der Gemeindeordnung nad 
dieſer Richtung Hin wird vielmehr erft mit der weiteren Entwidelung 
der Berfafiung Bedacht genommen werben Fönnen. 

Indem wir das Königliche Konfiftorium veranlaffen, die vor 
fiehenden Andeutungen Sich bei der Abfafjung der welter zu erlal 
fenden Inftruftion zur Richtſchnur dienen zu laſſen, eröffnen wir 
Demfelben fchließlih, daß eine direkte Theilnahme fümmtlicher Ge 
meindeglieder an der Entwerfung der Lofalftatuten nicht als au 
führbar oder audy nur als angemefjen erfcheint. Es werben viel 
mehr die Geiſtlichen, Patrone und Kirchenvorfteher unter Genehmigung 
des Superintendenten das Nöthige in dieſer Beziehung zu verforgen 
haben, und nächſtdem wird es die Aufgabe ver Gemeinvefirchenräthe 
felbft fein, unter Berüdfichtigung der fortfchreitenden Erfahrung und 
der innerhalb der Gemeinden Tautgewordenen Wünſche etwaige Mo 
bififationen zu beantragen. Die beabfichtigte Veröffentlihung wohl 
feilee Abprüde der Grundzüge erfcheint eben fo angemeffen, als der 
Drud eines Schema zu den Wahlliften und Wahlprotofollen, wei 
halb wir beide, die erftere unter Bezugnahme auf unfere Verfügungen 
vom 13. und 26. v. M. gern genehmigen. | | 
Berlin, den 19. Dezember 1850. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 
v. Uechtritz. 
An das Königliche Konfiſtorlum zu Breslau. | u 
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Der Herr Minifter der geiftlichen Angelegenheiten bat die Ein- 
ibe vom 2,9. M., in welcher der (tit.) gegen die von des Königs 
tajeftät unter vem 29. Juni d. J. genehmigten Grundzüge der evan⸗ 
liſchen Gemeindeordnung Proteft eingelegt hat, zur refiortmäßigen 
efügung an und abgegeben. Hierauf eröffnen wir dem (tit.), daß 
ie diefen Peoteft Tediglich zu unferen Aften genommen haben, da 
n Recht der ſtaͤdtiſchen Magifträte zur Vertretung der evangelifchen 
irchengemeinden und zur Crörterung firchlicher Verfaffungsfragen 
der Gemeindeordnung nicht erfindlich ift, und auch das Patronat, 
fien Ratur und Umfang die Gefebe genau beflimmen, feine Bes 
gniß gewährt, vermöge deflen die Inhaber als folche für ermädh- 
jt gehalten werden vürften, in die innere Entwidelung der Ges 
enden und der Kirche einzugreifen, und in derſelben ihre befon- 
ren Standpunkte zur Geltung zu bringen. So viel im Uebtigen 
e Ergebniffe der dort am 16. Dftober d. 3. abgehaltenen Synodal⸗ 
nferenz anlangt, gegen weldje der Magiftrat ebenfalls Verwahrung 
ugelegt, fo werben diefelben von der vorgefebten Behörde näher 
prüft und ed wird darauf dasjenige angeordnet werben, was dem 
echt und der Lage der Sadje gemäß ift. 

Berlin, den 19. Dezember 1850. 


Evangelifcher ©berkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
a den Ragiſtrat zu Grünberg. 


III. 
Dienſtverfaſſung. 





13. 


Auf den Bericht des Koͤniglichen Konſiſtoriums vom 15. v. M. 
röffnen wie demſelben hierdurch, daß wir nach reiflicher Erwägung 
ee Sache die Ueberzeugung haben gewinnen müſſen, daß der von 
re Königlihen Oberftaatsanwaltfchaft zu N. beabfichtigten ftrafs 
htlichen Verfolgung des Superintendenten N. zu NR. wegen Vers 
sung der Vorſchrift des S. 503 Th. II Tit. 20 des Allg. Land⸗ 
chts ein Hinderniß von Seiten der kirchlichen Oberbehörde nicht 
den Weg gelegt werben darf. | | | 
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Allerdings ift dad dem ꝛc. N. zur Laſt gelegte Vergehen ein 
Amtsvergehen im Sinne des Gefeged vom 29. März 1844, und die 
desfalls in 8. 9 dieſes Geſetzes erlaffene Beftimmung, welche Tautet: 

Gegen Geiſtliche findet Die gerichtliche Unterfuhung nur wegen 
folder Amtövergehen ftatt, welche das bürgerliche Geſetz mit Steafe 
bedroht, wegen diefer Vergehen aber, fofern fie nicht blos zu 
einer Orbnungsftrafe fih eignen, ohne Unterſchied, ob das Der 
gehen mit der Amtsentfegung bedroht iſt oder nicht. 

Zu dem Antrage auf gerihtlihe Unterfuhung ift 

nur ber Minifter der geiftlihen Angelegenheiten be; 


rechtigt. 
iſt durch kein ſpäteres Spezialgeſetz aufgehoben, da das für die 
Staatsbeamten erlaſſene ſpätere Disziplinargeſetz vom 11. Juli 1849 
nach 8. 1 deſſelben auf Geiſtliche und Kirchenbeamte Feine Anwen 
dung findet. 

Gleichwohl find wir der Anſicht, daß der allgemeinen Bor 
fchrift im zweiten Sabe des Art. 97 der Verfaffungsurfunde vom 
31. Sanuar 1850, welcher Tautet: 

Die Bedingungen, unter welchen öffentliche Civil- und Militär 

beamte wegen, durch Ueberfchreitung ihrer Amtsbefugniffe verübs 

ter Rechtöverlegungen gerichtlich in Anfprucd genommen werben 

fönnen, beftimmt das Gefet. Eine vorgängige Genehmi— 

gung der vorgeſetzten Dienſtbehörde darf jedoch .nidt 

verlangt werden. 
auch die Anwendung auf Geiftliche, obwohl viefelben nicht eigentlid 
in der Kategorie von Eivilbeamten fich befinden, nicht verfagt werben 
fann, fobald es fi) um die gerichtliche Verfolgung von Wergehen 
handelt, weldje fie bei Verrichtung ihrer mit bürgerliher Wir: 
fung und bürgerlihem Glauben befleiveten geiftlichen Amts⸗ 
handlungen ſich haben zu Schulden fommen laſſen. 

Mir haben und in den georbneten Stadien der Gefeßgebung 
im Intereſſe der Kirche und des evangelifchen Volfes auf das Lebs 
haftefte dafür verwendet, daß die bisher anerfannte bürgerliche Wir- 
fung und bürgerliche Glaubwürbigfeit der von den Geiftlichen verrich⸗ 
teten Amtshandlungen unverändert erhalten werde; aber wir müffen 
auch von der anderen Seite anerfennen, daß, wenn der Staat dieſe 
bürgerliche Seite der geiftlichen Amtshandlungen fortvauernd beftehen 
laͤßt, es ihm nicht verfhränft werden fann, über die Beobachtung 
der dabei. von Seiten des Geiftlichen aufzuwendenden Sorgfalt eine 
felbftftändige Kontrole zu üben, und die zur Kenntniß feiner Ber 
hörden gelangenden Mängel und VBerftöße aus eigenem Rechte zu 
rügen, ohne dabei an eine vorgängige Autorifation ver kirchlichen 
Oberbehörde gebunden zu fein. 
Nur durch eine ftrenge Feſthaltung diefer Grundfäge wirb es 

möglich fein, das Rechtsgebiet der Kirche und das des Stanis im 
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inne der Berfaffungsurfunde im Einzelnen fo zu ordnen, Daß ohne 
töeungen und Uebergriffe von irgend einer Seite Staat und Kirche 

ihrer Sphäre und mit den ihnen anvertrauten Mitteln fich mit 
eibeit bervegen, und beider Thun dem Einzelnen wie dem Ganzen 
ahrhaft zum Segen gereiche. 

Mir veranlaften daher das Königliche Konfiftorium, die gegen 
is Einſchreiten der Königlichen Oberftaatsanwaltfchaft erhobenen 
rmellen Bedenfen fallen zu laſſen. 

Berlin, den 14. November 1850. 


Evangelifcher ©berkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
n das Königliche Konſiſtorium zu N. 


14. 


nd 


Dem Königlichen Konftftorium theilen wir anliegend Abfchrift 
ned von dem Herren Minifter der geiftlichen, Unterrichts: und Me- 
jinalangelegenheiten unter dem 17. d. M. an die Königliche Res 
erung zu Minden ergangenen Erlaſſes, betreffend die Beſetzung 
nes vereinigten Kirchen- und Schulamtes, zur Kenntnißnahme und 
achachtung mit. 

Berlin, den 28. November 1850. 


Epangelifcher Oberkirchentath. 


v. Uechtritz. 
n fämmtliche Königliche Konflftorien. 


Anlage 


Auf den Bericht vom 16. v. M., die definitive Anftellung ver beiden, 
gleich als Organiſt und Kantor der Kirchengemeinde fungirenden evan= 
liſchen Lehrer zu Schilvefche betreffend, eröffne ich der Königlichen Re— 
erung, daß die definitive Anftelflung ver genannten Perſonen in ihrer 
Igenfchaft al8 Lehrer von der eventuellen Weigerung der Kirchengemeinde, 
: auch in ihrer Eigenfchaft als Kirchenviener definitiv zu beflätigen, 
ht abhängig gemacht werden Fann. Die Ernennung, resp. Beflätigung 
5 Lehrer in proviforifcher over definitiver Eigenfchaft ſteht der König- 
Gen Regierung ald Oberauffichtsbehörde zu, und hat dieſelbe fich bei 
ar dieſes Rechtes lediglich durch die Interefien des Unterrichtö lei⸗ 
ı zu laſſen. 

Nas dagegen die Anftellung ver weltlichen Kirchenbebienten betrifft, 
it die Beflätigung folcher von Privatpatronen und Gemeinden ernann= 
s weltlichen Kirihenbebienten, welche nicht für die Verwaltung des Firch- 
ben Bermögens angeftellt find, bereitö durch die Verordnung vom 27. Juni 
45 (Gefeßfammlung No. 20 pag. 440), fofern eine ſolche Beflätigung 
faffungsmäßig erforverlich ift, ven Königlichen Konfiftorien überwieſen. 


Mi 
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Durch den Minifterinlerlap vom 1. Oftober 1847 iſt zwar hinſichi⸗ 
lich der weltlichen, mit einem Schulamt vereinigten Kirchenbedienung be⸗ 
immt, daß die Berufung oder Beflätigung zu dem vereinigten Amte, 
owie die Aufficht und die Disziplin über ven Inhaber vefielben, wie 
isher den Negierungen und in höherer Inſtanz ven Oberpräfidenten mit 
der Maaßgabe verbleiben folle, daß bei ver Regierung die Mitwirkung 
des evangelifch geiftlichen Rathes als Meferenten, over Korreferenten ein 
treten muͤſſe. Da invefien bereitd durch meine Verfügung vom 20. Inni 
d. 3. nah Maaßgabe ver durch die Verfaffungsurkunde veränderten Stel- 
Yung der Kirche zum Staate jeme Delegation ver geiftlichen Disziplinar- 
gewalt über Kirchenbeamte, welche zugleih in einem Schulamte flchen, 
an die Königlichen Regierungen, resp. an die Oberpräfiventen als eine 
nicht mehr aufrecht zu Haltende anerfannt worden iſt; fo muß auch aus 
denjelben Gründen den Königlichen Konfiftorien die Betätigung ver ber 
treffenden Perfonen in ihrer Eigenfchaft als Kirchenbebienten zuftchen. 
E3 wird der Königlichen Megierung nicht fchwer fallen, durch geeignete 
Kommunikation mit dem Königlichen Konfiftorium eine Einigung über bie 
betreffenden Perſonen herbeizuführen. Im Ball dieſes nicht möglich fein, 
und durch die Trennung ver beiven Aemter das biöherige Einkommen ber 
Stelle gefchmälert werben follte, ift die Schul= resp. bürgerliche Gemeinde 
verpflichtet, das für Anftellung eined Lehrers erforberliche Gehalt aufzu⸗ 
ringen. Ä 
Berlin, ven 17. November 1850. 


Mer Minifler der geifllichen x. Angelegenheiten. 


v. Ladenberg. 
An die Königliche Regierung zu Minden. 


IV. 


Union. 
15. 


Das Königliche Konftftorium der Provinz Schlefien hat und 
in einem an und erftatteten Bericht Abfchrift der Erklärung vorge 
legt, welche das Stadtfonfiftorium zu Breslau unter dem 4. Män 
d. J. in Betreff der Verhandlungen der am 1. und 2. Oktober 1822 
in Breslau abgehaltenen Synode, anlangend die Union der beiden 
proteftantifchen Kirchen, demfelben überreicht hat. 

Sn diefer Erklärung wird von Seiten des Stabtfonfiftoriums 
‚die Annahme ausgebrüdt, daß die Verhandlungen jener Synode 
durch die yon dem Königlichen Konftftorium der ‘Provinz Daran ges 


41 


Mmüpften Anordnungen eine maaßgebende Bedeutung für die Provinz 
Schlefien gewonnen haben, und daß daraus ein Firchlicher Zuſtand 
herbeigeführt worden fei, weldyer wenigftens im provinzialen Sinne 
als rechtsgültig zu betrachten fe. Das Stabtfonfiftorium glaubt 
daher bei den in jenen Verhandlungen nievergelegten Prinzipien 
feinerfeitö verharren zu müffen. 

Hiergegen hat das Königliche Konfiftorium der Provinz uns 
feine Bedenken vorgetragen, und an uns den Antrag gerichtet, es 
zur Anerfennung zu bringen, daß ein Zurüdgehen auf die Befchlüffe 
ver Breslauer Synode vom Jahre 1822 im Widerſpruche gegen 
bie Beflimmungen der Allerhöchften Kabinetsordre vom 28. Februar 
1834 kirchenrechtlich nicht zuläfftg ſei. 

Wir haben daher die hierher gehörigen Akten, ſowohl des Mi⸗ 
nifteriums der geiftlichen Angelegenheiten, als auch des Königlichen 
Konfiftoriums zu Breslau genau durchgefehen, und theilen wir dem 
Stadtfonfiftorium mit, was ſich Daraus über die Firchenrechtliche Bes 
beutung der Synode von 1822 ergeben hat. 

Die öffentliche Anregung „zu einer Bereinigung der beiden ge- 
kennien proteftantifchen Kirchen, der reformirten und Tutherifchen, 
m einer evangelifch schriftlichen” wurde, wie befannt, durch den 
laß Sr. Majeftät des Hochfeligen Königs Friedrich Wilhelm II. 
vom 27. September 1817 gegeben. Es wurde in diefem Erlaß als 
Zielpunkt in das Auge gefaßt „eine wahrhaft religiöfe Vereinigung 
der beiden, nur noch durch Außern Unterfchien getrennten, proteftans 
tihen Kirchen, im welcher die reformirte nicht zur Tutherifchen, und 
diefe nicht zu jener übergeht, ſondern beide eine neu belebte, evan⸗ 
gelifch = chriftliche Kirche im Geifte ihres heiligen Stifters werben.’ 

In Beziehung auf die Mittel und Wege zur Erreichung dieſes 
dieled wurde erklärt, daß Se. Majeftät die Rechte und Freiheiten 
der reformieten und Iutherifchen Kirche in Ihren Staaten achtend, 
weit davon entfernt felen, in dieſer Angelegenheit etwas verfügen 
und beftimmen zu wollen. Auch habe biefe Union nur dann einen 
wahren Werth, wenn weder Ueberredung noch Indifferentismus an 
Ihr Theil haben, und fie nicht nur eine Vereinigung in der äußern 
Sorm fei, fondern in der Einigkeit der Herzen, nach aͤcht biblifchen 
Grundfägen, ihre Wurzeln und Lebenstkräfte habe. Deshalb wurde 
das. von Sr. Majeftät voraus verfündigte Beifpiel, daß Allerhöchſt 
Diefelben felbft in dieſem Geifte pas bevorftehende Sefularfeft ver 
Reformation in der Vereinigung der bisherigen reformirten und lu⸗ 
therifchen Hof» und Garnifongemeinde zu Potsdam zu einer evan- 
gelifch schriftlichen Gemeinde feiern, und mit derſelben das heilige 
Abendmahl genießen würden, allen proteftantifchen Gemeinden zur 
Nachfolge empfohlen, und Hinzugefügt, daß der weiſen Zeitung der 
Konfiftorien, dem frommen Eifer der Geiftlichen und ihrer Synoden 
bie außere übereinftimmende Form der Vereinigung überlaffen 
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werde, indem man von der Veberzeugung ausging, daß die Ges 
meinden in Acht chriftlichem Sinn dem gern folgen würden, und 
daß überall, wo der Blid nur ernſt und aufrichtig, ohne alle un- 
lautere NRebenabfichten, auf das .Wefentliche und die große heilige 
Sache felbft gerichtet .fei, auch leicht die Form fich finden, und fo 
das Aeußere aus dem Innern einfach, würdevoll und mehr von 
felbft hervorgehen werde. 

Die in diefem Allerhöchſten Erlaß gegebene Anregung wurde 
auch von dem Konfiftorium der Provinz Schleflen mit bereitwilligem 
Eifer aufgenommen, und richtete daſſelbe feine Bemühungen zuvör 
derft dahin, in den beiden Städten Breslau und Glogau, in welden 
allein fi) größere reformirte Gemeinden befanden, eine Vereinigung 
der Intherifchen und der reformirten Kirchen im Sinne des Aller 
hochnen Erlaſſes vom 27. September 1817 thatſächlich zu Stande 
zu bringen. 

* dieſen Bemühungen ſtellten ſich aber dem Königlichen Kon 
fiftorium theils in den Lofalverhältniffen beider Drte, theils im ben 
Bedenken, welche namentlih von den Vorſtänden der reformirten 
Gemeinden erhoben wurden, beträchtliche Schwierigfeiten entgegen. 
Das Konfiftorium befhloß daher im Sahre 1820, zunächft eine 
„berathbende Kommiflton frommer, wohlmeinender und einfidte 
voller Männer beider Gemeinden,” fowohl in Breslau als aud 
in Glogau zufammenzurufen, „um diejenigen Punfte zu ermitteln, 
worauf es bei der Union anfomme, und fidy über alles Das in offe 
nen und vertraulichen Mittheilungen zu verfländigen, woburd fie 
bewirkt werden möge. . 

Diefe Kommiffton trat in Breslau noch in demſelben Jahre 
a ,‚ und erftattete untere dem 1. Auguft 1821 ihren erften 
Bericht. 

In dem Protofolfe der Kommiffion wurden folgende Säge nie 
dergelegt: 

I. Eine Bereinigung der beiden proteftantifchen Konfeffionen wird 
zwar nicht für unbedingt nothwendig erachtet; denn 
beiderlei Konfeffionsveriwandte haben bisher in Friede und 
Eintracht mit und neben einander hierfelbft gelebt, auch find 
die Lehrfäbe einer jeden der beiden Konfeffionen an und für 
fih vollkommen dazu geeignet, ihre Bekenner zu guten Chri⸗ 
fien und zu treuen und gehorfamen Staatöbürgern zu mu 
chen, gzemungerqhtet aber iſt ſolche Vereinigung wünfchend- 
werth, 

1. darum: bamit wieder vereinigt fein möge, was fid 
zue Zeit der Reformation ohne hinreichen Grund getrennt 
hat, und was fidh daher eigentlich niemals Hätte trennen 
dürfen und follen; 

2. darum: damit vereinte Kräfte vorhanden fein mögen, 
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wenn die. Proteftanten irgend einft nöthig haben follten, 
die durch die Reformation erhaltene Stellung zu verthei- 


digen. 

1. Wenn aber foldhe Vereinigung nicht blos oberflählih und 
fcheinbar, fondern gründlich und wirklich bewerfftelligt werden 
fol, fo ift es nicht hinreichend, daß beide Konfeſſionen ſich blos 
über einen gemeinfhaftliden Ritus bei der Feier 
des heiligen Abenpmahls mit einander vereinigen, fon- 
dern es erfcheint als nothwendig, durch eine Furze und deut⸗ 
liche Erflärung öffentlich kund zu thun, was man eigentlich 
will, meint und glaubt, eine Erflärung, derjenigen aͤhnlich, 
bie unter dem Ramen der Augsburgfhen Konfeffion 
befannt iftz damit Niemand irre geführt, bei den Zweiflern 
Bertrauen erwedt, den Uebelgefinnten aber jede Gelegenheit 
benommen werde, das Unternehmen verbächtig zu machen. 

M. Diefe Erflärung wird am fchielichften und angemeifenfien von 
dem biefigen Iutherifchen Stadtfonfiftorio und von dem 
hiefigen reformirten Kirchenpresbyterio gemeinfchaft- 
lich, nach zuvor erfolgter Genehmhaltung des Staates, aus- 
gehen müffen, denn Die beiden vorgedachten Behörden find, 
nad) der hiefigen Kirchenverfaſſung, als die Repräfentanten 
und Vorſtände der Iutherifchen und reformirten Konfeſſions⸗ 
verwandten hierfelbft zu betrachten. 

An diefe drei Hauptfäge ſchloſſen ſich in dem Protofoll ver 
Kommiffton noch eine Reihe von inzelvorfchlägen an, betreffend 
das Beichigeld, die Stolgebühren, die Parochialordnung, die Feier 
des Gottesdienſtes und insbefondere des heiligen Abendmahls, vie 
Batronatsverhältnifie und die BVerftärfung des Stabtfonfiftoriums 
durch reformirte Geiftliche. 

In der Ausführung diefer Vorfchläge empfahl die Kommiſſion 
die größte Vorficht. Ste fagt in diefer Beziehung: 

„Die beſtehenden Tirchlichen Einrichtungen Breslaus find mit der 
ganzen Sitte und Denkweife feiner evangelifchen Einwohner durch 
viele fihtbare und unſichtbare Fäden verfnüpft, die nicht gewalt- 
fam abgerifien, fondern nur behutfam abgelöft fein wollen, und es 
erfordert die möglichfte Umficht und Befonnenheit, an die Stelle 
bes bisherigen Zuftandes einen ſolchen treten zu laffen, wie er ber 
beabfichtigten Vereinigung der beiden Konfeffionen förderlich ift. 

So wünfdyenswerth fie daher auch fein mag, fo dürfen bie, 

welche ihre Bemühungen darauf richten, Doch nie vergefien, wie 
fehr die Union mit dem, was der Chriſt als fein innerftes Hei- 
ligthum ehrt, mit feinem Glauben, in der unmittelbarften Ver⸗ 
bindung fteht, und daß fie vor der Gegenwart und Zufunft ver 
antwortlich fein würden, wenn fie die Stügen dieſes Heiligthums 
durch Mebereilung wankend machen wollten.” | 
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In einem ſpäteren zweiten Berichte vom 8. Februar 1822 er; 
örterte die Kommiſſion die obwaltenden Schwierigkeiten noch weiter, 

un Fr aufs Rene eine vorfichtige und behutfame Behandlung 
er Sache. 

Das Konfiftorium legte die Berichte der Kommiſſion einem feis 
ner geiftlichen Mitglieder, weldyes an den Arbeiten der Kommiſſion 
nicht Theil genommen hatte, zur Begutachtung vor. Diefes erftattete 
unter dem 28. Februar deſſelben Jahres fchriftlich ein umfafjendes 
Gutachten. 

j En diefem Gutachten wurde die Auffaffung der Kommiſſion nicht 
gebilligt. 

Das Gutachten geht davon aus, daß die Vereinigung ber 
beiden Konfefftonen nicht blos etwas Wünfchhenswerthes, „fon 
bern daß die Union ein wahrhaft chriftliches, Gott wohlgefälliges, 
fegensreiches Werk, folglich nothwendig und ohne längeren Ver: 
ſchub zu vollziehen fei; ja beffen weiteres Hinausſchieben ober gar 
Berhindern und Störenwollen in unfern Tagen als wirkliche Ber 
letzung heiliger Religionspflichten erfcheine.” 

Es tadelt daher das vorficdhtige und behutfame Auftreten ber 
Kommiffion. - „War die Kommiflton,” heißt e8 weiter, „von dem 
Gedanfen erfüllt, es fei, was fie treibe, etwas Acht Chriftliches 
und Gott Wohlgefälliges, fie habe überhaupt die Wahrheit und das 
Gute auf ihrer Seite (ohne diefe Ueberzeugung aber müßte ſich Nie 
mand um feinen Preis und durch feine Gewalt ber Erbe verleiten 
oder bewegen laſſen, mit Dingen der Art Verfuche zu machen), fo 
brauchte fie gar nicht ängſtlich auf allerlei Möglichkeiten zum Voraus 
Nüdficht zu nehmen, oder gar aus peinlichee Schonungsliebe ven 
wahren Schaden unberührt zu laſſen.“ Und: „vie Verhandlungen 
durften keineswegs den fehr bevenflichen Charakter einer gewiſſen 
fcheinbaren Halbheit annehmen, die blos verſuchsweiſe anfragen zu 
wollen fcheint, ob etwa die evangelifchen Ehriften Luft hätten, ſich 
zu vereinigen, aber auch nicht, und falls etwa blos Einige Luft 
hätten, Andere aber nicht, fo fei das im Grunde auch gut, umd 
werde Altes und Neues neben einander zur beliebigen Auswahl dar 
geboten; ja ſchon zum Voraus Raum und Rath für eine britte 
Partei neben den zwei bisherigen befchafft.” 

„Sole nun eine Bereinigung zwifchen den beiden evangeli- 
ſchen Kirchen auf eine heilbringende, haltbare, volftändige Weile 
zu Stande gebradjt werden, fo Fönne dies nimmermehr durch eine 
Art Kapitulation zwifchen den unterhandelnden Parteien gefchehen 
(ein folches Abwägen und Abrechnen erfcheine in Sachen des Geiſtes 
und der Wahrheit fchon an ſich Fläglich und unftatthaft: ſolch Mis 
fhen und Vermengen, Zufammenfchmelzen oder äußerlih Zufams 
menfleben verſchiedener Elemente erfolglos, unhaltbar und ungera- 
then); — fondern beide Theile müflen das Unftatthafte ihrer Spals 
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tung und deren Gründe auf gleiche Weife anerkennen und aufzugeben 
bereit fein; d.h. beide müflen gleichzeitig fich entfchließen, eine Stufe 
aufwärts zu fteigen, um fich fo in einer höhern Einheit, welche 
gleich weit über den beiverfeitigen Differenzpunften liege, zufammens 
finden, und alfo in einem vollfommeneren Verhältnig, nicht in dem 
olten, eben als unvollfommen erfannten wahrhaft und wefentlich 
Eins werden zu können. Wo diefer Schritt nicht ein wirklicher 
Bors und Fortihritt zu etwas Höheren, eine Art Reformation 
wäre, wodurch man ſich immer mehr dem reinen UÜrchriftenthum, 
In dem Feine Spaltung vorhanden, noch möglich war, annäherte, 
da fchiene er kaum des Wunfches und der Mühe werth, bliebe ohne 
defeanele Früchte, ja hätte gewiß mannigfaltigen Schaden in feinem 
olge.“ 


eiter iſt Referent der Anſicht, „das Verfahren derer, welche 
die Union zweckmäßig und ernſtlich fördern wollen, werde mehr ne 
gativ als poſitiv, mehr binwegräumend als hervorbringend, zum 
wenigften für den Anfang, fein müſſen. Werde das Anftößige und 
Berhindernde, woraus Zwiefpalt und Seftenwefen feine Nahrung 
sehen, beiberfeitd entfernt, der freien Geiftesentwidelung Raum ges 
(haft und Nahrung geboten; werden insbefondere und vor allen 
Dingen die Führer und Lehrer des evangelifchen Volkes für bie 
Einigung in Ehrifto, für reines Chriftenthbum, als das wefentlicdh 
Gute und Wahre, welches nicht in Redensarten und Formeln, nicht 
in Gebräuchen und Hanpfchriften beftehe, noch von evangelifchen 
Ehriften darein geſetzt werben ſolle, — gewonnen, interefiirt und bes 
geiftert, und zur rechten Förderung diefer heiligen Angelegenheit mehr 
und mehr befeftigt: fo werde das Uebrige von felbft folgen.” 

Das Gutachten wünſcht daher, daß man fich nicht zu fehr in 
iturgifche und andere ind Spezielle gehende Vorfchläge einlafle, fons 
dern zunächft nur darüber eine volle Klarheit und wahre Einigkeit 
efteebe: „Wir wollen uns um Chriflus, als ewigen Mittelpunkt 
aller religiöfen Gemeinfchaft und höchſtes Ziel aller menfchliden Bes 
frebungen, in Liebe und Frieden fammeln, und menfchlihe Meis 
nungen, Bormeln und Gebräuche uns nicht ferner ſcheiden und tren⸗ 
nen laſſen. 

Daſſelbe erklärt fi daher auch gegen den Vorſchlag der Aufs 
fellung eines neuen Befenntniffes. „Der befreite evangelifche Geift 
vertrage niemal Feine Feſſel des Buchftabend und der Formel. Seine 
alleinige von Außen ihm gegebene Norm fei das allgemein gültige, 
——— zu durchforſchende, recht verſtandene Wort der heiligen 

t. 


Ueber die Differenzpunkte der alten Bekenntniſſe aber urtheilt 
daſſelbe, daß uͤber dieſe „unter den Kundigen ſeit langer Zeit kein 
Zwieſpalt mehr vorhanden, und daß es ein Leichtes fein würde, 
joldye durch Anführung und Geltendmachung von heut zu Tage voll 
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fommen Flaren, unzweideutigen Ausfprüchen Chriſti und der Apoſtel, 
die bei den bunfleren ungewifieren Stellen des Tertes als Erflä 
rungsregel und Leuchte dienen müflen — nicht umgekehrt — die Sache 
abzuthun, allen Streit nieverzufchlagen, und — ſich zu einigen.” 

Referent fchlägt nun vor, bei den weiteren Schritten die evans 
gelifhstheologifche FSafultät der Univerfitäit Breslau, welche fchon 
feit Kinger als zehn Jahren wirklich unirt fei, mit zuzuziehen. „Da 
bei dem Bereinigungswerfe nicht von tbeologifchen Meinungen und 
fpeziellen Anftchten Einzelner über etwaige Geheimniffe der. —2— 

eſtritten und entſchieden werden ſolle; da unter den Sachkundigen 
—* Konfeſſionen heutiges Tages kein Streit oder Zweifel mehr 
obwalte über das rein bibliſche Fundament der urchriſtlichen Ideen, 
ſowohl nach ihrer dogmatiſchen als ethiſchen Seite hin; ſo habe man 
auch auf keine Weiſe zu beſorgen, daß der Zutritt akademiſcher Theo⸗ 
logen das Friedensgeſchäft irgend erſchweren, flören oder mit ger 
lehrten Spisfindigfeiten neue Streitigfeiten herbeiführen möchte.” Es 
wird vielmehr auf das Beifpiel des Großherzogthums Baden hin 
ewiefen, wofelbft ‚die Union hauptfächlich durch die einfluß- und 
— Mitwirkung der trefflichen Theologen der Heidelberger 
Univerſitaͤt, welche, wie die Breslauer, aus Mitgliedern beider Kon 
feffionen beftehen, fo glüdlih, fo bald, fo volftändig gelungen fe.” 

Schließlich bittet er, daß, was auch zur Förderung ber Sache 
begonnen werden möge, „fo geichehe ed nur vor Allem mit Ernſt, 
Entſchiedenheit und auverfichtlichem Bertrauen.” ine nachhaltige 
Anfechtung des Werfes vom theologifchen Standpunkte fürchtet Res 
ferent nit. Das Auftreten derjenigen Theologen, weldje fich bis 
dahin in der Literatur gegen die Union erflärt hatten, wird von 
ihm mit harten Worten als nichtig bezeichnet. 

Wir haben dieſes Gutachtens in etwas ausführlicherer Weiſe 
gebenfen müflen, da die in demfelben niebergelegte Auffaffung auf 
den fpäteren Gang der Sache unverkennbar einen bedeutenden Ein- 
—2 hat, und fahren nun in dem geſchichtlichen Hergang der 

ache fort. 

Das Konſiſtorium der Provinz: Schleſien überſandte mittelſt 
Berichts vom 6. März 1822 vie bisherigen Verhandlungen den 
Minifter der geiftlichen Angelegenheiten. Es vermied es aber, in 
feinem Berichte in die prinzipiellen Differenzen zwifchen der Auffaf 
fung der Kommiffion und der des Gutachtens näher einzugehen. 
„Es fei ihm ganz willfommen gewefen, daß der Verfaffer des Gut 
achtens für feine Beurtheilung den Standpunft über der Kommiſſion 
genommen habe; aber es könne auch dieſe nicht tadeln, wenn fie 
mehr die Äußere als die innere Seite des Gegenftandes aufgefaßt, 
und überall auf die beſtehenden Verhältniffe, auf die ihr befanute 
Stimmung der dortigen evangelifchen Gemeinden und ihrer Geik- 
lichen und auf die bisherige Stellung des lutheriſchen und Des re⸗ 
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formirten Theils der Einwohner gegen einander Rüdficht genom- 
men habe.‘ 

„Aus beiden zufammengenommen,” fährt das Konſiſtorium 
fort, „nämlich aus dem Gutachten der Kommiſſion und dem bes 
weiter darüber zu Rathe gezogenen Berichterftatters, dürfte fih nun 
bie nächſte Maaßnahme ergeben, vie uns nämlich nad) dem Bors 
gange, wie diefe Angelegenheit im Großherzogthum Baden genom- 
men und auch die hiefige Kommiſſion vorgeſchlagen hat, darin zu 
beſtehen fcheint: 

in einer zu veranftaltenden Synodalzufammenfunft der ſtädti⸗ 
fen Geiſtlichkeit, mit Zuziehung der evangelifch-theologifchen 
Fakultät, welche die zu berathenden Hauptpunfte, worauf ed ans 
fommt, vorzubereiten und zufammenzuftellen haben würbe, die 
Union zu einer brüderlichen Berathung zu bringen, 
wobei es uns aud) angemeſſen erfcheinen würde, dieſer Synode feinen 
Präfes zu beftimmen, fondern ihr die Wahl vefielben frei zu laſſen.“ 

Diefem Vorſchlage des Konfiftoriums ertheilte der Minifter der 
geiftlichen Angelegenheiten unter dem 28. März 1822 einfach feine 
Genehmigung. 

Das Konfiftorium fchritt nun zur Ausführung des Plans. Von 
demſelben Mitgliede, welches das Super arbitrium über dad Gut⸗ 
achten der Kommiſſion erftattet hatte, wurde in einem Votum vom 
6. Juli 1822 noch ganz befonders befürwortet, Daß der Synode 
fine Borfchläge zur Durchführung der Union von den Behörden 
gemacht werden möchten. Es fomme nur darauf an, „Raum und 
Gelegenheit dazu zu fchaffen, und nur das Eine ftehe vorher feft: 
„daß man über das Vereinigungswerk in criſtlichem 
grieden und Liebe zu berathfchlagen zuſammenkomme.“ 

Zugleih wurde es aber als wünfchenewerth bezeichnet, auch 
äne Zuziehung auswärtiger Geiftlichen zu diefer Synode 
eintreten zu laffen. 

Das Konfiftorium ging auf diefe Erweiterung des Planes ein. 
In einem Schreiben vom 7. Juli 1822 theilte dafjelbe der evangelifch- 
theologifchen Fakultät die Abficht mit: 

„die gefammte Geiftlichfeit der Stadt Breslau und eine Auswahl 
einfichtövollee Geiftlichen der Provinz zu einer, ausfchließlich die 
Union betreffenden Synode zufammenzurufen, und dazu auch die 
Fakultaͤt einzuladen.” 

„Da nun,” beißt e8 in dem Einladungsfchreiben weiter, „in 
dieſer Zufammenfunft die Vereinigung befonders von ihrer inne: 
ren Seite zu berathen fein wird, worüber e8 den theologifchen Fa⸗ 
fnltäten am meiften zuſteht, eine Stimme zu haben: fo erfuchen wir 
Wohldieſelben, die Synodalberathungen mit ihrer Einficht zu leiten, 
and über den Gegenſtand derſelben ein beftimmtes Refultat herbei⸗ 
führen zu helfen.“ 4 
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Eine Rotififation gleichen Inhalts erging unter demfelben Datum 
an den Magiftrat und an das reformirte Presbyterium zu Breslau. 

Nachdem die Fakultät das an fie gerichtete Erfuchen angenom- 
men, wurde der Tag der Zufammenfunft auf den 1. Oftober fefts 
gefeßt und unter dem 7. Auguſt dem Magiftrat und dem reformir 
ten Presbyterium zu Breslau davon Kenntniß gegeben, mit ber 
Beranlaflung: 

„hiernach die Geiftlichen ihres Bezirks zu beſcheiden.“ 

Gleichzeitig erging ein Ausfchreiben an alle Superintendenten 
der Provinz, in welchem ihnen mitgetheilt wird, daß das Konſiſto⸗ 
rium, „um bie wichtige Angelegenheit der Bereinigung beider Kon⸗ 
feifionen, die in andern Theilen Deutfchlands fo glüdlicdhe Fortſchritte 
mache, auch in der Provinz Schleflen zu fördern, und wo möglid 
zu einem glüdlichen Ziele zu führen, eine Synode der dortigen theo⸗ 
logiſchen Fakultät und der Stantgeiftlichfeit auf den 1. Oktober zus 
fammenberufen habe. Da es aber ſehr wünfchenswerth erfcheine, 
daß auch andere Geiftlihe der Provinz der Berathung mit ihrer 
Einficht dienen und deshalb ihe Zutritt willfommen fein folle, fo 
würde der Superintendent von biefer Anorbnung benachrichtigt und 
ed feiner Synode überlaffen, ein Mitglied zu dieſer Zufammenfunft 
aus freier Wahl zu delegiren, und ihm die dazu etwa bienliche Ins 
firuftion zu ertheilen.“ Ä 

Auf Grund diefer Einladungen fand die Synode am 1. umd 
2. Dftober im Mufiffaale der Univerfttät zu Breslau Statt. 

Es wohnten derfelben, außer den Mitgliedern der theologifchen 
Fakultät und den Geiftlichen der Stadt Breslau, ein und zwanzig 
Abgeordnete verfchiedener Superintendenturen der Provinz und einige 
Geiftlihe als Bäfte bei. 

Die Verhandlungen derfelben find gedruckt. Wir heben aus 
denfelben hervor, daß in der Einleltungsrede des Dekans der Fa⸗ 
Fultät ausbrüdlich gefagt it, 

daß die Synode nicht auf ſolche Weife zuſammengeſetzt fei, daB 
ihre Mitglieder als Stellvertreter der Gemeinden gelten und in 
ihrem Namen handeln oder VBefchlüffe faflen fünnten, zu deren 
Annahme die Gemeinden verpflichtet wären. Sie dürfe ſich nicht 
als eine befchließende und vollziehende, fondern nur ale 
eine berathende und vorbereitende anfehenz fie Fönnte nur 
das Urtheil der Geiftlichfeit, nicht die Wünfche der Gemeinden 
ausſprechen. — Für die Gemeinden fei alfo alles durch dieſe 
Synode Herbeizuführende völlig unverbindlich; und eben deshalb 
fheine auch Fein Synodale durch die. Bedenklichkeit: ob er ohne 
Zuziehung der Gemeinde feine Erflärung abgeben könne, fich flören 
lafien zu dürfen. Er fönne feine Erflärung ohne Zuziehung der 
©emeinde. ftellen, weil er fie nur für feine Perfon, nicht aber im 
Namen der Gemeinde ausſtelle.“ | 
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* biefem Sinne erfolgten dann auch die Beſchlüſſe 2 und 3 
: Synobe. 

Die Mitglieder der Synode vereinigten fich ferner, mit Aus⸗ 
hme des in einzelnen Punkten viffentirenden Diakfonus an der 
. Elifabethlicdhe zu Breslau, Dr. 3. G. Scheibel, einftiimmig 
er eine Reihe von Fragefügen, betreffend die Autorität der Bes 
intnißfchriften, die Lehre vom heiligen Abendmahl und von der 
ädeftination, erklärten, daß fle ſich in dieſen Stüden als evans 
iſch vereinigt anfähen und willig feien, ein jeder in feinem Sreife 
: Bereinigung in diefem Sinne zu befördern. 

Das Konfiflorium ordnete den Drud der Synobalverhandlun- 
ı an, und vertheilte Abprüde davon an das Breslauifche Stadt- 
fiftorium, an die Presbyterien der reformirten Gemeinden zu 
:eölau und Glogau und an fäümmtliche Superintendenten der Pro- 
iz, um diefelben überall in den Pfarracchiven nieverlegen zu laſſen. 
ı den desfallfigen Ausfchreiben vom 18. und 25. Dftober fpricht 
8 Konfiftorium feine Freude über die Erfolge der Synode und 
: Meberzeugung aus, daß diefelbe ein fefter Punkt fein werve, von 
» aus die Einigung im Geifte auch weiter gefördert und in das 
efammtleben der evangelifchen Kirche eingeführt werden fünne. Es 
bt aber auch aufs Neue hervor, daß durch die dort abgegebenen 
rflärungen der Geiftlihen dem Glauben der Gemeinden nicht vors 
griffen werden könne, fondern daß es nun darauf anfomme, durch 
hre und Unterweifung jene Grundſätze den Gemeinden zugänglich 
machen. Zugleich geht das Konfiftorium in dem Erlaffe vom 
3. Oktober auf die von dem Dr. Scheibel, und auf die auch von 
dern Seiten auf das Ausichreiben vom 7. Auguft erhobene Be- 
nfen näher ein, und fucht Diefelben zu widerlegen. Es fomme 
genwärtig befonders darauf an, „in dem gemeinfamen Bewußtfein 
7 Kirche das Gefühl der bisherigen Trennung gegen das der Einig- 
it im Geifte durch das Band des Friedens zurüdweichen zu machen, 
odurch ſich natürlich ein erneuertes Leben in ihr entwideln und über 
18 Ganze verbreiten müſſe.“ — Bon der Richtigkeit des eingefchlage- 
m Weges aber ift vie Behörde fo fehr überzeugt, daß fie in eben 
eſem Erlafie fagt: „Wenn nun gleichwohl ein einzelner Geiftlicher 
ißerhalb der Union bleiben wolle, fo müfle ihm dies allerdings 
ei ftehen, und er möge ſich zu redytfertigen willen, wenn er fie der 
sögleichenden Zeit überlafie; fuche er fie aber zu hindern, und trete 
ihr polemifch entgegen, fo möchte er in einer ernften Selbftprüfung 
ohl nicht wor fich felbft beitehen, und zugleich der evangelifchen 
irche als ein folder erfcheinen, der wider Gott ſtreitet.“ 

Gleichzeitig mit dieſen Erlafien berichtet das Konfiftorium am 
8. Oktober 1822 an den Minifter der geiftlichen Angelegenheiten. 
Inch in dieſem Berichte drüdt es feine Freude über die Refultate 
er Synode aus, es glaubt, in Anbetracht der zahlreich verfammelten 
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Anwesenden und anderer, fchriftlich eingegangenen Adhaͤſionserklärun⸗ 
gen, diefelben als die Gefammtitimme der evangeliſchen Geiftlichkeit 
der Provinz betrachten und dem Widerfprucdhe ded Dr. Scheibel 
fein Gewicht beilegen zu dürfen; und bezeichnet e8 als die nächfte 
Aufgabe, die Unionsivee nunmehr auch in das kirchliche Leben der 
Gemeinden zu bringen, und zwar auf dem ftillen Wege der Be 
lehrung in den öffentlichen Vorträgen, durch Berathung in der Seel 
forge und befonderd durch den Konfirmandenunterricht. 

Schließlich bittet es, die Synodalverhandlungen auch zur Kennt 
niß Sr. Majeftät des Königs zu bringen. 

In dem Minifterium der geiftlichen Angelegenheiten aber Eonnte 
man die zuverfichtlichen Erwartungen des Konfiftoriums nicht theilen, 
vielmehr erfannte man von vornherein, welche Gefahren ver in Schler 
fien eingefchlagene Weg drohe. 

Es liegt ein ausführliches Votum eines hochgeftellten, und an 
der Förderung der Union vorzugsweife betheiligten Geiftlichen vor, 
welches fchon am 27. November 1822 den ganzen Gang der Ber 
handlung als einen verfehlten bezeichnet. Statt die Sache durch 
eine reale Vereinigung in einer gemeinfchaftlichen Abenpmahlsfeier 
auf den religidfen Standpunkt zu bringen, habe Bafultät und 
Synode diefelbe auf den theologifchen geftellt, und zwar auf den 
polemifch-dogmatifchen, wo die Unterfuhung über die Gegen, 
wart Des Leibes Chrifti im heiligen Abendmahl und über 
die unbedingte Gnadenwahl die Grundlage ver ganzen Ber 
handlung werde. „Wie das Konſiſtorium“ — fährt Referent fort — 
„pie theologifche Bafultät und die Synode zu Breslau in ihren Bes 
richten an das hohe Minifterium und des Könige Majeftät fagen 
können, die Union in Schleflen habe durch dieſe Verhandlungen eine 
fefte Grundlage gewonnen, die fchleitfche Geiftlichfeit fei als unit 
anzufehen, und die Aufhebung der bisherigen Kirchentrennung zwi⸗ 
fhen Zutheranern und Reformirten fei als entfchieden zu betrachten, 
weiß ich nicht mit einander zu vereinigen. Nach allen Erfahrungen, 
die ich bis jet in diefer Angelegenheit gemacht, muß ich vielmehr 
aus den angegebenen Gründen die ganze Arbeit, wie fie in den eins 
gefandten Verhandlungen vorliegt, fo fehr ich den wiflenfchaftlichen 
Sinn und den frommen Ernft, der darin ſich ausfpridht, von Herzen 
ehre, in der Hauptſache, in Hinficht auf den Zweck felbft, für miß 
lungen erflären, die, ſtatt den Unterfchien beider Konfeſſionen anfıw 
heben, venfelben, wie ich fürchte, noch hartnäckiger machen wird. — 
Ich wünſche fehr, daß ein glüdlicher Fortgang dieſer Angelegenheit 
meine Beforgniß als ungegründet widerlegen möge, aber meiner Ueber⸗ 
zeugung treu habe ich über dieſe Verhandlungen nicht anders als fo 
urtheilen Eönnen und bürfen.‘ 

Außer diefem Punkte fanden noch andere Punkte, namentlich bie 
Ausiprüde der Synode über die Bedeutung der Belenntnißfchriften, 
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and über die Suͤndhaftigkeit des Dienfchengefchlechts, Bedenken. Der 
Miniftee entfchied fi daher, die Verhandlungen Sr. Majeftät dem 
Könige nicht einzureichen, und theilte dies mittelft Verfügung vom 
12. Dezember 1822 dem Konfiftorium mit, indem er zugleich darauf 
hinwies, daß die getroffene Einleitung zum Theil einer vorgäns 
gigen höheren Genehmigung beburft hätte, (die Genehmigung vom 
38. März 1822 hatte fi) nur auf die Einladung der ſtädtiſchen 
Geiftlichkeit, nicht auch auf die auswärtigen Geiftlichen bezogen) 
und daß er ſich auch nicht mit allem, und insbefondere nicht darin 
wit den Verhandlungen einverftanden erflären Eönne, daß vie Geftalt 
des (Abendmahls) Ritus faft als etwas völlig Gleichgültiges ber 
tachtet werde. Indeſſen könne doch die Sache umfomehr in der da⸗ 
maligen Lage verbleiben, da nad; dem erklärten Willen Sr. Majeftät 
des Königs zu erwarten gewefen fei, Daß die Vereinigung der bei- 
ven evangelifchen Konfeſſionen nächſtens durch die ganze Monarchie 
den Synoden zum Gegenftande befonverer Berathung werde gegeben, 
demnaͤchſt aber der Landesſynode vorgelegt werben. 

Das Konfiftorium und die theologifche Fakultät beruhigten ſich 
bei dieſem Beſcheide nit. Das Konfiftorium führte in einem Ber 
übte vom 24. Februar 1823 weiter aus, daß die Sache der Union 
nicht in der dermaligen Lage verbleiben Fünne, fonvdern daß gewiſſe 
Schritte im Sinne der Union gefchehen müßten, namentlich die Aufs 
fung des bis dahin beftandenen Superintendenturverbandes der 
teformirten Gemeinden der Provinz und Zuweiſung der reformirten 
Gemeinden an die nächften Iutherifchen Superintendenten, und ber 
Wegfall der Benennung befonderer Befenninigichriften in den Dos 
Iationen, Konfirmationen und bei der Ordination. Ueber diefe Spezial- 
gegenflände wurde nun zwifchen dem Konftftorium und dem Mini- 
ſterium weiter verhandelt, ohne daß dieſe Verhandlungen weiter auf 
die Befchlüffe dee Synode von 1822 zurüdgehen. Nur die eine 
wichtige Thatſache verdient noch der Erwähnung, daß in den Ver⸗ 
handlungen über das Ordinationsformular ſchon in einer Verfügung 
des Minifters vom 28. Oftober 1823 ſich der Grundſatz ausgefprochen 
findet: „daß der Beitritt zur Union nidht als ein Aufs 
geben des bisherigen Befenntniffes und der Schriften, 
in welchen daſſelbe fich dargelegt findet, anzufehen iſt,“ 
ein Grundſatz, der nachmals in der Allerhöchften Ordre vom 28. Fer 
bruae 1834 faft mit denfelben Worten wiedergegeben ift. Hieraus 
wird Har, daß diefer Grundſatz nicht, wie das Stadtkonſiſtorium 
laubt, als eine fpätere, blos nothgebrungene Konzeffion an die Fon- 
lonstien Interefien angefehn werben kann, fondern daß verfelbe 
don in den erften Entwidelmgsftadien ver Union den Männern, 
welche das Vertrauen St. Majeftät des Hochfeligen Königs mit der 
Bilege dieſer Aufgabe beauftragt hatte, mit Bewußtfein vor Augen 
geſtanden hat. 

4* 
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Die evangeliſch⸗theologiſche Bafultät zu Breslau that ihrerfeits 
unter dem 4. Februar 1823 den Schritt, die Verhandlungen der 
Synode unmittelbar Sr. Majeftät dem Könige zu überreichen. Hier: 
durch fand ſich der Minifter, Freiherr v. Altenftein, bewogen, 
unter dem 10. März 1823 über die Gründe feines Verhaltens an 
Se. Majeftät zu berichten. Es heißt in dieſem Bericht: 

„Die Beitimmungen, deren die Verfügung erwähnt, um 
derenwillen ich Bedenken getragen habe, die Verhandlungen einzu: 
reichen, find theils folcye, welche ven Befenntnißfchriften der evans 
gelifchen Kirche zumwiderlaufen, theils foldhe, welche das Anfehen 
diefee Bekenntnißſchriften felbft zu entkräften fuchen. Zu ven 
erfteren gehören pag. 27 Nr. 24, 25, 26 der Verhandlungen, wo 
nicht blos den fnmbolifchen Büchern, fondern audy der heiligen 
Schrift entgegen, die Yortpflanzung der Sündhaftigfeit durch die 
phnfifche Erzeugung geleugnet und die Entftehung der Sündhaftig- 

keit als eine Sache vargeftellt wird, worüber fich die heilige Schrift 
nicht erflärt habe, und daher Feine Meinung als ausichließliche 
evangeliiche Lehre vertheidigt werden könne. Die anderen finden 
ch pag. 28, V. von den Befenntnißfchriften, wo bie Synode bie 

Bekenntnipfchriften nur in fo fern will gelten laſſen, als fle mit ver 

heiligen Schrift übereinftimmen, wodurch der individuellen Beur⸗ 

theilung ganz anheim gegeben wird, zu entfcheiden, welche von ven 
in denfelben aufgeftellten Lehrfägen annehmbar fein möchten. Rad 

Seite 25, Nr. 11 ift die Synode entfchloffen, jede Berufung auf 

Befenntnißfchriften zu vermeiden. Ich durfte von einer theologiſchen 

Fakultät wohl erwarten, ſie werde, hierauf aufmerffam gemacht, 

von felbft zu der Einfiht Fommen, daß eine Union, auf vide 

Grundfäge gebaut, und von dieſem Geifte befeelt, Ew. Majefät 

ebenfo mißfällig fein werde, als fe fich in ihren Wirfungen verbetbs 

lich ermweifen muß. Uebrigens aber glaubte ich, die Sache um fo 
mehr auf ſich beruhen laſſen zu Fönnen, da man wohl hoffen barf, 
daß die Synoden, weldye Ew. Majeftät durch vie ganze Monarchie 
in der Unionds» Angelegenheit bereits anzuordnen geruhet, dieſe 

Angelegenheit gründlicher behandeln, und dadurch die Breslauſchen 
- Verhandlungen in Vergeſſenheit bringen werben. 

Diefe fo offen liegende wohlmeinende Abſicht und die Ihe 
bewiejene Schonung hat die Fakultät nun fo gedeutet, als ob id 
ihre Leiftungen der Kenntnißnahme Ew. Majeftät hätte entziehen 
wollen. Ich ftelle ehrfurchtsvolft anheim, was Ew. Königl. Majes 
ftät deshalb zu verfügen geruhen möchten.” 

Eine fchriftliche Allerhöchfte Refolution auf diefen Bericht vom 
10. März findet fi) in den Akten nicht. Daß aber der Minifter 
über die Allerhöchſte Willensmeinung nicht in Zweifel geblieben, 
erhellt aus einer, wenige Wochen fpäteren Verfügung veflelben vom 
16. April 1823 an das Konſiſtorium zu Breslau, in welcher er 
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bemfelben fagt, daß er der evangelifch»theologifchen Kafultät die Ein, 
fendung der Synodalverhandlungen an des Königs Majeftät wohls 
meinend deshalb widerrathen, weil ee „mit der völligften Ges 
wißheit” vorausfegen Tönne, daß ſolche Beftimmungen, als bie 
Berhandlungen über die Bekenntnißſchriften, und in Verfolgung 
berfelben über die Fortpflanzung der Sünphaftigfeit enthalten, Gr. 
Najeſtaͤt höchſt mißfälig fein würden. 

Mit diefer „mit der völligften Gewißheit” ausgefprochenen Bors 
ausfegung des Minifters von der Allerhöchften Willensmeinung über 
bie fortdauernde Geltung der Bekenntnißſchriften innerhalb der Union, 
ſtimmt auch die Zeftfegung überein, welche der König ſchon das Jahr 
vor in der KirchensAgende für die Hofs und Domkirche zu Berlin 
in dem dort befindlichen Orbinationsformulare hatte ergehen Iaffen, 
fo wie der Snhalt einer, am 16. September 1822 an den Diafonus 
Nich ler in Brieg erlafienen Allerhöchſten Ordre. 

Hiermit ſchließen die amtlichen Verhandlungen über die Bres⸗ 
lauer Synode von 1822. Wir haben dieſelben dem Stadtkonſiſtorium 
in moͤglichſter Vollſtaͤndigkeit und Treue mitgetheilt, um daſſelbe in 
den Stand zu ſetzen, ſich durch eigene Prüfung von der Nichtigkeit 
ver Vorausſetzung einer kirchenrechtlichen Gültigkeit derſelben zu übers 
zeugen. In dem ganzen Verlauf der Sache findet ſich auch nicht 
ein einziger Akt, welcher dieſen Verhandlungen eine rechtliche Autos 
rität beizulegen beabfichtigte.e Wie wenig man übrigens auch in 
Breslau felbft geneigt war, diefen Verhandlungen eine maaßgebende 
Bedeutung für die Geftaltung des evangelifchen Kirchenweſens bei- 
inmeffen, beweift unter Anderm der Umftand, daß bie dortige Stadts 
verordneten⸗ Berfammlung nad) Einfidht der Synodalverhandlungen 
md der daran fich knüpfenden weiteren Borfchläge für Breslau, 
mittelft Befchluffes vom 27. Juli 1824 einfiimmig die Erklärung 
abgab, daß ihrer Meinung nad) die Union in Breslau nicht füglich 
einzuführen fei, und daß erft 6 Jahre fpäter, bei Gelegenheit ber 
Sefularfeier der Uebergabe der Augsburgifchen Konfeffton, auf Ans 
laß der Alerhöchften Erlafie vom 30. April 1830 und der Mini- 
Rerlalverfügung vom 5. Mai deſſelben Jahres (G. ©. ©. 64 u. w. 
8. Annalen Bd. 14, ©. 324), mithin auf einer von jenen Synodal⸗ 
verhandlungen durchaus verfchievenen, und mit ber fpäteren Aller 
höchften Ordre vom 28. Februar 1834 (v. K. Ann. Bd. 18, ©. 74) 
vollig im Einflange ftehenden Grundlage, die Annahme eines gemein, 
ſchaftlichen Abenpmahlsritus, als Zeichen des Beitritted zur Union, 
in den Breslauiſchen Kirchen erfolgte. 

Kaflen wir alfo das Ergebniß diefer Unterfuchung zufammen, 
fo iſt es dieſes, daß der Standpunkt, den die Breslauer Synode 
von 1832 eingenommen, nicht in Mebereinftimmung war mit der Aufs 
faflung des erhabenen Stifterd und der erften Förberer und Pfleger 
dee Union; daß den Beichlüffen der Synode in Feinerlei Weile eine 
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firchenrechtliche Autorität beigelegt worden ift; und daß ber von ihr 
bezeichnete Weg, wie damals ſchon vorausgefehn, und durch die Er⸗ 
fahrung beftätigt worden, aud) nicht als der geeignete ſich bewaͤhrt 
hat, den Frieden und die Einigkeit unter den verſchiedenen Gliederun⸗ 
gen der evangeliſchen Geſammtkirche unſeres Vaterlandes zu fördern. 
Daß die Verhandlungen der Synode alſo auch keine Baſis für 
die amtliche Wirkſamkeit der verordneten Kirchenbehörden abzugeben 
vermögen, erſcheint hiernach einleuchtend, und wird das Stadtkonfi⸗ 
ſtorium nunmehr die in feiner Erklärung vom 4. März d. J. ent 
haltene irrthümliche Vorausfegung zu berichtigen im Stande fein. 
Berlin, den 24. Auguft 1850. 


Fpangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An das Stadtfonfiftorium zu Breslau. 


V. 


Rechtliche Verhältniſſe der lutheriſchen Gemeinden 
innerhalb der evangeliſchen Landeskirche. 


— — — — 


16. 


nd 


An 
den Herren Paſtor Appuhn, Hocehriwäürben 
zu Altenhaufen, im Kr. Neuhaldensleben. 


Ew. Hochehrwürden haben in einer in Gemeinfchaft mit einer 
Anzahl von Beiftlichen und Gemeinvegliedern aus der Provinz Sachſen, 
an die vormalige Abtheilung des Minifteriums der geiftlichen Ange 
legenheiten für die inneren evangelifchen Kirchenſachen gerichteten Bor 
ftellung vom 8. April d. 3., die Beforgniß zu erfennen gegeben, daß 
die in dem Art. 12 der Berfafjungsurkfunde vom 5. Dezember 1848 
—28 — 15 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 gewählte 
Faſſung: 

„die evangeliſche Kirche bleibt im Beſitz und Genuß der fuͤr 
ihre Eultus-, Unterrichts- und Wohlthäͤtigkeitszwecke beſtimmten 
Anſtalten, Stiftungen und Fonds,“ 
eine Verdunkelung der Anrechte der lutheriſchen Kirche auf die 
für ſie geſtifteten Anſtalten, Stiftungen und Fonds zur Folge haben 
möchte, und daran die Veranlaſſung geknüpft, der Miniſterial⸗ 
abtheilung 
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„die Erhaltung des ungeftörten Befiges ber der Iutherifchen Kirche 
gehörenden Anftalten, Stiftungen und Bonds zu befonderer fchügen- 
ben Fürſorge zu empfehlen und um eine beruhigende Erklärung 
zu bitten.” ' 

Obwohl dem unterzeichneten evangelifchen Kirchenrath, welcher 
gegenwärtig an bie Stelle der Minifterialabtheilung für Die Inneren 
esangelifchen Kirchenfachen getreten ift, nach der ihm zugewieſenen 
Kompetenz eine unmittelbare Dispofttion über die kirchlichen Fonds 
nicht aufteht, fo hat derſelbe doch, in Betracht der nach $. 4 und 
$.5 Rr. 1 und 6 des neuerdings Allerhöchft genehmigten Reffort- 
Keglements für die evangelifche Kirchenverwaltung ihm geftatteten 
Senntnignahme und antheiligen Mitwirkung bei einzelnen vermögens⸗ 
rechtlichen Alten, jo wie im Hinblid auf die in Ausficht ſtehende 
finftige vermögensrechtliche Auseinanverfegung zwiſchen Kirche und 
Staat, es als eine Verpflichtung anerkannt, die hier angeregte Frage 
in forgfältige Erwägung zu nehmen und eröffnen wir ben Unters 
zeichnern der gedachten Vorftelung hiernach Folgendes: 

Es ift ein allgemeiner Rechtsgrundſatz, daß bei der Beurtheis 
lung ber rechtlichen Natur von Stiftungen, Anflalten und Bonds 
überhaupt die fpeziellen Rechtötitel, auf welche fie gegründet find, 
alfo die urfprünglichen Stiftungsbriefe, Statuten und fonflige Urs 
Inden und Feftfegungen die nächfte Duelle der Entſcheidung abgeben. 
Diefer Rechtsgrundſatz findet auch bei Firchlichen Stiftungen feine 
volle Anwendung, und ift derfelbe auch nicht durch die Art. 12 
ver Berfafjungsurfunde vom 5. Dezember 1848 und Art. 15 der 
Serfaffungsurfunde vom 31. Sanuar 1850 alterirt worden. Die 
daſſung diefer Artikel ergiebt vielmehr nur das wichtige Zugeftänd- 
niß von Seiten der Staatögewalt, daß die ewangelifhe Geſammt⸗ 
lirche in Preußen, als eine felbftftändig berechtigte Einheit und als 
befähigt anerkannt wird, alle ihre Interefien, ſowohl die des Ganzen 
als auch die Ihrer einzelnen Glieverungen, buch eine Gefammt- 
veriretung auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts geltend zu machen, 
ohne daß dadurch den einzelnen Gliederungen biefer Gefammtfirche 
das Recht verfchränft würde, unter fich diejenigen gefonderten Ges 
rechtſame in Anſpruch zu nehmen und darüber unter einander weitere 
Feſtſetzung zu treffen, auf welche vie einzelnen Glieverungen einen 
begründeten Anfpruch zu haben glauben. In viefem Sinne haben 
wie feither und werben wir ed uns auch in Zufunft angelegen fein 
affen, die Rechte der evangelifchen Geſammtkirche in Preußen und 
Mer ihrer einzelnen Glieder nad) Außen hin nad) Kräften zu vers 
reten, vorbehaltlih und unbefchadet der befonderen Rechte, welche 
in einzelnes, nad) Befenntniß, räumlicher Abgrenzung, oder fonft 
sach irgend einer Kategorie individuell geftaltetes Glied der Gefammt- 
ie Frl die einzelnen Vermögensſtücke geltend zu machen im Stande 
ein möchte. | 
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Der allgemeine Grundſatz wegen Aufrechtbaltung der beſor 
Stiftungsbedingungen ift aber, fo weit unfere Kenntniß reicht, 
fchon in früherer Zeit, vor Emanation der Berfafiungsurfunde ; 
mäßig beobachtet, und namentlich nicht durch den in den I 
1817 bis 1830 erfolgten Beitritt vieler Gemeinden zur Union, 
auch durch die zehn Jahr früher, durch die Verordnungen 
16. und 26. Dezember 1808 ( Gefebfammlung von 1806 — 
©. 361 und 464) erfolgte Aufhebung der konfeſſionell geſon 
Provinzials und oberften Kirchenbehörden, und Einfegung eine 
meinfchaftlichen Provinzial» und oberften Kirchenregiments für 
SKonfeffionen, aufgegeben worden. Es ift vielmehr auch inn« 
Diefer Perioden der Grundſatz feftgehalten worden, daß die fü 
der beiden Konfeffionen geftifteten Fonds ihrer fliftungsmäßigen 
wendung verblieben find, und hat eine Konfufion der urſprü 
gefonderten Stiftungen und Bonds zu einer gemeinfchaftlichen 
mögensmafle nicht ftattgefunden. Dabei ift jedoch gleichzeiti, 
Grundfag feftgehalten worden, daß, da der Beitritt zur Unic 
Aufgeben des bisherigen Glaubensbefenntniffes nicht bedeutet, 
diefem Beitritte zur Union auch Fein Grund entnommen werden 
einer reformirten ober Iutherifchen Gemeinde, oder einer geifl 
oder weltlichen Kirchen⸗ oder Schulftelle um dieſes Beitritts 
den bisherigen Genuß der an die reformirte oder Tutherifche 
feffton gefnüpften Stiftungen, Schenfungen, oder anderweiti 
worbener Bortheile zu entziehen. Diefer, aus der authentifche: 
Härung der Bedeutung des Beitritts zur Union in der Allerhi 
Ordre vom 28. Februar 1834 mit Nothwendigkeit ſich ergı 
Grundjag, ift überdies noch in der Allerhöchſten Ordre vom 30. 
1830 (8. S. S. 64) ausdrüdlich gefeglih anerfannt worden 
ftehen beide Allerhöchſte Erlaſſe in dem genaueften inneren 3 
menhange. 

Außer denjenigen kirchlichen Anſtalten, Stiftungen und 
nun, welche ausdruͤcklich für das reformirte oder für das luth 
Bekenntniß geſtiftet, und dem betreffenden Bekenntniſſe auch ı 
Folge mit der Maßgabe verblieben ſind, daß die urſprüngliche 
nahmeberechtigten durch den von ihnen nachmals erklärten 8 
zur Union ihres Theilnahmerechts nicht haben verluſtig gehen ki 
beſtehen aber innerhalb der evangeliſchen Geſammtkirche noch bei 
liche Bonds, welche nicht mit Rückſicht auf eine einzelne Konf 
fondern allgemein für die Gefammtbenürfnifje der evangelifchen . 
in Preußen geftiftet find. Dies gilt namentlid von den vorhan 
evangelifch »Firchlichen Centralfonds, welche foweit uns befannt 
gefammt erft in der Zeit nach dem Jahre 1808 und ohne ein 
ziele Bezugnahme auf eine einzelne Konfeflion gegründet find. 
diefe Fonds hat daher, dem oberften leitenden Rechtsgrundſa 
folge, Feine der beiden evangelifchen Konfeflionen ein ausſchließ 
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oder ein quantitatio begrenztes Anrecht, fondern müflen biefelben, als 
ein Eigenthum ber Gefammtlirche, durch die Geſammtbehoͤrden ders 
felben und zum Beften der Gefammtheit, fliftungsmäßig verwendet 
werben. 

Es Tann daher in Anfehung der in der Vorſtellung vom 
8. April ec. ausgefprochenen Bedenken im Allgemeinen nur auf bie 
hier entwidelten beiden Rechtsprinzipien verwiefen werben, und müflen 
wir es den fpeziellen Anträgen der legitimirten Perfonen überlafien, 
unter Beibringung der Beweisftüde auf diejenigen Fälle aufmerkſam 
m machen, in welchen ein Abweichen von jenen Rechtsgrundſäutzen 
Rattgefunden haben follte. Wir werden e8 dankbar erfennen, wenn 
vie Glieder der Kirche uns im alle des Berürfniffes mit weiteren 
thatfächlichen Daten verfehen, fei e8 um die Rechte der Geſammt⸗ 
ficche, fei e8 um die Rechte eines einzelnen Theiles verfelben zu ers 
mitteln und zu vertreten. 

Berlin, den 29. Juli 1850. 


Evangeliſcher Oberkirchenrath. 
v. Uechtritz. 


17. 


Ew. Hochwürden haben, in Gemeinſchaft mit einer Anzahl von 
Geiſtlichen und Gemeindegliedern dortiger Provinz, unter dem 4. Juni 
d. J. eine Vorſtellung an des Königs Majeſtät gerichtet, in welcher 
Sie, unter Darlegung der Ihrer Beobachtung entgegengetretenen kirch⸗ 
lichen Nothſtaͤnde in der Provinz, ſchließlich darum bitten: 

daß das Hochwürdige Konſiſtorium gu Poſen, mit Ausnahme des 
Biſchofs der reformirten Unitätögemeinden, Dr. Siedler, als eine 
tein Tirchliche Behörde anerfannt und von demfelben die offene 
Erklärung gegeben werde, daß ed auf dem runde des evange⸗ 
liſch⸗lutheriſchen Belenntnifies ftehe, und lediglich von dieſem 
Grunde aus und nach den Vorfchriften und: im Geifte dieſes Bes 
kenntniſſes die Lutherifche Kirche der Provinz aufbauen, leiten und 
ſchirmen werde. 

Des Könige Majeftät hat diefe Immediat-Vorftelung ohne 
weitere Allerhöchfte Beftimmung an den Herrn Minifter der geifts 
lichen ıc. Angelegenheiten abgeben zu laflen geruht, von. welchem 
wie diefelbe, unter dem Anheimgeben geeigneten Befcheives, empfans 
gen haben. 

Wenn wir auf den Inhalt diefer Immediat-Borftelung im 
Einzelnen näher eingehen, fo erfennen wir es zunächft mit Ihnen 
als ein unabweisbares Bedürfniß an, daß das Verhältniß der bie 
Kirche leitenden Behörden zu den Stantsbehörden in Das Klare ger 
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fest, der rein Firchliche Charakter der Erfteren feftgeftellt werde, und 
eine Suborbination derfelben unter die Drgane der Staatsgewalt 
in nehung auf das der Kirche zuftändige Gebiet in Feiner Weile 
ftattfinde. | 

Hierzu gewährt, abgefehen von der inneren Berechtigung ber 
Kirche felbft, auch das in Art. 15 der Berfaffungsurfunde vom 
31. Januar d. 3. enthaltene Anerfenntniß der Staatsgewalt den Has 
ren Rechtstitel. 

Es liegt jedoch in der Natur der Sache, daß die Auseinander: 
fegung des auf einer breihundertjährigen Gefchichte ruhenden ers 
hältnifies zwifchen dem Staate und der evangelifchen Kirche, und 
die Begründung der Einrichtungen in der letzteren auf felbfiftänbis 
gen Rechtsgrundlagen, nicht das Werf eines einfachen Bollziehungss 
aftes fein kann, ſondern daß es dazu einer forgfältigen Erwägung 
jedes einzelnen Punftes und eines ftufenweifen Vorfchreitens bedarf. 
Sn diefem Sinne ift durch den inzwifchen ergangenen Allechöchften 
Erlaß vom 29. Juni d. J., deffen Motive gleichfalls der Deffent 
lichkeit übergeben find, ein erfter Schritt geichehen, und wird das 
weitere Fortfchreiten auf der beiretenen Bahn unverrüdt im Auge 
behalten werben, um vie evangelifche Kirche in den Zuftand der 
Selbftftändigfeit gelangen zu laſſen, welchen das Staatsgrundgefeh 
ihr verbürgt, und deſſen Herftelung nicht minder im Intereſſe des 
Staates felbft, ald in dem wohlgegründeten Rechte der Kirche Liegt. 

Was ſodann die Stellung der firdyenregimentlichen Behörden zu 
den Befenntniffen und den auf dieſe Bekenntniſſe gegründeten Gemein 
den -anbetrifft, fo müffen wir Ew. Hochwürden und die Mitunter 
zeichner der Vorftellung auf dasjenige verweilen, was wir in uns 
ferer in die Deffentlichfeit gelangten und unzweifelhaft auch Ihnen 
befannt geworbenen Verfügung vom 28. Auguft v. J. an das Kös 
nigliche Konſiſtorium zu Stettin darüber erflärt haben. Es erhellt 
aus dieſer Erklärung, daß die Firchenregimentlicdhen Behörden als 
die rechtliche Grundlage ihres Verhaltens in Beziehung auf das 
Bekenntniß, fofern nicht fpezielle Nechtstitel in Beziehung auf 
einzelne Gemeinden ein Anderes beflimmen und fordern, Tebiglid 
die Allerhöchfte Kabinetsordre vom 28. Februar 1834 zu betrachten 
haben, und daß fie vemgemäß den Bekenntnißſtand der Gemeinden, 
anf welchen viefelben gegründet find, ſchuͤtzen und aufrecht halten 
werben, ohne jeboch dabei den in verfelben Allerhöchſten Ordre be 
zeichneten Geift ver Mäpigung und Milde zu verleugnen, welder 
die Verſchiedenheit der Lehrpunfte der andern Konfeffton nicht mehr 
als den Grund gelten läßt, ihr die äußere kirchliche Gemeinfchaft 
zu verfagen, und ohne einer Verbrängung dieſes Geiftes in denjeni⸗ 
gen Gemeinden, in welchen verfelbe zum Bewußtfein und Ausdruck 
gelangt ift, Vorſchub zu leiſten. 

Diefe Erklärung vom 28. Auguſt v. 3. iſt auch dem König 
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lichen SKonfiftorium in dee Provinz Pofen zugegangen, und haben 
wir feinen Anlaß, anzunehmen, daß dafjelbe ſich mit dieſem Grund⸗ 
fage nicht in völliger Uebereinftimmung befinden follte. Insbeſon⸗ 
bere vermögen wir nicht zu beurtheilen, ob der von Ihnen erwähnte 
Beicheid des Königlichen Konftftoriums an bie Geiftlichen des Frau⸗ 
ſtaͤdter Kirchenfreifes mit diefen Grundfägen nicht im Einflange ftehen 
follte, da derfelbe uns nicht vorliegt, und wir bei bem Mangel einer 
näheren Bezeichnung dieſes Beſcheides und der daraus zu entneh⸗ 
menden Bebenfen auch Feine Beranlafjung genommen haben, von 
dem Königlichen Konfiftorium einen eingehenden Bericht über ven» 
felben zu erfordern. 

Die Firchenregimentlichen Behörden erkennen es hiernach nicht 
nue als ihre Pfliht an, den befenntnigmäßigen Beftand der Ges 
meinden aufrecht zu erhalten und zu ſchützen, fonbern fie geftehen 
andy denfelben das Recht zu, in den fie betreffenden kirchlichen Ein- 
richtungen den beftimmten Ausdruck vieles ihres Bekenntniſſes in 
Anfpruch zu nehmen, fofern dies nur ba, wo es ſich um eine Vers 
änderung beſtehender Einrichtungen handelt, als das einmüs 
thige Berlangen der Gemeinde fid) Fund giebt. Dagegen können 
die firchenregimentlihen Behörden fich nicht Dazu verftehen, die bes 
ſtehenden Einrichtungen in einer Gemeinde unter Widerftreben eines 
größeren oder geringeren Theiles berfelben auf Andringen eines 
andern Theils zwangsweife umzugeftalten, felbft wenn die Antrags 
Rellee in diefer Veränderung nur eine nothwendige Konfequenz des 
ufprünglichen Befenninißftandes zu erfennen glauben; vielmehr wird, 
wenn die Einführung allgemeinerer, organiicher Veränderungen in 
den die Gemeinden unmittelbar betreffenden Einrichtungen gründlich 
erwogen werden fol, hierzu jedenfalls der Zeitpunft zu erwarten 
fin, wo die Kirche durch eine georbnete Gliederung in größeren 
oder Eleineren SKreifen in den Stand gefegt fein wird, hierüber in 
eine umfaſſende Erörterung einzugehen. . 

Wenn daher Ew. Hochwuͤrden es beklagen, daß in Beziehung 
auf die Ausftellung der Vofationen und Konfirmationen der Geift- 
lihen in den Iutherifch gegründeten Gemeinden der Provinz, fo wie 
in Beziehung auf das Ordinationsverfahren eine gleichmäßige, uns 
jweifelhafte Hinweiſung auf die Iutherifchen Bekenntnißſchriften vers 
mißt werbe, fo fann die Stellung der firchenregimentlichen Behörden 
und ihrer einzelnen Glieder, ohne Unterfchien ihres perfönlichen Bes 
kenntnißſtandes, nad) den beftehenden Vorfchriften hierin nur dieſe 
fein, daß fie denjenigen Gemeinden, welche auf eine folche beftimmte 
Hinweiſung und Verpflichtung einen Werth legen, desfalls ein Ges 
nüge verichaffen; fie vermögen aber nicht in die Forderung einzu- 
sehen, daß die fpezielle Verpflichtung auf die Iutherifchen Bekennt⸗ 
nißſchriften auch bei denjenigen. lutheriſch gegründeten Gemeinden 
von Kirchenregimentswegen eingeführt werben müfle, bei denen dies 
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bisher nicht üblich gewefen und bei denen ein eimmüthiges Verlan⸗ 
gen nach einer Abänderung des beſtehenden Verfahrens nicht Fund 
geworben iſt. Vielmehr werben biefelben in folchen Gemeinden bas 
beftehende Herfommen in dieſen Stüden fo lange zur Richtfchnur 
ihres amtlichen Thuns nehmen müſſen, bis entweder durch ein be 
rechtigtes Verlangen der Gemeinde felbft, ober durch einen allgemeis 
nen Aft der kirchlichen Gefebgebung ein Anderes bedingt fein wirh, 
unbefchabet des fiiftungsmäßigen Bekenntnißſtandes der Gemeinde. 

In gleicher Weife haben die beftehenven Kirchenbehörven fich bei 
der Prüfung der Kandidaten an das beftehende Prüfungsreglement 
vom 12. Februar 1799, welches von dem vormaligen Tutherifchen 
Oberkonſiſtorium entworfen und von Sr. Majeftät dem Könige ge 
nehmigt worden ift, zu halten, und dürfen biefelben nicht nach ein 
feitiger Machtvollkommenheit den Grundcharafter deſſelben verändern. 

Wenn wir hiernach und in gleicher Weife die Provinzialkirchen⸗ 
behörden in ihrem amtlichen Thun überall den beftehendeu Rechts 
zuftand zum Grunde legen, und zu jeder Veränderung in demſelben 
nur unter firengfter Wahrung aller rechtlichen Momente die Hand 
zu bieten vermögen, fo find wie doch weit davon entfernt, die tiefen 
Schäden zu verfennen, an denen auch unfere Kirche leidet, und 
deren Heilung wir in ernftem Gebete auf dem Herzen tragen. Ins⸗ 
befondere theilen wir den Schmerz treuer Geiftlichen und Gemeinde 
gliever über die Zerrüttungen, welche auf der einen Seite der Abfall 
nach der Seite des Unglaubens hin, auf der andern der Kleinmulh 
ſolcher Glieder der Kirche anrichtet, welche an der Möglichfeit einer 
Heilung ihrer Gebrechen verzweifeln. Aber wir Fünnen nicht die 
Meberzeugung gewinnen, daß die von Ihnen vorgefchlagene Erfiä 
rung und eine Umgeftaltung der Firchenregimentlichen Grundſaͤtze in 
dem von Ihnen anfcjeinend beabfichtigten Sinne das Mittel fein 
würden, um Einheit und Feftigfeit in unferer Kirche wiederherzu⸗ 
fielen. Vielmehr müflen wir den Grund der vorhandenen Uebel 
in tieferen Urfachen fuchen, als allein in den Irrungen, weldye in 
Folge der feit 1817 angeftrebten Union beider SKonfeffionen hervor 
getreten find, wie denn dieſelben auch in den Kirchen anderer Laͤnder, 
in welchen eine folche Union niemals beabfichtigt worden, nicht minder 
erfichtlich find. 

Was insbefondere die Zufammenfegung der Eentral- und ber 
Provinzialliechenbehörden anbetrifft, fo ift dieſelbe nady der beftes 
henden Berfaffung eine ſolche, daß die einzelnen Mitglieder derſel⸗ 
ben nicht ein jedes nur für einen einzelnen Theil der evangelifchen 
Geſammtkirche zur Fürforge berufen wäre, fondern daß jedes ber 
felben für die verfchiedenen in ihr berechtigten Befenntniffe und Glie⸗ 
derungen mit gleicher Gerechtigkeit zu forgen verbunden iſt. Diele 
Art der Zufammenfegung rührt fchon aus dem Jahre 1808 her, 
aus einer Zeit, in welcher damals Land und Volk dem Untergange 
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nahe waren, und in welcher man eine energifche Zufammenfaffung 
aller Sträfte als nothwendig erfannte, um beides wieder zu retten. 
Die Allerhöchften Veroronungen vom 16. und 26. Dezember 1808 
Geſetzſamml. von 1806 — 10. ©. 361 u. 464.) und andere gleich- 
zeitige gefchichtliche Zeugniffe laſſen dies deutlich al8 den Grund ers 
fennen, weshalb damals die früher beftandenen gefonderten Eentral- 
md Provinzialbehörben für das Iutherifche und das reformirte Kir⸗ 
henwefen aufgehoben, und die Angelegenheiten beider SKconfeffionen 
einer gemeinfchaftlichen Leitung übertragen wurden. Erſt fpäter, vom 
Jahre 1817 ab, folgten darauf die zur Herbeiführung einer Ver⸗ 
änigung der Bekenniniſſe felbft unternommmenen Schritte. 

Diele Einrichtung, welche unter dem Drange einer ſchweren Zeit 
entftanden ift, bat gegenwärtig bereits über vierzig Jahre gedauert, 
und es haben ſich unter ihr Verhältnifie gebildet, welche eben auf 
dee Borausfegung einer ſolchen gemeinfamen Fiechlichen Leitung in 
ven provinziellen und in ber oberften Firchlichen Behörde beruhen, 
und eine Zerlegung verfelben in zwei Eonfeffionelle Beftandtheile nicht 
thunlich erfcheinen laſſen. Es find Gemeinden ehtftanden, fei es durch 
eine Bereinigung früher getrennt gewefener Konfeſſtonsgemeinden, fei 
8 durch Neugründung, welche nicht ausfchließlid auf dem Boden 
des Iutherifchen oder des teformirten Befenntniffes ftehen; es find 
Inftitute und Bonds gegründet worden, welde ein Gigenthum der 
Geſammtkirche find und auf welche die einzelne Konfeffion Fein indi- 
viduelles Anrecht hatz im ganzen Provinzen, in Rheinland und in 
Vetphalen, beruht der Zufammenhang der dortigen kirchlichen Ins 
fitutionen auf einem durch organifche Schöpfung georpneten Zuſam⸗ 
mentreten ber verſchiedenen Eonfeffionellen Elemente, in gleicher Weife 
hat in den evangelifch-theologifchen Fakultäten des Landes eine kon⸗ 
feffionelle Abgrenzung und Abſchließung aufgehört, und es hat endlich 
in vem Glauben vieler lebendigen Wahrheitözeugen, fowohl unter 
den Vertretern der Wiffenfchaft, als auch unter Geiftlichen und Ge- 
meindegliedern, das Evangelium von Chriſto eine Geftalt gewonnen, 
daß fie die in ihnen lebendig geworvene Wahrheit nicht auf die Aus⸗ 
(hließlichkeit eines der beiden Befenntniffe zurüdzuführen vermögen, 
jondeen diefelbe nur in einer Zufammenfaflung beider, als verfchies 
dener und ſich ergänzender menſchlicher Ausdrucksweiſen für Die Eine 
göttliche Offenbarung wieberzufinden im Stande find. 

Wir Fönnen diefen Zuftänden, die wir bei dem Antritt unferes 
Amtes in unferer Kirche thatfächlich vorgefunden haben, uns nicht 
verfchließen, und würden glauben, allen biefen im Vertrauen auf 
den bisherigen Beftand einer evangelifchen Gefammtficche und einer 
Befammivertretung verfelben in den oberen Kirchenbehörben entftan- 
denen Verhältnifien den bisherigen Boden ihrer Berechtigung zu ent- 
jiehen, wenn wir darauf eingehen wollten, uns unmittelbar auf die 
vor dem Jahre 1808 beftandenen Einrichtungen wieder zurückzuver⸗ 
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fegen, oder auch nur auf Antrag von Mitgliedern der einen Kon⸗ 
feffton diefer einen beftimmt begrenzten Antheil an der Zufammen- 
fegung der kicchlichen Behörden anzumeifen. Weit entfernt, die Kirche 
in den ihr obliegenden fchweren Kämpfen dadurch zu feitigen und zu 
flärfen, würben wir vielmehr beforgen, einen Riß in fie hinein zu 
bringen, deſſen Bolgen wir und nicht zu verantworten getrauen. 
Ew. Hochmürden wollen hieraus die Gründe erfehen, welde 
uns hindern, die von Ihnen und ihren Freunden geftellten Anträge 
und anzueignen. Vielmehr werden wir auf der bisher von und 
betretenen Bahn fortfahren, die organifche Gliederung der Kirche 
mit den zur Zeit beftehbenden oberen kirchlichen Drganen zunächſt 
auf der Stufe der Gemeinvebildung, und von da auffteigend zu 
umfaflenderen Einrichtungen, wozu namentlih auch die Gründung 
fonodalifcher Verbände gehören wird, aufzubauen, ehe die in ber 
Grundverfaffung der oberen kirchlichen Behörben felbft eiwa win 
fhenswerthen Veränderungen zum Austrage gebracht werben Fönnen. 
Berlin, den 14. Oftober 1850. 


Der Evangelifche Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An den Heren Superintennenten Gerlach Hochwürden 
zu Wolftein im Großherzogthum Bofen. 


VL 
Heilighaltung der Sonn⸗ und Felttage 





18. 


N? 


Gutachten, 
bes evangeliſchen Oberkirchenraths Fl die Hellighaltung der Sonn: um 
age. 


Am 17. Suli d. J. hat in Gnadau in der Provinz Sachſen 
eine Berfammlung von evangelifchen Geiftlidhen und Gemeindeglie⸗ 
dern zur Berathung für Sonntagsheiligung ftatt gehabt. 

Diefe Berfammlung hat an des Königs Majeftät eine Bor: 
ftellung gerichtet, in welcher fie bittet, 

Allergnädigft dem hohen Staatsminifterium befehlen zu wollen, 
daß einerfeitd die von Staatöwegen begangenen fchreienden Sonn 
tagsentheiligungen abgeftelt und andererſeits den immer entſchrel⸗ 
Fender einreißenden Sonntagsentheiligungen im bürgerlichen Leben 
mit dem von Gott der Obrigfeit gegebenen Schwert der Gerech⸗ 
rechtigfeit gefteuert werde. | 
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Des Könige Majeftät hat hierüber unfer Gutachten zu erfor 
dern geruhet. Wir geben dafielbe in Nachftehendem hierdurch ab. 

Die vorliegende Betition ift zunächft nicht eine vereinzelte That: 
ſache. Es Liegen uns in diefem Augenblide nod) drei andere Pe⸗ 
titionen aus Halle, Elberfeld und Hörter an der Wefer, Ähnlichen 
Inhalts vor. Eine vierte aus Litthauen mit zahlreichen Unterfchriften 
von Geiftlichen, Lehrern, Gemeindevorſtänden und Landbefigern ver- 
fehene, ift vor Kurzem durch unfere Hände gegangen, und an das 
Konfiftorium zu Königsberg gefendet worben, um die darin bezeich- 
neten Thatfachen näher Fonftatiren zu laſſen. 

Diefe Petitionen find aber felbft nur wieder einzelne Zeugnifje einer 
in dee evangelifchen Kirche, nicht blos in Preußen, fondern aud) durch 
das übrige Deutfchland erwachfenen tieferen Bewegung für die Heilig- 
haltung des Sonntags. Diefe Bewegung Enüpft ſich vornehmlidh an 
ven im September v. J. zu Wittenberg gehaltenen evangelifchen Kirchen⸗ 
tag. Durch die daſelbſt gehaltenen Vorträge ift in weiteren Kreifen 
das Bewußtſein wieder erwedt worden, daß die öffentliche Achtung 
des Sonntags eine Lebensfrage ift für Kirche und Staat. Diefes 
Bewußtfein hat fich feitvem weiter und weiter verbreitet. Auf allen 
Vaftoralfonferenzen, und in freien Firchlichen Vereinen ift über vie 
Sonntagsfrage weiter verhandelt worden. An einigen Orten 5.2. 
in Gnadau und in Dölig bei Stargard in Hinterpommern, hat man 
größere Berfammlungen ausjchlieglich für den Zwed der Beförderung 
einer würbigen Sonntagsfeier abgehalten. Es find neue DBereine 
gegründet worden, zur Förderung dieſes Zwecks. Anfprachen an die 
verſchiedenen Klaffen der Bevölkerung find an verfchiedenen Orten, 
z. B. in Poſen, Breslau, Königsberg, in Gnadau, Elberfeld, Bre- 
men, Hamburg, im Großherzogtum Baden und anderen Orten ers 
laſſen worden; in der Provinz Sachſen ift eine eigene Monatsfchrift 
für Sonntagsheiligung gegründet; Schriften über biefen Gegenftanv 
find zahlreich verbreitet; die englifche Preisfchrift „die Perle ver 
Tage” ift in 5 oder 6 verfchievenen veutfchen Ueberſetzungen ge⸗ 
druckt und in taufenden von Eremplaren abgeſetzt; auch in Deutfch- 
land find an mehreren Orten PBreife für dergleichen Schriften aus- 
gefegt und vertheilt worden, und die periodiſche Preſſe, nicht allein 
bie Firchliche, fondern auch die politifche, wendet Diefem Gegenftande 
in fleigennem Maße ihre Aufmerkfamfeit zu. 

Der Stand der Dinge ift hiernach ein anderer geworden als 
er e8 vor dem Jahre 1848 war. 

Zwar hat aud) vor diefer Zeit die Gefeggebung die Wichtigkeit 
einer Aufrechthaltung der öffentlichen Achtung vor den Sonn- und 
Befttagen erfannt, und es find feit dem Jahre 1837 in allen Res 
gierungsbezirken theils die beſtehenden Verordnungen erneuert, theils 
neue erlaflen worden; die Synoben in ben weftlichen Provinzen und 
bie außerorbentlichen Kreis: und Provinzialſynoden in den Jahren - 
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1843 und 1844 in den öftlihen Provinzen haben wieberholt und 
dringend auf diefen Gegenftand hingewielen; einzelne Stimmen haben 
gebeten und gewarnt. Aber alle diefe Bemühungen fanden in weite 
ren Kreiſen feinen Anklang. Ein Verſuch, bier in Berlin einen 
Perein für Sonntagsheiligung zu gründen, verfümmerte, und bie 
Berorpnungen der Behörden wurden mehr als eine läftige Befchrän 
fung der natürlichen Freiheit, denn als ein Schug der chriſt⸗ 
lichen Freiheit, am flebenten Tage zu ruhen und feinen Gott dienen 
zu dürfen, empfunden. 

Die regere, felbfifländige Bewegung für die Heilighaltung. 
des Sonntags, welche ſich gegenwärtig zeigt, iſt eine Frucht ber 
Jahre 1848 und 1849. Die fchweren Gerichte, welche Gott in 
diefen Sahren über unfer Vaterland gefendet, haben es alle tiefer 
Blidenden erfennen gelehrt, daß die ungefcheute Verachtung des 
einen göttlichen Gebots: 


„Du folft den Feiertag heiligen!” 


auch die Achtung vor jeder andern göttlichen und menfchlichen Orbs 
nung untergräbt, und die DVergleihung mit England, auf deſſen 
innere Zuftände die eigene Roth und die Entwidelung des politiſchen 
Lebens in unferm Lande die Blide mehr als fonft lenken mußten, 
hat e8 erkennen gelehrt, welchen Segen der Gehorfam gegen bas 
göttliche Gebot durch alle Lebensverhaͤltniſſe hindurch wirft. 

Für den Ehriften wird, wenn es fi um die Sommtagsfrage 
handelt, das entſcheidende Gewicht immer auf der Kraft jenes goͤn⸗ 
lichen Gebotes ruhen. Aber auch von der politifchen Seite her auf⸗ 
gefaßt, erfcheint die Heiligkeit des Sonntags als eines der wirkſam⸗ 
ften Erziehungsmittel, um den Sinn für Ordnung und Gefeh, für 
Zudt, Treue und Gehorfam im ganzen Volke zu ftärken und zu 
beleben, und fein Staatsmann, welcher für die innerften geiftigen und 
fittlihen Kräfte des Volkslebens ein Auge hat, wird die tiefe Be 
deutung der Sonntagsheiligung verfennen. | 

Sitten und Gewohnheiten eines Volkes, gute und böfe, Laffen 
fi) nicht mit einem Schlage umkehren. Ein jedes fittliche Verderben 
im Volke ift langfam und von Generation zu Oeneration aufge 
wachen, und in gleicher Weife find die Tugenden eines Volkes er 
die Frucht langer Uebung. Wir dürfen nicht hoffen, die Vernach⸗ 
läffigung des Sonntags, die wir unter Vornehmen und Geringen in 
unferm Bolfe finden, durd einen einzelnen Akt in das Gegentheil 
umzuwandeln; aber die Regierung des Staats muß fid) des Ziele 
und der Aufgabe bewußt fein und mit Umficht und Beſonnenheit, 
aber auch mit Entichievenheit und Feſtigkeit zu deſſen Erreichung 
vorſchreiten. Ihre Pofttion ift heut zu Tage eine ganz andere und 
weit günftigere, als fie es vor dem Jahre 1848 war, denn fle darf 
gegenwärtig bei allen Schritten, die fie zur Wiederherſtellung ber 
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Sonntagsfeler thut, auf eine Bundesgenoffenfchaft in dem cheiftlichen 
gerne des Volkes reinen, während fte foldye vor dem Jahre 1848 
in finden nicht fiher war. Ihre Gegner werden jeht nur noch die⸗ 
ee fein ‚ welche überhaupt jeder Fräftigen Zucht und Ordnung 


erftreben. 

Wie viel ein feſtes und ausdauerndes Verfahren der Regierung 
ı bewirken vermag, zeigt uns die Gefchichte unferes eigenen Vaters 
mbes. In den Schreden des dreißigjährigen Krieges war eine 
erwilberung der Sitten über Deutfchland und insbefondere auch 
yer die brandenburgifche Lande hereingebrochen, wie fie kaum zu 
nee andern Zeit finttgefunden hat. Es ift und ein Zeugniß davon 
ifbewahrt, in der Denkfchrift, welche der Neumärkiſche Kanzler 
m dem Borne dem Kurfürften Friedrich Wilhelm den Großen 
i feinem Regierungsantritt im Jahre 1640 überreichte. Aus ihr 
fehen wir, daß der Tag des Herrn ſich damals völlig. in das 
egentheil verkehrt hatte, und daß fein Tag der Woche bei Hoch 
id Niedrig fo fehr allen Lüften gewidmet war, als gerade ver 
onntag. Gegen diefes Unweſen fhritt der Kurfürft durch ſtrenge 
elaffe vom 10. Juli 1649, 22. Februar 1676 und 1. Mär; 1683 
n, welche von feinen Nachfolgern Friedrich I. und Friedrich Wil⸗ 
Im I. wieberholt erneuert und eingefchärft wurden, und eine Um⸗ 
be der öffentlihen Stimmung in dem Maße bewirften, daß troß 
tr Diffolution, welde in der zweiten Hälfte des vorigen Jahr⸗ 
mderts einzuireten begonnen hatte, noch im erften Sahrzehend des 
genwärtigen Jahrhunderts die Einrichtung von Frühfonzerten an 
m Sonntag Morgen in Berlin Unwillen erregte, und nur unter 
re Bedingung geftattet wurde, daß Feine andern als geiftliche Mes 
dieen geipielt wurden, und dag man dem Philofophen Fichte die 
yaltung Öffentlicher Vorträge an ven Sonntag Vormittagen unterfagte. 

Die Mittel nun, deren ſich die Staatsregierung bedienen Fann, 
m dem neu erwadhten Verlangen nach einer ernfteren SHeilighals 
ng des Sonntags zu Hülfe zu fommen, find zweierlei: 

1. Regative, durch Verbote und Beflrafungen von Sonntags- 

flörungen, und 

3. Pofitive, durch eigenes Beifpiel. 

: Was zunächft die negativen Schugmittel durch Verbot und 
Strafe anlangt, fo- ift fchon oben bemerkt, daß in Folge der Aller- 
öchften Ordre vom 7. Februar 1837 in allen Regierungsbezirfen 
Berorbnungen zum Schuge der Sonntagsfeier erlaflen find. 

Diefe Verordnungen bezwecken im Allgemeinen ven Schuß der 
Stunden des Gottesdienſtes gegen äffentlichen Lärm umd Störung, 
nd Vermeidung von Aergerniß durch öffentliche Arbeiten. Sie 
ürften für diefen Zwed im Wefentlichen genügen, wenn fe überall 
ut Ernft nnd Nachdruck gehandhabt werden. In diefer Beziehung 
ird aber häufig Klage geführt. Wir haben daher ſchon unter 
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dem 18. März d. 3. Veranlaffung genommen, den Heren Minifer 
des Innern um die firenge Handhabung diefer Borfchriften eindring ' 
lich zu bitten, und wiederholen wir bier diefe Bitte. Außerdem haben : 
wir in diefen Tagen, bei der von uns geforderten Begutachtung } 
eined neuen Strafgefeges für die Preußifchen Staaten Darum gebeten, ; 
Uebertretungen der beftehenden Sonntagsordnungen ausprädlid ı 
als ſtrafbare Uebertretungen mit zu bezeichnen, um auf folde : 
Weiſe einestheild die Handhabung derſelben gegen nahe Tiegende 1 
Zweifel über die fernere Geltung der Sonntagsordnungen zu fichern, & 
anderntheild ein öffentliches Zeugniß der Staatögewalten für die ı 
Heilighaltung des Sonntags hervorzurufen, und Fönnen wir and ! 
diefe Bitte hier nur wiederholen. F 
Zugleich ſprechen wir endlich unfere Ueberzeugung und unler ü 
beftimmte Abfiht aus, mit Hülfe des neu in das Leben tretenden 
Inſtituts der kirchlichen Gemeinderäthe Fräftig dahin zu wirken, u 
daß in den Gemeinden felbft durch Glieder aus ihrer Mitte, ie r 
vorfommenden Sonntagsentheiligungen zur Anzeige und Rüge ge ! 
bracht werben. E 
Für die bürgerliche Gefehgebung auf dem Gebiete der Som⸗ v 
tagsheiligung ift aber noch ein zweiter Gefichtspunft vorhanden, ı 
der in den beftehenden Verordnungen, wie uns fcheint, noch nid E 
genug in das Auge gefaßt worden ift. 
Die Ruhe des fiebenten Tages ift nicht blos eine Pflicht de ! 
Gehorfams gegen das göttliche Gebot, ſondern iß zugleich ein w 
Segen, ein Recht und eine Freiheit des Ehriften. Diefe hrib * 
liche Freiheit zu fchügen, ift der Staat und deſſen Geſetzgebung br & 
rufen. Es wäre widerfinnig dem Stante zu imputiren, als wo ıı 
oder folle er Gottesverehrung erzwingen. Aber dafür zu forgen x 
ift dee Staat allerdings berechtigt und verpflichtet, daß feine eiß & 
lichen Bürger durch Nichts gehindert werden, am fiebenten Tage % 
zu ruhen und ihren Gott zu dienen, und fo des göttlichen Segen 
der auf diefem Gebote Liegt, theilhaftig au werben. 
Die Befeitigung diefer Hinderniffe wird ſich num nicht allein : 
darauf zu beichränfen haben, daß die öffentlichen Störungen bei ! 
gottesdienftlichen Zeiten verboten und geftraft werben, fonbern.fl w 
wird auch darauf ausgehen müffen, die direkte oder invixefte Noͤthi⸗ 
gung zur Arbeit am Sonntage, welche gegenwärtig in fo viel® | 
Lebensyerhältnifien geübt wird, möglichft zu befeitigen. Wir erinnert c 
hier an die zahlreichen Fabriken, welche Sonntags wie Werfellag u 
fortarbeiten, an den doppelten und dreifachen Dienfl, den das Per ı 
fonal der Eifenbahnen an Sonn⸗ und Feſttagen zu verrichten hal, ı 
an die Wochenmärfte an den Sonntagen, an die Unfitte, daß in bie F 
fleinften Werkftätten hinein in der Nacht vom Sonnabend zu Sons ı 
tag und am Sonntag Morgen mit verboppelter Anftrengung ge ı 
arbeitet wird, um die im letzten Augenblide gemachten Beftellungen ı 
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nur noch zu Sonntag Mittag oder Nachmittag fertig zu liefern. 
Eben dahin gehört auch die aus den Landgemeinden vielfach laut 
werbende Klage, daß die herrfchaftlichen Dienftleute und Tagelöhner 
bie Woche über im Dienfte ihrer Herrfchaft fo ausfchließlich bes 
ihäftigt find, daß ihnen zur Bearbeitung des zu ihrem Unterbalte 
angewiejenen Stück Landes nur allein der Sonntag übrig bleibt. 

Diefer. Punkt greift tief in das fociale Gebiet hinein. Bon 
allen Anftrengungen, welche die Gefebgebung zu Gunften ver ar- 
beitenden Klafien machen fan, wäre dies die einfachfte, Teichtefte 
und wirkfamfte, denfelben ven fiebenten Tag der Ruhe ficjerzuftellen, 
weil fie ihnen das einzige Kapital das fie befiten, ihre Förperliche 
Kraft und die Ruhe und Heiterfeit des Geiftes erhält. So lange 
diefes Kapital durch allerlei Sonntagsentheiligung ſyſtematiſch ab- 
forbirt wird, wird jedes andere Opfer und jede andere Wohlthat 
nicht Durchgreifenn helfen können. Es ift eine durch aufmerffame 
ärztliche Beobachtung in Amerifa außer Zweifel geſetzte Thatſache, 
daß die menfchliche Arbeitskraft, wenn ihr nicht die regelmäßige Ruhe 
des fiebenten Tages gegönnt wird, ſich vor der Zeit verzehrt, und 
daß die unausgefebte Arbeit zulegt eine fieberhafte Anfpannung 
erzeugt, welche phyſiſch und pſychiſch gleich verderblich wirft, und 
den Arbeiter aus der Erfchöpfung durch Arbeit nur in neue Aufs 
regung und Erſchöpfung durch wilde Genüffe treibt. 

Die Berehtigung des Staats in diefer Beziehung auch in 
die induſtriellen VBerhältnifte ſchützend einzugreifen, ift nicht in Zweifel 
au ziehen. Hat dody der Staat aus Gründen der Humanität und 
des Öffentlichen Wohls die Verwendung von Kindern in der Fabriken⸗ 
arbeit geregelt; wie follte er nicht einen gleichen Schuß den er- 
wachfenen Arbeitern angedeihen laſſen vürfen? Es ift das allgemeine 
Berlangen, die Lage der arbeitenden Klafjen zu verbeflern, fei es, daß 
berzliches Mitgefühl die Einen, fei es, daß Furcht vor dem Unger 
heuer des Sozialismus die Andern treibt. Die Regierung wird 
daher, wenn fie bie Frage zugleich von dieſer Seite auffaßt, und 
ihre Schritte zur Erhaltung der Sonntagsruhe für den Arbeiter 
duch thatſächliche Belege zu fügen weiß, trog bes fich entgegen- 
Remmenden Eigennuges einzelner Arbeitsunternehmer, der Zuftimmung 
bad ganzen befieren Theils der Nation gewiß fein dürfen. 

Wir find nicht in der Lage in diefee Richtung hin bereits be- 
ſtimmte VBorfchläge machen zu können. Es gehört dazu ein uns 
faffenderes Material, als es uns in dieſem Augenblide zu Gebote 
ſteht. Aber die Nothwendigkeit, die Gefeßgebung in diefer Richtung 
bin zu vervollfommnen, haben wir hier ausfprechen müſſen und 

fen wir daran die Bitte: 

daß die Aufmerkfamfeit der Regierung ſich auch dahın richten 

möge, vornehmlich den arbeitenden Klafien ihre chriftliches Ans 

recht auf die Ruhe des fiebenten Tages durch geeignete Maaß⸗ 
Br 
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regeln gegen Wilffür, Eigennug und Unfitte der Arbeitgeber zu 
fügen. 

Das zweite Mittel durch welches die Regierung für bie 
Heilighaltung des Sonntags zu wirken im Stande ift, ift die po⸗ 
fitive Macht des Beifpiels. 

Mir legen auf diefes Mittel ein noch höheres Gewicht, als 


auf die Verbots⸗ und Strafgefege des Staats. Ja diefe Verbot ' 


und Strafgefege werben erft Dann recht lebendig werben, wenn fi 
nicht blos als todter Zwang nad außen hin wirken, fondern wenn 
dem Bolfe offenbar wird, daß vor Allem diejenigen, von denen das 
Geſetz ausgeht, ſich demfelben als einer höheren Lebensorbnung 
willig unterorbnen. 

In diefer Beziehung wird noch viel gebeffert werben Fönnen 
und gebefjert werden müffen. 

Der innere Dienft in den Bureau's der öffentlichen Behörden 
geht am Sonntage meift, wenn auch nicht denfelben wie an Wochen 
tagen, fo doch immer einen fehr lebhaften Gang; auf den König 


lichen Salinen wird, wie wir uns aus früheren Vorftellungen er⸗ 
innern, am Sonntage wie am Wochentage forigearbeitet; der Dient 


auf den Poften erleidet am Sonntage Feine Unterbrechung, und über 
die Abhaltung der Landwehrübungen und Kontrolfverfammlungen 
an den Sonntagen ift feit Jahren vie lebhafteſte Befchwerbe ger 
führt worden. 

Wir verfennen nicht, daß dies alles abzuftellen, tief eingewurzel⸗ 
ten Gewohnheiten gegenüber fehr große Schwierigfeiten haben wird. 
Für unmöglich aber können wir es nicht erachten, wenn wir auf 
das Beifpiel Englands und Nordamerifa’s bliden. Und je größe 
die Schwierigkeiten find, defto größer der Segen. Erſt dann wirb 


es dem ganzen Volfe bewußt werben, daß der Sonntag in Babes 


heit etwas Heiliges ift, wenn die Regierung nicht mehr bloß durch 
Verorpnungen und Verfügungen redet, fondern wenn fie vor allen 
Dingen ſich felbft in eine ernftle Zucht und Gehorfam gegen dad 
göttliche Gebot nimmt, und durch ihr lebendiges Beiſpiel zum 
Volke fpricht. | 

Es kommt in diefem Stüde vor Allem nur auf. ven ernſten 
Willen und Entfhluß der Regierungsbehörben ſelbſt an. Es be 
darf für fie Feines Gefeges und Feiner Zuſtimmung der Kammern; 
fie haben in den Befchränfungen, die fte fich felbft auferlegen, frei 
zu handeln, und feine Macht kann fie zwingen, etwas zu thun, wad 
fie al8 wider das göttliche Gebot und wider das Gewiſſen ftreitend 
erfannt haben. Der Segen aber, der aus einem muthigen Ext 
ſchluſſe und einer Fräftigen Durchführung ſolcher Selbſthülfe für vie 
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Regierung, für das ganze Volk, für die Achtung derfelben im Iw 


und Auslande hervorgehen wird, ift nicht zu berechnen. 
Kleinere Stagten find hier mit gutem Beifpiele vorangegangen. 
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Im Großherzogtum Baden, welches freilich den bittern Kelch ver 
Entfremdung von göttlicher und menfchlicher Ordnung bis zur Neige 
sat ausleeren müflen, ift vor Kurzem ein Rundfchreiben des Minis 
terd des Innern an alle Amtsvorftände ergangen, in welchem auf 
ie NRothwendigfeit hingewiefen wird, den religiöfen Sinn im Volke 
ieber zu Fräftigen und das Firdhliche Leben zu heben. Namentlich 
ei Dies in Beziehung auf die Beier des Sonntags erforderlich, und 
8 wird daran bie beftimmte Weifung gefnüpft, die noch häufig vor: 
ommende Sonntagsarbeit in den öffentlichen Kanzleien in Zukunft 
änzlich abzuftellen. 

Wir können diefen Gegenftand nicht verlaflen, ohne als Belag, 
yie fehr eine ernftere Betrachtung der Sache auch bei unfern öffent: 
ichen Autoritäten Noth thut, des verderblichen Beifpield zu gedenken, 
zelches der Magiftrat von Berlin felbft in diefem Punkte gegeben 
at. Im Jahre 1848 find auf Koſten der Stadt ftähtifche Fort⸗ 
ildungsanftalten errichtet worden, in denen Lehrlinge und Gefellen 
a Sonntagvormittagäftunden von 8 bis 1 Uhr in nüglichen Kennt: 
iffen unterrichtet werben. Diefe Einrichtung hat folchen Zudrang 
efunden, daß ſchon gegen Ende des Jahres 1849 über 500 Zög—⸗ 
inge eingefchrieben waren. Die Theilnehmer müſſen ſich verpflichten, 
en Unterricht vier Jahre nad) einander unausgefegt zu beugen. 
im Anfang diefes Jahres hat der Magiftrat diefe Einrichtung aufs 
teue allen Meiftern, Lehrherren, Erziehern und Schulvorftehern 
ringend empfohlen. 

Mir zweifeln nicht daran, daß dieſe Einrichtung von der ftähti- 
ben Behörde in der wohlwollendften Abficht getroffen iſt, und find 
vet Davon entfernt, den Gewinn gering achten zu wollen, den die 
Zerbreitung nütlicher Kenntniffe in allen SKreifen des Volks zu 
bhaffen vermag. Aber wir beflagen es tief, daß dieſe Einrichtung 
en Stempel der Nichtachtung des Gottesdienftes thatfächlih an der 
Stirn trägt, daß die jungen Leute grunbfäglich vier Jahre lang 
em öffentlichen Gottesdienfte entfremdet werden, und daß vor Allem 
ie Gemeindebehoͤrde der Etadt damit ein öffentliches Zeugniß ab- 
efegt hat, daß gemeinnüßige Kenntniſſe, als Lefen und Schreiben, 
— 2* und franzöfiſch, mehr nüge feien, als Gottes Wort. 

Dem Vernehmen nad hat man zwar in neuefter Zeit dieſen 
Nangel dadurch zu erfegen gefucht, daß in den Fortbildungsfchulen 
on 8 618-9 Uhr ein Vortrag über die Grundlehren des Chriften- 
hums gehalten werde. Daß aber durch eine foldye Einrichtung, 
on der wir nicht wiflen, wie fie gehanphabt wird, der moralifche 
Eindruck nicht verwiſcht wird, den wir als den verberblidhen be- 
Ingen, daß nämlich der öffentliche Gottesdienſt und die Predigt des 
wangeliums durch die verorbneten Diener der Kirche gering ge- 
ıchtet werbe, liegt zu fehr auf der Hand, als daß es hiefür nod) 
ines näheren Beweifes bedürfte. Wir find nicht authentiſch davon 
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unterrichtet, welche Früchte dieſe Berti hung einen geiragen haben, 
und welcher Geift fih in dem Zufammenfein der Zöglinge berfelben 
offenbart, aber wir haben nicht unterlaffen dürfen, gegen dieſe Ein 
richtung, nachdem ſie zu unferer amtlichen Kenntniß gediehen, end | 
fhiedenen Einſpruch zu erheben, und wir können aud —— 
unterlaſſen, unſere Ueberzeugung von der Verderblichkeit d 
zu wiederholen. 4 
Unſere Bitte geht hiernach ſchließlich dahin, 
dag die Behörden unſeres Landes, die höchſten wie die niehelg 7 
fien, die Meberzeugung von der Unerläßlichkeit einer Wiederhe 
ftelung einer ernſten Sonntagsfeier gewinnen, und das eigene 
Beifpiel ald das wirkſamſte Mittel dazu erfennen, beugen 
aber eine Einftelung der Sonntagsarbeit in allen Zweigen be 
öffentlichen Dienftes und der unter öffentlicher Leitung Reben 
Arbeiten ſich zur Aufgabe ftelen und herbeiführen wollen. 
Berlin, den 26. September 1850. 


Mer Evangeliſche Oberkirchenrath. 





v. Uechtrit. 

VI. 
Verhältniß der evangeliſchen Landeskirche zu andern 
Religionsgemeinſchaften. 

19. - 


Dem Königlichen Konfiftorium theilen wir anliegen Abſchin 
einer Verfügung zur Kenntnißnahme mit, welche die Herren Miniſtet 
der geiftlichen 20. Angelegenheiten, des Innern und der Juſtiz unten | 
29. 9. Mies. an das Oberfirchenfollegium der von der Evangelifde z 
Landeskirche fich getrennt haltenden Zutheraner in Betreff der Be = 
erdigung von zu letztern gehörigen Perfonen auf Kirchhöfen war 
gelifcher Gemeinden, erlaffen haben. 
Berlin, den 30. Oftober 1850. 


Epangelifcher Oberkirchenrath. 
An fümmtliche Königliche Konfiflorien. v. Uechtritz. 


Anlage. 


Auf die Vorftellung des Oberfirchenfollegiums vom 23. Mai d. J. 
betreffend die Beerbigung der zu der Gemeinfchaft ver getrennten 
Lutheraner gehörigen Gemeindeglieder auf ven Kirchhöfen evange⸗ 
liſcher Pfarrgemeinden, 


1 


yellen wir bemfelben anliegend Abſchrift einer von dem mitunterzeichneten 
Rinifter Der geifllichen Angelegenheiten an ven Prediger Marfellle zu Rot⸗ 
wen ergangenen Verfügung vom 13. Februar d. J., welche anfcheinenn 
i der gegenwärtigen Vorflellung VBeranlaflung gegeben.bat, zur Kenntniß- 
ihme mit, indem wir Hinzufügen, daß wir auf Grund des $. 189. IH. I. 
Ik. IL des A. L. R. und zwar für ermächtigt und verpflichtet halten, ven 
Ksbern Ihrer kirchlichen Gemeinfchaft, in Ermangelung eigener Begräb- 
Epläge, nötbigenfalld auch auf den Kirchhöfen anderer Kirchengemeinden 
w anflänbiged und ehrliche Begräbnig von Stantöwegen zu verfchaffen, 
8 wir aber baraus feine Ermächtigung für und herzuleiten vermögen, 
e evangelifchen Kirchengemeinden wider ihren Willen Dazu zu zwingen, 
5 fie, wenn fie dies nicht von freien Stüden gewähren, auf ven in ihrem 
um befindlichen Kirchhöfen ven Zutritt der getrennt=Tutherifchen 
ichen und die Berrichtung geiftlicher Handlungen auf venfelben geftatten. 
Berlin, ven 29. September 1850. 


ver Miniſter ver geiftlichen sc. Der Minifter des 
Angelegenheiten. Innern. Der Juſtizminiſter. 
v. Ladenberg. v. Manteuffel. Simons. 

In das Oberkirchenkollegium der von ber 


vangelifchen Landeskirche fich getrennt 
baltenden Lutheraner zu Breslau. 


20. 


Dem Königlichen Konfiftorium theilen wir anliegend Abſchrift 
ner von den Herren Miniftern der geiftlichen Angelegenheiten und 
es Innern erlaflenen Eirfularverfügung vom 19. v. Mts. 
betreffend das Ausfcheiden von Mitgliedern von Kirchengemeinden 
aus ihrem bisherigen Gemeindeverbande und die Abwidelung ihrer 
bisherigen rechtlichen Beziehungen, 

vw Kenntnißnahme mit. 

Durch die Beſtimmung ad 1. wird der Zweck erreicht werben, 
aß die Vorftände evangelifcher Kirchengemeinden von ſolchen Aus- 
itten, mögen biefelben nun in Gemäßheit des 8. 17 der Verordnung 
om 30. März 1847, oder in Folge des Uebertritts zu einer andern 
tiechengemeinfchaft erfolgen, in Zufunft fihere Kenntniß erlangen 
verdenz; durch die Beflimmungen ad 2 und 3 wird den Aus- und 
Ichertritten, denen fein anderes Motiv zum Grunde liegt, als das 
Berlangen, fich einer augenblicklichen kirchlichen Leiftung zu entziehen 
vorgebeugt werben. | 

Berlin, ven 17. Dezember 1850. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 
v. Uechtritz. 
An die Königlichen Konfiflorien. 
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Anlage 
Ueber ven Austritt von Mitglienern beſtehender kirchlicher Gemein⸗ 


haften aus dem bisherigen Verbande einer anerfannten Kirchengemeinde, 


welcher nach ven $$. 2, 41, 42. Th. DI. Tit. IL des Allgem. Landrecht 
in Berbindung mit $. 17. der Verordnung vom 80. März 1847 und Ar 
tifel 12 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 einem Jeden ve 
fommen freifteht, haben kürzlich Berashungen mit dem Herrn Ju 

flattgefunden, ald deren Ergebniß wir der Königlichen Regierung folgende 
Grunpdfäße, welche in specie die vermögensrechtliche Auseinanderſetzung des 
Ausfcheidenden mit feiner früheren Gemeinde betreffen, zur Nachachtun 
hierdurch mitteilen. 


mu m — 22 


u. 0 mt 


Nach den zur Anwendung kommenden allgemeinen gefehlichen Beſtimmm- 


gen in dem $.182 qq. Th. II. Tit.6 des A.L. R. muß nämlich der Ausſcheidende 

1. feinen Austritt dem Vorſtande der Gemeinde, welche er verläßt, ge 
börig anzeigen ($. 183); 

2. er muß diefen Austritt resp. die vermögensrechtliche Wirkung deſſel⸗ 

ben bis auf einen Zeitpunkt verfchieben, wo die Vortheile und Laftım 


ver bisherigen Verbindung am füglichften gegen einander abgemogen - 


werben können ($. 184); 
3. und indbefondere wird ver Ausfcheivende (nach $. 185) wenn er bi 


Vortheile eines Jahres ganz oder zum Theil bereits genoflen hat, ° 
vor Ablauf dieſes Jahres nicht anders austreten können, ald wen - 


er auch alle in dieſes Jahr fallende Laften entrichtet hat, ober bie 
Gemeinde dafür entſchädigt. 


Daraus folgt, daß der Vorſtand einer anerkannten Kirchengemeinde 


in der Regel noch für die Dauer desjenigen Jahres, in welchem ihm bei 
Austritt eined ihrer Mitglieder angezeigt worden, ven vollen Betrag der 


auf der Gemeinvemitglienfchaft beruhenden Laften und Leiftungen zu fordern 


berechtigt fein wird, und daß die Löſung des biöherigen Firchlichen Verbandes 


in vermögensrechtlicher Beziehung erft mit dem Ende dieſes Jahres eintritt, 


Berlin, den 19. November 1850. 


Der Minifter der geiftlichen Unterrichts⸗ IR 
und Mebizinalangelegenheiten. Der Miniſter des Inne, 
v. Ladenberg. v. Manteuffel. 
An fümmtliche Königliche Regierungen. 


21. 

Dem Königlichen Konfiflorium theilen wir anliegend Abſchrift 
eines von dem Herrn Suftizminifter unter dem 23. Oftober d. J. 
erlaſſenen Referipts, betreffend die Form der Austrittserflärungen 
aus der Kirche, zur Kenntnißnahme und Beachtung in vorkommen 
den Fällen mit. 

Berlin, ven 19. Dezember 1850. 


Der Evangelifche Oberkirchenrath. 
An das Königliche Konfiftorium zu N. v. Uechtritz. 


an euer 
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Anlage 


Aus einer Mittheilung des enangelifchen Oberkirchenraths Hat ber 
JZuftizminifter erſehen, daß das Königliche Appellationdgericht die Aufnahme 
iner Erklärung des Austritt aus der Kirche abfeiten eines Theils der 
Bemeinde zu Rothenburg deshalb für unzuläffig erachtet hat, weil vie 
Ertrahenten fich von ven Glaubenslehren der evangelifchen Kirche Toszufagen 
ücht gefonnen feien, vielmehr nur aus dem Konfiftorialverbande austre⸗ 
en wolien. 

Mit diefer Urt der Auffaffung kann ſich der Suftigminifter nicht ein⸗ 
srftanden erklären, da dad Geſetz den Gerichtsbehörden ganz allgemein bie 
Pflicht auferlegt, die Austrittserflärungen aufzunehmen, ohne venfelben 
hierbei eine Prüfung der Gründe zu geftatten, aus welchen der Austritt 
mö der Kirche beabfichtigt wird. In der Verordnung vom 30. März 1847 
wird nirgends zwifchen ven inneren Gründen, melche das Dogma betreffen, 
und äußeren Gründen, welche fich auf die Ausübung des Kirchenregimentd 
beziehen, unterfchieven und es wird nirgends beſtimmt, daß in dem einen 
Falle der Austritt geftattet, in dem andern verweigert werben fol. Im 
Begentheil wird der Natur der Sache gemäß ganz allgemein angeorbnet, 
daß wer überhaupt, alfo aus welchem Grunde dies auch immer ſei, aus 
ver Kirche austreten wolle, dies unter gewiſſen im 6. 17 a. a. O. näher 
beftimmten äußeren Formen erflären müfle Der Richter hat viefem Ver⸗ 
langen zu entfprechen, ohne daß er befugt wäre, auf eine ‘Prüfung ver 
Gründe des Austrittd einzugehen ober Unterſcheidungen aufzuftellen, welche 
ben Geſetze fremd find. Falls demnach wirklich um Aufnahme einer Er» 
Härung des Austritts aus der Kirche gebeten wird, fo if dem Antrage 
Rattzugeben, ohne daß vie Gründe, auf welchen ver Antrag beruht, einer 
Prüfung unterworfen werben fönnen. Anders verhält ed fich aber, wenn 
nicht um Aufnahme ver Austrittserflärung aus der Kirche, fondern nur 
md dem Konfiftorialverbande gebeten wird, wie dies hin und wieder ge⸗ 
Küchen if. Ein Antrag dieſer letztern Art ift geſetzlich unzuläffig und 
zurückzuweiſen, da die Verordnung vom 30. März 1847 ein Verbleiben in 
der Kirche ohne Anerkennung des Kirchenregimentd nicht kennt, und ein 
ſolches Verhältnig auch infofern ganz undenkbar ift, ald zu dem Begriff 
ber Kirche das Kirchenregiment als die äußere Organifation berfelben we⸗ 
ſentlich gehört. 

Das Königliche Appellationdgericht Hat Hiernach für die Zukunft bei 
erneuerten Anträgen zu verfahren und das Kreiögericht zu Grüneberg mit 
Anweifung zu verſehen. 

In der vorliegenden Angelegenheit wird es bei ven getroffenen Ent⸗ 
ſcheidungen einftweilen um fo mehr bewenden Tönnen, als bie Antragfteller 
ſelbſt, nachdem ihnen die Bereutung ihres Antrags Elar geworben, den⸗ 
felben nicht weiter verfolgen zu wollen fcheinen. 

Berlin, den 23. Oftober 1850. 

Der Iuftizminifter. 
Simons. 
An das Koͤnigl. Appellationsgericht zu Glogau. 
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22. 


nt 


Ew. Wohlgeboren haben unter dem 20. v. M. eine Vorftellu 
an das dortige Königliche Konflftorium gerichtet, in welcher € 
über eine von dem Prediger Detroit in Beziehung auf die Konf 
mation Ihres Sohnes Robert angeblich begangene Willfür fich ! 
fhweren und um Schub in Ihren Rechten bitten. Das Königli 
Konfiftorium hat diefe Vorftelung uns überreicht und uns die w 
tere Veranlaſſung anheimgegeben, da dafjelbe mit dem ıc. Dein 
in Feiner amtlichen Beziehung mehr ftehe. 

Nach der eigenthümlichen Stellung, weldje der ıc. Detroit ıı 
die Gemeinde in neuerer Zeit der evangelifchen Landesfirche und d 
Behörden derfelben gegenüber eingenommen haben, fehen aber au 
wir und außer Stande, in dieſer Angelegenheit irgend etwas ; 
veranlaffen. 

Es ift Ihnen befannt, daß der ıc. Detroit in Folge der vr 
ihm befundeten Losſagung von dem apoftolifchen Glaubensbekenn 
niffe im Jahre 1847 zur Verantwortung gezogen, und duch R 
folut des Königlihen Konfiftoriums vom 4. Auguft 1847 fein 
Amtes ald Prediger der franzöfifch-reformirten Gemeinde zu König 
berg entfeßt worden iſt. Gegen dieſe Entfcheidung legte der ıc. D 
teoit den Rekurs bei dem Minifter der geiftlichen Angelegenheit 
ein. Ehe aber noch darüber entfchieden war, fagte ſich die © 
meinde, nachdem fie fchon früher, mit Verwerfung des apoſtoliſch 
Glaubensbekenntniſſes, ein neues Befenntniß aufgeftellt hatte, fi 
auch thatſächlich von der Autorität der evangelifchen Kirchenbehör 
der Provinz los, und inftituirte den ꝛc. Detroit eigenmächtig wie 
in feine Funktionen. Unter dem 27. Mai 1848 hob der Staaten 
nifter Graf v. Schwerin, geftüst auf bie in der Verordnung ve 
6. April 1848 $. 5 enthaltene Beftimmung: 

„Die Ausübung ftaatsbürgerlicher Rechte ift fortan von dem re 
giöfen Glaubensbekenntniß unabhängig” 
das Refolut des Konfiftoriums vom 4. Auguft 1847 wieder auf. 

Das Konfiftorium hat in diefer Verfügung des Minifters nid 
Anderes ald einen Akt der Stantsgewalt erkennen können, deff 
Wirkung zwar die Firchliche Behörde zu hindern nicht vermocht fx 
welcher aber auch nicht im Stande gewefen ift, die Grundlage d 
Glaubens und des Befenntnifjes, auf welchem die gefammte eva 
gelifche Kirche unferes Vaterlandes ruht, zu vernichten. Das Ko 
fiftorium bat daher, da es das ihm anvertraute Kirchliche Aufficht 
amt nicht anders als im Glauben an die großen Thatfachen d 
göttlichen Dffenbarung, weldye das apoftolifche Glaubensbekenntn 
bezeugt und an weldhem alle hriftlichen Kirchen feither feftgehalt 
haben, zu führen vermag, fich nicht ferner für berufen halten kö 
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nen, mit einem Geiſtlichen und einer Gemeinde in amtlicher Bezie⸗ 
hung zu bleiben, welche diefe Thatfachen verleugnet und der geord- 
neten Kirchenbehörde den Gehorſam aufgefündigt haben, und gegen 
weichen mit der Strenge der Firdhlichen Disziplin zu verfahren bie 
Kirchenbehörde durch einen Aft der Stantögewalt gehindert worden ift. 
Wir können diefer Auffaffung des Konftftoriums nur beipflich⸗ 
ten, unb fehen wir und außer Stande, eine kirchliche Einwirfung 
in Beziehung auf den ıc. Detroit und defien Gemeinde zu üben, fo 
lange die und und der ewangelifchen Kirche unferes Landes heiligen 
Grundthatſachen und Grundwahrheiten des chriftlichen Glaubens von 
ihnen verworfen und unfere Autorität von ihnen nicht anerfannt 
werden. 

In diefer Ueberzgeugung fehen wir uns um fo mehr befeftigt, 
als auch die gefammten übrigen franzöftfch-veformirten Gemeinden 
des Landes vor Kurzem unaufgeforbert eine Erklärung dahin abge 
geben haben, 

baß die Gemeinde in Königsberg in neuefter Zeit auf Anftiften 
ihres Predigers Detroit in Bekenntniß, Gottesvienft und Der 
waltung Grundſätze angenommen habe, welche mit denen der 
Discipline des Eglises r&form&es de France fo entfdieden im Wis 
derſpruche ftehen, daß ihre früheren Schweftergemeinven fie fortan, 
und bis fle zur gefunden Lehre zurückgekehrt, nicht mehr als eine 
nei mähig organifirte franzöfifch-reformirte Gemeinde anerkennen 
nnen. 

Wir fehen uns hiernach außer Stande, auf eine nähere Prüs 
fung Ihrer Beſchwerde einzugehen. 

Berlin, den 19. September 1850. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An den Königlicgen Regierungs⸗Kanzleibeamten 
Herrn Fraiſſinet Wohlgeboren zu Königsberg in 
Preußen. 


23. 


Der Vortrag des Königlichen Konftftoriums vom 18. Septem- 
bee d. J., den Mitgebraud; der dortigen deutfch-reformirten Kirche 
Seitens der fogenannten freien Gemeinde betreffend, ift von dem 
Herrn Minifter der geiftlihen Angelegenheiten an und zur reflort- 
mäßigen Erledigung abgegeben worden, und wir würden barauf 
anch alsbald das Geeignete erwiedert haben, wenn wir nicht zus 
vörderft dem unterm 9. ej. m. von dem Königlichen Konfiftorium 
verlangten Berichte über die in der fogenannten freien Gemeinde 
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angeblid; von einem jungen Mediziner vollgogene Taufhandlung ent- 
gegengejehen hätten. Zwar erwarten wir Diefen Bericht noch immer; 
indefien erfcheint die weitere Hinausfegung unferer Entfcheidung in 
der vorliegenden Frage weder flatthaft noch nöthig, und wir nehmen 
daher nicht länger Anftand, und mit der Anficht des Königlichen 
Konfiftoriums vollkommen einverftanden zu erflären, daß der dafigen 
fogenannten freien Gemeinde die Mitbenugung der deutfch reformirten 
Kirche nicht weiter nacdhgegeben werben dürfe. 

Ganz abgefehen von der Form, in welcher, und von den Per 
fonen, durch welche die in den chriftlichen Glaubensgemeinfchaften 
dem geiftlichen Amte zuftehenden Handlungen bei der fogenannten 
freien Gemeinde vollzogen worden find, liegt e8 am Tage, daß bie 
Umftänve ſich weſentlich werändert und die VBorausfegungen ſich nicht 
erfüllt haben, unter ‚denen vor zwei Jahren das Kircjenregiment 
den Maforitätsbefchluß beftehen Tieß, weldjer den Genoffen jener 
Gemeinde die Pforten des der deutfchsreformirten Gemeinde gehoͤ— 
renden Gotteshaufes Hffnete. 

Jedenfalls aber haben die fogenannten freien Gemeinden gegen 
die evangelifche Landesfirche und ihr Befenntniß, ja gegen das Evan- 
gelium felbft eine fo negirende Stellung eingenommen, daß es nid 
weiter als eine That der allgemeinen brüderlichen Liebe, fondern als 
eine ſchwere Verlegung der dem eigenen Glauben fchuldigen Treue 
betrachtet werben müßte, wenn evangelifche Gemeinden die ihrem 
eigenen religiöfen Bedürfniſſe gewidmeten Räume dazu hergeben wol 
ten, daß in ihnen unter dem Namen der religiöfen Freiheit Wider; 
hriftliches und Widerevangelifches gelehrt und geübt werde, und 
ohne allen Zweifel liegt dem evangelifchen Kirdyenregimente ob, da, 
wo ed bedauerlicher Weife Noth thun möchte, den mit ihm verbun 
denen Gemeinden zum lebendigen Bewußtfein zu bringen, daß ihr 
Eigenthumsrecdht an die ihnen zugehörigen Gotteshäufer nicht weiter 
reiht, als der Zweck, für welchen dieſe Andachtsſtätten von ihnen 
jelbft oder von glaubendtrenen Vorfahren errichtet worden find. 

Da nun überdies nicht nur von Seiten der Mehrheit des geift- 
lichen Minifteriums der rveformirt=deutfchen Kirche in Königsberg 
einer weiteren Weberlaffung derſelben an bie fogenannte freie Ges 
meinde widerfprochen wird, fondern auch ein Theil der zur gedach⸗ 
ten Kirche gewiefenen Gemeinde an diefer Benugung ihres Gottes⸗ 
haufes notorifh großen und begründeten Anftoß nimmt, und, wenn 
derſelbe wirklich auch jetzt noch die Minderheit bilden follte, mit 
vollem Rechte fordern Fann, die aud) ihnen zugehörigen Andachts⸗ 
ftätten nicht einem ihrem rvechtöbeftändigen Befenntniffe und ihrem 
evangelifchen Bewußtfein widerſtrebenden Gebrauche überliefert zu 
feben: fo ermächtigen und refp. beauftragen wir das Königliche Kon⸗ 
fiftorium hierdurch, das Geeignete ungeſäumt einzuleiten, damit bie 
mehrgenannte Kirche, unter Ausfchluß der fogenannten freien Ges 
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meinde, ihrer ftiftungsmäßigen Benugung für die beutfch -reformirte 
Gemeinde allein zurüdgegeben werde. 
Berlin, den 8. November 1850. 


- Evangelifcher Oberkirchenrath. 
v. Uechtritz. 


An das Königliche Konfiftorium zu Königsberg 
in Preußen. 


VIII. 


Beſteuerung. 





24. 


Die Mitglieder der evangeliſchen Synode Tangermünde benach⸗ 
tihtigen wir auf die an ung gerichtete Vorftellung vom 20. Auguft 
d. J. hierdurch, daß wir wegen der in Ausficht geftellten Befteue- 
rung der Firchlihen Grundftüde mit dem Herrn Finanzminifter in 
Kommunifation getreten find. 

Die uns hierauf zu Theil gewordene Erwiederung theilen wir 
bier in Abfchrift mit. 

Iſt hiernach ein gänzliches Fallenlaſſen der Befteuerung der 
kirchlichen Grundſtücke gleich nicht zu erwarten, fo läßt Doch das⸗ 
jenige, was uns über die Zulänglichfeit der vorläufigen Ermitte⸗ 
lungen anderweitig zur SKenntniß gekommen ift, nicht vermuthen, 
daß mit der Ausführung diefes Planes fchon in der nächſten Zeit 
der Anfang gemacht werden möchte. 

Es bleibt hiernach den kirchlichen Snterefienten noch Frift, um 
die Modalitäten einer für die kirchlichen Grundftüde zu befürwor- 
tenden billigen Rüdficht- in den Grundfägen der Veranlagung faf- 
tfch näher vorzubereiten, und wegen der Art und Weife einer zu 
bewilligenden Entſchädigung nähere Erörterungen anzuftellen, und 
erden wir auch an unferem Theile, innerhalb ver nach $. 4 des 
Reſſortreglements uns zugemeflenen Befugniß, mit allen Kräften 
dahin zu wirfen bemüht fein, drohende Berlufte von der Kirche ab» 
menden oder doch zu mildern. 

Berlin, den 14. November 1850. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 
v. Uechtritz. 
An die Mitglieder der evangeliſchen Synode Tangermünde. 
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Anlage. 

Dem evangeliſchen Oberkirchenrath erwiedere ich auf das gefällige 
Schreiben vom 7. d. Mts. ergebenſt, daß, nachdem die Aufhebung der 
Grundſteuerfreiheit der Kirchen⸗ und Pfarrlaͤndereien in Folge des Geſetzes 
vom 24. Februar d. J. bereits erfolgt iſt, nur noch die Frage, ob und event. 
welche Entſchaͤdigung den betreffenden Kirchen und Pfarren für pie ihnen 
entzogene Grundfteuerfreiheit zu gewähren fein dürfte, in Gemäßheit des 
Schlußpafius des 6. 1 einer beſonderen gefeglichen @rörterung vorbehalten 
if. Vor Einficht ver Nefultate der jebt flattfindenden Grundſteuerveran⸗ 
Tagung Tanın aber dieſſeits ein Beichluß über vie meitere Behandlung vieler 
Sache nicht gefaßt, vielmehr vorläufig nur die Zuficherung ertheilt werben, 
daß die vorliegende Frage unter Zuziehung ded Herrn Minifterd der geif- 
lichen 3. Angelegenheiten zu feiner Zeit nach allen Richtungen Hin einer 
forgfältigen Erwägung unterivorfen werden wird. 

Berlin, den 23. Oktober 1850. 

Der Finanzminifter. 
von Nabe. 
An den evangelifchen Oberkirchenrath, hier. 


25. 


nd 


Auf die Vorſtellung, welche die Geiftlichen der evangeliſchen 
Synode Tangermünde unter dem 12.d. M. an uns gerichtet haben, 
haben wir und veranlaßt gefehen, und an den Herrn Minifter des 
Innern zu wenden, und eine billige Rüdfichtnahme auf die Ver⸗ 
hältniffe der Geiftlihen bei der Vertheilung der Kommunalabgaben, 
indbefondere bei der Förderung von Gemeindedienften zu befürworten. 

Die und hierauf zugegangene Erwiederung theilen wir Ihnen 
anliegend in Abjchrift mit. 

Wir kennen die Noth, in welcher ſich die Geiftlichen der evan- 
gelifhen Kirche an vielen Orten befinden, und welche durch die feit 
dem Jahre 1848 entftandenen Ausfälle in ihren Kinfünften, fo wie 
duch die feitdem ihnen neu auferlegten Laſten weſentlich gefleigert 
worden ift, und wir empfinden ben Iebhafteften Schmerz darüber, 
dag wir zur Zeit nicht im Stande find, derfelben auf eine wirffamere 
Weiſe abzubelfen. 

Je weniger aber die Erwartung auf eine direkte Erleichterung 
der durch die Ungunft der verflofienen Jahre der Kirche neu auf 
gelegten Laften fcheint gerichtet werben zu Fönnen, um fo entichies 
dener werden wir mit allen gefetlich zuläfligen Mitteln dagegen zu 
kämpfen bemüht fein, wenn ber evangelifhen Kirche noch irgend 
neue Nachtheile angemuthet werden follten, und werben wir mit 
allem Ernft und Eifer bemüht fein, der evangelifchen Kirche in 
Preußen zu einer Organifation und DVerfaffung zu verhelfen, weldye 
fie in den Stand ſetzt, ihre Rechte und Bedürfniſſe nach allen Seiten 
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yin mit dem Nachdruck felbfifländig zu vertreten, der ihr als Ver⸗ 
treterin der höchften geiftigen Interefien der Nation gebührt. 
Berlin, den 6. Dezember 1850. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An die Geiſtlichen der evangelifchen Synode Tan⸗ 
germünde. Zu Händen des Herrn Paſtors Alberti 
Hochehrwurden zu Nahrſtedt bei Tangermünde. 


Nachdem der 6. 3 der Gemeinbeorpnung vom 11. März d. I. alle 
früher beſtandenen perfönlicden Befreiungen von Gemeinveabgaben und 
Leiſtungen ohne Entſchaäͤdigung aufgehoben und zugleich beſtimmt hat, daß 
ale Einwohner ver Gemeinde zur Theilnahme an den Gemeinvelaften nach 
den Borjchriften der Gemeindeordnung verpflichtet find, Tann ed, wie ich 
dem Evangelifchen Oberkirchenrath auf das geehrte Schreiben vom 7. v. Mts. 
ergebenft erivienere, meined Erachtens Teinem Zweifel unterliegen, daß auch 
die Geiftlichen, weil fie im Sinne des $. 2 jened Geſetzes zu den Ein» 
wohnern des Gemeindebezirks gehören, jur Theilnahme an den Gemeinde» 
laſten, d. 5. ebenfowohl zu den für die Gemeinde zu Teiflenden Geldbei⸗ 
trägen, als zu den vesfallfigen Dienften, herangezogen - werden möüflen. 
Hiermit flimmen auch die 66. 49 und 110 der Gemeindeordnung, welche 
von den Gemeinbevienften handeln, überein, indem fie etwa beftehenpe 
Eremtionen von der Dienftpflicht nicht erwähnen. Obgleich nun nad 
dieſen klaren Gefeßeönorfchriften dem Untrage mehrerer Geiftlichen ber 
Synode Tangermünde in ver gefälligft mitgetheilten, hier ergebenft wieder 
beigefügten Vorftellung vom 12. September d. I. nicht flatt gegeben wer⸗ 
den Tann, fo muß ich doch darauf aufmerkffam machen, daß eine Ver⸗ 
pflichtung der Geiftlichen, die von ihnen geforderten Gemeinbebienfte in 
natura zu leiften, nicht befteht, indem vielmehr die erwähnten 68. 49 
und 110 der Gemeindeordnung ausprüdlich vorjchreiben, daß Die Dienfte, 
mit Ausnahme von Notbfällen, durch taugliche Stellvertreter abgeleiftet 
oder nach der Abfchäkung an die Gemeindekaſſe bezahlt werben Tünnen. 
Die Befürchtung, daß das amtliche Anſehen ver Geiſtlichen durch veren 
Seranziehung zu Gemeindearbeiten leiden würde, ift daher nicht begründet, 
wenn auch zugegeben werben muß, daß viefelben durch die Remunerirung 
ihrer Stellvertreter, resp. durch Zahlung des ermittelten Geldaͤquivalents, 
eine pekuniaͤrekEinbuße zu erleiden haben werben. In diefer Hinficht find 
jedoch die Geiftlichen in einer fehlimmeren Lage, als alle die übrigen Ka⸗ 
tegorien von Beamten, denen nach der früheren Gefeßgebung gewifle, nun⸗ 
mehr aufgehobene Eremtionen zuftanden. 

Berlin, ven 11. November 1850. 


Für den Minifter des Innern. 
Im Auftrage: 
von Puttfammer. 
An ven Evangeliſchen Oberfirchenrath, bier. 


— — 
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Einführung einer Gemeindeordnung in den evangelifchen 
Kirchengemeinden der öſtlichen Provinzen. 





1. 


— ⸗ 


Dem Königlichen Konſiſtorium eröffnen wir auf den Bericht, wel⸗ 
hen daffelbe unter dem 30ſten v. M. über die Erfolge der Behufs 
der Organifation der Kirchengemeinden eingeleiteten Maßregeln ers 
Rattet hat, Folgendes: | 

Wie in der dortigen Provinz ift auch anderwärts in dem 6.1. 
bee Grundzüge die Bezeihnung der heiligen Schrift als alleinige 
Rorm des Glaubens vermißt worden. Diefed Bevenfen erledigt 
fih der unbefangenen Betrachtung dadurch, daß der gedachte Paras 
graph die Schrift als „Grund der Lehre” den Belenntniffen als 
„Zeugniſſen der Lehre” ausdrücklich gegenüberftellt. Da indeflen 
dieſer Gegenfag nicht allgemeines Verftänpniß gefunden hat, fo fann 
es nur angemefjen erfcheinen, daß durch die geeignete Vervollſtändi⸗ 
gung jedem Zweifel begegnet, und den Verbäcdhtigungen, welche in 
fe Beziehung hervorgetreten find, der fernere Anlaß entzogen 
werde. " 

Zu 8. 2. Die Ausftelung der Zeugniffe über die Kirchen, 
angehörigkeit fällt naturgemäß in den Kreis der Attribute der Firdh- 
lien Gemeindebehörven. Eine nähere Anordnung über den Inhalt 
dieſer Zeugniffe bleibt vorbehalten. 

Zu 8.3. Da den Lehrern das Recht, welches fie als Glieder 
der Gemeinde befigen, nicht verfümmert werden kann, fo unterliegt 
ihre aktive und paſſive Wahlfähigkeit feinem Zweifel, falls fie der 
font erforderlichen Cigenfchaften nicht entbehren. 

Zu 8. 4. Die Frage, ob nicht die Zahl der Mitglieder der 
Bemeindebehörden nad Verhältniß der Bevölferung zu beftimmen 
fe, it bei der Abfaffung der Grundzüge forgfältig erwogen worden. 
Es ergab fih, daß, wenn auf der einen Seite die Feſtſetzung einer 
beftimmten Anzahl die Gleichheit fördere, auf der anderen es bes 
benflich fei, die Kopfzahl anftatt des wirklichen Bedürfniſſes und der 
ine Befriedigung defjelben vorhandenen Kräfte zum Mapftabe zu 
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nehmen. Es wurde deshalb vorgezogen, die Beſtimmung nach ben 
fonfreten Verhältniſſen den einzelnen Lofalftatuten zu überlaffen, wo, 
bei es ſich von felbft verfteht, daß jeder exceffiven Feſtſetzung von 
Seiten des Kirchenregiments vorzubeugen fein wird. Eben fo wenig 
haben wir es für angemeffen erachtet, eine beflimmte Dauer des 
Amtes der Mitglieder des Gemeindefirchenraths anzuordnen, viel⸗ 
mehr find wir von der Anſicht ansgegangen, daß es die Aufgabe 
der Fünftigen Gefehgebung fein werde, die Gründe, welche für um. 
gegen eine Feftftellung dieſer Art fprechen, gegeneinander abzumägen, 
und danach das Erforderliche zu beſtimmen. Bis dahin alfo werben 
die jept zu wählenden Mitgliever in Wirkfamfeit bleiben, ein Ber 
hältniß, weldjes hoffentli) mehr zur Befefligung der Gemeinde 
organifation beitragen wird, als die Aufregung, welche die Frucht 
der in kurzer Friſt fi) erneuernden Wahlen fein würde. Ä 

Schließlich verweifen wir rüdfichtlih des Bedenkens, weldes 
ſich an den im erften Abfage des $. 12. gebrauchten Ausprud „Iw 
zeige” auch in der dortigen Provinz angefnüpft hat, auf die an das ° 
Konftftorium zu Breslau unter dem 19ten v. M. erlafiene, duch 
Eirfular vom 28ften v. M. mitgetheilte Verfügung‘), während wi - 
bie von dem Königlichen Konſiſtorium befürwortete engere Bereinis : 
gung der reformirten Gemeinden in Erwägung zu ziehen uns fr ° 
die Zeit vorbehalten, wo die in Ausficht geftellten Anträge der Se 
meinden vorliegen werben. 

Indem wir das Königliche Konfiftorium veranlaflen, nad der - 
vorſtehenden Andeutungen zu verfahren, vertrauen wir gern darauf, 
daß daſſelbe ungeachtet der Schwierigkeiten, welche gerade in feinen . 
Bezirke hervorgetreten find, in der Förderung der Organifation ver 
Gemeinden nicht ermüden werde. Wir find der feften Ueberzeugumg | 
daß ed nur darauf anfomme, mit Wohlwollen, aber audy mit Bo : 
harrlichkeit vorwärts zu fchreiten und hoffen, daß allgemady bem 
guten Werke auch diejenigen zufallen werben, welche zur Zeit noch 
zweifelnd oder abwendig gefinnt find. Der weiteren Nachricht über 
bie Erfolge der Organifation der Hallifchen Gemeinden fehen wir 
entgegen. 

Berlin, am 7. Sanuar 1851. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtrigtz. 


An das Koͤnigliche Konſiſtorium 
zu Magdeburg. 


y Aftenfiide 1. Heft, &. 35. 


2. 


—— nd 


Aus dem Berichte, welchen das Königliche Konftflorium umter 
m 3. Deibr. v. 3. über die Behufs der Organifation der Kirchen⸗ 
meinden eingeleiteten Maßregeln erftattet hat, haben wir erfehen, 
6 in der dortigen Provinz die Anfichten und Wünfche ver abs 
haltenen Synodalfonferenzen fid} mehr als anderwärts gefpalten 
ben. Wir verzichten indeſſen nicht auf die Hoffnung, daß auch 
rt allmälig vorgefaßte Meinungen fid) berichtigen und unbegründete 
fürdgtungen ſich legen werden, und vertrauen feft darauf, daß das 
migl. Konfiftorium feinerfeitö fortvauernd bemüht fein werbe, auf 
fen Erfolg durch Belehrung hinzuwirken, wozu die inzwifchen er⸗ 
ngenen Girfularverfügungen vom 19. Dezember ') vorigen und 
Sanuar diefes Sahres ’) vielfaches Material darbieten werden. 
dem wir dem Königl. Konfiftorium unfere bereitefte Hülfe und 
terftüsung in diefer Beftrebung zufagen, eröffnen wir demſelben 
f die in dem Bericht von ihm angeregten Zweifel Folgendes: 

1. Die Frage, ob es nicht angemeflen fein werde, die Organis 
ion der Gemeinden im legislativen Wege zu bewirken, ift vor dem 
lerhöchſten Exlafie vom 29. Juni v. J. mit Sorgfalt erwogen wor; 
1. Es wurde nicht verfannt, daß der Weg der höheren Anordnung 
ı Teichteften zum Ziele führen werde. Auf der andern Seite aber 
wbe erwogen, daß es nicht möglich fein werde, alle die verfchies 
en Sinterefien und Wuͤnſche, wie fie in ver lebten Zeit hervors 
reten waren, gleichmäßig zu befriedigen, und daß es deshalb 
rathener fei, nur die allgemeinen Grundzüge vorguzeichnen und 
: Ausführung nad) den individuellen Richtungen und Bedürfnifien 
wrhalb der einzelnen Gemeinden felbft geichehen zu lafin. Daß 
zmit eine Anforderung geftellt fei, welcher oft die Kräfte oder 
ch der Wille nicht entfprechen würden, konnte freilich nicht verfannt 
den. Dennod, aber erfchien es angemeflener, anftatt durch eine 
gemeine Anordnung die Indivinualität der Gemeinden zu beein, 
ihtigen, wielmehr die vorhandenen guten Elemente fich felbft inner, 
Ib der gegebenen Grundſätze bethätigen zu laflen, und darauf zu 
trauen, daß der Widerfpruch, welchen Mangel an Einfiht oder 
illen entgegenfeben würde, durch das Beifpiel und fortgefehte Bes 
hrang werde überwunden werden. Wenn invefien auch hiernach 
e Entſcheidung zunächft in die einzelnen Gemeinden verlegt worden 
‚ jo ift es doch nicht beabfichtigt worden, einer Verhandlung und 
tmlichen Abftimmung der Gemeindeglieder über die Organifation 
bſt Statt zu geben. Das Könige. Konftftorium wird mit uns bie 
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Veberzeugung theilen, daß eine ſolche Entſcheidung im Allgemeinen 
praftiih unausführbar und in jedem Falle gefährlich ift, weil fie 
den Parteibeftrebungen den freieften Spielraum eröffnet. Aus biefer 
Erwägung ging die Beftimmung hervor, daß der Akt der in ber 
gefeglihen Form abgefündigten Wahl zugleich der Akt der Kom 
flituirung fein werde. Hiergegen hat zwar das Königl. Konftftorium 
ein rechtlicdyes Bedenken, infofern es befürdhtet, daß die Organifatien, 
weil fie nicht von der Majorität aller ftimmfähigen Mitglieder be 
fchloffen worden, leicht als mit einer Nichtigfeit behaftet werde ans 
gegriffen werden können. Bei näherer Erwägung wird fidy aber 
diefer Zweifel als ein nicht begründeter erweifen. Die Grundzüge 
behalten den Mitgltevern der Gemeinden im $. 12. Nr. 3. für alle 
außerordentlicye Fälle, in denen das Landrecht einen Gemeindebeſchluß 
erfordert, die Mitwirfung ausvrüdlid vor; die Organifation de 
Gemeinden involvirt alfo Feine Beeinträchtigung beftehender Recke. 
In Betreff der laufenden Verwaltungsgeſchäfte dagegen ift zwiſchen 
der Bermögendverwaltung und den übrigen Attributen zu unter 
fheiven. Die erfte wird vorausfichtlidh in vielen Gemeinden vorerf 
in den Händen der vom Patronat beftellten Kirchenvorfteher ver 
bleiben; es ift alfo zu einer Anfechtung Fein Anlaß gegeben. Sollten 
ſich aber einzelne Patrone bewogen finden laſſen, auf ihre Recht zu 
Gunſten der kirchlichen Gemeinvdebehörden zu verzichten, fo werben 
die legteren mit voller Recdhtsficherheit der laufenden Verwaltung fid 
unterziehen fönnen. In zweiter Beziehung ift noch weniger Grund 
zu rechtlichen Beforgnifien vorhanden. Wenn 3. B. die Glieder bed 
Gemeinvefirchenrathes das chriftliche Leben mit Treue durch eignes 
Beiſpiel und durch Ermahnungen und Anregungen fördern, went 
fie die innere Miſſion pflegen, wenn fie mit dem Prediger fich über 
die Abhaltung von befonderen Erbauungsftunden oder eines Moden 
gottesvienftes einigen u. f. w., fo wird einer ſolchen löblichen Wirk 
famfeit fchwerlich die Einrede der Nichtigkeit entgegengeſetzt werben 
fönnen. Wir hoffen, daß das Königl. Konfiftorium dieſe Deduktion 
überzeugend finden werde und wünfchen, daß daſſelbe an dem for 
mellen Rechtspunfte nicht ferner Anftoß nehmen möge, Nur infofers 
wird das von dem Königl. Konfiftorium erhobene Rechtsbedenken 
eine Berüdfichtigung erfordern, daß ed da, wo ein, wenn auch nut 
vereinzelter Widerſpruch gegen die Einführung der Gemeindeorbnung 
ſich erhebt, nicht thunlich fein wird, die Vollmacht des Gemeinde 
kirchenraths über die in $. 12. Nr. 3. bezeichnete Grenze hinaus 
auszudehnen. Zugleich aber bemerken wir, daß es bei der Abfaffung 
der Örundzüge die bewußte Abficht geweſen ift, daß mit der Or⸗ 
ganifation zunächft in den Gemeinden vorgefchritten werde, in Denen 
ein mafjenhafter Widerſpruch nicht zu erwarten if. Steht ein fol 
her in Ausficht, ift e8 dem Prediger nicht gelungen die Empfäng- 
lichfeit feiner Gemeindeglieder zu weden over iſt er felbR von ein⸗ 
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feitigen Auffaffungen befangen, fo mag jede weitere Maßregel unter: 
bleiben, bis der Irrthum ſich berichtigt oder die Leidenſchaft fidh 
gelegt hat. In jedem Falle wünfchen wir nicht, daß irgendwo uns 
ſichere Erperimente gemacht werben, welde nur ſchädliche Nach⸗ 
wirfungen äußern würden. 

2. Der $.6. der Grundzüge enthält den Grundſatz, daß die 
Gemeindefirchenräthe wenigftens aus vier gewählten Mitgliedern 
beftehen follen. Hierdurch ift der von dem Königl. Konfiftorium 
angeregte Zweifel dahin erledigt, daß die bisherigen Vorfteher in 
biefee Zahl nicht einbegriffen find. Allerdings Tann fonady, da, 
wo mehrere Filfale vorhanden find, die Gefammtzahl der Mitglieder 
fh zu einer beveutenderen erheben. Den hieraus hervorgehenden 
Uebelftänden wird jedoch durch Die Lofalftatuten leicht dahin ab» 
geholfen werben können, daß die befonveren Angelegenheiten von 
den Organen ber einzelnen Gemeinden befonders verforgt werben, 
und die Gefammtvorftände nur zur Erledigung allgemeiner Fragen 
infammentreten. Hierdurch iſt die zu | 

3. geftellte Anfrage im Sinne des Koͤnigl. Konſiſtoriums ents 
ſchieden. Enpli hat 

4. das Königl. Konfiftorium noch darüber eine Aufflärung 
nachgefucht, was unter den im $. 12. erwähnten örtlichen Liturgifchen 
Einrichtungen zu verftehen fei. Der von einigen Synoden angeregte 
Zweifel, welcher zu biefer Anfrage Veranlaffung gegeben hat, beruht 
indeſſen auf einem Mißverftänpnifle, welches Teicht zu befeitigen fein 
wird. In der Verfügung vom 28. Auguft 1849") Hatten wir uns 
dahin ausgefprochen, daß es den Paftoren nicht freiftehe, die geſetz⸗ 
Hehe Gottesdienſtordnung eigenmächtig mit der Älteren zu vertaufchen, 
bag aber die Rückkehr zu der letzteren von der vorgefehten Behörde 
nicht werde verfagt werben, wenn die Gemeinde dieſelbe wünfche 
und ein Widerſpruch nicht hervortrete. Diefer Grundſatz bleibt auch 
für die Folge in Wirffamfeit, und hat durch den $. 12. der Grunds 
jüge um fo weniger geändert werben können, als e8 ohne Zweifel 
niemals in den Befugniffen der Gemeinvebehörben liegen kann, die 
beſtehende allgemeine Liturgie außer Gültigkeit zu fegen. Dagegen 
war den Organen der Gemeinden eine Mitwirkung in den Fällen 
nicht zu verfagen, wo es barauf anfommt, auf dem beſtehenden alls 
feneinen Grunde befondere Einrichtungen zu treffen, wovon die Er⸗ 
fnung von Erbauungsftunden, die Abhaltung von befonderen Gottes 
bienften, nahe liegende Beifpiele bieten. Bisher find nur au oft Eins 
richtungen diefer Art an der Apathie der Gemeinden gefcheitert und 
bie Baftoren werben deshalb es nur erwünſcht finden Fönnen, wenn 
fie in den Mitgliedern der Gemeindeorgane die Hülfe und Unter: 
ſtützung finden, welche fie bis jegt entbehrt haben. 


2) Aktenſtücke ver Abtheil. für die inneren evangel. Kirchenſachen, ©. 79. 
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Das Königl. Konfiftorium veranlafien wir nad den im Bor 
fiehenden vargelegten Andeutungen zu verfahren und über die Er 
folge zur geeigneten Zeit weiter zu berichten. 

Berlin, den 20. Sanuar 1851. 

Evangelifcher Oberkirchenrath. 


An das Königl. Konfiflorium zu Stettin. v. Uechtriß. 


3. 

Dem Königlichen Konſiſtorium eröffnen wir auf den Bericht 
vom 7ten d.M., die Einführung der kirchlichen Gemeindeordnung 
betreffend, Folgendes: 

1. Die Anträge auf Sicherftellung des lutheriſchen Bekeunt⸗ 
niffes, weldye wie anderwärts, fo auch in der dortigen Provinz in 
den berathenden Eynodalfonferenzen hervorgetreten find, beruhen auf 
der Vorausfegung, daß dieſes Befenntmiß mit einer Beeinträchtigung 
- bedroht fei. Hierüber haben wir uns wiederholt und fo beftimmt 
erklärt, daß e8 einer nochmaligen Erörterung nicht bedarf. Wir 
verweifen deshalb Lediglich auf die an das Konftftorium zu Etettin 
ergangene, den übrigen Konfiftorien gleichzeitig mitgetheilte Verfügung 
vom 14. Oktober v. 3.'), welche geeignet fein wird, jede Beforgnif 
zu heben und den betreffenden Geiſtlichen und Synoden die Ueber 
jeugung zu gewähren, daß das gute Recht des Bekenntniſſes von 
uns niemals in Frage geftellt worden ift. Auch über den Antrag 
auf eine beftimmtere Faſſung des $. 1. haben wir uns in berfelben 
Verfügung näher ausgefprohen. Wir nehmen mithin auch gegen 
wärtig darauf Beziehung, indem wir das Weitere lediglich, mit 
Vorbehalt der fpäteren Prüfung der einzelnen Lofalftatuten, der in 
dividuellen Entwidelung in den Gemeinden überlafien. Der Wunfd, 
daß in dem $. 1. die heilige Schrift ausprüdlich als alleinige law 
bensnorm bezeichnet werden möge, fann bei unbefangener Prüfung 
der gewählten Wortfaſſung nur als ein überflüfliger erfcheinen. Da 
indefien der betreffende Paſſus der Grundzüge mehrfach mißverftanden 
oder audy mißgebeutet worden ift, fo ift in der an das Konſiſtoriun 
zu Magdeburg unter dem 7ten d. M.”) ergangenen, auch dem Königl. 
Konfiftorium mitgetheilten Berfügung das Geeignete vorgefehen wor 
den. Sn gleicher WVeife hat 

2. bie Anſicht, daß die Einführung dee Gemeindeorganifatien 
einem förmlichen Beſchluſſe der Gemeinden unterworfen werden müfle, 
durch die Verfügung an das Konfiftorium zu Stettin vom 20ften 
d. M.”) ihre Berichtigung empfangen. 


1) Aftenftüce I. Heft, ©. 24. °) Aktenſtücke IL. Heft, ©. 1. 
2) Aftenftüde IL Heft, ©. 8. ri 
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3. Die Bildung einer größeren Repräfentation in vereinigten 
jemeinden unterliegt, wie das Königl. Konfiftorium mit Recht an- 
Immt, begründeten Bedenfen, und wird nicht eher erfolgen Können, 
8 bis das, zur Zeit noch aus theoretifhen Vorausfegungen ge- 
Igerte Bedürfniß durch die Erfahrung beftätigt fein wird. Wenn 
e Anordnung getroffen wird, daß die in jeder der vereinigten Ges 
einden zu beftellende Behörde die Iofalen Geſchäfte verforgt und 
ı Zufammentreten nur bei allgemeineren Angelegenheiten Statt 
det, fo wird vorausfihtlih die beantragte Einrichtung nicht er⸗ 
rderlich fein. 

"4. Die Beflimmung, daß die dermaligen Kicchenvorftcher, als 
mal auf Lebenszeit gewählt, allgemein in ihrem Amte verbleiben 
Ien, können wir mit dem Königl. Konfiftorium ebenfowenig zus 
fg finden, als wir «8 

5. für angemefien erachten können, daß die Wahlen zu dem 
emeindefirchenrath auf den Vorfchlag der Gemeinde erfolgen follen, 
e dies gewünfcht worden iſt. Diefer Modus der Beftellung würde 
e die Aufregung und Unruhe der freien Wahlen im Gefolge haben 
d kann daher nicht an die Stelle desjenigen gefeßt werden, wel- 
r ac der reiflichfien Erwägung in den Grundzügen vorgezeichnet 
ben 


6. Aus welchen Gründen die Mehrzahl der Synoden eine von 
e Kanzel herab zu ertheilenve Belehrung der Gemeinden über die 
vecke der Organifation nicht für räthlich gehalten haben, vermögen 
e nicht zu erfehern, weshalb wie dem Königl. Konfiftorium hier 
: Entfcheivung um fo mehr überlafien, al8 wir jene Belehrung 
n dee Kanzel nicht worgefchrieben, fonvdern nur als eines der ans 
nbbaren Mittel zur Vorbereitung der Organifation bezeichnet haben. 
er Vorſchlag, daß die feftgeftellten Lofalftatuten in einer hinreichen- 
3 Anzahl von Eremplaren gevrudt und dann in den Gemeinden 
ebreitet werden möchten, um auf diefem Wege durdy Befprechungen 
fleineren und größeren Kreifen die Wahl vorzubereiten, erfcheint 
3 zweckmäßig und wird ausgeführt werden Fönnen, falls nur dabei 
m Mißverftänpniffe gewehrt wird, als ob die Vorlage beftimmt 
‚ einer Abftimmung und einem förmlichen Befchluffe der Gemeinde 
er die Annahme der Organifation zur Baſis zu dienen. 

Hiernach veranlaffen wir das Königl. Konflftorium, mit dem 
eiteren vorzugehen, indem wir der Mittheilung des Entwurfes der 
u Superintendenten zu ertheilenden Juſtruktion entgegenfehen. 

Berlin, den 27. Januar 1851. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
das Koͤnigl. Konſiſtorium zu Poſen. 


4. 


ri 


Das Königl. Konfiftorium hat, wie wir Demfelben auf den 
Bericht vom 6ten d. Mis. eröffnen, das Kirchenfollegium zu St. 
Moris in Halle mit Recht dahin befchieden, daß die im 6. 2. ber 
Orundzüge der Gemeindeordnung ausgeſprochene Verpflichtung ver 
Gemeinveglieder, „durch Leiftung der erforberlichen Beiträge zur Er⸗ 
haltung der Firchlichen Gemeinveanftalten Handreichung zu thun“ 
nicht einen Verzicht auf diejenigen Leiftungen enthalte, welche Dritten 
Perſonen zum Beten der Kirchenanftalten obliegen. Da indeſſen bie 
angeführten Worte ſchon mehrfach benugt worden find, um die Ge⸗ 
meinden durdy die Erregung unbegründeter Beforgniffe gegen die 
Gemeindeordnung einzunehmen, fo wird es angemefien fein, ähm 
lichen Mißdeutungen, fo wie etwaigen Fünftigen Verſuchen zur Bes 
einträchtigung der Kirchenanftalten fchon jegt entgegenzutreten. Hierzu 
ift aber nicht eine bedingte Annahme der Gemeindeordnung, fondern 
die Aufnahme eines Vorbehaltes in das Lofalftatut das geeigneke 
Mittel. Diefer wird am ‚Schlufle des $. 2., und zwar in ben 
Worten : 

„In der im Vorſtehenden von ben Gemeindeglievern anerkannten. 

Derpflitung liegt Fein Berziht auf die, dritten PBerfonen zum 

Beften der kirchlichen Gemeinveanftalten obliegenden Leiftungen.” 
feine angemefiene Stelle finden. Das Königl. Konfiftorium veraw 
Taffen wir hiernach fowohl im vorliegenden Falle als im Allgemei⸗ 
nen zu verfahren. 

Berlin, den 20. Februar 1851. 


Evangeliſcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An das Koͤnigl. Konſiſtorium 
zu Magdeburg. 


5. 


—— 


Dem ꝛxc. eröffnen wir auf den Bericht vom 27ſten v. Mis, 
daß wir mit dem eingereichten Entwurfe der Inſtruktion an die 
Superintendenten, die Einführung der Gemeindeordnung betreffend, 
völlig einverftanvden find. Wir anerfennen gern, daß daß ıc. bie 
Grundfäge, nad) denen ſich die Organifation der Gemeinden ents 
wideln fol, gründlid und vollftändig dargelegt hat, und wünſchen, 
daß diefe Beſtrebung auch bei den Geiftlichen der Provinz Anklang 
und bereitwilliges Entgegenfommen finden möge. Namentlich hegen 
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r diefen Wunſch in Beriehung auf den 8. 1. der Grundzüge. 
ie x. hat mit Recht die Verfiherung ausgeſprochen, daß es nicht 
ibſichtigt fei, das Bekenntniß der Gemeinden irgendwie zu vers 
nfeln oder gar zu befeitigen, wie es das ungerechtfertigte Miß⸗ 
uen einzelner Paftoren befürchtet hat. Wir können jedoch aus 
: auch neuerdings Fund gewordenen Stimmung einer Anzahl von 
Rlichen der dortigen Provinz leider nicht die Hoffnung fchöpfen, 
j die Wiederholung deflen, was die Behörden fo oft fchon fürm- 
verſichert haben, gegenwärtig überall ausreichen werde, um end» 
ve Befriedigung und Beruhigung zu fchaffen, vielmehr fehen wir 
aus, daß auch jetzt der Zweifel und die Klagen wieder fid ers 
ven, und die Einführung der Gemeindeorbnung nicht blos erfchwes 
, fondern verhindern werde. Für diefen Fall wird es eines that 
hlichen Gegenbeweifes bebürfen. Wir halten es deshalb für ans 
nefien, daß in Fällen, wo das Fonfeffionelle Interefie ſich durch 
: ganz umnverfängliche Faflung des $. 1. beunruhigt findet, dem 
unfche einer beutlicheren Darftelung des Belenntnißftandes nicht 
wehrt werde. Dafür wird die Kirchenordnung von 1563 den 
ſitiven Anhaltepunft, deſſen es nach unferer Verfügung vom 14. Of; 
ver v. J.) bedarf, in völlig ausreichender Weife darbieten. Es 
nden mithin, wo es gewünfcht wird, diejenigen Befenntniffe, 
elche der erfte Abfag des erften Theile „Don der Lehre” als die 
tundlage der Kirche in Pommern bezeichnet, fpeciel in den Ges 
eindeftatuten benannt werden fünnen. Indem wir dad ıc. verans 
ſſen, nach dieſem Grundſatze zu verfahren, fehen wir den weiteren 
jerichten über ben Erfolg entgegen. 
Berlin, den 10. Juni 1851. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An das Königl. Konfiflorium zu Gtettin. 


IL 
Dienftverfafiung. 





6. 
In den, ſeit dem Beſtehen unſerer Wirkſamkeit zu unſerer Kenni⸗ 
z gelangten Disziplinarunterſuchungen wider Geiſtliche und Kirchen⸗ 
amten haben wir zu bemerken Gelegenheit gehabt, daß von den 





2) Attenſtade I. Heft, ©. 24. 
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Koͤnigl. Konfiftorien häufig bereits die Außerft zwecmaͤßige Ordnung 
des Verfahrens beobachtet wird, die förmliche Dieziplinarunterfuchung 
jedesmal durch eine ausführliche, in den Akten nievergelegte Verfü, 
sung zu eröffnen, in welcher 
bie Beichlußnahme des Kollegiums, daß die Unterfuchung 
eröffet werde, 
2. bie  nfhulbigungspuntt, auf welche biefelbe gerichtet wirh, 


8. bie Beweismittel, auf deren Erhebung es dabei anlomme, 
fo wie endlich, nad) Bewanbtniß der Umftände, 
4. bie etwa fchon vorhandenen Anzeigen, Skrutinialverhandlungen 
und fonftigen Beilagen 
genau verzeichnet werben. 

Diefes Verfahren empfiehlt fich in mehrfacher Beriehung in 

dem dadurch: 
a) fowohl für die erfle Borladung und Vernehmung des Ange 
ſchuldigten felbft, als auch 
b) für den Gang der Beweisaufnahme, ſo wie 
c) für die Anlegung der Unterfucungeaften (cf. Verfügung vom 
26. September 1849 ') und 
d) für die fünftige Vertheivigung und Urtheilsfindung 
ein tert Anhalt gewährt wird. 

Richt minder nothwendig ift eine ſolche Bafts, wie fie vurd 
eine berartige Verfügung gewährt wird, wenn bereits im Laufe ber 
Unterfuhung zu einer vorläufigen Suspenfion vom Amte gefchritin 
werden muß. 

Mir empfehlen daher den Königl. Konfiftorien, wie wie bie 
bereit8 in einzelnen Bällen gethan haben, fo jet durch dieſen allge 
meinen Erlaß, fich dieſe Mafregel ale fefte Norm ihres Verfahrens 
anzueignen und danach in allen Fünftigen Disziplinarfällen zu ver 
fahren, wobei es fich jedoch von ſelbſt verſteht, daß es der Disz⸗ 
plinarbehörbe unbenommen bleibt, vie erfte getroffene Einleitung 
verfügung durch fpätere Verfügungen zu ergänzen und zu erweitern, 
wenn im Laufe der Unterſuchung neue Anſchuldigungspynlte oder 
neue Beweismittel von Gewicht, es ſei zu Gunſten der Anklage 
oder der Vertheidigung, hervortreten. 

Ein zweiter Punkt von Wichtigkeit iſt die zuverläſſtge und ge⸗ 
gen jede Anfechtung geſicherte Aufnahme der Vernehmungss um 
Beweisprotofolle. Die gefeglichen Vorfchriften über das Verfahren 
in Disziplinarfachen gegen Geiftliche und Kirchenbeamte forbern zwar 
bie Zuziehung eines Protofollführers nicht mit Nothwenbigfeit, der 
geftalt, daß der Einwand der Nullität gegen ein ohne Protokollfuühret 


RL Aftenflüde der Abtheilung fir die Inneren evangeliſchen Kircheunſachen, 
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5 aufgenommenes Brotofoll mit Bug Rechtens erhoben werben Fönnte. 


H 
ı 


Defienungeachtet erachten wir es für wünfchenswerth, ſowohl um dem 
die Unterfuchung führenden Kommiſſarius die Freiheit des Ueberblicks 
über die Gefammtlage der Verhandlung zu erleichtern, als auch um 
dem Angefchuldigten die Beruhigung zu gewähren, welche für den⸗ 
felben in der Zuziehung eines Protofolführers liegt, daß alle wich⸗ 
ügeren Berhandlungen in Disziplinarunterfuchungsfachen, alfo nas 
mentlich die Bernehmungen des Angefchulvigten ſelbſt, und bie Pro, 
töfofle über Abhörung der Zeugen, der Regel nad, und fofern nicht 
eine nnabweisbare Röthigung daran hindert, unter Zuziehung eines 
Brotofollführers erfolgen. Der zuzuziehende Protofollführer wird, 
wenn es nicht ein fchon vereidigter Beamter ift, wenigſtens durch 
Handſchlag zur gewifienhaften Kührung des Protokolls befonders zu 
verpflichten. fein. 

"Wir empfehlen den Königl. Konfiftorien auch dieſe Maßnahme 
zur Berüdfichtigung. 

Berlin den 6. Februar 1851. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
Gichulare an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Konſiſtorien. 


II. 
Kandidaten, Ableiſtung der Militairpflicht. 





7. 


——— —— 


Durch Verfügung des Miniſters der geiſtlichen ıc. Angelegen- 
heiten vom 31. Januar 1820 war vorgeſchrieben worden: daß die 
Kandidaten der Theologie ſchon bei ihrer erfien Prüfung pro li- 
eentia coneionandi über die Erfüllung ihrer Militairpflicht fi) aus⸗ 
Pr und bevor fie das nicht können, davon ausgefchloffen bleiben 
0 


en. 

In einer ſpäteren Verfügung vom 13. Juni 1822 iſt dieſe 
Beſtimmung dahin modificirt: daß diejenigen, welche ſich vor ber 
Kreis » Erfah» Kommiſſion gehörig gemeldet haben, aber, wenn auch 
zur für jept, zum Militairvienfte untauglich befunden worden find, 
me der Prüfung pro licentia concionandi ebenfo zugelafien werben 
— * diejenigen, welche ihren Militairdienſt ſchon wirklich ge⸗ 

ben. 

Durch eine mit den Herrn Miniſtern des Innern und des 
Krieges neuerdings geführte Korreſpondenz iſt jedoch zu unſerer 
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Kenntniß gelangt, daß diejenigen jungen Männer, welche ſich zum 
einjährigen Freiwilligendienfte gemeldet haben, von der Erfahbehörbe 
einen Eintrittsausftand erhalten können, welcher, den Umftänden nad, 
bis zum vollendeten 26ften Jahre ausgedehnt werben Tann. 

Diefe Vorschrift iſt durch einen Erlaß der genannten Herren 
Miniſter vom 15. Januar 1839 unter Nr. 6. daſelbſt für alle eins 
jährigen Sreiwilligen ergangen, und findet auf die jungen Theologen 
gleiche Anwendung, wie auf alle übrigen Dienftpflichtigen. 

Hiernach werden in Zukunft fowohl zu dem erften Examen 
pro licentia concionandi, als aud zu dem zweiten Examen pro 
ministerio, nicht blos diejenigen jungen Theologen zuzulaſſen fein, 
welche 

a) entweder ihrer Militairpflicht im ſtehenden Heere bereits wirl⸗ 
lich genügt haben, oder 

b) wegen Untauglichfeit gänzlich oder zeitweife zurückgeſtellt find, 

fondern auch | 

c) diejenigen, welche ſich rechtzeitig zum einjährigen Freiwilligen 
dienfte gemelvet, für die wirflidye Ableiftung deſſelben aber 
einen noch dauernden Eintrittsnusftand Seitens der Erfah 
behörden erlangt haben. 

Es wird hiernady den jungen Theologen, nad) Maßgabe ihre 
perfönlichen Verhältniffe, überlaffen bleiben, ſich ſelbſtſtändig zu be 
fiimmen, ob fie ihrer Militairpflicht im ftehenden Heere währen) 
ihrer Studienzeit, oder zwifchen dem erften und zweiten Eramen, 
oder erft nad) dem zweiten Eramen genügen wollen, und danach 
die erforderlihen Schritte bei den Militair- Erfagbehörben zu thun 

Damit jedoch in Folge diefer veränderten Einrichtungen nicht 
etwa Verwickelungen in der Art eintreten, daß Kandidaten, welde 
innerhalb des ihnen bewilligten Eintrittsausftundes das Eramen pro 
ministerio beftanden haben, vor der wirklichen Erfüllung der ihnen 
bis dahin nur geflundeten Militairpflicht in ein geiftliches Amt ein 
treten, fo wolle das Königliche Konftftorium diejenigen Kandidaten, 
welche vor wirklich geleifteter Militairpflicht, oder vor erfolgter de 
finitiver Zurüdftelung vom aftiven Militairbienfte zu. der zweiten 
Prüfung ſich melden, darauf aufmerffam machen, daß die Kirchen 
behörde nicht im Stande ift, ihnen einen feften Dienft in der Kirde 
zu ertheilen, bevor fie nicht dieſe Verpflichtung gegen den Stadt 
vollttändig erfüllt haben, und demgemäß mit der Ertheilung be 
Wahlfähigfeitszeugnifies, refpektive der Konfirmation und Orbination 
zu einem geiftlichen Amte an dieſelben fo ange zurüdhalten, bi 
von Seiten der zuftändigen Militairbehörde die Ueberweifung dei 
Kandidaten zur Landwehr erfolgt, oder fonft befcheinigt ift, daß bem 
Eintritte deſſelben in ein geiftliches Amt im militairdienftlichen In⸗ 
terefie Fein Hinderniß entgegenfteht. 

Das. Königliche Konſiſtorium hat die Studierenden und Kandlı 
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niß zu feßen. 
Berlin, den 14. Januar 1851. 
Evangeliſcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
Un ſaͤmmtliche Königliche Konſiſtorien. 


8. 


en ul 


In unferem Erlaß vom 14. Sanuar 1851") betreffend die Mili- 
tairpflicht der jungen Theologen, haben wir das Königliche Konſiſtorium 
darauf aufmerffam gemadht, daß die Kirchenbehörve nicht im Etande 
fel, den jungen Theologen einen feften Dienft in der Kirche zu er- 
tbeilen, bevor ſie nicht ihre militairifche Verpflichtung gegen den 
Staat vollkändig erfüllt haben, und daß demgemäß mit der Ertheis 
lung des Wohlfähigfeitözeugnifles, reſp. mit der Konfirmation und - 
Ordination zu einem geiftlihen Amte an dieſelben folange zurüd- 
halten fei, bis von Seiten der zuftändigen Militairbe- 
hörde die Ueberweifung des Kandidaten zur Landwehr 
erfolgt, oder fonft beifcheinigt fei, daß dem Eintritte 
deffelben in ein geiftlihes Amt im militairpienftlichen 
Intereſſe Fein Hinderniß entgegenftehe. 

Diefe Beftimmung gründete ſich darauf, daß in den gefeplichen 
Befimmungen in der Allerhöchften Ordre vom 6. April 1813 (Gef.- 
S. S. 63.) und in der Allerhöchften Ordre vom 17. Oftober 1818 
die Befreiung der im Amte ſtehenden Geiftlihen nur für den Dienft 
im der Landwehr ausgefprochen, in Anfehung der Dienftverpflich- 
tung in der Kriegsreferve aber hierüber feine fpezielle Beſtim⸗ 
Mung getroffen war. 

Gegenwärtig ift durch eine von den Herrn Miniftern des 
Krieges und des Innern an und ergangene Mittheilung vom 
13, Mai d. 3. die in unferem Erlaſſe vom 14. Januar d. I. für 
jeden einzelnen Fall vorbehaltene fpezielle Beicheinigung, daß dem 
Eintritte eines noch in der Kriegsreferve befindlichen jungen Theo⸗ 
F in ein feſtes geiſtliches Amt im militairdienſtlichen Intereſſe 
ein Hinderniß entgegenſtehe, nunmehr generell dadurch entbehrlich 
geworden, daß die Vorſchriften der Allerhöchſten Ordres vom 
6. April 1813 und 17. Oftober 1818 dem Sinne nad auch auf 
ben Dienft als Kriegsreferviften anwendbar feien, daß daher die 
Einfegung der jungen Theologen in ein geiftliches Amt nur von 
bee Erfüllung ihrer ein. und reſp. breijährigen Dienftpflicht im 
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fiehenden Heere abhängig gemacht zu werden brauche, und daß «8 
nicht erforderlich fei, fie beim Eintritt in ein geiftliches Amt vor 
zeitig der Landwehr zu überweifen. Auf Grund dieſer Erflärung 
der zuftändigen Behörven find wir daher im Stande, die Schluß 
beftimmung unferes Erlafies vom 14. Sannar d. J., wie bierdurd 
gefchieht, dahin zu erweitern: 
daß bei denjenigen Kandidaten, weldye vor wirklich geleifteter Mil; 
tairpflicht, oder vor erfolgter definitiver Zurüdftellung vom aktiven 
Militärdienfte die zweite theologifche Prüfung ablegen, mit be 
Ertheilung des Wahlfähigfeitszeugnifies refp. der Konfirmation 
und Ordination zu einem geiftlihen Amte nur folange zurüdzw 
halten if, bis fie ihrer Dienſtpflicht durch einjährigens refp. drei⸗ 
jährigen Dienft im ftehenden Heere genügt, oder fonft durch bie 
zuftändige Militairbehörde von der Leiftung dieſer Dienſtpflicht 
definitiv entbunden worden find. 

Das Königliche Konſiſtorium wolle dieſe Beſtimmung in der⸗ 
felben Weiſe, wie unferen früheren Erlaß vom 14. Januar zur allge 
meinen Kenntniß der Betheiligten bringen. 

Berlin, den 12. Juni 1851. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtrizt. 
An fänmtliche Königliche Konſiſtorien. 


IV. 
Union nnd Belenntnif. 





Erklärung 
des Stabifonfifloriums anf die Eröffnung vom 24. Augufl'). 


Ein Hochwürdiger evangelifcher Oberficchenrath hat uns unterm 
24. Auguft e. eine auf die Akten gegründete Ausführung zugefertigt, 
welche über die Bedeutung der Verhandlungen ber im Jahre 1833 
bier verfammelt geiwefenen Synode entſcheiden fol und zu dem Er 
gebniffe kommt: | 
1. daß der Standpunkt diefer Synode nicht in Vebereinftimmum 
geweſen mit der Auffaflung des erhabenen Stifter und IE 
erften Förderer und Pfleger der Union; 


1) Aftenftäde I. Heft, ©. 40. 
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23. Haß den Beſchlüſſen der Synode in keinerlei Meife eine 
fiechenrechtliche Autorität beigelegt worben ift, 

8. daß die Verhandlungen derfelben daher auch feine Baſis 
für die amtliche Wirkſamkeit der verordneten Kirchenbehoͤrden 
abzugeben vermögen. 

Zugleih wird aud ein Urheil dahin gefällt, daß die Union In 
Seeslau keinesweges auf der Grundlage jener Synodalverhandlungen, 
mdern nur auf Anlaß der Allerhöchften Kabinetsorpre vom 30. April 
830 und des Minifterialreferipts vom 5. Mai 1830, mithin auf 
ner von jenen. Synodälverhandlungen durchaus verfchiedenen, und 
dt der fpäteren Kabinetdorvre vom 28. Februar 1834 völlig im 
linklange ftehenden Grundlage die Annahme eines gemeinfchaftlichen 
Ibendmahlsritus, ald Zeichen des Beitritts zur Union in den Bres⸗ 
miſchen Kirchen erfolgt fei. 

Diefer letztere Sat ift es befonders, der uns beiwegen mußte 
je Ausführung des Hochwürdigen Oberfirchenraths auf Grund 
mferer Akten mit aller Sorgfalt zu erwägen, da er die Behauptung 
nthält: die Union in Breslau fei nicht eine innerliche Vereinigung 
er bisher getrennten Konfeſſtonen geweien, ſondern lediglich eine 
inßerliche Webereinfunft in Betreff gleihmäßiger Abenpmahlsfeier; 
mb da er darauf fußend die Iutheriichen Symbole zu einer foldyen 
irchenrechtlichen Seltung für die evangelifhe Kirche in Breslau 
heben will, wie wir fie bisher nicht anerfannt haben. 

Unfere Prüfung ift nun nicht dahin ausgefallen, daß wir an- 
rfennen müßten: in unferer Erklärung vom 4. März c. von einer 
rethümlichen Vorausfegung ausgegangen: zu fein, die wir zu be- 
fihtigen hätten, fondern wir find durch diefelbe auf dem Grunde, 
mf den wir uns früher flüßten, nur noch mehr befeftigt worden, 
mb zu dem ebenmäßigen Ergebniffe gefommen: 

1. daß die Breslauer Synode von 1822 ſich in genauefter Ueber- 
einfimmung mit der die Union anregenden SKabinetöordre 
vom 27. September 1817 befunden habe; 

2. daß ihre Beichlüffe, von dem Kirchenregiment in völlig ges 
feglicher Weife beftätigt, noch jest die kirchenrechtliche Norm 
find, nach denen die hier vollzogene Union von ihrer innern 
Seite beurtbeilt werden muß; daß ſie daher 

8. auch von uns als Balls für unfere amtliche Wirkfamkeit in 
der bezeichneten Richtung feftgehalten werden müſſen. 

- Ein Hochmwürdiger Oberkirchenrath wird es daher gerechtfertigt 
Inden, wenn wir in aller Ehrerbietung dieſe unfere Ueberzeugung 
her darſtellen und vertheivigen. Zu dieſem Behufe müſſen wir 
an zuvoörderſt auf dem gefchichtlichen Entwickelungsgang der Union. 
ı Schlefien namentlid; in Breslau zurüdgehen. Die Trennung 
re beiden Schweſterkirchen der Reformation, der Iutherifchen und 
re reformirten, hatte ſich im 16. Jahrhundert der Natur der Sache 
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nad) in doppelter Weife feftgeftellt und ausgefprochen: innerlich, durch 
Abweihung in der Auffaffung einzelner Glaubenslehren, welche da 
mals in den beiderfeitigen Befenntnipfchriften dargeftellt wurden 
aͤußerlich durch Abweichung in gottesvienftlichen Kormen, namentlich 
in dem Ritus des Abendpmahles, und durch die Kirchen» und Ge⸗ 
meindeverfaffung. 
Diefe fämmtlihen Punkte mußten ins Auge gefaßt werben, 
fobald es ſich um eine Union der bisher getrennten Kirchen handel. 
Einer folhen war in Preußen ſchon dadurch vorgearbeitet wer 
den, daß beide Konfeſſionen ſich bereits unter Einem Kirchenregimente 
befanden, als die allfeitig mit Freuden begrüßte Kabinetsordre vom 
27. September 1817 den erften Anftoß in neuerer Zeit zu der Bes 
einigung der beiden Schwefterfichen gab, deren Trennung fchon  - 
weiten Streifen als eine ungerectfertigte und unheilvolle erkannt 
wurde. — Diefe Kabinetsorbre faßte auch die beiden Seiten der 
wünfchenswerthen Union ind Auge, nur daß fie der Lebteren in 
wenig Wichtigfeit beilegte, ihre Schwierigkeiten unterfchägte. Daf 
die Vereinigung beider Kirchen nicht dadurch erzielt werden Fönne, 
daß die reformirte Kirche Iutherifch, die Intherifche reformirt würde, 
mußte Jedem klar fein. Es Fonnte daher die Union nur als eine 
Erhebung über die beiden confeffionellen Separat— 
ffandpunfte, und als die Vereinigung in einen höhe 
ren gefaßt werben, und fo hat fie die Kabinetsorbre vom 27. Sep 
tember 1817 auch wirklich gefaßt. 
Sie will 
1. eine innerlihe Union: 
„in welcher die reformirte Kirche nicht zur Intherifchen, De 
lutherifche nicht zur reformirten Kirche übergeht, fondern beide 
eine neubelebte, evangelifchschriftliche Kirche im Geiſte iherd 
heiligen Stifter werde”; 
fie will, daß fie 
„weder aus Ueberredung, noch aus Indifferentismus, ſondern 
— qe der Freiheit eigener Ueberzeugung rein hervorgehe;“ 
aß fie 
2— nur eine Vereinigung in der äußeren Form ſei, ſondern 
in der Einigfeit der Herzen nach ächt biblifhen Grund: 
fäben ihre Wurzeln und Lebensfräfte habe. —“ 
Sie will 
2. eine Außerliche Union, überläßt aber das Finden ber Außen 
Form der weifen Leitung der Konfiftorien, dem fromme 
Eifer der Geiftlichen und ihrer Synoden, überzeugt, daß ve 
Form fich Leicht finden, aus der Mebereinftimmung des Je 
nern von felbft hervorgehen werbe. 
Dies ift der Grundgedanke des erhabenen Anregers und Be 
fördererö der Union, der bei dem fpäteren Entwidelungsgange der⸗ 
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felben flets im Auge behalten werben muß, will man nicht in völlig 
nngefchichtlicher Weife die Wirkung von der Urfache loslöſen; und 
daß dies in den fpäteren, der Union minder günftigen Zeiten nicht 
ſſeis gefchehen ift, daß es in ben der Union feindlichen Kreifen 
überhaupt nicht geichieht, ift wohl bie Urſache der Berwirrung, in 
welche die Urtheile über die Union felbft gerathen find. 

Ganz der gegebenen Anregung gemäß ift denn aud in Schle- 
fen, namentlich in Breslau bei der Einführung der Union verfahren 
werden. Eine Kommiffion wurbe in Breslau niedergeſetzt, weldye 
bie Vorbedingungen derſelben berathen follte, aber bald genug er- 
fannte, daß hier eine doppelte Aufgabe vorliege, und ſich deshalb 
foaltete. Das Königliche Konfiftorium, in vollfommener Ueberein- 
ſimmung mit dem Stadtkonſiſtorium, übergab demzufolge die vors 
bereitende Ginleitung zur Union, 

1. nad ihrer inneren Seite der theologiſchen Wiſſenſchaft 
und dem geiftlichen Lehramte in der Kirche; 

3. nad ihrer äußeren Seite einer durch die Verwaltungsbe⸗ 
hörben refp. Patrone der bisherigen Iutherifchen und refors 
mirten Kirchen Breslau’ gebildeten Kommiſſton. 

Das Ergebniß war Folgendes: 

adl. Die theologifche Fakultät in direktem Auftrage des König» 
lichen Konſiſtoriums trat in eine Synode mit der gefammten ftäptifchen 
Geiſtlichkeit zuſammen, um zu berathen: auf welche theologifche Grund⸗ 
Inge die Union in Breslau zu bafiren fei. 

Der Zufammentritt der Synode war daher ein völlig Iegaler; 
das Ziel ihrer Arbeit war ihr von dem Königlichen Kirchenregiment 
beſtimmt vorgezeichnet worden. Denn das Königliche Konfiftorium 
ſagt in feiner Verfügung vom 7. Juli 1822 wörtlid: 

Wir find auf einen deshalb an das hohe Minifterium erftatteten 
Bericht unter Bezeugung des Wohlgefallend an den getroffenen 
Einleitungen (nämlich durch die vorbemerkte Kommiſſion) beauf- 
tagt worden, eine Synode beftehend aus den ordentlichen Mit 
gliedern der fchon für unirt zu achtenden hiefigen evans 
gelifh-theologifchen Fakultät, der gefammten - hiefigen 
Geiftlichkeit und einer Auswahl vorzüglich einfichtiger 
Beiftlihen der Provinz zufammen zu berufen, um die Ans 
gelegenheit (nämlich der Union) wie e8 auch von der gedachten 
Kommiſſion vorgeichlagen worden, von ihrer Innern Seite weiter 
jun führen. In dieſer Abficht Haben wir die Fafultät bereits ein- 
geladen und verfucht diejenigen Punkte auf der Synode 
zur Berathung zu bringen, worauf ed hier am Meiſten 
anfommt, und womöglich die Vereinigung zu einem erwünfchten 
Ziele Teiten zu helfen. 

Mit diefer Verfügung wiflen wir es nicht zu vereinigen, wenn 
nad) dem hohen Erlaß vom 24. Auguft c. der Herr Minifter unter 

2 


18 


dem 12. Dezember 1822 das Konftftorium darauf hingewieſen haben 
fol, daß die getroffene Einleitung zum Theil vorgängiger höhere 
Genehmigung beburft hätte, da die Genehmigung vom 28. Mär; 1822 
fi nur auf die Einlapung der ftäbtifchen Geiftlichfeit bezogen haben 
fol, während doch das Königl. Konfiftorium ausprüdlich von einer 
Beauftragung zur Einladung einer Auswahl vorzüglid 
einfihtiger Geiftliden der Provinz ſpricht. Diefe Differen 
dürfte aber irrelevant fein, da der Herr Minifter die gerügte Ueber⸗ 
fchreitung des Auftrags nicht als einen Richtigfeitögrund geltend machtz 
namentlidy aber dürfte fie die Bedeutung der Refultate der qu. Synode 
für die ftäptifche Geiftlichfeit Breslau’s, fo weit eine folche überhaut 
anerfannt werden muß, um fo weniger alteriven fönnen, als ſaͤmm⸗ 
liche Beſchlüſſe der Synode einftimmig, mit nur theilmeifem alleinigen 
MWiderfpruche des Dr. Scheibel gefaßt worben find. So viel fteht aber 
feft, daß in jenem Refcripte das Königl. Minifterlum, wie das Königl. 
Konfiftorium die theologifche Fakultät als eine ſchon unirte anfahen, 
als welche fie ſich auch durch ihren Dekan in der Einleitungérede 
befennt, und welches fie nach ihren früheren Frankfurter Verhält 
niffen audy fiherlih war und ift. 

So alfo, auf volfommen legale Weife ift die Breslauer Ey 
node zu Stande gefommen; es iſt ihr ihre Stellung und Aufgabe 
von den georbneten Kirchenbehörben genau vorgezeichnet worben, und 
fie hat diefe ftreng inne gehalten: 

fie follte eine Berathung der Bertreter des akade— 
mifhstheologifchen, und des kirchlichen Lehramtes 
fein, um die Grundlagen zu ermitteln, auf welde 
fi die innerliche Union der evangelifhden Schweher 
firden gründen refp. weiter fortbauen laſſe. 

Diefe Grundlage hat die Synode ermittelt; die Refultate ber 
felben liegen gebrudt vor. Es fragt fih nun: Ä 

welche Bedeutung haben die Befchlüffe dieſer Synode für Schle 
fien, insbefondere für Breslau? 

Und diefe Frage darf nicht nad) wechfelnden Zeitfiimmungen, 
fondern muß nad der beftehenden Gefebgebung beurtheilt werben. 

Nah Allgem. Landrecht Th. I. Tit. XI. $. 141 bebürfen die 
Schlüffe der Synodalverfammlungen der Genehmigung des Staatet, 
um in Ausübung gebracht zu werden. Nach der zu jener Zeit geb 
tenden Inftruftion für die Brovinzialkonfiftorien vom 23. Oftober 1817 
waren dieſe die Organe des Staates zur Ertheilung folder Gr 
nehmigung, denn es heißt dort: 

„$. 2. In Abficht der Firchlichen Angelegenheiten der evangeliſchen 
Konfefionen übt das Konfiftorium diejenigen Konſiſtorialrechte 
aus, welche ſich auf den eigentlichen NReligionsunterricht beziehen, 
infofern ihm. nicht nachftehenn mehrere beigelegt find. Demnach 
bat daſſelbe: | 


4 


19 


1. Die Sorge für die Einrichtung der Synoden der enangelifchen 
Geiſtlichkeit, die Aufficht über diejenigen, welche fchon vors 
handen find; die Prüfung und nach Befinden die Berichti- 
gung oder Beftätigung der Synodalbefchlüffe; aud 
die Berichterftattung über felbige, wo fie erforderlich ift. 

Nach diefer Beftimmung, die auch durch die mittelft Kabinets- 
obre vom 31. Dezember 1825 erfolgte anderweitige Regelung der 
Refiortverhättnifie unverändert geblieben ift, kann es daher feinem 
Zweifel unterliegen, daß für die Befhlüffe der Breslauer 
Synode vom Jahr 1822 das Recht der Befätigung von 
Staatswegen dem Königlihen Konfiftorio für Schlefien 
miand, außerdem für Breslau vermöge feines biſchöflichen Rechts 
dem Stabtkonfiftorio, und daß eine foldye Beftätigung, wenn fie ers 
ſeigt iſt, auch völlig rechtsbeſtändig iſt. Diefe Betätigung ift erfolgt. 
Denn das Königliche Konſiſtorium fendet mittelft Verfügung vom 
18. Oftober 1822 Abprüde der Synodalverhandlungen an das Stadt⸗ 
Konfiftorium zur Aufbewahrung in der Regiftratur, und in den Res 
giſtraturen der Pfarrfirchen und fagt: 

„Es gereicht uns zu einer nicht geringen Freude, die das Stabt- 
fonfiflorinm gewiß mit und theilt, daß die Refultate der Synodal⸗ 
berathungen von einem fo glüdlichen Erfolge geweien find, daß 
fh) von denfelben die Eintradht in der evangelifchen Kirche der 
Provinz, das Verſchwinden der bisherigen Konfeſſionstrennung 
und das Entftehen alles Guten das unmittelbar daraus folgen 
wird, zuverfichtlich erwarten läßt.” 

Es erflärt weiter, es dürfte nach den aus ber Provinz einges 
gangenen Adhäſtonserklärungen mit allem Rechte behaupten: 

„daß die Gefammtfimmen der evangelifchen Geiſtlichen Schleftend 
für die Aufhebung der Konfefiionstrennung entfchieven habe, und 
biefe demnach als Eine unirte anzufehen ſei.“ 

Der Sinn und Umfang diefer Beftätigung wird näher durch den 
Ehrfularerlag an fämmtliche Superintendenten und an das Stadts 
fonfiftorium vom 25. Oftober 1822 bezeichnet. 

In demfelben werden die Befchlüffe der Synode anerfannt als: 
ber gewonnene fette Punkt, von wo aus die Einigung 
im Geiſt der bis dahin getrennt gewefenen evanger 
liſchen Konfeffionen weiter gefördert und in das Ge— 
fammtleben der Kirche eingeführt werden fann. 

Auf Grund dieſer Erflärung des vorgeordneten Königlichen 
Konfiftoriums richtet nun das Stadtfonfiftorium bei Kommunikation 
dee für fie beftimmten Eremplare der Eynovalverhandlungen unter 
bem 31. Oftober 1822 an die ihm nachgeorpneten Geiftlicdhen vie 
fo freundliche als dringende Ermahnung und Aufforderung: 

„nun auch veblich zu halten und zu thun, was fle in der flatt« 
gefundenen Situng gelobt; nämlich: auf dem ihnen allein mög- 
4% 
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lichen Wege der freien evangeliichen Belehrung, ſowohl auf ber 
Kanzel als auch bei der fpeziellen Seelforge, vorzüglich aber im 
Konfirmandenunterrichte das, was fie ald wahr, und ale den 
von menfhlihen Zufägen befreiten Ausfprücden der heil 
gen Schrift gemäß gemeinfhaftlih anerkannt haben, nunmeht 
freimüthig zu lehren und zu befennen.” 

Es verpflichtet alfo in Uebereinſtimmung mit der Königlichen 
Kirchenbehörbe, die ihm nad) georbneten Geiſtlichen 

„zum freimüthigen Bekenntniß und Lehren deffen, was 
auf der Synode befhloffen und fefgeftellt war.” 
Iſt nun vorher nachgewiefen worden, daß nad) der ihm er⸗ 
theilten allerhöchften Inftruftion vom 23. Dftober 1817 das König 
liche Konftftorium volllommen fompetent war, bie Beſchluͤſſe der 
Breslauer Synode von 1822 zu beftätigen; und daß bafielbe den 
Stabttonfiftorio und den ſämmtlichen Geiftlichen der Provinz ſeine 
Zuftimmung zu den gefaßten Beichlüffen, ja feine große Freude über 
biefelben unzweifelhaft zu erfennen gegeben hat, fo war auch 
1. eine anderweite höhere Beftätigung der betreffenden Synodal⸗ 
befchlüffe durchaus nicht weiter erforderlich, und der Mangel 
einer ſolchen kann der erlangten Bedeutung berfelben: 
„der firhenregimentlich anerfannte fefte Bunft 
zu fein, von dem aus die Union weiter geförs 
dert werden foll,” 

feinen Eintrag thun; fo war aud) 

2. der lebtgenanute Erlaß des Staptkonfiftorii vom 31. Ofter 
ber 1822 und vie in demfelben enthaltene Anerkennung ber 
Synodalbefchlüffe, und die Anweifung an die Geiftlichen m 
demgemäßer Lehre vollfommen zu Recht beftänpig. 

Wir Fönnen aber auch gar nicht annehmen, daß eine folde 
Anerkennung der Synobalbefchlüffe Seitens des hohen Miniſterü 
nicht auch erfolgt fein folle. Denn das Königliche Konfiftorium fagt 
in einer Verfügung an den hiefigen Magiſtrat vom 30. Mai 1823 
ausdruͤcklich; 

„Nachdem wir dem hohen Miniſterium der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten die Verhandlungen der im vorigen Herbſt hier gehaltenen 
Synode über die Aufhebung des Konfeſſionsunterſchiedes in der 
evangeliſchen Kirche Schleſiens, begleitet mit unſeren gutachtlichen 
Aeußerungen und Anträgen vorgelegt, hat Hochdaſſelbe uns be 
aufteagt, unfere Bemühungen für die Union an denjenigen Orten, 
wo dies von uns ausführbar gefunden wird, fortzuſetzen.“ 

Hier mußte doc) jedenfalls es ausgefprocdhen fein, wenn bad 
hohe Minifterium irgend einen Einſpruch gegen die Rechtmaßigfelt 
und Zwedmäßigfeit des Verfahrens des Königlichen Konfiftorii hatte, 
das ihm offen vorlag. Es ift im Gegentheil nur die Aufforderung 
erfichtlich, auf dem betretenen Wege fortzufchreiten. Auch geht and 


21 


ber Ausführung des Hochwürdigen Oberfirchenraths felbft hervor, 
daß das Königliche Konflftorium, fich feiner Berechtigung wohl be- 
wußt, gar nicht um Anerfennung oder Beftätigung der betreffenden 
Befchlüffe gebeten, fondern dieſelben lediglich berichtend dem hohen 
Minifterio überfandt und den Antrag geftellt hat, dieſelben zur Kennt⸗ 
niß Sr. Majeftät des Königs zu bringen. 

Nach allem dieſem ift an der Rechtsbeſtändigkeit der Befchlüffe 
der Synode von 1822 als des für Schlefien, namentlich für Breslau 
anerkannten feften Punktes für die innere Union der 
Schwefterfirchen nicht zu zweifeln. 

Wenn nun der Hocwürdige Oberfirchenrath foldhe Zweifel 
berleitet aus dem, was in dem Minifterio in dem Kabinette fonft 
vorgegangen ift, und was der Herr Minifter perfönlich gemeint, 
oder was er als die unzweifelhaft erfahrene MWillensmeinung St. 
Majeftät anbeutet, fo erfcheint und Dies Alles als darum irrelevant, 
weit e8 nie einen amtlichen zu unferer Kunde gelangten Ausprud 
gefunden. Ja wir können nicht umhin zu befennen, daß die Widy- 
figkeit, weldhe Ein Hochwürbiger Oberkirchenrath dieſen Vorgängen, 
biefem perfönlichem Meinen beilegt, uns mit Hefer Wehmuth erfüllt 
bat, weil dadurch foldyem perfönlihen Meinen eine Entfcheidung 
über den dogmatiſchen Entwidelungsgang in der evangelifchen Kirche 
beigelegt wird, die wir mit den Grundfägen der Reformation nicht 
in vereinigen wiſſen. 

Hier Tagen Ergebniffe vor, welche die Vertreter der theologts 
fhen Wiffenfchaft, des evangelifchen Lehramts faft einer ganzen Pro- 
vinz gefunden und befannt hatten, weldye von den mit dem bifchöf- 
lichen Rechte in der ewangelifchen Kirche befleideten Stellen mit 
Freuden begrüßt und ein Hochwürdiger Oberfirchenrath erachtet Die 
ganze geiftige, von den Firchlichen Behörden anerfannte Arbeit für 
unzweifelhaft nichtig, weil Se. Majeftät auf die ihm unmittelbar 
von der Bafultät eingereichten Verhandlungen zwar feinen Ausſpruch 
gethan, aber der Herr Minifter in einem fpäteren Erlafie aus An- 
deutungen fchließen läßt: er fei über die abfällige Willens- 
meinung Sr. Majeftät nicht in Zweifel geblieben. Zudem müflen 
wir auf die Bemerkung, wie die Ausfprücdhe der Synode über Die 
Sändhaftigfeit des Menfchen dem Herrn Minifter Bedenken erregt 
hätte, darauf aufmerffam machen, daß die Synode über diefen Punkt 
feine Ausſprüche gethan hat. Sie hat vielmehr die darauf bezüg- 
lichen Theſen — 21 — 30 aus dem Grunde unerörtert gelaffen, weil 
über das Dogma der Gnavenwahl das Beftehen eines Disfenfus 
amter den beiden evangelifchen Konfefllonen in Schleften nicht aners 
faunt wurde (efr. pag. 34 der Verhandlungen vom 2. Dftober 1822). 
Aber auch felbft die Ausführung des Hochwürdigen Oberficchenraths 
läßt jene Auffaflung des Herrn Minifters nicht erfennen. Denn derfelbe 
rröffnet dem Königlichen Konfiftorio unterm 12. Dezember 1822, 
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„daß er zwar nicht mit allen Ergebniffen der Synodalberaihungen 
einverftanden fei. Indeſſen fönne doch die Sache umfs 
mehr in der dermaligen Lage verbleiben, da nach dem 
erflärten Willen Sr. Majeftät zu erwarten ſei, Daß die Verein⸗ 
gung der beiden evangelifchen Konfeſſionen nächftens durch bie 
ganze Monarchie den Eynoden zum Gegenftande befonderer Be 
rathung werde gegeben, demnächſt aber der Landesſynode von 
gelegt werben.” 

Hier ift alfo fogar eine Direkte Genehmhaltung des Herrn Miniſters 

vorhanden. 

ALS derfelbe diefe Verfügung erließ, befand fich die beregte 
Sache in folgender Lage: 

Die Eynode hatte ihre Beichlüffe gefaßt; fie Ingen der gefanmte 
Geiftlichfeit Schlefiend vor und diefe hatte faft durchweg ihre Zu⸗ 
fimmung zu denfelben erklärt, das Königl. Konfiftorium hatte ſich 
mit ihnen einverflanden und fie für den gewonnenen feften Bunt 
erklärt, von dem die Union weiter betrieben werben Eönne; das 
Stabtfonfiftorium hatte die Geiftlihen auf die Ergebnifle der 
Synode verpflichtet! 

Das war die „Dermalige Lage”, in welder die Sad 
nach dem Willen des Herrn Minifters verbleiben foll, bis zu be 
erwarteten Landesſynode, und in dieſer Lage wird fie daher rechtlich 
* verbleiben muͤſſen, bis die Erwartung des Herrn Miniſtere 

ch erfüllt. 

Denn nur einer Generalfgnode Finnen wir das Recht zuſprechen 
über diefe Sadje weitere Beichlüffe zu faflen, und vermögen wid 
anzuerkennen, daß das Königl. Kirchenregiment das Recht ha, 
Eynodalbefhlüffe, welde im Jahr 1822 gefaßt und von ihm ge 
nehm gehalten worden find, und weldye der Grund zu wefentliden 
firchlichen Geftaltungen geworden find, nach 27 Jahren zu annall 
ren und damit jene gefchichtlich gewordenen Geftaltungen für unde 
rechtigt zu erflären. 

Iſt nun durch das Vorſtehende der ſeſte Punkt bezeichnet, auf 
dem die Union in Breslau nach ihrer inneren Seite ruht, fo muß jeht 

ad 2. dargethan werden, was zu ihrer Realiſtrung nach ihrer Außer 
ren Seite geſchah. 

Die Berathungen der dazu ernannten Kommiſſton waren ber 
Eynode ſchon vorangegangen, hatten während der durch fie herver⸗ 
gerufenen Arbeit für das innere Gedeihen verfelben geruht, und nad 
dem dieſe den gefuchten feften Punkt gefunden, fo regte das Königl. 
Konfiftorium fie durch die genannte Verfügung vom 30. Mai 1838 
von Neuem an. — Diefe Verhandlungen fcheiterten aber an dem it 
großen Eifer der Kommiffton, die ihr anvertraute Sache recht gründ 
lich und volftändig zu machen. 

Denn die Borfchläge derſelben griffen tief in bie beſtehenden 
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arochial⸗ und kirchlichen DVermögensverhältniffe ein. Sie wollte 
gleich die Stolgebühren und das Beichtgeld abgefchafft wiffen, wo- 
e eine auf 20351 Thlr. ermittelte jährliche Entſchädigung zu leiften 
weſen ˖ fein würbe, deren Leiftung man der ohnehin bebrängten, 
ch an den Kriegsichulden Iaborirenden Kämmereikaſſe anmuthete. 

Um diefer Anmuthung willen mußte die Sache vor die Stadts 
rordneten kommen, die es natürlich mit ihrer Pflicht nicht vereins 
e fanden, auf die Gemeindekaſſe einer paritätifchen Stadt für evan- 
liſch kirchliche Zwecke ohne zwingenden Rechtstitel eine foldye Laft 
übernehmen. Sie lehnten deshalb ihre Mitwirfung zur Einfüh- 
ng der Union ab, indem fie zugleich ihre Infompetenz zu einem 
theil über Gewiffensfachen bervorhoben und bemerften, daß nach 
e Eintracht in den Außerlichen Lebensverhäftniffen eine Union nicht 
orberlich erfcheine. 

Aus der Ablehnung diefer Kommunalbehörbe, aus Evangelifchen, 
uholifchen und Juden beftehend, kann unmöglich ein Schluß auf 
: damalige Abgeneigtheit gegen die Union in Bredlau überhaupt 
jonen werben, zumal Ein Hochwürdiger Oberkirchenrath felbft, und 
t Recht darauf hält, daß über Firchlicye Angelegenheiten auch nur 
ficchlichen Streifen geurtheilt und entſchieden werde. 

Die Ablehnung erfolgte lediglich darum, weil der erfichtliche 
sinn mit dem großen dazu erforderlichen Gelvopfer in Teinem 
hten Berhältniffe zu ftehen fchien, weil wie der Magiftrat unterm 
. Auguft 1824 dem Königl. Konfiftorium berichtet, e8 der Stadt 
möglich fei, eine folhe Summe zu beſchaffen, und weil die Meis 
ng vorwaltete, daß, wenn die Union von der Staatsbehörve bes 
eben werde, der Staat aud) die dadurch nothwendig werbenden 
fen tragen müfle. 

Wäre das Minifterlalreffript vom 2. Sanuar 1817 zur Auss 
fung gekommen, und hätte demgemäß bei der Infufficienz der 
figen Kirchenfaffen die Staatöfaffe die betreffende Entſchädigung 
ernommen, fo wäre die Union, nachdem bie Geiftlichfeit ſich dafür 
lärt, unzweifelhaft fchon im Jahre 1823 hier zu Stande gekom⸗ 
m, und es würde dann fehmwerlicd Jemand daran gezweifelt haben, 
6 die Verhandlungen der Synode von 1822 den Maßftab zur 
mriheilung der inneren Grundlage berfelben barbieten. 

Unter den obwaltenden Umftänden jedoch Fonnte die Union für 
Gemeinden nicht eher zur Äußerlichen Erfcheinung kommen, als 
3 man darauf verzichtete fie in der ausgedehnten Weile durchzu⸗ 
hren, wie dies die frühere Kommiffion vorgefchlagen hatte, und 
8 geſchah allerdings erft im Sabre 1830 auf die erneuerte An- 
jung der Kabineisorbre vom 30. April und des Miniſterialreſkripts 
m 5. Mai 1830. 

Wenn aber der hohe Erlaß vom 24. Auguft c. behauptet, 
B dieſe Union auf einer ganz anderen Grundlage ald der ber 
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Synode von 1822, zu Stande gefommen fei, auf einer „mit ver - 
Kabinetöorpre vom 28. Februar 1834 in vollem Einklange fichen x 
den”, fo vermögen wir uns davon nicht zu überzeugen. | - 
Denn die Kabinetsorbre vom 30, April 1830 faßt ebenfo wie . 
das Minifterialreffript vom 5. Mai 1830 die Union nur von ih v 
Außeren, rituellen und kirchenrechtlichen Seite ins Auge, ohne de | 
inneren Seite aud) nur mit einem Worte zu gedenfen, während bie x 
Kabinetsordre vom 28. Februar 1834 mehr die innere Seite mb ; 
zwar aus einem früher nicht fo dageweſenen Geſichtspunkte betrachtet, ıı 
Somit wurde die äußere Seite der Union der Gemeiden in Breslaun 
allein nad) den genannten Verordnungen geregelt; dee fefte Pınkt, . 
den die Geiftlichfeit bei ihrer Erklärung für die Union im Jahre 
1822 bereits gewonnen, und auf Grund befien fie nad) ihrem ge 
leifteten VBerfprechen die Gemeinden für die Union geneigt gemadk 
hatte, wurde dadurch nicht geändert. Und die Geiftlichfeit und das 
Stadtfonfiftorium würden gewiß widerfprocdhen haben, wenn man 
ihnen die Union im Sahre 1830 auf einer andern Grundlage al | 
die, zu der fie fih im Jahre 1822 befannt hatten, dargeboten hätte : 
Auch die anliegende gebrudte Anfprache der hieſigen Geiftlich⸗ 
feit an die Gemeinden vom 11. Suni 1830 ruht durchaus auf die 
fer Grundlage und ift nur aus derfelben zu erflären. 
Es find noch Tebende Zeugen aus beiden Jahren vorhanden, : 
durch die das leicht erhärtet werben Fünnte. Darum bat auch dk 
Kabinetsordre vom 28. Februar 1834 auf die unirte Kirche in - 
Breslau feinen Einfluß haben Fünnen. Denn dieſe verbürgt ber . 
Befenntnißfchriften der beiden ewangelifchen Konfefflonen die Ante : 
rität, welche fie bisher gehabt. - . 
Das Map diefer Autorität war für die Union in Breslau eben : 
durch Die Synode vom Jahre 1822 mit Firchenregimentlicher Anm - 
Tennung feftgeftellt worden und dabei ift es fo in thesi, wie in praxi 
bis heute geblieben. 
Für diefen Charakter der hiefigen Union bietet abermals bie 
Verfügung des Königl. Konfiftorii vom 30. Mai 1823 einen vol, 
gültigen Beweis. Daffelbe erflärt dem Magiftrate, daß nach ben 
Verhandlungen der Synode von 1822 mit Ausſchluß des Diafonus 
Sceibel die gefammte Geiftlichfeit Breslau's der Union beigetreten 
fei, und fährt fort: 
„wenn nun auf biefe Weiſe auch Hierorts ſchon eine unirte 
Geiftlichfeit den nicht unirten Gemeinden gegenüber fteht, .fo 

ergiebt ſich von ſelbſt, daß der dadurch gebilvete kirchliche Zuſtaub 
nicht wohl beſtehen kann, wie er iſt, und daß um möglichen Ver⸗ 
wirrungen in Zeiten vorzubeugen, die anerkannt gute Sache der 
Union bedachtſam und ruhig weiter geführt ſein will.“ 

Dieſe Darſtellung des Königl. Konſiſtorii iſt vollkommen ſach⸗ 
gemäß: Die evangeliſche Geiſtlichkeit Breslau's hatte ihren Beitritt 
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e Union ſchon durch die Unterzeichnung des Protofolls der Sy- 

de vom Jahre 1822 zu erkennen gegeben — beide Konfiftorien 

ben dies fo aufgefaßt — und fich verpflichtet, die Gemeinden auf 

e gefundenen Grundlage auf die Union vorzubereiten. Für bie 

teren war die Äußere Union auf der Grundlage der Kommilfton 

n 1823 an dem pefuniären Punkte gefcheitert und wurbe fie mit 

ifgebung des früheren Hinderniſſes 1830 vollzogen, ohne daß das 

rch an der innerlihen Grundlage von 1822 für die Beiftlichen 
ch nur das Mindefte wäre verändert worden. 
Daraus geht hervor: 

1. daß die inneren Beringungen für den Beitritt der ftäbtifchen 
Geiſtlichkeit Breslau's lediglich in den Befchlüffen der Synode 
von 1822 zu finden find, daß diefe daher auch das Firchen- 
rechtliche und Firchenregimentliche Fundament find, nach wel- 
chem vie evangelifchen Geiftlichen Breslau's als unirte zu 
betrachten und zu richten find. 

Und daraus folgt weiter: 

2. daß wie in vollem Rechte waren, wenn wir eine Beichwerbe 
über Ausfprüche eines Geiftlichen, welche nichts Anderes ent 
halten follen, als was die Synode von 1822 in ihren Thefen 
31 — 33 ausgeſprochen, durch Hinweiſung auf bie Letzteren 
zurüdwiefen. 

Ein Hochwuͤrdiger Oberficchenrath wolle aus dem Vorftehen- 

3 hochgeneigteft erfchen, daß und warum wir uns nicht in ber 

ge befinden, auf Grund des hohen Refkripts vom 24. Auguft c. 

e irrthümliche Meinung über die Geltung ber betreffenden Sy⸗ 

balbefchlüffe zu berichtigen, fondern das wir unfere früher aufge: 

te Anſicht über dieſelbe als die richtige anfehen müſſen. Wir 
anen und dürfen den Firchenregimentlich anerkannten feften Punkt 
bt aufgeben, von dem aus fich die ganze Union in Breslau ges 

ft . 


et hat. 

Wir bitten aber auch nicht zu überfehen, mit welchem Erfolge 
e Union in Breslau eingeführt worben ifl. Sie wurde öffentlich 
a den Kanzeln verkündet, und in die Häufer aller Evangelifchen 
urden die betreffenden Proflamationen gefandt. Und mit Ausnahme 
t wenigen Anhänger Scheibel’8 wurde nirgends Widerſpruch, überall 
r Zuftimmung laut, die ſich thatfächlich dadurch zu erfennen gab, 
6 die für beftimmte Tage angeorbnete Abendmahlsfeier nach dem 
ten Ritus faft ohne alle Theilnahme blieb, wie darüber vorliegende 
erichte befagen. Wir willen recht wohl, daß ſich die Stimmung 
er die Union in höheren und niederen Streifen vielfach verändert 
4; wir haben die Wirkungen diefer Veränderung täglicy vor Augen. 

Die im Jahre 1822 von dem hoben Minifterio felbft für unirt 
erkannte hiefige theologifche Fakultät ift fchon feit Jahrzehnten nur 
rch folche Mitglieder vermehrt worden, die der Union mehr oder 
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weniger feindlich find. Daſſelbe Königl. Konfiftorium, welches 
bie Union anregte und fie bis 1830 auf der von ihm anerf 
Grundlage der Synode von 1822 durchführte, beſteht jet zu 
ten Theile aus entfchiedenen Gegnern der Union und das üb 
Wirkung auf die veränderte Anfchauung der hiefigen Unionsvor 
Wie das Stadifonfiftorium von Breslau aber von Anfang 

Sache der Union mit Liebe ergriff und geförvert hat, fo denke 
wie mit Gottes Hülfe treu an ihr zu halten. 

Es ift dem Stabtfonfiftorio unmögli und kann ihm v 
auch nicht zugemuthet werden, daß es, nachdem ed im Jahre 
die ihm nachgeordneten Geiftlichen zur Lehre deſſen, was f 
der Synode von 1822 als wahr erfannt und befannt, unte 
nehmhaltung des ftaatlichen Kirchenregiments, ja auf Anregun 
felben, ermahnt und verpflichtet, und fich felbft danach geacht 
jebt diefe ihm gegebene Grundlage verleugnen und verlafien 
die ihr entfprechende Lehre verwerfen fol und das Alles bloß t 
weil jebt nady 27 Jahren in den höheren Kreifen des König! 
henregiments eine andere Anficht über die Union, eine andere 
mung gegen diefelbe vorherrſchend geworben ift. 

Wir müſſen e8 daher mit ewangelifcher Offenheit und Fe 
ansprechen: 

daß die Union uns mehr ift, als ein theures Vermächtniß 
fie und für unfern Amtsfreid eine vollendete Thatfache ij 
nach ihrer inneren Bedeutung im Jahre 1822, nach ihrer 
ren GErfcheinung im Jahre 1830 zur Anerkennung gefomm 
und die zu fchügen wir für einen heiligen Beruf halten, d 
Kabinetsorpre vom 28. Februar 1834 nicht folche rüdwi 
Kraft für Breslau haben kann, um die früher anerkannte 
dingungen, unter denen die Union hier angenommen worb 
aufzuheben; und daß bie inneren Grundlagen der bier vollgı 
Union nicht aus der lebtern, fondern aus der vom 27. S 
ber 1817 und aus den ihr entfprechennen Synodalbefchlüffe 
Sabre 1822 zu erfennen find. 

Schließlich bemerken wir ehrerbietigft, daß da bas Königl. 
fiftorium den Erlaß vom 24. Auguft c. durch den Drud ver 
licht hat, Ein Hochwürdiger Oberkirchenrath es gewiß gerecht 
finden wird, wenn wir und genöthigt geſehen haben, auch die 
genausführung zur Kenntniß unferer Gemeinden zu bringen, um 
Zweifel über unfer Verharren auf der bisher von und anerfı 
at der Union und über unfere Berechtigung dazu 
eben. 

Breslau, den 25. Rovember 1850. 


Das Stadtkonfiflorium. 
An den Evangeliſchen Oberkirchenrath zu Berlin, 
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Das Stabtfonfiftorium bat uns unter dem 25. Novmbr. v. J. 
eine „Erklärung“ auf unfere Eröffnung vom 24. Auguft v. J., bes 
weffend die Verhandlungen der im Jahre 1822 in Breslau ab- 
gehaltenen Synode überreicht, und damit bie Anzeige verbunden, 
daß daſſelbe genöthigt gefehen habe, dieſe feine „Gegenausfüh- 
rung“ zur Kenntniß feiner Gemeinden zu bringen. 

Auf diefe, am 20. Dezember v. J. bei und eingegangene Er⸗ 
Märung haben wir zunächft von dem Stöniglichen Konfiftorium ver 
Provinz Auskunft erfordert, auf welche Weife die von dem Stadt⸗ 
fonfiftorium beabfichtigte Publifation erfolgt fei, und in Erfahrung 

acht, Daß dies durch ein Umſchreiben des ftäptifchen Kirchen; 

eftors, Paftor Rother, vom 5. Januar d. J. an fämmtliche Geifl- 
liche des frädtifchen Konfiftorialbezirfd und durd Veröffentlichung 
der Schrift durch den Druck gefchehen. 

Wir behalten uns in Betreff der Form diefes Verfahrens das 
Weitere beſonders vor. 

Was dagegen die Sache anlangt, fo eröffnen wir dem Stadt: 
fonfiftorium Folgendes: 

Wir haben in unferem Erlaß vom 24. Auguft v. 3. dem Stadt 
fonfikorium den aftenmäßigen Nachweis gegeben, daß den Verhand⸗ 
Inngen und Beichlüffen der Synode von 1822 zu feiner Zeit und 
burch keinen Akt, namentlich auch nicht für die Stadt Breslau eine 
Iechenrechtliche Auktoritaͤt beigelegt worden ift und daß biefelben daher 
auch nicht eine rechtögültige Bafis für das amtliche Thun der verord- 
neten Ktirchenbehoͤrden abgeben Fönnen. 

Mit dieſem Grundfage tritt das Stabtfonfiftorium in Wider⸗ 
ſpruch und flellt vemfelben die Behauptung .entgegen, daß die Ver: 
hendlungen und Beichlüffe der Synode von 1822 für den Amtskreis 
des Stadtfonfiftoriums allerdings die Grundlage ber im Jahre 1830 
dafelb angenommenen Union geworden, und daß daher eine foldhe 
Union im Einne der Synode von 1822 für den Amtsfreis bes 
Sitadtkonſiſtoriums eine vollendete Thatſache fei. 

an Beweis für diefe angeblich vollendete Thatfache ift nicht 

ebradht. 

Das Stadtfonfiftorium räumt als thatfächlidh richtig ein, daß 
die Staptverorbnetenverfammlung in Breslau noch im Jahre 1824 
bie von ihr verlangte materielle Beihülfe zur Durchführung einer 
Union auf bet Bafis der Synobalbefchlüffe von 1822 abgelehnt, 
daß der Magiftrat deshalb damals von weiteren Schritten Abftand 
genommen habe und daß die Annahme ber Union in Breslau über- 
haupt erft ſechs Jahre fpäter, nämlich im Jahre 1830, bei Gelegen- 
beit der breihundertjährigen Säfularfeier der Mebergabe der Augs⸗ 
durgifchen Konfeffion, erfolgt fei. 
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Diefer Beitritt zur Union ift damals am 25. Juni 1830 durch 
die Einführung eines gemeinfchaftlichen Abenpmahlsritus zwifchen 
Lutheranern und Reformirten in den Breslauer Kirchen thatfächlid 
vollzogen worden. 

Daß dieſe Thatfache für ſich nicht eine Annahme der Befchlüfe 
der Synode von 1822 enthält, ergiebt ſich einfach fchon aus den 
Umftande, daß die Synode den Ritus der Abenpmahlsfeier als etwas 
Außermwefentliches betrachtet und deshalb gar nicht in den Kreis 
ihrer Betrachtungen gezogen hat. 

Ebenfowenig enthalten die jene Säkularfeier begleitenden Er⸗ 
Härungen der ftäbtifchen Geiſtlichen und der ftäbtifchen Kirchenbehörbe 
eine Zurüdbeziehung auf die Synodalverhandlungen von 1822. 

Das Stabtfonfiftorium beruft ſich in dieſer Beziehung anf eine 
von der Mehrheit der dortigen Geiſtlichen — mit Ausſchluß der 
Diafonen Münfter, Berndt und Sceibel und der Previger Gierth 
und Thiel — unterzeichnete Anſprache vom 11. Juni 1830, in wel 
cher die Unterzeichner die ewangelifchen Gemeinden der Stadt Bres 
lau über die Bedeutung der Union und des gemeinfchaftlichen Abend⸗ 
mahlsritus aufzuflären fuchen. 

Aber auch diefe Anſprache erwähnt die Beichlüffe und Ber 
handlungen der Synode von 1822 mit feinem Worte. Vielmehr 
ertheilt diefelbe den Gemeinden ausbrüdlich die beruhigende Zuſiche⸗ 
rung, ed bebürfe kaum der Erwähnung, „daß hier nicht von einer 
Veränderung des Glaubens oder von einem Stonfeffionswechfel hie 
Rede ſei,“ die Anfprache ftimmt daher genau überein mit dem Haupt⸗ 
grundfage der nachmals ergangenen Allerhöchften Ordre vom 28. Fe⸗ 
bruar 1834, „die Union bezwede und bebeute Fein Aufgeben bed 
bisherigen Glaubensbefenntniffes.” 

Außer diefee Anſprache der Geiftlichen ift damals much eine 
Bekanntmachung des dortigen Magiftrats, als Organs für die kirchen⸗ 
regimentliche Verwaltung des evangelifchen Kirchenweſens in ber 
Stadt Breslau, ergangen und auf defien Anordnung von den Kan⸗ 
zeln verlefen worben. Ä 

Das Stadtkonfiftorium hat diefe Bekanntmachung mit Stils 
ſchweigen übergangen. Wir bringen daher vemfelben in Erinnerung, 
was der Magiftrat über die fortdauernde Geltung der Augsburgiſchen 
Konfeſſion darin bezeugt. Die Stelle Tautet: 

„Dieſes herrliche Bekenntniß wurde nächft der heiligen Schrift 
die Grundlage, auf weldyer ſich der neue Bau der evangelifchen 
Kirche erhob und ift feit dreihundert Jahren das äffentliche Zeng- 
niß von dem Glauben verfelben geblieben, wie auch wie mb 
freudig zu demfelben befennen, ed als ein theures Kleinod ehren 
und unter göttlichen Beiftand ferner treu und flanbhaft an dem 
jelben halten wollen.” 

Auch diefes Zeugniß des Magiſtrats fteht in vollem Ginflange 
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nit dem Grundfage der nachmals ergangenen Allerhoͤchſten Ordre 
om 28. Februar 1834, „daß durch die Union die Autorität, welche 
ie Befenntnißfchriften der beiden evangelifchen Konfefftonen bisher 
zehabt, nicht aufgehoben werben.’ 

Wenn daher das Stadtfonfiftorium gegenwärtig die Behauptung 
anfftellt, daß die Einführung ber Union in Breslau im Jahre 1830 
nicht im Einklange mit diefen Grundfägen der Allerhöchften Ordre 
vom 28. Februar 1834, jondern auf einer grundſätzlich davon vers 
ſchiedenen Baſis, naͤmlich auf der der Synodalverhandlungen von 
1822, erfolgt ſei, jo müflen wir dies als eine willfürliche, mit allen 
öffentlichen Thalſachen und Urkunden im Widerſpruch fiehende Auf- 
faſſung bezeichnen. Ä 

ie fönnen und aber gegenwärtig nicht mehr darauf befchrän- 
fen, dem Stabkonftftorium das Irrthümliche feiner Behauptung zu 
finee eigenen Belehrung aufzuweifen, fondern wir müffen jest eine 
Bürgfchaft von dem Stabtkonfiftorium fordern, daß daſſelbe fein 
Amt, fo lange es noch befteht, nad) nem Recht und dem Befenntniß 
ver Kirche verwalten werde. 

Deshalb fordern wir das Staptfonfiftorium auf, und nunmehr 
ungefäumt eine beftimmte Erflärung des Inhalts zugehen au laſſen, 
dag daſſelbe bie Allerhöchfte Orpre vom 28. Februar 1834 auch 
für den ihm anvertrauten kirchlichen Bezirk als zu Recht beſtehend 
anerkenne und ſich demgemäß für verbunden erachte, die Vorfchriften 
derſelben zur Richtfchnur feiner Tirchenregimentlichen Amtsführung 
in nehmen. 

Berlin, den 17. März 1851. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An das Stadtkonſiſtorium zu Breslau. 


11. 


Einem Hochwürdigen Eoangelifchen Oberfirchenrathe berichten 
wie auf den nebenbenannten hohen Erlaß hiermit ehrerbietigft Fol⸗ 
bes 


1. Die Beröffentlihung unferer gehorfamften Erflärung vom 
25. Rovember v. 3. durch den Drud für unfere Gemeinden ift 
von und weder beichloffen worden, noch erfolgt. Es find nur 50 
Eremplare derfelben zur Mittheilung an bie uns nachgeordneten 
Beiftlihen als Manuffript gebrudt und ift Jedem ein Erem⸗ 
olar ſtatt Abfchrift zugefannt worden. Das Wort „Gemeinden ‘' 
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fiheint durch einen Schreibfehler ftatt „Geiſtlichen“ gefeht worben 
zu fein. Eine Mittheilung an bie Geiſtlichen aber glaubten wir 
diefen gegenüber in Folge der vorhergegangenen Beröffentlichung 
des hohen Erlaſſes vom 24. Auguſt v. J. Seitens des Königlichen 
Konfifloriums zu unferer Rechtfertigung uns felbft ſchuldig zu fein. 

2. Ohne auf die von uns in der erwähnten Erflärung ver 
fuchte Beweisführung von Neuem einzugehen, erlauben wir uns nur 
gehorfamft zur geneigten Erwägung zu flellen: . 

a) daß auch die Ermahnung der Geiftlichen vom 11. Juni 1830 
ausdrüdlich die angenommene Union als eine Erhebung 
über engherziges Seftenwefen als eine innerlide 

Berbindnng durch das Band einer und derfelben Kirche unter 

ir rn der PBarteinahmen, „lutheriſch und reformirt 

auffaßt; 
b) daß das gleichzeitige Publifandum von den Kangeln weber 
von dem hieſtgen Magiftrate verfaßt, noch von diefem feine 

Lefung verorpnet worden ift, fondern es iſt daſſelbe von dem 

Königl. Konfiftorio mittelft Verfügung vom 1. Juni 1830 in 

24 Eremplaren an den hiefigen Magiftrat zur Vertheilung 

. an die gefammte hiefige Civil und Militärgeiftlichfeit geſandt 

worden. 

Der Magiftrat hatte hierbei eine höhere Anordnung nur auß 
zuführen, und dürfte darin eine offizielle Aeußerung des „Organs 
für die firchenregimentliche Verwaltung des evangelifchen Kirchen 
weſens in der Stadt Breslau” nicht gefunden werden fönnen, bie 
Erwähnung diefer Bekanntmachung fhien und daher zur geſchicht⸗ 
lichen Darftelung deſſen, was bier bei Einführung der Union be 
fchloffen worden und gefchehen ift, nicht wefentlich zu gehören. 

Es enthält diefelbe übrigens nichts, was nicht von bier ans 
hätte gefagt werben können und der angeführte Satz: 

„Diefes herrliche Bekenntniß wurde nächft der heiligen Schrift 
die Grundlage, auf welcher fidy der Bau der evangelifchen Kirde 
erhob und ift feit dreihundert Jahren das öffentliche Zeugniß von 
dem Glauben derfelben geblieben, wie auch wir uns freudig zu 
demfelben befennen, es als ein theures Kleinod ehren und unter 
göttlihem Beiftande ferner treu und ftanphaft an demſelben hal 
ten wollen,‘ 

ift ein ſolcher, daß wir von Herzen in denſelben einftimmen Fönnen 
und ift dies nicht blos in Bezug auf die Augsburgifche Konfefften, 
fondern auch auf alle reformatorifchen Bekenntnißſchriften beider evan⸗ 
gelifhen Konfeflionen, als auf die ehrwuͤrdigen Zeugniſſe der Re 
formation; woraus Ein Hochwürdiger evangelifcher Oberfirchenrath 
geneigteft erfehen wolle, wie weit entfernt auch wir davon find, dem 
Rechte und den Befenniniffen der evangelifhen Kirche irgend etwas 
vergeben zu wollen. 
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3. Wenn endlich Hochverfelbe eine beflimmte Erklärung des 
Inhalts von und verlangt, daß wir die Allerhöcdhfte Ordre vom 
28. Februar 1834 auch für den uns anvertrauten Firchlichen Bezirk 
ale zu Recht beftehend anerfennen und uns demnad für verbunden 
erachten, die Vorfchriften verfelben zur Richtſchnur unferer kirchen⸗ 
regimentlichen Amtöführung zu nehmen, fo läßt die Stellung biefer 
Forderung und vermuthen, daß die Süße, welche wir in unferer 
Grflärung vom 25. Rovbr. 1850 begründen wollten, einem vielleicht 
derch —8 Schuld veranlaßten Mißverſtaͤndniſſe nnterlagen. Es 
ſteht durchaus nichts entgegen, daß wir jene Forderung unumwunden 
bejahen; wir haben das Zurechtbeſtehen der Allerhöchſten Ordre vom 
28. Februar 1834 nie beftritten und haben, feitdem fie befteht, fie 
ſtets in allen ihren Theilen zur Richtſchnur unferer Tirchenregiment- 
lichen Amtsführung genommen. 

Wir haben nur die Folgerung aus derfelben nicht anzuerkennen 
vermocht, welche bier vielfach gezogen worden ift, daß Jeder, weldyer 
ver Union angehören will, nothwendig entweder ein ſtreng Iutherifch, 
oder ein fireng reformirt Konfeffioneller fein müffe; haben dem 
gegenüber nur die Anficht gehegt, daß neben und mit diefen fireng 
Konfefttonelen and) diejenigen, welche vor dem Erfcheinen der 
Allerhoͤchſten Ordre vom 28. Februar 1834 auf Grund jener Ans 
fhanung der Union, wie die Synode von 1822 fie dargeboten hat, 
der Union beigetreten find, und die in berfelben fortvauernd den 
Ausdrud ihrer heiligften Ueberzeugung finden — und deren Zahl 
iR in Schlefien, namentlich in Breslau, fehr groß — in der evan⸗ 
geliſch⸗ unirten Kirche eine berechtigte Stätte haben. 

Wenn wir demnach den Forderungen Eines Hochwürdigen 
Dberfirchenrathes mit Freudigkeit entfprechen Fönnen, fo fühlen wir 
dech einerfeits die Rothwendigfeit, die hier angeregte Frage zu 
einem beftimmten, auch Firdhenregimentlich anerkannten Abſchluſſe zu 
bringen, andererfeits die Schwierigkeit, ja- die Unmöglichkeit, auf 
vom Wege fchriftlicher Berichterftattung, der eben fo zeitraubend als 
das Mißverſtändniß fördernd ift, zu einem foldhen feften Abſchluſſe 
m gelangen. Wir erlauben uns baher fo dringend als ganz ge- 
herſamſt zu bitten: 

Ein Hochwuͤrdiger Oberfirchenrath wolle über alle die Differen- 
jen, die ſich bisher in Beziehung auf uns ergeben haben, eine 
fommiffarifche und mündliche Verhandlung — etwa des Herrn 
Beneralfuperintendenten mit und — hochgeneigteft veranlaflen. 

Breslau, den 12. Mai 1851. 


Das Stadtkonfiflorium. 
An Binen Hochwürdigen Bvangelifchen Oberkirchenrath 
zu Berlin. 


* 
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12. 


Auf den Bericht vom 12ten v. M. eröffnen wir dem x. hier⸗ 
durch, daß, da das ıc. unferer unter dem 17. März d. J. an dal 
felbe gerichteten Forderung: 

„uns eine beftimmte Erklärung des Inhaltes zugehen zu Iafien, 
daß daſſelbe die Allerh. Ordre vom 28. Februar 1834 aud für 
den ihm anvertrauten Firchlichen Bezirk als zu Recht beftchenb 
anerfenne, und ſich demgemäß für verbunden erachte, die Vor⸗ 
fchriften derfelben zur Richtſchnur feiner Firchenregimentlichen Amts 
führung zu nehmen”, 
nunmehr durch eine unummwundene Bejahung genügt hat, biermit 
der firchenregimentliche Abfchluß erreicht ift, deſſen dieſe Angelegen⸗ 
heit bedurfte und den wir in den bisherigen Erklärungen des x. 
vermißt hatten. 

Wir vermögen hiernach Fein Bebürfnig mehr zu einer ferner 
fommiffarifchen mündlichen Verhandlung zu erfennen. 

Was die Anwendung der in der Allerh. Ordre vom 28. Fe 
bruar 1834 anerkannten Grundfäge auf die einzelnen Gemeinden 
anlangt, fo ift diefelbe nicht ſchwierig. Es iſt ein unbeftrittene 
Satz, daß Feftfegungen über den Bekenntnißſtand einer Gemeinde 
nicht ftilfchweigend vermuthet werden können, fondern durch aus 
drüdliche und von denjenigen Organen, weldye nad) der jeweiligen 
Berfaflung der Kirche die Gefammtheit derfelben zu vertreten haben, 
anerfannte Akte beurfundet fein müffen. Hieraus folgt, daß wenz 
in einer Gemeinde bei der Annahme der Union nicht zugleich durch 
befondere, ausprüdliche und genehmigte Statute über den Belennt- 
nißftand der Gemeinde eine nähere Beftimmung getroffen ift, alt 
dann lediglich auf die bisherigen Urkunden und Zeugnifle von dem 
Belenntnißftande der Gemeinde zurüdgegangen werben muß. 
Thatfache, daß in der Gemeinde die Union angenommen und ein 
geführt worden, hat in dieſem Falle die Bedeutung, daß dadurch 
beglaubigt ift, es walte in der Gemeinde ein Geift hriftlicher Mäßk 
gung und Milde, welcher, ohne von dem eigenen Bekenntniſſe ſich 
108 zu fagen, doch auch mit den Gliedern der anderen evangelifchen 
Konfeſſion jetzt und fernerhin Fiechliche Gemeinfchaft halten und ihnen 
insbefondere die Theilnahme an den gottesbienftlichen und Firchlichen 
Einrihtungen nicht verfagt willen will. . 

Dies ift der aus den Worten der Allerh. Ordre vom 28. Fe 
bruar 1834 klar fich ergebende Sinn und wird das ıc. hiernach die 
Anwendung auf die dortigen Gemeindeverhältniffe Leicht zu machen 
im Stande fein, wobei wir nur nochmals wiederholen, daß die Aus⸗ 
fprüche der Synode von 1822 für die Breslauiſchen Gemeinden 
feine rechtsverbindliche Geltung haben. 
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Was fchließlich die Veröffentlichung der Erklärung bes ıc. vom 
235. Rovember v. J. an die Geiftlichen des ſtädtiſchen Konſiſtorial⸗ 
Bezirks anlangt, fo wollen wir in Betracht des nunmehr erreichten 
befriedigenden Abfchluffes in der Sache ſelbſt darüber hinwegfehen. 
Damit aber diefe Geiftlichen nicht in Unfenntniß bleiben über den 
Ausgang, den die Sache in ihrem weiteren Verlaufe genommen hat, 
fe haben wir das Königl. Konfiftorium für die Provinz Schleften 
beauftragt, denfelben auch die fpäteren Verhandlungen zur Kenntniß- 
nahme und Beachtung unmittelbar zuaufertigen. 

Berlin, ven 30. Juni 1851. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
Un das Stadtkonſiſtorium zu Breslau. 


V. 
Kolportage und Reiſepredigt. 





18. 


Dem Königl. Konftftorium überfenden wir anliegend Abfchrift 
einer von den Herrn Miniftern für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Icheiten, der Finanzen und des Innern unter dem 23ften v. Mies. 
on ſämmtliche Königl. Regierungen und an das Königl. Polizei- 
Bräfivium hier erlafienen Verfügung, betreffend die Verbreitung 


chriſtlicher Exrbauungsfchriften durch Senpboten, zur Kenntnißnahme 


md Mittheilung an diejenigen chriftlichen Vereine und Gefellfchaften 
feines Bereiche, welche von der darin ertheilten Erlaubniß Gebrauch 
in machen geneigt fein möchten. 

Die Glieder der evangelifchen Kirche werden ed mit Danf ans 
erkennen, daß durch die Fürforge der Obrigfeit die Hinderniffe bes 
feitigt find, welche diefer Thätigkeit bisher im Wege geftanden haben. 
Um fo ernfter werben fie aber auch die Verpflichtung fühlen, von 
dieſer Erlaubniß mit ftrengfter Gewiſſenhaftigkeit Gebrauch zu machen, 
ud fowohl in der Auswahl der Senpboten, als auch in der Aus- 
waht der zu verbreitenden Schriften, fo wie endlich in der Art und 
Weiſe der Verbreitung felbft jeden Mißbrauch zu vermeiden. 

Wir veranlafien das Königl. Konftftorium, dies den Betheis 
ligten bei der zu erlaſſenden Bekanntmachung ernſtlich an das Herz 
zu legen, und über die Benutzung dieſer Erlaubniß eine wachfame 
Aufficht zu führen, insbefonvere auch im geeigneten Kalle durch Eins 
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ficht der den Sendboten ertheilten Inftruftionen und ber von ihnen 
geführten Tagebücher von der Wirkſamkeit verfelben nähere Kennt 
niß zu nehmen. 

Berlin, den 6. Febrauer 1851. 


Evangeliſcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An ſaͤmmtliche Koͤnigl. Konfiſtorien. 


In Veranlafſung mehrfacher, von Vereinen für innere Miſſion mi 
ähnlichen Gefellfchaften, unter Befürwortung des enangelifchen Oberkirchen 
rathed, an und gerichteter Anträge wollen wir in Erweiterung ver Ch 
fularverfügung vom 9. Juni 1849 die Königl. Regierung hierdurch er 
mächtigen, auf den Antrag folcher Vereine, welche chriftliche Erbauungs 
fhriften unentgelolich oder gegen eine nur die Koften der Anſchaffun— 
dedende Vergütigung vertheilen und durch ihre Wirffamkeit das DBertraun 
begründen, daß von der Geflattung ded Kolportirend ein Mißbrauch nid 
zu beforgen fei, an die von ihnen beftellten und von ver Königl. Negierumg 
als unbefcholten und zuverläffig anerkannten Boten, unter Verantworilich 
feit de8 betreffenden Vereins für Vermeidung jedes Mißbrauchs und umte 
Vorbehalt jeverzeitigen Widerrufes fteuerfreie Erlaubnißfcheine zum Kal 
portiren von dergleichen Erbauungsfchriften zu ertbeilen. Diefe Erlaubnif 
fheine, deren Ertheilung der Königl. Regierung felbft vorbehalten bleibt 
find flet3 nur auf beftimmte, nicht zu audgebehnte Bezirke zu richten um 
der Hegel nach nicht über einen landräthlichen Kreis hinaus zu bewilligen 
damit der Verkehr der Kolporteure ausreichend überwacht und namentlid 
verhindert werde, daß bie Erlaubnißfcheine zum Verkauf anverer Schrift 
gemißbraucht werden. Gegen Kolporteure, melche fich einen ſolchen Mif 
brauch zu Schulden kommen Jafien, ift von dem Vorbehalte des Winerrafl 
fofort Gebrauch zu machen. 

Wir haben den Herrn Minifter der geiftlichen Angelegenheiten erfudt 
bie Vereine, welche für Die Verbreitung chriftlicher Erbauungsfchriften that 
find, mit der erforderlichen Anweiſung zu verfehen und dieſelben — 
bei der Auswahl ihrer Boten zu der größten Strenge und Gewiſſen 
tigkeit aufzufordern, damit Konflikte und Mißbraͤuche Seitens derſelben 
nicht beſorgt werden duͤrfen. 

Berlin, ven 23. Januar 1851. 


Der Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Der Finanz» Minifter. Der Minifter ii 
a i hinanz Ber Innern. 
v. d. Sebdt. v. Rabe. v. Weſtphllen. 


An ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
das Koͤnigl. Polizeipraͤſidium hier, 
das Gewerbeſteueramt hier. 


85 
14. 

Auf die von Ew. Hochwohlgeboren, Namens des Vereins für 
Reifepredigt, eingefanpte Vorftellung vom 1. Februar d. 3. eröffnen 
wir Ihnen und den übrigen Unterzeichneren derfelben, nachdem wir 
bsrüber die gutachtliche Aeußerung des Königl. Konfiftoriums zu 
Magveburg eingezogen haben, Folgendes: 

Der Gedanfe, die Reifeptedigt in den Organismus der Kirche 
aufzunehmen, erfcheint auch ung, vielfachen fchreienden Bepürfniffen 
ber lepteren gegenüber, von großer Bedeutung und einer reiflichen 
Sräfung und Erwägung würdig. Wir fönnen aber die Ausfüh- 
mng diefes Gedankens nur für folche Orte und Gegenven für wün⸗ 
ſchenswerth und wohlthätig erfennen, wo die Predigt des Cvange- 
Iums theild nur felten, theild gar nicht hingelangt, wo namentlich 
Nie übergroße Ausdehnung der Parochieen den regelmäßigen Beſuch 
des Gottesdienſtes für viele Gemeindeglieder unmöglich macht oder 
wo größere Menſchenmengen auf längere Zeit zu gewiflen Arbeiten 
und Beichäftigungen fid) fammeln, ohne daß der orbentliche Predi- 
ger Zeit oder Veranlafjung hätte, ihnen mit Predigt und Seelforge 
nahe zu treten. 

In derartigen Fällen, fo wie da, wo es gilt, ſektireriſchen Rich⸗ 
tungen in einer Gemeinde und Gegend durch die Predigt eines bes 
fonderd hierzu ausgerüfteten Predigers zu begegnen, wird das Kits 
chenregiment es ſich zur Aufgabe machen müffen, dem Gedanken der 
Reiſepredigt die geeignete Ausführung zu geben. 

Dagegen müffen wir es für bevenflich erachten, wenn die Reifes 
predigt den Zwed haben foll, mehr oder weniger ſämmtliche Ge⸗ 
meinden einer Gegend, die ihren georpneten Pfarrer haben, ver 
Reihe nach durch die im befonderen Maße wedende Predigtgabe 

Reiſepredigers anzuregen und aufjuweden. 

Das Bedenkliche hiebei liegt theild in der Verfuchung, der die 
Reifeprediger felbft ausgeſetzt find, in methopiftifcher Weife nur eine 
Efeft machende Gabe und Methode zu Fultiviren und felbft darüber 
Schaden zu leiden an ihrer Seele, theils in der Gefahr für vie 
Bemeinden, daß dadurch, daß ihre Erwartung mehr auf das Uns 
gewöhnliche der Vortragsart und auf die Bewunderung perfönlicher 
Gaben gerichtet zu werden pflegt, als auf den Inhalt, eine Gleich⸗ 
gältigfeit gegen die Previgt des orventlichen Predigers entfiehen wird, 
bem foldye Gaben abgehen. 

Wir glauben allerdings, daß die jeweilige Predigt des Evan- 
eliums aus dem Munde auch anderer Zungen, als des orventlichen 

bigers, den Gemeinden zum großen Segen werben, gleichgültige 
nd erflorbene Glieder aufweden, andere erfriihen und ſtärken fann, 
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aber wir glauben annehmen zu dürfen, daß biefer Zwed, ohne jene 
Gefahr und Verſuchung, unter den in der dortigen Provinz gege⸗ 
benen Verhältniffen, viel ſicherer durch die fogenannte Gaftpredigt, 
als durch die Reifepredigt eines für die Erwedung der Gemeinden 
fpeziell anzuftellenven Previgers erreicht werden wird. Wir meinen 
Diejenigen Gaftpredigten, wie fie bei Miffionss und Bibelfeſten 
und Ähnlichen Gelegenheiten ihren reichen Segen ſchon verbreikt 
haben, und in noch reicherem Maße und über weitere, davon bishet 
noch nicht berührte Kreife verbreiten können. .: 

Es darf angenommen werden, daß auf diefem Wege dem Pafler 
B., nach feinen anerfannten Gaben, vielfach Beranlafjung gebote: 
werden wird, auch in andern Gemeinden, als der feinigen, da 
Evangelium zu predigen, und zweifeln wir nicht, daß das Koͤnigl 
Konfiftorium zu Magdeburg hiezu gern, foweit es irgend zuläfkg 
it, feine Zuftimmung geben und feine fördernde Hand bieten wir F 
Dagegen fönnen wir die Bedenken nur theilen, die die genanak |. 
Behörde gegen die beantragte Art und Weife, ven Paftor B. u T- 
Reifeprediger zu machen, und die Reifepredigt auf ſolchem Wege in 
den Organismus der Kirche aufzunehmen, geltend gemacht hat. - 

Berlin, ven 13. Mai 1851. 


Evangelifcher Cberkirchenrath. 
v. Uechtritz. 









An den Koͤnigl. Landrath Herrn v. Kroͤcher 
Bochwohlgeboren zu Gardelegen. 


VI. 


Verhältniß der evangeliſchen Landeskirche zu anderen. 
Religionsgemeinſchaften. 





15. 


Dt 


Seit wir in unfer Amt eingetreten find, ift an uns wieberkel 
das Verlangen gerichtet worden, daß wir und in einem allgemeines 
Erlaffe über das Verhalten der Kirche und ihrer Diener gegen de 
Glieder der f. g. freien Gemeinden ausfpredhen möchten. Die Ev 
füllung dieſes Wunſches haben wir bi jegt vertagt, weil wir und 
der Erwartung hingeben zu dürfen glaubten, daß eine Denen 
welche des tieferen religiöfen rundes fo fehr entbehrt, ſich 
wieder befchwichtigen, und daß der Irrthum der Wahrheit wiedet 
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weichen werde. Hierin haben wir uns nicht ganz getäufcht, denn 
Bielen, die fich vor der Verführung nicht zu wahren vermocht haben, 
R dee Zweifel an der Lehre aufgegangen, um deren willen fie ven 
yangelifchen Glauben verlaffen hatten, und fie haben deshalb der 
Birche fc) wiederum genähert. In folder Welfe wird, wie wir feft 
ertrauen dürfen, bie unwiberftehliche Kraft der göttlichen Wahrheit 
ich auch ferner beihätigen. Was wir aber hoffen, das ift für bie 
enker jener Gemeinfchaften der Anlaß zur Furcht, und um fo eifriger 
emühen fich viefelben, unter den Gliedern der evangelifchen Gemeinden 
fall und Verführung zu fliften und unter dem Scheine der Freiheit, 
velcye fie zum Dedel ihrer Bosheit machen, (1. Betri 2, 16.) den 
feleben in der Kirche und im Staate zu zerſtören. Deshalb haben 
le kirchlichen Aufſichtsbehörden nicht nur einen Erlaß des anges 
enteten Inhaltes dringend beantragt, fondern zum Theil haben fie 
bon ſelbſt ſich veranlaßt gefunden, die Geiftlihen Ihrer Bezirke mit 
Inweifung zu verfehen. Unter diefen Verhältniffen müflen wir es 
18 unfere Pflicht erkennen, zur Wahrung des Rechts der Kirche 
sit der folgenden allgemeinen Erklärung nicht länger zurüdzuhalten. 
Vie aber die Kirche nur über dasjenige zu urtheilen hat, was offenbar 
ſt, fo richten wir diefelbe zunächft nur gegen diejenigen, weiche fich 
urch förmlich erklärten Austritt von der kirchlichen Gemeinſchaft 
zeſchieden haben, während wir die Geiftlichen in Betreff ihres Vers 
altens gegen ſolche Perfonen, welche ſich ohne förmlichen Austritt 
m den Handlungen der freien Gemeinden betheiligen, auf die ges 
eplichen Beftimmungen und die paftoralen Pflichten in Betreff ver 
Ausübung der Seelforge verweilen. Die von ben freien Gemeinden 
n großer Mannichfaltigfeit aufgeftellten oder angenommenen Bes 
enntniffe find zwar im Einzelnen vielfach von einander verfchieden. 
Darin aber ftimmen fie ſaͤmmtlich überein, daß fie die göttliche Offen- 
arung entweder ganz verwerfen, oder doch in das fubjeftive Bes 
leben ftellen. Dagegen leitet die evangelifhe Kirche ihr Dafein und 
br Recht nur aus der Offenbarung her, und die Handlungen, in 
denen fie durch das Predigtamt wirffam wird, haben nur in diefer 
Quelle ihren Auftrag und ihr Ziel, ihren Anfang und ihren Aus- 
ang. Es ergiebt ſich mithin der allgemeine feinem Zweifel unter 
liegende Grundſatz, daß die Kirche denjenigen, welche fich von ihrem 
debensgrunde abgelöft und dies durch den fürmlichen Austritt bes 
amdet haben, zwar ihr herzliches Erbarmen widmen, nicht aber mit 
huen die Gemeinſchaft folher Handlungen pflegen fann, welche ohne 
de Gemeinfhaft des Glaubens an die Offenbarung nicht im rechten 
Binne gefucht umd nicht im rechten Sinne gefpendet werben Fönnen. 
Sierin vollzieht die Kirche nur was die Ausgeſchiedenen felbft ge- 
zollt haben. Zugleich aber genügt fie dadurch der Pflicht, ihr 
zewiſſen zu wahren, damit fie nicht dereinft ald eine untreue Haus⸗ 
Kterin über Gottes Beheimniffe erfunden werde. 
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In der That zweifeln wir nicht, daß die evangeliſchen Geiftliche 
denfelben Standpunft fchon jegt feftgehalten Haben. Um jedoch etwai 
gen Mißverflänpnifien zu begegnen, beflimmen wir hierdurch zunächf 
daß die Glieder der freien Gemeinden unter der oben angebeuteten 
Borausfegung zur Theilnahme an dem Gedaͤchtnißmahl unferes Herrn 
Jeſu Chriſti nicht zugelafien werden dürfen, denn wie dafjelbe zm 
Stärfung und Befeftigung des Glaubens an die Gemeinfchaft mi 
Ehrifto eingefegt worden, fo kann e8 denen, welche diefen Glauben 
von ſich geworfen und ein neues Evangelium dafür eingetaufhl 
haben, ohne Unwahrheit und Sünde nicht gewährt werben. 

Aber auch diejenige Gemeinſchaft heiliger Handlungen, welde 
die Kirche in dem Bewußfein des gemeinfamen Lebensgrundes mi 
den anderen hriftlichen Kirchen pflegt, haben die Ausgefchievenen 
fi felbft entzogen. Wenn die Taufzeugen zu beftätigen haben, 
dag das Kind auf den Glauben getauft werben folle, welcher im 
apoftolifhen Symbolum befannt wird, wenn fie ermahnt werben, 
des Täuflings fih in Treue anzunehmen, damit er ein lebendiges 
Glied unfered Herrn Jeſu Chrifti bleibe und viele Früchte der Goll 
feligfeit bringe zum ewigen Leben, fo kann foldyes Amt nicht in die 
Sänveißgrienigen gelegt werden, weldhe anftatt des eingebornen 
Sohnes” einen anderen Herrn und Meifter ſich erwählt haben. 
Wenn ferner die Kirche durch ihre verorbneten Diener den Ehebund 
Ihrer Glieder im Namen des Vaters, des Sohnes und heiligen 
Geiſtes befiegelt und fegnet, damit er um fo gewiſſer fei das Siuw 
bild des heiligen Bundes Chrifti und feiner Kirche, fo Tann jenes 
Siegel und diefer Segen für diejenigen nicht zugänglich fein, welde 
den heiligen Bund Chrifti und feiner Kirche verleugnen. Wem 
endlich die Diener der Kirche die Dahingefchievenen auf dem lebten 
Wege begleiten und an der Ruheftätte die Leidtragenden daran erin⸗ 
nern, daß der allbarmherzige Bott den Tod auf feinen eingebornen 
Cohn Jeſum Chriftum gelegt hat, auf daß wir nicht ewiglich in 
des Todes Gewalt bleiben möchten: fo wird auch dieſe Mitwirkung 
der Kirche den Ausgefchievdenen nicht zu gewähren fein, denn vom 
Etandpunfte des chriftlichen Ernftes aus Fönnte fie nur in einen 
Aft der Zucht ſich umwandeln, welche die Kirche nur an ihren 
Gliedern zu üben hat. Deshalb machen wir es den Geiftliden 
ferner zur ernften Pflicht, die Glieder der freien Gemeinden, welde 
ihren Austritt erflärt haben, nicht zur Taufzeugenfchaft zu laſſen, 
und in Betreff der Trauungen und Beerbigungen derfelben ihre 
Mitwirfung zu verfagen. 

Hiernächft erneuern wir hierdurch die allgemeine Beftimmung, 
daß den f. g. freien Gemeinden nirgends bie evangellfchen Kirchen 
für ihren Cultus überlaffen werden dürfen, weil es nicht bloß ein 
Widerfinn, fondern ein Verrath ift, denjenigen, weldye an ber Jen 
Rörung der Kirche arbeiten, die evangeliſchen Gotteshäufer zu ff 
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n, damit fie von den Kanzeln, auf denen das Evangelium vers 
adigt wird, ihre Lehre gegen das Evangelium predigen können. 
ı gleicher Weife erflären wir es für unftatthaft, den Dienern ver 
ien Gemeinden irgend welde amtliche Thätigfeit auf den Gottes; 
ern der evangelifhen Gemeinden zu geftatten. 

Endlich bedarf es kaum noch der Erinnerung daran, daß die 
rche ihre Aemter nur ihren Gliedern, nicht denjenigen übertragen 
un, welche fi) von ihr abgewenvet haben. - 

Wenn folchergeftalt die Kirche den freien Gemeinden die Ges 
einſchaft ihrer heiligen Handlungen, ihre Gotteshäufer und Gottes: 
tee fowie ihre Aemter verfagen muß, fo kann fie hinwiederum auch 
Henigen Alte nicht als gültig und wirkfam anerfennen, welche 
ar unter alten Namen, aber mit neuem Sinn innerhalb viefer 
reife vollzogen werden. Sie kann daher die von den Dienern der 
jen Gemeinden verrichteten Taufen nicht für gültige und wirffame 
wfen erachten, weil fie nad) den eigenen Bekenntniſſen der Letzte⸗ 
n auf einem andern Grunde als jenem des göttlichen Befehles 
ben, und einen andern Zwed haben als denjenigen, weldyen ver 
ere und Heiland verorbnet hat. Ebenfowenig ift ferner den Kons 
mationen jener Diener irgend eine Bedeutung beizulegen, denn 

iſt in ihnen nicht der Glaube der Kirche fondern anderer 
laube befannt und zu halten gelobt worden. Endlich die Ehen, 
che dieſe Diener gejegnet haben, find Feine Ehen im Sinne der 
sche, weil in ihnen der Bund unfered Herrn und Heilandes mit 
nee Kirche nicht finnbilvlich bezeichnet fein fann. Der Ernft aber 
t welchem die Kirche das Gebiet ihres Lebens zu wahren hat, 
I nicht fein, ohne die Liebe, die Kirche ftreicht daher die verirrten 
rüber nicht aus ihrem Gedächtniffe aus, fondern wie fie das Evans 
lium auch ihnen verfündigt, wenn fle es hören wollen, fo reicht 

den Begehrenden gern die helfende Hand zum Nüdtritte. In 
fer Beziehung hat es jedoch bisher an leitenden VBorfchriften ge- 
ingelt, und befonders dadurch ift e8 möglich geworben, daß Per- 
ven förmlich aus der Kirche gefchieden find, um vor dem weltlicyen 
ichter eine das chriftliche Gefühl ärgernde Ehe einzugehen, und 
ch der Erreihung ihres Zwedes ohne Weiteres ſich zur Auße- 
ı firchlichen Gemeinfchaft wieder zurüdgemwendet haben. Ein Miß- 

auch folcher Art gereicht der Kirche zur großen Schmad). " 

Wir beftimmen daher, daß Fünftig Fein Ausgefchiedener eher 
e Theilnahme an den kirchlichen Handlungen gelaffen werben darf, 
3 bis er den Wunſch der Rüdfehr dem competenten Pfarrer per: 
lich Fund gegeben hat. Gewinnt der Pfarrer aus einer daran 

fnüpfenden ernften Unterredung die gewiffenhafte Weberzeugung, 
5 dieſer Wunſch redlich gemeint fei, fo hat er darüber unter näherer 
iwlegung der Verhältniffe an den Superintendenten zu berichten 
d, wenn dieſer beiftimmt, die Erklärung des Wiebereintrittes vor 
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Zeugen entgegen zu nehmen. Hierzu werben bie Gemeinbefirchenräthe 
das geeignete Organ bieten. In Ermangelung berfelben aber hat 
der Pfarrer einige gottesfürdhtige Glieder der Gemeinde zuzuziehen, 
von welden das über den Akt aufzunehmende Protokoll zugleich zu 
unterzeichnen fein wird. 

Schließlich aber hat die Kirche die Abwehr zu üben, nicht blos 
gegen die Abgefallenen, fondern vor Allem muß fie die Zucht auf 
üben gegen fich felbft. Sie muß es demüthig befennen, daß an der 
Verläugnung des Glaubens, an dem Ungehorfam gegen die gött 
lichen und menfchlichen Gefege, an dem Mangel wahrer Ehrfurdt 
gegen die Autorität in allen Kreifen des Lebens, weldye fich fo viel⸗ 


fältig fund gegeben haben, auch fie einen Theil der Schuld trägt 
Diefes Geftänpniß und der heilige Eifer der Sühne fei ihre Buße 


Insbeſondere mögen darum auch die Geiftlihen fidy aufgefordert 
finden, mit zwiefachem Ernſt das Wort aus Gott zu verfündigen, 


und zu ftrafen, zu drohen, zu ermahnen mit aller Geduld; fie mögen. 
die Keime hriftlichen Lebens fuchen und pflegen, damit fie nicht unter: 


dem erfältenden Hauche der Zeit verfümmern; fie mögen die Beſtre⸗ 
bungen für die Herftelung einer chriftlichen Gemeindeorbnung, deren 


Mangel ggabe bei dem gegenwärtigen Anlaffe aufs Neue ſchmerzlich 


empfundech werden muß, mit allen Kräften unterftügen; endlich mögen 
fie fi) des Tages der Rechenſchaft und der Verheißung erinnern, 
daß diejenigen, welche wohl dienen, ihnen felbft eine gute Stufe 
erwerben und eine große Freudigfeit im Glauben in Jeſu Chrifte. 

Das Königl. Konfiftorium veranlaflen wir, diefen Erlaß den 
Geiftlihen feines Auffichtsbezirkes mitzutheilen und daneben zugleich 
die weiteren Inftruftionen zu erlaffen, deren e8 noch bebürfen möchte. 
Der Einfendung einer Abfchrift von den letzteren fehen wir entgegen. 


Berlin, den 10. Suni 1851. 
Evangelifcher Oberkirchenrath. 
v. Uechtritz. 
An das Königliche Konſiſtorium zu N. N. 


4 
vi 


Beitenerung. 





16. 


Ew. Ercellenz haben wir bereitö bei mehreren Veranlaffungen - 
Bedenfen und Schwierigkeiten vorzuftellen die Ehre gehabt, weldye 
aus der Einführung der Gemeindeordnung für den Preußiſchen 
u in Beziehung auf Geiftlihe und Kirchenbediente ergeben 


n. 

Aus den Verhandlungen der ſo eben geſchloſſenen Kammern 
n wir erſehen, daß wegen einer Reviſion der Vorſchriften dieſer 
eindeordnung in Ew. Excellenz Miniſterium weitere Verhand⸗ 
en ſchweben. Wir ſtehen daher nicht an, Ew. Excellenz nochmals 
zuſammenhange diejenigen Bedenken kurz vorzulegen, welche in 
hung der Anwendung der Gemeindeordnung auf Geiſtliche und 
jenbediente ſich bisher erfahrungsmäßig herausgeſtellt haben und 
s Prüfung und Berückſichtigung angelegentlichſt zu empfehlen. 


l. Das erfte und prinzipielle Bedenken gegen die Vorfchriften 
der Gemeindeordnung befteht darin, daß durch diefelbe die 
von den älteſten chriftlichen Zeiten in Deutfchland an, bis 
auf die Gegenwart als Regel beflandene Befreiung der Geiſt⸗ 
lichen und Kirchendiener von direkten Gemeindeabgaben aufs 

- gehoben worden und damit für diefelben ebenfofehr ein empfind- 
licher Nachtheil in ihren Vermögensverhältniſſen, als eine 
wefentliche Veränderung ihrer Stellung zur Gemeinde herbei- 
geführt ift. 

Es ericheint überflüffig, die lange Reihe von Gefehen, von den 

ten bis auf die neueften Zeiten aufzuführen, in welchen die Heran- 

ng der Geiftlihen und Kirchendiener zu den gemeinen Laften 
wichloffen ift, vielmehr wird e8 genügen, auf die neueften Be⸗ 
nungen in $. 96. Th. I. Tit. LI des Allg. Landrechts und in 

Gelege vom 11. Juli 1822 (Gel. S. ©. 184) zurüdzuvers 


n. 
Diefe Stellung der Geiftlihen und Kirchendiener hängt mit 
Berufsftellung weſentlich zufammen. 

Während alle übrigen Glieder der bürgerlichen Gemeinde be- 
t und darauf hingewiefen find, durch Verwendung ihrer Kräfte, 
ers und Geiftesfräfte, in den Gefchäften des bürgerlichen Lebens 
hren Unterhalt zu erwerben oder ihr Vermögen zu vermehren, 
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ift der Geiftliche nach feiner Berufsftelung von allen dieſen bürger- 
lichen Erwerbsmitteln ausgefchloffen (Allg. L. R. II. 11. $. 93—95) 
und dazu verpflichtet, feine Kraft ungetheilt dem geiſt lich en Wohle 
der Gemeinde zu widmen. Eben mit Rüuückſicht auf dieſe beſonderen 
Beruföpflichten hat auch das Allg. Landredjt, wie der Zufammenhang 
des 6.96 a. a. DO. mit den unmittelbar vorhergenden SS. 93—95 
beweift, die Befreiung der Geiftlidden von Gemeindelaften aufredt 
erhalten. Die Gemeindeordnung vom 11. März 1850 beachtet dieſe 

eigenthümliche Berufsftelung des Geiſtlichen nicht. Sie betrachte 

den Geiftlichen und den Kirchenbeamten lediglich als lieb der 

bürgerlichen Gemeinde und läßt feine ihm anhaftende, öffentlich aw 

erfannte Qualität als Geiftlicher, die ihn, in Beziehung auf bürge 

liche Rahrung und Erwerb anderd und ungünftiger ſtellt, als bie 

übrigen Glieder der bürgerlichen Gemeinde, außer Acht. Die Eigm 

fchaft al8 Geiftlicher erfcheint hiernach nur allein als ein acciventeles, 

zufällige Moment, während daſſelbe doch ein ſolches ift, welches 

den Geiftlichen überall hin, und auch in die Beziehungen des bürger 

lichen Lebens begleitet und dort feine Wirkungen Außert. 


2. An diefes, aus der Stellung des Geiftlihen überhaupt her 
geleitete Bedenken, knüpft fich ein zweites, auf rechtlichen 
Gründen beruhendes. 


Der Artifel 15 der Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 
hat der Kirche den „Bell und Genuß der für ihre Kultus⸗ Unter 
richts- und MWohlthätigfeitszwede beftimmten Anftalten, Stiftungen 
und Fonds’ garantirt. Zu diefen Stiftungen gehören unzweifelhaft 
auch die Pfarrbotationen mit den ihnen anflebenden Rechten und 
Freiheiten. 

Das Gefeh vom 11. März 1850 entzieht den PBfarrbotationen 
die ihnen bis dahin rechtlich zugeflandene Befreiung von Gemeinde 
laften. Es disponirt über ein Eigenthum, welches bereits ber Ar 
tifel 15 der Verfaſſungsurkunde außerhalb der Dispofition des Staab 
geftellt hatte, ohne daß der Kirche auch nur eine Gelegenheit ge 
boten worden ift, ihr Recht zu vertheidigen und die Bedenfen, welche 
dem neuen Geſetze entgegenftehen, zur Sprache zu bringen. 

Die Kirche hat im Gehorfam gegen die Obrigkeit den Ber 
fchriften des Gefebes vom 11. März 1850, nachdem daſſelbe von 
Sr. Majeftät dem Könige erlaflen und publizirt worden, Folge ge 
leiftet. Sie fann aber, wenn von einer Reviſion deſſelben die Rat 
ift, nicht unterlaffen die den Beftimmungen deſſelben entgegenftehenben 
rechtlihen Bedenken zur Sprache zu bringen, und halten wir und 
demgemäß für verpflichtet: 

für die evangelifchen Beiftlichen und Kirchenbebienten, auf Grund 
des Artifel 15 der Verfaffungsurkfunde die Fortvaner ihrer Br 
freiung von direkten Sommunallaften, eventuell auf Grund bie 
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Artitel 9 daſelbſt eine Entfchäpigung für die aus der Aufhebung 
berfelben entfpringenne Nachtheile, in Anfpruch zu nehmen. 


3. Diefer Entſchädigungsanſpruch erfcheint jedenfalls für die vor 
der Emanation der Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 
in das Amt getretenen Geiftlichen und Kirchenbedienten da- 
durch befonder® begründet, daß die denfelben ertheilten und von 
den öffentlichen Behörden beftätigteu Vokationen durchgängig, 

und wohl nur mit feltenen Ausnahmen, denfelben die Freis 
heit von öffentlichen Laften als ein Benefizium ihrer Berufs⸗ 
ftellung zufichern; mithin dieſen Perſonen außer dem allges 
meinen Nechtstitel für ihre Aemter auch noch ein fpezieller, 
von ber öffentlichen Autorität garantirter Rechtstitel zur Seite 
ſteht. Wir tragen daher eventuell darauf an: 
daß wenigftens den in Firdhlichen Aemtern ftehenden evan- 
gelifchen Geiſtlichen und Kirchenbedienten, welchen in ihren 
von einer öffentlichen Behörde beftätigten Vofationen ein 
Recht auf die Befreiung von Kommunallaſten zugeftchert 
ift, diefe Befreiung für ihre Perſon erhalten, refp. ihnen 
eine vollftändige Entſchädigung für den Verluft derjelben 
gewährt werde. 

4. In Beziehung auf die eventuelle Entfchäpigungsfrage, ſowohl 
in Anfehung der Pfarrftellen felbft, als aud in Anfehung 
ihrer zeitigen Inhaber, berufen wir uns insbefondere auf bie 
bei früheren ähnlichen Veränderungen der Gefebgebung ftatt- 
gehabten Vorgänge. 


As nämlich im Anfange des laufenden Jahrhunderts in Yolge 
ee Beränderung in dem Eyftem der indireften Abgaben die frühere 
efefreiheit der Beiftlichen und Lehrer aufhören mußte, wurde den 
gen Inhabern der Pfarr- und Sculiftellen eine nad dem 
rklichen Werthe der verlorenen Accifefreiheit berechnete Accifebonifi- 
ion gewährt, und foldhe in baarem Gelde aus den Staatsfaflen 
ſahlt. In gleicher Weile wurde fpäter im Jahre 1823 durch 
lrhöchfte Ordre vom 5. Suli deffelben Sahres eine Geſammt⸗ 
tihädigung von 200,000 Thlr. jährlich zur Verbeſſerung der 
Rlihen und Lehrerftellen aus Staatsfonds gewährt, und damit 
: Berluft der indireften Steuerfreiheit ausgeglichen. 

Diefelben Gründe des Rechts und der Billigfeit, welche damals 

Anerfennung der höchiten Staatsgewalt gefunden haben, mo⸗ 
Iren aud) gegenwärtig einen Anfprud auf Entfchäpigung. 


5. Es tritt ferner hinzu das dringende praftifche Berürfniß. 


Die ökonomiſche Lage vieler Geiftlihen und Kirchenbedienten, 
Ihe letztere überwiegend zugleicd dem Lehrerſtande angehören, ift 
e überaus bebrängte. 
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Schon vor dem Jahre 1806 erfannte des Hochfeligen Königs 
Majeftät die Unzulänglichkeit der Befoldungen der Geiftlichen und 
Lehrer an und verſprach Abhülfe. 

Durch das Edict vom 30. October 1810 (Gef. S. von 1811. 
©. 32.) zog der Staat die Güter der ewangelifchen Stifter ein, 
und verfprady dagegen in dem 8. 4 befielben eine reichliche De 
tirung der Pfarreien, Schulen und milden Stiftungen. 

In der Allerhöchften Orbre vom 13. September 1815 ſprach 
des Königs Majeftät Ihr Bedauern darüber aus, daß die finanzielle 
Lage des Staats es noch nicht geftatte, den ſchon vor 1806 ge 
hegten Plan zur Berbefferung der Pfarreien und Lehrerftellen in 
Ausführung bringen zu können, und beftimmte, daß diefelben wer 
nigftend gegen das Jahr 1806 nicht verfchlechtert und ihnen zu 
diefem Ende jedenfalls die Freiheit von den bireften Staats: um 
Kommunalabgaben erhalten bleiben folle. 

Seitdem ift allerdings vieles Anerfennungswerthe für dieſen 
Zweck gefchehen. Der Bewilligung einer Summe von 200,000 The. 
jährlich im Jahre 1823 zur Verbefferung der geiftlichen und Lehrer 
ftellen ift fhon oben gedacht worden. Jedoch muß dabei bemerft 
werden, daß ſchon im Jahre 1824 von diefen 200,000 Thlr. wie 
derum 73,500 Thlr. abgezweigt und zur Dotation der Fatholifchen 
Bisthümer verwendet, alfo ihrem urfprünglichen Stiftungszwecke wie 
der entzogen wurden. 

Für das linfe Rheinufer wurden im Jahre 1833 30,000 Thlr. 
jährlich für beide Konfeffionen ausgefegt, mit deren Hülfe die dort, 
gen evangelifhen Pfarrgehälter auf das Minimum von 360 Thlr. 
gebradyt wurden. 

Endlich haben auch eine Anzahl von Pfarreien und Schul 
ftellen, weldje einen mehr oder minder beträchtlichen Landbefitz hatten, 
durch die Gemeinheitötheilungen und Auseinanderfegungen Vortheile 
gewonnen. | 

Diefe letzteren Vortheile haben jedoch nicht flattgefunden ba 
- der großen Anzahl von Pfarrftellen, welche überhaupt feinen ober 
nur einen fehr geringfügigen Landbeſitz haben, oder deren Land 
befit nadı einem gegen Ende des vorigen und Anfang des gegen 
wärtigen Jahrhunderts in der Verwaltung herrfchenden verberblichen 
Syſteme in Erbpacht ausgethan ift. ' 

Zu der erfteren Klaffe von Pfarrftellen, welche Feinen Land: 
befig haben, gehört der überwiegend größere Theil der Pfarrftellen 
in den Provinzen Schleſien, Poſen und in der Rheinprovinz, ſo 
wie der ftädtifhen Pfarrftellen. Das Syſtem der Bererbpachtungen 
ift vorzugsmweife in den Provinzen Brandenburg und Pommern in 
Anwendung gefommen. 

Im Jahre 1846 befanden ſich in der ganzen Monardjie noch 
422 evangelifche Pfarrftellen mit einem Einfommen von weniger. 
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als 400 Thlr. Eine Ergänzung derfelben auf 400 Thlr. würbe 
damals eine Summe von 30,850 Thlr. jährlich erfordert haben. 
Seitvem bat das Einkommen der Geiftlichen durch das Nothjahr 1847, 
uch die Empörung im Sahre 1848 "und durch Afte der Gefep- 
bung in den Jahren 1849 und 1850, namentlich durch Auflegung 
er Klaffenfteuer und durch das Ablöfungsgefeg außerordentlich 
litten. In Schlefien,. in weldyer Provinz das Gefammteinfom- 
nen der evangelifchen Geiftlichen bei dem Mangel fefter Fundationen 
u mehr als zwei Fünftheilen in Stolgebühren und aceidentellen 
Einnahmen befteht, ift der Ausfall fo bedeutend gewefen, daß ders 
elbe von dem Konfiſtorium der Provinz zu etwa ein Viertel des 
Sefammteinfommensd veranfchlagt wird. 

In andern beutfchen Ländern hat man in neuefter Zeit Maaß⸗ 
egeln zur Verbefferung der evangelifchen Pfarrftellen ergriffen. So 
ind z. B. in MWürtemberg Königl. Zuſchüſſe gegeben worden, um 
Me Bfarrftellen auf das Minimum von 700 Gulden oder 400 Thlr. 
Breußifch zu bringen. Auch in Preußen find feit dem Jahre 1823 
enjenigen Pfarrftellen, welche unter 400 Thlr. eintragen, die Beis 
räge zur Wittwenkaſſe aus dem oben erwähnten 200,000 Thaler⸗ 
Konds vergütigt worden. Es kann hiernach als ein anerkannter 
Sap gelten, daß ein Pfarreinfommen von weniger als 400 Thlr. 
für einen ewangelifchen Geiftlihen, weldyer davon Frau und Kin⸗ 
ver zu ernähren und ſtandesmäßig zu erziehen hat, auf alle Fälle 
us ein unzulängliches zu betrachten if. Gleichwohl unterwirft die 
Yemeindeordnung auch Diefe, der Verbefierung dringend bevürfs 
ige Stellen neuen Leiftungen und fchmälert dadurch das ohnehin 
miulängliche Einfommen derfelben nur noch mehr. 

Was die Befoldungen der unteren Kirchenbeamten, welche größs 
lentheils zugleich Lehrer find, anlangt, fo ift die Unzulänglichkeit 
derfelben im Allgemeinen bereits in dem Maaße anerfannt, daß das 
Drüdende der Aufhebung der bisherigen Befreiung von den Kom⸗ 
munallaften einer weiteren Motivirung nicht bedürfen wird. 


6. Rad 8. 2. 49 und 110 der Gemeinde-Orbnung find bie 
Geiſtlichen und Lehrer, ebenfo wie andere Gemeindeglieber, 
auh zu Gemeindedienften pflidtig und zwar in Noth⸗ 
füllen zur perfönlichen Leiſtung derfelben; außer dem Falle 
der Noth können diefe Dienfte durch einen Stellvertreter ab- 
geleiftet, oder nach Abſchätzung an die Gemeinde» Saffe be- 
zahlt werben. 


Die Handhabung diefer Beftimmung liegt in den Händen des 
Gemeinderaͤths und insbefondere des Gemeinde-Vorſtehers. Die 
Beißlichen find daher nicht allein mit ihrem Vermögen, fondern 
uch mit ihrer Perfon einer Verfügung der Bürgermeifter, Orts; 
dulgen u. f. w. unterworfen, gegen deren Mißbrauch namentlich 
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in entlegenen Gegenden auf dem Lande oder in Fleinen Staͤdten 
eine Abhülfe ſchwer zu finden fein möchte. 

Je entfchievener es aber der Beruf des evangelifchen PBrebigk 
amtes ift, das Wort Gottes ohne Anjehen der Perfon zu prebigen 
und zu gebrauchen, um fo bevenflicher iſt es, den unteren Lolal⸗ 
Obrigfeiten eine discretionaire Gewalt über die Perſon der Träge 
dieſes Amtes einzuräumen. Ä 


7. Die Ausführung der Gemeindeordnung auf dem Lande 
hat, wie wir in Erfahrung gebracht, praftifch die Richtung : 
genommen, daß die größeren Grundbeſitzer mit ihren Tage ! 
löhnern einerfeits und die Bauern, Koffäthen und Heine i 
Eigenthümer andrerfeits meiftentheils zwei verfchiedene @w : 
meindeverbände bilden werben. : 


R ut Trennung ift bedingt durch politiiche und Sfonomifie 3 
ntereſſen. 

Für die mit Landbeſitz verſehenen Geiſtlichen erwächft aber hieran 3 
die fehr bedenkliche Frage, ob fie dahin wirken follen, daß fie dem 
Gemeinde⸗-Verbande des Gutsbeſitzers angefchloffen und damit i 
eine von dem Intereſſe der Bauerngemeinde geſonderte Stellung 
gezogen werben, oder ob fie in dem Gompler des bäuerlichen er | 
meindebezirfs eintreten und damit dem Gutsbefitzer, weldyer in vielm " 
Fällen zugleich der Patron der Kirche ift, gegenübertreten, ihren - 
feits auch in Abhängigkeit von den Richtungen gerathen follen, wei 
in den Bauerngemeinden gerade die Oberhand haben. 

In dem einen, wie in dem andern Falle wird der Geiſtliche 
leicht in eine Parteiftellung gedrängt werben, welche der Unab 
hängigfeit und Wirkfamfeit feines geiftlichen Berufs nachtheilig zu 
werden droht. Welches große politiihe Gewicht dadurch geübt wer 
den würde, wenn die gefammte Pfarrgeiftlichfeit des Landes af 
die eine oder die andere Seite hinüberträte dürfte bis jegt ned 
nicht hinreichend erwogen fein. 

Diefes letzte Bedenken erweift, daß die in den älteren Gefehm 
enthaltene Freilaffung der Geiftlihen von den Kommunal: Lafer 
nicht als eine bloße Wohlthat für den geiftlichen Stand zu betraf‘ 
ten if, fondern daß in ihr zugleich eine für die Gefundheit de 
ganzen kirchlichen und politifchen Lebens im Volke wefentliche, tiet 
Staatsweisheit enthalten if. Die Folgen einer Veränderung dies 
Grundſatzes werden nicht an der Perſon der einzelnen Geiſtlichen 
haften bleiben, fondern in verftärktem Maaße auf die Gemeinden 
felbft und den Staat zurüdfallen. 

Wir können daher, wenn es fi) um eine Revifton der Ge⸗ 
meinde- Ordnung vom 11. März 1850 handelt, im Intereſſe det 
Kirche und der Geiftlichen, wie der Gemeinden und bes Staat 
nur die Wiederherſtellung der altberfömmlichen Freiheit der Geiſ⸗ 
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ichen und Lehrer von ben Gemeinde-Laften bringenb befürworten, 
als das einzige Mittel, um in der Kirche und ihren Dienern noch 
eine in die Strömungen der politifchen und materiellen Intereſſen 
nicht mit verflochtene geiftige Macht zu erhalten und die Gefahren 
abzuwenden, welche aus einem tieferen SHineinziehen berfelben in 
bie unmittelbaren Staats⸗ und GemeindesInterefien unfehlbar her- 
vorgehen würden. 

Eine Remebur dieſes in die Gemeinde-Ordnung vom 11. März 
1850 hineingetragenen bevenflichen Principe dürfte jetzt noch mög- 
lich erfcheinen, fo lange die Ausführung deſſelben noch nicht durch⸗ 
weg vollzogen, und das Princip daher auch nody nicht in das volle 
Bewußtfein der Gemeinden getreten if. Später würde eine ſolche 
Abhülfe vielleicht nicht mehr möglich fein. 

Segen die nad) der neueften, den Mitgliedern beider Kammern 
ngegangenen Denkfchrift des Herrn Binanzminifters mit 157,000 Thlr. 
in Ausficht geftellten Belaftung des den geiftlichen Inſtituten ges 
hoͤrigen Brund Vermögens ohne vorherige Feftftelung des vollen 
Entihädigungs Principe haben wir und bereit an einem andern 
Orte auszufprechen verpflichtet gehalten. 

Es hat uns dieſes neue Ereigniß aber ganz befonders mit bie 
Nethwendigkeit vor Augen geftellt, unfere auch gegen die Beftim- 
mungen der Gemeinde⸗Ordnung im Firchlichen Intereſſe gerichteten 
Bevenken fo fchleunig als möglich Ew. Excellenz wohlwollender 
Beurtheilung zu unterwerfen. 


Berlin, den 6. Juni 1851. 
Der Evangelifche Oberkirchenrath. 
v. Uechtritz. 


Un des Koͤnigl. Geheimen Staatsminiſters des Innern 
Herrn v. Weſtphalen CExcellenz. 


VII. 


Kirchenkollekten. 


17. 


— — 


Durch mehrere, von verſchiedenen Seiten her in neuerer 
an uns ergangene Veranlaſſungen find wir darauf geführt wor 
die in der evangelifchen Kirche unferes Landes beftehenven 
richtungen in Betreff des kirchlichen Kolleftenwefens zum & 
ftande einer näheren Prüfung zu machen. 


Aus den uns hierüber ſchon jebt zu Gebote ſtehenden BD 
tialien haben wir die Meberzeugung gewonnen, daß, abgefehen 
den durch befondere Umftände bedingten außerordentlichen Kir 
folleften, die Zahl der ftehenvden, regelmäßig wiederfehrenden Koll 
in vielen Theilen des Landes das wünfchenswerthe Maaß i 
fhreitet, daß bei der Anordnung derſelben oft fehr zufällige 
ftände eingewirft haben, und das Weſen der Firchlichen Kolle 
al8 einer von der Kirche zu hegenden und zu pflegenden chrifll 
Liebesthätigfeit, dabei nicht immer im Auge behalten worben 
und daß aus beidem, aus der Weberfüllung der Gottesdienſte 
Kolleften, wie aus der Benugung derſelben zu Zwecken, welde 
Kirche, wenn auch nicht völlig fremd, doch oft fehr fern Hk 
eine Abftumpfung der chriftlihen Mildthätigkeit hervorgegangen 

welche im kirchlichen Intereffe nur tief beklagt werden kann. 


Die evangelifhe Kirche wird aber gegenwärtig um fo ı 
verpflichtet fein, der Ordnung des Kolleftenwefens eine forgfä 
Aufmerffamfeit zu widmen, als mit der wachfenden Erfenntniß 
den weitumfafienden Aufgaben und Bebürfniffen der Kirche 
Innen und nad) Außen, auch die Unzulänglicyfeit ver ihre zu 
bote fiehenden Mittel immer tiefer und ernfter ſich fühlbar m 
und die Schwierigkeiten, aus öffentlichen Fonds Hülfe zu erlan 
durch die veränderte Form der Staatöverfafjung ſich vermehrt ha 
Die Kirche wird daher unter allen Umftänden die freie Liebe i 
Glieder als ihr fchönftes und reichſtes Gut zu betrachten ha 
und Died um fo mehr, als fie ſich bewußt fein wird, daß an db 
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frim Gaben der Liebe zugleich die Kraft des Glaubens und der 
Segen des Gebetes Haftet. 


Welche Kraft diefe freie hriftliche Liebe bei richtiger Anregung 
uch in unferer Zeit noch zu entwideln vermag, beweift die That- 
abe, daß im Jahre 1815 eine am Sonntage vor dem Tobestage 
er Hochfeligen Königin Louife in allen Kirchen des Landes gefam- 
elte außerordentliche Kollekte für die erblindeten Krieger, ungeachtet 
er Erfchöpfung des Landed durdy die Kriegsjahre und ungeachtet 
peier ſchon vorangegangener Kollekten zu ähnlichen Zweden, einen 
kfammtertrag von nahe an 25,000 Thlr. erbracht, und daß im 
ahre 1842 die nur in den evangelifchen Kirchen gefammelte Kollekte 
m Ausftattung der wohlthätigen Stiftungen in dem neuerrichteten 
sangelifchen Bisthum zu Serufalem einen Stiftungsfonds von etwa 
5,000 Thlr. gewährt hat. 


Um aber diefen in unferer Kirche lebendigen Trieb chriftlicher 
jebe richtig zu pflegen und zu leiten, erfcheint es uns nothwendig, 
ußer einer forgfältigen und haushälterifchen Benubung des Mittels 
ußerordentlicher Kolleften, namentlih auch in Anfehung der 
herigen ſtehen den Kolleften eine ftrenge Prüfung und Auswahl 
iireten zu laſſen, um diefelben auf ein billiges, und den Firchlichen 
Iwneden entfprechendes Maaß herabzufeben. 


‚Hierzu ift jedoch das uns zu Gebote ſtehende Material nicht 
Breichend, fondern bedürfen wir vorab einer genauen Weberficht 
Ber in den verſchiedenen Lanvestheilen beftehenden regelmäßigen 
tolleften, ihrer Erträge, des Grundes ihrer Anorbnung und des 
jedes ihrer Verwendung. Erſt aus einer foldhen Weberficht wer- 
m ſich die weiteren Maaßnahmen mit Sicherheit ergeben. 

Mir fordern daher das Königl. Konfiftorium auf, und zur 
zewinnung einer foldyen Ueberſicht behülflih zu fein, und fügen 

zu diefem Ende zwei Tabellen hier bei, nach deren Anleitung 
Ne dieſes Material geordnet zu fehn wünfchen. 


* näheren Erläuterung derſelben fügen wir Folgendes 
nzu: 


1. Die Tabelle A. wird als Grundlage zu benutzen fein, um 
mach aus ben einzelnen PBarochieen die Materialien zu fammeln. 
as Königl. Konfiftorium wird dieſelbe in fo viel Exemplaren als 
angelifche Kirchen in der Provinz find, druden und fie durch bie 
uperintendenten den einzelnen Pfarrern zur Ausfüllung zugehn zu 
ien haben. Demnächſt werben biefelben nad Superintendentur; 
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freifeh von den Superintendenten zu fammeln und dem Königl. Kon⸗ 
fiftorium zur weiteren Benugung wieder zuzuſenden fein. 


In Beziehung auf die Rubrik 8. ift bereits unter der Tabelle 
felbft bemerft, daß es zur Ausfüllung derfelben nicht erft weitläufs 
tiger und zeitraubender Nachforfchungen von Seiten der einzelnen 
Pfarrer bedarf, fondern daß diefelbe, wo dem einzelnen Geiftlichen 
feine zuverläffigen Nachrichten darüber zur Hand find, unaudgefülll 
bleiben mag. Die Superintendenten, und in höherer Stufe das 
Königl. Konfiftorium felbft, werden biefen Mangel aus den aus 
anderen Parochieen ihnen zufließenden Nachrichten, und den aus 
eigener amtlicher Wiffenfchaft ihnen befannten Thatfachen zu ergänzen 
leicht im Stande fein. 


Wir überlafien e8 ferner dem Ermeſſen des Königl. Konſiſtorium 
diefer Tabelle noch eine neunte Kolonne Bemerkungen hinzuzufügen 
in welcher die Pfarrer ſich namentlich darüber Außern mögen, ob 
die betreffende Kollekte zu befonderen Wahrnehmungen über dk 
Empfänglichkeit der Gemeinden für dieſelbe Veranlafiung gegeben 
hat, und ob innere kirchliche Gründe für die Beibehaltung oe 
Abftellung der Kollefte erfahrungsmäßig hervorgetreten find. Solk 
es jedody dem Königl. Konfiftorium aus irgend welchem Grunde 
nicht angemeffen erfcheinen, hierüber die Heußerungen aller einzelner 
Pfarrer zu provociren, fo wird doch ein Urtheil diefer Art jeden 
falls von den Superintendenten befonderd zu erfordern fein, um De 
dergleichen YAeußerungen des König. Konfiftoriums als Informati 
benugt werden zu fünnen. 


I. Die Tabelle B. wird auf Grund der ausgefüllten Tabelle 
A. von dem Königl. Konfiftorium für den ganzen Umfang ber Prw 
vinz aufzuftellen fein, und eine Meberficht über die in der Provim 
beftehenden Kolleften, ihren Ertrag und ihre Befchaffenheit gewähret 
Aus der Gefammtheit diefer Tabellen B. für alle acht Provinz 
wird fih die Totalüberficht ergeben. Ä 


Fir die Aufftellung und Sammlung der Tabellen A. beftins 
men wir die Frift von drei Monaten, für die Zufammenftellung det 
Tabelle B. eine Zrift von anderweitig drei Monaten, dergeftalt, da} 
wir nad) Ablauf von ſechs Monaten in dem Beſitze des gefammten 
Materials zu fein wünfchen. 


Das Königl. Konſiſtorium wolle in feinem Schlußbericht mi 
der Tabelle B. auch) die gefammelten Tabellen A. mit einfender 
und zugleich 
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1. zu jeder einzelnen Kollefte eine Abfchrift derjenigen Erlaffe 
oder Verordnungen, auf welche die Einführung der Kollefte 
ſich gründet, und 


2. eine motivirte gutachtliche Aeußerung über deren fernere Bei⸗ 
behaltung oder Abftellung, fowie über die Mittel und Wege, 
wie eine folche Abdftellung ohne Verlegung wirklicher Rechte 
oder auch nur zu ſchonender rechtlicher Intereſſen eventuell 
herbeizuführen fein möchte. 


Hiernady empfehlen wir die weitere Vorbereitung dieſer Sache 
re Umficht und Treue des König. Konſiſtoriums. 


Berlin, den 14. Juni 1851. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 
v. Uechtritz. 


ſaͤmmtliche Königl. Konftflorien. 
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In der evangelifchen Kirche zu N. N., Diözes N. N., Provi 







1. 2. 3. 5. 
Lau⸗ Bezeichnung Wie oft im An wen q 





und Befimmung | Sahre bie der Ertrag 
fende ? — — 
der Kollekte abgeführt 
M Kollekte. win. [ 1841. | 1842. 


thlr. far. pf.lible: far. Hl. 


— 
= 


42 


* 


NB, 1. Die Rubrik 8. bleibt unausgefüllt, wenn ben betreffenden Geiſtli 
2. Unter den regelmäßigen Kolleften find auch die feit dem Jahre 
tung mit aufzuführen. Sollten dieſelben in ber Kirche nicht abgeh— 
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Zabelle A. 
ährlich folgende regelmäßige Kirchenkollekten gefammelt. 


6. 
Ilefte in ben Jahren: 


845. 







Gefammt-| Seit wann 
"Ertrag | bie KRollekte 
ber beiteht, und 

| auf welcher 
Ze T. | Anorbnung 
ar, pf.lible. far. of.Ättle. far. pf.lible. far. nr biefe beruht. 


a Nachrichten darüber zur Hand find. 
abe geftatteten Kollekten für die Zwecke ber Guſtav⸗-Adolph⸗Stif⸗ 
‚ ift dies in der Tabelle zu bemerfen. 
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In der evangelifchen Kirche zu N. N., Diözes N. N., Provinz I 








73 zer: 3. 4. 5. 
gan: Dezeichnung Mie oft im | An An wen | Ert 
und Beftimmung | Sabre die | | ber Erfrag 2 
—* der Kollekte — abgeführt | 
M Kollekte. ſtattfindet. Sonntagen.) wird. 1841, 1842. | 1 





iblr. far. pf.| hie: far. pl. lihle 





3. 
it. 


NB. 1. Die Rubrik 8. bleibt unausgefüllt, wenn ben betreffenden Geiſtlichen 


2. Unter den regelmäßigen Kolleften find auch bie feit dem Jahre 184 
tung mit aufzuführen. Sollten biefelben in der Kirche nicht abgehalten 
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Tabelle A, 
ven jährlich folgende regelmäßige Kirchenfollekten gefammelt. 


6. 
Kollefte in den — 









8. 
Befammt-| Seit wann 
"Grtrag [die Kollekte 
der lbeſteht, und 
auf welcher 
| Anorbnung 
Ipiefe beruht. 


nn We 1850 


„ Bf.Liblr. far. pf.Jible. x. for. pf.] ibir. 


845. 
a 












figen Nachrichten darüber zur Hand find. 
EYahr geftatteten Rolleften für die Zwecke der Guftav-Molph+ Stif- 
fo ift Ges in der Tabelle zu bemerfen. 
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Tabelle B. 





folgende regelmäßige Kirchenkollekten gehalten. 


8. 10. 


Seit warn 
Ertrag |die Kollefte 
in den |befteht und 
auf welcher 
| Anordnung 
‚rjpiefe beruht. 






olleften in ben Sahren: 


1845. 1846. 1847. 1848, 1849. 1850. 
Eblr. far. pf.lihle, far. pf.Libie, far. pf. thle. far. pf. thlr. far. pf.| tble. far. f.| thir, far. 





Berlin, Drud von Guſtav Schade, 
Dranienburgerfir. 7. 


| pen wenn — — 


Aktenſtücke 


aus der Verwaltung 


des 


Evangeliſchen Oberkirchenraths. 


Drittes Heft. 
(Vom Juli 1851 bis Ende des Jahres.) 


Amtlicher Abdruck. 


— —— — — — — — — — — 


Berlin 1882. 


Derlag von Wilhelm Herb. 
GBeſſerſche Buchhandlung.) 


Berlin, Drud von Guſtav Schade, 
Dranienburgerftx. 27. 
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J. 
Dienſtverfaſſung. 
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—— — 


)er Herr Juſtizminiſter hat in einer in Nr. 27 des Juſtiz⸗Mini⸗ 
rialblatts von 1851 abgedruckten Verfügung vom 29. Juni d. J. 
ter Nr. 5 und 6 die Beamten der Staatsanwaltfchaft angewiefen, 
allen Fällen, wo ein Geiftlicher oder Kircyenbeamter wegen eines 
erbrechens oder Vergehens zur Unterfuchung gezogen wird, fofort 
ıh erfolgter Einleitung den vorgefegten geiftlichen Oberen des An- 
ſchuldigten, unter kurzer Angabe der Veranlaſſung, oder unter 
dittheilung der Anklageſchrift, eine Nachricht davon zu geben, und 
:nfelden demnaͤchſt auch den Tenor der ergangenen Entſcheidungen 
itzutheilen. 

Das Königliche Konſiſtorium wird durch dieſe Mittheilungen 
den Stand geſetzt ſein, in ſolchen Fällen auch über —— 
as das Intereſſe der kirchlichen Disziplin erheiſcht, zu beſchließen. 
ir überlaffen es dem Königlichen Konftftorium in ſolchen Fällen 
e geeignete Beſchlußnahme zu faſſen, und wünſchen wir nur, daß 
ſſſelbe in wichtigeren Fällen, namentlich in folchen, welche ein all- 
meinered Auffehn erregen, uns eine befondere Anzeige von dem 

orfall erftatte. 
Berlin, ven 11. September 1851. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 
In Vertretung: Ehrenberg. 


An 
mmeliche Königliche Konfiflorien. 


_ 2. 
Der $. 41 der Verordnung vom 11. Juli 1849 „betreffend. die 
ienfivergehen dee nicht richterlichen Beamten” geftattet den in einer 
isziplinarunterſuchung befindlichen Staatsbeamten nur den Bei- 
nd eines Advokaten oder Rechts⸗Anwaltes als Vertheidis 
. 1 
_ 
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gers. In einer vor Kurzem verhandelten Spezialfache ift die Frage 
zur Sprache gefommen, ob dieſe Beftimmung auch auf Disziplinar . 
unterfuchungen gegen Geiftlihe und Kirchenbeamte analogiſch An 
wendung finde? 

Wir haben uns, in Betracht deſſen, daß der $. 1 der genank 
ten Verordnung die Anwendung derfelben auf Disziplinarfälle von 
Geiftlihen und SKirchenbeamten ausdrücklich ausfchließt, und ein 
innerer Firchlicher Grund nicht vorliegt, die Wahl des Vertheidigers 
eined angefchuldigten Geiftlichen over Kirchenbeamten ausſchließlich 
auf Reditsanwälte oder Advofaten zu befchränfen, für die Verne 
nung biefer Frage entfchieden; glauben vielmehr aus rein Firchlicen 
Gründen nur die Beichränfung fefthalten müffen, daß die Firchlide 
Disziplinarbehörde in Disziplinarfachen der Geiftlihen und Kirchen 
beamten, welche unftreitig dem inneren Hausregiment der evangelis 
fhen Kirche angehören, nicht verpflichtet ift, Glieder anderer Kirchen 
oder Religionen als Bertheidiger anzunehmen und denſelben ihte 
Akten offen zu legen. Dagegen find die evangelifchen Kirchenbe⸗ 
hörden, wie in einer Korrefpondenz mit dem Herrn Yuftizminife 
feftgeftellt worben, dem Intereſſe des öffentlichen Dienftes in den 
verfchievenen Zweigen der öffentlichen Verwaltung die Rüdficht ſchul⸗ 
dig, daß fie, wenn der Angefchuldigte nicht einen Advokaten ode 
Rechtsanwalt, fondern eine andere in einer öffentlichen Bebienung 
ftehende Perſon evangelifchen Befenntniffes zu feinem Vertheidigt 
wählt, vor der Zulaffung deflelben und Vorlegung der Alten m 
den Vertheidiger den Konſens der vorgefebten Dienftbehörbe des ge 
wählten Vertheidigers zur Uebernahme der Vertheidigung erforbem, 
indem im öffentlichen Dienftinterefie Gründe vorliegen können, we 
es der Dienftbehörde wünfchenswerth machen, daß der Gew 
ſich mit der Vertheidigung nicht befaſſe. Hierüber vermag aber 
die Fompetente Dienftbehörde in jedem einzelnen Falle zu urtheils 

Indem wir daher das Königliche Konfiftorium auf diefe Ge 
fihtspunfte aufmerffam machen, veranlaffen wir daſſelbe in vorkon⸗ 
menden Fällen danach zu verfahren. 

Berlin, den 31. Oftober 1851. 


Evangelifcher Gberkirchenrath. 
v. Dedhtrig. 


* 



























An das Koͤnigliche Konſiſtorium zu N. N. 


3. 


Reſolut. 


In der Disziplinarunterſuchung wider den Pfarrer Ludwig 
Hildenhagen hat der evangelifche Oberkirchenrath auf eingelegtm 
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tefurd des Beſchuldigten nach Cinficht der Aften und Vortrag der 
sache in feiner Situng vom 6. November 1851, in welcher gegen- 
ärtig waren: 

von Uechtritz, Präſident, 

Dr. Reander, evangeliſcher Biſchof, 

Dr. Strauß, Wirklicher Oberkonſiſtorialrath, 

Bollert, evangeliſcher Feldprobſt, 

Dr. Snethlage, Oberkonſiſtorialrath, 

Dr. von Mühler, Geheimer Regierungsrath, 
Dr. Richter, ordentlicher Profefior der Rechte, 
ſchloſſen, 
daß Das Reſolut des Königlichen Konſiſtoriums für die Provinz 
Sachſen vom 28. April 1851, wonach der Angefchuldigte feines 
Amtes als Pfarrer zu Quetz zu entfegen und ihm die durch bie 
Unterfuhung entftandenen bauren Auslagen zur Laſt zu legen, 
unter Verwerfung ber dagegen eingelegten Rekursbeſchwerde, wie 
hiermit geſchieht, lediglich zu beftätigen, und dem Angefchulvigten 
auch die Koften der Rekursinſtanz aufzuerlegen. 


Gründe. 


Der Angefchuldigte Ludwig Hildenhagen, geboren am 2. Juli 
809, feit dem Jahre 1838 evangelifcher Pfarrer zu Quetz in der 
phorie Brehna, wurde im Sahre 1848 von dem Wahlfreife Bitter- 
Id zum Abgeorbneten für die nach Berlin berufene Verſammlung 
w Bereinbarung der preußifchen Staatsverfaffung gewählt. ALS 
u 9. Rovember vefjelben Jahres diefer Berfammlung die Königliche 
otſchaft vom vorhergehenden Tage verfündigt wurde, durch welche 
w Sitz derfelben von Berlin nad) Brandenburg verlegt und bie 
ſerſammlung felbft bis zum 27. November vertagt wurde, fchloß 
æ Angeſchuldigte ſich demjenigen Theile der Verſammlung an, 
elcher der Königlichen Anordnung Widerftand Teiftete und nahm 
icht allein an den desfallſigen Befchlüffen des genannten Theile 
nd ihrer Verbreitung thätigen Antheil, ſondern erließ auch felbft- 
ändige Anfprachen und Bekanntmachungen in feinen Wahlfreis, 
m den Widerſtand auch dorthin zu verpflangen. 

Diefe, von dem Angefchuldigten ausgegangenen oder verbreiteten 
Schriftftüde bilden die Unterlage des gegenwärtigen Verfahrens. 
)as Königliche Konfiflorium hat in venfelben das Zeugniß einer 
kefinnung gefunden, weldye mit den Pflichten eines evangelifchen 
leiftlichen fchlechthin unvereinbar fei, und deshalb feine Amtsent- 
kung ausgefprochen. 

Hiergegen hat der Angefchulvigte das Rechtsmittel des Re⸗ 
rfes ergriffen. 

Er fest dem Verfahren und dem darauf gegründeten Spruche 
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vorweg eine Reihe von Präjudizialeinwendungen entgegen, ; 
welche zuerft betrachtet werden müffen. 

1. Erftens wendet er ein, daß ihm das Recht der Vertheinigun 
in zweiter Inſtanz verfürzt worden fei. 

Der Angefchuldigte Hatte zu feinem Vertheidiger den Rechts⸗ 
anwalt Volkmar in Berlin gewählt. Am 22. Auguft 1851 begab 
er fih in PBerfon dorthin, um mit feinem Vertheidiger weitere Rüd 
ſprache zu nehmen. Die Polizeibehörde geftattete ihm jedoch einen 
längeren Aufenthalt in Berlin nicht, fondern nöthigte ihn am 23fen 
deſſelben Monats, 10 Uhr Abends, Berlin wieder zu verlaffen. 

Die Frage, auf welche es hier allein anfommt, ift die, ob burd |' 
jene Berfagung eines längeren Aufenthalts in Berlin dem Ange 
fhuldigten die Möglichkeit einer vollftändigen Deribeibigung in den 
Maße benommen worden fei, daß er nicht für gehörig a 
und die Akten nicht für fpruchreif angefehen werben könnten. Di 
Frage muß verneint werden. Abgefehen davon, daß jene Anorbnung jF 
der Bolizeibehörde dem Angefchuldigten nicht die Möglichfeit hemows 
men hat, mit feinem Vertheidiger fchriftlich weiter zu kommunizircn 
oder auch an einem dritten Orte, außerhalb Berlins, mit demfelbe IT 
perfönlich zufammenzutreffen, fo hat auch der Angeſchuldigte Feine m⸗ 
beren Data angegeben, welche erfennen Iaffen, daß ihm feine Be 
theidigung nur durch den in Berlin gewählten Rechtsanwalt un 
nur dort vollftändig möglich geweſen wäre. Die aus Gründe, 
welche außerhalb der gegenwärtigen Unterfuchung liegen, erfolgte 
und durch eine dritte zuſtändige Autorität verhängte Verfagung des 
Aufenthalts in Berlin Tann daher nicht al8 eine, den Sprud ww 
bedingt auffcjiebende Verkümmerung des Vertheivigungsrechts, for 
dern nur als eine aus fremden Urfachen eingetretene Unterbrechun 
des von dem Befchuldigten eingefchlagenen Ganges der Verthelk 
gung angefehen werben, und ift der daraus zu erhebende Einwah 
vollftändig dadurch getilgt worden, daß die oberfte Kirchenbehörk 
‚dem Angefchuldigten die von ihm deshalb erbetene Sriftverlängerum 
zur Einreihung der Vertheivigungsfchrift bis zum 15. Septbr. d.) 
bewilligt hat. 

2. Angefchuldigter bemängelt ferner die Vollſtändigkeit der feinen 
Vertheidiger vorgelegten Akten aus dem Grunde, weil it + 
denfeldben mehrere Schreiben feiner Gemeinde vom 26. jr E 
bruar, 31. März, 10. Mai und 3. Dezember 1850 nnd F 







22. Februar 1851, ſowie eine Eingabe des Kirchenpatrond ME 
vom 6. März 1850, der Erlaß des Königlichen Konftftoriumd | 
an den Lehteren vom 8. April 1850, fowie die Antwork | 
fhreiben an die Gemeinde Quetz nicht enthalten feien. 
Diefe Schreiben find jedoch niemals Beftandtheile der Unter 
fuchungsakten gewefen. In der Schlußverhandlung vom 15. Re |! 
vember 1850 hat der Angefchulvigte die Akten für gefchloffen ange 
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ommen, ohne die nachträgliche Beibringung diefer Schriftftüde zu 
anfragen. Wenn er jest biefen Antrag nachträglich in der Re- 
rzinſtanz ftellt, fo mußte er jedenfalls den Inhalt diefer Schrift: 
ie infoweit näher bezeichnen, daß Daraus erfichtlich werben fonnte, 
und in wie fern diefelben mit Der gegenwärtigen Unterfuchung 
einem Zufammenhange ftehen. Dies ift jedoch nicht gefchehen und 
t daher die höhere Inſtanz Feine Veranlaffung, ſolche Schriftftüce, 
en Zufammenhang mit der Unterfuchung in feiner Weife erheltt, 
a Amtöwegen einzuforbern. 

3. Es wird endblid von dem Angefchuldigten behauptet, daß 
das Refolut des Konflftoriums nicht einftimmig gefaßt, fon- 
dern ein Separatvotum vorhanden fei. Er verlangt die Vor⸗ 
legung deffelben an feinen Vertheidiger. 

Diefe Behauptung ift für den Gang des Verfahrens gleich. 
ltig und die Forderung des Beſchuldigten unberechtigt. Separats 
ta, wenn fie abgegeben werben, gehören in einer follegialifch ver- 
sten Behörde Lediglich zu den inneren Angelegenheiten derfelben, 
rabe fo wie die dem Beichluffe vorausgegangenen Deliberationen 
d Abflimmungen. Ein Redt auf Kenntnißnahme hat nur die- 
tige höhere Autorität, welche zu der befchließenden in dem Ver⸗ 
Anis eines DVorgefegten fteht und nach ihren inneren Angelegen- 
iten zu fragen berechtigt ift. Dritten PBerfonen gegenüber gilt der 
Negialifch gefaßte Beſchluß als ein untheilbares Ganzes. 

4. Der Beichuldigte rügt ferner an dem Urtheil des Konfifto- 
riums, daß in ihm bei dem Spruche die Stelle des Juſtitiars 
durch einen Appellationsgerichts-Referendarius vertreten, nicht 
durch einen zum höheren Richteramte befühigten Beamten 
befleidet gewefen fei. 

Diefe Ausftellung beruht auf einer, durch das Geſetz nicht geredht- 
Hgten Uebertragung der Vorichriften, welche fir die höheren Rich⸗ 
follegien beftehen, auf die Provinzialfonfiftorien. Ueber vie Zu- 
amenfegung der Letzteren find allein die für diefe erlaffenen Geſetze, 
» Dienftinftruftion vom 23. Oftober 1817 (Geſetzſamml. ©. 237) 
: Alferhöchfte Ordre vom 31. Dezember 1825 (Geſetzſamml. von 
26 ©. 5) und die Verordnung vom 27. Suni 1845 (Geſetzſamml. 
‚440) maaßgebend. Nach diefen Gefeben aber ift die Nothwen⸗ 
jkeit der Verwaltung des Juſtitiariats durch einen höheren Rich- 
beamten nicht ausdrücklich und namentlich nicht bei Folge der 
ichtigfeit vorgefchrieben. 

5. Ein weiterer Einwand befteht darin, daß in dem Tenor der 
in erfter Inftanz gefüllten Entfcheivung das Vergehen, wegen 
defien der Angefchulvigte feines Amtes entjeßt werde, nicht 
ausbrüdlich benannt und bezeichnet fei. 

Auch diefer Einwand vermag die gedachte Enticheidung nicht zu 
fräften. Die weitere. Ausführung des Refoluts ergiebt deutlich, 
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wegen welches ven Pflichten feines Standes zumwiderlaufenden Ver⸗ 
haltens der Angefchuldigte entfegt fei. ine beftimmte, bei Steafe 
der Richtigkeit einzuhaltende Form der Disziplinarbefcheide kirchlicher 
Behörden iſt nirgends vorgeſchrieben. Der Mangel einer näheren 


Qualifikation des Vergehens in dem Tenor der erſten Entſcheidung 


lähmt daher die Geltung derſelben nicht. 
6. Demnächſt wendet der Angeſchuldigte ein, daß er die ihn 
zur Laſt gelegten Handlungen lediglich in feiner Eigenſchaft 
als Abgeordneter vollzogen habe, und daher Durch den 8.1 
des Gefebes vom 23. Juni 1848 (Gefebfammlung ©. 157) 
gegen jede Verantwortung aus Denfelben gebedt fei. 
Der angezogene Geſetzesparagraph lautet: 


„Kein Mitgliev der Berfammlung kann für feine Abflimmunge 


oder für die von ihm in feiner Eigenſchaft als Abgeordneter aus— 
gefprochenen Worte und Meinungen in irgend einer Weife zur 
Rechenſchaft gezogen werben.’ 

In Beziehung auf dieſen Einwand iſt zunächſt thatſachlich zu 
bemerken, daß die von ihm in der Verſammlung zur Vereinbarung - 
der preußifchen Staatöverfaffung abgegebenen Abftimmungen nid - 
Grundlage der gegenwärtigen Unterfuhung geworben find, fondem ;; 
nur foldhe Kundgebungen, welche er an dritte Perfonen anferl | 
der Berfammlung hat gelangen laflen. 

Auf ſolche Kundgebungen aber bezieht ſich der Schug des au: 
geführten Geſetzes nicht. 

Das Gefeg ftellt nur die in der Eigenfhaft als Abge— 
ordneter ausgefprodhenen Worte und Meinungen außerhalb jeder 
Verantwortung. Wie weit aber die Eigenfchaft ald Abgeorbneit . 
im rechtlichen und im gefeglichen Sinne reicht, iſt nicht Davon ab 
hängig, daß der Kundgebende feiner Kundgebung nad; Außen hin 4 
die Bezeichnung als Abgeordneter nad) Gefallen beifügt, ſondem 
fann einzig und allein nach der rechtlichen und gefeßlichen Grund 
lage beurtheilt werben, auf welcher die Eigenfchaft als Abgeordneier 
ruht. Diefe gefehliche Grundlage iſt das Wahlgeſetz vom 8. April 
1848 (Geſetzſammlung ©. 89). Nach diefem Gefege war die Der 
fammlung ausſchließlich berufen 

zur Vereinbarung der fünftigen Staatöverfaffung mit der Kront 
und zur interimiftifchen Ausübung gewiffer reichsftändifcher Dr 
fugniffe ($. 13). 

Die rechtliche Qualität als Abgeordneter erſtreckte ſich alle 
nicht über den Kreis der VBerfammlung als ſolcher, und der einzel 
‚nen Abtheilungen, in welche diefelbe zerfiel, und über die Relationen 
berfelben mit der Krone hinaus. Eine Wirkfamfeit der Berfamm 
lung im Ganzen, ober ihrer einzelnen Mitglieder, nad) Außen hin 


- 
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und gegen dritte Perſonen lag nicht innerhalb der Rechts ſphaͤr 


der Berfammlung und der einzelnen Glieder derfelben, als folder: 
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8 insbeſondere die Relationen der einzelnen Abgeordneten mit 

n Wählern anlangt, fo verordnete der 8. 10 ausdrücklich, daß 

Abgeordneten an Feine Inftruftionen oder Aufträge gebunden 

‚ fondern nad ihrer eigenen, unabhängigen Weberzeugung ur- 

en ſollten, woraus erhellt, daß die rechtliche Verbindung zwi⸗ 

ı dem Abgeordneten und feinen Wählern durch den Aft ver 

hl und die Annahme derfelben abgefchloffen war, alle fpäteren 

itionen, Anfragen, Berichte ꝛc. zwifchen beiden Theilen aber nur 

Privat-Eharafter eines auf befonderem Vertrauen beruhenden 

hältnifjes, nicht den öffentlichen Charakter einer amtlichen Ver: 

ung zwifchen einer fonftituirten Körperfchaft und ihrem Vertreter 
ich tragen konnten. 

Wenn daher der Angefhulbigte fpäterhin unter der Bezeichnung 

Abgeordneter Kundgebungen an feine Wähler erlaffen hat, 

yaben diefe Kundgebungen durch dieſe felbft gewählten Bezeich- 

jen feinen anderen rechtlichen Charakter erlangen fönnen, als 

n nach der gefeslichen Grundlage des Abgeordnetenberufs 

m, und namentlich fann der durch das Gefeb vom 23. Suni 1848 

die amtliche und öffentlich anerfannte Rechtsfphäre der Ab- 

beten gewährte Schug nicht auch auf eine foldye außerhalb des 
ntlih anerfannten Amtsberufs der Abgeoroneten liegende 

Hamfeit derfelben ausgedehnt werden. Auf dieſem letzteren Ge⸗ 

find fie, wie jeder Dritte, für ihre Handlungen verantwortlich 
jeben. 

Mas hier von den Kundgebungen des Angefchuldigten an feine 

ler ausgeführt worden, gilt in gleihem Maaße von feinen 

bgebungen an andere ‘Berfonen. 

Die Berufung auf das Geſetz vom 23. Juni 1848 fhüßt hier- 

den Angefchuldigten nicht gegen die gegenwärtig von ihm ge- 
te Verantwortung. 

ſ. Der naͤchſte Präjudizialeinwand des Beichuldigten beruht 
darauf, daß er bereitd im Februar 1850 wegen der ihm 
gegenwärtig zur Laft gelegten Thatfachen vor dem Schwur- 
gerichtshofe zu Berlin geftanden habe und freigefprochen 
worden fei, Daß er daher nach SS. 10 — 12 des Geſetzes vom 
29. März 1844 wegen berfelben Thatfachen nicht mehr zur 
Verantwortung gezogen werben Tönne, und daß die fpäter 
erlaffene Allerhöchſte Ordre vom 24. Auguft 1849, deren 
formale Legalität überdies beftritten werde, auf Bälle, welche 
vor dem Erfcheinen verfelben zurüdliegen, nicht angewendet 
werden Fönne. 

In Beziehung auf diefen Einwand ift zunächft thatfächlich rich- 

daß der Angefchuldigte bereits im Jahre 1849 von dem Stants- 

ilt zu Berlin angeflagt worden ift: 

: Broflamation vom 18. November 1848 unterzeichnet und vers 
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breitet zu haben in der Abfiht und zu dem Zwecke, dem fog 
nannten GSteuerverweigerungsbefchluffe Folge zu verfchaffen u 
dadurch die Krone zur Entlafjung des Minifteriums Brandenbu 
refp. zur Zurüdnahme der Botichaft vom 8. November 1848 
zwingen; ferner in gleicher Abficht und zu gleichem Zwecke d 
Schreiben vom 19. November 1848 an die Gemeinden Dur: 
wehna u. f. w. erlaffen; und fich hierdurch der nach 88. 40. 16 
TH. II. Tit. 20 des A. L. R. mit Strafe bedrohten verfuchten € 
regung von Aufruhr ſchuldig gemacht zu haben; 
ferner, daß das Appellationsgericht zu Berlin auf Grund biel 
Anklage mittelft Befchluffes vom 20. Oftober 1849 den Angeſch 
dDigten in den Anflageftand verfegt und vor den Schwurgerichtsh 
zu Berlin verwiefen hat; 
daß demnächſt nach erfolgter Verhandlung die Gefchworn 
am 21. Februar 1850 die ihnen vorgelegte Frage: 
Iſt der Angeklagte, Prediger Louis Hildenhagen, ſchuldig dın 
Verbreitung der von ihm mit einem Zufage unterzeichneten Pr 
klamation vom 18. November 1848 und durch Erlaß des Schr 
bens an die Gemeinen Durdywehna ıc. vom 19. November 18. 
verfucht zu haben, eine Klaffe des Volks oder die Mitglieder ein 
Stadt oder Dorfgemeine, ganz oder zum Theil zufammenzubringe 
um ſich der Ausführung obrigkfeitlicher Verfügungen mit verein! 
ter Gewalt zu widerfegen, oder etwas von der Obrigkeit zu e 
zwingen? 

dahin beantwortet haben: 
Nein! der Angeklagte ift nicht ſchuldig; 

und daß fchlieglich Die gerichtliche Freifprehung des Angefchulbigt 

von der fo erhobenen Anflage erfolgt ift. 

Sn der Frage an die Gefchwornen find ausdrücklich nur zu 
Kundgebungen des Angefchuldigten, nämlich die vom 18. Novemb 
und die vom 19. November 1848 genannt, und es ift daher vi 
dem königl. Konfiftorium für die Provinz Sachſen in feinem Urthe 
angenommen worden, daß der hier erhobene Präjudizialeinwand fd 
um deswillen nicht Platz greife, weil außer den hier genannten bi 
den Schriftftüden gegenwärtig noch andere Schriften Gegenftand d 
Disziplinarverfahrens geworden feien, in Beziehung auf welche di 
Urtheil der Disziplinarbehörde durch Das vorangegangene gerichtli 
Verfahren jedenfalls nicht präjubizirt fei. Der Angefchuldigte fül 
jedoch gegenwärtig in der Rekursinftanz an, daß außer den beid 
fhon genannten Schriftftücden in den Ausführungen der Anfla; 
fhrift auch noch zwei andere, nämlich ein Aufruf an die Väter u 
Mütter des preußifchen Heeres, und ein in einer Volksverſammlu 
zu Bitterfeld am 3. Dezember 1848 vertheilter Abdruck der 2 
Ihlüffe des fogenannten Münfterfchen Kongreſſes erwähnt feien, d 
ferner der Vertheidiger vor dem Schwurgerichte bei der Frageſtellu 
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ausbrüdlich beantragt habe, viefe beiden Punkte in die Frage an 
bie Gefchwornen mit aufzunehmen, und daß der Gerichtshof dieſen 
Antrag nur deshalb zurüdgemwiefen habe, weil die Frage, erfchöpfend 
geftellt, die ganze Klage und fomit auch dieſe beiden letztern Punfte 
umfaſſe. Ueber dieſe legtere Behauptung enthält zwar das Protokoll 
bes Schwurgerichts Feine ausprüdliche Aufzeichnung; der Staats⸗ 
anwalt zu Naumburg hat jedoch, nad) Vergleichung der Anklage 
ſchrift, die Anficht getheilt, daß die erftere Schrift, nämlich der Auf- 
mf an die Väter und Mütter, ſchon in der Anklage mitbegriffen 
gewefen fei und deshalb ein ermeuertes gerichtliches Verfahren auf 
Grund diefes Aftenftüds für unzuläffig gehalten, und würde hier- 
nad) dafjelbe auch von dem in der Anklagefchrift ebenfalls erwähnten 
Abdrude der Münfterfchen SKongreßbefchlüffe zu Halten fein. Es 
muß daher der Vertheidigung darin Recht gegeben werben, daß die 
Wirkung des erhobenen Präjudizialeinwandes nicht auf die beiden 
Schriftftüde vom 18. und 19. November 1848 allein befchränft wer; 
den Fann, ſondern daß diefelbe gleichmäßig auch für die Benutzung 
der beiden anderen genannten Schriftftüde maßgebend ift. 
Dagegen fann dem Präjudizialeinwande überhaupt eine ſolche, 
dad Disziplinarverfahren ausfchließende Wirfung nicht beigemefien 
werden. Der Einwand ſtützt fi auf ven 8. 12. des Geſetzes vom 
29. März 1844 (Geſ.⸗S. ©. 79), weldyer lautet: 
„Sf die Handlung, welche Gegenftand ver gerichtlichen Unter, 
fuhung war, von dem Richter zwar an fich für ein Amtsverbrechen 
oder ein gemeines Verbrechen erachtet, nad) der Beichaffenheit des 
Falles aber die Anwendung einer Strafe überhaupt nicht, oder 
doch die Strafe der Kaflation oder Amtsentfegung nicht gegründet 
befunden worden, und ift deshalb ein freifprechendes oder ein 
nicht auf jene Strafe Tautendes Erfenntniß ergangen, fo fol wegen 
dieſer Handlung ein Disziplinar- Strafverfahren nicht weiter zus 
läffig fein.” 
Mit diefem 8. 12. ftehen jedoch in unmittelbarem Zufammen- 
hange die vorangehenden 88. 10. und 11., welche verorbnen: 
$. 10. Treffen mit einem gemeinen Verbrechen oder mit einem 
Amtsverbrechen Disziplinarvergehen zufammen, fo ift zunächfi we- 
gen der Verbrechen die gerichtliche Unterfuchung einzuleiten. Wird 
in diefer auf Amtsentfegung erkannt, fo findet wegen der Dis⸗ 
ziplinarvergehen ein weiteres Strafverfahren nicht flat. Wird 
dagegen nicht auf Amtsentfegung erfannt, fo bleibt die befondere 
Ahndung der gedachten Vergehen im Disziplinarwege vorbehalten. 

$. 11. Iſt wegen einer Verletzung der Amtspflidht die gericht- 
liche Unterfuchung eingeleitet worden und der Richter findet dem⸗ 
nähft, daß die Pflichtverlegung nicht als ein Amtöverbrechen, 
fondern nur als ein Disziplinarvergehen zu betrachten fei, fo ift 
der Angeſchuldigte von der Anklage wegen des Amtöverbrechene 
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zu entbinden, wegen des Disziplinarvergehens aber der Dienft- 
behörve zur Beftrafung zu überweifen. 

Die Anwendung diefer SS. 10—12. des Gefetes vom 29. Mär; 
1844 fegt mit Nothwenbigfeit ein Rechtöverfahren voraus, in wel 
chem der Richter bis zu feiner Endentfcheidung Herr bleibt der Er⸗ 
wägung über alle thatfächlichen und rechtlichen Momente der Sache 
und nicht blos über die bürgerlich ftrafbare Seite der Handlung, 
fondern auch über den disziplinarifchen Charakter derjelben zu ur 
theilen berechtigt und verpflichtet ift, vergeftalt, daß er in feinem 
Endurtheile entweder eine bürgerliche und eine bisziplinarifche Ver⸗ 
urtheilung zugleich fällen ($. 10.), oder nur über die erftere Seite 
dee Handlung urtheilen, die Ießtere aber zum befonderen Verfahren 
verweifen ($. 11.), oder endlich ein nad) beiden Seiten Hin frei- 
fprechendes Urtheil ergehen laſſen kann ($. 12.). Diefe Voraus— 
ſetzung trifft in dem bei Erlaß des Geſetzes vom 29. März 184 
geltenden Gerichtsverſahren zu; ſie hat aber aufgehört durch die 
mittelſt Verordnung vom 3. Januar 1849 (Geſ.⸗S. S. 14) erfolgte 
Einführung von Schwurgerichten. Das Verfahren vor den Schwur⸗ 
gerichten macht e8 nothwendig, ſchon in einem, dem richterlichen 
Endurtheil vorausgehenden Stadium des Prozeſſes, zunächft bei 
Abfaffung des Anflageurtheild und fpäter bei Stellung der Frage 
an die Gefchwornen, diejenigen thatfächlichen Merkmale der dem Ans 
geflagten zur Laft gelegten Handlung vorweg auszufondern, welde 
diefelbe al8d eine von dem bürgerlidhen Strafgefebe mit einer be 
ftimmten Ahndung bedrohte erfcheinen laſſen. Die Thätigfeit des 
Richters bewegt fih in diefem Verfahren nicht mehr in derfelben 
Weite und Freiheit, wie in dem früheren Verfahren; feine Aufgabe 
ift bis zur Srageftelung an die Geſchwornen ausfchließlich darauf 
gerichtet, die zur Frageſtellung an viefelben geeigneten thatfächlichen 
Merkmale der Handlung in das der Wahrheit entfprechenve Lit 
zu ftellen; nad) dem Spruch der Geſchwornen hat der Richter nur 
die aus dem Inhalte diefes Spruchs ſich ergebenden ftrafrechtlichen 
Folgen feftzufegen. Der Angelpunft des Verfahrens vor den Schwur— 
gerichten ift der Ausfpruch der Gefchworenen; die Thatfachen, welche 
diefelben bejahen, gelten als feftftehend; die Thatfachen, welche fie 
verneinen, gelten als nicht vorhanden, und Die von dem Richter an 
diefen Ausfpruch gefnüpften rechtlichen Folgen erftreden ſich genau 
nur fo weit, als jener Ausſpruch reiht. Wenn daher in dem vor 
liegenden Falle die Gefchworenen ausgefprochen haben, daß der An 
geflagte nicht fchuldig fei des Verſuchs, durch die Verbreitung der 
gedachten Schriften eine Klaffe des Volks oder die Mitglieder einer 
Stadt- oder Dorfgemeine, ganz oder zum Theil zufammenzubringen, 
um fi) der Ausführung obrigfeitlicher Verfügungen mit vereinigter 
Gewalt zu widerfegen, oder etwas von der Obrigfeit zu erzwingen, 
und der Angeflagte auf Grund diefes Ausfpruches von der auf die 
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86. 40 und 167, Th. I. Tit. 20 des A. L. R. gegründeten Anflage 
freigefprochen ift: fo ift nun zwar als unumſtößlich anzunehmen, 
daß der Angeflagte den in der Frage bezeichneten Verſuch offenen 
Aufruhrs nicht begangen, und gegen die Vorfchriften der 88. 40 u. 
167 nicht gefehlt hat; es ift aber auch damit nichts Mehreres 
ald eben nur biefes feftgeftellt, und namentlich darüber nicht geur- 
theilt worden, ob der Angeklagte durch feine Handlungsweife feine 
Pflichten als Diener des göttlichen Wortes verlegt habe oder nicht? 
Diefe letztere Frage bleibt durch den Spruch der Gefchworenen und 
das darauf gegründete richterliche Urtheil völlig unberührt, und der 
Entfcheidung der zur Beurtheilung diefer Frage allein kompetenten 
geiftlichen Oberen wird durch das Berfahren vor dem Schmwurge- 
richte in Feiner Weiſe vorgegriffen. 

Wenn hiernach ſchon nach richtiger Interpretation der Geſetze 
nicht angenommen werden kann, Daß die, unter der Vorausfegung 
einee anderen Stellung und erweiterter Befugniß der richterlichen 
Gewalt erlafiene Vorfchrift des 8. 12 des Gefehes vom 29. März 
1844 auch in dem von jener Vorausfegung wefentlich verfchienenen 
Berfahren vor Geſchworenen unmittelbare Anwendung finde, viel- 
mehr die Wirfung und Bedeutung der Urtheile der Schwurgerichte 
aus der rechtlichen Natur viefes Inſtituts felbft, wie ſolche in der 
Verordnung vom 3. Januar 1849 ausgebrüdt if, abgemeffen wer- 
den muß: fo ift num auch außerdem die Richtigkeit diefer Interpre- 
tation durch fpäteres Geſetz ſelbſt ausdrücklich anerfannt und beftätigt 
worden. Dies ift gefchehen für die mittelbaren und unmittelbaren 
Staatsbeamten durch $. 8 und 9 der Verordnung vom 11. Juli 1849 
(Be. S. ©. 271), für Geiftliche und Kirchenbeamte durch die Aller- 
hoͤchſte Ordre vom 24. Auguft 1849 (Aftenftüde aus der Verwal⸗ 
tung der Abtheilung des Minifteriums der geiftlichen Angelegenheiten 
für Die inneren evangelifchen Kirchenſachen. Amtlicher Abdruck. ©. 45), 
welche beiverfeitö, wie die vorausgegangenen Berichte des Staate- 
minifteriums vom 9. Juli 1849 und der genannten Abtheilung des 
Minifteriums vom 18. Auguft deſſelben Sahres ergeben, wefentlich 
auf Veranlaflung der veränderten Geftalt des gerichtlichen Straf- 
verfahrensd durch Einführung der Schwurgerichte erlaffen worden 
find, und die Disziplinargewalt der zuftändigen Oberen, unter Aufs 
bebung der 88. 10 — 12 des Geſetzes vom 29. März 1844, ale 
mabhängig von dem Inhalte eines im gerichtlichen Strafverfahren 
vorausgegangenen richterlichen Urtheils anerkennen. 

Der Einwand, daß die Allerhöchfte Ordre vom 24. Auguft 1849 
der formellen Legalität entbehre, ift bereitd in der Seite 46 u. folg. 
der genannten Aftenftüde veröffentlichten Ausführung widerlegt wor: 
ben und kann daher hier nur darauf zurüdverwiefen werben. 

Ebenfowenig ift der Einwand gegründet, daß die Allerhöchfte 
Ordre vom 24. Auguft 1849 nicht auf Handlungen, welche vor dem 
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Erlaß derfelben begangen find, angewendet werben fonne, da die Aller; 
höchfte Ordre vom 24. Auguft 1849 Feine neuen Beflimmungen über 
die Strafbarfeit der einzelnen Handlungen an. fi, fondern nur eine 
Vorfchrift über die Kompetenz der richterlihen und der Disziplinar- 
behörden zur Verfolgung begangener Vergehen enthält. Es kommt 
daher nicht auf den Zeitpunft der begangenen Handlung, fondern 
lediglich auf den Zeitpunkt an, wo bie eine ober die andere Art des 
Berfahrens ihre Wirfung äußert, und es fann dem erft nach dem 
24. Auguft 1849 erlaffenen freifprechenden Urtheile des Schwurs 
gerichtshofes zu Berlin vom 21. Februar 1850 in feinem Falle vie 
Wirkung beigemeffen werben, daß daſſelbe den Angefchuldigten auch 
von der feinen geiftlihen Oberen fchuldigen Rechenfchaft entbunden 
habe, nachdem die Allerhöchfte Drdre vom 24. Auguft 1849 bereits 
feftgefegt hatte, daß die Urtheile der Gerichte diefe Wirkung ferner 
nicht mehr haben follen. 

Hiermit erledigt ſich auch dieſer Praͤjudizialeinwand und es fteht 
der Kognition der vorgefegten geiftlichen Oberen über die Verlegung 
der geiftlichen Amtspflichten des Angefchuldigten, welche der erfte 
Richter in feinem Verhalten gefunden hat, Fein Hinderniß in den 
bürgerlihen Geſetzen entgegen. 

8. Der letzte Präjudizialeinwand endlich ift der, daß das Mi 
nifterialreffript vom 19. Dezember. 1824 für die Disziplin 
über die Geiftlichen vorfchreibt, daß dieſelbe ſtufenweiſe durch 
die verfchiedenen Gradus admonitionis auffteigen folle, ehe 
zu der legten und äußerſten Maßregel gegen unwürbige und 
unverbeflerlihe Diener der Kirche gefchritten werde. 

Dies fei in dem vorliegenden Falle verabfäumt worden. 

Aber abgefehen davon, daß in dem gegenwärtigen Yale, wie 
die weitere materielle Beurtheilung der Sache lehren wird, die Hands 
lungen des Angefchuldigten ſich in fo rafcher Folge zu dem ganzen 
Umfange des ihm zur Laft gelegten Verſchuldens entwidelt haben, 
daß den geiftlichen Oberen Teine Zeit blieb, eine frühere Stimme 
der Warnung zu erheben: fo ift auch nad) dem Inhalte des an 
gezogenen Reffripts felbft die Verabfäumung jener Gradus admoni- 
tionis nicht mit der Wirfung befleivet, daß dadurch die Einleitung 
des Disziplinarverfahrens auf Amtsentfegung ausgefchloffen wäre, 
fondern es ift daran nur die Folge gefnüpft, daß die in verſchul⸗ 
deter Verſäumniß befundene nächſte Auffichtsbehörpde zur nachprüd- 
lichen Ahndung gezogen, und bei Begutachtung der Straffälligkeit 
des zur Unterfuchung gezogenen, aber in der Korreftion früher ver 
nachläffigten Beamten darauf die gebührenne Nüdficht genommen 
werden fole. Der erhobene Einwand kann daher, felbft feine that 
fählihe Begründung vorausgefegt, nad Inhalt des angezogenen 
Reſkriptes felbft, nicht als ein das Verfahren hindernder Präju⸗ 
bizialeinwand, fondern nur als ein bei Abmeflung der Strafbarfeit 
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des Beichulnigten in Betracht zu ziehender Milderungsgrund gel- 
tend gemacht werben, und wird berfelbe an dieſer Stelle feine Wür⸗ 
bigung finden. 

Es kommt nunmehr nad) Erledigung der erhobenen Präjunizial- 
einreden darauf an, den. objektiven Thatbeſtand der dem Angefchul- 
digten zur Laſt gelegten Handlungen feftzuftellen. 

In diefer Beziehung gründet fi das erfle Urtheil auf folgenve 
Schhriftftüde: | 

1. Die erfte der von dem Angefchuldigten ausgegangenen Kund⸗ 
gebungen befteht in einem befonderen Drudblatte, überfchrieben: „An 
meine Wähler” und unterzeichnet: „Berlin ven 11. November 1848. 
Hildenhagen, Abgeorbneter des Kreiſes Bitterfeld.” 

Sie Iautet: 

„Die Ereigniffe in Berlin find Euch befannt. Das Mini- 
fterium Brandenburg, zufammengefebt aus den Fühnften Vertretern 
der abfoluten Monardjie, gefühllos gegen das offen ausgefprochene 
Mißtrauen der Nationalverfammlung, hat dieſer befohlen fi 
zu vertagen und ihren Sit in eine Feine Provinzialſtadt zu ver- 
legen. Am 10. November ift Euren Vertretern Gewalt angethan. 
Man Hat die Vereinbarung des Volks mit der Krone auf die 
Spige der Bajonette geftelt. In der verfloffenen Nacht hat Mi- 
litair das wachthuende Bürgerwehrfommando gegen die beftehen- 
den Gefege aus unferm und amtlich überwiefenen Lokale gemwalt- 
fam vertrieben, die Aften und amtlichen Papiere entwendet. Am 
heutigen Morgen ift den Vertretern der Nation, im Auftrage des 
Staatsminifteriumd der Eintritt in den Berathungsfanl durch Mi- 
Ütairgewalt verweigert worden! 

„Mitbürger! Die vereinbarende preußifche Nationalverfamm- 
lung kann nur verlegt und vertagt werben in Vereinbarung mit 
ihr, fie kann nur aufgelöft werden duch das Voll. Sie wird 
ihre Pflicht thun. Sie wird auf ihrem Plage bleiben, bis das 
Volk gefprochen hat. 

„Wohl haben eine Anzahl Mitglieder, über 100 Deputirte, 
ihren Poſten verlafien in der Stunde der Gefahr. Weit über 
die befchlußfähige Anzahl jedoch, mehr als 250 find hier, feft 
entfchlofien, fo lange nicht Kerfermauern oder Tod fie hindern, 
die heiligen mit Fürftenwort und Staatsgeſetzen verbrieften Srei- 
heiten und Rechte zu vertheidigen. 

„Bon allen Seiten eilen außerdem die Beurlaubten herbei. 

„Mitbürger, in der feften, in der ruhigen und entfchiedenen 
Haltung des Volks einzig und alein liegt der Sieg der Freiheit, 
der wahrhaft Fonftitutionelen Monardjie! Die Anwendung roher 
Gewalt und ungeſetzlicher Schritte brächte Verderben. 

„Mitbürger! Darum fordern wir Euch auf, haltet feft an 
der errungenen Freiheit! Glaubt nicht den Verläumdungen über 


14 


die Rationalverfammlung! Sie gehen aus von denen, welche burd) 
Verdächtigung der Bolfövertretung, der Revolution aus den März- 
tagen, den Hoffnungen des Volfed die Iehte Stütze brechen möch⸗ 
ten! welche noch einmal die fo oft verfprochene und fo felten ge- 
haltene Freiheit der Völker behindern wollen. | 

„Aber verlaßt auch Feinen Augenblid den Boden des Ge 
febes. Ihr Habt Nichts zu thun, als gewiffenhaft auszufprechen, 
ob ihr die von der Nationalverfammlung gethanenen Schritte 
billigt oder mißbilligt. Ihr habt nur in Adrefien Eure Stimme 
zu erheben. 

„Schon Taufen von allen Seiten die Urtheile ein aus ben 
Landen. Magdeburg, Frankfurt, Berlin, Breslan, Steitin, Span- 
dau, Striegau ıc. haben fich für uns erklärt. Jede Stunde bringt 
neue Zufchriften und Deputationen. Die ftäptifchen Behörden 
haben uns ein Lokal und die Berichtigung der weitern pekuniären 
Auslagen angeboten. Die ganze Bevölferung iſt enthufiasmitt. 
Ihr „Herzblut“ bietet eine Adreffe der Arbeiter und Mafchinenbauer. 

„Mitbürger! Erhebt audy Ihre Eure Stimmel Spredt es 
aus, ob Ihr mit und die Vertagung und Verlegung der Ratio 
nalverfammlung, ob Ihr das Verfahren des Minifterii Branden⸗ 
burg für unfonftitutionell, für eine Beeinträchtigung Eurer heilig 
verfprochenen Rechte haltet, oder ob Ihr diefem Minifterio mehr 
vertraut, als den Abgeoroneten, die Ihr entjendet. 

„Rur wenn die Stimme des ganzen Volkes fich erhebt, fried⸗ 
lich, gefeßlich, aber männlich und ftarf, wird das Vaterland ge 
rettet und der biutigfte Bürgerfrieg vermieven! Nur dann werde 
Ihr durchdringen aud) zu dem Herzen, das fo oft die Stimme 
bevorzugter Kaften, und fo felten die Stimme der Wahrheit und 
des Volkes vernimmt. Ä 

„Mitbürger! Wer der Freiheit werth ift, betrete dieſen Weg! 
Mir erwarten zuverfichtlich, daß Ihr freimüthigft Euren Ruf er 
tönen laßt, daß Ihr Iaut und offen in Adreſſen befunvet, ob Ihr 
Eure Vertreter nicht verlaffen wollt, wie fie Euch nie verlaflen 
werden in der Stunde der Gefahr. Rebet!” 

Der Angefchuldigte erkennt diefe Anfprache ald von ihm er 
lafien an. 

2. Am 15. November 1848 hat der Angefchuldigte dem Be 
fhluffe des im Mielengfhen Saale verfummelten Theild der zut 
Vereinbarung der preußifchen Staatsverfaffung berufenen Verſamm⸗ 
lung dahin beigeftimmt: 

„daß das Minifterium Brandenburg nicht berechtigt fei, über die 
Staatögelder zu verfügen und die Steuern zu erheben, fo langt 
die Nationalverfammlung nicht ungeftört in Berlin ihre Berathun⸗ 
gen fortzufegen vermöge und trete dieſer Beſchluß mit Mblauf de? 
17, Rovember 1848 in Kraft und Wirkſamkeit.“ 
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und camerfannt, diefen Beichluß in einem in der Druckerei der Ver- 
ſammlung gefertigten Abdrucke in Quart zur Verbreitung im Kreife 
verſendet zu haben. 

3. Am 18. November hat der Angefchulbigte eine von Dritter 
Hand gefertigte Proflamation von dem genannten Tage, welche mit 
dee Anrede beginnt: „Preußen!“ unterzeichnet und mit einem eigen- 
händigen Zuſatze verfehen, auch dieſelbe mit der Anweifung, 1000 Erem- 
plare ſchnell zu druden und im Kreife zu vertheilen, nach Bitterfeld 
verfendet. Die Bertheilung ift erfolgt. Die Proflamation lautet: 

j „Preußen!“ 

„Die Rattonalverfammlung hat gegen die ungefeglichen Ge⸗ 
wältmaßregeln des Minifteriums Brandenburg an das preußifche 
Volk appellirt und Millionen haben zuftimmend geantwortet. Mit 
einftimmigen Subel hat man unfere Befchlüffe für die Ehre und 
Freiheit des Baterlandes anerkannt. 

„Auch die Krone hat die Volksſtimme aufgeforvert ſich zu 
erheben. 

„Es ift gefchehen und — man fperrt den König ab vom 
Bolfe! „„Man inne nicht zugeben,’ hat das Minifterium Bran- 
denburg die Stirn öffentlich zu ſagen, „„daß das Gefühl des Kö⸗ 
nigs weich gemacht werde!!“ 

„Eure Adrefien werden nicht überreicht, Eure Deputationen 
nicht vorgelafien. Der König ift nicht mehr frei, von einer 
verbrecherifchen Schaar bewacht, die ihm die Erhebung des gan⸗ 
zen Landes gefliffentlich verbirgt, um Thron und Vaterland ihren 
hochverrätherifchen Plänen zum Opfer zu bringen. Der Situngs- 
faal, die Büreaus der Nationalverfammlung find zu Wachtftuben 
geworden, unfer Archiv, die wichtigften Dokumente, darunter über 
12,000 Betitionen aus allen Theilen des Landes, werben von 
den Soldaten, den verblenveten Söhnen des Baterlandes, zer: 
tiffen, umhergeworfen; man hat die Herausgabe diefer Papiere 
unferm Praͤſidenten wiederholt verweigert. Was find diefen Mi- 
nifterial- und Militaiemenfhen die Wünſche, die Rechte und 
Sreiheiten von 16 Millionen Preußen. Und wie man Eure 
Betitionen mit Füßen tritt, fo dringt man mit Bajonetten in bie 
Berathungen Eurer Vertreter, bricht ohne Scheu die vom Könige 
felbft publizierten Gefebe über den Schub der perfönlichen Freiheit, 
das Hausrecht, und verhängt Belagerungszuftand und Stand- 
teht, wo die geheiligten PBerfonen der Abgeordneten tagen. Ein 
Treubruch, fo ſcheußlich und offenbar, wie ihn Die deutſche Ge⸗ 
hichte nicht Fennt! Lügen, Verdrehungen aller Art gehen in 
amtlihen Erlaſſen in das Land, die Zeitungen werben gezwun⸗ 
gen, ihnen ihre Spalten zu öffnen,. während man die Stimme 
der Wahrheit in der Preffe mit drohender Gewalt erftidt. Aber 
es hat ihnen nicht geholfen! Die Nationalverfammlung hart 
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muthig aus, und die Pläbe der Deputirten, welche pflichtwidrig 
und feig ihren Poſten verlaffen haben, füllen fi von Tag zu 
Tag, indem die Stellvertreter von felbft herbeieilen, um an ber 
Ehre und an der Gefahr diefer Tage Theil zu nehmen. Wenn 
die über uns verhängte rohe Gewalt auch eine Foftbare Zeit von 
Tagen und Wochen raubt, welche bei unferen dringenden Arbei⸗ 
ten zum Wohl des Volkes hätten verwendet werben Fönnen, fo 
hat man uns doch nicht abzuhalten vermocdht, den Kampf gegen 
die brutale Gewalt mit allen zu Gebot ftehenden Mitteln zu 
führen. Die Anklage des Minifterii wegen Hochverraths ift ein, 
geleitet und demfelben die Verwendung der Staatögelder und bie 
Erhebung der Steuern durch einftimmigen Beſchluß vom 15. Ro 
vember unterfagt. 

„Sp haben wie das Iehte parlamentarifhe Mittel erfchöpft. 

„An dem Volke iſt es, unfere Befchlüffe auszu— 
führen. Die Energie des paffiven Widerftandes, fie wird blut 
los zum Siege führen. Haltet aus! Stehet mit Euren Ber 
treiern. 

„Berlin, ven 18. November 1848. 

„Dee Abgeorbnete des Kreifes Bitterfeld 
Hildenhagen. 
„Bei Schenke 1000 Exemplare zu druden und im Kreiſe 
zu vertheilen. Schnell!” 

4. Ein Schreiben des Angefchuldigten vom 19. November 1848 
an die Gemeinden Ducchwehna, Söllihau, Tornau, Schwenfal 
und Coſſa in Erwiederung auf eine Zufchrift, betreffend die Abgas 
ben an die Geiftlichkeit in Düben. Daffelbe ift von dem Ange 
ſchuldigten eigenhändig gefchrieben und unterfhrieben und laute 


volftändig : | 
„Berlin, den 19. November 1848. 

„Sn Folge der Zufchrift vom 5. d. Mts., betreffend bie 
Abgaben an die Geiftlichfeit in Düben, erinnere ich die Bill 
fieller an das, was ich auf allen Volfsverfammlungen im Mal 
audgefprochen habe : 

„Bon den Firchlichen Angelegenheiten wird in Berlin wenig 
verhandelt werben. Diefelben follen durch befondere Abgeorbnet 
auf Synoden ihre Erledigung finden. Diefe Synoven beabfid- 
tigte man vor dem jeßt unternommenen Staatöftreiche im Sommer 
1849 einzuberufen. Ich hoffe, daß wir Die Regierung zwingen 
werben, ihrem Berfprechen nachzukommen. Dann wird aud die 
Stolgebührens und Abgabenfache ꝛc. zur Erlevigung Tommen, 
durch die Stimme ded ganzen Volkes. 

„Nichts deſto weniger werde ich Ihre Wünfche, wenn wit 
erft wieder Sigungen halten fönnen, mit vortragen. Der Erfolg 
aller dieſer auf die Kirche bezüglichen Petitionen, auch der von 
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Herrn Aſſeſſor Schulze eingereichten, kann aber Fein anderer fein, 
als: daß diefelben dem Minifterio des Kultus durch die National- 
verfammlung zur Derüdfichtigung empfohlen werden. Und das 
Minifterium entſchuldigt fich wieder damit, daß erft die Synoden 
berufen werben müßten. Ich weiß den Gang darum ganz genau, 
weit ich mit in der Betitionsfommiffion arbeite. 

n Vom Ficchlichen Leben kommt hier nur Folgendes zur Ent- 


ung. 
„Niemand darf feines Glaubens wegen verfolgt oder im 
Staate zurüdgefeht werben. 
„Die Gemeinden wählen ſich ihre Prediger felbf. Das Pa- 
tronatrecht der Krone und der Privaten hört auf. 
„Das Vermögen der Kirchen und Pfarreien verbleibt zu 
den urfprünglichen Zweden. 
„Sie wiflen jedoch, in weichen „großen Gefahren augen- 
blicklich die Freiheit des Volkes ſchwebt 
„Bajonette vertreiben ſeine Vertreter von Drt zu Ort. Ver⸗ 
haftungen, Berfolgungen aller Art müffen fie ſich gefallen Iafien. 
„Die NRationalverfammlung hat die Steuerverweigerung be- 
ſchloſſen. Wir hoffen, das Volt wird dieſem Beichluffe nach⸗ 
tommen und nicht mehr fein im Schweiße des Angeſichts erwor⸗ 
benes Gut hergeben, damit es zu den Gelüften und Gelagen 
einzelner ftolger und hochgeftellter PBerfonen verwendet werde. 
Hildenhagen. 
„an die Gemeinden Durchwehna, Söl- 
lichau, Tornau, Schwenfal und Eoffa. 
„Ich bitte Einen der Herren Schullehrer, eine Abfchrift nach 
Cofſa gütigft zu beforgen.” 


5. Ein Aufruf: „An die Väter und Mütter des Preußifchen 
es“ ohne Datum, welcher in der Druderei von Schenfe in 
eld in der Zeit zwifchen dem 18. und 22. November 1848 

als befonderes Plakat gedruckt worden, und welcher alfo Tautet: 


„An die Väter und Mütter des Breußifchen 
eeres! 
- „Das Bolf der Preußen hat feinen Vertretern in Taufenden 
von —5 beigeſtimmt. Das Miniſterium Brandenburg iſt 


pui 

Kr deſto weniger fährt dieſes Miniſterium fort, geſtützt 
auf die ſtarken Arme Eurer Kinder im Heere, ſeine volksverrä⸗ 
theriſchen Pläne zu verfolgen, Eure Freiheiten zu unterdrücken, 
Eure Vertreter zu verhöhnen und zu beſchimpfen! 

„Ihr Väter und Mütter, fo thut Eure Pfliht! Das Was 
terland ift in Gefahr! Ihr könnt es reiten helfen. Ruft Eure 
Söhne aus dem Heere zurüd! 
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„Richt an den König müßt Ihr Euch wenden! Der Graf 
Brandenburg läßt Niemand zu dem unglüdlidhen Fürften. Er 
bat den Abgefandten der Berliner Stadtverordneten erklärt : 

„„man Tönne nicht zugeben, daß jept eine Deputation 
das Gefühl des Königs rege mache.” 
Fra duch Briefe müßt Ihr es thun! Sie Tommen 
zu ſpät. 
„Macht euch felbft auf, eilt, Ihr Männer mit den weißen 
Haaren, Ihr Wittwen eilet zu Euren Kindern! Jeder ädhte 
Preuße wird Euch Reifegeld, Nachtlager, Unterhalt geben, Ihr 
Aermeren, wo Ihr auch einfpredit. 

„Erhebt Eure Stimme! Berlangt e8 laut, daß fie zuräd 
fehren in die Heimath! Befehlt es ihnen Fraft des göttlichen 
Gebotes: Du folft Vater und Mutter ehren, auf daß Dirs 
wohl gehe und du lange lebeſt auf Erden! 

„Rettet fie durch Euer Wort, durch Eure Bitten, burd 
Eure Thränen! Rettet fie davor, daß nicht die Kugeln ihres 
Gewehrs entjendet im Aberglauben eines blinden Gehorſams und 
in falfcher Deutung eines geleifteten Eides, fie zu Brudermoͤr⸗ 
dern machen. Ä 

„Kein Dorf, Feine Stadt wirb fie aufnehmen; Fein Weib 
wird fie dereinft beglüden; fein Kind fchmeichelnn auf ihrem 
Schooße figen, wenn fie Euren Bitten, Euren Befehlen nicht 
Folge leiften. 

„Darum in Euren Händen liegt das Schickſal des Vater⸗ 
landes! Ihe Väter und Mütter des Preußifchen Geeres, rufe 
Eure Kinder, und — 

„das Baterland ift gerettet!” 


Angefchuldigter räumt ein, daß er diefen von dritter Hand 
verfaßten Aufſatz an gute Freunde verfandt habe, jedoch nicht zum 
Abdrucke, fondern nur als ein Zeugniß von der Lage der Dinge 
Damit ftimmt der Inhalt eines Schreibens des Angefchuldigten 
überein, welches bei dem Defonom Kitzing zu Brehna aufgefunden 
worden ift und welches Tautet: 


„Der Aufruf an Väter und Mütter ift ein merkwürbiged 
Aftenftüc der Zeit, ein Zeugniß der Kollifion dee Pflichten, in 
weldhe die Regierung ſtürzt. Uebergeben Sie ihn Sernau und 
Contius.“ 

Von einem dieſer Beiden hat der Buchdrucker Schenke den 
Aufſatz zum Abdrucke erhalten; von welchem derſelben, weiß et 
nicht mehr. 

Es liegt hiernach zwar ein direkter Auftrag des Angeſchuldig⸗ 
ten nicht vor, dieſen Aufſatz durch den Druck weiter zu verbreiten. 
Bleibt man aber bei den Thatſachen ſtehen, welche aktenkundig 
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uittelt find, fo war die Zufendung ‚jenes Auffages an vie drei 
rannten Perfonen Kibing, Eontius und Sernau felbft ſchon ein 
t der DBerbreitung, auch wenn ein weiterer Abdruck nicht ftattge- 
den hätte. In der Schlußanweifung des Briefes: „Uebergeben 
e ihn. (den Aufruf) an Sernau und Contius“ ift die weitere 
mugung dieſes Aftenftücdes, auch zum Abdruck, jedenfalls nicht 
Sgefchloffen. Der Angefchuldigte konnte es ficy bei dieſer Mit- 
lung nicht verbergen, daß eine weitere Benugung der Art durch 
ne politiihen Genoſſen, in deren Hände er den Auffab lieferte, 
be lag. Wenn er ihnen gleichwohl den Auffa übergab, ohne 
fen weitere Verbreitung zu unterfagen, fo trifft ihn die Mitſchuld 
ch an diefer weiteren Verbreitung, und muß ee den Inhalt auch 
ſes Aufſatzes als ein Zeugniß gegen ſich gelten laſſen. 

Ueberdies hat er auch noch in einer am 4. Dezember 1848 
laſſenen und in der Unterſuchung anerkannten Anſprache an ſeine 
zäͤhler den Inhalt dieſes Aufrufes zu vertheidigen geſucht. 

6. Auf einer Verſammlung der Wahlmänner in der Preußi⸗ 
ſen Krone zu Bitterfeld am 3. Dezember 1848 ftattete der Ange⸗ 
ſuldigte einen Bericht über die Thätigfeit der Nationalverfammlung 
. Als Beläge legte er einen Abdruck mehrerer Befchlüffe derfelben 
we, und unter diefen auch einen Abdruck von Beichlüffen eines zu 
Rünfter gehaltenen Kongreſſes, welcher unter der Firma der Per 
ionsfommiffton der Verſammlung erfolgt war. Diefer Abdruck 
ntet: 


„Beſchlüſſe des Meünfterfchen Kongrefies von 165 Abgeordneten 
aus 61 verfchievenen politifhen Vereinen, Bürgerwehren, Ge- 
meinderaths⸗ und Stabtverorbneten-Kollegien, Gemeinden u. |. w. 

1. Die preußifche Nationalverfammlung ift in Preußen augenblids 
lich die einzige geſetzliche und gefeggebende Behörde. 

1. Das Volk hat dem Beichluffe der Nationalverfammlung vom 
15. November d. 3. über die Steuerverweigerung Folge zu 
geben. 

M, Horefien an die Nationalverfammlung, 

a) diefelbe aufzufordern, zu ihrem Schuge und der durch die 
Märzrevolution errungenen Volfsfreiheiten die Landwehr ein- 
juberufen; 

b) neue Wahlmännerwahlen anzuorbnen ; 

ec) ihr zu erflären, daß fie als die Vertreterin in der Volks⸗ 
fouveränetät zu allen bis jetzt gefaßten Beſchlüſſen vollfom- 
men berechtigt und der Kongreß entichloffen fei, denſelben 
Folge zu geben, fo wie daß fie allein über die Sicherheit 
ihrer Berathungen und die Würde der Verfammlung zu 
befchließen habe, endlich, daß für den Fall viefelbe durch 
Gewalt befhlußunfähig gemacht werde, das Volk Weſt⸗ 
phalens alsdann feine Kraft in fich felbft fuchen und mit 
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allen Mitteln dahin ftreben werde, bie Rationalverfammlung 
in ihre Freiheit wienereinzufegen. 

IV. Dahin zu wirken, daß die Bürgermehren allgemein militairiſch 
organifirt und mit den nöthigen Waffen, fo wie mit Munition, 
verfehen werben. 

V. Einen Aufruf an die Soldaten im Heere zu erlaflen und biefe 
darin aufzufordern, ſich nicht zur Unterbrüdung der garantir 
ten Bolföfreiheiten mißbrauchen zu laſſen, fo wie an die Fa—⸗ 
milien, ihre im Heere ftehenden Mitglieder über die Lage des 
Baterlanded und ihre Pflichten aufzuklären. 

VI. Aufforderung 
a) an die weggelaufenen Deputirten zur Rieberfegung ihres 

Mandate, weil fie diefes verlegt haben; 
b) an bie Wahlkreife, Neuwahlen zu veranlaſſen. 

VII. Sämmtliche Verhandlungen durch einen Auszug aus dem Pro⸗ 
tofol dem Volke und der Nationalverfammlung befannt zu 
machen. 

Außerdem wurde 

VIII. ein Centralverein gebildet und deſſen Wirkſamkeit durch ein 
Statut beſtimmt. 

ſ ae Befchlüffe find mit Ausnahme von Nr. V. faft einhelig 

gefaßt. 
Namens des Gentral-Ausfchuffes 
Biere, Juſtizkommiſſar. 
„Berlin, den 26. November 1848 *). 

*) „Nach dem Schlufie des achten Berichtes wurben noch 54 Zuſtimmungs⸗ 
adrefien (eine derfelben von 18 Lehrern der Univerfität zu Berlin un 
terzeichnet) eingefanbt. D. 3." 

Die Betitiond-Kommiffion. 
Kiel, Plath, Lipski, Mathäi, Willenderg, Müller ZN), 
& ſtecki, Hildenhagen, Shen, Kaul, Schöne, Arab, 


Der Umftand, daß die Bettionafommifen des forttagenden 
Theild der VBerfammlung den Abdruck diefer Befchlüffe hat bewirken 
laffen, entbindet den Angefchuldigten nach dem, was oben über ben 
Präjudizialeinwand Nr. 6 gefagt worden, von der Verantwortlid: 
feit für die weitere Verbreitung diefer Kundgebung nicht. 

7. Der Anfpradje an die Wähler vom 4. Dezember 1848 ift 
ſchon oben unter Nr. 5 gedacht worden. Sie enthält im Webrigen 
nichts Neues, fondern nur ein Zeugniß des Beharrend des Ange 
fhuldigten auf den in den vorhergehenden Aftenftüden enthaltenen 
Handlungen und Erklärungen. 

8. Endlich ift noch Bezug genommen worden auf einen an bie 
Frau des Angeſchuldigten gerichteten vertraulichen Brief des Ange 
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uldigten, welcher zuerft in einer Volfsverfammlung zu Bitterfeld 
: 15. Rovember vorgelefen und nachmals in dem Bitterfelder 
eisblatte und in dem Hallifhen Courier abgebrudt worben. Eine 
ſicht oder ein Verfchulden bei der Veröffentlichung dieſes Briefes 
dem Angefchuldigten nicht nachgewiefen. Seinen Angaben zufolge 
die Beröffentlichung wider feine Abficht und wider die von feiner 
au ertheilte Anweiſung erfolge. Defienungeadhtet kann verfelbe, 
hödem er einmal, fei es auch durch die unerlaubte Handlung eines 
itten, ein öffentliches Aktenſtück geworden, von der Disziplinar- 
‚örde nicht unbeachtet bleiben, infofern der Inhalt des Briefes 
heren Auffchluß giebt über die Auffaffung, welche die übrige Hand» 
igsweiſe des Angefchuldigten geleitet hat. 
Der Brief lautet: 
„Liebe Frau! 

„Die Gerüchte werden Dich fchon ereilt haben. Nur kurz: — 

„Die Nationalverfammlung fett unbefümmert ihre Sigungen 
fort. Die ungeheure Menge der Deputationen aus dem Lande, die 
ung begrüßen und danken, erforderte eine ftändige Kommiſſion zu 
deren Empfangnahme. Jetzt haben wir bereits die Magifträte und 
Stadtverordneten von Breslau, Frankfurt, Magdeburg, Stettin, 
Musfau u. f. w. nebft unzähligen andern Zufchreiben und Depu⸗ 
tationen erhalten, welche alle uns zuftimmen, zujauchzen. 

„Heute hatten der BVicepräftdent Plönnies, die Schriftführer 
Schneider, Hildenhagen, Schornbaum, Mittag von 2—7 Uhr 
diefe Kommiffion. — Da, während wir unfere Gefchäfte treiben, 
rüden wenigftend gegen 4000 Mann vor das Lofal, zerniren ung, 
und theild mit gewaltfamen Einbruch, Auffchlagen der 
Thüren durch Aerte treten fie in den Saal. Sie fordern ung 
auf den Saal zu verlaffen. Wir erflären: daß Niemand das 
Recht habe, dies geheiligte Lokal der Volfövertretung zu betreten, 
ohne deren Grlaubniß und daß wir nicht weichen würden. Auf 
die Aeußerung des Offiziere, Oberft v. Sommerfeld, daß er hier 
bleiben werde, erflärten wir ihm frei, daß wir ruhig fortarbeiten 
würden, was wir auch thaten. Sie verließen den Saal und 
famen in einer halben Stunde zurüd mit dem Befehl des Gene- 
rals Wrangel, und gewaltfam hinauszutreiben. Auf unfere Er- 
färung, daß wir nur der rohen Gewalt weichen würden, wird 
ein Kommando Militaie befehligt und Hand an ung gelegt. 
Wir erhoben uns und verließen, zum Theil geführt, unter wieder⸗ 
holten Proteftationen gegen die an den umverleglichen Vertretern 
bes Volks verübte Gewalt, das Lofal. 

„Zitternd vor Wuth und zähnefnirfhhend, die Au- 
gen voll Thränen, muftern uns die Bürger; doch gelang es 
uns file zu beruhigen. Es Fam nicht zum Blutvergießen. Ein 
Triumphzug brachte und in unfere Wohnung und wir find noch 
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frei. Man wagt noch nicht und zu verhaften. Morgen verfam- 
meln wir und wieder in einem Lokale. Die Stimmung der 
Soldaten wanft. Die Provinzen müſſen in Heiliger fittlicher 
Entrüftung fi erheben. Nur zwei Tage noch die Leute hier Mı 
Ruhe halten und die Krone hat verloren! 

„Ein Schrei des Entſetzens wird durch ganz Dentichlan - 

* gehen. Der Glanz des Haufed Hohenzollern ift erlofhen! — 

„Die heutigen Befchlüffe gehen namentlich gegen das Mini: 
fterium. Es ift dem Staatsanwalt durch uns aufgetragen, die 
Klage auf Hochverrath gegen daſſelbe einzuleiten. — Zwei Tage 
noch Ruhe bier und die Welt fieht das ungeheuerfte Schaufpiel 
einer unblutigen Revolution. Doch ift die Gefahr noch nicht 
ganz vorüber.‘ 

Dein trauter zuverfichtliher Mann 
Hildenhagen. 

Der Brief ift feinem weſentlichen Inhalte nach rekognoszirt — 
nur die urkundlich treue Wiedergabe jedes einzelnen Wortes hat fi 
bei dem Mangel des Originals nicht feftftellen laſſen. 

Dies find die thatfächlichen Unterlagen, auf weldje pas Kon 
fiftorium für die Provinz Sachſen feine Entfcheivung gründet und 
welche auch für die Refurdinftanz Die Grundlage bilden. 

Der Schwerpunft der Entſcheidung ruht, wie der Angefchul 
digte in feiner Refursfchrift (S. 142) richtig erfannt und hervorge 
hoben hat, in dem Urtheile, daß der Angefchuldigte den Gehorfam 
gegen die ftaatliche Obrigfeit, die befondere Treue und den befon 
deren Gehorfam gegen den König und das Königliche Haus über 
treten habe. Gegen diefen entfcheidenden Punkt, welchem gegenüber 
die übrigen Momente ded Urtheild nur von verhältnigmäßig unter 
geordneter Bedeutung find, ift die Vertheidigung hauptfächlich ge 
richtet; auf ihm wird auch Die Entfcheidung in der Refursinftun 
hauptfählich beruhen müffen. 

Der Angefchuldigte nimmt in feiner Vertheidigung in der Rekurs⸗ 
inftanz folgenden Gang. 

Er unterfuht die Pflicht de8 Gehorfams gegen bie weltliche 
Obrigkeit im ftaatlihen und Firchlichen Sinne (S. 143). Im flaats 
lihen Sinne habe die Theorie des unbedingten Unterwerfend 
unter den Staats⸗ und Rechtögelehrten niemals volle Anerkennung 
erlangt. Die Herven des Staatsrechts ftellen den bedingten Ge 
horfam als oberften Grundfag auf, und geftatten ein Recht bed 
Widerſtandes gegen unrechtmäßige Befehle der Obrigkeit, fei es ein 
negatives, durd; Verweigerung des Gehorfams, fei es ein poſitives 
durch thätigen Widerftand (©. 143). 

Inm kirchlichen Sinne beftreitet er, daß die Grunbfäbe bed 
Ehriftentbums und die befonderen Pflichten des evangelifchen Geiſt⸗ 
lichen einen höheren Gchorfam fordern. Er beruft ſich zum Beweile 
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dieſes Satzes vornämlidy auf die Autorität Dorners in feinem Vor⸗ 
trage auf dem dritten deutſchen evangelifchen Kirchentage, auf Stellen 
aus Melanchthon und Luther, und auf den Brief von Claus Harms . 
vom 8. März 1851 an den Herausgeber der evangelifchen Kirchen- 
zeitung. Auf die Stimme, welche fchon auf dem genannten Kirchen- 
tage gegen die Dornerſche Theorie erhoben wurden, legt er fein 
Gewicht (S. 144— 162). Aus diefen Vorgängen zieht er den 
Schluß: 
„Alto Widerftand gegen die weltliche Obrigfeit aus Gewiffens- 
zwang, unter Umſtänden felbft bis zur „aktiven Gegenwehr,” 
das ift ein Grundſatz, welchen die evangelifche Kirche auch im 
preußifchen Baterlande als ſittlich berechtigt und durch Die 
Ficht 2 Gehorſams nicht ausgeſchloſſen anerkennt und duldet.“ 
(S. 162.) 


Weiter geht er darauf ein, daß auch er, der Angeſchuldigte, im 
November und Dezember 1848 „aus Gewiſſenspflicht“ ge- 
nöthigt gewefen fei, gegen ein Miniſterium, welches bie rechtsbeftäns 
digen Gefebe und Inftitutionen ded Landes und damit „religiös- 
fttliche Güter,” „fittliche Lebenspotenzen” des Volkes angegriffen 
habe, Widerftand zu üben. (S. 163.) 

Dazu fei er als Staatsbürger und mehr noch ald Abgeordneter 
verpflichtet geweien. (S. 163, 164.) 

Er unterfucht ferner, ob er vielleicht in Art und Form feiner 
Handlungen zu weit gegangen fei, und unterfcheidet vier Stufen 
oder Grade der Gegenwehr gegen die weltliche Obrigfeit: 

den leidenden Gehorfam, 

den leidenden Ungehorfam, 

den moralifhen oder paffiven Widerftand, und 
den materiellen oder aftiven Widerftand. 

Den leivenden Gehorfam, welcher zwar die obrigfeitlichen Bes 
fehle vollziehe, aber mit innerem Widerſtreben, verwirft er als ethifch 
unzuläffig. (S. 165.) 

Den leidenden Ungehorfam charakterifirt er als einen ſolchen, 
welcher die obrigfeitlichen Befehle nicht vollziehe, ſich aber wider: 
ſtandslos allen Folgen feiner Gehorfamsverweigerung preisgiebt und 
bie Strafen, weldye über ihn verhängt werden möchten, unweigerlich 
über fidy ergehen läßt. (S. 166.) . | 

Der paffive Widerftand erfülle die obrigfeitlichen Forderungen 
ebenfalls nicht, gebe fich aber nicht widerſtandslos allen Folgen feiner 
Gehorfamsverweigerung Preis, fuche vielmehr, jedoch nur durch ge- 
fegliche oder doch frienliche, moralifche Mittel, zu befiegen, zu be- 
hindern, moralifch zu zwingen. (S. 166.) 

Der aktive Widerftand unterfcheide fich von letzterem durch feine 
Mittel und Folgen. Er fchreite, wenn es zur Erreichung feines 
Zwedes nothwendig erfcheine, bis zu äußerer Gewalt und Blut- 
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vergießen fort, woraus dann die Auflöfung der beftehenden Ordnurg 
folge. (S. 166.) 

Wo es fih nun nit um bloße Privatgüter, fondern um ob 
jektiv fittliche Güter, wie beifpielöweife um vie öffentliche Verfaffung 
handele, da fei nach evaingelifcher Grundanſchauung felbft der letzie 
Grad der Begenwehr, der aktive Widerftand geftattet. (ib.) 

Dies fei die Lage der Dinge im November 1848 geweſen. 
(S. 167.) Die Regierung habe in wieverholten gewaltfamen Akten 
die objektiv fittlichen Güter des Volkes angegriffen. Der Angefchul 
digte fei aber damals nicht einmal bis zu dem Außerften, berechtigten 
Mittel der Gegenwehr, zum aftiven Widerſtande vorgefchritten, fon- 
dern habe fich innerhalb der Grenzen des paffiven Widerſtandes 
gehalten. (S. 168, 169.) 

Habe er dabei die verlangte fhuldige ‚Äußere Adytung und 
Ehrerbietung gegen die Obrigkeit“ überjchritten, fo biete die Webers 
teetung fo Außerlicher Formen doch höchftens Gelegenheit zur Ab: 
monition, nicht zur Anklage und Berurtheilung auf Amtsentfegung. 
(S. 169.) 

Einer Verlegung der beionveren Treue und des befonderen 
Gehorfams gegen den König und das Föniglidhe Haus durch feine 
Handlungen fei er fi nicht bewußt. (S. 171.) 

Dem Angefchuldigten find dieſe hier entwidelten Ueberzeugungen 
Ernft. Er hat diefelben, unter Anrufung Gottes und Seines Ge 
rihts, ſchon am Schluffe feiner Anfprahe an feine Wähler vom 
4. Dezbr. 1848 und in den verfchiedenen Stadien der Unterfuchung 
auf das Beftimmtefte bezeugt. (S. 44, 131, 175.) Er lehnt daher 
auch das ihm angemuthete Befenntniß der Schuld, daß er in dem 
zur Rüge gezogenen Treiben die Pflicht eines Dienerd des Evan 
gelii, die Gemüther auf den Gehorfam gegen die Obrigfeit binzus 
weifen und fie vor gefährlichen und leidenſchaftlichen Bewegungen 
abzumahnen, nicht gehörig im Auge gehabt habe, mit Entfchieven 
heit ab. (S. 139, 172, 174.) 

Der Angefchuldigte fteht in der Ueberzeugung, daß dieſe feine 
Grundfäße mit denjenigen, von welchen die urtheilende Kirchenbehörbe 
auszugehen habe, in voller Uebereinftimmung ftehen, und daß nicht 
eine Berfchiedenheit in den Prinzipien, fondern nur in der Anwen 
dung auf die Fonfreten Lebensverhältniffe obwalte. Er brüdt fih 
darüber vor dem Konfiftorium in folgender Weile aus: 

©. 104. „Meine Brinzipien find in der Defenftonsfchrift vom 

25. November v. 3. Far und deutlich vorgelegt. Ich glaube, daß 
diefelben im volften Einflange ftehen mit denen Der evangelifchen 
Kirchenbehörde. 

„Gehorſam gegen Geſetz und Obrigkeit in allen 

„Dingen, die das Gewiſſen nicht verletzen, iſt die 

„oberſte Pflicht des Staatsbürgers.“ 
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„Wenn alfo eine Differenz zwifchen biefem hohen Kollegium und 
mir flattfindet, fo ift diefelbe nicht prinzipiell. Sie liegt auf dem 
praftifchen Gebiete, auf dem Felde der Anwendung gleicher ſitt⸗ 
licher Grundſätze aufs Leben. Ich behaupte, daß der Widerftand 
gegen das Minifterium Brandenburg im Eonfreten Falle, im No- 
vember 1848 eine fittliche Pflicht gewefen, und die Aufforderung 
dazu innerhalb des Berufsfreifes des Mandats der Abgeorpneten 
zur Berliner Nationalverfammlung gelegen habe. Sch behaupte 
ferner, daß jene Verfammlung, indem fie feinen gewaltfamen, 
blutigen, fondern den paſſtven Widerftand gewollt, auch das- rich» 
tige, das chriftlihe Maß der Oppofition gehalten hat. 

„Die hohe Behörde behauptet das Gegentheil; wenigftens bil- 
ligt fie die Art und Weife, die Mittel nicht, die ich angewendet. 
Wäre das Letztere nur der Fall, fo ift der Unterfchieb auch auf 
dem praftifchen Gebiete blos grabuel. Einer Belehrung über 
biefe abweichenden Anfichten ftehe ich offen.‘ 

©. 139. „Ich habe bereits vielfach erklärt, daß ich von den 
Srundfägen der evangelifchen Kirche nicht abweiche. Ich wieders 
hole: Es handelt ſich in dieſer Disziplinarunterfuchung nicht um 
evangeliſch⸗chriſtliche Prinzipien, die ftreitig wären. Es handelt 
fi) um die Anwendung eines von beiden Theilen anerfannten 
Srundfages, um die Anwendung von Art. 16. der Augsburger 
Konfeflion auf einen beftimmten Lebensfall, auf die Tage des 
Kovember 1848.” 

Diefe Vorausfegung des Angefchulpigten ift aber ſalſch. Es 
handelt fi nicht blos um eine Differenz in der Anwendung gleich- 
mäßig anerfannter Prinzipien auf einen beftimmten Lebensfall, ſon⸗ 
dern um eine burchgreifende Differenz in den Prinzipien felbft. 

Der prinzipielle Kern der Auffaffung; welche den Angefchulbig- 
tn in feinee Handlungsweife geleitet hat, und in der er beharrt, 
findet ſich ausgedrückt in feinen Worten auf ©. 104: 

„Gehorſam gegen Gefeg und Obrigfeit in allen Dingen, Die 
das Gewiffen nicht verlegen, ift die oberfte Pflicht des 
Staatsbürgers.” 

In gleicher Weiſe erreicht feine Vertheidigung in der Refurs- 
(hrift ihre Spise in dem Satze: Widerſtand gegen die Obrigfeit 
aus Gewiſſenszwang fei zuläflig, und audy im November 1848 
habe für die ihm zur Laſt gelegten Handlungen ein Gewiffens- 
iwang vorgelegen. (S. 162, 163.) In diefem Sinne beruft er ſich 
auch auf S. 135 auf den Art. 16. der Augsburgifchen Konfeſſion 
mit folgenden Worten: 

„Damit aber darüber, daß mein Gehorfam gegen die Obrigkeit 
der evangelifche fei, gar Fein Zweifel entſtehen Fönne, wiederhole 
ich ihn nochmals mit den Worten der Augsburgifchen Konfeffton, 
Ar 
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.r 


26 


„Derhalben find die Ehriften ſchuldig, der Obrigkeit unter: 

„than und ihren Geboten gehorfam zu fein, außer wenn fie 

„befiehlt eine höhere Pflicht zu verlegen, zu fündigen. Denn 

„ſo der Obrigkeit Gebot ohne Sünde nicht geichehen mag, 

„da fol man Gott mehr gehordyen als den Menfchen. Apoſt.⸗ 

„Gel. 5, 29." Ä 

„Auch diefen evangelifchen Gehorfam habe ich gehalten. Das 
Böfefte des Böfen (den Ungehorfam) ‚habe ich alfo nicht geübt; 
nicht den hriftlich verwerflichen, fondern den evangelifch gebotenen, 
den Widerftand aus Gewiſſenszwang habe ih gewollt.“ 

Hieraus ift Flar, daß der Angeſchuldigte das Gewiſſen des 
Einzelnen, fein Gewiflen, als die Schranfe des Gehorfams gegen 
die Obrigfeit und als den Richter über Sünde und Nichtfünde an- 
nimmt. Gleichwohl erfennt er, daß auch das Gewiſſen irregeleitet 
fein könne und er erbietet fich offen der befieren Belehrung. (Seite 
105, 175.) Aber er glaubt diefe Belehrung nur durch eine, feinen 
Verftand überzeugende Berichtigung feiner politifchen und recht⸗ 
lichen Auffafjungen empfangen zu können, bergeftalt, daß felbft im 
ungünftigften Falle doch immer nur ein Irren des Verftandes, nie 
ein Fehler des Charafterd daraus gefolgert werden könne, wodurch 
fi) denn dies Disziplinarverfahren auf Amtsentfegung doch nicht 
rechtfertigen ließe. (S. 105.) 

Dem Angefchulvigten ift hiernady die Webereinftimmung feiner 
Handlungsweife mit feinem, durch das Maaß feiner politifchen und 
rechtlichen Einficht beftimmten Gewiffen das oberfte Sittengefeb und 
die alleinige Norm des über ihn zu fällenden Urtheils. Einen ans 
deren, objektiven, außer ihm liegenden Maapftab feines Thuns und 
Laffend und einen anderen Begriff der Sünde, ald den der abſicht⸗ 
lichen Lüge und Balfchheit, kennt er nicht, und er meint gerecht⸗ 
fertigt oder doch entſchuldigt zu fein, wenn ihm nur diefer Borwurf 
nicht mit Grund gemacht werben fann. 

Der evangelifche Ehrift hat aber für fein Thun und Laflen 
eine höhere und heiligere Richtfchnur, als feine eigene, mangels 
hafte Erfenntniß und fein dem Irrthum unterworfenes Gewiſſen. 
Diefe Richtſchnur liegt außer ihm, fie ift ihm gegeben, und iht, 
als einer untrüglichen, fol er fein Gewiſſen und feine Erfenntnif 
unterordnen, durch fie fein Gewiſſen erleuchten und führen laflen. 
Es ift dies die Offenbarung des Willens Gottes in Seinem Wort, 
von dem die Schrift fagt, daß e8 ein Richter fei der Gedanken 
und Sinne des Herzens (Hebr. 4 v. 12). Zu diefem gefchriebenen 
Worte Gottes hat der Angefchuldigte ſich bei feiner Ordination 
zum Predigtamte, als zu feiner alleinigen Glaubensnorm, befannt 
und gelobt, alle abweichende und willführliche Lehre als Gift der 
Seele zu fliehen. Nach diefem objektiven Maaße muß daher auch 
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fein Thun allein gemefjen werden; nicht nad) dem Maaße feiner 
eigenen Erfenntniß, oder nad) menfchlichen Autoritäten. 

Das Wort Gottes fordert von dem fündigen Menfchen vor 
Allem Gehorſam; zuerft und unbedingt Gehorfam gegen Gottes 
Gebot ; fodann aber auch Gehorfam gegen die von Gott eingefebte 
menschliche Obrigkeit in Allem, was nicht wider Gottes Gebot ift. 

Bon dem Gehorfam gegen die Obrigkeit reden folgende Stellen: 

Matth. 22, v. 21. Marc. 12, v. 17: 
Gebet dem Kaifer, was des Kaifers ift. 
Nöm. 13, v.1u. 2; 

Jedermann fei unterthan der Obrigkeit, die Gewalt über 
ihn bat. Denn es ift Feine Obrigfeit, ohne von Gott; wo 
aber Obrigkeit ift, die iſt von Gott verorbnet. 

Wer fih nun wider die Dbrigfeit febet, der wiberftrebet 
Gotted Ordnung; die aber widerftreben, werden über fidh ein 
Urtheil empfahen. 

Röm. 13, v. 5: Ä 

So feid nun aus Noth untertban, nicht allein um der Strafe 

willen, ſondern auch um des Gewiſſens willen. 
Tit. 3, v. 1: 

Erinnere ſie, daß fie den Fürſten und der Obrigkeit unter⸗ 

than und gehorſam ſein. 
1. Betr. 2, v. 13. 14: 

Seid unterthan aller menfchlichen Orbnung, um des Herrn 
willen, es fei dem Könige, ald dem Oberften, 

oder den Hauptleuten, ald den Gefandten von ihm, zur 
Rache über die Uebelthäter und zu Lobe den Frommen. 

Daß aber der Gehorfam gegen Gottes Gebot höher fteht, als ber 
Gehorſam gegen die menfchliche Obrigfeit, davon zeugen: 
Matth. 22, v. 21. Marc. 12, v. 17: 
Gebet dem Kaifer, was des Kaifers if, und Gotte, was 
Gottes if. 
und die Worte der Apoftel Petrus und Sohannes, ald ihnen der 
hohe Rath zu Serufalem verbot, daß fie allerdinge nicht hören 
ließen, noch redeten in dem Namen Jeſu: 
Apoft. Geſch. 4, v. 19 u. 20: 

Richtet ihr ſelbſt, ob es vor Gott recht fei, daß wir euch 
mehr gehorcdhen, denn Gott? 

Wir fünnen es ja nicht laffen, daß wir nicht reden follten, 
was wir gefehen und gehöret haben. 

und Apoſt. Geſch. 5, v. 29 u. f.: 

Man muß Gott mehr gehorchen, denn den Menfchen. 

Der Gott unferer Väter bat Jeſum auferwedet, welchen 
ihr erwürget habt und an das Holz gehänget, 

Den hat Gott durch feine rechte Hand erhöhet zu einem 


28 


Fürften und Heiland, zu geben Iſrael Buße und Vergebung 
der Sünden. 

Und wir find feine Zeugen über dieſe Worte und der hei⸗ 
lige Geift, welchen Gott gegeben hat denen, die ihm gehordhen. 


Wenn nun auf Grund diefer Schriftftelen die Augsburgifche Con⸗ 
feffion in Art, 16 bezeugt, | 

daß die Ehriften fchuldig find, der Obrigkeit untertban und 

ihren Geboten gehorfam zu fein in Allem, fo ohne Sünde 

gefchehen mag; wenn aber der Obrigfeit Gebot ohne Sünde 

nicht gefchehen möge, folle man Gott mehr gehorfam fein, als 

den Menfchen, 
fo ıft Har, daß die Augsburgifche Gonfeffion hier einen anderen 
Begriff von Sünde zum Grunde legt, ale der Angefchulpigte in 
feiner Bertheidigung, und daß nicht der Mangel an Uebereinſtim⸗ 
mung zwifchen dem Außeren Thun des Menfchen und feiner fub- 
jeftiven Erfenntniß des Guten das entſcheidende Kennzeichen ber 
Sündhaftigfeit ift, fondern daß dasjenige Sünde ift, was wider 
Gottes Gebot ift, felbft dann, wenn das Gewiſſen irregeleitet wäre 
oder ſchwiege. 

Hat hiernach, dem Worte Gottes gemäß, der Gehorſam gegen 
die Obrigfeit nur allein in dem Gehorfam gegen Gott feine Schranfe, 
und hört der erfte nur da auf, wo das Gebot der Obrigkeit wider 
Gottes Gebot iftz fo ergiebt ſich Daraus für die Beurtheilung der 
Bertheidigung zweierlei. 

Erftens folgt daraus, daß es nicht zuläffig ift, die Nothfäle, 
in welchen der Ehrift um des Gehorfams gegen Gott willen der 
Obrigkeit nicht gehorchen Fann, nad) gewiflen Klafien und Unter 
fchieden im Voraus zu Fategorifiren, fondern daß in jedem einzelnen 
Falle und bei jedem einzelnen Gebote der Obrigfeit in feiner Bes 
fonderheit geprüft und geurtheilt werden muß, ob e8 dem Ge 
bote Gottes zumider fei oder nicht. Damit erweifen fich die von 
der Bertheidigung aufgeftellten Kategorieen und Syſteme, fofern fie 
etwas Anderes‘ beanfpruchen, als nur auf Gottes Gebote "zuräds 
zumweifen, und felbft als Entfcheidungsnormen dienen follen, al 
hinfällig. Insbeſondere kann den gemachten Unterfchieden zwiſchen 
leivendem Ungehorfam, leidendem Gehorfam, palfivem und aftivem 
MWiderftande nicht die geringfte Bedeutung für die Beurtheilung beis 
gemeffen werben, weil nicht die formale Kategorie eines Mehr 
oder Minder in dem Maaße der in Anwendung gebrachten Wider: 
ftandsmittel, fondern allein der reale Unterfchied zwifchen Gottes 
Gebot und einem dawider laufenden menfchlichen Gebote die Grene 
des der Obrigfeit ſchuldigen Gehorfams beftimmt. 

Der Angefchuldigte findet nach Seite 31 in der Formel bed | 
paſſtven Widerſtandes die fittliche Ausgleihung der Kollifion | 
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dee Pflichten, wenn der Gchorfam gegen die Obrigkeit entgegenfteht 
dem Gehorfam gegen die göttlichen, ewig gültigen Ordnungen; das 
Wort Gottes Fennt aber für einen ſolchen Fall wirklichen Konflifts feine 
Ausgleihung, fonvdern fordert, daß Gottes Gebot allein gelte. 

Zweitens erhellt daraus, daß die Verfagung des Gehorfams 
gegen ein beflimmtes Gebot der Obrigkeit nicht durch den Vorwurf 
motivirt werben Tann, daß diefelbe ſich anderweitig und in anderer 
Beziehung Ungerechtigfeiten habe zu Schulden fommen laffen, oder 
auf ſolche finne. Die angeführten Schriftftellen rechtfertigen einen 
folhen Einwand nicht. Vielmehr predigen diefelben den Gehorfam 
felbft gegen eine heidniſche, nicht in den Wegen Gottes wandelnde 
Obrigkeit, und warnen nur, daß der Chriſt felbft nicht thue oder 
unterlaffe, was zu laffen oder zu thun das Gebot Gottes ihm bes 

bit. Das Vorbild des Herren aber — defien der Angefchulbigte 
in feiner Vertheivigungsichrift gebenft (S. 32. 125.137.) ftellt ung 
der Apoftel Petrus (1. Petri 2, 23) als das eines ſolchen hin, 

„welcher nicht wiederfchalt, da er geſcholten ward, nicht dräuete, 

da er litte; er ftellete es aber Dem heim, der da recht richtet” 
und giebt damit zu erfennen, daß das Richteramt über eine unges 
rechte Obrigfeit allein Gott dem Heren vorbehalten ift, dem wir eg, 
wenn wir Unrecht zu leiden meinen, befehlen follen. Wir follen aber 
nicht felbft dieſes Richteramt nehmen wollen, fondern allein dahin 
trachten, unfere eigene Seele rein zu erhalten von der Sünde des 
Ungehorfams gegen Gottes Gebot. 

Dem Angefchuldigten kann es daher nicht zur Rechtfertigung 
gereichen, wenn er an zahlreichen Stellen feiner Vertheidigungsfchrift 
(S. 29. 116. 124. 130. 163.) Anklage erhebt gegen das Thun der 
Obrigfeit im November 1848 und die Sünde auf ihr Haupt zurüd- 
wirft, fondern er bat Rechenfchaft abzulegen von feinem Thun und 
Raflen, und zu zeigen, wo er einem Befehle der Obrigfeit nicht ges 
horcht hat, dag ein höheres Gebot Gottes ihn daran gehindert habe 
und weldjes. 

Nach diefen Grundfägen ift nunmehr das Thun des Angefchuls 
bieten im Einzelnen näher ins Auge zu faſſen. Daß die ihm zur 
Laft gelegten Handlungen eine zufammenhängende Folge von Alten 
eenfteften, fefteiten, auch handelnden Widerſtandes gegen Anordnun- 
gen der Obrigfeit geweſen feien, gefteht er willig zu (S. 168). Es 
wird daher vornehmlich darauf anfommen, den Punkt ins Auge zu 
fafien, an welchem dieſer Widerftand beginnt, und an welchen alle 
en Schritte fi) als Konfequenzen dieſes erften Schritte ans 

ließen. 

Diefer Punft ift die Weigerung des Gehorfams gegen den Kd- 
niglichen Befehl vom 8. November 1848, die Verlegung des Siges 
ber Berfammlung von Berlin nad Brandenburg und die Vertagung 
berfelben bis zum 27. November betreffend. 
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Diefer in der Sigung der Berfammlung vom 9. November 
verfündigte Königliche Befehl Tautet: 

„Nachdem ſchon früher zu wiederholten Malen einzelne Mit 
glieder der zur Vereinbarung der Verfaffung berufenen Verſamm⸗ 
lung wegen ihrer Abftimmungen thätlih gemißhanvelt worden 
waren, ift am 31. v. M. von aufgeregten Volkshaufen das Sikung% 
lofal der Verfammlung fürmlidy belagert und unter Entfaltung 
der Zeichen der Nepublif der Verſuch gemacht worven, bie Abs 
geordneten durch verbrecherifhe Demonftrationen einzufchüdhtern. 

„Solche beflagenswerthe Ereigniffe beweifen nur zu beutlic, 
daß die zur Vereinbarung der Verfaſſung berufene Verſammlung 
aus deren Schooße die Grundlagen einer wahren, die allgemeine 
Wohlfahrt bedingenden Freiheit hervorgehen follen, ver eigenen 
Freiheit entbehrt, und daß die Mitglieder diefer Verſammlung 
bei den zu Unferem tiefen Schmerze nicht felten wiederkehrenden 
anardhifchen Bewegungen in Unſerer Haupt- und Reſidenzſtadt 
Berlin nicht denjenigen Schuß finden, welcher erforderlich if, um 
ihre Berathungen vor dem Scheine der Einfchüchterung zu bewah- 
ren. Die Erfüllung Unferes lebendigen, von dem Lande getheilten 
Wunſches, daß demfelben fobald als möglich die auf Grund Uns 
ferer Verheißungen zu erbauende Eonftitutionelle Verfaſſung ge⸗ 
währt werde, kann unter folchen Verhältniffen nicht erfolgen, und . 
darf von den Maßregeln nicht abhängig gemacht werben, welde 
geeignet find, im geſetzlichen Wege die Orbnung und Ruhe in 
der Hauptftadt wieder herbeizuführen. . 

„Wir finden Uns daher bewogen, den Sit der zur Verein 
barung der Berfaffung berufenen Verfammlung von Berlin nad 
Brandenburg zu verlegen und haben Unfer Staatsminifterium 
beauftragt, die dazu nöthigen Vorfehrungen fo fchleunig zu treffen, 
daß die Sigungen vom 27ften d. M. ab in Brandenburg ge 
halten werden fönnen. Bis dahin wird bie zur Vereinbarung 
der Verfaſſung berufene Verfammlung hierdurch vertagt. Wit 
fordern daher die Verfammlung auf, ihre Berathungen nad ge 
fhehener Berlefung Unferer gegenwärtigen Botfchaft fofort abs 
zubrechen und zur Fortfegung derjelben am 27ften d. M. in Braw 
denburg wieder zufammenzutreten.‘” 

Diefem Föniglichen Befehl hat der Angefchuldigte nicht Folge 
geleiftet. Er hat nad) Verleſung der Föniglihen Botfchaft noch 
ferner Theil genommen an Berathungen der Berfammlung, hat ben 
Beichluß mitfaffen helfen, fich diefem Föniglichen Befehle nicht zu 
fügen, und diefe Entfchließung der Verfammlung an feinem Theile 
öffentlich verfündigen helfen. Namentlich ift dies gefchehen durch 
die von dem Angefchuldigten unterzeichneten und zum Abdruck be 
förderten Aufrufe vom 11. und 18. November 1848. (efr. Nr. 1. 
und 3. oben.) 
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Die Thatfache des Ungehorfams gegen einen beftimmten Befehl 
der höchften Obrigfeit im Lande fteht hiernach feſt. Es bleibt nur 
bie Srage übrig, ob der Angefchuldigte diefen Ungehorfam nad) dem 
Worte Gottes zu rechtfertigen vermöge ? 

Der Angefchuldigte behauptet dies, und er fucht den Beweis 
m führen, einestheild durch die Ausführung: 

dag der König allein nicht das Recht gehabt habe, Die Ver- 
fammlung zu verlegen und zu vertagen, was hervorgehen foll 


a) aus dem $. 3. des Geſetzes vom 22. Mai 1815 (Gef.-©. 
©. 123), welcher beftimmt, daß aus den PBrovinzialftänden 
eine Verfammlung der Landesrepräfentanten gewählt werde, 
die in Berlin ihren Sit haben folle (S. 123); 

b) aus der während des Sommers 1848 geübten Praris, in- 
dem alle während jener Zeit vorgefommenen Vertagungen 
die Regierung beantragt und die VBerfammlung befchloffen 
babe. So hätten in den Sigungen vom 17. und 20. Juni 
und 14. September die Minifter „gewünſcht,“ „erfucht” und 
„ergebenft anheimgegeben,“ ob die hohe Verſammlung die 
Vertagung genehmigen wolle. (S. 113.) 

e) aus der durch das Geſetz vom 8. April 1848 ausgefprochenen 
„Gleichberechtigung“ der Krone und der Berfammlung (S. 30); 


anderentheild durch die Berufung auf eim beftimmtes Wort Gottes, 


Prediger Salomo Kay. 5 V. 3, welches vorfhreibe: „Was du 
elobeft, das halte,” und welches ihm nicht verftattet habe, den 
flihten feines Mandats als Abgeorbneter und den bei deſſen 

Uebernahme feierlich gegebenen Angelöbniffen ungetreu zu werden. 


Auf den erfteren Einwand, daß dem Könige allein nicht bie 
Berechtigung zugeftanvden habe, die Verfammlung zu verlegen und 
zu vertagen, Tann bier das entfcheivende Gewicht nicht gelegt wer- 
den, da die dem Chriften obliegende Pflicht des Gehorſams gegen 
die Obrigfeit nicht in dem Ergebniffe irgend welcher ſtaatsrechtlichen 
Unterfuchhung, fondern allein in den Geboten Gottes ihre Wurzel 
und ihre Grenze bat. Die Rüdficht auf das pofitive Staatsrecht 
fonnte den Angefchuldigten bewegen, das nad) feiner Meinung an- 
gegriffene Recht der VBerfammlung durch andere redhtlihe Schuß- 
mittel z. B. durch Proteftation, zu wahren; ber thatſaͤchliche Un- 
gehorfam gegen den beftimmten Befehl des Könige Fonnte aber 
nach evangeliichchriftlichen Grundfägen in nichts Anderem eine Recht: 
fertigung finden, als darin, daß feine Befolgung Sünde gegen Got- 
tes Gebot geweien wäre. Ä 

Um fo forgfältiger muß daher die Berufung auf die Stelle 
im Prediger Salomo, weldye eben dieſen letzteren Einwand enthält, 
geprüft werben. 


32 
Die Stelle Iautet in ihrem volftändigen Zufammenhange, Kap.5, 


„Sei nicht ſchnell mit deinem Munde und laß dein Herz nicht 
eilen, etwas zu reden vor Gott; denn Gott ift im Himmel und 
du auf Erden: darum laß deiner Worte wenig fein. 

„Denn wo viel Sorgen ift, da fommen Träume, und wo 
viel Worte find, da hört man den Narren. 

„Wenn du Gott ein Gelübde thuft, fo verzeuchs micht zu 
halten; denn er hat feinen Gefallen an den Narren. Was du 
gelobeft, das halte. 

„Es iſt befjer, du gelobeft nichts, denn daß du nicht hältk, 
was du gelobeft. 

„Berhänge deinen Mund nicht, daß er dein Fleiſch verführe; 
und ſprich vor dem Engel nicht: Ich bin unfchuldig! Gott möchte 
erzürnen über deiner Stimme, und verdammen alle Werke deiner 
Hände Wo viel Träume find, da ift Eitelkeit und viel Worte; 
aber fürchte du Gott!“ 

, Die Stelle mahnt ebenfo ehr an die Gewiſſenhaftigkeit im Gr 
oben, ald an die Treue im Halten der Gelübde, und warnt mit 
furchtbarem Ernft gegen die Träume des eigenen Herzens. 

Es kommt daher weiter darauf an, was der Angelhunit 
vor feinen Wählern Gott gelobt hat und geloben durfte Er ſpricht 
fid) bariber an „telgenben Stellen der Vertheidigungsſchrift aus: 

©. 2 „Als Abgeordneter für die vereinbarende pres 
ßiſche —— gewählt, war ich verpflichtet die neuen 
geſehlichen Speibeiten zu bewahren und auszubauen.” 

Volk hing ängftlih an feinen Föftlichen Hoffnungen. 

Ich le, ich könnte meine Richter binführen in dieſen Kreis, 

die Geburtsftätte Paul Gerhardts, und Sie fihauen laſſen di 

fittlihe Tiefe, die religiöfe Weihe, mit der hier die neue Zeit be 

grüßt ward. Unter Gottesvienften verpflichtete man mich, nid 
ein Titelchen fallen zu laſſen von dieſen heiligen Rechten, von jenen 
beglückenden Idealen.“ 

S. 163: „Ich war Irzemynenr Bei Uebernahme des Mandate 
hatte ich unter ſtaatlicher und“ Königlicher Billigung gelobt, bie 
Verordnungen vom 6. und 8. April 1848 feftzuhalten und ben 
ganzen Staatsorganismus damit zu durchdringen. Unter Gottes⸗ 
dienften hatte man mich darauf verpflichtet. 

„Sf das Wort Pred. Sal. 5. V. 3. „„Was du gelobefl, 
das halte!” eine göttlihe Ordnung, fo mußte ich, „„um des 
Gewiſſens willen’ widerſtehen.“ 

Dieſe Anführungen ſind nicht klar genug, um den Inhalt der 
vor den Wählern abgelegten Gelübde, und insbeſondere die Frage 
mit Sicherheit zu beurtheilen, ob der Angeſchuldigte bei Uebernahme 
dieſer neuen Gelübde feiner Älteren heiligen Gelöbniſſe eingedenk ges 
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blleben und biefen bie Treue, welche er ihnen nad dem Worte 
Gottes ſchuldig war, gehalten habe. In feinem, bei ver Uebernahme 
des Predigtamts geleifteten Dienfteide hatte er gelobt: 
Dem Könige treu und gehorfam zu fein, 
und in feinem Ordinationsgelübde: 


zu Gott zu beten für den König und alle Obrigkeit und alle feine 
Gemeindeglieder zu erinnern an die ihnen obliegende Ehrfurcht 
und Treue und zu Gehorfam und Kolgfamfeit fie zu ermahnen. 


Der Angefchuldigte durfte daher bei Mebernahme feines Man- 
dais als Abgeordneter um feines Älteren Gelübdes willen feine an⸗ 
deren Verpflichtungen übernehmen, als diejenigen, welche ihm fein 
König durch das von ihm vollgogene Gefeb vom 8. April 1848 
(Geſetzſamml. S. 89) zu übernehmen erlaubt hatte. 


Diefes Gefeb aber verordnet im 8. 10 ausdrücklich: 

„Die gewählten Abgeorpneten flimmen in der zu berufenben 
Verſammlung nach ihrer eigenen, unabhängigen Weberzeugung, 
und find an Aufträge oder Inftruftionen nicht gebunden; “ 

an in $. 13 die Aufgabe der VBerfammlung in folgenver 
eife: 

„Die auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes zufammentretende 
Verſammlung ift dazu berufen, die fünftige Staatöverfaffung durch 
Bereinbarung mit der Krone feftzuftellen und die feitherigen reichs⸗ 
fändifchen Befugnifie, namentlich in Bezug auf die Bewilligung 
von Steuern und Staatsanleihen für die Dauer ihrer Verſamm⸗ 
lung interimiftifch zu üben.“ 

Demnach konnte der Angefchulvigte, wenn er feinen Älteren Ge- 
lübden die Treue halten wollte, feinen Wählern gegenüber vor Gott 
ein Mehreres nicht geloben, als: nad) eigener unabhängiger Ueber: 
zeugung über die Fünftige Staatöverfaffung und über Steuerbewilli- 
gungen und Staatsanleihen in der VBerfammlung ftimmen zu wollen; 
jeve weiter gehende Verpflichtung wäre, wenn der Angefchuldigte 
eine folche in dem Sinne übernommen haben follte, daß darin eine 
Ginfhränfung feines Älteren Gelübdes des Gehorfams gegen den 
König enthalten fei, ein durch Gottes Wort gerichteter Bruch feiner 
erften Gelöbniffe gewefen. 

War aber der Inhalt feiner vor den Mählern abgelegten Ges 
fübde Fein anderer, ald die ältere angelobte Treue gegen den König 
und fein Geſetz geftattete, fo ift dann auch nicht erfennbar, wie 
Gottes Befehl, auch dem vor den Wählern gethanen Gelübde 
iten zu bleiben, ihn genöthigt haben könnte, den Befehl des Königs, 
nad) Brandenburg zu gehen und die Berathungen nad) Verlauf 
von achtzehn Tagen wieneraufzunehmen, ungehorfam zu werben. 
Deun das Geſetz vom 8. April 1848 und der Inhalt deſſen, was 
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nach dieſem Geſetze vor den Wählern in Treue gelobt werden Tonnte, 
beftimmte nichts über den Ort der Verfammlung und über die Zeit. 
ihrer Berathungen; vielmehr hatte der König aus Königlicher Macht⸗ 
vollfommenheit durch Batent vom 13. Mai 1848 als den erften Drt 
der Berfammlung Berlin, und als Zeit ihrer Eröffnung ven 22. Mai 
beftimmt. Derfelbe Gehorfam, den der Angefchulvigte dieſem erften 
Königlihen Befehl willig geleiftet hat, war er auch dem zweiten 
Befehle vom 8. Rovember über die veränderte Ort⸗ und Zeitbeftim- 
mung fchuldig. Die von Gott erforderte Treue gegen fein Mandat 
nöthigte ven Angefchuldigten allein, nach eigener unabhängiger Ueber: 
zeugung über die fünftige Staatöverfaffung und über bie der Ber- 
fammlung zugewiefenen Finanzfragen in der Verfammlung feine 
Stimme abzugeben; fie nöthigte ihn aber nicht, dies einzig in Berlin 
und noch vor dem. 27. November thun zu müflen. 

Die Berufung auf die Stelle im Pred. Salomo greift daher 
hier nicht Plag und der Ungehorfam des Angefchuldigten gegen den 
Königlichen Verlegungd- und VBertagungsbefehl vom 8. November 
ift nach Gottes Mort nicht gerechtfertigt. 

Mit dieſem Urtheil über den erften Aft des Ungehorfams find 
auch die folgenden Schritte des Angefchulvigten gerichtet. Die weitere 
Entwidelung der Dinge ift befannt. Als die Verſammlung zur Ber 
einbarung der preußifhen Staatöverfaffung dem Königlichen Befehl 
vom 8. November den Gehorfam verweigerte, und die Bürgerwehr 
von Berlin fi) bewaffnet zur Vertheidigung dieſes Ungehorfams 
aufftellte, verordnete der König durch Verordnung vom 11. Rovem- 
ber auf Grund des Gefehes vom 17. Dftober 1848 $. 3 die Auf 
loͤſung der Bürgerwehr und als letztere auch dieſer Verordnung 
Trog bot und die Ablieferung der Waffen verweigerte, erklärte das 
Staatsminifterium am folgenden Tage Berlin in Belagerungszuftand 
und übertrug dem Befehlshaber der Königlichen Truppen die oberfle 
Gewalt in der Stadt, welcher durdy Handhabung des Kriegszuſtandes 
die Autorität der Obrigkeit wiederherftellte. 

An dem fortgefegten Widerftande der Verfammlung gegen biele 
obrigfeitlichen Anordnungen hat auch der Angefchuldigte fich betheitigt 
und was in feinem Vermögen ftand, aufgeboten, um die Regierung 
durch die Macht eines einheitlich ausgefprochenen Volfswillens zut 
Zurüdnahme ihrer Anordnungen zu zwingen (S. 32. 168). 

Es iſt nicht erforberlih, auf die einzelnen Afte und Mittel 
dieſes geübten Widerſtandes weiter einzugehen; das Reſolut dei 
Konfiftoriums weift die fchwerften Verirrungen in dieſer Beziehung 
nad. In der Lage, in welcher ſich die Sache gegenwärtig in der 
Rekursinſtanz befindet, fommt es Darauf allein an, ob biefer Wider | 
ftand in feiner Wurzel und in feinem Weſen nad) Gottes Wort | 
berechtigt und geboten war. Mit der Verneinung diefer Frage it 

das Urtheil über das Thun des Angefchuldigten gefprochen. 
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Der Angefchulvigte hat im Laufe des Verfahrens noch auf eine 
Reihe von Momenten aufmerffam gemacht, von denen er glaubt, 
daß fie jedenfalls zur Entfchuldigung feines Verhaltens oder zur 
Milderung der verhängten Strafe der Amtsentfegung dienen möchten. 
Er beruft ſich auf fein früheres amtlicyes Leben und Wirken, welches 
ohne Tadel und felbft mit mannichfaltigen Anerfennungen feiner 
Bemühungen um das Wohl feiner Gemeinde begleitet gewefen 
(S. 35), auf das Schweigen feiner Disziplinarbehörde, als er bei feis 
ner Bewerbung um eine Abgeordnetenftelle feine Grundſätze öffentlich 
fund gegeben habe, ohne daß ihm damals oder fpäter eine recht⸗ 
jeitige Warnung zu Theil geworden fei; (S. 41.94) auf die Schwere 
der Zeit, die Verwirrung der Gemüther, in weldyer auch „die beften 
Männer‘ nicht immer klar gefehen haben (S. 33. 106. 141); das 
rauf, daß er an mehr als einer Stelle von biutiger Gewaltthat 
abgemahnt, zügellofe Willkür verhindert habe (S.30.41.43.117.118) 
auf feine Enthaltung vom ferneren politifchen Treiben (S. 43) endlich 
auf die ihm gebliebene Liebe feiner Gemeinde (S. 177). 

Der Evangelifche Oberfirchenrath verfennt das Gewicht diefer 
Momente nicht. Er Hat es in anderen Fällen ähnlicher Art für 
wläffig gehalten, über die Verirrungen einer bewegten Zeit mit Milde 
ju urtheilen, wenn dem Angefchuldigten im Mebrigen das Zeugniß 
irener Pflicbterfülung zur Seite ftand, und wenn er feine Ver⸗ 
gehungen offen erfannt und aufrichtig bereut hatte. Bei dem gegen⸗ 
wärtigen Angeſchuldigten fehlt diefe letztere unerläßliche Bedingung. 
Seine Bernunft und fein Gewiffen ftehen noch heute unter der Macht 
derfelben menſchlichen Meinungen und Borurtheile, weldhe ihn in 
den Tagen feines Vergehens mißleitet haben, und find, foweit menfch- 
liche Augen zu fehen vermögen, nicht wieder frei geworden durch 
bie völlige Hingabe an das ewige, untrügliche Gotteswort. Darum 
fann er auc nicht anderen wieder zum Führer und Borbilde auf 
. dem Wege des Heild dienen, und die firchliche Behörde muß das 
evangeliſche Previgtamt von ihm nehmen, von deſſen Grunde er 
abgeirrt ift, ohne bis auf diefen Augenblid feines Irrthums inne 
zu werden. 

Berlin, den 6. November 1851. 


Evangeliſcher ©berkirchenrath. 
v. Uechtritz. 
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IL 
Kandidaten, 
A. —— 


Durch Erlaß vom 16. Dezember v. J. haben wir die ſammt⸗ 
lichen Königlichen Konfiftorien zur Einfendung ftatiftifcher Nachrichten 
über den Ab» und Zugang von evangelifchen Predigtamtsfandidaten, 
fo wie über deren gegenwärtigen Beitand aufgefordert. 

Diefe Nachrichten find nunmehr vollftändig eingegangen. Bir 
fegen voraus, daß ed den Königlichen Sonfiftorien von Intereſſe 
fein werde, über den Stand der Sache auch in den übrigen Pro 
vinzen der Monarchie unterrichtet zu fein und theilen wir daher den 


Königlichen Konfiftorien anliegend einen Abprud der aus diefen Nach⸗ | 


richten angefertigten Zufammenftelungen mit. 
Diefelben enthalten; 
A. die Zahl derjenigen Kandidaten, welche in den Jahren 1840 
bis 1850 das Wahlfähigfeitszeugniß neu erhalten haben; 
B. die Zahl derjenigen Kandidaten, welche in denfelben Jahren 
zum geiftlichen Amte orbinirt worden find; 
C. die Zahl der wahlfähigen, nicht orbinirten Kandidaten, welde 
am Schluffe des Jahres 1850 vorhanden waren. | 
In diefe Zahl find auch diejenigen Kandidaten mit einbegriffen, 
welche in Schulämtern oder in ſolchen geiftlichen Hülfsämtern, welde 
die Ordination nicht erfordern, verforgt find. Aus der Provim 





Brandenburg hat fi) eine zuverläffige Zahlenangabe diefes Beſtar | 


des an Kandidaten für jest nicht bewirken laſſen. 
Endlich fügen wir bei: 

D. eine Lifte derjenigen Inländer, welche ſich in den letzten zwölf 
Jahren dem Studium der evangelifhen Theologie auf den 
inländifchen Univerfitäten gewidmet haben. 

Diefe Zufammenftellungen laſſen folgende Refultate erfehen: 

1. Die aus der Lifte B. gezogenen Durchfchnittszahlen, welde 
einen Zeitraum von eilf Jahren umfaflen, ergeben wenigftens am 
näherungsweife den jährlichen Bedarf an jungen evangeliſchen Geiſt⸗ 
lichen, fowohl in den einzelnen Provinzen als in der ganzen Mow 
archie. Für die gefammte Monarchie beträgt dieſer Bedarf gegem 
wärtig jährlich im Durchſchnitt 185. 

2. Aus der DVergleihung der Liften A. und B. erhellt, daß 


mit Ausnahme der Rheinprovinz, weldhe nur in dem einen Sahre | 


1841 mehr Kandidaten aus dem Kreiſe der Provinz erhalten hat, 
als der Bedarf erforderte, in den erften fechs bis fieben Jahren 


1 
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biefed Zeitraums der Zuwachs an Kandidaten in allen Provinzen 
färfer geweien ift ald der Bedarf. Dagegen hat diefer Zuwachs 
in den legten vier bis fünf Jahren beträchtlid; abgenommen, vers 
geftalt, daß in den Jahren 1846 bis 1850 die Ordination neu er- 


halten haben. . . . . 938 Kandidaten 
wogegen in dem gleichen Zeitraume neue Kandi⸗ 

daten hinzugekommen find nur . . . ... 805 ⸗ 
mithin weniger als erforderlich . . . 133 ⸗ 


Dieſer Mehrbedarf hat aus der von früheren Jahren herrühren- 
den Veberzahl befriedigt werden müffen. 

3. Aus der Bergleihung der Zahlen in der Lifte D. geht 
ferner hervor, daß die Verminderung der Kandidaten in den näd)- 
Ren Sahren in noch weit höherem Maße eintreten wird, indem Sie 
Zahl der Studirenden neuerdings wieder um 80 gefunfen ift, mit⸗ 
yin bie gegenwärtige Zahl von 576 Stubirenden für die Folge um 
ſo weniger eine ausreichende Zahl von Kandidaten erwarten läßt, 
als die frühere Zahl von 658 Studirenden ſchon nicht mehr aus, 
reichend gewefen, um den vollen Bedarf an wahlfähigen Kandidaten 
yaraus zu gewinnen. 

4. Der gegenwärtige Beftand an wahlfähigen Kandidaten ift 
im Ganzen noch immer zureichend, um felbft eine progreffive Ver: 
minderung an neuen Kandidaten auf mehrere Jahre hinaus aus- 
gleichen. Einige Provinzen leiden fogar gegenwärtig noch an 
Ieberfülung. Erwägt man jedoch, daß ein großer Theil dieſes 
Beſtandes bereitd in öffentlichen Schuls und geiftlichen Hülfsämtern 
hätig ift, an deren Stelle bei ihrem Fünftigen Uebergange in ein 
Bfarramt wiederum Kandidaten ver Theologie gewünfcht werden 
nüſſen; daß diefe Liften zum Theil bis in das Jahr 1829 hinauf: 
:eichen, und daß daher unter diefer Zahl manche verzeichnet fein 
nögen, auf deren Eintritt in das Pfarramt gegenwärtig faum nod) 
u rechnen fein wird, fo wie daß durch die Veranftaltungen freier 
Bereine, und durch das an jo vielen Orten ſich regende Bebürfniß 
nach einer Vermehrung der geiftlihen Kräfte eine ftärfere Verwen⸗ 
dung von Kandidaten für die Folge erwartet werden darf, fo er- 
ſcheint die Schlußfolge berechtigt, daß der Verbrauch des gegen- 
wärtigen Beftandes jedenfalls früher eintreten werde, als ed dem 
arithmetiichen Zahlenverhältniffe nach auf den erſten Blick den An- 
ſchein haben mag. 

5. Endlich ift in einzelnen Gegenden des Landes fchon jebt 
ein Mangel an Kandidaten als fühlbar oder doch in naher Ausficht 
Rehend bezeichnet worden. Dies gilt namentlich von der Rheinpro⸗ 
vinz, fo wie von den polnischen und litthauifchen Diftriften der Pro- 
vinzen Schleften und Preußen, weshalb aus lebterer Provinz aud 
dee Wunſch ausgefprochen worden ift, daß ſich deutfche Kandidaten 
dee Erlernung dieſer Sprachen zuwenden möchten. . 
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Wir begnügen uns für jetzt damit, dieſe Refultate Dem König: 
lichen Konfiftorium mitzutheilen und demfelben eine fortgeſetzte Aufs 
merffamfeit auf diefen wichtigen Gegenftand zu empfehlen. 

Berlin, ven 21. Juli 1851. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


In Vertretung. Ehrenberg. 
An fämmtliche Königliche Konfiftorien. 


Meberfichten 
„über die Kandidaten des evangelifhen Predigtamts in der Monardie 
Ak Das Zeugniß der Wahlfähigkeit haben erhalten: 


In den In ben Jahren 
Provinzen | 181011811|1842 1843|1844|1845] 1846 1847|1818|1849] 1850 


Branvendg. | 61 47| 65, 47 Aal 47 41 31 a1) 37| 33 
Preußen 33| 26| 16) 33| 19| 27 | 24| 235 15 16| 10 
Pommern | 22| 30| 26 17| 27) 28| 13) 16| ı8| 19 

Schleſien | 56| 39| 47 37) 31 37 18| 34| 26) 19| 38 
Sacıfen 71 64 71 62 62| 51| 32| 57| 30| a0! 3ı 
Bofen 1| z| 6 8 12| 6| al 6] 3] 5] 6 
Wefipgalen | 14) 7 15 14 15 12 10) 11 6| 9| 8 
Nheinprov. 14| 18 15 10) 11 1il 8) 12| 9 8| 15 


Summa | 282238 |261 |228]221 [219 [160 | 192 |138]153 [154 | 


B. Die Ordination zum geiftlihen Amte haben erhalten: 











In ben Jahren 
1840/1841|1812|1843|1844 1845 1846 1847| 1818|1849|1850 
391 36 511 43 47 368 


22) 17) al 16 20| 6 
19| 2a| a7 17 30 21 23 


In den 
Provinzen 











Brandenbg. 
Preußen 















Pommern 24 
Sätefen | 31| 20| 20 10 21 28 3 25 
Sachſen 47| 54 50 39 32 50| 46 46 
Poſen | 64 
Meftphalen 9 






Rheinprov. | 15 13 12| 12) 20 
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Nichtordinirte wahlfähige Kandidaten waren zu Anfang 
des Jahres 1851 vorhanden: 


In den Provinzen 


Brandenburg - - 2 220002 
Preußen. 2 2 2.200 
Pommern. - » 2 2 20. .10 


Schlefen . 2 2 2 272 2.01 
Sachſen. 2 202.838 


Bofen . a  } 
Weftphalen 7 |) 
Rheinprovin. . - 2.45 


Summa ohne die Prov. Brandenburg 946 


Zahl der Inländer, welche auf den preußifchen Mniverfitäten 
evangelifche Theologie ſtudirt haben. 


Sn den Winterfemeftern 
Untverftät 1839—40 1846—47 1849—50 1850—51 


Berlin 333 169 142 140 

Bonn 41 24 29 37 

Breslau 124 72 60 55 

Greifswald 24 23 30 22 

Halle 324 315 348 277 

Königeberg 116 55 45 45 
Summa 962 658 654 576 

Ill. 


Union und Bekenntniß. 





5. 


— 7; 


Ew. Hochwürden haben uns unter dem 23. April d. J. i 
men des evangeliſch-lutheriſchen Vereins in der Provinz Tom. 
n eine Denkfchrift überreicht, welche die Gründe näher barlegen 
‚ aus denen die Mitglieder diefer Provinz die von uns mit Ge⸗ 
migung Sr. Majeftät des Königs dargebotenen Grundzüge der 
neindeorbnung abzulehnen genöthigt feien. Je fehwerer die Ans 
jen find, welche darin gegen uns erhoben werden, und je weiter 
Borberungen greifen, welche fih an dieſe Anflagen knüpfen, deſto 
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gewifienhafter haben wir beide erwogen, und beflo unzweideutiger 
und beftimmter foll auf diefelben unfere Antwort fein. Wir find 
und bewußt, vor diefer Entfcheidung unfere Gewiſſen aufrichtig vor 
dem Herrn geprüft zu haben und wünſchen nichts fehnlicher, als 
daß fie von Ew. Hochwürden mit offenem Herzen empfangen wers 
den möge. 

Ew. Hochwürden haben in der Denffchrift Die Werficherung 


ausgefprochen, daß Sie und Ihre Gefinnungsgerloffen fi gern u | 


unermüdlicher Geduld verpflichtet befennen, wenn das Kirchenregiment 
nach feinem vor dem Herrn ihm ertheilten Amte Schäden Iangfam 
ausbeſſere und Wunden allınälig heile. 

Mit diefem Gelöbniffe fteht jedoch der Inhalt jener Denkſchrift 
in einem Widerfpruche, den wir nicht zu löfen wiſſen. Faſſen wir 
nämlich denfelben in feinem tiefften Grunde zufammen, fo finden wir 
darin nicht mehr und nicht weniger, als die zweifache von Shnen 
für unabweisbar erachtete Forderung, erftens, daß die Union, wie 
fie von des hochfel. Königs Majeftät durch die Erlaffe vom 17. Sep 
tember 1817 und 28. Februar 1834 begründet worden ift, aufgehoben, 
und zweitens, daß die Einheit des landesherrlichen Kirchenregi⸗ 
ments und damit die Kirche des Landes als ein ungetheiltes Rechte 
fubjeft vernichtet und ein unterfchiedenes Lutherifches und reformirtes 
Kirchenregiment eingefebt werde. 

Die letztere Forderung macht fi in ber Behauptung geltend, 
daß die Sinterefien der Iutherifchen und reformirten Gemeinden von 
einer und derſelben Behörde ohne Sünde nicht vertreten werben 


fönnten, die erfte dagegen hat in folgenden Sägen ihre Spike | 
„Mit einem Wort: es ſtellt fi heraus, daß die Landeskirche niht 
von einem vorübergehenden Irrthum bedrängt ift, nicht von eine 
raſchen That der Ungeduld, welche vor der Zeit hat zur Reife brin⸗ 


gen wollen, was Gott der Herr nody nicht hat reifen laſſen, ſondern 
daß wir im tiefflen Sinne des Worts eine Revolution in be 
Kirche zu beflagen haben, in welcher die fefte gefchichtliche Rechts⸗ 
grundlage der Sonderfirhen zur Dispofition des Kirchenregimentd 
geftelt und in deſſen Entfchließungen nunmehr der Schwerpunft 
verlegt iſt.“ 

„Und unfere Oberen find weit entfernt, mit der Revolution in 
der Kirche zu brechen, fo weit, daß ſie vielmehr im Begriff fliehen, 
für die Revolution Anerkennung zu fordern und nad ihren Geſetzen 
die Zukunft der Kirche zu geſtalten.“ 

„Hier giebt es Feine andere Hülfe, als in jener Konfequen, 
von welcher Gottes heiliges Wort fagt, daß fie und nie geremen 
fole — in der Buße. Und der Herr hat ed an fich nicht fehlen 
laffen, uns zurüdzurufen auf den verlafienen Weg und den Weg 
feiner Entwicklung. Was auf Firchlichem Gebiete gefündigt worden 
ift, das hat fein tiefftes Weſen auf dem Gebiet des Staatslebens 
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sgelegt in erfchütternden Gerichten. Auch eine Revolution, 
ıh eine Union, und die Union ift zerftoben.” 

@egenüber ſolchen Aeußerungen richten wir zuvörderſt an Ew. 
shrwürden die ernfte Frage, ob Sie mit Ihrem Gewiflen zu Rathe 
jangen find, bevor Sie den frommen König, weldyer die Union 
jründet hat, mit dem Vorwurfe der Revolution beluden, oder ob 
e die treue Sorgfalt, welche der gegenwärtige erhabene Träger 
: Kirchengewalt, fo Iutherifchen als reformirten Chriften zugewendet, 
ch als ein Produkt der Sünde faflen, da fie doch nur die Frucht 
licher Liebe und die Hebung eines von Gott anvertrauten Amtes 

Demnächſt Ienfen wir ‚unfere Betrachtung auf unfere eigene 
ellung und auf die Angriffe zurüc, welche dieſelbe in Ihrer Denk: 
rift erfahren hat. | 

Als wir in das von unferem Alfergnäpigften König und Herrn 
8 anvertraute Amt eintraten, fanden wir die Union als eine durch 
nen Machtfpruch zu befeitigende Thatfache vor. Sie hatte in den 
meinden Rechtszuftände begründet, welche zum Theil durch feier- 
ve Akte in das Leben getreten waren. Sie hatte ferner auch da, 
. eine Bereinigung lutherifcher und reformirter Chriften zu einem 
neinfamen Kirchenweſen nicht gefchehen war, eine über die Ges 
inden hinausgehende Einwirkung geäußert. Es hat eine Zeit ge: 
en, in welcher evangelifche Chriften ſich im bitterften Haffe ges 
deten und verfolgten. Der Wiederkehr foldyer Erfcheinungen follte 
vehrt werben. 

Die Union follte das Zeugniß fein, daß ſich die Befenner des 
angeliums als Kinder Gottes lieben und achten. Dieſes Zeugniß 
frecht zu erhalten, war und ift eine heilige Pflicht unferes Ge- 
ſſens, und wenn wir dazu noch einer Aufforderung bevürften, fo 
wben wir fie jet in Ihrer Denkfchrift gefunden haben, welche 
8 belehren will, „daß Gott anders erfcheine in den Lutheranern, 
3 in den Reformirten.” Eben fo wenig haben wir es vermodt 
d vermögen ed noch, die Rechtszuſtände aufzulöfen, weldye auf 
n Grunde der Union ſich in verfchiedenartiger Geftaltung und 
meſſung, immer aber unter demfelben Schube des Geſetzes ger 
det haben. Ew. Hochwürden beflagen ſich fo fehr über eine Ihnen 
d Ihren Genoffen widerfahrene Beugung des Rechts und werden 
3 Ehrift und als Geiſtlicher nicht wollen, daß Dies vermeinte Un- 
ht durch ein anderes Unrecht gefühnt werde. 

Wenn uns nun foldyergeftalt unfere Pflicht gewiefen war, fo 
mw uns noch eine andere heilige vorgezeichnet, die Pflicht, das 
ekenntniß aufrecht zu erhalten und zu fchüßen, ein Gegenftand, 
f den wir gegenwärtig um fo mehr einzugehen haben, als er es 
‚ an welchen fi) die in Ihrer Schrift enthaltenen Anflagen be 
ders anfnüpfen. \ 

Als der gefährbetfte Punkt innerhalb des durch die Union eins 


„a 
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geſchloſſenen Kreifes ftellte fi) uns derjenige dar, wo das Bekennt⸗ 
niß verbunfelt und in den Hintergrund geftellt und an die Stätte 
der Befenntnißtreue entweder die Befenntnißlofigfeit oder gar offene 
Feindfchaft gegen das Belenntniß getreten war. 

Diefe Ericheinung war nicht die Frucht der Union, fondern fie 
war nur die Nachwirfung jener trüben Zeit, in welcher der Unglaube 
ſich über die evangelifchen Kirchengemeinfchaften in allen. Ländern 
wie ein fchweres Gericht Gottes mehr oder weniger verbreitet hatte. 
Wohl aber fuchten die Befenntnißlofigfeit oder die Feindſchaft gegen 
das Bekenntniß in der Union ihre Legitimation fo fehr, daß fle eine 
Zeit lang der Befenntnißtreue fogar nur außerhalb der Kirche ihre 
Stätte anweifen zu dürfen glaubten. Gegen dieſe Berirrung bot bie 
Kabinetsordre vom 28. Februar 1834 die erforderliche Abwehr, 
der Befenntnißtreue aber den gebührennen Schu, indem fie es 
ausdrüdlich ausſprach, daß die Union Fein Aufgeben des Glaubens⸗ 


befenntnifies bezwecke, und daß durch diefelbe den Bekenntnißſchriften 


pie bisherige Autorität nicht entzogen werde. Diefe Sühne zur vol 
len That werden zu laffen, erkannten wie als unfere nächfte und 
wichtigfte Aufgabe. Wir haben deshalb das Recht des Befenntniffes 
auch in dem durch die Union verbundenen Kreife nicht blos unum 
wundener anerkannt, ald es je in diefem Jahrhundert von einer 
deutfchen Kirchenbehörde gefchehen, fondern wir haben baffelbe auch 
gegen Angriffe, wo fie fich zeigten, mit Ernft und Treue vertreten. 
Dafür haben wir den Vorwurf einer auf Zerftörung der Union 
gerichteten Tendenz eingeerntet, während wir body nur die Union 
auf ihr gefetliches Maaß zurüdgeführt hatten. 

Auf der andern Seite aber haben fi auch aus Kreifen, in 
denen das Belenntniß entweder von Anfang minder verbunfelt ge 
wefen oder durch die zu Herzen gedrungenen Mahnungen ber [chin 
Jahre und durch die Macht des Wortes wieder erwedt worden war, 
manche Zeugniffe des Danfes dafür erhoben, daß wir das Recht 
des Bekenntniſſes wieder geltend gemacht haben. 

In der That find wir ung vollfommen bewußt, daß hiermit uns 


eg Ein —— 


fere Aufgabe nicht erſchöpft ift, ja wir wollen befennen, daß es noch 


viele Schäden auszubeflern und viele Wunden zu heilen giebt, und 
daß Died gerade an den Punkten gefchehen muß, wo das Red 
durch das Belenntniß berührt wird. Allein zwifchen der Verpflich⸗ 
tung, welche wir hieraus ableiten, und dem was Ew. Hochwuͤrden 
von und fordern, liegt eine für und umüberfteiglihe Kluft. Sie 
finden die Heilung nur in der völligen Vernichtung der beftehenden 
Einrichtungen, die Ihnen nur die Frucht der Sünde find. Bir 
aber glauben, daß ein ſolches Mittel auf Tod und Leben nur in 
der legten Krifis zuläffig fei, und indem wir forgfam, wie treme 
Aerzte zu thun haben, auf ven Wechſel der Erfcheinungen achten, 
finden wit uns mehr und mehr in der Ueberzeugung geftärft, da 
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es nur darauf anfomme, mit zarter Sorgfalt das in taufend bald 
ſchwaͤcheren bald ventlicheren Zügen fich wieder anfündigende Leben 
m pflegen und vor Beſchädigungen zu hüten. So wollen wir denn 
angfam befiern und heilen, das Bekenntniß wollen wir fehügen 
nd feinen Einfluß auf das Recht nad) Kräften wieverherftellen, um 
zut zu machen, was eine Folge, nicht blos einzelner verfehlter Ans 
yebnungen bes Kirchenregiments, fondern einer ſchweren allgemeinen 
Berfchuldung aller Kreiſe ift. Nicht aber wollen wir uns von biefer 
Nnficht, mit der wir auf dem Boden des Evangeliums zu ftehen 
mö bewußt find, zu einer Maßregel hindrängen laſſen, welche nur 
ann gerechtfertigt fein würde, wenn wir die firchliche Miffton dies 
er Tage für abgefchloffen und das was Ew. Hochwürden und des 
meiren, als den Ausprud des Gefammtbewußtfeins der Kirche 
a ſelbſt nur als den Ausdruck des Bewußtſeins der Kirche in 
Bommern zu betrachten vermöcdhten. Dies ift aber nicht nur nicht 
ver Fall, fondern wir willen ed zu unferer Freude genau, daß 
romme lutherifche Chriften, und befenntnißtreue Prediger zumal, 
n nicht geringer Anzahl auf unferm Wege mit uns gehen und mit 
Bertrauen unfere Schritte begleiten. 

Eine BVerfennung der Aufgabe der Zeit und der Lebenslage 
yee Kirche finden wir insbefondere auch in der Forderung, welche 
uf die Aufhebung der beftehennen Ordnung des Kirchenregiments 
mb die Einrichtung abgefonderter Iutherifcher und reformirter Kir⸗ 
benbehörben abzielt. 

Ihre Denkfchrift bezeichnet den beftehenden Zuftand, wie bereits 
emerkt, als eine Sünde. Wir aber, fo gewiß wir uns des Ein- 
luſſes des Bekenntniſſes auf das Recht bewußt find, wiffen auch, 
aß, um ein Bild der Denkſchrift zu brauchen, die Mittelpunfte der 
von beiden evangelifchen Konfeſſtonen umfchriebenen Kreife in Deutſch⸗ 
and und aud in Preußen gefhichtlidh fo nahe an einander gerückt 
ind, daß ihre Peripherien einen großen Stonfenfus als gemeinjamen 
Inhalt einfchließen, mit welchem vie außerhalb liegenden Kreisab⸗ 
dhnitte, welche die Differenz ausdrüden, in feinem ſolchen Verhälts 
niſſe ſtehen, daß eine Vereinigung beider ercentrifchen Kreife unter 
nem gemeinfchaftlichen Kirchenregimente als eine Unmöglichkeit er- 
heine, oder die Konfequenz mit Nothwendigkeit das Recht der 
Differenz vernichten müßte. 

Dafür fönnen wir und auf Die Gefchichte der evangelifchen 
Rirche, nicht blos in Preußen, ſondern in Deutfchland überhaupt, 
md nicht blos feit dem Jahre 1808, fondern feit zwei Sahrhunder- 
en berufen, welche Shnen zeigen wird, daß nicht etwa nur ber 
Einfluß des Indifferentismus, fondern ein guter innerer Grund, das 
Bebürfniß, durch den äußern Zufammenhang des innerlih Zufam- 
nengehörenden ftarf zu werben, die Konfeſſionen fowohl im deut⸗ 
hen Reid als in den Landeskirchen einander genähert und zu 
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gemeinfamen öffentlichen Inſtitutionen geführt hat. Dieſes Band 
nennen Ew. Hochwürden eine Sünde. Dagegen würden wir es 
für eine Sünde halten, daſſelbe zu löſen, fo lange dee Herr nicht 
durch deutliche Zeichen Fund giebt, daß er dies in feinem Rathe 
befchlofien habe. So lange dies nicht der Fall ift, werben wir 
unfererfeits nicht aufhören, Die Ueberzeugung geltend zu machen, 
daß der von Ihnen geforderte Schritt ohne unermeßliche Verant 
wortlichfeit und Angefichts der Auseinanderfebung über das Kirchen 
gut ohne unberechenbare Folgen nicht gethan werden könne. Eben 
fo aufrichtig aber werden wir bemüht fein, ben Frieden und bie 
Verföhnung zu fördern. 

Insbeſondere werben wir uns auch bei der und zugemeſſenen 
Mitwirkung bei der Befegung der Aemter des Kirchenregiments 
ſtets von jeglicher infeitigfeit fern halten, und vielmehr vahin 
trachten, daß jede berechtigte Richtung in treuen und gewiffenhaften 
Vertretern ihren Ausdruck finde, falls Diefelben ſich nur nicht ſelbſt 
dadurch ausfchließen, daß fie die in den Geſetzen begründete Aufgabe 
diefer Behörden für eine Sünde achten, an welcher ſich zu bethei⸗ 
ligen fie mithin ohne Sünde nicht im Stande fein würben. 

Nach diefer allgemeinen Eröffnung, welche Ew. Hochwürden 
hoffentlich über unfere Auffaffung der uns obliegenden Pflicht kei⸗ 
nen Zweifel laffen, und zu ferneren Mißdeutungen, wie wir fle von 
Ihnen zu unferem fchmerzlichen Bedauern bisher immer und immer 
wieder erfahren haben, feinen Grund geben wird, wenden wir und 
zu dem nädhften Anlaffe Ihrer Denkichrift, ven Grundzügen einer 
Ordnung für die evangelifchen Gemeinden. In dieſer Urfunde fin 
den Ew. Hochwürden ein deutliches Zeugniß dafür, daß das Regis 
ment von uns in unioniftifchem Sinne geführt werde, ja daß wir 
die Gemeinden in eine neue unioniftifhe Konfeſſion hinüberzichen 
und dadurch den Bekenntnißſtand derfelben zu verrüden beftrebt 
feien. Gegen eine foldhe Befchuldigung hätte und ſchon zur Zeit 
der Abfaffung der Denffchrift dasjenige fichern follen, was wir 
öffentlich wiederholt und ohne Rückhalt über unfere Auffaffung des 
Befenntniffed und über den Sinn des $. 1 der Grundzüge ausge 
fprochen haben. Jetzt aber, feit in Schlefien und anderwärts mit 
unferer ausbrüdlihen Bewilligung dem in den Grundzügen enthal 
tenen allgemeinen PBrinzipe diejenige Ausprägung gegeben worden if, 
durch welche die gefchichtlichen Verhältnifle der einzelnen Gemeinden zu 
ihrem Ausdrucke gelangen, wird es nicht nöthig fein, daß wir auf 
fie nochmals eingehen. Daß wir hierzu aud für Pommern bie 
Hand geboten haben, willen Ew. Hochwürden genau, während wir 
unfererfeitö in gleicher Weife genau davon unterrichtet find, daß 
aud der von und diesfalls an das Königliche Konſiſtorium zu 
Stettin erlafiene Befcheid, in welchem wir zur Vermeidung der Wil 
für auf die Bommerfche Kirchenordnung, als den pofitiven Anhalle 
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punkt für die Bezeichnung der herkömmlichen Befenntniffe hingewie- 
jen haben, Gegenftand der bittern Anklage geworben ift, das das 
Intherifche Befenntniß von einer Konzefiion abhängig gemacht wer- 
ben ſolle. Wir wollen auch darauf jegt nicht zuruͤckkommen; wir 
wollen felbft das nicht rügen, daß von jener unferer Eröffnung ver 
von Ew. Hochwürden veranlaßten Konferenz der Superintenventen 
feine Mittheilung gemacht worden if. Vielmehr ftellen wir, getreu 
dem von und von Anfang an feftgehaltenen Prinzip der freien An- 
eignung Ew. Hochwürden und Ihren Vereinsgenoſſen lediglich an- 
heim, ob Sie Ihren Gemeinden mit der Gemeindeorpnung auch die 
Wohlthat einer georbneten Diakonie und eines Helferamtes, deren 
ꝛs in der Roth diefer Zeit fo fehr bedarf, entziehen, oder ob Sie 
ꝛs verfuchen wollen, die Gemeindeordnung auf dem Grunde des 
utherifchen Bekenntniſſes nach Anleitung der Grundzüge in Ihren 
Kreifen anzubahnen. In jedem Falle aber wollen wir die Erklärung 
sicht zurüdhalten, daß uns die Ablehnung der Grundzüge von dem 
beiretenen Wege befonnener Entwidelung nicht ablenfen, am wenig- 
ſten aber beftimmen wird, die Kirche des Landes der Herrichaft 
eines Standpunftes zu überliefern, deſſen Sonfequenzen in der über- 
reichten Denffchrift in einer ſolchen Spannung ausgefprochen find, 
daß wir ihm nur die Hoffnung entgegenzufegen wiffen, der Herr 
werde Sie bereinft felbft die Maplofigkeit Ihrer Anträge erfennen 
laffen, und Sie zu dem Belenntniffe führen, daß die redlichen Bes 
Rrebungen Ihrer kirchlichen Obrigkeit von Ihnen mit Unrecht ver- 
kannt und gehemmt worden feien, während es Ihnen gebührt hätte, 
derfelben unter treuer Fürbitte mit der Ihnen von Gott verliehenen 
reichen Kraft hülfreich zur Seite zu ftehen. 
Berlin, den 27. Oktober 1851. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An den Koͤniglichen Superintendenten 
herrn Otto Hochwürden zu Naugard. 


IV. 
Pfarramtliches. 
6. 


— ⸗ 


Die Allerhöchfte Verordnung vom 28. April 1841 Geſetzſamml. 

S. 121) fchreibt vor: 
dag Fünftig von jedem Fremden, der in den Königlichen Staaten 
mit einer Inländerin getraut werben will, neben den durch bie 
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beſtehenden Gefebe bereits vorgefchriebenen Erforderniſſen auch nod 
die Beibringung . eines gehörig beglaubigten Atteftes der Orts⸗ 
obrigfeit feiner Heimath gefordert werden foll, nach welchem es 
ihm, den dortigen Geſetzen zufolge, erlaubt ift, eine gültige Che 
mit der namentlich zu bezeichnenden Ausländerin im Auslande zu 
fhließen, fo daß bei feiner Rückkehr in die Heimath der dortigen 
Mitaufnahme feiner Ehefrau und der in der Ehe etwa erzeugten 
Kinder nichts im Wege ftehe. 

Nach einer Mittheilung des Königlichen Minifteriums des Ins 
nern, find in den legten Sahren fehr viele Fälle bei demfelben zur 
Sprache gekommen, in denen dieſe Vorfchrift von den betreffenden 
Geiftlihen außer Acht gelaflen if. Die Königlichen Regierungen 
find in folchen Fällen in Folge der mit anderen Staaten abgefchlofs 
fenen Konventionen genöthigt geweien, foldhe Individuen und deren 
Familien in den diesfeitigen Unterthanenverband zu übernehmen, 
haben es aber denjenigen Armenverbänden, weldyen diefe Familien 
zugewiefen worben find, überlaffen müflen, wegen ber daraus für 
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fie entftehenden Laften, von dem betreffenden Geiftlichen im Wege : 


Rechtens Schadloshaltung zu fuchen. 


Wir finden und hierdurch veranlaßt, auf die gewifienhafte Br | 
folgung diefer gefeglichen Borfchrift wiederholt aufmerffam zu machen, ' 
und beauftragen wir das Königliche Konfiftorium diefelbe ven Gel : 


lichen feines Bezirks abermals in Erinnerung zu bringen, auch von 
Zeit zu Zeit eine Republifation derfelben durch Die Amtsblätter zu 
veranlaffen, und die dagegen vorkommenden Uebertretungen mit un 
nachfichtlicher Orpnungsftrafe zu ahnden. 

Berlin, den 7. November 1851. 


Evangelifcher Gberkirchenrath. 
v. Uechtritz. 


An 
ſaͤmmtliche Königliche Konfiſtorien. 


7. 


—m— 73; 


In Bezug auf die Entſcheidung der Frage, ob die evangeliſchen 
Pfarrer und Kirchenbedienten auch nach Wegfall der Beſtimmung 
im $. 431. Tit. 11. Th. I. A. L. R. berechtigt find, von Einge⸗ 
pfarrten ihrer Parochieen überhaupt und infonderheit von folden, 
weldhe in gemifchter Ehe leben, Stolgebühren für Firdyliche Amtd 


handlungen zu erheben, welche durch Fatholifche Geiftliche vorgenom ; 


men werben, während der evangelifche Pfarrer dazu Fompetent ge 
wefen wäre, hat der Herr Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten 
unterm 6. d. M. diejenige Berfügung an die Königliche Regierung 
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n Erfurt erlaffen, welche wir dem Königlichen Konſiſtorium in ber 
ibſchriftlichen Anlage zur Kenntnißnahme mittheilen. 
Berlin, den 20. Oftober 1851. 


Evangeliſcher berkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
In fämmtliche Königliche Konfiflorien. 


Anlage 


Mit Bezug auf die, in dem Berichte vom 8, Juli d. I. Nr. 4691 
. 2 zur Entſcheidung geftellte Brage, ob die evangelifchen Pfarrer und 
Rirchenviener auch nach Wegfall ver Beftimmung im 6.431. Tit. 11. Th. IL 
4.2. R. berechtigt find, von Eingepfarrten ihrer Parochieen überhaupt 
nd infonderheit von folchen, welche in gemifchter Ehe Ieben, Stolgebühren 
ür kirchliche Amtshandlungen zu erheben, welche durch Eatholifche Geift« 
liche vorgenommen werben, während doch ber enangelifche Pfarrer dazu 
tompetent gewefen wäre, eröffne ich ber Königlichen Regierung, daß, da 
durch den Wegfall der im $. 431. Tit. 11. TH. IL. des A. L. R. erforverten 
Staatserlaubniß in den Parochialrechten ver einzelnen Geiſtlichen durchaus 
nicht8 geändert ift, der Anſpruch des parochus competens auf Zahlung 
der Stolgebühren dadurch nicht befeitigt werden Fann, daß der Parochiane 
ohne Vorwiſſen und Dimifjorial feined parochus ben betreffenden Akt durch 
den Beiftlichen einer anderen Konfeſſion vornehmen läßt. 

Berlin, ven 6. Oftober 1851. ' 


Der Minifler der geifllichen ꝛc. Angelegenheiten. 


von Raumer. 
An die Königliche Regierung zu Erfurt. 


V. 
Schulaufſicht. 
8. 


nn 


Aus einer Mittheilung des Herrn Minifterd der geiftlichen ıc. 
Angelegenheiten haben wir erfehen, welchen Werth auch Se. Ercel- 
In; darauf legt, daß die Beauffichtigung der Elementarfchule und 
ihrer Lehrer durch Superintendenten und Pfarrer forgfältig und 
kraͤftig gehandhabt werde. 

Bei der engen Verbindung zwiſchen Kirche und Schule kann 
es keinem Zweifel unterliegen, daß die Beaufſichtigung des Elementar⸗ 
ſchulweſens zu den weſentlichen Pflichten des geiſtlichen Amtes ge⸗ 
hoͤrt und in ſteigendem Maße gewinnt die Ueberzeugung Raum, 
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daß das Gebeihen der Elementarfchule eben fo fehr durch ihre Ver: 
bindung mit der Kirche bevingt, als das Wirken der Elementarfchule 
in feiner Befchaffenheit für die Zwede der Kicche von Wichtigkeit if. 

Die Superintendenten und Pfarrer dürfen ſich daher nicht dar⸗ 
auf befchränfen, ven Unterricht zu überwachen, weldyen die Elementar⸗ 
ſchule im Chriſtenthum ertheilt, fie haben auch dahin zu fehen, daß 
der anderweitige Unterricht derfelben nicht, wie in den lebten Jahren 
häufig. gefchehen, benußt werde, widerchriftliche Lehren zu verbreiten, 
und auch dahin, daß er die Richtung nehme, in welcher er geeignet 
ift, wie feine Beftimmung mit fich bringt, durch das, was er mit 
theilt und in dem Kinde hervorruft, chriftliche Erkenntniß, chriftlichen 
Glauben und chriftliches Leben zu fördern. Die Pfarrer haben nicht 
blos genügend oft und mit großer Sorgfalt die Schulen ihrer Ge 
meinde zu revidiren, fondern auch denjenigen Lehrern, die wegen 
nachläffiger Wahrnehmung ihres Amtes oder geringer Befähigu 
einer befonderen Ueberwachung bepürfen, eine unausgefeßte Fr; 
merffamfeit zuzuwenden und ſich ihnen durh Warnungen, Ermahnum 
gen, Aufmunterungen, Rathſchläge und Unterredungen über päda 
gogiſche Gegenſtände nüßlich zu machen. 

Gewiſſenhafte Geiftliche werben, durchdrungen von dee Wichtig 
feit des Elementarunterrichts für das Firchliche Leben, es fih an 
gelegen fein laſſen, ſchwachen Lehrern zu ihrer weiteren Ausbildung 
behülflich zu fein, auch fie, foweit es nöthig und mit ihren übrigen 
Amtsgefchäften vereinbar ift, in der Schule erfeben. 

Mit dem Allen wird es ihnen um fo beffer gelingen, in je 
größerem Maße fie fi) die Achtung und das Vertrauen der Lehrer 
zu erwerben gewußt haben. 

Wir veranlafien das Königl. Konfiftorium, den Superintendenten 
und Pfarrern die Beauffichtigung des Elementarſchulweſens in feinen 
ganzen Umfange um fo mehr an das Herz zu legen, als die Er 
eigniffe der neueften Zeit manche über ihre fortvauernde Verflichtung 
oder Berechtigung, die Elementarfchule und ihre Lehrer zu übers 
wachen, ungewiß gemacht und dadurch eine unfichere und Läffige 
Wahrnehmung ihrer betreffenden Obliegenheit herbeigeführt haben 
fönnten. 

Zugleich find diefelben darauf hinzumeifen, daß bei Befoͤrderun⸗ 
gen, Unterftügungsbewilligungen und fonfligen Auszeichnungen ihre 
Leiftungen für die Schule weſentlich mit in Erwägung gezogen wer 
den follen. 

Berlin, den 21. Suli 1851. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


In Vertretung: Ehrenberg. 
An das Königl, Konfiftorium. 
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Es ift feit Tängerer Zeit varüber Klage geführt worben, daß bie 
bon ben Geiftlichen als Lofalreviforen, fo wie die von ven Königlichen 
Euperintenventen und von den Graprieftern und Dechanten als Kreisſchul⸗ 
infpeftoren über die Elementarfchulen und ihre Lehrer zu führende Aufficht 
nicht überall dem Bebürfniffe und dem Zwecke der von der Unterrichtöver- 
waltung zu fordernden Schulaufſicht entſpreche. 

as dieſe Klagen betrifft, ſo weit ſie in der neueren Zeit auch von 
einzelnen Koͤniglichen Regierungen erhoben worden ſind, ſo iſt nicht zu 
verkennen, daß die allgemeinen —*28 — der letzten Jahre und die innerhalb 
derſelben genaͤhrten Erwartungen, in dem Weſen der Schulaufſicht ſelbſt 
würden durchgreifende Aenderungen vorgenommen werden, an manchen 
Orten die fich praftifch bethätigende Tiheilnahme an dem Schulwefen mehr 
her weniger mögen haben zurüdtreten laſſen. 

Diefen und ähnlichen Motiven, welchen es für die Zukunft an jever 
faftifchen Begründung fehlt, darf auf weiterhin ein Einfluß auf die Hand⸗ 
habung der Schulaufficht um fo weniger zugeflanden werben, als die Ueber⸗ 
zeugung immer lebendiger hervortritt, daß das Gedeihen der Elementarfchule, 
auch was deren Beauffichtigung angeht, von ihrer innigen Verbindung mit 
ber Kirche abhängig if. Es Liegt Hiernach ausreichende Veranlaffung vor, 
dieſen Zufammenhang wie in jeder anderen, fo auch in der Beziehung zu 
färfen, daß die beftehenden gefeglichen Beftimmungen über die dem Stante 

ende Beauffichtigung der Elementarfchulen und ihrer Lehrer durch 

liche Organe in ihrem ganzen Umfange zur lebendigen Ausführung 
gebracht werden. " 

Daß es dieſerhalb Aufgabe ver Königlichen Superintendenten und 
ver Pfarrer ift, ſich die Beauffichtigung der Schulen auf das Eifrigſte, 
nicht nebenbei, fonvern als einen wefentlichen Theil ihrer Amtöpflichten, 
angelegen fein zu laſſen, und daß bei Beförderungen, Unterflägungsbeiwilli- 
gungen und fonfligen Auszeichnungen ihre Leiftungen für die Schule jebed- 
mal mit in Erwägung gezogen werben follen, hat auf mein Erſuchen der 
Gsangelifche Oberkirchenrath durch die Königlichen Konfiftorien bereit3 zur 
Kenntniß ver betreffenden Superintendenten und Pfarrer bringen Taflen. 
Die Tatbolifchen Herrn Bifchöfe werde ich erfuchen, ihrerſeits eine ähnliche 
Mahnung an die ihnen untergeorpnete Geiftlichkeit ergeben zu laſſen. 

Hierauf geftügt Hat die Königliche Regierung nunmehr fämmtliche 
Superintendenten, Dekane, Kreisfchulinfpektoren, Pfarrer ac. anzuweiſen, daß 
fie die ihnen untergeoroneten Schulen genügend oft und mit der gehörigen 
Sorgfalt revidiren, wobei fie darauf hinzumelfen find, daß e8 bei den Re⸗ 
Hfionen weniger auf die Abfolvirung eines regelmäßigen und feftftehenven 
Zurnus, als darauf ankommt, daß fie denjenigen Schulen, deren Lehrer 
beſondere Ueberwachung oder Nachhülfe bebürfen, ihre dftere und nachhal⸗ 
üge Beauffichtigung zuwenden, bei ſchwaͤcheren Lehrern aber und namentlich 
im Meligionsunterricht felbft mit aushelfen. ' 

In welcher Weife diefer wichtige Punkt — ſei e8 durch Beſprechung 
auf Kreisſynoden oder auf anderem Wege — bei allen Geiſtlichen zu einer 
lebendigen Auffaffung zu bringen fei, hat die Königliche Negierung, fo weit 
&nöthig ift, unter Ruͤckſprache mit den betreffenden Eirchlichen Oberbehoͤrden, 
in Erwägung zu nehmen. 

4 
. 4 
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Wegen einer zweckmaͤßigen Abhaltung der Parochial⸗ und Shnobal 
Konferenzen der Schullehrer, beſonders foweit fie dazu dienen, in den ein 
zelnen Schulen deſſelben Bezirks Einheit in der zweckmaͤßigen Behandlun 
des Unterrichtd und der Erziehung zu befärvern, überlaffe ih der König 
lichen Negierung, im Anfchluß für die für den dortigen Verwaltungsbezir 
bereits vorhandenen Beftimmungen die nöthige Anweifung an die b 
den Geiſtlichen ergehen zu laſſen. 

Abſchrift des dieſerhalb zu Verfuͤgenden hat die Königliche Regierun 
binnen vier Wochen einzureichen. 

Berlin, ven 1. Oktober 1851. 


Der Minifter der geifllichen 1. Angelegenheiten. 


bon Raumer. 
An ſaͤmmtliche Königliche Regierungen. 


v1 
Parochialveränderungen. 


10. 


u 


Dem Königlichen Konfiftorium theilen wir in der abfchriftlichen 
Anlage eine von dem Herrn Minifter der geiftlichen ıc. Angelegen 
heiten im @inverfländniffe mit uns an die Königliche Regierung ir 
Frankfurt unterm 29. Auguft d. 3. erlaffene Verfügung, betreffen 
die Umpfarrung der Gemeinde Zauch von ber Barochie Gießmann 
dorf, zur Kenntnignahme mit, da das darin ausgedrudte PBrinit 
Pr ha Parochialtheilungen für die dortige Provinz von Interefi 

n fann. 

Berlin, ven 17. Oftober 1851. 


Evangelifher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An das Koͤnigl. Konſiſtorium zu N. N. 


Anlage. 


Nach dem Vortrage des hieſigen Koͤniglichen Konſiſtoriums iſt de 
Umpfarrung der Gemeinde Zauch von der Parochie Gießmannsdorf in bie 
Parochie Caſel ein dringendes kirchliches Beduͤrfniß; dies folgt nicht allein 
aus der oͤrtlichen Lage, da Zauch von Caſel nur eine viertel Stunde, ven 
Gießmannsdorf dagegen über eine Stunde fehlechten Weges entfernt M, 
fondern auch aus dem Umftande, daß die Kinder von Zauch bereitt in 


a 
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Caſel eingeſchult find, fowie dag vie Mitgliever ver Zaucher Gemeinde fich 
längft aus ber Kirche in Gießmannsdorf entwöhnt und Site in der Kirche 
zu Gafel genommen Haben. Der Geiflliche und der Kantor zu Gießmanns⸗ 
borf find vofationsmäßig verpflichtet, fih die Abzweigung der Gemeinde 
Zauch ohne Entſchaͤdigung gefallen zu Iafien, fo daß von dieſer Seite ver 
Auspfarrung fein Hindernig im Wege ficht. Nur der Miverfpruch der 
Gemeinde Gießmannsdorf hat die Ausführung dieſes Planes bisher ver⸗ 
jögert, diefer Winerfpruch kann jenoch bei näherer Erwägung nicht für 
hurchgreifend anerkannt werben. Das Recht neue Parochieen zu errichten 
und deren Grenzen zu beflimmen, fteht nach $. 238. Th. I. Zit. 11. A. L. 
A. dem Staate unter Zuziehung der geiftlichen Oberen zu, und nach $. 111. 
Lc. fann nur der Staat beflimmen, zu welcher Kirchengemeine jeder Ein- 
wohner als beitragendes Mitglied gerechnet werben foll. Ein Widerſpruchs⸗ 
recht verleiht der 6. 249. 1. c. nur der Mutterfirche gegen die Abzweigung 
ver Tochterfirche, als eine ſolche kann jevoch die Gemeinde Zauch, wegen 
ver dagegen fprechenden gejeglichen Vermuthung des $. 250 nicht ohne 
Weitered angefehen werben. Auf Entihänigung haben nur diejenigen Per- 
fonen Anſpruch, welche hierzu einen fpeziellen Rechtstitel nachweilen, da⸗ 
gegen hören die aus dem bloßen Parochialnerus herrührenden DVerpflich- 
tungen, wozu namentlich die Leiftungen und Beiträge zu den Pfarrbauten 
gehören, nach allgemeinen gefeglichen Beftimmungen ($. 182—188. Th. II. 
3.6, A. L. R) von felbft auf, fobald der Staat und ber geiftliche Obere 
im kirchlichen Interefie die Aufhebung des früheren Parochialverbandes 
für nothwendig erachten, wie dies bereit8 in dem unterm 7. Februar 1847 
bei Gründung des Pfarrfhftens zu Pyrrhene an die Königliche Regierung 
erlaffenen Reſkripte näher motivirt worden iſt. 

Da der Gemeinde Gießmannsdorf hiernach kein Recht zuſteht, gegen 
die Auspfarrung der Gemeinde Zauch, wegen der dadurch alterirten Bau⸗ 
verpflichtungen zu proteſtiren, fo veranlaſſe ich im Einverſtaͤndniſſe mit dem 
Evangelifchen Oberfirchenrathe die Königliche Negierung nunmehr in Ges 
meinfchaft mit dem biefigen Königlichen Konfiftorium in der Sache felbft 
weiter vorzugehen, und demnächſt das bezügliche Aus- und Einpfarrungs⸗ 
befret zur höheren Genehmigung einzureichen. 

Es wird hierbei die Abtrennung der Gemeinde Bauch von der Kirche 
in Gießmannsdorf und deren Einpfarrung zur Kirche in Caſel mit ver 
Wirkung anzuordnen fein, daß die Gemeinde Zauch von dem Ablaufe des 
Jahres an, in welchem die Auspfarrung erfolgt, zu feinen weiteren Leiſtun⸗ 
gen an das Kirchenfuflem in Gießmannsdorf angehalten werben Tann, wo⸗ 
gegen es der Kirchengemeinde Gießmannsdorf lediglich üherlaffen werben 
muß, wenn fie, außer dem freiwillig von Zauch erbotenen Abfindungs⸗ 
quantum bon 50 Thlr., noch weitere Anfprüche an viefelbe zu haben glaubt, 
ſolche im Wege Nechtens zu verfolgen. 

Berlin, ven 29. Auguft 1851. 


Der Minifler der geifllihen ıc. Angelegenheiten. 
von Raumer. 


An die Königliche Regierung zu Frankfurt. 
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VII. 


Verhältniß der evangeliſchen Landeskirche zu anderen 
Religionsgeſellſchaften. 





11. 


Das Königliche Konſiſtorium Hat unter dem 27ſten v. M. an⸗ 
gefragt, welches Verhalten von Seiten der evangeliſchen Geiſtlichen 
gegen die ſogenannten Deutſchkatholiken zu beobachten ſei, nachden 
der Zweifel über das Verhältniß zu den fogenannten freien &e 
meinden durch den Erlaß vom 10. Suni d. 3.*) feine Erledigung ge 
funden habe. Hierauf eröffnen wir demfelben, daß die in dem le 
teren Erlaſſe enthaltenen Grundfäge gegen alle Gemeinfchaften, welche 
ſich von den öfumenifchen Belenntnifien Iosgefagt haben, in An 
wendung zu bringen find, wonach das Königliche Konftftorium das 
Weitere verfügen wolle. 
Berlin, den 14. Juli 1851. 


Epangelifcher ©berkirchenrath. 
v. Uechtrißt. 
An das Königl. Konfiſtoriam zu N. N. | 


vm. 
Shriftlihe Sitte und Zucht. 





12. 
Die in der Vorſtellung des Vereins für innere Miſſton von 
20. Mai d. J. enthaltene Bemerkung, daß in dortiger Gegend all⸗ 
jaͤhrlich durch die Abhaltung der Herbſtkontrollverſammlungen der 
Landwehr eine bemerfenswerthe Störung in der Feier des Ernte 
banffeftes herbeigeführt werde, hat ung Veranlaffung gegeben, über 
biefen Gegenftand mit dem Herrn Kriegsminifter in Kommunifation 
zu treten, und unfere Ueberzeugung dahin auszufprechen, daß, fo 
vereinzelt eine ſolche Thatſache auch an ſich erfcheinen möge, doch 
daraus hervorgehe, wie tief die beftehenden Einrichtungen in bad 
firchliche Leben der Einzelnen und ganzer Gemeinden hineingreifen 
und wie großer Segen umgefehrt daraus hervorgehen würbe, wenn 
auch in. diefem Theile der militärifchen Einrichtungen der Achtung 
vor der Ruhe und der gottesbienftlichen Ordnung der Sonns und 
Feſttage eine unzweideutige Anerfennung zu Theil werben Fönnte. 


*) Aktenſtücke, Heft II. ©. 36. 
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Der Herr Kriegsminifter iſt auf dieſen Gegenftand in einem 
sführlichen Erwiderungsichreiben näher eingegangen, in welchem 
sbeſondere ausgeführt if, daß die Abhaltung regelmäßiger Kontroll⸗ 
rſammlungen und Waffenübungen zur Aufrechthaltung des Land⸗ 
hrinftituts unerläßlih, und eine Verlegung derfelben von ben 
onntagen auf Wochentage um deswillen unausführbar fei, weil 
e damit verbundene Verluft an Arbeitszeit gerade für die Ärmeren 
laſſen der Gefellichaft, für Tag- und Fabrifarbeiter, einen empfind- 
ben Ausfall an Tagelohn verurfachen und ihnen eine neue Laft 
ferlegen würde, für welche ihnen ein anderweitiger Erfas nicht 
boten werben Fönne, die fragliche Angelegenheit befinve ſich hier⸗ 
ich in der Lage, daß es entweder bei den bisherigen Ein- 
chtungen fein Bewenden behalten, oder bas Landwehr: 
nftitnt aufgegeben werden müffe. 

Dagegen ſtehe dem nichts entgegen, im einzelnen Falle befon- 
8 hervortretende Mipftände zu befeitigen und werde es beifpiels- 
fe in dem dort angezeigten Falle nur darauf ankommen, die dort 
abrgenommenen Webelftände in geeigneter Weile dem betreffenden 
indwehrbataillond- Kommandeur vorzuftellen und ihn zu erfuchen, 
e Kontrollverfammlungen am Sonntage nad) Michaelis, wenn dies 
mR angänglich fei, gar nicht anzufeßen. 

Indem wir daher den Verein von diefer Sachlage in Kenntnig 
gen, geben wir bemfelben anheim, für bie Befeitigung des bemerf- 
® Uebelftandes in ber von dem Herrn Kriegsminifter für zuläffig 
sachteten Weiſe die geeigneten Schritte zu thun. 

Berlin, den 24. Suli 1851. 

Evangelifcher Oberkirchenrath. 
| In Vertretung: Ehrenberg. 
s den Derein für innere Miffion an der Plöne. ' 
| | 13. 

Dem Königlichen Konfiftorium theilen wir in der Anlage Ab⸗ 
wift einer Verfügung zur Kenntnißnahme mit, welche der Herr 
Hnifter des Innern unterm 24. v. M. an die Königlichen Regie: 
mgen zu Potsdam, Erfurt, Oppeln, Minden, Marienwerber, 
tettin und das Königliche Polizei» Präftpium hierfelbft, als an 
elche Behörden die früheren Verfügungen vom 30. September und 
‚Rovember 1849 ergangen waren, in Bezug auf das polizeiliche 
Infchreiten zur Trennung von Konfubinaten erlaffen hat. 

Berlin, den 12. Auguft 1851. 

Evangelifcher Oberkirchenrath. 


In Bertretung: Ehrenberg. 
a ſaͤmmtliche Königliche Konfiftorien. 
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Anlage 


Unter Bezugnahme auf ven biedfeitigen Erlaß vom 80. September 
und 2. November 1849, das polizeiliche Einfchreiten gegen Konkubinate bes 
trefenb, finde ich mich veranlaßt, der Königlichen Regierung Folgendes zu 
er 


en. 

Seit Veröffentlichung ver Verfafſungsurkunde iſt das bis dahin zum 
Anwendung gebrachte polizeiliche Einfchreiten zur Trennung von Konkubi 
naten deshalb ferner nicht für zuläffig erachtet worden, weil nie Allerhoͤchſt 
Kabinetdordre vom 4. Oktober 1810, auf welcher die jenes Einfchreiten an 
ordnenden Minifterialerlaffe beruheten, nicht publizirt fei, alfo Feine allge 
mein verbindliche Kraft habe, und es mithin folchem Ginfchreiten an eine 
gefeglichen Grundlage fehle. Diefe in den betreffenden biedfeitigen Erlafte 
neuerlich aufgeftellte und bisher feſtgehaltene Anficht ift jeßt einer ned 
maligen Prüfung unterzogen, und hierbei zu meiner Kenntniß gelangt, ba 
der Herr Juſtizminiſter die Gefeßeöfraft der Allerhöchflen Ordre ver 
4. Oktober 1810 für ungweifelhaft erachtet, indem viefelbe vor Veroͤffenl 
lihung der Verordnung vom 27. Dftober 1810 ſchon unterm 27. Dfte 
ber 1810 von Seiten des Königlichen Juftizminifteriumsd fämmtlichen Ober 
gerichten zur Nachachtung zugefertigt, auch voraudzufegen fei, daß burt 
diefe die vorfchriftsmäßige Bekanntmachung erfolgt fein werde, und hiernat 
mit Rückſicht auf die Beflimmungen $. 10 und 11 ver @inleitung zu 
Allgemeinen Landrechte, in Verbindung mit denen des $. 4 des Geſeh⸗ 
vom 3. April 1846, die Allerhöchfte Ordre vom 4. Oktober 1810 für gı 
hoͤrig publizirt gelten muͤſſe. Diefer Anficht des Herrn Juſtizminiſters kan 
ich um fo weniger entgegentreten, als die fragliche Allerhädhfte Orbre 
nach ihrem Erlaffe auch ven fämmtlichen Königlichen Regierungen zur Net 
achtung befannt gemacht worben if. Faͤllt demnach die Gru de 
neueren diesſeitigen Erlaſſe weg, fo koͤnnen auch dieſe Feine weitere Anwen 
dung mehr finden, vielmehr muß die AUllerhöchfte Orpre vom 4A. Oftobe 
1810 und der darin Fund gegebene Grundſatz des damaligen Allerbhoͤchſte 
Gefeßgeber8 zur Anwendung gebracht werben. Demgemäß iſt das nid 
ehelihe BZufammenleben von Perſonen verfchiedenen Geſchlechts, dern 
Verheirathung ein gefegliches Eheverbot entgegenftehet, un 
den Polizeibehoͤrden nicht zu dulden, vielmehr auf Grund der Allerhoͤchſin 
Verordnung vom 4. Dftober 1810, und des $. 20 des Gefehes dom 
11. März 1850 über die Pollzeiverwaltung, nöthigenfall8 durch vie gef 
lichen Zwangsmittel, dagegen polizeilich einzufchreiten. 

Berlin, den 24. Juli 1851. 


Der Minifler des Innern. 
Im Allerhoͤchſten Aufttage: von Manteuffel. 


An 
die Königliche Regierung zu Potsdam, Grfurt, Oppeln, Minden, Marienwerit, 
Stettin, und das Königliche Polizeipraͤſidium hier. 


de 
IX. 


Beſtenerung. 





14. 


Das Königliche Konfiftorium benachrichtigen wir hierdurch, daß 
r in Berüdfichtigung der durch die neueren Zeitumftände vielfach 
sachtheiligten Lage der evangelifchen Geiftlihen und kirchlichen 
iftungen uns bewogen gefunden haben, mittelft Immediatberichts 
m 28. Februar d. I. an des Königs Majeftät die ehrfurchtöuolle 
tte zu richten, Sich der Kirche und ihrer Diener in Gnaden an⸗ 
men, und insbefondere dem Königlichen Staatsminifterium em⸗ 
bien zu wollen, bei der durch das Gefeh vom 24. Februar 1850 
Ausficht geftellten Befteuerung der Firchlichen Grundſtücke dem 
che der Firchlichen Anftalten auf eine Entfchädigung Anerkennung 
berfahren zu lafien. 
Durch das Königliche Staatsminifterium find wir nunmehr 
Alterhöchften Auftrage davon benachrichtigt worden, daß des 
migs Majeftät diefen unfern Immediatbericht dem Königlichen 
satsminifterium mittelft befonderer Allerhöchfter Ordre zuzufertigen, 
b dabei zu beflimmen geruht haben, daß die beantragte Entichä- 
g der kirchlichen Anftalten für die Aufhebung der Grundfteuer- 
felungen bei der Berathung der im Geſetze vom 24. Februar 1850 
rbehaltenen Gefetentwürfe in nähere Erwägung gezogen wer- 


n folle. 

Das Königliche Konfiftorium wird hieraus mit uns die Ber 
bigung entnehmen, daß die Entjchließung der Königlichen Staats- 
fierung über diefe für die kirchlichen Anſtalten fo wichtige Frage 
dt ohne vorgängige forgfältige Prüfung und Erörterung der kirch⸗ 
ben Intereſſen gefaßt werden wird, und wird daffelbe dadurch in 
k Stand gefeht fein, in geeigneten Fällen die Betheiligten in dem 
ertrauen auf die Weisheit der höchften Stantsbehörden zu ſtärken 
d zu befeftigen. 

Berlin, den 7. Auguſt 1851. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 
In Vertretung: Ehrenberg. 
ı fimmtliche Königliche Konftftorien. 


15. 

Dem Königlihen Konftftorium laſſen wir in der Anlage Ab- 
jeift einer von dem Königlichen Minifterium für landwirthſchaft⸗ 
he Angelegenheiten unterm 21. Mai d. 3. erlaffenen Berfügung, 
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den $. 95 des Ablöfungsgefeßes vom 2. März 1850 betreffend, zur 
Kenntnißnahme zugehen. 
Berlin, den 14. Suli 1851. 
Epangelifcher Oberkirchenrath. 
In Vertretung: Ehrenberg. 
An fämmtlicde Königliche Konſiſtorien. 


Uulage 
Der 8. 95 des Abldfungsgefehes vom 2. März 1850 bezweckt Haupt 


fächliy ein doppeltes und mehrfache Auseinanderfegungsperfahren in ein. 


und demfelben Gemeindeverbande, oder doch wenigftens zwifchen denſelben 
Parteien, zur Erfparung von Zeit und Koften zu vermeiden. Diefer Zwei 
wird gegenwärtig, nachdem in Folge der Berathungen in den Kammer 
das Iegte Alinea des F. 65 in das Gefeh aufgenommen worben ift, nidt 
mehr vollftännig erreicht. Denn da hiernach Präftationen an Kirchen, 
Pfarren, Küftereien und Schulen für jet nur in Gelorente verwandelt 
werden dürfen, die Beflimmung über deren vefinitive Ablöfung aber einem 
befonveren Geſetze vorbehalten worden ift, jo werben, wenn auch gegen 
wärtig eine Verwandlung dieſer Präftationen in Rente erfolgt, Fünftig 
Abldfungsverhandlungen nach Maßgabe des vefinitiven Geſetzes dadurch doch 
nicht vermieden. Dennoch hat der $. 95 feine urfprüngliche Fafſung behalten, 
und e8 kann nach dieſer in Verbindung mit $.6 seq. 1. c. einem Zweifel unter» 
worfen fein, daß der Berpflichtete, wenn er überhaupt auf Ablöfung probe 
ziren will, feinen Antrag auch auf die auf feinem Grundſtücke haftenden, ven 
gedachten geiftlichen Inftituten zuſtehenden Präftationen richten muß, wenn 
gleich rüdjichtlich der Tegteren nur eine Rentenverwandlung flattfinden kann 

Wenn nun aber in einem ſolchen Balle der Provofant felbft verlangt, 
daß das weitere Verfahren über die Rentenverwandlung ver Präflationen 
an bie geiftlichen Inftitute vorläufig, und allenfalls bis zum Erfcheinen ve} 
definitiven Geſetzes über die Abldfung diefer Präftationen, auf fich beruhen 
bleibe, und die Vertreter der geiftlichen Inftitute fich dieſem DBerlangen ans 
fchliegen oder vemfelben doch nicht widerfprechen; fo halte ich es nicht nu 
für zuläffig, fondern auch für zweckmäßig, einem ſolchen Verlangen flatt 
zu geben. Denn ed wird hierdurch bei dem vorhandenen gegenfeitigen Ein 
gerftännnifle, Niemandes Mecht verlegt und auch dem Zwecke des $.95Lc. 
nicht zuwider gehandelt. Ueberdies aber Tiegt ed bei dem großen Anbrang 
auf Ablöfung eben fo im Interefje der Parteien als ver Auseinanderſetz 
behörben, diejenigen Auseinanberfeßungen, welche von ven Betheiligten N 
nicht gewünfcht werden, den übrigen nachzufegen. . 

Daß durch die Ausfegung des Verfahrens zwifchen dem Provofanten 
und den geiftlichen Inftituten das Verfahren zwifchen dem erfteren und den 
übrigen Berechtigten nicht weiter berührt, vielmehr ohne Verzug zu Ent 
gebracht werden muß, verfteht ſich von ſelbſt. 

Berlin, den 21. Mai 1851. 

Für den Minifler für landwirthfchaftlihe Angelegenheiten. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage: von Wefphalen. 


An 
die Königl. General⸗-Kommiſſion zu Berlin, Breslau, Stendal, Bofen, Stargard, 


Münfter, und die Königl. Regierung zu Königsberg, Gumbinnen, Marien | 


werber, Danzig, Frankfurt, Koblenz. 
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Denkfhrift 
betreffend 
die Bedürfniffe der evangelifchen Kirche in Preußen, . 





J. Geſchichtliche Einleitung. 


ie Geſchichte der evangeliſchen Kirche in Preußen iſt mit der 
chichte des regierenden Königlichen Hauſes und mit der Ent- 
elung des Staate- und Volkslebens In unferem Vaterlande auf 
Innigſte verwachfen. Ihre Außerliche rechtliche Stellung. bildet 
mehr als 300 Jahren einen integrirenden Theil der gefammten 
ats⸗ und Landeöverfaffung, und kann die eine in einer völligen 
nnung von der anderen nicht gedacht werben. _ 
In dem Herzogthum Preußen wurde bereitö im Sahre 1525 
dem Landtage zu Königsberg von dem Landesherrn, dem vor⸗ 
igen Hochmeifter, Herzog Albrecht, und den verfammelten 
nden eine neue, den Grundfägen der Reformation entfprechende, 
henordnung für das ganze Land angenommen, und diefe Kirchen 
mung von den Landesbifchöfen, Georg zu Samland und Er- 
dt zu Pomefanien, gutgeheißen und beftätigt. Auf dem Reichs⸗ 
zu Rublin am 19. Juli 1569 beftätigte der damalige Lehnsherr, 
ig Sigismund Auguft von Polen, die unverrüdte Aufredhts 
ung der Lehre ver Augsburgifchen Konfeffion in Preußen. Durch 
Frieden von Wehlau endlih vom 16. September 1657 wurde 
Lehnsnerus zwifchen Preußen und Polen definitiv gelöft, und 
fouveräne Autorität des brandenburgifchen Herrfcherhaufes in 
ußen für alle Folge feftgeftellt, damit aber zugleich die von dem 
desherrn im Einvernehmen mit feinen Ständen getroffenen Ein; 
ungen in SKirchenfachen gegen jede Anfechtung von Außen ber 
ert 


In gleicher Weife wurde in den brandenburgifchen Stamm- 
en verfahren. Durch die, von den Ständen auf den Landtagen 
1540, 1550 und: 1572 anerfannte, von dem Kaifer Karl V. 
dem römifchen Könige Ferdinand urkundlich beftätigte Kirchen⸗ 
ng des Kurfürften Soachim IL vom Jahre 1540 war and) in 
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dem Kurfürftenthum der Marken das gefammte Kirchenwefen nad 
der reinen Lehre des Evangeliums reformirt worden, und hatte diefe 
Kirchenordnung die ausdruͤckliche Bewilligung und Beftätigung des 
Bifhofs Matthias von Brandenburg erhalten. Durch den $. 20 
des Augsburger Reichsabſchiedes von 1555 und den Artifel V. 8.48 
des Dsnabrüder Friedensinftruments war die geiftliche Jurisdiktion 
der römifch-Fatholifchen Bifchöfe in Anfehung der Kurfürften, Fürs 
ſten und Stände Augsburgifchen Belenntniffes und ihrer Untertha⸗ 
nen völlig eingeftellt und fuspendirt und den Landesherren Fraft des 
ihnen reichögefeglich anerfannten Jus reformandi die Ordnung des 
Kirchenweſens in ihren Territorien überlaffen worden, mithin auch 
hier die von den Landesherren vollgogene Reformation gegen jeven 
Einfpruch von dritter Seite her ficher geftellt. 

Diefelbe Rechtswirfung trat durch die genannten Reichögefege 
in denjenigen, fpäter der Krone Preußen anheimgefallenen Reiche 
landen ein, in welchen die Reformation eingeführt worden war, fa 
e8 daß diefelbe, wie 3. B. in Pommern und den vormals Föniglid 
fächfifchen Lanvestheilen, eine Reform des ganzen Kirchenweiens 
in fich begriffen, fei e8 daß fie, wie 3. B. in den Fürftenthümer 
Halberftadt und Minden, in den Graffchaften Marf und Raven 
berg und in dem Herzogthum Eleve, nur in einer Etablirung be 
oe Kirche neben der römifch-Tatholifchen Kirche beflaw 
den hatte. 

Die preußifch- brandenburgifchen Stammlande, Preußen un 
die Marf Brandenburg, und das fpäter denfelben hinzutretende 
Pommern blieben bis in das achtzehnte Jahrhundert ausfchließ: 
lich evangelifche Territorien. Der römifch-Fatholifche Kultus in 
ihnen blieb bis auf viefe Zeit auf die Berechtigung zur bloßen 
Hausandacht beſchränkt. Erft unter den Regierungen Friedrich 
Wilhelm I und Friedrich I. wurde an einzelnen Orten, wie 
in Spandau und Berlin, Eonzeffionsweife die öffentliche Ausübung 
des roͤmiſch-katholiſchen Kultus wieder geftattet. Weitere Berechtn⸗ 
gungen erhielt die römifch-Tatholifche Kirche auch für dieſe Provin⸗ 
zen durch das Religionsedikt vom 9. Juli 1788 in Verbindung mi 
dem Allgemeinen Landrecht von 1794, durch Die Bundesafte von 1818 
und durch das Fönigliche Patent vom 30. März 1847. 

Durch die jülich-elevifche Exrbfchaft, durch die Abtretung Schle 
ſiens, durch die Erwerbung der vormals polnifchen Landestheile, 
und durch Die neueften Erwerbungen von 1815, hat der preußifce 
Staat zu feinen urfprünglichen, rein evangelifhen Stammlanden 
einen Zuwachs von Lanbestheilen erhalten, in denen bis dahin bie 
römiſch⸗katholiſche Kirche entweder die allein herrfchende gewefen 
war, oder doch von Alters her eine ſtaatsrechtlich anerfannte Ste 
fung neben der evangelifchen Kirche behauptet hatte. Der preußiſche 
Staat hat die römiſch⸗katholiſche Kirche nicht nur in dieſen neuem 
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cauiſitionen in ihren vorgefunnenen Rechten aufrecht erhalten und 
ſchützt, fondern auch derſelben, wie bereit angeführt, in feinen 
ringen Stammlanvden das freie öffentliche Religionserercitium 
ngeräumt. | 
Durch die neueften Feftfegungen in der Verfaffungsurfunde vom 
‚Dezember 1848 (Art. 12) und vom 31. Januar 1850 (Art. 15) 
I nun eine weitere Entwidelung in dem Redhtöverhältnifie des 
taats und der beiden Kirchen eingetreten. 
Diefee Artikel Tautet: 
„Die evangelifhe und die römifch-Fatholifche Kirche, fo wie 
jede andere Religionsgefellfchaft, ordnet und verwaltet ihre 
Angelegenheiten felbftftändig, und bleibt im Befis und Genuß 
der für ihre Kultuss, Unterrichts» und Wohlthätigfeitszwede 
beftimmten Anftalten, Stiftungen und Bonds.’ 
In Anfehung der römifhsFatholifhen Kirche Hat die 
sführung diefer Verfafiungsbeftimmung Feine Schwierigfeiten ge: 
nd 


en. 

Die römifch-katholifche Kirche in Preußen hat von den Älteften 
iten ber in ihren Bifchöfen die Organe einer felbfiftändigen Ord⸗ 
ng und Verwaltung ihrer Angelegenheiten bewahrt. Diefe find 
genwärtig für legitimiert angenommen worben, die felbftftändige 
rdnung und Verwaltung der Fatholifchen Kirchenſachen fortzufüh- 
t, fo wie dasjenige, was von Seiten des Staats etwa noch ab⸗ 
weten fein möchte, zu übernehmen. 

Die römifch-Fatholifhe Kirche beſitzt ferner theils in den ihr 
8 früheren Zeiten ber verbliebenen Bonds, theils in der feit dem 
hre 1815 von Seiten des Staats ihr neugegebenen Ausftattung 
liche Mittel, um ihre Firchlichen Bedürfniſſe zu befriedigen. 

Bei der evangelifhen Kirche findet Died alles nicht in 
ichem Maße ftatt. 

Zwar befist die evangelifhe Kirche in Preußen, was zunächft 
: Zegitimationsfrage anlangt, in der Perfon des evangelifchen 
ndesherrn diejenige reichs- und landesgeſetzlich anerfannte Ver⸗ 
tung, welche befähigt ift, ‘die nöthigen Vollmachten zur Ueber⸗ 
me der der Kirche zugeficherten felbftftändigen Verwaltung aus- 
ellen. 

Dagegen find die zur Zeit beftehenden Drgane der Kirchen; 
ſierung, nämlich die oberfte Landesficchenbehörde, die Konfiftorien, 
: Synoden in den weftlichen Provinzen und die Superintendenten 
° jest noch nicht mit den dazu erforderlichen Mitteln und Kräften 
Sgeftattet, und auch noch nicht mit den Vollmachten verfehen, de- 
ı fie bebürfen, um namentlich die Verwaltung der Firchlichen Ver⸗ 
Igensangelegenheiten unmittelbar zu übernehmen. 

Endlich find die der evangelifchen Kirche belafienen oder neu 
geraͤnmten Anſtalten, Stiftungen und Fonds für die Befriedigung 
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der Bedürfniſſe, für welche die Kirche fortan ſelbſtſtaͤndig ſorgen fol, 
unzulänglich. 

Die im fechszehnten Jahrhundert in den preußifch- brandenburs 
giihen Stammlanden und in dem größeren Theile der fpäter er 
worbenen Provinzen vollzogene Reform des Kirchenweſens nad 
der reinen Lehre des Evangeliums gab für ſich noch feinen Rechis⸗ 
titel, um von den bisherigen Gütern und dem Vermögen der Kirche 
etwas abzunehmen nnd einem dritten Eigenthümer zuzuwenden. 

Nur die Art der Verwendung Fonnte und mußte nach vefor 
matorifchen Grundfähen zum Theil anders beflimmt werben. 

Die vorhandenen Kirchengüter zerfielen zur Zeit der Reforma⸗ 
tion in drei Hauptmaflen: in das Bermögen und Einfommen be 
einzelnen Kirchen und geiftlichen Stellen, in das Vermögen der Ks 
pitel und Klöfter und anderer Firchlicher Korporationen, und in bad 
Vermögen und Einfommen der Biſchöfe und Würbenträger ber 
Riche. Ueber dieſe drei Hauptmaffen wurde in folgender Weile 
disponirt. 

Das Vermögen und Einkommen der einzelnen Kirchen 
und Pfarrftellen blieb grundfäglich unangetaftet und feinem 
bisherigen Zwecke gewidmet. Verluſte, welche hier und da darin ein 
traten, waren nicht Die Konfequenz eines allgemeinen Sekulariſations⸗ 
prinzips, fondern nur Folgen einzelner Zufälligfeiten, Verwirrungen 
oder ſelbſt Ungerechtigfeiten. Das Kirchen» und Pfarrvermögen im 
Großen und Ganzen wurde durch die Reform der Lehre und dei 
Kultus nicht berührt. 

Auch das Bermögen der Kapitel, der Klöſter und be 
kirchlichen Korporationen blieb zum großen Theile ungefchmd 
lert. Dagegen wurde ber Zwed der Verwendung meift verändert. Nur 
die Kranfen-.und Armenftiftungen (Hospitäler, Siech- und Armen 
häufer) blieben unter anderen Verwaltungsformen ihrem urfprüng 
lichen Zwede gewidmet. Das Vermögen der Klöfter und Stifte 
wurde zu einem guten Theile zu Unterrichtözweden, zur Ausftattung 
von Schulen und Univerfitäten, verwendet. Ein anderer Theil die 
fer Korporationen wurde in der Weife umgeftaltet, daß der Ficchlice 
Charakter verfelben mehr in den Hintergrund trat, und die Korpe 
rationen überwiegend den Charakter einer Verforgungsanftalt für 
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gewiffe berechtigte Kreife annahmen. Ein weiterer Theil der Stifts : 


und Kloftergüter wurde aber ſchon damals, nach der Selbftauflis 
fung oder dem NAusfterben der Korporationen, ald bonum vacans 
behandelt, und den Stiftern und Patronen, fei ed den Landesherren 


oder anderen berechtigten Familien, als ein freigeworbenes Cigen⸗ 


thum wieder zurück geftellt. 
Die dritte Hauptmaffe bildete die Dotation der Bisthümer 
und der kirchlichen Würbenftellen. Die reichliche Ausftattung dieſer 


Stellen hatte im Zufammenhange geſtanden mit ber vegimentlihes 
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Autorität ihrer Inhaber, ſowohl im Weltlichen, als Stände des 
Reichs oder Ianbfäffige Stände, als audy in der Kirchenregierung. 
Diefe erftere Stellung, als weltliche Herren über Land und Leute, 
war mit dem Begriffe, welchen die gereinigte Lehre des Evangeliums 
wit dem Amte der Diener Ehrifti verband, nicht ferner vereinbar, 
und manche Bilchöfe, wie die von Samland und Pomefanien, ent- 
äußerten fich mit ihrem Befenntniffe zum Evangelium freiwillig dies 
fer ihrer Machtbefugniſſe. Aber auch die Firchenregimentliche Auto- 
ritaͤt der Bifchöfe hörte in der Folge auf, und es traten Konfiftorien 
und GeneralsSuperintendenten an ihre Stelle. Die Bifchöfe farben 
auch da, wo fie fi der Reformation zugewendet hatten, allmählig 
ans; ihre Stellen wurden nicht wieder befeht, die Lanbesfürften 
wurben zu Adminiftratoren der erlenigten Bifchofftühle gewählt: 
ober ernannt, und das Vermögen der Bisthümer ſchmolz almählig 
mit der Iandesherrlichen Domaine zufammen. 

Den Landesherren wurde dadurch ein bedeutender Zuwachs an 
Macht und Einkommen zu Theil. So find beifpielsweife neuerdings 
allein die Einfünfte von den ſechs Tafelgütern des Biſchofs von 
Havelberg, welche ſchon im Sabre 1548 zur Iandesherrlichen Ad⸗ 
miniftration gezogen wurden, ben Aemtern Wittftod, Zechlin, Gold⸗ 
bed, Plattenberg, Schönhaufen und Yehrbellin, auf mehr als 
100,000 Thlr. jährlih gefhäst worden. Außer dem Bisthum 
Havelberg gelangten in der Marf noch die Bisthümer Brandenburg 
und Lebus, in Preußen die Bisthümer Pomefanien und Samland, 
in Pommern das große Bisthum Cammin, in Sachſen die Bis- 
thümer Dierfeburg und Naumburg, und fpäter die reichsunmittels 
baren Bistümer Magdeburg, Halberſtadt und Minden in den 
landesherrlichen Befib. Diet Erwerbungen in dem Zeitalter der 
Reformation bilden einen wefentlichen Beftandtheil der Grundlagen, 
auf denen die Weisheit und die Energie der preußifchen Könige 
nachmals bie gegenwärtige Größe ihres Haufes und Volkes zu ers 
bauen im Stande geweien ift. 

Mit der Uebernahme der bifchöflihen Güter und Beſitzungen 
gen aber auf den evangelifchen Landesheren auch Diejenigen 
hten der Fürforge und Erhaltung in Anfehung der Kirche über, 

welche auf dem Bilchofamte als ſolchem ruhen. Die evangelifchen 
Landesherren haben dieſe Pflichten niemals von ſich abgelehnt, fon- 
dern diefelben nad) Bebürfniß der Zeiten zu erfüllen geftrebt. Dem- 
gemäß find fchon in den Zeiten der Reformation die von dem Lanz 
desherrn gegründeten neuen Konfiftoriateineichtungen für die evan- 
gelifche Kirche von dem Landesheren mit denjenigen Mitteln und 
Fonds ausgeftattet worden, deren fie damals zu ihrer Wirkfamfeit 
benurften. In gleicher Weiſe ift bei den fpäteren Veränderungen 
in diefer Verfafiung, namentlich bei der Errichtung des franzöfifchen 
Dberfonfiftoriums, des reformirten Kirchendirektoriums und des 
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Intherifchen Oberfonftftoriums im Laufe des vorigen Jahrhunderis, 
der Bedarf dieſer Behörden von dem Landesheren angewielen worden. 
Richt minder haben ſich die Landesherren zu allen Zeiten die Grün 
dung und Dotirung neuer Pfarrftellen, die Erbauung von Kirchen, 
und die Stiftung beſonderer Tirchlicher Fonds angelegen fein laſſen. 

Einen beftimmten urfundlichen Ausprud hat das Anerfenntniß 
dieſer Verpflichtung im Jahre 1810 gefunden. 

In diefem Jahre fah fi) die preußifche Regierung durch die 
Roth, in welche der unglüdliche Krieg von 1806— 1807 und bie 
von Frankreich auferlegte Kriegskontribution das Land verſetzt hatte, 
gezwungen, von dem Rechte Gebrauch) zu machen, welches ver 
Reichsdeputationshauptfchluß vom 25. Februar 1803 den veutfchen 
Landesregierungen beigelegt hatte, die noch vorhandenen geiſtlichen 
Stifter und Klöfter einzuziehen und ihre Einkünfte zum Beſten ber 
beprängten Staatsfaffen zu verwenden. Durch das Enift über bie 
Finanzen des Staats vom 27. Oftober 1810 (Gefebfammlung ©. 25) 
wurde dieſe Abficht öffentlich verfündigt, und durch das Edilt vom 
30. Dftober 1810 über die Einziehung fämmtlicher geiftlicher Güte 
in der Monardjie (Gefegfammlung ©. 32) in das Merk gefeht 
Der 8. 1. dieſes letzteren Edikts verordnet: 

„Alle Klöſter, Dom⸗ und andere Stifter, Balleyen und Kom 
menden, fie mögen zur Fatholifchen oder proteflan 
tifhen Religion gehören, werben von jeht an als Staatk 
güter betrachtet.‘ 

Diefe Verordnung betraf in dem damaligen Umfange der Mon 
archie evangelifcher Seitd die evangelifchen Domftifter zu Havelberg, 
Eolberg und Cammin, fo wie die Ballei Brandenburg des Johan 
niterordens, das Heermeiftertbum und die Kommenden derſelben, 
welche in Folge dieſes Edikts aufgehoben und den Staatögüter 
einverleibt wurden. Nur das Domfapitel zu Brandenburg wurd 
in der Folge der ihm gleichfalls drohenden Aufhebung wieder enb 
zogen. Gleichzeitig wurde auch in den von Preußen an das Königs 
reih Weftphalen abgetretenen vormals preußifchen Landestheilen 
mit der Aufhebung der Stifter und Klöfter verfahren, und die Aufı 
hebung der rein evangelifchen oder paritätifch gemifchten Domkapitel 
zu Magdeburg und Halberftadt und der Kollegiatftifter zu Magde⸗ 
burg, Halberftadt, Walbeck, Herford, Bielefeld, Luͤbbecke und Min 
ben vollzogen. Ihre Güter fielen an die Staatsbomaine und gingen 
in dem Sahre 1813 von dem Königreich Weftphalen wieder a 
Preußen über. 

Mie hoch der Geldwerth des Befibes fich beläuft, ben ber 
preußifche Staat in jener Zeit ſchwerer Bedrängniß aus der Ser 
larifation evangelifcher Kirchengüter erhalten hat, ift nicht bekannt. 
Es fteht jedoch thatfächlich feft, daß noch im Jahre 1846 die Summ 
der Kompetenzen, welche Ä u 
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ı) an die ehemaligen Mitgliever und Exfpeftanten ber aufgehobenen 
evangelifchen Domflifter zu Magdeburg, Havelberg, Golberg und 
Eammin zu zahlen waren . . 39,900 Rthlr. 22 Ser. 7 Pf. 

b) an die evangelifchen Mitglieder 
und Erfpeftanten ber aufgeho- 
benen Domftifter zu Halberftadt 
und Minden ......... _88,289_ +» 20 °— + 

zuſammen ... 78,190 Rihlr. 12 Sgr. 7 Pf. 
hetragen bat — ungerechnet die Beträge, um welche die Staats- 
sffen in der Periode von 1810—1846 durch das Ausfterben ver 
Berechtigten bereits entlaftet waren. 

Gleichzeitig mit dieſer Sefularifation eines beträchtlichen Theiles 
sangelifchen Kirchenguts und in unmittelbar rechtlicher Gegenbe- 
ehung auf diefelbe, wurde in demfelben Evikt vom 30. Dftober 1810 
je Berpflihtung des Staats urkundlich anerkannt, für die noth⸗ 
endigen Bedürfniſſe der beiden Kirchen, der euangelifchen wie ber 
miſch⸗katholiſchen, zu forgen. 

Der $. 4. des Edikts vom 30. Oftober 1810 (Geſetzſammlung 
. 32) erklärt: 

„Wie werben für hinreichende Belohnung der oberften geiſt⸗ 
lichen Behörden, und mit dem Rathe derfelben für reichliche 
Dotirung der Pfarreien, Schulen, milden Stiftungen und 
felhft derjenigen Klöfter forgen, welche ſich mit der Erziehung 
der Jugend und der Krankenpflege befchäftigen und weldje 
duch obige Worfchriften entweder an ihren Hiönerigen Ein- 
nahmen leiden, oder deren durchaus neue Fundirung nöthig 
erfcheinen duͤrfte.“ 

Diefe, von der geſetzgebenden Gewalt für beide Kirchen gleich- 
Aßig ergangene, rechtsverbindliche Zuficherung, ift demnaͤchſt aud) 
e die römiſch-katholiſche Kirche etliche Jahre fpäter wieder 
nfgenommen und nad) vorgängiger Verhandlung mit dem päbft- 
hen Stuhle durch die Bulle de salute animarum vom 16. Juli 1821 
ab die Königliche Ordre vom 23. Auguft 1821 (Gefebfammlung 
m 1821 ©. 113) in Vollzug gefeßt worden. Der römiſch⸗katho⸗ 
ſchen Kirche ift hierdurch die reichliche Ausftattung ihrer Bilchof- 
Ahle und Domkapitel und der dazu gehörigen Inſtitute, ald Se⸗ 
dnarien, Emeritenanftalten und Demeritenanftalten, fo wie bie 
aterhaltung der Domkirchen zu Theil geworben. Nach dem Etat 
on 1849 bezieht die römifch- Fatholiiche Kirche für dieſe Gegenftände 
Hein, außer dem Ertrage der ihr eigenthümlich gehörenden Fonds, 
N) 144,533 Rthlr. 16 Sgr. 11Pf. 
ihrlich aus Staatsfonds noch fernere 346,045 » 28 +» 8 

zufammen . . . 490,599 Rthle. 15 Sgr. 7Pf. 
mb außerdem an Befoldungen und | 
zuſchüſſen für Pfarrer und Kirchen 373,119 = — +: — + 
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Die Zufchüffe des Staats zu den Berürfniffen der roͤwiſch⸗ 

fatholifchen Kirche betrugen hiernach im Ganzen 
— 719,165 Rihlr. = Ä 

In Anfehung der evangelifchen Kirche iſt Dagegen die in dem 
Edikt vom 30. Dftober 1810 ertheilte Zuſicherung noch nicht in Er⸗ 
füllung gegangen. 

Zwar ift in der Periode von 1810 bis jetzt für manche ein 
zelne Bebürfniffe der evangeliichen Kirche von Seiten des Staats 
eine Abhülfe getroffen worden. Auch ift zu zwei verſchiedenen Malen, 
nämlich in den Jahren 1814 bis 1816 und 1844 — 1848 der Bas 
fuch gemacht worden, eine Ueberficht über das Bebürfniß der evan⸗ 
geliihen Kirche im Ganzen zu gewinnen und namentlich im dieſer 
letzteren Periode eine ausprüdliche Erneuerung und nähere Beſtim⸗ 
mung der Zufagen von 1810 erfolgt: die Erfüllung derſelben aber 
feither unterblieben. 

Was nämlich die Ermittelungen in den Jahren 1814 — 1816 
anlangt, fo war durch eine Königliche Ordre vom 15. September 
1814 eine befondere Kommiffton ernannt worben, um bie Bedüuͤrf⸗ 
niffe des evangelifchen Kirchenweſens näher zu prüfen, und darüber 
ein Gutachten abzugeben. Diefe Kommifſion erftattete Ihe Gutachten 
unter dem 4. Juni 1815, und es erging auf daſſelbe, nach worgän 
gigem Bericht des Staatsminifteriums, unter dem 27. Mai 1816, 
eine Königliche Ordre, welche eine Verbefierung des evangeliſchen 
Kirchenweiens in mehreren wefentlichen Stüden in Ausficht fell 
Namentlih wurde darin verheißen;: 

1. die Errichtung mehrerer Previgerfeminarien, 

2. die Einrichtung regelmäßiger Provinzialfonoden, und 

3. die Verbefferung der Pfarrgehälter. 

Bon diefen Hoffnungen ging jedoch nur in Erfüllung 

ad 1. die Errichtung eines evangelifchen Predigerſeminars i 
Wittenberg, 

ad 2. die Abhaltung einer außerorbentlichen Provinzialſynode in 
den verfchienenen Provinzen im Laufe des Jahres 1819, 

ad 3. befchränft fich die Aushülfe, welche der Staat leiſtete darauf, 
daß im Sahre 1823 ein Fonds von 200,000 Rthlr. jähr 
lich ausgefeßt wurbe, um die Geiftlichen und Lehrer für 
die Aufhebung ihrer Freiheit von indirekten Steuern zu 
entfhäbigen. Bon biefem Fonds wurden aber ſchon im 
Jahre 1824 wiederum 73,500 Rihlr. abgezweigt, und die 
Gehälter der römiſch-katholiſchen Bilchöfe darauf ange 
wiefen, fo daß ben evangelifchen Geiftlichen nur eine bis 
jegt unbeftimmt gebliebene Antheilsberechtigung am Dem 
Ueberreft verblieben if. | 

Eine umfaflendere Anregung fand das Bedürfniß der evange⸗ 
lifchen Kirche im Sabre 1844. Seine Majeftät der König fanden 
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fd aus Allerhöchft eigener Bewegung veranlagt, die Beduͤrfniſſe 
der enangeliichen Kirche zum Gegenftande näherer Aufmerffamfeit 
ju machen, und ben Minifter der geiftlichen Angelegenheiten zur 
Berichterftattung darüber aufzuforbern. Wenige Monate fpäter wurde 
auch die Rheinische Provinzialfynode darauf aufmerkfam, dag nach 
dem Staatshaushaltsetat für das Jahr 1844 die römifch- Fatholifche 
Kicche für ihren Kultus 712,215 Rthlr. beziehe, die evangeliſche 
Kirche aber nur 239,775 Rthlr., während doch das Verhältniß der 
wangelifchen zu der Fatholifhen Benölferung im ganzen Staais- 
gebiete das von 18:11 fei. Sie bemerkte, daß biefe Zahlen, welche 
das Berhältniß der PBarität vermiffen laſſen, wenigftens den Schein 
en, als werde die evangelifche Kirche bei den Unterflügungen 
aus Staatsmitteln fehr zurüdgefebt und bat um eine nähere Auf- 
flätung darüber. | | 
Auf Grund der von dem Minifter ver geiftlichen Angelegenheiten 
erftatteten Berichte geruhte des Könige Mafeftät zunächft mittelft 
Allerhöchſter Ordre vom 28. Februar 1845 pofitiv anzuerkennen, 
„daß ein dringendes Bebürfniß zue Erhöhung der der evan- 
gelifchen Kirche aus Staatsmitteln bisher gewährten Zufchüfe 
wirklich vorhanden fei“ 
und zu erklären, . 
„daß Alterhöchftdiefelben gern bereit feien, dieſem Beduͤrfniſſe 
ein Genüge zu leiften, fobald ſolches genau ermittelt und feft- 
geftellt ſein werde.“ 

Der Miniſter wurde ferner veranlaßt, eine ſolche Ueberſicht 

bes Bedürfniſſes zuſammenzuſtellen, wobei des Könige Majeſtät 
„zur Direktion und zu näheren Anhalt für die deshalb zu 
veranlafiende Erörterung fchon jet bemerkt, daß als wirkliche 
Bebürfniffe angefehen werden fünnen und follen: 

a) die Erhöhung der Pfarrbefoldungen auf den Königlichen 
PBatronatöftellen auf das Minimum von 400 Rthlr., 

b) die Errichtung von Prebiger-Seminaren oder fonftigen An- 
ftalten zur befferen Ausbildung und Vorbereitung der Kan- 
didaten für das geiftliche Amt, 

e) die Auoſebung einer angemeſſenen Summe für Synodal⸗ 
zwecke. 

Ferner wurde in derſelben Ordre 

d) des Bedürfniſſes einer ausreichenderen Fuͤrſorge für die Eme⸗ 
riten in der evangeliſchen Kirche 

gedacht, und endlich in einer zweiten Ordre vom 28. Maͤrz 1845 

e) die Ausſetzung eines anſehnlichen Dispoſitionsfonds, um 
die mit der Zunahme der Bevöolkerung allmählig nöthig 
werbende Vermehrung der geiftlichen Stellen bewirfen und 

| diefelden in Kapital fundiren zu koͤnnen,“ 
als Gegenſtand der weiteren Erwägung bezeichnet. 
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Auf Grund dieſer einleitenden Alerhöchften Ordre und ber 
weiteren Vorlagen des Minifters der geiftlichen Angelegenheiten 
Dr. Eihhorn, in Anfehung welcher die mit zugezogenen Minifter 
des Innern von Bodelſchwingh, der Finanzen Dr. von Dües 
berg und des Königlichen Haufes Graf zu Stollberg, in bem 
desfalifigen Immebiatberichte som 17. Dezember 1846 erklärten, baf 
fie dagegen nichts zu erinnern fänden, erfolgte mittelft Allerhoͤchſter 
Ordre vom 15. Januar 1847 nachſtehende beftimmte Bewilligung 
zu folgenden Zweden: 


1. für die Stiftung von Predigerfeminarien vors 
läuft Sufnung von Predigerſ ........ 30,000 Rihlr. 
2. für Herſtellung einer geordneten Vikariatsein⸗ 
einrichtung................. 80,000 ⸗ 
2. für Synodalzwede :. 2... 20000000. 24,000 ⸗ 


Erleichterung 2200 een 20,000 + 
zufammen. . . 154,000 Rihlr. 


jährlich, mit dee Maßgabe, daß die Veberweifung dieſer Beträge 
nur nad und nad) erfolgen könne, je nachdem einerfeits die ent 
fprechenden Einrichtungen hinreichend vorbereitet feien, andererſeits 
die Verhältnifie des Stantshaushalts die Flüſſigmachung der dayı 
erforderlichen Mittel geftatten würben. 

Außerdem wurden in derfelben Allerhöchften Ordre vom 15. Ja⸗ 
nuar 1847 weitere Bewilligungen vorbehalten: " 

5. für die Ausflattung des zu errichtenden evangelifchen Ober 
konſiſtoriums, 
. für die Verbeſſerung der Geiſtlichen auf gering dotirten Stellen, 
. zur Bildung von Penfionsfonds für emeritirte Geiftliche um 
. zur Ausfesung eines anſehnlichen Dispofitionsfonds, durch 
welchen die mit der Zunahme ver Bevölkerung allmählig nöthig 
werdende Vermehrung der geiftlichen Stellen und deren Zum 
dirung in Kapital möglich gemacht werde. 
Die Mittel zur Befriedigung diefer Firchlichen Bedürfniſſe follten 
entnommen werden: 

1. Aus den Einkünften ver noch beftehenden evangelifchen Doms 
ftiftee Brandenburg, Merfeburg und Naumburg, welche für geſchloſſen 
erklärt und durch die Ordre vom 28. Februar 1845 und vom 15. Ja⸗ 
nuar 1847 der enangelifchen Kirche überwiefen wurden, mit ber Be 
fiimmung, daß die davon auffommenden Einkünfte, ſobald dieſelben 
nad) Abgang der zeitigen Präbendarien und Anwärter disponibel 
würden, zur Ausftattung der Konfiflorien verwendet werben follten. 

2. Aus den Einfünften des Kollegiatſtifts Zeitz, welche im gleichen 
Falle zur Verſorgung von Emeriten benugt werben follten. 


je En =) 
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3. Aus. denjenigen Kompetenzen, welche der Staat an bie 
emaligen Mitglieder und Erfpeftanten der aufgehobenen Domſtifter 
Havelberg, Magbeburg, Colberg und Cammin im Geſammtbe⸗ 

... .“ . . . . 39,900 Rthlr. 22Sgr. 7Pf. 


figen Kollegiatſtifter mit zufammen . . 38,289 - 20 - —⸗ 
im Ganzen alfo mit . . 78,190 Rthle.— Ser. - Pf. 
zahlen hatte, und in Anfehung welcher bereits durch Allerhöchfte 
Dre vom 20. Februar 1846 die Feftfegung ergangen war, „daß 
ſelbe bei ihrem Heimfalle dem zur Befrienigung der Mehrbe⸗ 
-fniffe der evangelifchen Kirche zu bildenden Dispofitionsfonds 
sewiefen werben ſollten.“ 
4. Aus den zur Ergänzung diefer Summen erforderlichen weis 
em direkten Zufchüffen der Staatskaſſe. 
Endlich wurde in der Mllerhöchften Ordre vom 20. März 1845 
d 15. Januar 1847 noch die Feftfebung getroffen, 
„daß die gefammte Dotation der evangelifchen Kirche, foweit 
diefelbe überhaupt aus Staatsfonds zu beftreiten fei, in ähn⸗ 
licher Weife, wie es der römiich=Fatholifchen Kirche nach der 
Bulle de salute animarum zugeftanden worden, duch Radi⸗ 
cirung auf die Revenüen aus beftimmten Gütern für alle Zeiten 
fer und unwiderruflich ficher geftellt werben ſolle.“ 
Behufs der weiteren Ausführung dieſer Allerhöchften Beſtim⸗ 
mgen wurden nun einerfeits von den Miniftern der Finanzen und 
3 Föniglichen Haufes in ihrem Reſſort, andrerfeits von dem Mis 
tee der geiftlichen Angelegenheiten in dem feinigen das Weitere 
rbereitet, und zunäcdhft für das Jahr 1848 ein Bedarf von 
a) 10,000 Rthle. zur Errichtung eines Prebigerfeminars für die 
Rheinprovinz und Weftphalen, 

b) 20,000 Rthir. zur Erleichterung der Superintendenten in ihren 
adminifteativen Amtögefchäften, 

e) 20,000 Rthlr. zur Einrichtung von Vikariaten und Hülfspre⸗ 
digerftellen bei der Staatskaſſe angemeldet. 


L Berlufte der evangeltfchen Kirche in Preußen feit dem 
| Sahre 1848. 


Das Jahr 1848 und die folgenden Jahre haben aber der evan- 
chen Kirche in Preußen die Befriedigung biefer Tanggefühlten 
vürfniſſe nicht nur nicht gebracht, fondern vielmehr von ihr neue 
fer und ‚Entbehrungen gefordert. 

2 


18 


Die Berlufte, welche die enangelifche "Kirche in den genännten 
Jahren erlitten hat, find folgende: 

1. Gleich im Sommer des Jahres 1848 wurde von dem Etat 
der enangelifchen Kirche der Betrag wieder abgeſetzt, welcher fett 
Erlaß der Allerhöchſten Ordre vom 20. Februar 1846 aus ben 
heimgefallenen Stiftöpenfionen bereits erwachfen war. Diefer B 
it in dem Etat pro 1849 auf 5633 Rthlr. angegeben. Um 
viel diefer ohne einen Rechtsgrund eingegogene Fonds dur Die 
weiteren Heimfälle in den Jahren 1849 — 1851 gewachfen iſt, dar⸗ 
über liegen feine Nachrichten vor. | 

2. Sm Laufe des Sommers 1848 wurbe ferner auf Beraw 
lafjung des damaligen Finanzminifterd Hanfemann eine Kommiſſion 
zur Feftftellung der Exfparnifie auf dem Staatshaushalt niedergefeht, 
und durch diefe eine Reihe von Bedürfniſſen der evangelifchen Kirche 
als entbehrlich angenommen und von dem Etat geftrichen. Die Ki 
Summe diefer vermeintlichen Erfparniffe betrug, wie die Vergleichung }i 
der Etats von 1848 und 1849 ergiebt, nad) Abzug der ad T. chen 
erwähnten 5633 Rthlr., die Summe von 28,129 Rthlr. jährlid. 
Worin diefelben beftanden haben, läßt der Etat nicht erfehen. Eine 
Vertretung durch eine zur felbftftänndigen Wahrnehmung dee Ins 
terefien der evangelifchen Kirche berufene Behörde hat hierbei nicht 
ftattgefunden. 

Nur in Beziehung auf einen einzelnen Fonds, den fogenannten 
Unionsfonds, ift fpäter zue Sprache gefommen, daß dieſer Fonds 
unter jenen Erfparniffen mit einbegriffen, und daß der augenblidiid 
nicht unmittelbar verwendete Betrag deffelben von 2352 Rthlr. 5 Ser. Ri 
bereitö ganz eingezogen ſei. Die Reftitution dieſes Betrags if im |! 
der Folge beſonders beantragt worden, und durch Befchluß ber 
zweiten Sammer vom 21. Februar 1850 in dem Etat von 188 | 
erfolgt. Die übrigen, in jener Erfparniß von 28,129 Rthlr. enthal⸗ 
tenen Poſitionen find nicht bekannt. 

3. In den Jahren 1849 und 1850 find ferner eine Anzahl 
von Zulagen an evangelifche Geiftliche, welche unter der Bezeichnung 
von perfönlichen Zulagen in den Etats ftanden, nad) dem Abgange 
der zeitigen Empfänger wieder eingezogen worden, und hat bie 
ſelbſt in Fällen ftattgefunden, in welchen dieſe Zulage ſchon burg 
zwei bis drei Veränderungsfälle hindurch von einem Empfänger auf 
den andern übergegangen, und Grund zu der Annahme vorhanden 
war, daß diefelbe eine dauernd zu Firchlichen Zweden gewinmet 
Leiftung ſei. | 

Diefe Vermuthung gilt namentlich für die in den beiden wer 
lichen Provinzen bewilligten perfönlichen Zulagen, indem daſelbſt 
feit dem Jahre 1682 unter dem Namen Aerarium ecclesiasticum | 
eine für immerwährende Zeiten beftimmte Fundation für evangeliſche 
Kirchen: und Schulgwede beftanden hat, welche jedoch im Jahre 1849 
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durch Beſchluß des Königlichen Staatsminifteriums vom 19. Auguft 
aufgehoben worben ift, nachdem die einzelnen Nentenempfänger auf 
ben Etat der beireffenden Regierungen übernommen worden waren. 
Die aus jener Periode berrührenden Zahlungen an einzelne Geift- 
iche waren daher, wenn gleich der jedesmalige Empfänger derfelben 
eu Betrag nur als eine perfünliche Zulage bezog, doch ihrer vecht- 
ichen Natur nad) Lediglich Aequivalente für jene immerwährende 
fenbation des aerarii ecclesiastici, und daher nach dem Abgange 
es zeitigen Berechtigten nicht der Wienereinziehung durch Die Stants- 
aſſe, ſondern nur der Transferirung auf einen andern Empfänger 
nterıv 


orfen. 

Auf wie hoch ſich dieſe perfönlichen Zulagen im Ganzen bes 

‚ und wie viel davon während der Jahre 1848 und folgende 
gezogen worben, iſt nicht befannt. Daß es ſich hierbei aber um 
ke für die Kirche im Ganzen beträchtliches Objekt handelt, erhellt 
ws einer früheren, aus dem Jahre 1846 herrührenden Notiz, wo⸗ 
ach die Geſammtſumme ver perfönlichen Zulagen, welche damals 
Hein an die mit weniger als 400 Rihlr. dotirten Pfarrer Privats 
atronats aus Staatsfonds gezahlt wurden, ſich auf 4737 Rthlr. 
chrlich belief. 

4. Ein fernerer Nachtheil erwuchs der evangelifchen Kirche 
nd ihren Dienern durch das Gefeh vom 7. Dezember 1849 wegen 
Infebung der Klafienfteuerbefreiung (Gefebfammlung von 1849 
5. 436), welchem fpäter das Gefeh vom 1. Mai 1851, betreffend 
ke Einführung einer Klaſſen⸗ und klaſſifizirten Einfommenftener 
Befepfammlung von 1851 ©. 193) gefolgt ift. 

Durch dieſe Geſetze ift den evangeliichen Geiſtlichen die bis 
abi von ihnen genofiene und durch Geſetze und Vofationen ihnen 
ngeficherte Freiheit von direkten Steuern entzogen, und ihnen bie 
Beitragspflichtigfeit zu der Klaffenfteuer und der Haffifizirten Ein- 
ommenfteuer auferlegt worben. n 

Auf wie hoch fi) die Summe beläuft, welche der Staat aus 
jeſer Befteuerung der Geiftlihen gewonnen hat, ift nicht fpeziell 
uchgewieſen. Rimmt man aber den fehr mäßigen Durchfchnitt von 
 Mihle. jährlich für jenen Geiftlichen an, fo ergiebt dies für 6000 
vangeliiäe ©ciflice in ver Monarchie einen Betrag von 48,000 Rthlr. 

I 


5. Das Gefeh vom 2. März 1850, betreffend die Ablöfung 
we Reallaften und die Regulirung der gutsherrlichen und bäuers 
ichen Berhältnifie (Gefepfammlung von 1850 ©. 77), bat den 
Beiftlichen und den Kirchen in ben 88. 8, 10 und 65 bie Berpflich- 
ung auferlegt, ſich die Umwandlung der ihnen zukommenden Natu⸗ 
mleiftungen. nach gewiſſen Durchſchnittspreiſen in «ine feſte Geld⸗ 
tente gefallen zu laſſen, wobei fie nicht allein einen Abzug von 
5 Prozent von dem Werthe diefer Leitung zu erleiden haben, ſon⸗ 

2* 
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dern auch der allmähligen Verringerung ausgeſetzt find, welcher fee 
Geldrenten, im Vergleiche zu Naturalcenten, vermöge des finfenden 
Geldwerthes beftändig unterworfen bleiben. — 
Unter welchen Bedingungen die Kapitalablöſung dieſer Renten 
künftig geſtattet werden wird, iſt noch unentſchieden. 4 
6. Durch die Gemeindeorbnung vom 11. März 1850 (Gefey 
fammlung von 1850 ©. 213) find die Geiftlichen ferner fowohl p 
direkten Kommunalfteuern, als auch im Nothfalle zu perſoͤnliche 
Gemeindedienften herangezogen worden; eine Belaftung, welche ud 
fo empfindlicher wirkt, als die Feflfeßung der Beiträge, der Nahe 
der Sache nad, dem Arbitrium der Lofalbehörden einen- nicht unds 
trähtlichen Spielraum geftattet, dergeftalt, daß felbft perfönliche Ab 
neigung und politifche Feindſchaft hierbei einen indirekten Ciuff R 
zum Nachtheil ernft gefinnter Geiftlichen zu üben vermag. ' 
7. Durch die Verordnung vom 12. November 1850 über WM 
Kriegsleiftungen und deren Vergütigung (Gefebfammlung von 1840 
©. 493) ift die Einguartirungsfreiheit der Geiftlichen verloren ge p 
gangen, und find diefelben während der lebten Mobilmachung M # 
einzelnen Gegenden fchwere Opfer zu bringen genöthigt geweien. 
8. Endlich, hat das Gefeb vom 24. Februar 1850 (Geſetzſamm⸗ 
lung von 1850 ©. 62), betreffend die Aufhebung der Grundſteuer 
befreiungen, die Dotationsgrundftüde der Geiftlichen und der Kirchen 
ber Grundfteuer unterworfen, die Leiftung einer Entfhädigung vaflı 
aber in das Ungewiſſe geftelt. Auch ift bei der vorläufigen Be: 
anlagung derfelben darauf Feine Rüdficht genommen worden, uf 
der Geiftlihe als bloßer Niepbraucher und um der feinem Stau 
ſchuldigen Rüdfihten willen in der Nutzung dieſer Dotationsgrumd 
ſtücke bei weiten mehr eingefchränft ift, als ver freie Eigenthime, 
und diefelben niemals zu einem gleich hohen Ertrage nubbar mache 
fann, wie jener. 
Außer, diefen durch die Staatsgeſetzgebung auferlegten nen 
Laften, welche auf feine andere Klaffe von Unterthanen in derſelben I 
Häufung drüden, wie gerade auf die Geiftlihen, find endlich noch 1 
theild durch die in vielen Gegenden gefteigerte Berarmung des Vollt 
theild durch die in das Bewußtſein getretene Entfremdung eine 
großen Theils der Bevölferung von der Kirche, faft buch 
jeit dem Jahre 1848 beträchtliche Ausfälle in den unfirirten 
nahmen der Geiftlihen, in den Stolgebühren und Accidenzien ein 
getreten, welche um fo empfindlicher find, je größer die Quote bei 
Pfarreinfommens ift, die auf unfixirten Einnahmen beruht. 
Rechnet man alle diefe Verlufte zufammen, fo wirb die An 
nahme, daß feit dem Jahre 1848 eine Verſchlechterung der van 
gelifchen Pfarrgehalte purchgängig um wenigftens 10 Prozent ein 
getreten fei, Feine übertriebene fein. ; T 


Die evangelifche Geiftlichkeit Hat in den verfloffenen Prüfungd 
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jehren mit unerſchütterter Treue zu der von Gott geordneten Obrig⸗ 
I dit geſtanden, und gegen die Lüge der Zeit furchilos Zeugniß ab⸗ 
gelegt. Die Wenigen, welche fi) von dem Pfade ihrer Pflicht 
verirrt Hatten, find reuig zurüdgefehrt, oder haben ihre Strafe erlit- 
det. Dennoch laſten auf feinem Stande die Folgen der Revolution 
fa fchwer, wie auf dem geiftlichen Stande. 
ı "Andererfeits ift es aber auch zu feiner Zeit fo offenfundig ge- 
werben, wie in der unfrigen, daß bie Furcht Gottes das einzig uns 
nſchůtterliche Fundament ift, auf welchem das Heil der Könige und 
ne Bölfer ruht, und daß es nicht ohne ſchwere Folgen bleibt, wenn 
ja Voll die Kirche, als die ftärkfte Pflegerin folcher Zucht und 
Treue, verfallen läßt. Hat aber nun fchon vor dem Jahre 1848 
we Unzulaͤnglichkeit ver in der evangelifchen Kirche in Preußen bes 
tehenden Einrichtungen und Mittel zur Bewältigung der ihr geftell: 
en Aufgabe anerfannt- werben müffen, fo wird dies noch in weit 
Maße in der Gegenwart gefühlt, nachdem in den lehtver- 
offenen Jahren. das Verderben gewachfen und die äußeren Mittel 
m deſſen Bekämpfung gefchmälert worben find. | 


II. Gegenwärtiges Bedürfniß. 


„.- Die Aufgabe, welche den Vertretern der evangelifchen Kirche 
ugenwaͤrtig geftellt ift, und bei welder fie der Zuftimmung und 
8 Beiſtandes der wahren Freunde des DVaterlandes gewiß fein 
wärfen,- ift hiernach dieſe, daß einerfeits die feit dem Jahre 1848 
wer Kirche zugefügten Verlufte, jo weit als möglich, wieder gut ge: 
t und fernere Schäden abgewendet werben; andererſeits aber 
sch nunmehr die Verheißungen erfüllt umd die Bebürfniffe befrie- 
Wat werben, welde jchon vor länger als vierzig Jahren gegeben 
ud anerfannt worden find. 6 


A. Wiederherſtellung der erlittenen Verluſte. 


— Was die Wiederherſtellung der erlittenen Verluſte 
Inh Die Abwehr der noch drohenden Nachtheile von der Kirche an⸗ 
Fagt, fo genügt es hier, die Aufgabe nur im Allgemeinen bezeichnet 
m haben. Die Verfolgung biejes Ziels muß im Einzelnen, auf 
ven befonderen Gebieten der Gefebgebung, ftattfinden, und ift Dies 
unch bereits theils fchon wirklich gefchehen, theild werden die erfor- 
verlichen Schritte im Einzelnen näher vorbereitet. 


B. Gewährung neuer Dotationsfonds. 


In Anfehung der anderen Seite der Aufgabe dagegen ift es 
soihwendig, ein Geſammtbild des vorhandenen Bedürf— 
riffes zu gewinnen, und das, was gefchehen muß, in feinem gans 
en, unzertrennten Zuſammenhange darzulegen. _ 
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In dieſem Sinne find die Provinzialfgnoden ber weftlichen ‘Pro: 
vinzen vorangegangen. Schon im Jahre 1849 hat bie fechfle Rhei— 
nifche Provinzialfgnode eine ausführliche Denkfchrift, betreffend bie 
Dotation der evangelifchen Kirche, zufummengeftellt und den Kam 
mern vorgelegt, in welcher viefelbe aus Gründen des Rechts und 
des Bebürfnifies eine paritätifche Ausftattung der evangelifchen Kirche 
mit der römifch=Fatholifchen in Anfpruch nimmt. Im Jahre 1850 
haben die Rheinifche und die Weftphälifche Synode, erftere in 8. LII. 

©. 136—153, lettere in Beſchluß 228— 237 (5. 60 — 62) uw 
elilage F. (&. 81 — 83) dieſen Gegenſtand aufs Neue aufgenons 
men und den Bebarf der ewangelifchen Kirche näher motivirt. 


I. Prinzip, nach welchem biefe neuen Dotationsfonds zu bes 
meffen fin». 

Bei der erfien Darlegung im Jahre 1849 war das Prindy 
einer numerifchen Gleichſtellung der Dotation der evangellſchen 
Kirche mit der der römifch-Fatholifchen Kirche, nach Verhältniß * 
Seelenzahl, zum Grunde gelegt worden. Es würde hiernach, de 
die Zahl der Evangelifhen im Sahre 1849 in der Monardi 
10,016,789 Seelen, die Zahl ver Katholiſchen aber nur 6,079,613 
Seelen betrug, mithin das Verhältnig zwifchen beiden wie 5; 3 —* 
für den römiſch⸗katholiſchen Kultus aber im Jahre 1849 in den 
Stantshaushalt . . 719,465 Rihk. 
ausgeworfen waren, für ben evangelifchen Kultus 
ein proportionirlicher Betrag von . . . . 1,199,108 ⸗ 
mithin zu den im Jahre 1849 nur ausgehen 338,770 +» 
ein Zufhuß von . 2... 870,338 Se 
in Anfpruch zu nehmen geweſen ſein. 

Die Synoden von 1850 haben jedoch bie Baſis einer ra ji 
aritämetifchen Gleichſtellung beider Kulte mit Recht verlaffen, un 
fih darauf befchränft, für Die evangelifche Kiche nur dasjenige in ſ 
Anfprud zu nehmen, was als ein fpeziell zu motivirende 
Bedürfniß derfelben erweislich ift, in der richtigen Grfenntaih fi 
daß es die Aufgabe der evangelifchen Kirche nicht | ein kann, müßig 
Schäge zu ſammeln, fondern ſich auf dasjenige zu befchränfen, wol 
fie nad) unabweislihem Bedürfniſſe nicht entbehren kann. 

Hierin flimmt bie Auffaffung der Synoden mit dem Grmd 
fage überein, welchen bereitd die Allerhöhfte Ordre vom 28. Be 
bruar 1845 an die Spite der ganzen Dotationdfrage geftellt hal 
dag nämlich Ä 

„eine Erhöhung ber für bie Zwecke der evangelifchen Kirde 
aus allgemeinen Staatsfonds hergegebenen Zuſchuſſe nik 
überall nad) einer Parallelifirung des gegenwärtigen Betrag 
verfelben mit der Dotation der katholiſchen Kirche wielmeh 
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nach den wirkliden nachweislichen Bedürfniſſen 
zu bemeſſen ſein werde.“ 

Dieſer Grundſatz wird auch hier bei der weiteren Verfolgung 
3 Gegenſtandes feſtzuhalten, und die Parallele mit der römifch- 
sholifhen Kirche nur dazu zu benugen fein, um darzuthun, daß 
e Anfprüche der evangelifchen Kirche, ungeachtet der größeren Zahl 
© Evangeliſchen in der Monarchie, nody weit hinter demjenigen 
mädbleiben, was der Staat mit großer Liberalität zur Ausftattung 

z römiſch⸗katholiſchen Kirche bereits hergegeben hat. 


2. Nachweis und überfihtlihe Zufammenftellung des Be; 
dürfniffes. 

In dieſer Ueberficht werden num zumächft diefenigen Bedürf— 
fie auftreten, weldye bereits in den Allerhöchften Ordren vom 
1. Mai 1816 und vom 15. Januar 1847 anerkannt, und für 
elche in der Tebteren fchon beftimmte Summen bewilligt worden find. 

Es find Dies folgende: 

1. für die Stiftung von Prebigerfeminarien vor- 


läufig............. 30,000 Rthlr. 
3. für die Herſtellung eines geordneten Vikariats 80,000 ⸗ 
3. für Synodalzwede. .. ........... 24,000 - 
4. für bie den Superintendenten in dem büreau⸗ 


mäßigen Theil ihrer Gefchäfte zu gewährende 
Erleihterung - . 2-20 0er nnn 20,000 ⸗ 
Ä Summa . . . 154,000 Rthle. 
Dazu treten noch folgende, in der Allerhöächften 
dre vom 15. Januar 1847 ſchon vorbehaltene und 
jenwärtig näher motivirte Bedürfniſſe: 
5. Zur Erhöhung der Pfarrgehälter auf pas Mi⸗ 


nimum von 400 Rthle. ... 222220 .. 40,000 ; 
6. Zur Begründung neuer Kirchſpiele und neuer 
Pfarrfiellen ....: 2202er. 50,000 ⸗ 


7. Für Emeriten- und Demeritenzwede; fo wie zur 
Berpflegung von Pfarr-Wittwen und Waifen 30,000 - 
Summa . . . 274,000 Rthlr. 


Endlich bleiben, bis auf näheren Nachweis des fpeziellen Be⸗ 
fs, vorbehalten die zur Ausftattung der oberften evangelifchen 
echenbehörde und der Provinzialkonfiftorien erforderlichen Koften. 

Die fpezielle Motivirung und rechtliche Begründung diefer ein- 
nen Bedürfniffe ift durch die als Anlagen beigefügten befonderen 
nffchriften gegeben, nämlich; 

A. Denkſchrift, betreffend die Bedürfniſſe der evangelifchen 
che in Preußen in Anfehung der Ausftattung der zur Leitung 
ee Angelegenheiten berufenen Behörden. 
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Denkichrift, betreffend die Entſchädigung ber evangelſher 
Euverintenbenien für die mit ihrer Amtsführung verbundenen Aus. 
lagen und SKoften. 
ſchh Denwen, betreffend die Synodalkoſten in der evangeli 

en Ki 

D. rWiuſchift betreffend die Errichtung von evangeliſchen Pre 
digerſeminarien. 

E. Denlſchrift, betreffend bie Errichtung von Pfarroifariat 
in der evangelifhen Kirche in Preußen. 

F. Dentfchrift, betreffend die Erhöhung der Einkünfte der evan 
geliſchen Geiſtlichen auf das Minimum von 400 Rthlr. Courant. 

G. Dentkſchrift, betreffend die Gründung neuer evangeliſche 
Pfarrftelen und Kirchenſyſteme in der —*28 Monarchie. 

H. Denlſchrift, betreffend die Verſorgung ausgedienter evangel 
ſcher Geiſtlichen in Preußen und der Hinterbliebenen von Geiſtlichen 
Veergleicht man mit dieſen Beduͤrfniſſen und ven zu ihrer Be 
friedigung erforderlichen Zuſchüſſen, die Benürfniffe der römiſch⸗la 
tholifhen Kirche und den Betrag der Zufchüfle, welche der Sta 
für dieſe leiftet, fo ergiebt fi, auf der Grundlage der Materialien, 
welche die Anlagen des Staatshaushaltsetats für das Jahr 1849 
enthalten, folgendes Refultat. 

Il. Zu kirchenregimentlichen Zweden bat bie evange— 
liſche Kirche im Jahre 1849 erhalten . . . 102,170 Rihlr. 


An Mehrbevarf wird für dieſelbe beanfprucht: 


a) für die Superintendenten. -. - « » 20,000 ⸗ 
b) für Synodalzwecke..24,000 ⸗ 


Summa . 146,170 Frhr. 


und c) ein noch unbeftimmter Betrag zur Ausfattung dee oberſten 
evangelifchen Kirchenbehörde und der Konflftorien. 
Die römiſch-katholiſche Kirche hat Dagegen im Jahre 
1849 aus Stantsfafien zu gleichen Sweden empfangen: 

3,995 Rihlr. 15 Ser. 5 Pf 
ungerechnet den aus eigenen Fonds fir biefelbe Herfließenden Be 
tag von. . . . 19,014 Rthle. 5 Ser 

I. Zu geifticen Bildungsyweden hat die evange 
lifche Kirche im Jahre 1849 empfangen aus Staatskaffen: 
a) für das Wittenberger Seminar . . . . 970 Rihlr. 
b) für das Domfandidvaten- Alumnat. . . . 1930 + 
An Mehrbedarf wird für diefelbe in Anfpruch 
genommen: 
a) für Die Seminate -» -» » 2 2 2. .830,000 + 
b) für das Bilariat - © - 2 2 0 22 ...80,000 + 


Summa , . 112,900 Apr, 
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Die römifchstatholifche Kirche hat dagegen für den glei- 
den Zwei im Jahre 1849 aus Staatöfaffen empfangen: 

a) für ihre Seminare . . . . 32,603 Rthlr. 18 Ser. 3 Pf. 
ungerechnet den aus eigenen Bonds für dieſelbe herfließenden 
Betrag von 59,411 Rthle. 9 Sgr. 9 Pf. 

: :b) für ihre Bifare: 
a. unter No. 1. dieſer Zufammenftellung die Unterhaltungs, 
mittel für 48 Vikare bei den bifchöflichen Domkapiteln, 
ß. unter No. II. bei den Befoldungen und Zuſchüſſen für 
Pfarrer und Kirchen die Mittel zur Erhaltung der nös 
. thigen Vikare in den Gemeinden. | 
Dee Betrag diefer Zufchüffe ad «. und 4. ift in den Staats⸗ 
haushaltss Etats nicht befonderd ausgeworfen und Fann daher nicht 
in Zahlen angegeben werben. | 
mM. An Befoldungen und Zufhüffen für Pfarrer 
und Kirchen bat die evangelifche Kirche im Sahre 1849 aus 
Staatsfonds erhalten . - > 2 2 22.0. 226,600 Rthlr. 
Es werben für dieſelbe mehr beanfprucht: 
a) zur Erhöhung der Pfarrgehalte auf pas Mi⸗ 


nimum von 400 Rtbe. . - » 2. 40,00 ⸗ 
b) zue Gründung neuer Pfarrftellen und Kir⸗ 
henfofteme . . . .-. . ....50,000 ⸗ 


Summa . . 316,000 Rihlr. 


Die römifhstatholifhe Kirche hat dagegen zu gleichem 
Zwede im Jahre 1849 aus Stantsfaffen erhalten: 
373,119 Rthlr. — Ser. — Pf. 
ferner zur Erhaltung der Dompfarr- 
chen - - 2 2 2 220. 1656 -» 5, 10; 
ungerechnet den aus eigenen Mitteln 
hierzu fließenden Betrag von 
54,762 Rthlr. 20 Sgr. 3 Pf. 
Summa . . 389,675 Rthle. 5Sgr. 10 Pf. 


IV. Zur Berforgung ausgedienter Geiftlihen und 
ber Hinterbliebenen von Geiſtlichen hat die evangelifche 
Kirche im Sahre 1849 aus Staatöfaffen empfangen, einen quans 
titativ nicht beftimmten Antheil an dem Band 2. ©. 71. Nr. 31, 
36 und 37 verzeichneten, für Geiftlihe und Lehrer gemeinfchaftlic, 
ausgeſetzten Bonds von reſp. 2767, 10,000 und 10,000 Rihlr., 
alfo, unter Vorausfegung einer Theilung zu gleichen Theilen, 


(11,383 Rthlr.) 
An Mehrbedarf werden für diefelbe in An⸗ 
ru genommen . - 2 2 2 2 2 30,000 ⸗ 
zufammen . . (11,383 Rthlr.) 
und 30,000 + 
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Die römifchsFatholifhe Kirche hat dagegen für Eme: 
meriten und Demeriten im Jahre 1849 aus Staatöfaflen empfan: 
gen .. 33,190 Rihlr. 19 Sgr. 2 Pf 
ungerechnet den ans, eigenen "Mitteln dazu fließenden Betrag von 

1,365 Rthlr. 11 Sgr. 11 Pf. 

Nach der Safe der Anlagen zum Staatshaushalts, Etat vor 
1849 hat der Sefammtzufhuß aus Staatsfaffen für bi 
evangeliſche Kirche in diefem Jahre betragen. 328,770 Rthlr 
und mit Hinzurechnung der Zuſchüſſe zum Witten⸗ | 
berger Seminar ı und zum Domkandidaten⸗Alumnat 
mit. . © . . . 2,900 ⸗ 

zuſammen. . 331,670 Rthlr. 


Außerdem der noch ungefonderte Antheil an 
verfchienenen, mit der Fatholifchen Kirche oder mit 
der Schule gemeinfchaftlichen Fonds. 
An Zufchuß bedarf diefelbe für die Zukunft. 274,000 + 
Summa . . 605,670 Rth. 
vorbehaltlich eines weiteren Betrages für bie Ausftattung der ober: 
ſten evangelifchen Kirchenbehörde und der Konflftorien. 
Die römifchsfatholifche Kirche hat dagegen im Jahre 1849 
ans Stantsfaffen empfangen. . . . 719,465 Rihlrt. 
Die beanfpruchte Gefammterhöhung des Etats für die evange⸗ 
liſche Kirche bleibt daher noch weit unter dem Betrage zurück, welchen 
hd römifch-Fatholifche Kirche für ihre Kultuszwecke ſchon jept cu 
pfängt. 
Außer diefen Staatszufchüflen bezieht na) ©. 54 und 55 Mt 
genannten Anlagen zum Staatshaushaltsetat. 
die römifch = Fatholifche Fire hir ihre Sufitutionen au eige⸗ 
nen Mitteln noch . Kehle. 
die evangelifche Kirche . . a 54 s 
Die Anlage I. enthält die nähere Zufammenftellung und Yıf 
rechnung aller dieſer Zahlenverhältniffe. 


3. Rechtliche Begründung ber Anfprüche der evangelifchen Kirdt 
an den Staat, auf Gewährung der Mittel zur Befriedigung 
biefer Bedürfniffe. 


Zur Befriedigung diefer Berürfniffe hat die evangelifche Kird‘ 
wohlgegrünbete Anfprüche auf die Beihülfe des Staats zu erheben. 

Diefe Anfprüche ruhen 
a) auf der geſchichtlichen Entwidelung ber evangelifchen Kirche 
in Preußen, vermöge deren der evangeliſche Landesherr dad 
befonbere Hecht und die befondere Pflicht überfommen hal 
die. eangelifihe Kirche in Preußen aufrecht zu erhalten un 

zu fchirmen. 


b 


— 


d) 


u 


e 


f) 
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Gegen bie Uebernahme viefer, von den preußifchen Königen 
niemals verläugneten Verpflichtung, ift das bebeutende, ben 
allgemeineren Ticchlichen Zweden gewinmete Kirchengut, na⸗ 
mentlich die Dotationen der Bisthümer, in der Reformations⸗ 
zeit in den landesherrlichen Domainenbefit übergegangen und 
ift diefe Verpflichtung eine auf diefem Domainenbefig ruhenve 
und von demfelben nicht abzutrennende Verbindlichkeit. 

Auf den die Sekularifationen von 1810 begleitenden Geſetzen, 
nämlich dem Edikt über die Finanzen des Staats vom 27. Of 
tober 1810 (Geſetzſammlung ©. 25). 

n 


un 
dem Edikt über die Einziehung fämmtlicher geiftlicher Güter 
in der Monarchie vom 30. Oftober 1810 (Geſetzſamml. S. 32) 
in welchen das sub a. entwidelte Prinzip in gefetlicher Form 
urkundlich anerkannt worden ift. 


ſt 
her Abſchrift des Edikts vom 30. Oktober 1810 Liegt unter 
ke er 
e) 


Auf der Allerhöchften Ordre vom 27. Mai 1816, welche den 
Anfang der Vollziehung der in dem Edikt vom 30. Oftober 
1810 gemachten landesherrlichen Zuficherungen enthält. 


Abſchrift derfelben ift unter L. hier beigefügt. 


Auf der Allerhöchſten Ordre vom 23. Auguft 1821 (Gefeb- 
fammlung von 1821 ©. 113), mit welcher die Bulle de salute 
animarum vom 16. Juli 1821 mit Gefegesfraft publizirt wor: 
den, und in welcher e8 wörtlich alfo lautet: 
„dieſe meine Königlihe Billigung und Sanftion ertheile 
Ich, vermöge Meiner Majeftätsrechte, und dieſen Rechten, 
wie auch allen Meinen Unterthanen evangelifcher Religion, 
und der evangelifchen Kirche des Staats, unbeſchadet.“ 
Durch diefen Vorbehalt find Die der evangelifchen Kirche aus 
älteren Rechtstiteln, geficherten Anſprüche auf Befriedigung 
ihres Bedarfs, und das Fönigliche Majeftätsrecht, dieſe Ber 
pürfniffe anzuerkennen, und die dazu erforderlichen Mittel zu 
beftimmen, ausdrücklich gewahrt. 
Auf den in den Jahren 1845 bis 1847 erneuerten königlichen 
Zufagen, nämlich der 
Allerhöchften DOrbre vom 28. Februar 1845. 
Alerhöchften Ordre vom 28. März 1845. 
Allerhöchften Ordre vom 18. April 1845. 
Allerhöchften Ordre vom 20. Februar 1846 und 
Allerhöchften Ordre vom 15. Januar 1847. 
Abfchriften dieſer Allerhöchften Ordren liegen bier bei. 
auf die DVerfaffungsurfunden vom 3. Dezember 1848 und 
31. Januar 1850, welche 
@. in Artifel 12 vefp..15 die bundes⸗ und landesgeſetzliche 
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Rechtsparitaͤt der enangelifchen mit der romifch-Fatholifchen 
Kirche erneuern, 
B. in Art. 8 reſp. 9 die Unverleglichfeit des Eigenthums, und 
y. in Art. 108 refp. 109 die Fortdauer aller nicht ausbrüds 
lich aufgehobenen Geſetze und Verordnungen garantiren, 

Daß insbefondere der Artikel 12 reſp. 15 den Sinn nicht has 
ben Fan, als habe der Staat fi damit von allen rechtlichen Ver⸗ 
bindlichfeiten gegen bie beiden chriftlichen Kirchen losfagen, und die 
felbe mit demjenigen, was ihnen bi8 zum 5. Dezember 1848 refp. 
bis zum 31. Januar 1850 aus Staatsfafien zugefichert worden, 
für abgefunvden habe erflären wollen, ift bereits durch die Erläute 
rungen des Staatsminifters v. Ladenberg zu den Beitimmungen ber 
Berfaflungsurfunde vom 5. Dezember 1848 über Religion, Reli- 
gionsgefellichaften und Unterrichtswefen vom 15. Dezember 1848 
S. 8—11, durch defien Erflärung in der 118ten Sigung der zwei⸗ 
ten Sammer vom 21. Februar 1850, und durch die Thatſache er; 
wiefen, daß die Kammern auf dem Budget von 1851 für ben ri 
milch Fatholifchen Kultus im Heere neue, auf den Älteren Budgets 
von 1848— 1850 noch nicht befindliche Zufchüffe aus Staatsfonds 
bewilligt haben, daß, für das Jahr 1852 neue 26,000 Rthlr. ald 
außerordentliche Ausgabe für die Errichtung der noch fehlenden Eme 
ritenhäufer in mehreren Tatholifchen Bisthümern auf den Stagt% 
haushalt gebracht worden, und daß ebenpafelbft die Dotation für 
den evangelifchen Oberfirchenrath übernommen ift. 

Zu diefen befonderen Rechtstiteln für die evangelifche Kirche 
tritt endlich noch die politifche Betrachtung über das Verhältniß 
zwifchen Staat und Kirche hinzu, welche, auch abgefehn von. allen 
ſpeziellen Rechistiteln, es nicht geftatten würbe, daß die Kräfte ber 
Staatsfaffen überwiegend nur für die religiöfen Bedürfniſſe von 
6,079,613 römiſch⸗katholiſchen Unterthanen in Anfpruch genommen 
werben, das Kirchliche Bedürfniß von 10,016,789 evangelifchen Un 
terthanen aber unbefriedigt, und damit die fittliche Grundlage des 
gelammien Bolfslebens in dem größeren Theile des Landes gefährs 
det bleibe. | 

Auch der Einwand, daß die Finanzfräfte des Staats es nicht 
geftatten würden, den nachgewiefenen - Mehrbevarf von 274,000 
Rihlr. jährlich, und die außerdem für die Ausftattung ber kirchen⸗ 
regimentlichen Behörden erforverlichen Mehrbeträge zu übernehmen, 
fann als zutreffend nicht anerfannt werben. Ohne in eine genauere 
Erörterung der Finanzlage des preußifchen Staats einzugehen, wozu 
hier nicht der Ort iſt, genügt es, an die Thatfache zu erinnern, daß 
der Staat ſich jedenfalls in der nae befindet, jährlich bedeutende 
Summen zu materiellen und induftrielen Zweden fo wie zu Wer 
fen der Kunft verwenden zu Fönnen, welche nicht durch ein abfolus 
tes Bebürfniß, fondern lediglich Durch eine weife Fuͤrſorge für den 
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or des Landes und die Ehre der Nation geboten find. Es würde 
aber, wenn erft erkannt ift, daß eine dem Bedürfniſſe entſpre⸗ 
ende Ausftattung der evangelifhen Kirche in Wahrheit zu ven 
nerläßlichen Bebürfnifien des Landes gehört, und daß durch fie 
e tiefften fittlichen Grundlagen des gefammten Staats» und Volfs- 
bens befeftigt und geftärft werden, ohne welche eine nachhaltige 
tohlfahrt des Landes nicht geveihen kann: der Weisheit der Staats⸗ 
inner, denen bie Regierung des preußifchen Vaterlandes anvers 
mt ift, ficher möglich werben, die für dieſen Zweck nothwendigen 
ittel ausfindig zu machen, und damit gegen die feit mehr als 
Jahren erkannten, und in fleigender Progreffion zunehmenden 
chaͤden und Mängel jegt endlich die Eräiftigen Heilmittel anzuwenden. 


IV. Sqluß. 


Die evangelifche Kirche in Preußen ift durch mehr als drei 
ihrhunderte die treue Pflegerin dieſes Landes und Volkes gewe⸗ 
. Sie hat, nicht allein durch Hingabe der von den Vätern für 
gefammelten Schäße in den Tagen der Reformation an Fürft und 
nd, fondern mehr noch durch die Pflege des Geiftes der Zucht, 
e Treue und des Gehorfams, den Grund gelegt zu dem Aufbau 
ſeres Vaterlandes. Sie hat in fpäteren Tagen in Demuth auch 
: Züchtigungen getragen, welche der Herr durch die Obrigkeit 
bſt über fie verhängt hat; die Mißfennung ihres tiefften Lebens⸗ 
undes, die Zerträmmernng ihrer Einrichtungen, die Vernachläfft- 
ng ihrer heiligften Bebürfniffe Sie und ihre Diener find in 
weren Tagen ftetd zu neuen Opfern willig geweſen. Sept ift der 
ıgenblit gefommen, wo der Staat der evangelifchen Kirche einen 
veil des Danfes zu erftatten im Stande ift, den er ihr fehulpet, 
b durch Gerechtigkeit und Freigebigfeit das in ihr neu erwachende 
tere Glaubens⸗ und Liebesleben zu fördern und zu Fräftigen vermag. 
öge Gott die Augen der Obrigfeit und Gewalten unferes Vater⸗ 
ides erleuchten, daß fie Die Bedeutung dieſes Zeitpunktes erfennen, 
b mit rechtem Berftänoniß der Vergangenheit und der Gegen» 
wt dazu helfen, auf unfere Nachkommen wieder dasjenige zu 
ngen, was unfere Väter gegründet haben, und von defien geiftigen 
hägen wir. bis dieſen Tag leben: eine ungefchwächte, gläubige, 
ingelifhe SKirchel 

Berlin, den 4. Dezember 1851. 
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Denkſchrift 


betreffend die Beduͤrfniſſe der evangeliſchen Kirche in Preußen in Anſehung 
der Audftattung der zur Leitung ihrer Angelegenheiten berufenen Organe. 





Die evangelifche Kirche in Preußen ift, wie faft überall in 
Deutfchland, unter der befonderen Pflege und Yürforge der dem 
er na Olaubensbefenntiniffe zugewendeten Landesherrn erw 
wachſen. 

Nur in einzelnen, erſt nach den Zeiten der Reformation ber 
Kurfürftlichen und Königlichen Linie des Haufes Hohenzollern zu 
gefallenen Landestheilen ift die evangelifche Kirche genöthigt geweſen, 


ſich unter Fürften nichtsevangelifchen Befenntnifies auf einer von 


der Iandesherrlichen Autorität getrennten Verfafſungsgrundlage ein 
zurichten, wie namentlich in dem größeren Theile der Provinzen 


Weftphalen, Rheinprovinz und Poſen. Jedoch iſt auch in biefen | 


— — EEE une 





Landestheilen die evangeliſche Kirche ſeit der Erwerbung der be⸗ 


_ treffenden Lande durch die Krone Preußen mit dem regierenden 
föniglichen Haufe in nahe Verbindung getreten. In allen übrigen 
zum deutſchen Reich gehörigen Lanvestheilen ift, ſeitdem Durch ven 
$. 20 des Augsburger Religionsfriedens vom Sahre 1555 um 
den $. 48 Artikel V. des Osnabrüder Friedens -Iuftruments vom 
Jahr 1648 die vormalige geiftliche Surispiktion der Biſchöfe der 
römifchen Kirche über die Bekenner der Augsburger Konfeſſton 
reichögefeglich eingeftellt und ſuspendirt worden, bie obere Leitung 
evangeliichen Kirchenwefens auf den evangeliſchen Landesherrn über 
gegangen, und hat derjelbe das Recht und die Verpflichtung über 


fommen, die evangelifche Kirche feines Landes fowohl in ihrem Je | 
nern durch die von ihm eingefegten Behörben zu regieren, als and ' 


diefelbe nach Außen bin zu vertreten und zu vertheibigen. 


Diefes Kirchenregiment des evangelifchen Landesherrn iſt bis | 


zum Sahre 1808 durch die von ihm eingefebten Konfiftorien um 
Kirchenbehörden der verfchiedenen Konfeffionen geübt worben. MM 
folhe haben bis zum Sahre 1808 beftanden: 
1. das Lutherifche Oberfonfiftorium für die Evangelifchen Inthe 
riſchen Befenntnifjes; 
2. das reformirte Kirchendireftorium, für die Evangelifchen deutfe 
reformirten Befenntnifles; 
3. das franzöftfche Oberfonfiftorium für bie Evangeliſchen fran⸗ 
zöfifch -reformirten Bekenntniſſes. 
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Unter dieſen Kirchenbehörben fanden bie Provinzialfonfiftorien 
in den einzelnen Provinzen und die Superintendenten der verschiedenen 
Kirchenkeeife. In den weftlichen Provinzen des Landes (Eleve und 
Marf) beftanden die von Alters her eingerichteten Synoden mit 
ausgenehnter Selbftfländigfeit fort. Diefen evangelifchen Kirchenbe- 
börden waren nicht allein die fogenannten Interna, als die Aufficht 
über Lehre, Kultus und Disciplin der Kirche, fondern auch die 
Erterna, namentlich die Verwaltung des Firchlichen Vermögens und 
das evangelifche Schulwefen übertragen. 

Im Jahre 1808 wurde, mit der Umgeftaltung der gefammten 
innern Berfaffung des Staats, auch die Organifation der ewanges 
liſchen Stirchenverfafiung von Grund aus verändert. Die Konfiflos 
rien in den Provinzen und die ewangelifch-Firchlichen Oberbehörden 
wurden aufgelöft und die gefummte Verwaltung des evangelifchen 
Kirchenwefens, Interna und Exrterna, den Regierungen und in hös 
berer Inſtanz dem Minifter des Innern untergeorpnet. (Publikandum, 
betreffend die veränderte Verfaſſung der oberften Staatsbehörben 
vom 16. Dezember 1808. Verordnung wegen verbeflerter Einrich- 
tung der Provinzialbehörden vom 26. Dezember 1808. Gefehfamm- 
fung von 1806 bis 1810. ©. 361, 464). 

Erft im Jahre 1817 wurde mit der Wiedereinfegung befonde- 
rer evangelifcher Kirchenbehörben wieder ein Anfang gemacht. Durch 
die Snfteuftion vom 23. Oktober 1817 (Gefehfammlung S. 237) 
wurden aufs Neue Provinzialtonfiftorien in den Provinzen errichtet, 
und deren Geichäftsfreis durch die Allerhöchſte Ordre vom 31. Des 
zember 1825 (Geſetzſammlung von 1826 ©. 5) und durch die Vers 
ordnung vom 27. Juni 1845 (Gefebfammlung von 1845 ©. 440) 
in einigen Stüden erweitert. Für die Kompetenz der Konfiftorien 
blieb aber in allen diefen Verordnungen im Wefentlichen ver Grunds 
ſatz leitend, daß diefelben nur für die Verwaltung der fogenannten 
Interna der evangelifchen Kirche beftimmt fein follten, wogegen die 
Berwaltung der fogenannten Exrterna, namentlid des kirchlichen Vers 
mögens, nach der Negierungsinftruftion vom 23. Oftober 1817 
(Geſetzſammlung S. 248) und nach der Verordnung vom 27. Juni 
1845 (Gefegfammlung ©. 440) den Regierungen übertragen blieb. 
Ferner wurde durch Allerhöchfte Ordre vom 3. November 1817 
(Sefebfammlung von 1817 ©. 289) die Verwaltung der geiftlichen 
Uingelegenheiten in der höchften Inſtanz wiederum von dem Reſſort 
des Minifters des Innern abgezweigt, und einem befondern Minifter 
der geiftlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten übertragen, 
welcher viefelbe mit eben ven Attributionen zu führen hatte, mit welchen 
fie vor dem Sahre 1808 von den oberften evangelifchen Tirchlichen 
Gentralbehörden geführt worden war. 

Im Sabre 1848 wurde durch Berorbnung vom 28. Januar 1848 
(Geſetzſammiung von 1848 ©. 27) ein evangelifches Oberfonfiftorium 
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ten errichtet, und nachdem daſſelbe durch Staatsminifterialbeichluß 
vom 15. April 1848 (Geſetzſammlung S. 114) außer Thätigfeit ges 
fest worden, durch Allerhöchfte DOrore vom 26. Januar 1849 (Ber 
febfammlung S. 125) die Abtheilung des Minifteriums der geif- 
lichen Angelegenheiten für die evangelifchen Kirchenfachen zu einer 
felbftftändigen oberften evangelifchen Kirchenbehörde Eonftituirt, ber 
felben auch nachmals durch Allechöchfte Orbre vom 29. Juni 1850 
(Gefetfammlung ©. 343) die Bezeichnung „Evangelijcher Oben 
Kirchenrath“ beigelegt. 

Für die Attributionen des Evangeliſchen Oberkonfiftoriums, wie 
des Evangelifchen Oberkirchenraths ift jedoch die im Sabre 1817 
aufgefommene Unterfcheidung zwilchen fogenannten Interna und G⸗ 
terna gleichfalls maßgebend geblieben, dergeſtalt, daß gegenwärtig 
die fogenannten Interna in erfter Inſtanz von den Prowinzialfon 
fiftorien, in höherer Inſtanz von dem Evangelifchen Oberkirchenrathe, 
die fogenannten Erterna der evangelifchen Kirche dagegen in erfer 
Inſtanz von den Regierungen und in höherer Ontanz von dem 
Minifter der geiftlichen Angelegenheiten verwaltet werben. 

Diefes auf den Verwaltungsprinzipien vom Sabre 1817 berw 
hende Syftem fteht jedoch nicht mehr im Einflange mit dem Grund 
fage des Art. 12 der Berfaffungsurfunde vom 5. Dezember 1849, 
und des gleichlautenden Art. 15 der Verfaffungsurfunde vom 31. 3w 
nuar 1850. 

Der evangelifchen Kirche ift in dieſen Artikeln das durch bie 
Gefebgebung vom Jahre 1808 verbunfelte Recht auf eine felbftitin 
dige Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten, nicht bied 
in den fogenannten Internis, fondern auch in Externis, wieberum 
anerfannt worden, und es ift daher eine Nothwendigkeit geworben, 
nunmehr auch die Erterna von dem Reſſort der Regierungen md 
des Minifters der geiftlichen Angelegenheiten abzuzweigen und fe 
den mit der Leitung der Interna beauftragten Kirchenbehörben zu 
überweifen. 

Die rechtliche Beweisführung, aus welcher diefes mit logiſcher 
Nothwendigkeit folgt, iſt in dem dieſer Denffchrift beigefügten Aw 
hange weiter entwidelt. In der Fatholifchen Kirche ift dies in dem 
jenigen Landestheilen, in denen bis dahin die Regierungen vie Ex 


terna in der Hand gehabt hatten, wie 3. B. in Weftpreußen, bereitd | 


gefchehen, und find diefe Externa auf Grund der erwähnten Artifel 
der Verfaffungsurfunde, den Bilchöfen übergeben worden. Im dei 
evangelifhen Kirche hat man bisher damit noch zurüdgehalten. 

- Der Grund, weshalb die Staatsregierung bisher Anftand ge 
nommen hat, die Verwaltung der Externa in der enangelifchen 

den SKonftftorien und dem Evangeliſchen Oberfirchenrathe in dem⸗ 
felben Umfange zu überweifen, in welchem viefelben den katholiſchen 
Bifchöfen für die Fatholifchen Kiechenangelegenheiten überwielen find, 
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iſt der, daß dieſe Behoͤrden äur Zeit noch nicht mit den erfornerlichen 
Arbeitskräften ausgeſtattet feien, um dieſe Mehrarbeit übernehmen 
m Tonnen. | 
Bon 1817 bis 1829 waren die Konfftorien nur auf die aller- 
bärftigfte Weife mit Mitgliedern und Kräften ausgeftattet. Erſt im 
Jahre 1829 erhielten fie durch die in dieſem Jahre verordnete Wie⸗ 
verberftellung der Inſtitution der Generalfuperintenventen wieber eine, 
been Aufgaben ausfchließlich gewidmete, geiftlihe Kraft. Vom 
Jahre 1845 ab wurde eine weitere Verftärfung ihrer Kräfte, na⸗ 
mentlich eine Herftellung felbfiftändiger Präſidien für dieſelben, ans 
Ar im Jahre 1848 aber wurde ein Theil der neugegründeten 
fidentenftellen wieder eingezogen, und blieben dieſelben unbefebt. 
Zür die oberfte evangeliſche Kirchenbehoͤrde find bis in neuefte Zeit 
ae Teine befondere Mittel vorhanden gewefen, und ift erft durch 
erhöchfte Ordre vom 9. Juli 1851 ein felbftftändiger Etat für 
diefelbe genehmigt worden. 

Die Dotation der evangelifchen Kirchenbehörben ift ſchon nach 
dem Umfang der gegenwärtigen Bedürfniſſe eine ſehr beichränfte. 
Kür die Konflftorien betrug diefelbe pro 1849 . 102,170 Rthlr. 
Hierzu treten nad) der Allerhöchften Ordnung 
oom 9. Juli 1851 für den Evangelifchen Ober: 
kirchenrath en... 16,100 — 


Summa . . 118,270 Rthlr. 


Diefee Bedarf ift nur für das gegenwärtige, die foges 
nannten Interna allein umfafiende Refiort der Konfiftorien und des 
Syangelifchen Oberfirchenraths bemeffen, und bedarf der Verftärfung, 
um diefe Behörden in den Stand zu fegen, auch die Verwaltung 
dee fogenannten Externa zu übernehmen. 

Das Bedürfniß einer Vermehrung der Dotation der evanger 
liſchen Kirche für eine entfprechende Organifation ihrer Firchenregis 
mentlichen Behörden ift hiermit nachgewieſen. 

Die Mittel zu einer folchen BVerftärkung der. Firchenregiments 
lichen Organe befist die evangelifche Kirche zur Zeit in fich felbft 
noch nicht. Sie ift vielmehr mit der Befriedigung dieſes Beduͤrf⸗ 
niſſes an die Hülfe des Staats gewiefen. 

Dem Staate liegt eine rechtliche Verpflichtung zur Erfüllung 
dieſes Beduͤrfniſſes ob. Diefe rechtliche Verpflichtung gründet ſich: 

1. darauf, daß der Staat durch feine Geſetzgebung vom Jahre 
1808 den früheren, felbftftändigen . Organismus der evangeliichen 
Kirche aufgelöft und die Keitung derfelben den Staatsbehörden, Re⸗ 
glerungen und Minifterium, untergeorbnet hat. Bon dem Zeitpunfte 
an, wo der Staat durch die Verfaffungsurfunde die Wieberheraus- 
be der fogenannten Externa an die Firchlichen Behörden ald 

echtöpflicht anerfannt hat, ift derfelbe daher auch verpflichtet, biefe 
3 
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Behörben wieberum in den Stand zu fegen, in welchem fie befähigt 
find, diefe Verwaltung zu übernehmen; 

2. auf die beftimmten Zuftcherungen in dem Edikt vom 27. O1 
tober 1810 über die Finanzen des Staats und in dem Goift über 


die Einziehung fümmtlicher geiftlicher Güter in der Monarchie von | 


30. Oftober 1810 (Geſetzſammlung von 1810 ©. 28 und 32). In 
diefen beiden Geſetzen hat der Staat die Einziehung allee Klöfe, 
Dom: und anderer Stifter, Balleien und Kommenden, fie mögen 
zur fatholifchen oder proteftantifhen Religion gehören, 
verordnet, und bis auf wenige Ausnahmen vollzogen. Er iſt w 
durch in den Beft eines ſehr beträchtlichen evangelifch  Firchlicen 
Vermögens gefommen. Dagegen aber bat er in 8. 4 bes Ei 
vom 30. Oftober 1810 die Gegenleiftung übernommen, 


„für hinreichende Belohnung der oberften geiftlichen Behörden 
zu forgen,” 


und fomit feine rechtliche Verpflichtung zu einer dem Bebürfnife 
entfpreihenden Ausftattung der evangelifchen Kirchenbehörben aw 
erfannt; 

3. auf die paritätifche Berechtigung ber evangelifchen Kirk 
mit der römifch-Fatholifchen. Der römifch-Fatholifchen Kirche Hat der 
Staat, auf Grund des in 8. 4 des Edikts vom 30. Oktober 1810 
anerkannten Rechtstitels, durch die in der Bulle de salute animarım 
und der Allerhöchften Ordre vom 23. Auguft 1821 (Gefegfammlun 


anne a — ——— — 


©. 113) übernommenen Verpflichtungen eine reichliche Ausſtattung 


ihrer kirchlichen Behörden zu Theil werben laſſen. Rad Ausweis 


des Etats von 1849 beträgt die Summe, welche der katholiſchen | 


Kirche zur Unterhaltung der bifchöflidyen Stühle und dee Domlapikl, 
aus Staatsfonds bewilligt ift, 

| 263,995 Rihlr. 15 Sgr. 5 Pf., 
wogegen der enangelifchen Kirche für Tirchenregimentliche Zwede sur 
102,170 Rihir. 


ausgeſetzt waren. 

Der Betrag des Mehrbebürfnifies der evangelifchen Kirthe 
läßt fih in dem gegenwärtigen Augenblide noch nicht in befkimmkn 
Zahlen angeben, fondern bedarf derfelbe zuvor noch einer näheren 
Erörterung im Einzelnen. Bei den Firchenregimentlichen Behoͤrden 
Evangeliſcher Oberkirchenrath und Konflflorien, wird derſelbe Rd 
vorausfichtlih weſentlich auf die Wiederherſtellung —— — 
Präſtdien, auf die Gründung einiger neuen Stellen, namentlich 
die Verwaltung der Externa, und auf eine Vermehrung der Sub 
alternfräfte und der materiellen Verwaltungskoſten befchränfen. 


ul tal 


Wegen des Bedarfes für die Firchenregimentliche Stelle ve 


Superintendenten, und für die Synobalzwede, muß dagegen auf die 
befonberen Denkfchriften unter B. und C. verwiefen werben. 
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Hiernach iſt: 
a) das Bedürfniß einer Vermehrung der Dotation der evange⸗ 
liſchen Kicchenbehörben, vornehmlich Behufs der Uebernahme 
der der evangelifchen Kirche zugehörigen Anftalten, Stiftun- 
gen und Zonds für ihre Kultuss, Unterrichts und Wohl- 
thätigfeitözwede zur eigenen Verwaltung, und 
b) die Verpflichtung des Staats, zu dieſer Vermehrung die er 
forderlichen Mittel zu gewähren, nachgewieſen 
zbehaltlich des näheren Nachweiſes des Bedarfs durch befonbere 


orlagen. | 
Berlin, den 4. Dezember 1851. 


Anhang zu der Menkfchrift A. 


Ihaltend die Darlegung der leitenden rechtlichen Grunpfäße zur Ausführung 
des Artikel 15 der Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850. 





1. Die Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 verordnet 
Artifel 15 wörtlich übereinftimmend mit Artifel 12 der DBerfaf- 
aöurkunde vom 5. Dezember 1848 : 

Die ewangelifche und die römifch-Fatholifche Kirche, fo wie jede 
andere Religionsgefellichaft, ordnet und verwaltet ihre Ange- 
legenheiten ſelbſtſtaͤndig, und bleibt im Beflb und Genuß der 
für ihre Kultus⸗ Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke be- 
flimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds. 

Diefe Ausprudsweife febt als eine Thatfache voraus, daß 
we evangeliiche und eine römifch»Fatholifche Kirche bis dahin in 
reußen bereits befanden haben, und zwar eine jede derſelben als 
ı für fich beftehendes, eigener Gerechtfame, eigenes Beſitzes und 
genthums fähiges Rechtsſubjekt. 

- As unberechtigt ift damit diejenige Auffafiung befeitigt, 
Idge das zeitherige Beſtehen der evangelifchen Kirche in Preußen 
ze in ideeller Weife zugeben, eine wirkliche Nechtsperfönlich- 
it derfelben aber nur dann anerkennen will, wenn ſie fich zuvor 
ech einen neuen Rechtsaft formel Fonftituire. 

Iſt aber eine evangelifche und eine römifch »Fatholifche Stirche, - 
3 ein im Staate anerfanntes Rechtsſubjekt am 5. Dezember 1848 
p. am 31. Januar 1850 bereits wirklich vorhanden gemwefen, fo 
fen auch in den zu biefen Zeitpunkten in Geltung gewejenen 
ndeögefegen Beftimmungen aufzufinden fein, durch welche Die 
chtsperſoͤnlichkeit dieſer Kirchen und die Qualififation Der vom 

3* 
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Stante als Bertreter dieſer Rechtöperfönlichkeiten zugelaſſenen Or 
gane anerkannt ifl. 

Diefe Beftimmungen finden ſich in dem zweiten Theile eilftn 
Titel des Allgemeinen Landrechts. Ä 

2. Das Allgemeine Landrecht unterfcheidet zwifchen den Red 
ten des Staates über die Kirchengefellfchaften (jus circa sacra), 
und der Verwaltung und Vertretung der gemeinfchaftlichen Rebe. 
einer Religionspartei durch deren Vorftände (jus sacrorum). 

Das jus circa sacra ded Staats ift einer Staatsbehör, 
dem geiftlihen Departement, anvertraut; die Leitung der gemein 
fhaftlihen Angelegenheiten der Neligionsparteien (jm 
sacrorum) gebührt ihren geiſtlichen Oberen. (88. 113. 114). 

Als den geiftlihen Oberen der Fatholifchen Glaubensgen 
fen erfennt das Allgemeine Landrecht den Biſchof anz in le 
der Proteftanten gefteht es den Konfiftorien ſtaatsrechtlich 
gleihe Stellung zu. (88. 115. 143). un 

Diefe rechtliche Barität der Konfifiorien mit den Bifchöfen 
in Fonfequentee Durchführung durch den ganzen eilften Titel Dis 
durch. (Dergl. $$. 151. 227. 324. 386. 510 und 15. 527 u.a. m). 

Die Rechte der geiftlichen Obern (jus sacrorum) find fermt 
nad) dem Allgemeinen Landrecht nicht auf die fogenannten Interne 
der Religionspartei befchränft, fondern fie umfafjen auch die Außer 
ren Angelegenheiten in der weiteften Ausvehnung, riamentlid de 
Bermögensverwaltung. (Vergl. SS. 167. 180. 186. 217. 29. 
Anh. SS. 126. 227. 238. 247. 294. 296. 298. 300. 302. 311. 
639. 641. 645. 648. 649. 652. 659. 661. 662. 671. 680. 687. 
695— 698. 704. 706. 750. 752. 754. 759. 764. 771. 824 u.a.) 

Das Recht des Staats (jus circa sacra) befteht Dagegen we 
fentlih in dem Recht der Oberauffiht und der Genehmigung fit 
beftimmte, dem Staate vorbehaltene Fälle. (Vergl. 88. 117. 118 
128. 136. 138. 141. 142. 145 2.46. 151. 161— 163. 176. 1%. 
188. 194. 197—216. 219. 237. 238. 306. 311. 431. 444. 648. 
709 u. a. m.). 

Das Rechtsſyſtem des Allgemeinen Landrechts iſt hiernach beo 
griffemäßig klar geordnet: Rechte des Staats, jus circa sa, 
vertreten durch ein Organ des Staats, und Rechte der Kirchen, 
jus sacrorum, vertreten durch die Organe der Kirchen — Biſt 
und Konftftorien. 

Diefes Rechtöfyftem iſt auch nicht erſt von den Redaktoren ed 
Allgemeinen Landrechts neu erfunden, fondern es ift im Weſentlichen 
nur der legale Ausdrud des auf der Grundlage des Religionsfee 
dene von 1555 und des MWeftphälifchen Friedens in Deutfchland am 
insbefondere in Breußen gefchichtlich erwachfenen Rechtszuſtandes. 

. Die Ausführung des Artikel 15 der Berfaffungsurkun 
‚wird daher, wenn fie auf einer rechtlichen Unterlage erfeb 
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In Anfehung der römifch-Fatholifchen Kirche ift Dies be; 
ü8 gefchehen. 

Die Staatsregierung hat die in den Landesgeſetzen anerkannte 
gitimation der Bifchöfe als Vertreter der vömiich-Fatholifchen 
krche in Preußen als feſtſtehend angenommen. | 

Sie hat daher damit angefangen, diejenigen Firchlichen Rechte, 
ff welche der Staat Fünftighin feinen Anſpruch mehr erheben Tann, 
B. das Recht zur Einfammlung von Kirchenfolleften (Allgemeines 
mbr. TH... Tit. 11. $. 750), den Bifchöfen zur eigenen Ver: 
ıltung zu überlaffen, wegen der Auseinanderfegung aller übrigen 
echtoverhaͤltniſſe aber gleichfalls mit den Bifchöfen in Verhand⸗ 
ng au treten. | 

Die Staatsregierung hat dabei mit Recht Feine Rüdficht dar⸗ 
f genommen, daß innerhalb der Fatholifchen Kirche felbft verfchie- 
ne Theorien über den Umfang der bijchöflichen Rechte beftchen 
pistkopal⸗ und Kurialfuftem), fonvdern fie hat Lediglich den in ben 
eußgifchen Landesgefegen anerfannten Berfafjungsftand ver 
Iholifchen Kirche zur Rechtsbafls genommen. 

Es ift dies ein wichtiger Vorgang für die Beurtheilung bes 
hilichen Standpunftes, den die Staatsregierung gegenüber ber 
angelifchen Kirche und ven in ihr flreitenden Theorien und Pars 
en, einzunehmen Hat. 

4. In Anfehung der evangelifchen Kirche ift die richtige 
kenntniß dieſes rechtlichen Standpunftes dadurch erfchwert, daß - 
: in dem Allgemeinen Landrecht anerfannten Verfaffungsgrundfäte 
e evoingelifchen Kirche in Preußen durch fpätere Einrichtungen 
zbunfelt worden find. | 

Durch) das Föniglihe Publifandum vom 16. Dezember 1808 
zeſetzſammlung von 1806 — 1810 ©. 361) und die Verordnung 
m 26. Dezbr. 1808 (daſ. ©. 464) find nämlich die Konfiftorien 
den Provinzen und die oberen evangelifchen Kirchenbehörven in 
erlin aufgehoben und die Attributionen dieſer Behörden dem Mi⸗ 
tee Des Innern und der in feinem Minifterium gebildeten Ab- 
jung für den Kultus übertragen worden. Ä 


Der Minifter des Innern hat von da ab zwei verfchiedene 
d auf verfchienenen Fundamenten beruhende Rechte in feiner Per- 
s vereinigt, nämlich das jus circa sacra des Staats und das 
e Kirche zugehörige jus sacrorum. 

Das jus circa sacra und das jus sacrorum find aber durch 
fe Vereinigung nicht in ein drittes neues Recht zufammenge- 
molgen, ſondern fie find iheer Subſtanz nach gefondert ger 
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Der 5. 12 des Bublifandums vom 16. Dezbr. 1808 drüdt fid 

darüber in folgender Weife aus: 
„die Adtheilung für den Kultus erhält alle Rechte der ober: 
ften Auffiht und Fürforge des Staats in Beziehung auf 
Religivnsübung (jus circa sacra), wie dieſe das Allgem. 
Landr. Th.I. Tit. 11. 8. 113 seq. beftimmt, ohne Unter 
[bien der Olaubensverwandten: 
„Rad Maßgabe der, den verſchiedenen Religionsparteien 
zugeftandenen Verfaffung hat fie auch die Konfiftorials 
rechte (jus sacrorum), namentlich in Abficht der Pro: 
teftanten, nad) $. 143 am angeführten Orte des A 
gemeinen Landredhte.” 

Rame, Urfprung, Inhalt und Objekt beiver Rechte, alſo die 
ganze MWefenheit verfelben, find Hier in dem Gefege fcharf von 
einander unterfchieden. Ä 

Es würde hiernach eine rechtlich unbegründete Behanptung 
fein, wenn die Gefammtheit der feit 1808 von dem Miniſter bei 
Innern und fpäter von dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten 
ausgeübten Befugnifie in evangelifchen Kirchenfachen als ein Aus 
fluß der Staatsgewalt bezeichnet werden wollte. 

Auch die Länge des Beftbftandes und die in deſſen Folge thats 
fächlich eingetretene DVerbunfelung des Bewußtſeins von der Ber 
ſchiedenheit der beiden Gerechtfame hat den in dem Publifaudem 
vom 16. Dezbr. 1808 urkundlich gewahrten rechtlichen Grund» 
charakter derfelben nicht auslöfchen Tonnen. 

Es muß vielmehr in der Gefammtheit der dem Minifter zu⸗ 
ftändigen Befugniffe, jebt wie früher, unterfhieben werben zwifchen 
demjenigen, was zum jus circa sacra gehört, und ein Gigenihum 
des Staats, und demjenigen, was zum jus sacrorum gehört un 
ein Eigenthum der Kirche ift. 

Die Befugniffe des Minifters des Innern in evangeliſchen 
Kirchenſachen find fpäter durch die Allerhöchſte Ordre vom 3. Ro. 
1817 (Gefebfamml. S. 289) auf einen eigenen Minifter der geik 
lichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten übergegangen. Diefe 
Beränderung war aber nur eine Berfonal- Veränderung; in be 
ſach lichen Kompetenz ift gegen das Publifandum vom 16. Dekr. 
1808 dadurch nichts geändert. 

Auch die fonftigen Reſſortgeſetze in evangelifchen Kirchenſachen 
haben die Stellung des Minifters der geiftlihen Angelegenheiten 
prinzipiell nicht verändert. 

Durch die Verordnung v. 30. April 1815 (Befehf. S. 85) 
Infteuftion v. 23. DOftb. 1817 (Geſetzſ. S. 237) 
Allerh. Ord. v. 31. Dezb. 1825 (Geſetzſ. ©. 5 de 1826) 
Berorbnung v. 27. Juni 1845 (Geſetzſ. S. 440) 
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wurben in ben Provinzen nachmals wiederum befondere Konfifto- 
rien errichtet, und burch bie rheiniſch⸗weſtphaͤliſche Kirchenordnung 
vom 5. März 1835 Kreis- und Provinzialfynoden in den 
weftlichen Provinzen neu gefchaffen. Aber die Attributionen dieſer 
neuen kirchlichen Behörden und Organe blieben auf ein begrenztes 
Mag von Zuftäindigfeit befchränkt, die oberfte Verwaltung bes jus 
sacrorum blieb in der Hand des Minifters. 

Das durch die Verordnung vom 28. Januar 1848 (Geſetzſamml. 
©. 27) neu errichtete evangelifche Oberfonfiftorium wurde durch 
Staatsminifterialbefhluß vom 15. April 1848 (Geſetzſamml. S. 114) 
wieder aufgelöft. 

Endlich ift durch Allerhöchfte Orpre vom 26. Januar 1849 
(Geſetzſamml. ©. 125) der Follegialifh formirten Abtheilung des 
Minifteriums für die inneren evangelifchen Kirchenſachen und durch 
Mlerhöchfte Ordre vom 29. Juni 1850 (Gefebfammi. S. 343) dem 
nen errichteten evangelifchen Oberkirchenrathe ein Theil des der 
Kirche zugehörigen jus sacrorum zugewieſen worden. Dem Minifter 
der geiftlichen Angelegenheiten ift aber auch nach biefer neuen In⸗ 

on ein wefentlicher Theil defielben, namentlich in Betreff der 
fogenaunten Externa, verblieben. 

Hiernach befindet fich der Minifter der geiftlichen Angelegen- 
heiten in dem gegenwärtigen Augenblide noch fortvauernd, wie 
früher, in der Doppelſtellung, daß er in feiner Eigenfchaft als 
Staatsminifter das dem Staate zuftändige jus circa sacra gleich» 
zeitig aber auch, in Kraft der durch das Publikandum vom 16. Des 
zember 1808 ihm ertheilten Vollmacht, das der Kirche zugehörige 
jus saecrorum Namens derfelben, und für diefelbe zum großen Theil 

erwaltet. 

5. Diefe Doppelftellung kann nicht ferner beibehalten werben, 
‚wenn der Bollziehung des Art. 15. der Verfaffungsurfunde in Ans 
fehung der evangelifchen Kirche weitere Folge gegeben werden fol. 
Der evangelifchen Kirche muß vor allen Dingen diejenige Rechts: 
perſoͤnlichkeit und deren volle Vertretung duch ein ſelbſtſtän⸗— 
diges Organ anerfannt und wieder hergeftellt werben, welche fie 
von den Zeiten der Reformation her, und gefchügt durch die ſtaats⸗ 
rechtliche Anerkennung des Allgemeinen Landrechts, beſeſſen hat, und 
welche ihr durch die Gefehgebung von 1808 nicht entzogen, fon- 
dern nur thatfächlih verdunkelt worden ift. 

Der evangelifchen Kirche ift dieſer Anfpruch noch befonders ge- 
wahrt worden durch eine Vorſtellung, welche das vormalige luthe⸗ 
riſche Oberkonſiſtorium unmittelbar vor feiner Auflöfung am 13. April 
1809 in die Hände Sr. Majeftät des Königs niedergelegt hat und 
in welcher dafjelbe jagt: 

„Sollten Ew. Königl. Majeftät, als erſter proteftantifcher Fürft 
und als oberfter Schubherr der Kirche in Allerhöchftvero Pros 
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vinzen mit dem bisherigen Oberfonfiftorio dieſelbe Anftcht zu 
nehmen und die oberbifchöfliche Regierung der Kirche als 
eine von Der oberherrlichen Regierung des Staats durchaus 
verfchienene Funktion der proteftantifhen Fürſten zu betrachten 
geruhen, fo dürfte die dringende Bitte, welche wir in deren 
Namen und als oberfte Stellvertreter derſelben 
auszufprechen wagen: 
bie oberfte Leitung ber Firchlichen Landes- und Provinzial 
Angelegenheiten durch ein felbfiftändiges Oberkonſiſtoriun 
und felbftfländige Provinzialfonftftorien verwalten zu laſſen, 


in Ew. Königl. Majeftät Augen eben fo gerecht als erfüllber 


erſcheinen.“ 


Iſt nun gleich auf dieſe „eben fo gerechte als erfüͤllbare“ Bitte | 


damals nicht eingegangen worden, hat vielmehr eine Vermengung 
des Firdhlichen und des ftantlichen Regiments ftattgefunden, als deren 
thatfächliche Folge eine Verwirrung der Rechtsbegriffe eingetreten 
ift, welche gegenwärtig die evangelifche Kirche faft mit einer Zer⸗ 
reißung ihres Beftandes bedroht, fo hat dadurch doch das Recht 
der Kirche auf eine felbftftändige Verwaltung ihrer Angelegen 
heiten nicht zerftört werben können. 
Der Art. 15. der PVerfafiungsurfunde giebt der evangeliſchen 
Kirche jebt einen neuen Anlaß und Titel, dieſes ihr Recht wieberum 
in Anfpruch zu nehmen, indem er das ſchon im Allgem. Landrechte 
enthaltene Anerfenntniß der gefonderten Rechtsperfönlichfeit von Kirche 


und Staat erneuert. Dadurch ift ed aber jegt völlig zur Eviden 
geworden, daß eine Vertretung der Kirche in ihrem jus sacrorm 
durch Diefelbe Autorität, welche das jus circa sacra des Staats . 


auszuüben hat, Feine zureichende Vertretung, und eine längere Korb 
dauer dieſes Verhältniffes eine vechtlihe Unmöglichkeit if. 

Denn es ift fchlehthin unzuläffig, daß eine und dieſelbe 
Perfon . gleichzeitig ein Mandat von zwei verſchiedenen Perſonen 
trage, deren Rechte mit einander Folliviren. (Allgem. Landr. Th.L 
Tit. 13. $. 22.) 

Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten, deſſen Stellung 
weſentlich eine politifche ift, ift anerfanntermaßen nicht im 
Stande, der evangelifchen Kirche eine, von politifchen Rücdkfichten 
unabhängige, felbftftändige Vertretung ihrer Rechte und Intereſſen 
in feiner Perfon zu bieten. Er ift aber auch nicht einmal im Stande, 
ihr nach allen Seiten hin einen vollftändigen Rehtsfchug zu ge 
währen: Denn es ift ganz undenkbar, daß er in einem immerhin 
möglichen Rechtsſtreite zwifchen der Kirche und dem Staate auf der 
einen Seite die Rechtöperfönlichfeit der Kirche, auf der anderen bie 
Rechtöperfönlichkeit des Staats gleichzeitig vor Gericht vertrete. So 
lange aber der evangelifchen Kirche die Möglichfeit nicht gegeben 
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‚ Außerftenfalls vor Gericht Recht fuchen zu können, fo lange ift 
: Zuftand fein vollberecdhtigter. Ä 

Kann alfo die Vertretung der Rechte der Kirche (jus sacrorum) 
rch den Minifter der geiftlihen Angelegenheiten nicht mehr. fort: 
führt werben, fo folgt daraus die Nothwendigkeit, daß dieſes durch 
8 Publifandum vom 16. Dezember 1808 ihm fpeziel übertragene 
andat aufböre. | 

6. Es entfteht nun die weitere Frage, wem das von dem 
inifter der geiftlichen Angelegenheiten bisher verfehene Mandat 
e Berwaltung des jus sacrorüm der evangelifchen Kirche zufalle? 

Auch diefe Frage beantwortet fich nach einfachen Rechtsgrundfägen. 

Der Minifter hat das Mandat zur Verwaltung des jus sa- 
oram durch den $. 12 des Publikandums vom 16. Dezbr. 1808 
8 der Hand Sr. Mafeftät des Königs empfangen; es kann baher 
ch an Niemand anders, als an Se. Majeftät den König zurüd- 
geben werben. 

Ein rechtlicher Einſpruch hiergegen ift nicht denkbar. Bon 
eiten der Kammern nicht, da der Minifter fich nicht eines dem 
taate zugehörigen Rechts entäußert. Eben fo wenig könnte aber 
ich irgend ein anderes Organ ber Kirche, unmittelbar dem Mis 
ter gegenüber, einen Anfpruch auf Ueberantwortung bes jus sa- 
orum erheben. Denn der Minifter fteht einzig und allein zu dem 
önige in dem Nechtöverhältniffe eines Volmachtempfängers und 

nicht im Stande das empfangene Mandat anderen Händen, als 
nen feines Königlichen Machtgebers zu übergeben. 

Vielmehr wird die Kicche die Befriedigung der Wünfche und 
ebürfniffe, welche wegen der Fünftigen Verwaltung des jus sacro- 
m in der evangelifchen Kirche geltend zu machen fein werben, allein 
n dem Könige zu erwarten und ſich zu hüten haben, das jus sa- 
orum, mit Weberfpringung der legitimen Rechtsfolge, aus anderen 
ns als aus denen des Königs, unmittelbar zu fordern oder 

nehmen. 

Das Rechtsverhältniß zwifchen dem Minifter und feinem kö⸗ 
glichen Machigeber wird volllommen Zar, wenn man den Sal 
st, daß der Letztere ſich bewogen finden follte, felbftthätig das durch 
n 8. 12 des Bublifandums vom 16. Dezember 1808 Seinem 
Hnifter übertragene jus sacrorum zurüdzunehmen. In dieſem Falle 
ärde auch nicht der Schein eines Widerſpruchsrechts auf Seiten 
8 bisherigen Vollmachtträgers erfindlich fein. 

7. Der König kann das von dem Minifter der geiftlichen 
ngelegenheiten an ihn zurüd gelangende jus sacrorum nicht in 
nem ganzen Umfange zur perfünlichen Verwaltung behalten. 
e muß es weiter übertragen.. 

Es kann mit dieſer Mebertragung auch nit gewartet wer- 
n, bis die durch das Bedürfniß dee Gegenwart geforberten Ver⸗ 


42 


änderungen in ber Berfaflung ber Kirche vollendet fein werben. 
Denn diefe Veränderungen erfordern Zeitz bie Kirche darf aber and 
in der Zwifchenzeit nicht ohne Vertretung bleiben. 

Endlich kann die Handhabung des jus sacrorum in der evan 
gelifchen Kirche einzig ‚und allein nur durch die Lebertragung 
Seitens Seiner Majeftät des Königs vermittelt werben. Jeder ander 
Meg würde die.legitime Rechtsfolge unterbrechen, und die Reve⸗ 
Iution in die Kirche pflanzen. 

Aus diefen Vorderfäsen ergiebt ſich die nothwendige Kolge, 
daß von Seiner Majeftät dem Könige ein dazu geeignetes lirchli⸗ 
ches Organ zu wählen und mit dem Auftrage zu verfehen fein wird, 
die Verwaltung des jus sacrorum für die evangelifche Kirche weis 
tee zu übernehmen. 


B. 


— Denkſchrift 


betreffend die Entſchäͤdigung der evangeliſchen Superintendenten für vie wi 
ihrer Amtsführung verbundenen Auslagen und Koften. 





Nach der in Preußen beftehenden Verfafjung der evangeliſchen 


” 
zum — inne —— 


Kirche bildet das Amt der Superintendenten eines der wichtigſten 


Glieder des kirchlichen Organismus. 


Die Verfaſſung der evangeliſchen Kirche gliedert ſich von ben 


einzelnen Gemeinden und deren Pfarrern aufwärts in drei Abflufungen. 
Die erfte diefer Stufen nehmen die Superintendenten ein, is 
Verbindung mit den mehr oder minder organifirten Kreis⸗Synoden. 
Sie. bilden die nächſte Auffichtsinftang für die einzelnen Gemeinden, 
Pfarrer und Kirchenbeamten, und das natürlide Organ zur Ber 
tretung der gemeinfamen kirchlichen Interefien ihres Kreifes. Ihre 
Zahl beträgt gegenwärtig 388. Der geographiiche Umfang ihre 
Bezirke und die Zahl der ihnen untergebenen Pfarrftellen ift nad 
gefchichtlichen und Iofalen Bedingungen ein verfchiedener. Im Durde 
fchnitt entfpricht der erftere dem eines Ianbräthlichen Sreifes, wäh 
rend die letztere durchſchnittlich 14 — 15 Pfarreien umfaßt. 


——— — 


Die Eigenſchaft des Superintendenturamtes, als einer nicht⸗ | 


follegialifch verfaßten Amtöftelle, und der mäßige Umfang feiner 
Bezirke, läßt dieſes Amt als diejenige Stelle erfennen, von welde 
aus ein perfönlicher Einfluß duch Rath, Mahnung und Beiſpiel 
vorzugsweife wirken kann, während die Eollegialifche Berfaffung der 
Konfiftorien und der große, mit der politifchen Eintheilung der Mo 
nardhie in Provinzen zufammenfallenne Amtsbezirk dev Generalfuper 
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intenbenten die Macht der perfönlihen Einwirkung von biefer 
ae , höheren Stufe ver kirchlichen Verfaſſung aus weiter zus 
ellt. 

Eine heilbringende Einwirfung ber Superintendenten auf Lehre, 
Leben und Wandel der Geiftlidhen und der Kirchenbeamten und auf 
Zucht und Orbnung in den Gemeinden, ift zunächfi und vor Allem 
bedingt durch die Auswahl ausgezeichneter Berfönlichkeiten. Nächſt⸗ 
dem treten aber auch äußerliche Beringungen Hinzu, deren Mans 
gel die Wirkfamfeit der Superintenventen ſchmälert oder lähmt. 

In den weftlihen Provinzen des Landes wählen die Sreis- 
fmmoden den Superintendenten. In einigen wenigen Diöcefen ber 
öflichen Provinzen haben einzelne berechtigte Familien oder Korpo⸗ 
rationen ein Präfentationsredht. In der großen Mehrheit derfelben 
emennt der evangelifche Landesherr die Superintendenten, auf Vor⸗ 
fhlag der geordneten Kirchenbehörben. 

Die Auswahl der Superintendenten iſt jedoch der Natur ver 
Sache nad) gebunden an die Zahl der im Kreife angeftellten Geift- 
lihen. IR hiernach die Wahl in vielen Kreifen ſchon eine fehr bes 
fchränfte, fo ift fie es um fo mehr dann, wenn die lofalen Ver⸗ 
bältniffe nur einige wenige, im Mittelpunfte des Streifes gelegene 
Pfarrftellen in Betracht zu ziehen geftatten, und wenn die Befegungs- 
rechte von Privatpatronen die Berufung folder Männer, welche 
zugleich zur Führung der Superintendentur qualifiziert find, in dieſe 
Stellen erfchweren. 

Die Führung des Superintendenturamtes ift mit einem beträcht« 
lihen Aufwande von Zeit, Kräften und felbft von baaren Auslagen 
verfnüpft. Zugleich bedarf der Superintendent auch einer folchen 
yfarramtlichen Stellung, daß er in ihr weder mit drückenden Nah⸗ 
rungsforgen zu kämpfen Hat, noch auch der Laft feiner unmittelbaren 
pfarramtlichen Pflichten erliegt. 

Alle diefe gleichzeitigen Rüdfichten erſchweren die Wahl geeig- 
neter Superintendenten in jedem einzelnen Falle. 

In der vorreformatorif—hen Zeit war in den öftlichen Brovinzen 
bes Landes für die Befeitigung dieſer Schwierigkeiten in dem Wege 
geforgt, daß nach den damals zuläffigen kirchenrechtlichen Grund 
fügen die Aufficht über gewiſſe Tirchliche Kreife (Präpofitur) mit 
beftimmten, Teinem ‘Privatpatronatrecht unterworfenen Pfarrftellen 
dauernd verknüpft, und dieſe ‘Pfarrftellen nöthigenfalls noch durch 
Iuforporation anderer einträglicher Pfarrftellen auf ein reichliches 
Einkommen erhöht wurden. Weberrefte diefer früheren Einrichtungen 
baben fih hie und da in den Propfteien oder Oberpfarrftellen ein- 
zelner Städte in einigen der öſtlichen Provinzen erhalten. In den 
meiften Diöcefen aber fehlt es an folchen beflimmten Pfarrftellen, 
* welchen regelmäßig die Superintendentur verbunden werden 

nnte, 
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Eben ſo wenig find in fyäterer Zeit neue Fonds gewonnen 
worden, um einzelnen PBfarrern die Hebernahme der Superintenbentur 
zu ermöglichen oder doch zu erleichtern. Die Ephoralgebühren, welde 
die Superintendenten für Kirchenvifttationen, Reviflon der Kirchen 
rechnungen u. f. w. zu beziehen pflegen, find meift nur von unbe 
deutendem Belange und deden oft Faum die nöthigften baaren Aus 
lagen; eben fo find die in Weftphalen den Superintendenten ans 
den Kreiß-Synodalfafien bewilligten Bureaugelder von 50 Rihlr. 
jährlich, wie längft anerkannt, völlig unzulänglid. In dem Für 
ftentbum Minden und in der Grafichaft Ravensberg Hat fich ein 
dur frühere Iandesherrliche Munificenz gegründeter Superinten⸗ 
denturfonds von 445 Rthlr. jährlich erhalten, welcher gegenwärtig 
unter fieben Superintendenten vertheilt wird, und auf bem linken 
Rheinufer hat die franzöftfche Regierung einen Fonds zu gleichen 
Zwede gegründet, welcher gegenwärtig durchſchnittlich 120 KRibke. 
für jeden Superintendenten abwirft. 

Dies ift der ganze Umfang der Mittel, welche der evangeliſchen 
Kirche für dieſes fo wichtige Glied ihrer Verfaffung, für das Su 
perintendenturamt, zu Gebote ftehen. 

Das Bedürfniß, hierfür mit ausreichenderen Mitteln verfehen 
zu werben, ift längft gefühlt und anerfannt worden. 

Schon in den Jahren 1842 und 1843 wurden von dem Mi 
nifter der geiftlichen Angelegenheiten umfaſſende Unterfuchungen über 
den gegenwärtigen Stand der Sache angeftellt, deren Refultate in 
dem Obigen niebergelegt find. 

Die Generals Synode von 1846 erkannte e8 (Seite 65 ihre 
gebrudten Verhandlungen) als ein entſchiedenes Bedürfniß an, deu 
Superintendenten in ihrem mühevollen Amte mit neuen Mitteln zu 
Hülfe zu fommen. 

Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten, Dr. Eichhorn, 
gründete hierauf weitere Anträge. | 

Er ließ zunächft auf einem zwiefachen Wege eine approrimative 
Abſchätzung des vorhandenen Bebürfnifies vornehmen. 

Die erfte diefer Veranlagungen ging von der Aunahme au, 
daß jedem Superintendenten ohne Unterſchied eine Entſchäädigung von 
nur 50 Rthlr. jährlicdy zugelegt werde, und ergab dieſe Berechnung 
bei der Annahme einer runden Zahl von 400 Superintendenten eine 
Benürfnißfumme von 20,000 Rthlr. jährlich. 

Die zweite Veranlagung geſchah auf die Weile, daß ſaͤmmiliche 
Konfiftorien aufgefordert wurden, die Verhältniffe jeder einzelnen 
Superintendentur fpeziel zu prüfen, und unter Berüdfichtigung bed 
Pfarreinfommens, der Größe und Befchwerlichkeit des Yu 
freifes und der individuellen Verhältniffe des zeitigen Inhabers bad 
ebene bis zu einem Marimum von 150 Rthlr. zu er 
meſſen. 
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| on biefen fpeziellen Unterfuchungen wurde das Bebürfnig 

g : 

für die Provinz Brandenburg auf. - . .» . 3560 Rthlr. 
a 00200. ..8800 


⸗ Preußen ⸗ ⸗ 
⸗⸗ ⸗ ommern ⸗ 2900 ⸗ 
⸗⸗ ⸗ Schleſten ⸗ 2500 + 
⸗⸗ ⸗ Sachſen ⸗ .. 7000 = 
⸗⸗ ⸗ oſen ⸗ .. 1450 ⸗ 
⸗0⸗ ⸗ Weſtphalen - . 725 ⸗ 
s» s NRheinprovinz ⸗ 640 = 


für ſaͤmmtliche Provinzen . . 22,575 Rihlr. 


Diefe lestere Berechnung überflieg den erſten Anfchlag no 
m 2575 Rthlr. 8 ß ſt ſchias ’ 
Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten befchränfte indefs 
n feine Anträge auf das erft ermittelte Paufchquantum von 
0,000 Rthlr, und trug in einem Berichte an Seine Majeftät den 
önig darauf an, 
die Summe von 20,000 Rthlr. jährlich zur Remunerirung 
der Superintendenten zu verwenden. 


Mittelft Allerhöchfter Drbre vom 15. Januar 1847 bewilligten 
eine Majeftät diefe Summe, mit der Maaßgabe, daß viefelbe nebft 
a übrigen gleichzeitig ertheilten Bewilligungen in dem Maaße, in 
elchem der Zuftand der Stantöfaflen e8 geftatten würde, fucceflive 
iffig gemacht werben follte. 

Der Nothftand des Jahres 1847 hinderte die fofortige wirf- 
de Anweifung dieſer Summe. Mit dem Beginn des Jahres 1848 
jer drang der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten darauf, die⸗ 
n Betrag nunmehr disponibel zu ftellen, bis die im März deſſel⸗ 
n Sahres eintretenden Creigniffe die weitere Ausführung dieſes 
lanes hemmten. 

Snzwifchen ift die Allerhöchſte Ordre vom 15. Sanuar 1847 
; unverminderter rechtlicher Kraft und Geltung geblieben. Durch 
n Artikel 12 der Verfaffungsurfunde vom 5. Dezember 1848 und 
n gleichlautenden Artifel 15 der Verfaffungsurfunde vom 31. Ja- 
sae 1850 ift noch die Verftärfung hinzugetreten, daß der Staat 
wch diefe von ihm erlaffenen Grundgefege auf eine einfeitige Zu- 
ichiehung der bis zu dieſem Termin der evangelifchen Kirche ers 
orbenen Rechtstitel erneuerten Verzicht geleiftet hat. 

Neuerdings haben die Provinzialfynoden Weftphalens (S. 62 
id ©. 81, V. litt. h.) und der Rheinprovinz ($. 111 ©. 150, litt.h. 
rer gedrudten Verhandlungen) vom Jahre 1850 neben andern 
nfprüchen auch das Bebürfniß einer Remunerirung der Supers 
tenbenten aufs Reue zur Sprache gebracht, und daſſelbe 
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für Weftphalen auf . . . 3800 Rihle. 
für die Rheinprovinz auf . 5000 + 
Zufchuß zu den dort bereitd vorhandenen Mitteln veranlagt. 


Nach Verhältniß dieſer Veranlagung würde der Bedarf für | 


die ganze Monardhie in runder Summe auf 70,000 Rthlr. zu fie 
hen Tommen. 

Um fo weniger wird daran gezweifelt werden Fönnen, daß der 
frühere, nach fpezielen Berechnungen angenommene Betrag von 
20,000 Rthlr. jährlich dem Bebürfniffe nur in einem ſehr mäßigen 


Anfange entfpricht, und demgemäß ein Antrag der evangeliihen : 
che 


auf Realifirung ver Alerhöchften Bewilligung von 20,000 Riäke. 
jährlich zur Remunerirung der- Superintendenten 


fowohl nad) dem Rechte, als auch nach dem Bebürfniffe begränkel 
einen. 
Berlin, ven 4. Dezember 1851. 


Denkſchrift 
betreffend die Synodalkoſten in der evangeliſchen Kirche. 





Zu den organiſchen Verfaſſungseinrichtungen in der evangeliſchen 
Kirche gehoͤrt die Wiederkehr regelmäßiger Synoden. 


= 0. —, — — — 


Sn den weſtlichen Provinzen, Weſtphalen und Rheinprovii, 
bat diefe Einrichtung zum Theil ſchon feit dem fechszehnten Jahr 


hundert in feftftehendee Ordnung fortbeftanden und verfammmeln 


fih in denfelben nad) der gegenwärtig geltenden Sicchenorunung 
vom 5. März 1835 die Fleineren Kreisfynoden alljährlich, die größe 


ren Provinzialſynoden alle drei Sahre. 


In den Kirchenordnungen des fechszehnten Jahrhunderts fir | 
die öftlihen Provinzen iſt der Synoden gleichfalls als einer orge 
nifchen kirchlichen Einrichtung gedacht, und haben biefelben daſeibſt 


während des fechszehnten und zum Theil noch im fiebzehnten Jahr⸗ 
hundert mehrfach ftattgefunden. Seit den letzten zwei Jahrhunderten 
aber ift diefe Einrichtung in den öftlihen Provinzen in Berfall ge 
rathen, und meift nur Died übrig geblieben oder erneuert worben, 
daß die Geiftlihen deſſelben Superintendenturfreifes alljährlich zu 
einer gemeinfchaftlichen Berfammlung zufammen zu treten pflegen. 
Eine Wiederbelebung fynodaler Einrichtungen in der evange⸗ 
liſchen Kirche in Preußen ift jedoch felt der Beendigung ber Frei⸗ 
heitöfriege wieder erftrebt worden. Schon in der an das Staats⸗ 
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minifterium erlaffenen Allerhöchften DOrpre vom 27. Mai 1816 vers 
orbnete des Könige Majeftät nicht allein die regelmäßige Abhaltung 
der Kreisfunoden in den einzelnen Kicchenkreifen, fondern auch bie 
Abhaltung von Provinzialfynoden, welche ſich jährlich ein ober zweis 
mal unter dem Vorfitze des Generalfuperintendenten verfammeln, 
Fr welchen alle Superintendenten der. Provinz Theil nehmen 
o 


Die Inſtruktion vom 23. Dftober 1817 für die Provinzialkon⸗ 
forien (Geſetzſammlung von 1817 S. 237) überweift diefen in 
$. 2 Ar. 1 „die Sorge für Einrichtung der Synoden der evanges 
liſchen Geiftlichkeit.” Demgemäß wurben zuerft im Jahre 1819 auf 
befondere Tönigliche Anordnung Provinzialfynoden in allen Provinzen 
des Landes gehalten, denen im Jahre 1823 eine allgemeine Landes⸗ 
fonode folgen follte. Bedenken politifcher Art verhinderten damals 
die weitere Berfolgung diefes Plans. Im Jahre 1842 wurde jedoch 
berfelbe wieder aufgenommen und im Sahre 1843 zunächſt eine bes 
fondere Zuſammenkunft aller Kreisſynoden ausgefchrieben, denen im 
Jahre 1844 Provinzialſynoden in den öſtlichen Lanvestheilen, und 
im Jahre 1846 eine allgemeine ewangelifche Landesſynode folgte. 
Eine organifche Feftfebung über die regelmäßige Wiederkehr foldyer 
Synoden und über deren Zufammenfegung wurde damals noch nicht 
getroffen; jedoch der Gedanke feftgehalten, das ſynodale Element in 
der evangelifchen Kirche Preußens nicht wiederum fallen zu laſſen, 
und Weiteres vorbereitet, bis die Erfchütterungen des Jahres 1848 
auch auf dem Gebiete der Kirche auf eine Zeitlang den Faden ber 
gefchichtlichen Entwickelung unterbrachen, und die Kirche einen Augen- 
blick in die Gefahr brachten, der Willfüe einer auf bloßen Majo⸗ 
tttätswahlen beruhenden Eonftituirenden Synode Preis gegeben zu 
wernen. Die Rüdwirfung der gefunden Elemente, welche auf dem 
lirchlichen Gebiete früher ſchon fich Fund gab, als auf dem der po⸗ 
iifchen Bewegung, führte aber fehr bald wieder auf befonnenere 
Bahnen zurüd. Die Wiederherſtellung und Befeftigung eines felbft- 
Käudigen Regiments in der evangelifchen Kirche wurde als die erfte 
Aufgabe erkannt; die Verftärfung der Einficht und Kraft der Kirchen» 
leitung durch wohlgeoronete ſynodaliſche Suftitutionen bleibt die 
sweite Aufgabe. Ä 

Die Einrichtung geordneter Synoben erfordert aber auch ma- 
terielle Mittel. 

Zwar ift in Anfehung der Kreisſynoden bereits durch eine 
königliche Ordre vom 30. Juli 1819 feftgefegt worden, daß die zu 
denſelben berufenen Geiftlichen in der Regel die Koften der Reife 
und des Aufenthalts an dem Berfammlungsorte felbft tragen müſſen, 
und danach auch feither verfahren worden. Dagegen iſt es eine 
Unmöglichkeit, ven Geiftlichen und fonfligen Abgeorbneten zu Pros 
vinzials und Landes ſynoden ihre Reife- und Zehrungskoſten 
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ſelbſt aufzuerlegen, und find daher auch in ben gehren 1819 und 
1844 die Koften der allgemeinen Provinzialignoden und im Jahre 
1846 die Koften der Generalſynode aus öffentlichen Fonds getragen 
worden. 

Im Sahre 1819 haben die Reifefoften der einberufenen Sue 
intendenten betragen . . . 16,000 Rihlr. 
im Jahre 1844 die Geſammtkoſten der 
Provinzialſynoden in den öſtlichen 


Provinzen . . 88,831 s 26Sgr. 10. 
im Sahre 1846 bie Sefammttoten der Ä Ä 
Generalfunsde . . . 33,905 ⸗ 


Dagegen ift den Provinzlaffpnoben in den weftlichen Prowinzen 
eine gleiche Verguͤnſtigung feither nicht zu Theil geworben, vwielmeht 
find die Koften dieſer Synoden auf die einzelnen Kirchengemeinden 
tepartirt und von biefen beigetrieben worden. Rur im Jahre 1885 
ift denfelben duch ein außerorventliched Gnadengeſchenk von 3500 
Rthlrn. und im Jahre 1838 durch ein gleiches von 2000 Rihlen. 
eine Beihülfe geleiftet worden; für die Synoden von 1841, 1844, 
1847 und 1850, und für bie außerorbentliche Synode von 1849 
haben diefelben feine Unterftügung erhalten. 

Die Koften dieſer SBrosinsialfonoben find jedoch fehr beträchtlich. 
Im Jahre 1835 hatten diefelben betragen 


für die weftphälifhe Synode . . » . . 2365 Rihlr. 15 Spr. 
für die cheinifhe Synode . » 2 ....4677 = 15 + 
zufammen . . 7043 Rthle. — Set. 
Im Jahre 1841 wurden die Koften der weftphälifchen Synode 
allein veranfchlagt auf . . +. 3018 Rthlr. 15 Sgr. 
und im Jahre 1845 betrug das jährliche Ausfchreiben auf die Ge 
meinden zur Dedung der Synodalfoften in Weftphalen allein 


mithin für je 3 Sabre. . . ... 1525 , 
Die Koften der außerorbentlichen Synode von 1849 haben für 
die Rheinpropinz allein betragen 4200 Rthlr. 

Um daher den evangeliſchen Gemeinden in Weſtphalen und in 
der Rheinprovinz, wie in den Jahren 1835 und 1838, ſo auch in 
der Folge, bei der Aufbringung der fehr drückenden Synobaltofen 
zu Hülfe fommen zu fünnen und zugleich die Mittel zur ineichtung 
regelmäßiger Synoden in den öftlichen Provinzen zu befiben, beaw 
tragte der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten, Dr. Eichhorn, 
bereit im Jahre 1846 die Auswerfung einer feiten Summe ju 
Synodalzweden, welche er, nach ven in den bisherigen Erfahrungen 
gewonnenen Anhaltspunkten, auf den Betrag von 24,000 Rthlr. 
jährlich arbitrirte. 

Mittelft Allerhöchſter Ordre vom 15. Januar 1847 bewilligten 
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des Königs Mafeftät diefen Betrag, mit der Maaßgabe, daß derſelbe 
In dem Maaße, in welchem die betreffenden Synobaleinrichtungen 
vorſchreiten, und der Zuftand der Staatskaſſen es geftatten würde, 
flüffig gemacht werden follte. 

Die Allerhöchſte Ordre vom 15. Januar 1847 befteht in un 
veränderter Kraft noch fort. In gleicher Weife ift das Bedürfniß, 
wie vor 1848, beftehen geblieben. Dieſes Bedürfniß ift in Anfehung 
der weftlichen Provinzen ein gegenwärtiged und bringendes, Indem 
die dortigen Kirchenfaffen urter der Koftenlaft der rafch auf einander 
gefolgten Provinzialfynoden von 1847, 1849 und 1850 zu erliegen 
drohen. In Anfehung der öftlichen Provinzen ift der fpezielle Nach⸗ 
weis des Bedarfs noch von weiteren Vorbereitungen abhängig. 

Die evangelifche Kirche muß daher, indem fie die Entwidelung 
fmobalifcher Inſtitutionen als ein wefentliches Lebenselement ihrer 
Berfaffung erkennt, den in der Allerhöchften Ordre vom 15. Januar 
1847 ihr gegebenen Nechstitel fefthalten, und die NRealifirung 
beffelben als ein unerläßliches Bedürfnis ihrer Verfaſſung für die 
Folge in Anfpruch nehmen. 

Berlin, den 4. Dezember 1851. 





Denkfdhrift 
betreffend die Errichtung von evangelifchen Prebigerfeminarien. 





Für die Vorbildung der jungen evangelifchen Theologen zum 
geiſtlichen Beruf beftehen außer den auf Gymnaſien und Univerfl- 
fiten ihnen gewährten Unterrichtömitteln, und außer dem Prediger, 
feminar in Wittenberg, in der evangelifchen Landeskirche Preußens 
feine öffentlichen Beranftaltungen. 

Die Vorbildung auf den Gymnaflen und den Univerfitäten 
bildet von den Zeiten der Reformation her, welche gerade diefen 
wifienfchaftlichen Anftalten eine befondere Aufmerkfamfeit und Pflege 
bat angedeihen laſſen, eine wefentlicdhe Borausbedingung für den 
geiftlichen Stand. Sie muß dies auch für alle weitere Folge hin⸗ 
aus. bleiben. Dagegen hat fi in den allgemeinen LXebensverhälts 
niſſen feit jenen Zeiten vieles geändert. Während zu den Zeiten der 
Reformation die große Mehrheit der Schüler erft in reiferen Jah⸗ 
nen die Univerfität bezog, dergeftalt daß fie meift gleich nach been- 
beten afademifchen Studien in ein Pfarramt eintreten Tonnten: 
pflegt jest die große Mehrheit derfelben ſchon mit dem 18ten bie 
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20ten Sahre die Univerfität zu beziehen, und bebirfen viefelben 
nach Beendigung der afademifchen Studien vor dem Eintritte in 
das Pfarramt meift noch einer längeren Zeit, theild um ihre Erw 


mina zu abfolviren, theild um diejenige Reife des Geiſtes und 


Charakters zu erlangen, welche die Kirche, ihren Feſtſetzungen über 
das fogenannte Fanonifche Alter gemäß, von jeher hat fordern müffen, 
um ihnen die Führung einer Gemeinde auf dem Wege des Heil 
anvertrauen zu Fönnen. 

Während diefer, meift einen Zeitenim von 5 und mehr Jahren 
umfaffenden, Periode befinden ſich die jungen Theologen in be 
evangelifchen Kirche Preußens in der weit überwiegenden Mehrheit 


2 BA äh  dn —————— — -·— 


ohne alle fördernde und helfende Einwirkung Seitens der Kirde, . 


ſich felbft überlaflen, und es wird ihnen zum großen Theile um fo 
fhwieriger, dieſe Zwifchenzeit zu überwinden, als fie, in der großen 
Mehrzahl aus unvermögenden Familien heroorgehend, während dieſer 
Zeit zugleich mit der Sorge um das tägliche Brod zu Tämpfen 
haben. Es ift daher in andern Ländern und in andern Kirchen 
eine längft anerfannte Wahrheit, daß die Kirche ohne fchwere Ber 
antwortung ſich der Fürforge für diefe ihre Glieder und Tünftigen 
Diener nicht entfchlagen darf, ſondern daß fie Veranftaltungen zu 
treffen hat, weldje den Blick derfelben auf ihren Fünftigen Lebens⸗ 
beruf gerichtet erhalten, und welche zugleich in ihnen die prakti— 
fhen Gaben und Fähigkeiten üben und entwideln, mit denen fe 
fünftig zu wirfen haben. 

In allen Zweigen öffentlicher Thätigfeit, ja in allen Verhält⸗ 
nifjen des bürgerlichen Lebens, ift e8 ein unbeftrittenee Sab, daß 


nur. min sn AED GE Sa 5 


der einem beftimmten Lebensberufe fi; wibmende aaa nach 


Empfang des erſten wiſſenſchaftlichen Unterrichts nicht Ja 


relang 


feiner kuͤnftigen Berufsſphaͤre entfremdet bleiben darf, um dann plo⸗ 


lich eine ſelbſtſtändige Stellung in feinem Fache einzunehmen, for 
dern daß er nur durch eine georbnete Folge praftifcher Mebungen 


zu ber erforderlichen Erfahrung, Sicherheit und Selbſtſtändigkeit m 


diefem feinem Berufszweige herangebildet werden Tann. 


In dieſer georpneten Stufenfolge praftifcher Mebungen nimmt : 
für den Theologen, nad) dem Urtheile der einfichtigftien Männer, ' 


und nad der Erfahrung der Sahrhunderte, die weitere Borbilbung 
in einem Seminar die erfte und nothwendige Stufe nach der Uns 
verfitätsbildung ein. 


Die Seminare für Theologen find dazu beftimmt, die erſte An | 


leitung und Uebung zur Anwendung der auf der Univerfität gewon⸗ 
nenen Kenntniffe zu gewähren, indem fie den jungen Theologen theild 
durch den täglichen Umgang mit erfahrenen Männern ihres Berufes 
und durch deren Rath und Anleitung, hinweifen auf das, was ihnen 
fünftig in den Gemeinden am meiften Noth thut, theils ihnen bie 
Gelegenheit geben, durch regelmäßige Uebungen im Prebigen, Kate 
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chiſtren u. |. w. fich auf ihren Beruf weiter vorzubereiten, theils end- 
lich ihnen die Förderung und Stärfung verfchaffen, welche ein en- 
gered Gemeinfchaftsleben einer Zahl gleichgefinnter, dem Dienfte 
eines Herrn und Meifterd gewidmeter Jünglinge und ihrer älteren, 
väterlichen Freunde zu gewähren im Stande if. 

Bon den evangelifchen Kirchen Deutfchlands ift nur die würt- 
tembergifche Kirche durch Erhaltung alter kirchlicher Stiftungen 
fo glüdlicy gewefen, in dem Stifte zu Tübingen” eine Seminar- 
einrichtung in evangeliſchem @eifte bis auf die neuefle Zeit zu ers 
halten. In Bayern ift feit 1834 ein evangelifch - theologifches 
Seminar in München errichtet worden, in Baden befteht ein fol- 
ches in Heivelberg; in Braunſchweig feit 1836 ein evangelifches 
Bredigerjeminar in Wolfenbüttel; in Hannover deren zwei, in 
Hannover und Loccum. 

Auch in Preußen befteht ein PBrevigerfeminar feit 1817 in 
Wittenberg. Wie wenig aber baffelbe für den Bedarf ausreicht, 
ergiebt ſich aus der einen Thatfache, daß in demfelben nur 25 junge 
Sheologen, jeder in einem zweijährigen Kurfus, ausgebildet werben, 
bergeftalt, daß jährlid nur 12 bis 13 das Seminar verlaffen, wäh- 
rend der jührliche Bedarf von jungen evangelifchen Geiftlichen in 
der ganzen Monarchie durchſchnittlich 185 beträgt. 

Das Bedürfniß einer Vermehrung der evangelifchen Prediger: 

Seminarien in Preußen ift daher auch ſchon feit langer Zeit aner- 
fannt, und die Befrievigung deſſelben verheißen worden. 
. Das Befikergreifungspatent für die Rheinprovinz vom 5. April 
1815 (Geſetzſamml. von 1815 ©. 26) verheißt den Bewohnern der- 
felben, ohne Unterfchied der Konfeſſion, die Errichtung einer Uni- 
verfität und von Bildungsanftalten für ihre Geiftlichen- und 
Lehrer. Diefe Fönigliche Verheißung ift erfüllt worden in Anfehung 
der Univerfität, der Schullehrerfeminarien und der geiftlichen Se⸗ 
minarien für die römifch-Fatholifche Kirche. In Anfehung eines 
geiftlichen Seminars für die evangelifche Kirche fehen die wieber- 
holten und dringenden Bitten der evangelifchen Bevölferung ihrer 
Erfüllung noch entgegen. 

Die in den Jahren 1814—1816 durch eine befondere, vom 
Könige eingefegte Kommiſſion veranftaltete Erwägung der Bebürfs 
niſſe der evangelifchen Kirche führte gleichfalls auf die Nothwendig- 
feit einer Errichtung evangelifcher Brebigerfeminarien hin. Auf das 
Gutachten der Kommiffton vom 4. Suni 1815 erließ des Hochfeligen 
Königs Majeftät in Beziehung auf dieſen Punkt unter dem 27. Mai 
1816 folgenden Beſcheid an das Staatsminifterium: 

„Auf den Bericht vom 9. Januar, womit Mir 

das Gutachten der geiftlichen Kommiſſton, die Verbeſſe⸗ 
rung der Kirchenverfaffung betreffend, 
eingereicht worben, eröffne Ich Ihnen: 
4* 


52 


„I. Daß Ich es allerdings gegründet finde, daß dieſe Verbefle 
rung vorzüglich auf der Bildung würdiger Geiftlichen beruft, 
„Es muß daher nicht allein, wie ſchon bis jegt, auf den 
Schulen und Univerfitäten für den gründlichen Unterricht 
und die Reinheit der Sitten geforgt, und auch befonders 
darauf gefehen werben, daß auf den Schulen der Religions 
unterricht nicht verfäumt, und daß er durch Geiſtliche ertheilt 
werde, fondern es muß auch auf die Kandidaten 
der Theologie, wenn fie die Univerfität verlaffen 
haben, mehr Aufmerffamfeit als bisher verwen, 
det werden. | 
„Ich mache e8 daher nicht nur den Superintendenten md 
Synoden zur befondern Pflicht, über Die Kandidaten bed 
Previgtamtes in ihren Kreifen, fowohl in Anfehung des 
Lebenswandels, als der praftifchen Ausbildung die Aufficht 
zu führen, fondern Ich will auch, daß zu dieſen 
wichtigen Zwede geiftlihe Seminarien erridte 
werden, in weldhen Kandidaten, nachdem fie die 
Univerfität verlaffen haben, unter der Leitung 
würdiger Geiftlihen zu vorzüglichen Seelforgern 
ausgebildet werden follen. Sch beauftrage deshalb 
den Minifter des Innern, den Blan zu folchen Seminaren 
zunächſt für Wittenberg zu entwerfen und mir vorzulegen." 

In gleicher Weife bezeugt auch die durch die Gefekfammlung 
(Seite 238) veröffentlichte Dienftinftruftion für die Konſiſtorien 
vom 23. Oftober 1817 $. 2. Nr. 6, daß es nicht in der Abficht 
des Königs gelegen habe, e& bei der Errichtung des Seminars zu 
Wittenberg für die evangelifche Kirche bewenden zu Iaffen, fonbern 
daß deren mehrere, dem Bebürfniffe entſprechend, in den verfchie 
denen Provinzen errichtet werben follten. 

Die Allerhöchſte Ordre vom 27. Mai 1816 ift nicht zurüdge 
nommen worben, fie hat vielmehr in der Folge noch weitere Behk 
tigungen erhalten; aber ihre Ausführung ift bis jebt unterblichen. 

Im Sahre 1821 wurde zwifchen dem Staate und dem roͤmi⸗ 
[hen Stuhle der Inhalt der Bulle de salute animarum vereinbart, 
und diefelbe durch Fönigliche Ordre vom 23. Auguft 1821, fanttie 
nirt und durch die Gefegfammlung (S. 113) veröffentlicht. Ja 
diefer Bulle wurde verordnet, daß in jeder erzbifchöflichen und 
bifhöflichen Stadt ein geiftliches Seminar erhalten oder neu gegruͤn⸗ 
bet werben folle, damit barin eine ſolche Anzahl angehender Kle⸗ 
rifer unterhalten und nad) Vorſchriſt der Beſchlüſſe von Trient 
unterrichtet und gebildet werden möge, als es der Umfang und 
Bedarf der Sprengel fordern werde. 

Die Publifation der Bulle erfolgte: „unbefchabet allen Unter 
thanen evangelifcher Religion, und der evangelifchen Kirche des 
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Staats.‘ Durch diefe der römifch » Fatholifchen Kirche erwiefene Wohl- 
that find daher die früheren gleichen Verheißungen für die evange- 
liſche Kirche nicht nur nicht entfräftet, fondern vielmehr, vermöge 
des Anſpruchs der evangeliihen Kirche auf eine paritätifche 
d achtigung ihrer dringenden Bedürfniſſe, geftärkt und vermehrt 
worden. ' 

In dem Jahre 1823 brachte das rheinifche Konſiſtorium, in 
dem Jahre 1830 der Kurator der Univerfität Bonn, und in den 
Jahren 1838 bis 1847 die rheinifche und die weftphälifche Pros 
vinzialſynode wiederholt das Bedürfniß eines ewangelifchen Predi⸗ 
gerfeminars für die weftlichen Provinzen in Anregung. Auf alle 
dieſe Anregungen erfolgten wiederholte zuſagende Erklärungen der 
Regierung, während die Erfüllung bverfelben von Jahr zu Jahr 
auögefegt blieb. 

Eben fo haben in neuefter Zeit die weftphälifche Provinzials 
fmode von 1850 (S. 81 und 62 ihrer gevrudten Verhandlungen) 
und Die rheinifche Provinzialfynode von 1850 (S. 149) die Erridh- 
tung eines evangelifchen Prebigerfeminars für Rheinland und Weft- 
phalen aufs Neue in rechtlichen Anſpruch genommen. 

Sn den öftlihen Provinzen traten im Jahre 1844 die evans 
geliſchen Synoden der Provinzen Preußen und Pofen mit dem Ver⸗ 
langen auf Errichtung von Predigerfeminarien hervor. Ein Gleiches 
wurde auf der euangelifchen Generalfynode von 1846 von der Ma- 
jorität derfelben befürwortet, nur daß die Stimmenmehrheit damals 
ſich für eine größere Zahl von Fleinen Seminaren, anftatt weniger 
größeren entichied. " 

Allen dieſen Wünfchen wurde endlich durch eine Eönigliche Ordre 
som 15. Sanuar 1847 die beftimmte Erfüllung zugefichert. 

Durch diefe Ordre bewilligte des Königs Majeftät, auf den An⸗ 
trag der Staatöminiftee Eichhorn, von Bodelfhwingh, Graf zu Stoll- 
berg und von Duesberg, „vorläufig für Stiftung von PBredigerfemina- 
tim die Summe von 30,000 Rihlr. jährlich,” mit der Maaßgabe, daß 
bie Ueberweifung diefer Beträge nach und nad) erfolgen folle, je 
nachdem einerfeits die entfprechenden Einrichtungen hinreichend vor- 
bereitet fein, andererſeits die Verhältniffe des Staatshaushalts die 
Flüſſigmachung der dazu erforderlichen Mittel geftatten würden. 
Die Verwendung diefer 30,000 Rihlr. wurde durch eine zweite 
Ordre vom 26. Februar 1847 dahin genehmigt, daß damit zwei 
größere Seminare, eines für die weftlihen Provinzen, und ein 
iweites für Preußen und die benachbarten Provinzen, deren Koften 
für jedes auf 10— 12,000 Rthlr. jährlich veranſchlagt waren, 
errichtet, der Ueberreft aber zur Bildung Fleinerer Seminare von 
4 bis 6 Zöglingen um einzelne Geiftliche verwendet werden follte. 

Auf Grund diefer Allerhöchften Bewilligungen waren bie Vor: 
yereitungen ſchon fo weit geviehen, daß im Anfang des Jahres 
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1848 an die Erwerbung beftimmter Grundftüde gedacht werben 
fonnte, als die Märzereigniffe dazwiſchen traten und bie weitere 
Ausführung hemmten. 

Die königliche Bewilligung der 30,000 Rihlr. vom 15. Ja 
nuar 1847 befteht noch heute, gleich den früheren landesherrlichen 
Zufagen, in ungefhwächter rechtlicher Kraft und Geltung, und de 
fist die evangelifhe Kirche in Preußen hierin einen vollgültigen 
Rechtstitel, deſſen Erfüllung der Staat nicht von ſich weifen Fan. 

Der Betrag von 30,000 Rthlrn. jährlich erfüllt das Bebürf- 
niß nicht vollftindig. Das beftehende Seminar in Wittenberg weil 
in feinem Etat für 25 Zöglinge einen jährlichen Bedarf von 
10,519 Rthlen. 9 Sgr. 8 Pf. nad. Durch den Hinzutritt von 
30,000 Rihlen. für diefen Zwed würden alſo nur etwa 100 Kan: 
didaten eines einjährigen Kurfus in einem Seminar theilhaftig 
werden können, während der jährliche Bedarf an jungen ewangelis 
chen Geiftlihen 185 beträgt. Die Allerhöchfte Ordre vom 15. 
Sanuar 1847 bezeichnet daher die Bewilligung der 30,000 Rihlr. 
auch nur als eine „vorläufige,“ vorbehaltlidy der Fünftigen Vermeh—⸗ 
rung diefer Summe nad) Maaßgabe des Bedürfniſſes. 

Die römiſch-katholiſche Kirche befigt für ihre Seminarien, 
nad Ausweis des Staatshaushaltungsetats, folgende Mittel: 


Aus eigenen 
Mitteln: 














I. für das Seminar in Draunsberg . 

82 >: 5 F Telplin . .. 

u. » ⸗ Poſen ‚329 

PR: :  * Önefen.... 13691119 —] 1,468 11] 5.160— 

u =  : Breslau 1,865 2111| 5,560! s| ı] 7,86 -- 

6. 3 ⸗ F € Müniter Zur 2.587 —— 6,7211 — 9,308 — 

Bea «  s Baberborn . . | 2,131 ——| 7,712.28|—| 9,8438- 

Ss ss Pe 7 VRR 7,470|—|—]11,720 —|—[19,190|— — 

erg ⸗Trier 2,851/12/10114,548 17| 2|17,400 —- 
Summa ... 132,603 18 3l59,arı 9 9102,0148- 


Die evangelifche Kirche bezieht für ihr Seminar in Wittenberg: 
aus Staatsfonds — 970 Rthlr. — Sgr. — Pi. 
aus eigenen Mitteln (Stiftungen) 9,549 » 9 » 8» 


zufammen . . 10,519 Rthie. 9 Ser. 8 Fr. 


Durch die Ueberweifung der durch Allerhöchfte Ordre vom 
15. Januar bewilligten 30,000 Rthle. jaͤhrlich an die evangeliſche 
Kirche zu Seminarzweden würde daher von Seiten des Staats für 
die evangelifche Kirche mit 10,016,798 Seelen und 6139 Pfarren 
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noch nicht fo viel zue Ausbildung der jungen - Geiftlichen geleiftet 
werden, als derfelbe für die römifch-Fatholifche Kirche mit 6,079,613 
Seelen und 5605 Geiftlihen zu den beträchtlichen, die Mittel der 
evangeliſchen Kirche faft um das Sechsfache überfteigenven eigenen 
Fonds der römifch-Fatholifchen Kirche für den gleichen Zweck bereits 
willig zugeſchoſſen hat. 

Das Refultat diefee Darftellung ift daher dieſes: 

1. daß das Bedürfniß der Errichtung einer größeren Zahl von 
evangelifhen Predigerſeminarien in der evangelifchen Kirche 
in Preußen bereits feit dem Jahre 1815 zu wiederholten 
Malen nachgewieſen, durch mehrfache fönigliche Ordren an⸗ 
erkannt, und deſſen Befriedigung aus öffentlichen Fonds ſeit 
beinahe 40 Sahren wiederholt zugefichert worden ift; 

2. daß auf Höhe von vorläufig 30,000 Rthlrn. der Bedarf 
fpeziel dargethan, und für diefen Betrag in der Allerhöchften 
Ordre vom 15. Sanuar 1847 ein befonderer Rechtstitel ge- 
geben ift; und 

3. daß der Staat der Erfüllung diefer gegen die evangelifche 
Kirche übernommenen Berpflihtung ohne Verlegung ihrer 
Barität mit der römifch-Fatholifchen Kirche, fo wie der vor⸗ 
handenen ſpeziellen Rechtstitel fich nicht entziehen Fann. 


Berlin, ven 4. Dezember 1851. 


E. 
Denkſchrift 
betreffend die Errichtung von Pfarrvikariaten in der evangeliſchen Kirche 
in Preußen. 





Für die Vorbildung der jungen evangeliſchen Geiſtlichen für 
ihren Beruf iſt, wie bereits in der Denkſchrift D. nachgewieſen, die 
Errichtung von Predigerſeminarien ein Bedürfniß, um denſel⸗ 
ben für die Zeit zwiſchen der erſten und der zweiten Prüfung die 
erſte praktiſche Anleitung zu geben. 

Eine zweite nothwendige Vorbildungsſtufe nach Ablegung des 
weiten Examens bildet das Vikariat. 

Unter der Bezeichnung „Pfarrvikar“ wird hier ein ſolcher 
ſuͤngerer Geiſtliche verſtanden, welcher unter der Anleitung und Auf- 
Acht eines Alteren und erfahrenen Geiftlichen in einer Gemeinde in 
vem geiftlichen Berufe wirkſam ift und ben orventlichen Pfarrer in 
den feinen Amtsohliegenheiten, wie in der Prebigt, der Austheilung 
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der Saframente, der Seelforge und in dem Unterricht dee Gemeinde 
nach deffen Anweifung und in deſſen Auftrage zu unterflügen und 
zu vertreten befühigt und berufen if. 

Das Pfarrvifariat entjpricht, wenn man den theologifchen Bil 
dungsgang mit dem Bildungsgange in den Zweigen des öffentlichen 
Dienftes in Barallele ftellen will, denjenigen Vorſtufen, in welden 
der junge Beamte zwar fehon befugt ift, im befonderen Auftrage 
der Behörde die einzelnen amtlichen Funktionen feines Fünftigen Be 
rufs zu vollziehen, ohne jedoch noch ein eigenes Amt, und eige 
nen Amtsberuf zu befleiven. Der Pfarrvikar hat aufgehört, bios 
Lehrling zu fein; er ift ein Gehülfe des Pfarramtsd geworden; 
er ift aber noch nicht Meifter und ſelbſtſtaͤndiger Verwalter bes 
geiftlihen Berufs. 

Die Wichtigkeit und Nothwendigfeit diefer Durchgangsftufe if 
in gleicher Weife, wie in Anfehung der Seminareinrichtung, in an 
deren Kirchen anerfannt. 

Sn der römiſch-katholiſchen Kirche, in welcher jedoch das Vi⸗ 
kariat nicht unter den alleinigen Gefichtspunft einer Bildungsftuf 
für die jüngeren Geiſtlichen fällt, bildet das Vikariat einen fo wid, 
tigen Theil des gefammten Kirchendienftes, daß nach dem ftatiftifchen 
Nachrichten vom Jahre 1843 in Preußen neben 3559 ordentlichen 
Pfarrern nicht weniger als 2018 Vikare im Kirchendienſt befhäf 
tigt waren. 

In den evangelifchen Kirchen Deutſchlands ift die Vikariais—⸗ 
einrichtung nur in Württemberg und in Baden ausgebilbet. In 
Würtemberg hat der junge evangelifche Geiftliche ein Sahr, in Ba 
den zwei Jahre im Vikariat zuzubringen, ehe er in eim ordentliches 
Pfarramt eintreten kann und wird derſelbe während dieſer Zeit auf 
öffentliche Koften unterhalten. 

In der evangelifchen Kirche Preußens ift das Vikariat bisher 
nur in fehr ungenügenden Anfängen vorhanden gewefen. Bei der 
Domfirche zu Berlin befteht eine Stiftung, das Domkandidaten⸗ 
Alumnat, in welchem vier Kandidaten erhalten und für ihren fünf 
tigen Beruf praftifch angeleitet werben. In der Stadt Breslau 
befteht von Alters her die Einrichtung, daß immer einige Kandide 
ten als Generalfubftituten der evangelifchen Stadtgeiftlichfeit zu deren 
Aushülfe und Vertretung angenommen werben. Neuerdings ift auf 
durch freie Vereine, namentlich durch die Paftoral- Hülfsgefenfceft 
zu Berlin und durch die rheinifch-weftphälifche Paftoral- Hülfsge 
felfchaft Einiges gefchehen, um den einzelnen Pfarrern und Gemein 
den die Annahme folcher Pfarrgehülfen zu erleichtern. 

Auf der Generalfynode vom Jahre 1846 wurde über die Auf 
nahme der DVifariatseinrichtung in den Bildungsgang der jungen 
evangelifchen Theologen ausführlich verhandelt, und die Nothwen 
bigfeit dieſer Bildungsſtufe entſchieden anerfannt, 
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Die Bifariatseinrichtung ift jedoch nicht blos unter dem Ges 
bispunft einer Bildungsftufe für den jungen Theologen aufs 
faffen, fondern fie hat zugleich die eben fo wichtige Seite, daß 
wech fie dem Firchlichen Bedürfniffe in ven Gemeinden eine wirk- 
me Abhülfe gefchafft wird. 

Ein praftifches Firchliches Bebürfniß zur Verwendung von 
farroifarien tritt vornehmlich ein: 

1. Sn ſolchen volfreichen oder weit ausgenehnten Gemeinden, in 
welchen die Kraft des ordentlichen Pfarramtes nicht ausreicht, 
die Gemeinde genügend zu verforgen, und in welchen eine 
Theilung der Parochie oder die Errichtung neuer Pfarrftellen, 
entweder zur Zeit nicht, oder wegen befonderer lokaler oder 
individueller Umftände überhaupt nicht wohl erfolgen kann. 

In diefer Beziehung muß auf die Denkfchrift, betreffend 
die Gründung neuer evangelifcher Pfarrftelen und Kirchen: 
ſyſteme verwiefen, und insbefondere an die zahlreichen Kom- 
binationen von drei, vier und mehr Kirchen unter einem Pfar⸗ 
rer, in Pommern, Sadjfen und Brandenburg, an die weit 

. ausgedehnten Kirchfpiele in Preußen, Pofen, in Oberfchlefien 

und in einigen Gegenden der weftlichen Provinzen, und an 
die Ueberfüllung der Parochieen in den großen Städten und 
Fabrikgegenden, fowie an die Verhältniffe der Kolonieen in 
den Bruchdörfern und an anderen Orten erinnert werden. 

2. Bei dem Abgange von Pfarrern durch den Tod oder Emes 
ritirung, und der DVerforgung der Gemeinden während ber 
Vakanz. 

Dieſe Vakanz dauert in Folge der geſetzlichen Gnadenzeit 
der Hinterbliebenen jetzt meiſt ein halbes bis ein ganzes Jahr 
und wird in manchen Fällen durch Streitigkeiten über das 
Berufungsrecht, oder durch andere Anftände noch über Diefe 
Zeit hinaus ausgedehnt. Die Vertretung des Pfarramtes 
durch einen Turnus der ummwohnenden Geiftlihen ift in fols 
hen Fällen nur eine fehr ungenügende; vielmehr macht fich 
das Bedürfniß dringend geltend, durch Abordnung eines zeit- 
weifen Pfarrverwefers an Ort und Stelle die Nachtheile der 
Vakanz für die Gemeinde minder fühlbar zu machen. 

8. Bei denjenigen Superintendenten, welche ohne eine weitere 
Amtshülfe in einem befchwerlichen Pfarramte ftehen, um den⸗ 
felben durch eine Unterftügung und Vertretung in dieſem letz⸗ 
teren die Möglichkeit zu verichaffen, ihrem kirchenregimentlichen 
Berufe in dem Superintendenturamte mehr Zeit und Kraft zu⸗ 
zuwenden, namentlich auch ihre Abkömmlichkeit zu Viſitations⸗ 
und anderen Reifen ermöglichen zu Fünnen. 

Auf Grund diefer Erwägungen wurde bereits in einem Berichte 
d Minifters der geiftlichen Angelegenheiten, Dr. Eichhorn, vom 
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Sabre 1846 Sr. Majeftät dem Könige das Bedürfniß einer 
geordneten Bifariatseinrihtung für die evangelifche- Kirche 
in Preußen in umfaflender Weife dargelegt und die Allerhöchfte Ges 
nehmigung und Beihülfe zur Durchführung eines dahin gerichteten 
Planes erbeten. 

Dieſer Plan war dahin gerichtet, durchfchnittlich in jedem Su 
perintendenturfreife einen, alfo im Ganzen in runder Zahl vier; 
hundert evangelifhe Pfarrvifare anzuftellen. Für jeden biefe 
Pfarroifare wurde ein Einfommen von 200 Rthlr. jährlich für not 
wendig erachtet, ein Sag, welchen bereits die Generalfynobe von 
1846 in Antrag gebracht hatte, und welcher der in Würtemberg 
üblichen Remuneration von 2—400 Gulden, fo wie dem Einfon- 
men, weldes die Previgtamts, Kandidaten in Privatverhältnifien, 
ie als Hauslehrer, zu genießen pflegen, im Allgemeinen 
entipricht. 

Der Geldbedarf für die Vifariatseinrichtung in dem oben bes 
zeichneten Umfange war hiernach auf 80,000 Rthlr. jährlich berechnet, 

Seitens der Minifter des Innern und der Finanzen, welde 
bei der Vorbereitung diefer Pläne mitwirften, wurden biergegen 
feine Einwendungen erhoben. Auf Grund diefer Vorlagen geruhten 
Se. Majeftät mittelft Allechöchfter Ordre vom 15. Sanuar 1847 den 
Betrag von 80,000 Rthlr. jährlich zur Herftelung der Vikariats⸗ 
Einrichtung in dem oben bezeichneten Umfange mit der Maaßgabe zu 
bewilligen, daß dieſer Betrag in dem Maaße, in welchem die nöthl 
gen Vorbereitungen vorgefchritten, und die Staatsfaffen dazu im 
Stande fein würden, fucceffive flüffig gemacht werben folle. 

Die Allerhöchfte Orpre vom 15. Januar 1847 ift auch in bie 
ſem Stüde in Folge der nachmals eingetretenen politifchen Ereigniffe, 
unausgeführt geblieben. Eine Zurädnahme der Allerhöchften Be 
willigung ift jedoch nicht erfolgt, folche vielmehr als ein gegen ven 
Staat gültiger Rechtstitel in die neue, durch die Verfaffungsurkunde 
begründete Orbnung mit hinüber genommen worden. 

Das Bedürfniß zur Herftellung einer geordneten Vikariatsein⸗ 
richtung in der evangelifchen Kirche Preußens ift noch gegenwärtig 
ein gleiches, wie es zur Zeit des Erlafies der Allerhöchften Orbre 
vom 15. Sanuar 1847 gewefen ift. 

Die Zahl von 400 Pfarroifaren entfpricht einestheils der Zahl 
der Superintendenturfreife. Anderntheils entfpricht viefelbe Dem kirch⸗ 
lichen Bedarf an Kandidaten, indem diefer Bedarf in den lebten 
11 Jahren jährlich im Durchfchnitt 185 betragen hat, vergeftalt, 
daß die evangelifchen Previgtamts- Kandidaten in Zukunft burd- 
Ihnittlich zwei Jahre im Pfarrvifariat zubringen würden, ehe fie in 
das Pfarramt eintreten. 

Durch die Anftelung von 400 evangelifchen Pfarrvifaren würd 
eine übermäßige Bermehrung der geiftlichen Kräfte in der evange⸗ 
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liſchen Kirche nicht eintreten. Die Zahl der Geiftlichen in derſelben 
beträgt gegenwärtig 6139. Rechnet man zu diefen 400 Pfarrvifare 
hinzu, und außer diefen noch etwa 300 neue Pfarrftellen, welche 
als nächftes dringendes Bedürfniß zu betrachten ſind, ſo würde die 
Zahl der evangeliſchen Geiſtlichen im Ganzen auf etwa 6800 zu 
ſtehen kommen. In der römijch-Fatholifchen Kirche dagegen beträgt 
die Zahl der Geiftlichen gegenwärtig 5605. Es kommen alfo, bei 
ner Seelenzahl von 6,079,613 Katholifen auf je 1082 Seelen 
en Geiſtlicher, wogegen bei ber gegenwärtigen Seelenzahl von 
10,016,798 Evangelifchen, auch im Falle einer Vermehrung ver 
gegenwärtigen Zahl von evangelifchen Geiftlichen auf 6800, immer 
ame erft auf 1473 Evangelifche ein Geiſtlicher kommen würde. 

Auch der Koftenaufwand von 80,000 Rthlrn. jährlich ericheint, 
felh wenn man benfelben lediglich als zur Bildung der jungen 
eangelifchen Geiftlichfeit verwendet betrachtet, im Vergleich zu den 
Seiten der römifch-Fatholifchen Kirche für dieſen Zweck nicht 

ermäßig 


Die römifch-Fatholifche Kirche verwendet, wie in der Denkfchrift 
über die Errichtung von „Brebigerjeminaren nachgeniefen, für ihre 
Driefterfeminare allein jährlich . .. 92,014 Rthlr. 

Zu dieſer Ausgabe treten noch betraͤchtliche Sum. 
men für die Vikare, namentlid) bei den Domlfirchen, 
welche jedoch, da fie in dem Staatshaushaltungsetat 
wicht fpeziell ausgefondert find, Hier nicht näher an- 
gegeben werben Fönnen. 

Aus der Bulle de salute animarum erhellt nur 
fo viel, daß 


1. in der Domkirche zu Gin . . . Vikare 


2. = ⸗ ⸗Poſen...8 ⸗ 
3. ss ⸗ ⸗Trier. 6 =: 
4. s > ⸗ ⸗Paderborn 6 > 
5. Br ⸗ s Münfter 6 > 
6. = ⸗ ⸗Pelplin 6 : 
7. ⸗ ⸗Breslau 8 > 
alſo bei ben römiſch⸗ latholiſchen Domlir⸗ 
chen allen . . 8 Vifare 


angeftellt und aus öffentlichen Fonds Hefabe find. 


Dagegen beftgt die evangeliſche Kirche zu Bildungszwecken für 
ihre jungen Geiſtlichen an eigenen Mitteln und Staatszuſchüſſen nur: 


a) für das Seminar in Wittenberg...1090,519 Rthlr. 
b) für das Domfandidaten-Alumnat in Berlin. 1,930 ⸗ 


Summa . . 12,449 a gp 
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Hierzu würden nach den gegenwärtigen Ausführungen treten: 

a) zu Seminarzweden - - - > 2 2... 30,000 Rthlr. 

b) für die Vifariatseinrihtung . - - » . 80,000 - 
Summa . . 110,000 Rihir. 


Die Gefammtverwendung für die Bildung der jungen evange 
Iifchen Theologen in Seminarien und im Vikariate würde hiernad 
zu ftehen fommen auf 122,449 Rthle., eine Summe, welche nad 
der Berhältnipgahl der evangelifchen und der römifch-Fatholifchen 
Bevölkerung von 5: 3 immer noch geringer iſt, als die Summe, 
welche die römifch-Fatholifche Kirche allein auf die Seminarbildung 
ihrer jungen Geiftlichen verwendet. 

Demnach' ift nachgewiefen, 

a) das Benürfniß einer georbneten Bifariatseinrichtung in ber 
evangelifchen Kirche in Preußen, und zwar fowohl im In 
terefie der Bildung der jungen evangelifchen Geiftlichen, als 
auch um des Firchlihen Bebürfniffes der Gemeinden willn; 

b) der Umfang dieſes Bebürfniffes bis zur Verwendung eines 
Koftenbetrages von 80,000 Rthlr. jährlich; 

ec) die von Seiten der höchften Stantsgewalt bereits ertheilte, 
und in ungefchwächter Geltung beftehende Zufage auf Gewäß 
rung dieſes Bedarfs. 

Berlin, den 4. Dezember 1851. 


Denkſchrift 


betreffend die Erhöhung der Einkünfte der evangeliſchen Geiſtlichen auf das 
Minimum von 400 Rthlr. Courant. 


| Die finanzielle Lage der evangelifchen Geiftlichen ift in vielen 
TIheilen des Landes eine überaus traurige und gebrücdte. 

Schon im Jahre 1806 geruhten des Hochfeligen Königs Mai. 
anzuerkennen, daß das Einkommen der Geiftlihen und Lehrer in 
fehr vielen Fällen dem Bedürfniffe nicht entfpreche und die Zuſicherung 
zu ertheilen, daß dafjelbe aus öffentlichen Fonds erhöht werben folle. 
Der Krieg von 1806 und die darauf folgenden Unglüdsjahre hin 
derten die Ausführung diefes landesväterlichen Entſchluſſes. 

Nach wieder errungenem Frieden nahmen Se. Majeftät dieſen 
Ihnen am Herzen liegenden Gegenftand wieder auf. In einer Aller 
höchſten Ordre vom 13. Septbr. 1815 forachen Se. Majeftät auß, 
dag zwar die Finanzen des Staats den ſchon im Jahre 1806 ges 
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begten Plan einer Verbefierung der Pfarr- und Schulftellen zu rea⸗ 
liſtren noch nicht geftatten, daß aber die Geiftlichen und Lehrer 
jedenfalls in dem Beſitz des Einkommens, weldyes fie vor 1806 
gehabt Hätten, ungejchmälert erhalten werden müßten und wurde 
demgemäß 

1. die fortvauernde Befreiung der Geiftlichen und Lehrer von ben 
direften Staats⸗ und Kommunalſteuern; 

2. eine Entfhädigung für den nach den neuen Abgabeverhälts 
niffen unvermeiblichen Verluſt der Freiheit von indirekten Ab- 
gaben | 

serorbnet. Diefe Iehtere Entſchädigung wurde nachmals im Sahre 
1823 auf den Gefammtbetrag von 200,000 Rihlr. jährlich” normirt, 
wovon jedoch ein Jahr fpäter 73,500 Rthlr. zur Dotation der rö- 
miſch⸗katholiſchen Bisthümer wieder abgefebt wurden. 

Ehenfo erneuerte des Königs Majeftät mittelft Allerhöchfter 
Ordre vom 27. Mai 1816 das Anerfenntnig der Unzulänglichfeit 
ver Pfarr- und Schullehrergehälter und verhieß fo lange, bis im 
Banzen geholfen werben Eönne, eine Aushülfe im Einzelnen 
burdy Zulagen und Unterflügungen. 

Im Jahre 1818 wurde in dem Regierungsbezirk Aachen der 
Anfang damit gemacht, alle evangelifche Pfarrftellen durch Staats» 
fchüffe auf den Normalbetrag von 400 Rthlr. jährlich zu erhöhen. 
Da jedoch ein Fortfchreiten auf dieſem Wege zu beveutende Opfer 
für die Staatsfaffen zu erfordern fchien, fo wurde mit diefer Maß 
regel über den Regierungsbezirk Aachen nicht weiter hinausgegangen. 

Im Jahre 1838 bewilligte des Königs Majeftät, in Anerken⸗ 
nung der Unzulänglichfeit ver Gehalte der Geiftlichen beider Kon, 
reffionen auf dem linfen Rheinufer, auf den Antrag des rheinifchen 
Brovinziallandtages, eine Summe von 30,000 Rtihlr. jährlich aus 
heimgefallenen Penfionen und Kompetenzen, um mit deren Hülfe 
das Pfarreinfommen der evangelifchen Geiftlihen auf 360, das der 
römifch»Tatholifchen auf 275 Rthlr. zu erhöhen. 

Im Jahre 1845 endlich genehmigten Se. Majeftät durch Aller- 
höchfte Ordre vom 5. Dezember, daß alle evangelifchen Pfarrftellen 
andesherrlichen Patronats in der ganzen Monardjie auf das 
Minimum von 400 Rthlr. erhöht werden follten. Diefe Verbefferung . 
vurde jedoch nicht durch neubewilligte Bonds bewirkt, fondern durch 
lebernahme des Bedarfs auf den oben erwähnten 200,000 Rihlr. 
Fonds in das Werk gefebt. Der hierzu erforderliche Koftenbetrag 
yelief fich gleich im Anfang auf die Gefammtfumme von 15,575 Rthlr., 
u welcher fpäter noch mehrere Nachliquidationen für überfehene over 
iberſchätzte Pfarrftellen hinzutraten. 

Sleichzeitig wurde damals der Plan in das Auge gefaßt, aud) 
Me übrigen Pfarrftellen ‘Brivatpatronats auf das Rormaleinfommen 
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von 400 Rthlr. zu erhöhen; die Ausführung deſſelben kam aber 
nicht zu Stande. 

Seit diefer Zeit find die evangelifchen Pfarrftellen von neuen 
anfehnlichen Verluften betroffen und mit neuen Laften belegt worden. 

1. Zunächſt ift unter dem Einfluffe des Nothjahrs 1847 um 
der von politifchen Erfhütterungen begleiteten Jahre 1848 bis 1850 
überall eine merfliche Abnahme der nicht firirten Einkünfte an 
Stolgebühren und Accidenzen, als Beichtgeld, Opfergeld 
u. f. w. fühlhar geworben. 

Schon vorher hatte der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten 
dur ein Refeript vom 2. Januar 1817 Nr. 6 (von Kamptz Ama⸗ 
len Bd. I. S. 126) die Aufhebung des Beichtgeldes allgeme 
proflamirt, und eine Entſchädigung dafür aus öffentlichen Yonds 
verheißen. Als fich jedoch bei näherer Ermittelung ergab, daß der 
Betrag diefer Entfhädigung ſich auf 200,000 Rthlr. jährlich belaw 
fen würde, wurde dieſe Zuſicherung einer Entſchädigung wiebe 
zurüdgenommen, ohne daß der nacdhtheilige Einfluß wieder gut ge 
macht werben Eonnte, den jener erfte Erlaß auf die Opferwilligket 
der Kontribuenten hervorgebradht hatte. 

Diefer Ausfall ift am drüdenpften in denjenigen Landestheilen, 
in welchen die evangelifchen Pfarreien einer feften Dotation in Lant, 
Kapitalien oder Renten entbehren und mit ihren Einfünften gay 
oder zum größeren Theil auf die unfirirten Einnahmen an Stolge 
bühren und Accidenzen angewiefen find. 

Diefes findet namentlih in dem bei weitem größeren Theil 
der Provinz Schlefien ftatt, wofelbft in den Jahren 1623 und 1653 
zwifchen 900 bis 1000 evangelifche Pfarreien eingezogen, und die 
Pfarrwidemuten und Zehnten Fatholifchen Bfarrern überwiefen wer } 
den find. Sn diefer Provinz befteht das Gefammteinfommen dr 
©eiftlichen zu zwei Fünftheilen in Stolgebühren und Accidenzen um 
ift der Ausfall an diefen Einnahmen ein fo beträchtlicher geweien, 
daß derfelbe für das Jahr 1849 auf ein Viertheil der Geſammteir⸗ 
nahme veranfchlagt worden ift. 

Aehnliche Verhältniffe, wie in Schleften, beſtehen auch in ande 
ren PBrovinzen. 

2. Einen zweiten empfindlichen Nachtheil haben die evangeli- 
fhen Pfarrftellen durch die mittelft Gefeßes vom 7. Dezember 1849 
ihren Inhabern auferlegte Klaffenfteuer erlitten. 

Der Betrag diefes Verluſtes ift im Ganzen nicht fpeziell ab- 
gefhägt. Nimmt man aber für jeden Geiftlichen nur den mittleren 
Klaffenfteuerfag von 8 Rthlr. jährlich an, fo würde auf die 6000 
evangelifchen Geiftlichen in der Monardjie der Gefammtbetrag von 
48,000 Rthlr. jährlich ſich ergeben. 

3. Ein dritter DVerluft befteht in der Heranziehung zu ben 
Kommunallaften dur das Geſetz vom 11. Mär; 1850. Ein 
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Geſammiſchätzung diefes Verluſtes liegt nicht vor. Es find jedoch 
einzelne erorbitante Faͤlle zur Kenntniß der Behörven gekommen. 

Ueber diefen Gegenftand ſchweben befondere Verhandlungen. 
Der evangelifhe Oberfirchenrathb hat in einem Schreiben an den 
Minifter des Innern vom 6. Suni 1851 auf Veranlaffung ver eins 
eleiteten Revifion der Gemeindeorbnung die MWiederherftellung der 

efreiung der Geiftlichen von den Kommunallaften in Antrag gebracht, 
und wird darüber an feinem Orte des Weitern befunden werben. 

4. Als vierter Ausfall fommt endlich der Verluft in Betracht, 
welcher die Pfarrftellen durch die Umwandlung der Naturalzehnten 
und Abgaben in Geldrente, eventuell durch deren Ablöfung, 
theils fchon betroffen hat, theild denfelben noch droht. In Beziehung 
— Punkt ſind jedoch ebenfalls die Verhandlungen noch nicht 
g en. 

Auf die Opfer, welche die Geiſtlichkeit bei- der Mobilmachung 
des Heeres, namentlich durch die Einquartirungslaft zu bringen ges 
babt bat, kann bier nicht weitere Rüdficht genommen werden, da 
dies eine vorübergehende Laft gewefen, welche die Geiftlichen mit 
allen übrigen Unterthanen zu theilen und gemeinfchaftlich zu tragen 
gehabt haben. 

Der Normalſatz, welcher feit vem Jahre 1815 als das Minimum 
für die Befoldung der evangelifchen Geiftlichen angenommen worden 
IR, um davon mit Frau und Familie nothpürftig Ieben zu können, 
beträgt 400 Rthlr. Es bedarf Feiner weiteren Ausführung, daß 
dieſer Satz für die Bedürfniſſe einer Pfarrfamilie nur ſehr mäßig 

griffen ift, zumal wenn man erwägt, daß dem Pfarrer durch die 
ichten feines Amts die Gelegenheit zu Nebenerwerb mit fehr fel- 
tenen Ausnahmen, verfagt, ihm vielmehr die Bewahrung eines ges 
wiffen Außeren Anftandes in feinem Erfcheinen und feinem Haus- 
weien auferlegt ift, und er fich der Nöthigung nicht entziehen kann, 
fowohl für feine eigene geiftige Fortbildung, al8 auch befonders für 
Zwede der chriftlichen Liebe und Milvthätigkeit größere Ausgaben 
zu machen, als Berfonen in anderen VBerhältniffen bei gleichem Eins 
fommen fich vielleicht auferlegen würden. 

Der Satz von 400 Rthlrn. ift auch in andern Ländern als 
der Normalſatz angenommen worden. So ift namentlidy neuerdings 
im Sahre 1850 im Königreiche Württemberg die Erhöhung aller 
evangeliſchen Pfarrgehalte auf 700 Gulden (400 Rthlr.), ungeachtet 
der im Süden von Deutfchland ftattfindenden größeren Wohlfeilheit 
aller Lebensbedürfniſſe, verordnet worden. 

Auch für das äffentliche Intereſſe des Staats und der bürger- 
lichen Geſellſchaft ift es nicht gleichgültig, ob Die verorbneten Diener 
der Religion fo geftellt find, daß fie mit voller Liebe und Hingabe 
ſich ihrem geiftlichen Berufe in den Gemeinden widmen fönnen, oder 
ob fie, mit Hunger und Elend in ihren Familien Fämpfend, am 
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Ende in der Freubigfeit erlahmen, andere Bekümmerte tröften und 
ihnen helfen zu fünnen. 

Es liegt daher eben fo fehr in dem wohlverftandenen Intereſſe 
des Staats und des bürgerlihen Gemeinwefens, als der Kirche, 
die hülflofe Lage fo vieler Geiftlichen nicht fortvauern zu laſſen, 
fondern Fräftige Hand anzulegen, um bie feit dem Jahre 1806 un 
verrüdt im Auge behaltene Aufgabe einer Verbefferung des geiſt 
lihen Standes nunmehr zu verwirklichen und den evangelifchen Geil 
lihen das Minimum von wenigftens 400 Rthlrn. jährlichen Ein 
kommens zu verfchaffen. | 

. Rad) den im Jahre 1846 aufgeftellten Berechnungen betrug bie 
Zahl derjenigen Pfarrftellen, weldye damals weniger als 400 Rihlr. 
Einfommen bezogen: 

in der Provinz Brandenburg . .. » . . . 82 
⸗⸗ ⸗Preußen...2133 
⸗Pommern. —390 
.e GShlfien - . » 2 2. .100 
s Gadfen - 2 2 2 0000. 128 
⸗ Poſen a 4 13 
s Mefphlen . 2 22 20 
«»  Rheinpeomin - 2 220.2. 85 


in der ganzen Monarchie . 421 


Unter diefen 421 Stellen waren nicht weniger als 83, welde 

fogar weniger ald 300 Rthlr. eintrugen. Die Summe, welche bw 
mals erforderlich gewefen wäre, um diefe Stellen insgefammt auf 
400 Rthlr. jährlidy zu verbeffern, war auf 30,850 Rihlr. jährlich 
veranfchlagt. 
Neuere, umfaſſende Veranfchlagungen liegen nicht vor. Ans 
einzelnen Berichten und Zufammenftellungen ift jedoch erfichtlich, daß 
das Einfommen der Pfarrftellen feit jener Zeit noch bedeutend ge 
fallen, und daß noch mehrere Stellen, ald im Jahre 1846, gegen 
wärtig unter den Normalbetrag von 400 Rthlr. herabgefunfen find. 
So hat ſich beifpielsweife die Zahl der unzulänglich dotirten Pfarr 
fielen in der Provinz Sachſen von 128 auf 136, in der Rhein 
provinz von 35 auf 37, in Schleften von 100 auf 123 vermehrt, 
und würde gegenwärtig allein für Schleften ein Zufchuß von 
7345 Rthle., für die Rheinprovinz von 2211 Rthlr. jährlich erfor: 
derlich fein, um alle Pfarrftellen auf das Minimum von 400 Rthlr. 
zu bringen. Es dürfte daher anzunehmen fein, daß mit der Summe 
von 30,000 Rthlrn. jährlich gegenwärtig nicht mehr auszureichen fein 
wird, fondern daß dazu ein Betrag von wenigftens 40,000 Rthlrn. 
erforderlich fein wird. 

Iſt nun aber das Bedürfniß einer Verbeſſerung ber eva 
geliſchen Pfarrftellen bis auf das Minimum von 400 Rtihlr. jährs 
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lichen Eintommens nicht in Abrede zu flellen, fo entfteht die zweite 
Brage, welche Mittel zu diefem Zweck benugt werben können? 

Es fann nicht in Abrede geftellt werden, daß die nächfte Ver⸗ 
pflichtung dazu den Patronen und Gemeinden obliegt, daß in zwei- 
tee Reihe die Kirche felbft mit ihren gemeinfamen Kräften in An- 
ſpruch genommen werden darſ, und daß erft dann, wenn alle viele 
Mittel fehlen, eine Hülfe von Außen her eintreten muß. 

Er diefem Wege ift auch feither dieſer Gegenftand behandelt 
worden. 

In Anſehung der königlichen Patronatſtellen iſt, wie bereits 
bemerkt, den Pflichten des landesherrlichen Patronats durch die im 
Jahre 1845 erfolgte Verbeſſerung der landesherrlichen Patronat⸗ 
ſtellen auf 400 Rthlr. genügt worden. Auch in Betreff der Privat⸗ 
Batronate würden fich feit dem Sahre 1815 mandje anerfennens- 
werthe Beifpiele namhaft machen Iafjen, in denen die Patrone oder 
bie Gemeinden Opfer gebracht haben, um ihren Geelforgern Die 
Nothdurft des Lebens ficher zu ftelen. Unter der Zahl der jetzt 
noch übrigen Pfarrftellen unter 400 Rthlr. werden wohl aber nur 
wenige noch hervorgehoben werben Fönnen, bei denen Patrone oder 
Gemeinden zu größeren Anftrengungen fähig wären. In der Pros 
vinz Schlefien, welche allein faft ein Viertheil der unzulänglich dos 
tirten Pfarrftellen Hat, find die traurigen Schickſale, welche die evans 
gelifche Kirche während des fiebenzehnten Jahrhunderts daſelbſt er- 
litten bat und der Verluſt alles Kirchengutes in dem bei weiten 
größern Theil der Provinz die Urfache, daß das enangelifche Kirchen- 
weien trotz der außerordentlihen Anftrengungen,. weldje die Bevöl⸗ 
ferung in den erften 40 bis 50 Jahren feit der preußifchen Beſitz⸗ 
nahme gemacht hat, nur den gegenwärtigen nothoürftigen Stand 
bat erreichen Finnen. Aehnliche gefchichtlidhe Gründe haben in der 
Brovinz Bofen und in Weftpreußen obgewaltet. In der Provinz 
Sachſen, weldye über ein Biertheil der ſchlecht dotirten Stellen 
umfaßt, liegen viefelben größtentheild in den ärmeren Gegenden 
von Thüringen; oder es find unter dem Patronat einer einzelnen 
Familie oder einer einzelnen Korporation fo viele arme Pfarr⸗ 
fielen vereinigt, daß die Möglichkeit einer Verbefferung fchon an 
dieſem Umftande allein fcheitert. So befigt die einzige Stadt Mühl- 
haufen allein 28 Batronatftellen, von denen nur 6 ein leidliches 
Auskommen haben, alle übrigen aber ein unzulängliches Einfommen 
zum Theil nur von. 190 bis 225 Rthlr. befigen. In der Rhein⸗ 
provinz und in Weftphalen find die Leiftungsfräfte der Gemeinden 
buch Zufchläge zu den Staats- und SKommunalfteuern bereits im 
vollſten Maaße in Anſpruch genommen. Ein erneuerter Rüdgriff 
auf die Beiträge der Patrone und Gemeinden würde daher, ab- 
geſehen davon, daß es in den öftlichen Provinzen an einer pofi- 
Hiven Rechtsbaſis zur Durchführung derartiger Zorderungen fehlt, 
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nur bei fehr wenigen einzelnen Stellen in der oben angeführten 
Lifte von Erfolg fein Finnen, und den nachgewieſenen Bedarf wenig 
vermindern. 

Ebenfowenig beftgt die evangelifche Kirche in ihrer Gefammt 
heit gegenwärtig Mittel, mit deren Hülfe eine Befriedigung viefes 
Bedürfniffes bewirkt werden könnte. Der einzige Fonds, an welden 
hierbei gedacht werben Fönnte, ift der oben erwähnte Fonds ber 
200,000 Rthlr. für Geiftliche und Lehrer: 

Bon diefem Fonds find jedoch, wie oben bemerkt, ſchon im 
Jahre 1824 73,500 Rthr. zur Dotation der Fatholifchen. Bisthümer 
wiederum abgezweigt worden. Der hiernady verbliebene Reſt von 
122,500 Rthir. ift für Kirche und Schule gemeinfam. Rechnet 
man von dieſem Reſt etwa die Hälfte zu Gunften ver Kirche, fo ik 
diefe Hälfte durdy Anweiſung der Oegattönerbefferungen für die 
evangelifchen Geiftlihen Iandesherrlidhen Patronats mit mehr als 
16,000 Rthle., durch Anweifung von anderen perfünlichen Zulagen, 
durch Zufchüffe zu den Wittwen⸗, Waifen- und PBenftonirungsfonde 
und andere darauf gelegte Laften bereitd in dem Maaße erfchöpft, 
daß für das Jahr 1851 nur noch 15,000 Rihle. zur Unterftägung 
hülfsbenürftiger und würdiger Geiftlichen in der ganzen Monarchle 
daraus haben disponibel geftellt werden können. Cine wefentlide 
Verminderung dieſer Unterftüßungsfumme wird aber nad) den ge 
machten Erfahrungen auch dann nicht eintreten Fönnen, wenn bie 
„unter 400 Rthlr. eintragenden Pfarrftellen auf dieſen Normalſah 

gebradjt werben, da das Bedürfniß außerordentlicher Unterftügungen 
wegen Krankheit, zahlreicher Familie, wegen Brandunglüd, Weber 
ſchwemmung u. f. w. bei der großen Menge der mittelguten Pfarr⸗ 
ftellen von 4— 600 und 700 Rthlr. Einfommen immer ein fo gras 
fes bleibt, daß eine Verwendung von 15,000 Rthlr. jährlich auf 
eine Zahl von 6000 Geiftlichen eben nur für die dringenpften Roth⸗ 
ftände ausreicht. 

Es bleibt hiernach, wenn das Bebürfniß einer Erhöhung ber 
esangelifchen Pfarrgehalte auf das Minimum von 400 Rthlr. jähr⸗ 
lich feine Befriedigung finden fol, nur eine Fräftige Hülfe vor 
Außen übrig. 

Diefe Hülfe kann nur von den Staatöfaffen erwartet werben. 

Eine Bereitwilliigfeit dazu, den dringenden Bebürfnifien ber 
Kirchen in diefem Stüde zu Hülfe zu fommen, ift nicht allein durch 
die feit dem Jahre 1806 gegebenen königlichen Verheißungen, for 
dern auch thatſächlich durch Verwendungen für diefen Zwed an ber 
Tag gelegt worden. 

Durch den 8. 4 des Edikts vom 30. Dftober 1810 (Befehl. 
©. 32) hat der Staat ald Aequivalent für die eingezogenen evan⸗ 
lichen Kirchengüter, überdies eine „veichliche Dotirung der Pfarreien” 
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verheißen. Zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeit ift jedoch bisher nur 
Einzelnes Geſchehen. 

So iſt, wie bereits oben angeführt worden, im Jahre 1838 
auf Antrag der rheiniſchen Stände ein Fonds von 30,000 Rthlr. 
jährlich für das linke Rheinufer ausgeſetzt worden, an welchem ka⸗ 
tholiſche und evangeliſche Geiſtliche, erſtere zu etwa drei Viertheilen, 
leztere zu einem Viertheil partizipiren, um das Einkommen ver dorti⸗ 

en Geiſtlichen auf ein billiges Minimum zu erhöhen. In gleicher 

eiſe find in demſelben Jahre für die Grafſchaft Lingen 1000 Rthlr. 
jährlich bewilligt worden, um die dortigen Fatholifchen Geiftlichen für 
He Unbill zu entſchädigen, welche fie in einem früheren Jahrhundert 
unter einer andern Landesregierung durch Konfiskation ihres Kirchen⸗ 
gutS und Ueberweiſung defjelben an die evangelifche Geiſtlichkeit er- 
Itten hatten. Aehnliche Verhältniffe, wie in Lingen zum Nachtheil 
der Katholifchen, haben in früheren Zeiten zum Rachtheil der Evans 
gelifchen in Schlefien, Pofen, Weftpreußen und anderen Orten ftatt- 
efunden; und fo wenig der Staat daran wird denfen wollen, Die 
felgen Beftter ihres Beſitzes wieder zu entkleiden, fo wenig wirb 
er es von fi weifen, die Wunden, welche eine frühere Zeit dem 
esangelifchen Kirchenweſen gefchlagen hat, nad; Möglichkeit wieder 
u heilen, wie er foldyes zu Gunſten der Katholifchen im Lingen- 
ſchen gethan hat. 

Dazu tritt noch folgende Erwägung. 

Durch die Auflegung der Klaffenfteuer auf die evangeliſchen 
Geiſtlichen hat der Staat von benfelben eine neue Einnahme ers 
baften, welche auf wenigftens 50,000 Rthlr. jährlich gefchägt wer- 
ven kann. Diefe Laft ift ihnen auferlegt worden, obſchon Gefep 
md Herfommen, ausdrüdliche landesherrliche Zuficherungen, und 
Berufd- und Beftätigungsbriefe ihnen die Freiheit von dieſer Laſt 
zugeſichert hatten. Eine Entſchädigung dafür ift nicht gewährt wor- 
den. Im Sahre 1823 wurde für den Berluft der indirekten 
Steuerfreiheiten dem geiftlichen und Lehrerftanve eine namhafte Ent- 
fhädigung gewährt. Dem Lehrerftande ift im Art. 25 der Verfaff.s 
Urkunde auch jest eine Ergänzung feines Einfommens auf den zu- 
linglichen Betrag zugefichert worden. Die evangelifchen Geiftlichen 
haben, mit fehr vereinzelten beflagenswerthen Ausnahmen, in den 
fhweren Prüfungsiahren 1848 und 1849 mit unerfchütterlicher Treue 
iu König und Vaterland geftanden und an nicht wenigen Orten mit 
yerfönlicher Hingebung und mit reich gefegnetem Erfolg durch Wort 
and That daran gearbeitet, die bewegten Gemäther wieder zu bes 
ruhigen, zu fammeln und zu befefligen auf dem unerfchütterlichen 
Orunde des Wortes Gottes in der Treue gegen die Obrigkeit von 
Gottes Gnaden. Dies Alles erwogen, ift Fein Grund vorhanden, 
die evangelifche Geiftlichkeit des Landes jet mit einem andern Maaß 
zu meflen, als vordem; ihren Nothſtand geringer zu achten, als den 
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Rothftand anderer Klafien, und von ihnen nur zu nehmen, ohne 
alte und neue Wunden heilen zu wollen. Durch die Erhöhung 
der Pfarreinfünfte der evangelifchen Geiftlihen auf den Rormal 
betrag von 400 Rthlr. und die Bewilligung des hierzu erfor 
derlichen Zufchuffes von mindeftens 40,000 Rthlr. jährlich aus 
Staatsfaffen, würde der Staat nur einen Theil desjenigen an die 
ärmeren und bedürftigeren Geiftlichen zurüdfließen laſſen, was a 
durch Auflegung der Klaffenfteuer von dem. ganzen Stande an d 
refter Einnahme neu gewonnen hat und erfcheint hiernach ver Ar 
trag gerechtfertigt: 

eine Summe von 40,000 Rthlr. jährlich auszufeßen, um bie 

Pfarrgehalte der evangelifchen Beiftlichen durchweg auf bad 

Minimum von 400 Rthlr. jährlich zu erhöhen. 


Berlin, ven 4. Dezember 1851. 


6. 


— Denkſchrift 


betreffend die Gruͤndung neuer evangeliſcher Pfarrſtellen und Kirchenſyfe 
in der Preußiſchen Monarchie. 





Das Bedürfniß einer Vermehrung der evangeliſchen geiſtliche 
Stellen und der evangelifchen Kirchen: und Pfarrſyſteme in der 
preußifchen Monarchie ift ein bereits feit Jahren gefühlte und a 
erkannte. 

Nach den amtlichen Mittheilungen des ftatiftifchen Bürean 
waren im Sahre 1849 für 10,016,798 Evangelifche 8164 gott 
dienftliche VBerfammlungsorte, und 6139 evangelifche Religionsid 
rer — von denen 145 nicht orbinirt waren — vorhanden. 
famen alfo im Durchſchnitt auf je 1227 evangelifche Chriften et 
gottesvienftliches Lokal und auf je einen ewangeliichen Religionsleh⸗ 
rer 1627 Zuhörer des göttlichen Worts. 

Wie wenig aber dieſe Durchſchnittszahl für die Beurtheilung 
des wirklichen Bebürfniffes beweift, erhellt zunächft ſchon aus ba 
Bergleihung der einzelnen Provinzen unter einander. Während 
nämlich in der Provinz Sachfen im Durchſchnitt auf ein gottes⸗ 
dienftlihes Lokal: 635, und auf einen evangelifchen Geiftlichen: 
984 Zuhörer famen, waren in Oftpreußen auf ein gottesbienftliced 
Lokal: 3034 und auf einen evangelifchen Geiftlichen: 2631 Zw 
hörer ducchfchnittlich zu rechnen. 

Bei weiten ſchlagender ſtellt fih aber das Bedürfniß berand, 
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wenn man auf die fpeziellen gefchichtlichen und Iofalen Verhältniffe 
näher eingeht. 

In diefer Beziehung läßt ſich das Bedürfniß einer Vermehrung 
ber geiftlichen Kräfte und Firchlichen Anftalten nach folgenden Grup- 
pen überfichtlich zufammenfaffen. 

1. In den älteften Provinzen der Monarchie, in der Marf — 
wit Einfchluß der Altmarf — und in Bommern, fo wie in einem 
Theile der übrigen Provinz Sachſen leidet die Befriedigung des 
lirchlichen Benürfniffes vornehmlih dadurch, daß an vielen Orten 
einem Pfarrer eine zu große Anzahl von vereinigten Mutterfirchen 
und Hilialen zur Verwaltung übertragen if. Es giebt hier Pfar- 
ver, welche außer ihrer Hauptkirche 3, 4 und felbft 5 Filiale zu 
bedienen haben. 

In der Provinz Pommern allein beträgt die Zahl der Geiftli- 
hen, welche 3 und mehr Kirchen zu bevienen haben, nad) amtlichen 
Erhebungen 53, in der Provinz Sachſen 46. 

Die Gründe diefer, das Maaß der Leiftungsfraft eines einzel- 
nen Mannes fo weit überfteigenden Anhäufungen, gehen bei einzel- 
nen Kirchen hiftorifch nachweisbar bis in Die Zeit des dreißigjähri- 
gen Krieges hinauf, wo Kirchen und Pfarrhäufer zerftört und nicht 
wieder aufgebaut worden find; bei anderen Kirchen find neuere 
Kalamitäten durch Krieg, Brand u. ſ. w. Urſach davon; in der 
Provinz Preußen haben in dem polniſch redenden Theile von Oſt⸗ 
preußen im Anfange diefes Sahrhunderts, wegen Mangel an pol⸗ 
niſch redenden Kandidaten eine Anzahl von Pfarrftellen nicht wieder 
bejeht werben können, und haben Kombinationen eintreten müffen, 
welche zum Theil bis jetzt noch nicht wieder aufgelöft worden find; 
endlich ift auch durch verkehrte anminiftrative Maaßregeln namentlich 
durch das eine lange Zeit hindurch von den Behörden befolgte Sy⸗ 
Rem der Vererbpachtung der Pfarrider, den evangelifchen Pfarreien 

Ger Schaden zugefügt, und mandje früher felbftftändig gewefene 

* unkraͤftig gemacht worden, fernerhin einen eigenen Pfarrer 
u erhalten. | 

In dem Regierungsbezirk Eöslin allein find in den Jahren 
1800 bis 1836 fiebenzehn früher felbftitänvige, evangelifche Pfar⸗ 
reien eingezogen und benachbarten Pfarrern zugefchlagen worden. 

Diefen Uebelftinden gegenüber befteht die Abhülfe: 

a) am vielen Orten einzig und allein in der Auflöfung dieſer 
Kombinationen, und der MWiederherftelung ehemaliger felbft- 
fländiger Pfarreien. Eine foldhe Maaßregel erfordert jedoch 
meiftentheild mehr oder minder beträchtliche materielle Mittel, 
theils zur Wiederftelung der zerftörten Pfarr», Wohn- und 
Wirthfchaftsgebäude, theils zur Ergänzung der Pfarreinfünfte 
auf einen ausfömmlichen Betrag; 

b) am anderen Orten würde es gemigen, wenn bem orbentlidhen 
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Pfarrer ein zweiter jüngerer Geiftlicher als Pfarrvikar zu 
geordnet werden könnte. Auch hierzu find materielle Mitte] 
erforderlich, indem die Suftentation eines ſolchen Pfarrvikars 
nur in den feltenften Fällen aus dem Pfarreinfommen ent 
nommen, oder fonft aus den Mitteln des vereinigten Pfarr 
foftems befchafft werden kann. 

2. Ein zweites dringended Bedürfniß zur Vermehrung de 
geiftlichen Kräfte und Anftalten macht ſich geltend in Oſtpreußen. 

In Oftpreußen, und vorzugsweife in Litthauen und Mafuren, 
ift von Anfang an bei der Ehriftianifirung des Landes nur ei 
verhältnigmäßig geringe Zahl von Pfarrkirchen errichtet worden. Die 
geographifchen Bezirke dieſer Pfarrkirchen erftreden fi) bis zu eine 
Ausdehnung von 12 Duadratmeilen, und die Entfernung der eis 
zelnen Wohnorte von den Pfarrkirchen bis zu einer Weite von vie 
Meilen. Unter der Regierung des Königs Friedrich WilhelmL 
wurden in Litthauen mehrere neue evangelifche Kirchfpiele errichtet, 
und einige andere neu projeftirt. Im den Jahren 1802 — 1806 
wurde der Plan einer Neugrändung von Kirchfpielen abermals auf 
genommen, feine Ausführung jedoch durch die Kriege von 1806 bi 
1815 gehindert. Zum dritten Male wurde der Plan im Jahre 
1842 aufgenommen und namhafte Beiträge aus öffentlichen Fond 
dafür in Ausficht geftelt. Die Noth des Jahres 1847 und ie 
politifhen Erfchütterungen des Jahres 1848 hemmten jedoch auf 
diefes Mal die Ausführung. 

Nach den neueften ftatiftifchen Mittheilungen von 1849 ware 
in dem Regierungsbezirf Gumbinnen auf 614,047 Einwohner (uw 
ter denen nur 13,000 Katholiken, Griechen, Mennoniten und Juden 
fih befinden) und 298 Duabratmeilen nur 143 gottespienftlide 
Gebäude vorhanden, dergeftalt, daß auf jedes derfelben über zwei 
Duadratmeilen Bezirk und mehr als 4000 Einwohner famen. In 
dem Kreife Memel fanden fi) auf beinahe 20 Duadratmalen wit 
44,714 Menſchen nur 6 Kirchorte. | 

Im Sahre 1847 wies der Oberpräftvent der Provinz in einen 
genauen Berzeichniffe für Oftpreußen allein eine Anzahl von 40 
Pfarreien nad), welche wegen zu großer räumlicher Ausdehnung, 
oder wegen zu flarfer Volkszahl dem kirchlichen Bedürfniſſe ihre 
Eingepfarrten nicht zu genügen im Stande find. Zur grünblice 
Abhülfe des Bebürfniffes wurde die Errichtung von 45 neuen Kirchen 
foftemen und außerdem die Gründung von 14 neuen, zweiten Pre⸗ 
bigerftellen an beftehenden Kirchen für nothwendig erachtet. Seit 
dem Jahre 1846 find von dieſem neuen Kirchenſyſtem 14 theild 
definitiv, theild proviforifch in das Leben getreten, und wirb an ber 
dauernden Befeſtigung der Iegteren gearbeitet. Die übrigen Be ® 
bürfniffe find noch unbefriedigt. 

Für die Verhaͤltniſſe in Oftpreugen bebarf es namenilich eines 
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Baufonds zur Crrihtung der neuen Kirchen und Pfarrhäufer. 
Für die Dotation der neuen Pfarrftellen kann in vielen Fällen durch 
Abzweigung eines Theils der Einfünfte von den alten Pfarrftellen 
nothhürftig geforgt werben, bergeftalt, daß Dotationszufchüffe hier 
im minderem Umfange, oder nur vorübergehend, erforderlich find. 
Dagegen ift die meift arme Bevölkerung nicht im Stande, die erften 
Baus und Einrichtungsfoften zu befchaffen. 

Auch im Schulintereffe ift eine Vermehrung der ewangelifchen 
Pfarrſyſteme in Oftpreußen ein Bebürfnig, indem es Pfarreien giebt, 
zu welchen bis zu 100 und mehr Ortichaften gehören, und welche 
30, AO und mehr Schulen zu beauffichtigen haben. 

3. Ein dritte Klaſſe kirchlicher Bedürfniffe zeigt ſich in den 
unter der Regierung Friedrichs IL. in den Brüchen an der Nebe, 
Warthe und Oder angelegten neuen Kolonien. In der Kurmarf 
allein wurden unter der Regierung Friedrichs II. 262 neue Dör- 
fee und Anlagen mit 11,618 neuen Familien gefchaffen. Die Zahl 
der neuen Anbauer in dieſer Negierungsperione berechnet man im 
Ganzen auf 250,000 Köpfe. Bei dem Meliorationsplan vom 21. Of 
tober 1774 wurde auch die Gründung neuer Kirchen- und Pfarr- 
foReme in den Bruchgegenden urfprünglich in das Auge gefaßt und 
Mittel dafür ausgeſetzt. ALS aber in der Folge die Anlagekoften 
bie Anfchläge überfchritten, unterlieg man es, für die Firchlichen Bes 
bürfnifie zu forgen. Es find daher in den Bruchgegenven nur fehr 
wenige neue Kirchen errichtet, und ift flatt deſſen meiftentheils vie 
Em! chtung getroffen worden, daß die Bruchdörfer zu den auf den 
Thalrändern belegenen alten Kirchen, oft in einer Entfernung von 
einee Meile und mehr, eingepfarrt wurden. Damit ift aber nur 
eine fehr unzulängliche Aushülfe gefchaffen. Die Pfarrer der alten 
Dorfichaften auf den Thalrändern find mit ihren alten Parochieen 
ausreichend befchäftigt und Fönnen den entlegenen Bruchbörfern die 
erforderliche feelforgerlihe Pflege nicht zuwenden. Es ift daher 
fhon vor dem Jahre 1848 vielfach die Klage laut geworden, daß 
gerade in den Bruchdörfern, in Folge mangelhafter Tirchlicher Vers 
forgung, eine fittliche und religiöfe Verwilderung in höherem Maße 
eingetreten fei als anderwärts. 

Auch in der Folge, namentlich feit der neueren Agrargefep- 
gebung, ift mit ver Anlegung neuer Kolonien, fowohl auf Domänen- 
land, als auch auf Privatländereien, noch lange Zeit in ähnlicher 
Weile fortgefahren worden, ohne gleichzeitig für die Kirchen» und 
Schulbevürfnifie der neuen Anſiedler zu forgen. Erſt durch den 
$. 31 des Geſetzes vom 3. Januar 1845 (Geſetzſamml. S. 31) ift 
Borfehrung getroffen, daß die Anlegung neuer Kolonieen nicht er: 
folgen ſoll, fo lange nicht eine angemeflene Ordnung der Kirchen- 
and Schulverhältniffe in denfelben ficher geftellt worden ift. 
Der Umfang des vornehmlich aus der Kolonifation ber Brüder 
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herrührenden kirchlichen Bebürfniffes und der Bebarf an Mitteln zu 
feiner Befriedigung ift ftatiftifch nicht genau feftgeftellt. Die Ab 
hülfe wird auch hier in der Erbauung neuer Kirchen und Pfarr⸗ 
Gtabliffements, in Dotationszufchüfien für die neuen Pfarrftellen, 
und in der Gewährung von Mitteln zur Annahme von Pfarrgehülfen 
befteben. 

ſ Ye Eine vierte Reihe von Bebürfniffen ergiebt fich aus bem 
Anwachs der Volksmenge überhaupt, namentlich in den größeren 
Städten und in einzelnen dicht bewölferten Gegenden. 

Sm Sabre 1828 hat die. Vollsmenge in der Monardjie be 
tragen 12,726,110 Seelen; im Jahre 1849 16,331,187 Seelen. 

Dagegen find in der Zeit von 1828 bis 1850, ungeredhnet ben 
auch in diefer Zeit noch ftattgehabten Abgang an geiftlichen Stellen 
durch Kombinationen u. f.w., nur 235 evangelifch» geiftliche Stellen 
neu gegründet worden. Während alfo die Volkszahl in dieſer Pe 
riode fi) um 28 Prozent vermehrt hat, hat die Zahl der ewange 
lifchen geiftlichen Stellen nur um etwa 4 Prozent zugenommen. 

Die ſchreiendſten Mißverhältniffe find aus dieſem Anwachs ber 
Bevölferung in Berlin hervorgegangen. Berlin zählte im Sabre 
1806, ‚mit Ausihluß der Militärgeiftlicden, 51 der evangeliſchen 
Landeskirche angehörige Geiftliche;s zu Ende des Jahres 1850 war 
ihre Zahl nur bis auf 68 angewachien, während die Volksmenge 
um mehr als das Dreifache gewachfen if. Don dieſen 68 Geil 
lichen haben 13 ihren befonderen Wirfungsfreis an beftimmten An 
falten, an den Kranfenhäufern, Hospitälern, Armenanftalten und 
Gefängniflen; e8 bleiben alfo für das Pfarramt in den Gemeinden 
nur 55 Geiftlihe übrig, welche eine Seelenzahl von mindeſtens 
350,000 Menfchen zu verforgen haben. In der Sophienparodie 
follen 40 — 50,000 Evangelifche von 2 Geiftlichen, in der Georgen 
Parodie 60— 70,000 von 3 Geiftlichen verforgt werben. 

Aber auch in anderen Gegenden des Landes, namentlich in 
Fabrifgegenden und da, wo zu einer Stadtkirche eine größere Zahl 
umliegender Dörfer eingepfarrt find, haben ſich durch den Anwachs 
der Bevölferung unnatürlihe Mißverhältniffe entwidelt, denen mr 
durch Theilung der Parochieen, durd Erbauung neuer Kirchen und 
durch Gründung neuer Pfarrftelen wirffam begegnet werden fan. 

5. Eine fünfte Hauptmafle evangelifch kirchlicher Bepürfnifle 
tritt endlich in denjenigen Landestheilen hervor, in welchen frühe 
die Evangelifchen unter einer anderen Lanbesherrfchaft unter bem 
Drude gelebt haben, und ihrer Kirchen, Pfarreien und Kirchen 
güter beraubt, oder an der freien Ausübung ihres Gottesdienſtes 
gehindert waren. 

Zuftände diefer Art finden zunähft ſtatt in Schlefien. 

Bei dem Ausbruch des breißigjährigen Krieges war faft gan 
Schleſien evangelifh. Durch die gewaltfamen Gegenreformationen 
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von 1623 und 1653 wurden ben Evangelifchen in dem bei weitem 
größeren Theile des Landes, ausgenommen allein die piaftifchen 
erzogthümer Liegnig, Brieg, Wohlau und Dels, und die Stadt 
redlau, ihre Kirchen genommen, ihre Prebiger verjagt und das 
Kichhen« und Pfarrgut den Römifch- Katholifchen überwiefen. Zwi⸗ 
fhen 900 und 1000 evangeliſche Kirchenfufteme wurden auf viefe 
Weile zerftört. Durch die Friedensſchlüſſe von 1742, 1745 und 
1763 ift der römifchsFatholifchen Kirche der damalige Beſitzſtand 
antirt worben. Die Bedürfniſſe der Evangelifchen in Schlefien 
d aber vom Jahre 1840 ab, ungeachtet großer Anftrengungen 
der Bevölkerung, nur in ſehr unzulänglicher Weife befriedigi wor: 
den. Das Einfommen der Pfarrer, größtentheilsg nur auf Stol- 
ebühren und Accidenzen gegründet, ift unzureichend — es befinven 
is in ver Provinz unter 784 evangelifchhen Pfarrftellen nicht we- 
iger als 123, deren Einkommen weniger ald 400 Rthlr. beträgt — 
die kirchlichen Gebäude find im Verfall und die Ausdehnung ber 
Parochieen überfteigt, namentlih in Dberfchlefien und in der Um- 
gebung einiger Staͤdte, alles Maaß. 

Für die Befriedigung der hieraus hervorgehenden Bebürfnifie, 
werben, abgefehen von der Erhöhung der Pfarrgehalte, für noth- 
wendig erachtet: 

a) die Gründung von 15 neuen Kirchen, und Pfarrfuftemen und 
4 neuen Pfarrftellen, 

b) bie Anftellung von 30 orbinirten und 10 nichtorbinirten Pfarr- 
vifaren. 

Aehnliche Verhältnifie walten ob, 

in der Provinz Poſen, " 
in MWeftpreußen und in dem Kreife Lauenburg - Bütow in 


ommern, 
in den vormals geiftlichen Territorien der Provinz Weftphalen 
und Rheinprovinz. 

In allen diefen Gegenven erftreden fi) die wenigen vorhans 
denen evangelifchen Kirchſpiele meiftentheild über fo ausgedehnte 
Flächen, daß es den Eingepfarrten nur felten möglich ift, die Kir- 
hen ihres Glaubens zu beſuchen, und den evangelifchen Pfarrern, 
ihren Glaubensgenofien mit dem Trofte der Religion beizuftehen. 

Die im Jahre 1847 darüber gefammelten Nachrichten ergeben 
für das hieraus hervorgehende Bebürfniß folgende Refultate: 

a) in Pofen find nöthig mindeftens 24 neue Kirchſpiele, jedes 
berfelben im Durchichnitte auf 1000 evangelifche Einwohner 
berechnet. 

b) In Weftpreußen find 30 evangelifdhe SKirchipiele nachge- 
wiefen, in welchen Parochialtheilungen oder neue geiftliche 
Stellen nothwendig find. Bon dieſen Kirchfpielen umfaßt beis 
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fpielsweife die Parochie Schweg 195 Ortſchaften mit 14,000 
Evangelifchen, von denen 95 Ortfchaften zwei bis vier Mei 
len vom Kirchorte entfernt find. Die Parochie Tuchel ums 
faßt fechszehn Duabratmeilen mit 4150 Evangelifchen. 


c) Im LauendburgsBütowfchen thun mindeftens vier neue Kirch⸗ 
fpiele Noth. 

d) In der Rheinprovinz iſt das dringende Bebürfniß auf 
zwölf neue evangelifche Pfarrfofteme und auf zwanzig neue 
Pfarrſtellen veranlagt worden. . 

e) Für die Provinz Weftphalen wird der Bedarf auf 22 near 
Kirchenſyſteme, 10 neue Pfarreien und mehrere Hülfsprebiger 
ftellen angegeben. 

Faßt man diefe Bebürfnifie zufammen, fo würbe durch eine 
Neugründung von mindeftens 200 neuen evangelifchen Kirchen⸗ un 
Pfarrfuftemen und durch die Wiederherſtellung, refp. Neugründung 
von etwa 100 Pfarrftellen außer dieſen — ungerechnet die Außs 
hülfe, welche durch orbinirte Pfarrvifare geleiftet werben kann — 
nur etwa den dringendften gegenwärtigen Bedürfniffen der evange 
lifchen Kirche in Preußen ein Genüge geleiftet werden können. 

Ein Ueberfchlag der zur Erfüllung diefes Benürfniffes erforder 
lichen Koften läßt ſich mit Sicherheit nicht aufftellen, da einestheils 
der Betrag der Baufoften für Kirchen, und Pfarrgebäube, je nad 
den Lofalverhältnifien, ein ſehr verfchiedener fein wird, anderntheils 
die von den Gemeinden mögliche Leiftung eben fo wenig nach einer 
allgemeinen Fraktion beredjnet werden fnnn. Für die Provinz Poſen 
ift die Herftelung von 24 neuen Kirchen- und Pfarrftellen an Baw 
foften und Pfarrbotationen auf 150,000 Rthlr. veranfchlagt wor 
den. Eine gleihe Summe ift neuerdings in Schleften für die Neu⸗ 
Errihtung refp. Austattung von 21 Kirchenfoftemen als Bedarf 
nachgewiefen worden. Damit flimmt auch eine in den Jahren 1845 
und folgende gemachte praftifche Erfahrung überein, indem damals 
durch Verwendung eines Fonds von 53,000 Rihlr. die Reugrün 
dung refp. dauernde Befefligung von acht Kirchfpielen hat bewirkt 
werben können. Wendet man dieſes Verhältniß auf den ganzen 
gegenwärtigen Bebarf an, jo würde eine Totalfumme von 1'/, bi 
2 Millionen in Kapital ausreichend fein, welche jeboch nicht auf 
einmal, fondern nur fucceffive während einer Reihe von Sahren zur 
Derwendung fommen könnte. 

Die Mittel zur Befriedigung diefer Bebürfniffe find, wie Bis 
ber, zunächft aus den eigenen Kräften der Patrone und Gemeinden, 
und durch Die freiwillige Hülfe der Gefammtfirche mittelft Kollekten 
zu befhaffen. Auf dieſem Wege ift feither Manches gefcheben, und 
würde ungleich mehr gefchehen fein, wenn nicht der Staat feither 
durch Ueberbürdung der Kirchengemeinden mit Kolleften zu flat 
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chen Zweden, wie 3. B. zur Unterhaltung invalider Krieger, für 
arme Studirende, für Schullehrerwittwen und Waifen, zu Taub⸗ 
ſtummen⸗ und Blindenanftalten, zu Landarmenhäufern u. f. w. bie 
Hülfsbereitwilligfeit der Gemeinden abgeftumpft und namhafte Sum- 
men den Firchlichen Bedürfniſſen entzogen hätte. 

Dagegen ift durch die königliche Munificenz den armen Kirchen⸗ 
gemeinden reichlich zu Hülfe gefommen worben. So ift beifpiels- 
weite feit dem Sahre 1820 im Ermlande und im Eichöfelde, und 
nicht minder im Poſenſchen und im Herzogthum Weftphalen eine 
größere Anzahl von Pfarreien wefentlih aus Föniglicher Freigebig- 
feit gegründet worden, eben fo im Sahre 1835 vier neue Kirchen 
in den nörblichen Vorftäpten von Berlin, und im Jahre 1846 zehn 
neue proviforifche Pfarrftelen in Oftpreußen. 

In den Jahren 1845 bis 1847 find aus den Königlichen Dis- 
poſttionsfonds bei der Generalftantsfaffe 407,087 Rthlr. zur Unter: 
ſtüzung unvermögender evangelifcher Gemeinden in ihren kirchlichen 
Baubebürfnifien geflofien. Seit dem Jahre 1841 hat des jegt res 
gierenden Königs Majeftät jährlich 12,000 Rthlr. zur Fundirung 
neu errichtetee oder unzulänglich botirter evangelifcher “Pfarrftellen 
audgefett, mit deren Hülfe bis jebt 35 evangelifche Pfarrftellen 
theils neu gegründet, theils verbefiert worden find. 

Endlich find im Sahre 1845 53,000 Rthlr., welche dem Staate 
aus herrenlofen Verlafienfchaften anheim gefallen waren, der evan⸗ 
gelifchen Kirche zugewiefen worben, und find mit deren Hülfe acht 
evangeliſche Kirchſpiele neu begründet worben. 

Diefe Hülfsquellen find jedoch, bis auf den Fonds ber 
12,000 Rihlr., welcher aus dem Allerhöchften Dispofitionsfonds 
fortgegahlt wird, feit dem Jahre 1848 thatſächlich faft ganz verftegt. 

Die Verwendungen aus dem Dispofitionsfonds unterliegen der 
alleinigen Befchlußnahme Seiner Majeftät des Könige. Da jedoch 
diefer Fonds auf den vierten Theil des Betrages, den derjelbe vor 
dem Jahre 1847 gehabt hat, herabgefeht worden iſt, und aus dem⸗ 
felben nicht allein für die evangelifche Kirche, fondern auch für bie 
tömifch-Fatholifche Kirche, für das Unterrichtöwefen, und für ans 
dere gemeinnützige Bebürfnifie namhafte Summen verwendet werben 
muͤſſen, fo liegt e8 am Tage, daß dieſer Bonds allein bei Weitem 
nicht zureicht, um der evangelifchen Kirche in dem Maaße zu Hülfe 
zu Tommen, in welchem es früher gefchehen ift und das dringende 
Bedürfniß es erheifcht. 

Die evangeliſche Kirche iſt daher genöthigt, für dieſes Bedürf⸗ 
niß die Hülfe der allgemeinen Staatsfonds unmittelbar in Anſpruch 
zu nehmen. 

Dieſer Anſpruch gründet ſich für einen gewiſſen Theil des oben 
nacdhgewiefenen Bebürfniffes auf einen direkten Rechtstitel. In den⸗ 
jenigen Gegenden nämlich, in weldyen der Staat felbft durch neue 
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Anlagen eine ftärkere Anhäufung der evangelifchen Bevölkerung her 
beigeführt hat, wie namentlich in den Brüchern, hat der Staat nır 
eine von Anfang an anerkannte, und bisher unerfüllt gebliebene Vers 
pflihtung zu erfüllen, wenn er jetzt das Verſaͤumte nachholt um 
die nöthige Zahl von neuen Kirchſpielen gründe. Fuͤr Oftpreußen 
liegen beftimmte Iandesherrliche Zuflcherungen vor. An denjenigen 
Orten, wo durch verberbliche Vererbpachtungen die Pfarrftellen ge 
fchmälert und Kombinationen mehrerer Pfarreien unter einem Pfarrer 
herbeigeführt worden find, trifft die Verantwortung die Kamerals und 
Finangbehörben des Staates. In den übrigen Gegenden aber Liegt 
es in dem allgemeinen politifchen Intereffe, die Bevölferung da, wo 
fie- aus eigenen Kräften ſich zu helfen nicht im Stande ift, nicht 
ſittlich und religiös verfommen zu laſſen, fonvern ihr die möthige 
Hülfe zur Befriedigung ihres Firchlichen Nothftandes zu gewähren. 
Es ift bereitd oben bemerft worden, daß das Bedürfniß ver 
evangeliſchen Kirche zu dieſen neuen Kirchen- und Pfarreinrichtun 
gen die Ausſetzung einer großen, unzertrennten Kapitalfumme nidt 
fordert, fondern nur eine durch eine längere Reihe von Jahren 
fortlaufende Bewilligung geringerer Beträge, welche in dem Macke, 
in welchem die nothwendigen Vorarbeiten fortfchreiten, flüffig ge 
macht werben. 
Die rheinifche und die weftphälifche Provinzialfynode von 1851 
haben dieſen Bedarf für jene diefer beiden Provinzen auf 5000 Rihlr. 


jährlich veranfchlagt. Hiernach würde, wenn man den größeren Um 


fang des Bebürfniffes in den öftlichen Provinzen in Anfchlag bringt, 


für die ganze Monardjie ein Bedarf von etwa 50— 60,000 Rihle 


jährlich fich ergeben. 

Diefe Bewilligung müßte jedoch jedenfalls für eine längere 
Reihe von Jahren als eine fefte Bewilligung erfolgen, vergeftalt 
daß der Betrag einer Minderverwendung in dem einen Sabre eine 
gleiche Mehrverwendung in einem der folgenden Jahre geftattete, 
weil fonft ein fefter Plan für die Verwendung nicht aufgeftellt und 
eingehalten werben Fönnte. 

Das Ergebniß der obigen Darftellung ift daher dieſes, 

daß die evangelifche Kirche in Preußen durch die Verwahr⸗ 
lofung vergangener Jahrzehnde und Sahrhunderte im eine 
Lage gefommen ift, in welcher fie nicht im Stande if, das 
geiftliche Bebürfnig ihrer Befenner aller Orten genügend u 
befriedigen, 

daß eine Wiedergutmachung dieſes, auch dem Staate zu 
großem Unfegen gereichenden Schavens, nur durch Gründung 
von etwa 200 neuen evangelifchen SKirchfpielen und Errich⸗ 
tung von 100 neuen. Pfarrftellen außer diefen annäherungs 
weile zu erreichen ift, 
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dag aber die Durchführung dieſes Plans nur durch eine 
fräftige Beihülfe aus öffentlichen Fonds zur Aushülfe für uns 
vermögende Gemeinden in das Werk gefegt werben Tann, 
und daß zu diefem Behufe die Ausfegung eines ‚Fonds 
von wenigftens 50,000 Rthlr. jährlich, 
mit der Beſtimmung zur Herftelung neuer Kirchen» und . 
Pfarrgebäude, fowie zur Fundirung neuer Pfarrftellen die 
nöthige Aushülfe zu leiften, 
ein unerläßliches Bebürfnig ift. 
Berlin, den 4. Dezember 1851. 


H. 


——N 1— 


Denkſchrift 


betreffend die Verſorgung ausgedienter evangeliſcher Geiſtlichen in Preußen 
und der Hinterbliebenen von Geiſtlichen. 





Die Fuͤrſorge für ſolche Diener des gemeinen Weſens, welche 
durch Alter, Krankheit oder ſonſt durch überkommene Unfähigkeit 
außer Stand geſetzt ſind, ihren Dienſt ferner zu verſehen, ſowie fuͤr 
die Hinterbliebenen derſelben, Wittwen und Waiſen, iſt eine Pflicht, 
welcher ſich eine geordnete Verwaltung nicht entziehen kann. 

Der Staat hat dieſe Verpflichtung in Anſehung ſeiner Diener 
anerfannt und bethätigt durch 

a) die Feſtſtellung eines geordneten Penftonirungsverfahrens und 
fefter Penſionsſätze für Civil- und Militairbeamte, und 


b) die Einrihtung von Wittwenfafien für beide SKlaffen von 
Staatsdienern. 

Die römiſch-katholiſche Kirche in Preußen ift gleichfalls 
darauf bedacht geweien, obwohl ihrer Verfafiung nad) eine Für⸗ 
forge für Wittwen und Waifen bei ihe nicht flattfinden kann, doch 
für das 2008 ihrer Emeriten und Demeriten zu forgen, und 
iR in dieſen Bemühungen vom Staate reichlich unterftügt worden. 
Die Allerhöchfte Kabinetsordre vom 23. Auguft 1821 (Gefebfamm- 
lung S. 113) beftätigt die in der Bulle de salute animarum be- 
zeugte Fönigliche Verheißung, daß die Häufer, „pie zur Verforgung 
ausgebienter, alter und Franfer Briefter, wie auch zur Zähmung 
ungerathener Geiftlichen, bereitet find, nicht eingehen, vielmehr da, 
wo es noch daran gebricht, deren neue errichtet werben follen.‘ 
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Demgemäß bezieht die römiſch⸗katholiſche Kirche in Preußen fir 
dieſen Zweck: 
und zwar 






























für Eme⸗Jfür Deme⸗ | aus eigenen aus GStantt 
der Diöres riten titen Kufmirhirn Mitteln Fonds 

Rthlr. far. pf.| Rtbir. far. pf.| Rtbir. far.pf, 

Ermland 3,898 84 

Gulm. .. «» 4,056 — l 

Gneſen⸗Poſen 5848122 

Preslau . . ‚Ad 298/28] 7 

Münfler . . 4, 4,500 —— 

Paberborn . | | 4,500 —— 

Eöln....» ‚000 ——| 6,0001 — — — wi ‚000 ⸗ 
Stier... 1459111 3 9,250 15, 2 1,091 115 











Summa . 31,996 29]10]13,459 1 3144,556) ] ı[11,365111/11[33,190 





In der evangelifhen Kirche in Preußen ift dagegen für 
dieſes Bedürfniß nicht ausreichend geforgt. 

I. Was zunäcdft die Fürforge für die Emeriten, d. h. für 
ſolche Geiftliche, welche nad) tadellofer Amtsführung in den Ruhe: 
ftand treten, anbetrifft, fo beziehen viefelben nach den geltenden ge 
feglihen Beflimmungen aus den Einkünften ihrer Pfarrftelle eine 
gewifie Quote als Ruhegehalt. 

Diefe Quote beträgt: 

a) in der Rheinprovinz und in Weftphalen nad $. 74 ber 
Kirchenordnung vom 5. Mär; 1835 die Hälfte, 

b) in den übrigen Theilen des Landes, in denen das Allgemeine 
Landrecht gilt, nad) $. 529 IL 11 daſelbſt, ein Deittheil 

der Pfarreinkünfte. 

Letztere Beſtimmung wird auch in Neu⸗Vorpommern analogiſch 
in Anwendung gebracht. 

Dieſe geſetzlichen Vorſchriften reichen jedoch bei der unzuläng⸗ 


lichen Dotirung eines großen Theiles der Pfarrſtellen zur Befrie⸗ 


digung des Bedürfniſſes nicht aus, und es tritt häufig der Fall 
ein, daß entweder der in Ruheſtand verſetzte Pfarrer oder ſein 
Nachfolger, oder beide zuſammen der dringendſten Nothdurft des 
Lebens ermangeln. 

Um dieſem Bedürfniſſe abzuhelfen iſt bereits auf der General 
ſynode von 1846 (S. 117—133 Abtheilung I. und S. 42 Ar 
theilung IL) die Errichtung provinziellee Penſionskaſſen für die van 
gelifchen Geiftlichen in Antrag gebradjt worven, welche theils and 
eigenen Beiträgen der Geiftlichen, theils aus Staatszufchüffen fun 
dirt werden, und zu den Einkünften aus der Stelle einen Zuſchuß 
gewähren follten. 
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Diefe Einrichtung ift jedoch bisher nur in ber Provinz Bran⸗ 
benburg in das Leben getreten, wofelbft die Einrichtung eines folchen 
Penſtonsfonds mit Hülfe eined aus den Erträgen des Berliner Ge- 
ſangbuchs aufgefammelten Fonds hat ermöglicht werben Eönnen. Sn 
anderen SBrovinzen find die deshalb gemachten ähnlichen Vorberei⸗ 
tungen durch die feit dem Jahre 1848 erfolgte Verweigerung jeder 
Beihülfe von Seiten des Staates in das Stoden gerathen. 

Kür die 7 Provinzen außer Brandenburg mit nahe an 5000 
Geiftlichen beftehen zur Zeit Feine andere Hülfsfonds, als ein für 
Geiſtliche und Lehrer ausgeſetzter Penfionsfonds von zufammen 
10,000 Rthlr. jährlich, welcher jedoch zwifchen beiden berechtigten 
Klaffen noch nicht getheilt, und bisher nur in feltenen Fällen zur 
Aushülfe für Geiftliche verwendet worden ift. 

11. In Anfehung folcher Geiftlichen, weldye in Folge eines nicht 
ganz tadelfreien Verhaltens in den Ruheftand verfegt werden müffen, 
Demeriten, verordnet die Allerhöchſte Ordre vom 27. April 1830 
(Geſetzſamml. von 1830 ©. 81.), daß denfelben nur ein geringerer 
Penſionsbetrag aus den Einkünften der Stelle zugebilligt werben fol, 
als fie Im Falle einer ehrenvollen Entlaffung gefeßlich zu beanfpruchen 

würden. | 

Diefe Allerhöchfte Ordre gewährt die Möglichkeit folchen Geift- 
lichen, welche nicht ſchwerer kirchlicher oder bürgerlicher Vergehen 
ſich ſchuldig gemadjt haben, fondern wegen geringerer, aus Leichtſinn 
oder Rachläffigfeit entiprungener Vergehungen unfähig geworden 
And, ihr Amt ferner mit Segen zu verwalten, nothrürftige Sub» 
fiftenzmittel anzumeifen. Aber indem dieſe Subfiftenzmittel aus den 
Einkünften der Stelle genommen werben müflen, finft das Einkom⸗ 
men der gering dotirten Stellen nur noch tiefer unter den nothdürfti⸗ 

en Beirag herab, und die Tirchliche Verwaltung ift daher gerade 
n folchen Steafemeritirungsfällen, in welchen es ſich darum handelt, 
der bisher von einem fchwachen Geiftlichen verjorgten Gemeinde einen 
befonvers befähigten Seelforger wieder zu geben, meift außer Stande, 
mit dem unzulänglichen Reſt des Einfommens einen folchen zu ges 
winnen. Hierans ergiebt fi, für die Firchliche Verwaltung das 
Bedürfniß, auch zur Verſorgung von Demeriten einige Mittel zu 
befigen, um biejenigen Gemeinden, weldye am meiften einer Bele- 
bung durch eine tüchtige geiftliche Kraft bepürfen, von der Laſt den 
demeriten Pfarrer forterhalten zu müffen, befreien, und eine lange 
ververbliche Nachwirkung ſolcher Demeritirungen für die Gemeinden 
befeitigen au koͤnnen. | 

11. Was endlich die Fürforge für die Wittwen und Waifen 
evangelifchee Pfarrer anlangt, fo ift für dieſe bis jetzt gejorgt: 

1. duch die mittelft Furfürftlicher Verordnung vom 2. April 1691 
(Mylius Corp. Const. March. I. Abtheil. II. ©. 114) angeord- 
neten, und meiftentheild eingerichteten Synodal⸗ Wittwen- und 


80 


Waiſenkaſſen, welche aus Beiträgen der Pfarrer, aus Stiftun⸗ 
gen und aus Kleinen Firchlichen Gefällen gebildet find und 
tube Unterftügungen für Wittwen und Waifen ge 
währen; 

2. duch die den evangelifchen Geiftlichen zugeſtandene Berechü⸗ 
gung des Einkaufs in die allgemeine Wittwenkaſſe. 

Bei diefen Einrichtungen wird es auch für die Folge verbleiben, 
und angenommen werben müfjen, daß mit denfelben für die gewoͤhn⸗ 
lichen Fälle geholfen werden muß. Jedoch ereignen, ſich auch bier 
häufige Faͤlle größerer Hülfsbenürftigfeit, namentlih dann, wenn 
ber Verflorbene eine zahlreiche Familie hinterläßt, für deren Beduͤrf⸗ 
niffe die regelmäßigen Mittel nicht ausreichen, für welche außer 
orventlihe Hülfsquellen nothwendig find. 

Für folche Fälle ift bereits einige Vorſorge getroffen, indem 
ſtch auf dem Etat des Minifteriums der geiftlichen oo Se 


ein Fonds von . . 10,000 

zu Penſionen für Peediger- und Echuilhrervitiven 

und ein zweiter Fonds von. .. 2,767 ⸗ 
zur Unterſtützung von armen Prediger und Sul 

Iehrerwittwen zufammen mit . . . 12,767 Rthlr. 
befindet. 


In welchem Verhältniſſe ſeither Prediger- und Schullehrer⸗ 


wittwen an dieſen beiden Fonds partizipirt haben, ſteht nicht feſt. 


Legt man das Prinzip einer Theilung zu gleichen Hälften zu Grunde, 
ſo würde die evangeliſche Kirchenverwaltung davon . 6,383 Rihlr. 
zu erwarten haben. 


Die Gefammtfumme ver bereitd vorhandenen Mittel, auf welde 


die evangelifche Kirche zur Fürforge von Emeriten, Demeriten und | 
Hinterbliebenen von Geiftlichen rechnen darf, würbe hiernach bu 


tragen: 
adl zu Penſtonen. 2 0.5,000 Rihlr. 
ad II. für Witwen . . . 2.6383 + 


Summa . 11,383 Rihlr. 


Daß dieſer Betrag für das Bedürfniß nicht ausreicht, hat bie 
bisherige Erfahrung ergeben. Auch ift das Bedürfniß einer Er 


höhung bereitd anerkannt durch die Tönigl. Ordres vom 28. Februar 


1845 und 15. Sanuar 1847. 


Den wirklichen Bedarf veranfchlagt die rheinifche ſiebente Pros | 


vinzialfynode (S. 149 Litr. d. und 150 Litr. K.) für diefe Provig | 


für emeritirte und demeritirte Geiftlihe auf . . . 4,000 ale 
für Wittwen und Waiſen auf 2.000 
jahefih., Ebenſo bie feste weſtphaͤliſche Brovingalforobe. (©. a 
nlage f. 
Die romiſch -katholiſche Kirche in Preußen bezieht allein für 
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Emeriten und Demeriten zu ihren eignen Mitteln von 11,363 Rthle. 
1 Sgr. 11Pf. nod einen Zufhuß von 33,190 Rthlr. 19 Ser. 
2 Pf. jährlih aus Staatskaſſen. Nach Verhältnig der Seelenzahl 
ver Einwohner würde alfo die evangelifche Kirche, bei paritätifcher 
Schandlung, für diefen Zweck eine Summe von 0 
49,695 Rthlr. 28 Sgr. 9 Pf. 
in beanſpruchen haben und nach 
Abzug der aus der Theilung der 
gemeinfchaftlichen Fonds ad I. und | 
I, zu erwartenden . . . . . 1133 2 — +, —: 
noch . 38,312 Rthlr. 28 Sgr. I Pf. 
Wenn daher, in Berüdfichtigung defien, daß die Zahl der evan⸗ 
geliichen Geiftlichen zur Zeit verhältnißmäßig geringer ift, als vie 
ver römifchsFatholifchen, ſtatt dieſes Betrages von 38,312 Rthlr. 
me der mindere Betrag von 30,000 Rthlr. jährlih als Zuſchuß 
u den aus ber Theilung zu erwartenden Antheilen in Anſpruch 
enommen und damit zugleich die Befrievigung des Mehrbedürfs 
iffes für Pfarrwittwen und Waifen zu befchaffen unternommen wird, 
> bleiben dieſe Anfprüche noch weit hinter denjenigen zurüd, welche 
er Staat der römiſch⸗katholiſchen Kirche gegenüber bereits anerfannt 
nd befriedigt hat. 
Daß Ergebniß diefer Denkſchrift ift daher dieſes, 
daß die evangelifche Kirche in Preußen zur Fürforge für eme- 
ritirte und demeritirte Geiftlihe und für Pfarrwittwen und 
Waiſen einer Vermehrung ihrer Mittel bedarf und daß der 
Betrag des dafür erforderlichen Zufchuffes zu den aus ber 
Theilung der bereits vorhandenen Bonds zu erwartenden Bes 
trägen, auf mindeſtens 30,000 Rihlr. jährlich angenommen 
werden muß. 


Berlin, ven 4. Dezember 1851. 


— 


J. 


der Bedürfniſſe der evangeliſchen und 


Vergleichende Ueberficht 


der römiſch⸗ katholiſchen Ki 


in Preußen. 


(Aufgeftellt nach den in den Anlagen zum Staatshaushalts⸗Ctat 


für das Jahr 1849 Band II. &.53— 


83 enthaltenen Materialen.) 


Dazu vier beſondere Ueberfihten über den Bebarf der römifch »Fatholifchen Kirche in Breuf 





Hat im | | 
Berürfniffe | Jahre 
ebürfniffe u 


aus Mehr: | Zu: 


ber 


ev angelifchen| Staats, | bedarf. | ſammen 


faffen 
erhalten. 
Rthlr. Rthlr. Rthlr. 


Kirche. 


I. Zur Nusftats 
tung der fir 
henregimentlis 
hen Behörden. 
a) für die oberfte 
evangelifche Kirs 


| F a 
henbehörte....|, — nod) un % 
b) für die Konſi⸗ 
ſtorien. . 102,170 sa: 


e) für die Super 
intenbenten . » . . — 

d) zu Synodal⸗ 
zwecken — 





Summa .. .|102,170| 44,000| 146,170 


erel, eines 


Die römifds 
katholiſche 

| Kirche hat für 
bie gleichen 

| Swede im | Bemerkung 

Sabre 1849 aus 

Staatskaſſen 
erhalten. 


Athlt. far. pf, | 


263,995/15| 5Bergleiche bie l 
ſicht 1. bes Br 
ber Fatholiid 
Kirche. 


unse |12170| — —— 
| 20,000 2,00] — —— 


24,000 2,00) — —— 


263,995l15) 5] 









Die roͤmiſch⸗ 
ürfniffe katholiſche 
Kirche hat für 
der die gleichen 
jelifchen Staats⸗ bedarf. ſammen. a — —— 
Staatskaſſen 
zirche. erhalten. 
Ktblr. fgr. pf. 
u geiftlis 
ildungs— 
n. 
Seminarienl' — 30,000| 30,970] 32,603|18| 3 
ttenbergers | « 
as Vikariaij — 80,0000 819301 — —— 
mkandida⸗ 
Alumnat).J 1,9300 — — — —— 
summa...| 2,900| 110,000| 112, 00 82,603 183 
Beſol⸗ 
a und Zu⸗ L 
fe für 
ver und 
N. 
enwärtiger 
ag......1226,66000 — | 226,600 | 373,119 —— 
Erhöhung 
Pfarrgehaͤl⸗ und 
uf 400 Tha⸗ 
..... — 40,0001 40,000] 16,556] 5 10 
Dotirung- 
r Kirchen u. 
.. * 50,000| 50,005 — —— 


umma « « .1226,600| 90,000| 316,000 | 389,675] 5/10 


Bemerkungen. 


su ergleiche die Ue⸗ 

erfiht UI. des Be 
—* der katholi⸗ 
ſchen Kirche. 

Die Zuſchuſſe, 
welche die katholiſche 
Kirche für das Vi⸗ 
kariat erhält, befin« 
den fich tbeils in 
IRr. I. miteingerech⸗ 
net, wofelbft die Ge⸗ 
bälter für 48 Vika⸗ 
rien bei den Dom 
fapiteln, theils in 
Kr. UI., wofelbft die 
Gehälter für die in 
den Gemeinden funs 
girenden Vikare. 


MR iinterhaltung 

der Domkirchen. 
Vergleiche Ueberſicht 
Il, des Bedarfs der 
katholiſchen Kirche. 
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hat im Die roͤmiſch— 
Bedürfniſſe | Jahre fatholifche, 
1849 Kirche hat für 


der aus Mehr: | Zus die gleichen 


| | Bwede im | Bemerkunge 
evangelifchen [Staates | bedarf. fammen. |. Eee. ans 3 


s fafjen Staatsfaffen 
Kirche. erhalten. erhalten. 


Athlr. Rtbir, | Rtbir. | Rtbir. far. pf-l 







IV. Berfor: 
gung ausge» 
dienter Geiſt— 
lichen und der 
Hinterbliebe— 
nen von Geiſt— 
lichen. 

a) Antheil an dem 
Fonds von zehn: 
taufend Rthlr. Menn für 
zu Penfionen für BE Sohn 
Geiſtliche und 
Schnulbediente. 
(Anlage zum 
Staats haus⸗ 
haltsetat pro u 
1849 BP. 11. ©. | beftimmt, 

72. Nr. 36.) ..| (5000) | schestech We —— — I 

b) Antheil an dem ars ber 
Bonds von jehns MH 
taufend Rthlr. 
zu Penſionen für 
Prediger⸗ und 
Schullehrer: 
Mittwen. (ib. 
Nr. 37...... 

c) Antheil an dem 


2 für Emeriten ı 
Demeriten. 


Sıumma...|(11,383)| 30,000] 30,000] 33.190119 2 
| mb (1,383) I 7 





Hat im 

arfniſſe Jahre 

der aus Mehr⸗Zu⸗ 

eliſchen Staats⸗ bedarf. ſammen. 

kaſſen 

irche. erhalten. 

Rthlr. Rthlr. | Rtbir. 

: Ausftats 

kirchenre⸗ 

ichen Be⸗ 

.. ...... IOꝛú,1701 44,000| 146,170 
Außerbem ein noch 
unbeflimmter Mehr- 
betrag für ven Evan- 
geliſchen Oberfirdyen- 

rath und bie Kon» 
ftorie 
geiſtlichen 

ſszwecken.J 2,900 110,000| 112,900 

ſoldungen 

chüſſe für 

u. Kirchen | 226,600) 90,000 316,600 

erſorgung 

enter Geiſt⸗ 

id der Hin⸗ 

enen von 

jen ..... (11,383)) 30,000| 30,000 

und (11,383) 

umma ...|331,670| 274,000| 605,670 
Außerdem ein noch 
— Oyaı- 

lagen zu dem ü 

ushalts-Gtat I Oyathen 

Id. II.S. 56. fiftorien. 

ir den evans 

Rultus nur 

ylr. 328,770 

ten 

nzu 

Be 

ihr⸗ 

‚.. 2,900 

iche 

⸗ 

und 

ies, 

die 

yon 331,670 | 

Rthlr. 


die gleichen 
Zwecke im Bemerkungen. 


Jahre 1849 aus 
Staatskaſſen 
erhalten. 


Ktbhlr. ſgr. pf. 


263,995|15) 5 


32,60318| 3 


389,675) 5/10 


33,190 19| 2 


719,464/28| 8 
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J. Weben 
des Bedarfs der römifch-Fatholifchen Kirch 
(Anlagen zum Stantshaushaltss@&tat fi 


L———————————— ll 
a Bifhöfliher Stuhl 






Befoldungen. mateil 


Verwal⸗ 


Diöces. 





8,000] 800—|—| 8001 4,253|10 






Kollegiatftift Aachen... ... .. 


Biſchoͤflich geiftliches Gericht in Ers 
furt und biſchoͤflich geiftliches 
Kommiſſariat in Helligenftat . 


Fürftbifcgöflicher Kommiffarius in 
Katiher . . nn 


.[76,000[6,913| 6) 4|7,200149,218 10 


1 
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ht 
Breußen für Firchenregimentliche Zwede, 
Jahr 1849. DB. II. ©. 76—83.) 


b. Domfapitel, 





Gefammt: 
fumme. 





Beſoldungen. Materielle 


Verwal⸗ 
tungskoſten. 











aus eigenen 
Fonds der 
fathol Kirche. 


Rthir. for. pf.i Rthlr. for. pf. 


Domherren, 
Bilare - 






I NEbIr. far. pf. 


30,41528| 2] 4,989|15| 6 


37,307|27| 4| 6,888117| 7 
53,298| 4| 5| 2461| ılıı 
43,071| 9! 6| 1,2701 — 
30,275 ——] 2,005 — 
7,062 630 -- 
36,71——]| — 
26270 - 770 -- 
6031 — |_- 
1,5811) — || 
300 — — —æ—— 


B8,588127 
’ 


Bon diefer Gefammts 
fumme fommen auf: 


aus Staats: 
kaſſen. 


Kthlr. for. pf. 


25,426 12 8 
20,419 9| 9 


50,767) 2| 6 
41,801) 9| 6 
28,270 
97,032 —— 
36,781 — 
25,500 | — 
- 6,037) 


1,6581 11) — 


—116,152/34| 4283,009 20 5119,014| 5|—1263,995|15| 5 


f 
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1, Beberficht 
des Bedarfs der römifch-Fatholichen Kirche in Preußen für geiftliche 
Bildungszwecke. 
(Anlagen zum Staatshaushaltungs⸗Etat für das Jahr 1849. 
Br. II. ©. 76—83.) 














Angabe Davon 
24 für 
Didces, Seminarien. 
| Ntedte. far.of. 


—— a a © | | | 9.210 


REN 5,559 21 6 

Onefen:) Seminar zu Polen . . . 2 
Poſen. | Seminar zu Onefen . . 7,320 1 

Bredlan. score 1,865 ul 

Münfter I u ur ur ur BEE Dr Br u 587 a% 

Baberborn . v2: +». 2,131 - 

— — a5; ara 74710— - 

EL oa ram 548) 2,851 1210 





Summa... 93,014.28,— 159,411] 9 9132,603 18 3 | 


IL Weberficht 
des Bedarfs der römifch » Fatholifchen Kirche in Preußen für bie 
Unterhaltung der Domkirchen. 


(Anlagen zum Staatshaushaltungs- Etat für das Jahr 1849; 
Bd. II. ©. 76—83.) 





Davon 
Gefammt: | aus eigenen Sa 


Dide e 8. bedarf. Mitteln 
f | der Kirche, Stantetafen. 


Rthlr. far. of] Rtbir. far.of. Rthlr. far.vi. 








1621411 13.1 FREE EEE ER Er To EEE 254110] — —— 9,5110. 
JJ 4193 - ,881- 43312 

Gneſen⸗Poſen. 0. un 6,131/15 4| 6,131115| 4 Er 
RUE nn ee 16,79 — — 12,073 4 2] 4,722)25 10 
Münfter ..... ra ge EI er — dis isa 41 2 150—- 
IORERERER 0 800 —|—] 3,080) — 
ee 19,830 — 17,080 — 2,7500 — 
De ee ante 5,615, — —| 5,615 -i- — Li. 


Sıumma .. . [r1,318126| 1]54,762 20 316,556 0 
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WM Neberficht 


des Bedarfs der römiich=Fatholifchen Kirche in Preußen für die 
Unterhaltung ausgedienter Priefter. 
(Anlagen zum Staatshaushaltungs⸗Ctat für das Jahr 1849. 
Ä 2». II. ©. 76—83.) 















Für Emes | Für Deme⸗ urn —— 


guſammen. aus eigenen * 
Staatsfonds. 


Didces, Mitteln 


ber Kirche. 
Rebe, for. pf.] Rtbir, far.pf. 







Rthlr. far. pf. 


| 
3 — am 3,898 














Ermland . . | 54 
Gulm.... 5,136 — — 1,07929 11] 4,056 —| 1 
SnefensPofen| 4,3% 46 6,863, 7 7| 1,014.25| 5| 5,848112) 2 
Breslau . . | 69 568 8,478 ——I 8,179 1 5| 298128| 7 
Münfter . . | 3,000 —] 1,500 ——| 4,500 —| — |—-| 4,500 —— 
Paderborn . | 3,0000 —| 1,500 - - 4,500 —— — —— 4500 —— 
Göln .». » | 4,000 —- — 2,000 ——| 6,000 —|—]| — |-i-1 6,000 —|— 
Trier...» » | 3,791 in 1,459 11 3 5,250 15 2] 1091115 2] 4,159 —— 





Summa . 31,096 2910 13,459 ı| 3l44,556 1 ılı1,365111ufa3,100119 2 


K. 


—— — 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. 
In Erwaͤgung, daß 
a) die Zwecke, wozu geiſtliche Stifte und Kloͤſter bisher errichtet 
wurden, theils mit den Anſichten und Bedürfniſſen der Zeit 
nicht vereinbar find, theils auf veränderte Weife befier erreicht 
werben koͤnnen; 
b) daß alle benachbarten Staaten die gleichen Manfregeln er: 
griffen haben; 
e) daß die pünftliche Abzahlung der Kontribution an Frankreich 
nur dadurch möglich wird; | 
d) daß Wir dadurch die ohnebies fehr großen Anforderungen an 
das Privatvermögen Unferer getreuen Unterthanen ermäßigen, 
verordnen Wir wie folgt: 
8.1. Alle Klöfter, Dom- und andere Stifte, Balleyen und 
Kommenden, fie mögen zur Fatholifchen oder proteftantiichen Religion 
gehören, werben von jet an als Staatsgüter betrachtet. — 
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8.2. Alle Klöfter, Doms und andere Stifter, Balleyen und 
Kommenden ſollen nad) und nad) eingezogen und für Entſchädigung 
der Benuger und Berechtigten fol geforgt werben. 

5.3. Vom Tage diefes Edikts an, dürfen 

a). feine Anwartfchaften ertheilt, Feine Novizen aufgenommen und 
Niemand in den Beſitz einer Stelle gefegt werben; 
b) shne Unfere Genehmigung feine Veränderung der Subflm; 
vorgenommen werden; 
c) Feine Kapitalien eingezogen, Feine Schulden kontrahirt oder bie 
Ssnventarien veräußert werden; 
d) Feine neue Pachtkontrakte ohne Unfere Genehmigung gefchloflen, 
feine Ältere verlängert werben. 
P Ale gegen diefe Vorfchriften unternommene Handlungen find 
nichtig: 

5. 4. Wir werden für hinreichende Belohnung ber oberften 
geiftlichen Behörden und mit dem Rathe derfelben für reichlidye Dos 
tirung der Pfarreien, Schulen, milden Stiftungen und felbft der⸗ 
jenigen Klöſter forgen, weldye fidy mit der Erziehung der Jugend 
und der Krankenpflege befchäftigen und welche durch obige Bor 
fchriften entweder an ihren bisherigen Einnahmen leiden oder bern 
durchaus neue Fundirung nöthig erfcheinen vürfte. 


Gegeben Berlin, den 30. DOftober 1810. 
| (gg) Friedrich Wilhelm. 
(ge) v. Hardenberg. 


L. 


en ⸗ 


Auf den Bericht vom 9. Ianuar, womit Mir 
das Gutachten der Geiſtlichen Kommiffton, die Verbeſſerung 
der Kirchenverfafiung betreffend, eingereicht worden, 
eröffne Sch Ihnen: 
I. daß Ich es allerdings gegründet finde, daß dieſe Verbeſſerung 
vorzüglich auf der Bildung würdiger Geiftlichen beruhet. 

Es muß daher nicht allein, wie ſchon bis jest auf den Schulen 
und Univerfitäten für den gründlichen Unterricht und die Reinheit 
der Sitten geforgt, und auch befonders darauf gefehen werben, baß 
auf den Schulen der Religionsunterricht nicht verfiumt und daß er 
durch Geiftliche ertheilt werde, jondern e8 muß auch auf die Kandidaten 
der Theologie, wenn fie die Univerfität verlaffen haben, mehr Auf 
merffamfeit als bisher verwendet werden. Ich mache es Daher nicht 
nur den Superintendenten und Synoden zur befonderen Pflicht, 
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über die Kandidaten des Previgtamts in. ihren Kreifen, fowohl in 
Anfehung des Lebenswandels als der praftifchen Ausbildung, Die 
Aufficht zu führen, fondern Ih will auch, daß zu dieſem wichtigen 
Zwecke geiftliche Seminarien errichtet werden, in welchen Kandivaten, 
nachdem fie die Univerfität verlaſſen haben, unter der Leitung würdi⸗ 
ger Geiftlichen zu vorzüglichen Seelforgern ausgebildet werden follen. 
Ich beauftrage deshalb den Minifter des Innern, den Plan zu fol- 
hen Seminarien zunächft für Wittenberg zu entwerfen und Mir 
vorzulegen. | 

- I. Was in dem Gutachten der Kommiſſton über das Prebigt- 
wefen gefagt ift billige Ich. Allgemeine weſentliche Verbeſſerungen 
hierin hängen allerdings von der Bildung der Geiftlichen ab, indeſſen 
werben einfichtige Superintendenten und Synoden durch Beifpiel und 
Belehrung immer viel dazu wirken können, daß ermübende Weit- 
fhweifigfeit babei vermieden, und wahrhafte Belehrung und Ers 
bauung bewirkt werde. 

Auch genehmige Ich, daß nad dem Vorfchlage, die Wochen⸗ 
und Nachmittagsprebigten, welche nicht befucht werben, lieber ein- 
gehen, als daß leeren Wänden geprebigt werde. Gegen den Bor; 
ſchlag, betreffend, daß die ‘Berifopen einer Revifton unterworfen und 
die Geiftlichen autorifirt werden, abwechſelnd über andere Terte zu 
predigen, da, wo bie Kreisfynode hierbei feinen Anftoß findet, finde 
Ich zwar nichts zu erinnern, es müflen aber vorher die Synoden 
und Konſiſtorien jeder Provinz darüber gehört werden, damit es 
feinen Gemeinen, bei denen ed Anftoß fände, aufgedrungen werbe. 
Ferner genehmige Ich vollfommen den von der Kommiffton vorges 
tragenen Grundſatz, daß die proteftantifchen Geiftlichen Feine Kontro- 
verje gegen das proteftantifche Glaubensbefenntniß auf die Kanzel 
und in den Religionsunterricht der Jugend bringen müffen. 

IV. Sn Anfehung der Kirchenpolizei, habe Sch ſchon wegen ber 
Feier der Sonn» und Fefttage und der Beobachtung der erforder; 
lichen Ruhe und Würde während des Gottesdienftes, das Nöthige 
verorbnet, worauf bie Presbyterien zu wachen und die weltlichen 
Obrigfeiten zu Halten haben. 

Die Außere Gewalt der Kirche, in Anfehung der Kirchenzucht, 
kann jedoch nicht weiter, als das Landrecht fie beftimmt, ausgedehnt 
werden. Sie muß fih auf Ermahnung und Belehrung und auf 
Abweifung derjenigen befchränfen, die den Gottesdienſt durch Spott, 
— Unruhe oder Unanſtaͤndigkeit ſtören, fo lange fie hierin bes 

arren. 


V. Die Kirchenverfafiung betreffend, genehmige Sch 
1. den Antrag, daß die Eremtionen der Eivilperfonen von den 
Barochieen aufgehoben werben, dagegen muß den Eingepfarrteif, 
wenn fie ſich bei dem Pfarrer ihrer PBarochie gehörig melden und 
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bie Stolgebühren entrichten, das Dimiſſorium nicht verweigert wer⸗ 
den, einzelne Eirchliche Handlungen durch einen andern proteflantifchen 
Beiftlichen, zu dem fie Vertrauen haben, verrichten zu laſſen. 

Das Staatdminifterium hat eine Verordnung, worin die Vor⸗ 
fchriften des Landrechts hiernach mobifizirt werden, zu entwerfen, 
und Mir zur Volziehung vorzulegen. In Anfehung der Militair- 
perfonen aber behält es bei dem Militairs Sirchenreglement fein 
Verbleiben. 

2. Genehmige Ich, daß, da, wo ſolches noch nicht ſtattfindet, in 
jedem Kicchfpiele ein Presbyterium oder Kirchenkollegium aus dem 
Geiftlihen und dem Patron bei Patronatskirchen und einigen Ge 
meindeglievern beftellt werde, weldye das Wohl und die Geredhtfame 
der Kirche wahrzunehmen haben, die Wahl» und Patronatsredhte 
aber müffen da, wo fie geſetzlich feftftehen, nad) dem Gutachten 
der Kommiffion unverändert bleiben. In den Provinzen, wo dieſe 
Angelegenheit Durch die vorigen Regierungen willfürlich verändert 
worben ift, behalte Ich Mir die Feftfebung vor, weshalb Mir nad 
grünblicher Prüfung defien, was der Lage jeder Provinz am ange 
meffenften fei, Bericht zu erftatten ift. 

3. Genehmige Ich, daß die proteftantifche Geiftlichkeit jedes Kreiſes 
unter dem Borfite des Superintendenten eine Kreisſynode bilde. 
Wenn bie Geiftlichen beider proteftantifchen Konfeſſionen ſich in eine 
Synode vereinigen, fo wird Mir dies zum Wohlgefallen gereichen, 
jedoch follen fie Feinesweges hierzu gezwungen werben. 

Die Beftimmung diefer Synode ift: Beförderung fortfchreitender 
Ausbildung der Geiftlichfeit und eines würdigen Betragens derſelben, 
weshalb ihnen auch die Handhabung der Disziplin über Geiftliche 
und Kandidaten des Prebigtamtes durch Ermahnung, Zurechtweifung 
und wo dies nicht genügt, Anzeige an die geiftliche Behörde zuftes 
hen fol. Ferner Berathung der Innern Angelegenheiten der Kirche 
zur Erhaltung der Einigfeit in der Lehre und Liturgie, desgleichen 
die Aufficht auf die Ausbildung der Kandidaten und auf die Volko⸗ 
ſchulen und insbeſondere auf ven Religionsunterricht in allen Schulen. 

Aenderungen, welche die Kreisfpnoden in den inneren Angel 
genheiten der Kirche nach ihrer Berathung für nöthig achten, müffen 
durch die Superintendenten 

4. in die Provinzialfynode zur Prüfung gebracht werben, melde 
in jeder Provinz aus fümmtlichen. Superintendenten unter dem Vor: 
fibe eines Generalfuperintendenten gebildet werden, und ſich, nad 
dem es nöthig ift, ein- oder zweimal im Jahre verfammeln, und 
die Innern Angelegenheiten der Kirche der ganzen Provinz berathen 
fol. Ihre Beſchlüſſe müffen dem Konftftorio vorgelegt, von dieſem 
geprüft und mit deſſen gutachtlichen Bericht dem Minifterio des In- 
nern zur Beftätigung eingefendet werden. Webrigens kann die iu 
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Borfchlag gebrachte Wahl der Superintendenten nicht ftattfinden, 
fondern es bleibt Mir deren Ernennung auf die Vorſchläge der 
geiftlichen Behörden wie bisher vorbehalten. Noch weniger kann 

5. Eine Beſetzung der Konſiſtorien duch Mahl gefchehen. Es 
muß dieferhalb bei der durch Meine. Verordnung vom 30. April 
v. 3. beftimmten Organifation bleiben, nach welcher die Konftftorien 
unter den Oberpräftdenten ftehen, und deren Mitglieder, fo wie bie 
der Geiftlichen- und Schulfommiffion, Mir von dem Minifterio vor- 
geichlagen werben follen, und müflen ſämmtliche Regierungen für 
die Beförderung des Wohles der Kirchen und Schulen und Die 
Berwaltung der äußeren Angelegenheiten derfelben verpflichtet blei- 
ben, da die Erfahrung gelehrt hat, daß dieſe Verbindung mit ber 
allgemeinen Verwaltung heilfam ift, weshalb Die Inftruftionen Diefer 
Behörden hiernach abzufaſſen find. 

6. Enthält das Gutachten der Kommifflon Feine hinreichenden 
Gründe, um in der Organifation Meiner oberſten Staatsbehörden 
etwas zu Ändern, und es muß daher. bei den Beftimmungen, welche 
deshalb die Verordnung vom 27. Oftober 1810 und Meine Kabi- 
netsordre vom 3. Suni 1814 feftfeßt, fein Bewenden behalten. Es 
verfteht fih übrigens von felbft, daß fo wie Ich über Angelegenheiten 
des Glaubens. nicht befehle, noch weniger der Minifter des Innern 
darüber und über liturgifche und andere innere Angelegenheiten des 
Kultus gegen die Meinung der Geiftlichfeit einfeitig entfcheide, und 
auch über die Anordnung des Religionsunterrichtes auf Schulen 
und Univerfitäten die Geiftlichen zu Rathe ziehe. 

VI. Was endlich die Äußere Lage der Geiſtlichen betrifft, fo 
habe Sch untervefien ſchon durch Meine Kabinetsordre vom 13. Sep- 
tember v. 3. beftimmt, daß wenigftend zunächft der Zuftand der 
©eiftlichen, wie er 1806 war, mit denen ihnen damals zuftehenden 
Smmunitäten wieder hergeftellt, und ihnen die feitvem aufgelegten 
Laften wieder abgenommen werden follen, und erwarte fo bald als 
möglich Ihre Vorfchläge zur Ausführung diefer Beftimmung. Auch 
genehmige Sch, dag da, wo es ohnbeſchadet der Seelforge gefchehen 
fann, Heine, nahe bei einander gelegene Pfarreien zur Verbefferung 
der Pfarren vereinigt, und dieſen, wo es nöthig if, Kandidaten zu 
Gehülfen gegeben, auch in den Städten überflüffige Stellen eingezo- 
gen und daraus die bleibenden verbeflert werben. ' 

Den Antrag alle Accidenzien aufzuheben und dagegen eine firirte 
Abgabe für die Geiftlichen einzuführen, kann Sch zwar fo wenig 
als eine allgemeine Erhöhung der Stolgebührentare genehmigen, das 
Beichtgeld aber fol, als ein anftößiges Accivenz, allgemein abge- 
ſchafft werden, und die Geiftlichfeit dafür nachdem Durchfchnittser- 
trage der legten ſechs Jahre, aus den Kirchen- oder Gemeindefaffen, 
wo dieſe ohne neue Auflage auf die Oemeinde es vermögen, und 4 
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wo dieſe dazu unvermögend find, aus den Staatsfafien entſchaͤdigt 
werben. Die Pfarreien, welche Landgüter befiten, müſſen folche aller- 
dings behalten, indem ed den Pfarrern, welche fie nicht felbft be- 
wirtbfchaften wollen, feeifteht, folche zu verpachten. Die Firation 
der Zehnten kann nur durch Webereinfommen mit den Zehntpflid- 
tigen gefchehen und ift bei den Regulirungen der bäuerlichen Ber 
hältniffe und den Gemeinheitstheilungen möglichft zu beförbern. 


Wenn übrigens jest gleich der Zuftand der Finanzen es nicht 
verftattet, das Einkommen der Geiftlichen allgemein zu verbeſſern, 
fo werbe Sch doch ferner wie bisher in einzelnen dringenden Fällen, 
auf die Mir darüber zu erftattende Berichte, fo viel als möglid 
und nöthig ft, Unterflübungen gewähren. | 


Mas die in Anregung gebrachte Äußere Auszeichnung der Geil 
lichen betrifft, fo billige Sch die Meinung der Kommifjarien, bie 
eine allgemeine Beftimmung des Rangverhältniffes der Geiftlichen 
zu den weltlichen Ständen nicht für nöthig halten und beftimme nur 
nach dem Antrage für feierliche Gelegenheiten, als Leicyenbegäng- 
niffe, und bei gemeinſchaftlichen Gefchäften, daß die geiftlichen Käthe 
in den Behörden mit den weltlichen nad Alter ihrer Patente, auch 
die Superintendenten mit den Regierungs- und Landräthen; bie 
Pfarrer mit den Stabträthen, Domainen- und Suftizbeamten, bie 
Generalfuperintendenten aber mit ven Regierungsdirektoren gleichen 
Rang, bei geiftlichen Feierlichkeiten aber, wenn de dabei in Funktion 
find, den Vortritt haben follen. 


Der Iehte Antrag der Kommiſſion, daß der Geiftlichkeit in der 
repräfentativen Landesverfafiung eigene Repräfentanten zugeftanden 
werben möchten, bleibt Meiner Entfcheidung bei diefer allgemeinen 

Angelegenheit vorbehalten. Ich beauftrage Sie hiernady nun überall 
das Weitere einzuleiten und erwarte von Ihnen und der gefammten 
Geiftlichkeit, daß Sie den hohen und einzigen hierbei vorwaltenden 
Zwed, die Beförderung ächter Religiöfttät, mit ernftem Eifer ver 
folgen und fo Meine Abfichten, die lediglich auf das jehige und 
fünftige Wohl Meines Volkes gerichtet find, erfüllen werben. 


Berlin, den 27. Mai 1816, Ä 
(ge3.) Friedrich Wilhelm. 


An das Stantsminifterium. 
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Die Mir von Ihnen, dem Staatsminifter Eichhorn, mittelft 
Berichts vom 28. November v. 3. vorgelegte vergleichende Ueber⸗ 
fiht der Zufchüffe, welche aus allgemeinen Staats⸗ oder aus den⸗ 
felben gleich zu achtenden Säkularifationsfonds für die katholiſche 
und für die evangelifche Kirche hergegeben werben, und der von 
Ihnen bieran gefnüpfte Antrag auf Erhöhung dieſer Zufchüffe für 
die Iehtere, giebt Mir Veranlaſſung, Ihnen zum Behuf der näheren 
Erörterung dieſes Gegenftandes und der Vorbereitung anderer bamit 
in Berbindung zu bringenden Maßregeln Nachſtehendes zu eröffnen. 
Eine Erhöhung der für die Zwecke der evangelifchen Kirche aus 
allgemeinen Staatsfonds hergegebenen Zuſchüſſe wird nicht überall 
nach einer Parallelifirung des gegenwärtigen Betrags derfelben mit 
der Dotation der Fatholiichen Kirche, vielmehr nach den wirklichen, 
nachweislichen Bedürfniſſen zu bemefien fein. Die vorliegende ver: 
gleichende Ueberſicht kann auch für eine ſolche Parallelifirung einen 
genügenden Anhalt um fo weniger bieten als manche Punkte, wie bie 
Bearbeitung eines beveutenden Theils der evangeliſchen Kirchenſachen 
durch die Regierungen, die Unterhaltung der Stonfiftorialgebäude aus 
dem Kollegienhäufer » Unterhaltungsfonds ⁊c. 2c. gegenüber ähnlichen 
Poſitionen in der Dotationsberechnung der Fatholifchen Kirche ganz 
unberüdfichtigt geblieben zu fein fcheinen. Inzwiſchen ift, wie Ich 
ſchon jebt anerfenne, ein dringendes Bebürfniß zur Erhöhung der, 
der evangelifchen Kirche aus Staatsmitteln bisher gewährten Zu- 
fchüfle wirklich vorhanden und dieſem ein Genüge zu leiften, bin Ich 
gern bereit, ſobald folches genau ermittelt und feftgeftellt fein wird, 
wobei Ic zur Direktion und zu näherem Anhalt für die deshalb 
zu veranlaffende Erörterung ſchon jetzt bemerfe, daß als wirkliche 
Bedürfniffe angefehen werden können und follen: a) die Erhöhung 
der Pfarrbefoldungen auf den Föniglichen Patronatsftellen auf das 
Minimum von 400 Rthlr., b) die Errichtung. von Predigerfemis 
naren ober fonftiger Anftalten zur befieren Ausbildung und Vorbe⸗ 
reitung der Kandidaten für das geiftliche Amt, c) die Ausſetzung 
einer angemefienen Summe fir Synodalzwecke. Hierbei ift Meine 
Abſicht, daß zur Dedung der folchergeftalt fich ergebenden Mehr⸗ 
bebürfniffe zunächft die NRevenüen der aufgehobenen evangeliſchen 
Domftifter (Havelberg, Magdeburg, Halberftadt, Cammin ꝛc. 26.) 
foweit biefelben zur Staatöfaffe geflofien, und darin annoch getrennt 
vorhanden find, angewiejen und daß gleicherweife die noch beſtehen⸗ 
den Domkapitel Brandenburg, Merfeburg und Naumburg für Firch- 
liche Zwecke wieder disponibel gemacht und demgemäß auch Deren 
Revenien der Kirche überwiefen werben. Die Einfünfte ſämmtli⸗ 
her vormaligen Domftifter, fowohl der aufgehobenen wie der nicht 
aufgehobenen, werben inshejondere zur Dotirung der Provinzial { 
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fonfiftorien in der Art zu verwenden fein, daß nad) Maaßgabe ver 
eintretenden Vakanzen die Mitglieder der letzteren Domherren werben 
und ihre Präbende als Befoldung angewiefen erhalten. Da, wo 
jeßt noch befondere Domgeiftliche vorhanden find, werden auch Diele 
unter die Präbendare aufzunehmen, weiter aber für Adliche, welde 
fi) der Theologie widmen ober für den geiftlichen Stand beftimmen, 
in jedem Stifte etwa zwei Präbenden auszufegen, endlich in den mit 
eigner Güterverwaltung fortbeftehenden Stiftern Stellen für abliche 
mit der Außern Adminiftration zu beteauende Stiftsvögte mit je einer 
Präbende zu botiren fein. Was etwa nad; Beftreitung der Koften 
des auf ein Stift angewiefenen Konſiſtoriums von den Stiftsrene- 
nüen noch übrig bleiben möchte, würde dann zu andern kirchlichen 
Zwecken verwendet werden Fünnen. Außer den oben genannten brei 
Domftiftern befteht nun zur Zeit noch das Kollegiatftift zu Zei. 
Auch dieſes wird für kirchliche Zwecke wieder nubbar zu machen 
fein, etwa durch Einrichtung zu einer geiftlihen Emeritenanftalt, 
woran ed gegenwärtig der evangelifchen Kirche ganz fehlt, und wozu 
es fehr geeignet erſcheint. Es wird zunächſt und vor Allem nun 
darauf anfommen, genau zu prüfen: 
welche Zufchüffe nah Maßgabe der wirklich vorhandenen Ber 
dürfniffe die ewangelifche Kirche nad) obigen Anbentungen 
überhaupt nöthig hat; ob und in welhem Maße zu biefen 
Bedürfniſſen die aus den aufgelöfeten evangelifchen Domſtif⸗ 
tern zur Staatöfaffe gefloffenen und annoch vorhandenen Re 
venüen und die Einfünfte der jetzt noch beftehenden Domka⸗ 
pitel, fowie des Kollegiatftifts Zeig werden herangezogen wer 
den können; 
welche Maßregeln erforverlih und angemefien erfcheinen, 
um nad) den oben nur vorläufig und im Allgemeinen ange 
deuteten Gefihtöpunften die mehrgenachten Revenüen der aufs 
gelöjeten Domftifter der Kirche wieder zuzumeifen, die noch 
beftehenden drei Domkapitel aber, fowie das Kolegiatftift zu 
Zeit für kirchliche Zwecke wieder disponibel zu machen? 
Sch beauftrage Sie, diefen Gegenftand, je nachdem bie ver 
fhiedenen dabei in Erwägung kommenden Punfte das Reflort Ihrer 
Minifterien gemeinfchaftlid berühren, in gemeinfame forgfältige Bes 
rathung zu nehmen und Mir über deren Ergebniß, unter Vorlegung 
Fa weiteren Anträge und Vorſchläge ausführlichen Bericht zu 
erftatten. 
Berlin, ven 28. Februar 1845. 


(gez.) Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminiſter Cichhorn, Grafen zu Stolberg, Grafen von Arnim 
und Flottwell. 
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N. 


nee? 


Auf Ihren gemeinfchaftlichen Bericht vom 9ten d. Mis. will 
Ich, um den durch die Ordre vom 5. Juli 1823 zur DVerbefierung 
der Äußeren Lage der Geiftlihen und Lehrer urfprünglich im Be⸗ 
trage von 200,000 Rthlr. bewilligten Fonds von den feiner Bes 
fimmung nicht entfprecyenden Ausgaben zu befreien, nach Ihrem 
Antrage genehmigen, daß folgende bisher aus biefem Fonds gezahlte 
Beträge, nämlich 1. die Zuſchüſſe zu den Penflonsfonds für emeris 
tirte Geiftliche und Lehrer, fo wie für Wittwen und Kinder vers 
ftorbener Geiftlicher und Lehrer mit refp. 13,238 Rthlr. LO Sgr. 9 Pf. 
und 22,477 Rthlr. 1 Ser. 8 Pf. unter Vorbehalt der näheren Feſt⸗ 
ftelung auf den Penftonsausfterbefonde, und 2. die Gehaltszulagen 
für den Bifchof Dr. Neander und für den Profefioe Hengften- 
berg mit refp. 700 Rthlr. und 500 Rthlr. auf den Etat der General- 
Staatsfaffe vom 1. Januar d. J. an übernommen, imgleichen, daß 
die in der Anlage II. Ihres Berichts verzeichneten Penſionen und 
Erziehungsgelver für Wittwen und Kinder verftorbener Geiftlicher 
und Lehrer im Gefammtbetrage von 7,326 Rthlr. vom 1. San. d. J. 
an zahlbar gemacht und auf den Penfionsausfterbefonds angewiefen 
werden. Die bei dem Fonds zur DVerbefferung der Äußeren Lage 
der Geiftlichen und Lehrer durch Uebernahme der zu 1. und 2. er- 
wähnten Zufchüffe und Gehaltszulagen auf den Penſionsausſterbe⸗ 
fonds und die Generalftnatsfaffe disponibel werdende Summe von 
36,915 Rthlr. 12 Sgr. 5 Pf. ift vorzugsweiſe dazu zu verwenden, 
um die Dotation derjenigen evangelifchen Pfarrftellen, mit welchen 
ein geringeres Einkommen als 400 Rthlr. verbunden ift, bis zu 
einem Einkommen von diefem Betrage zu verbefiern. Was die von 
jenem Fonds in Folge der Ordre vom 31. Auguft 1824 zum Bes 
huf der volftändigen Dotation der Fatholiichen Bisthümer in Abzug 
gebrachten 73,527 Rthlr. anlangt, fo pflichte Sch Ihrer, der Staats» 
miniſter Eihhorn und von Thile, Anſicht, daß dafür der evans 
gelifchen Kirche Erfah zu gewähren fei, um fo mehr bei, als ſich 
jest ſchon überfehen läßt, daß auch mit Hülfe diefee Summe und 
bee durch Meine Ordre vom 28ften v. M. in Ausficht genommenen, 
erſt allmälig disponibel werdenden Einkünfte der evangeliſchen Dom- 
fapitel das Bedürfniß nicht vollftändig zu veden fein wird. Wegen 
Ermittelung diefes Bedürfniſſes habe Sch bereits durch die Ordre 
vom 28ften v. M. Verfügung getroffen; außer den darin bezeich- 
neten Gegenftänden muß aber nod) die Ausfegung eines anfehnlichen 
Dispofitionsfonds ind Auge gefaßt werden, um die mit der Zunahme 
der Bevölkerung allmälig nöthig werdende Vermehrung der geift- 
lichen Stellen bewirken und dieſe in Kapital fundiren zu Fönnen. 
Es ift Mein Wille, daß, ſobald das Bebürfnig vollftändig feſtgeſtellt 
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fein. wird, die gefammte Dotation ber evangelifchen Kirche in ähn⸗ 
licher Weife, wie es nach der Bulle de salute animarum für die 
fatholifhe Kirche gefchehen ift, für alle Zeiten feft und unwider— 
ruflich fichergeftelt, und zwar in der Art, daß dadurch für die Zu- 
funft dem in früherer Zeit fo verberblidh gewordenen Syftem bes 
Berminderns der geiftlihen Stellen, namentlid durch Zufammen 
ziehen mehrerer Stellen in Eine, beftimmt entgegengewirft werbe. 
Wie diefes am zweckmäßigſten zu bewerfftelligen fei, haben Sie mit 
Rückſicht auf die dabei zu wählende rechtliche Form unter Zuziehung 
der beiden Juſtizminiſter in forgfältige Erwägung zu nehmen und 
Mir Ihre gutachtlichen Vorfchläge darüber zu feiner Zeit einzureichen. 
Wegen des für die Lehrer an höheren Unterrichtsanftalten gu bil: 
denden befonderen Penſionsfonds werde Ich Ihren Bericht zu feiner 
Zeit erwarten. 


Berlin, den 28. Mär; 1845. 
(ge) Friedrich Wilhelm. 
A 
die Stantsminifter Cichhorn, von Thile und Flottwell. 


0. 


ut 


Es if Mein Wille, daß zur Befriedigung des nad Meinn 
Drdres vom 28. Februar d. J. und vom 28ften v. M. noch näher 
zu ermittelnden Mebrbebürfnifies der evangelifchen Kirche, um babe 
bie nöthigen Etatserhöhungen, foviel e& gefchehen kann, zu beſchraͤn⸗ 
Ten, die an ehemalige Mitgliever und Erfpeftanten der evangeliſchen 
Domftifter gegenwärtig zahlbaren Kompetenzen mit verwendet wer 
den jollen. Diefe Kompetenzen, über deren Betrag Ich von Ihnen, 
dem Finanzminifter, einer Anzeige entgegenfehen will, find bemnad) 
in Zukunft, wenn fie heimfallen, nicht vom Etat der Generalſtaats⸗ 
kaſſe abzufegen, fondern einem zur Erhöhung der Dotation der evan- 
geliihen Kirche neu zu bildenden Dispofitionsfonds zu übermweifen. 

Berlin, den 18. April 1845. 


a (gez.) Friedrich Wilhelm. 
die Stantsminiker Gihorn und Flottwell. 
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Auf Ihren Bericht vom 3ten d. M. beftiimme Ich, daß ein- 
ſchließlich der an ehemalige Mitglieder und Erfpeftanten der auf- 
ehobenen evangeliichen Domflifter zu Magdeburg, Havelberg, Kol 
erg und Cammin zahlbaren Kompetenzen im Gefammtbetrage von 
39,900 Rihlr. 22 Sgr. 7 Pf. audy diejenigen Kompetenzen, welche 
gegenwärtig von evangelifhen Mitgliedern oder Erſpektanten ver auf: 
gehobenen Domftifter zu Halberftadt und Minden und der in Ihrem 
Berichte verzeichneten SKollegiatftifter oder von den Erben derſelben 
mit zufammen 38,289 Rthlr. 20 Sgr. bezogen werben, im Ganzen 
alſo 78,190 Rthlr. bei ihrem Heimfalle dem zur Befrievigung ber 
Mehrbenürfnifie der evangelifhen Kirche zu bildenden Dispofitionss 
fonds überwiefen werben follen. 

Berlin, den 20. Februar 1846. 


An (gez.) Friedrich Wilhelm. 
den Staats⸗ und Finanzminiſter Flottwell. 


2. 

In Rückſicht auf das in Ihrem Bericht vom 17. v. Mis. dar⸗ 
gelegte Bedürfniß einer Erhöhung der, der evangelifchen Kirche aus 
Staatsmitteln bisher gewährten Zufchüffe, will Ich, nad) Ihrem Ans 
trage, vorläufig für Stiftungen von Predigerfeminarien 30,000 Rthlr., 
für Herftellung einer geordneten BVifariatseinrichtung 80,000 Rthlr., 
für Synodalzwede 24,000 Rthlr., für die den Superintendenten in 
dem büreaumäßigen Theil ihrer Gefchäfte zu gewährende Erleichterung 
20,000 Rthlr., zufammen 154,000 Rthlr., jährlich mit der Maps 
gabe hierdurch bewilligen, daß die Ueberweiſung diefer Beträge nur 
nach und. nad) erfolgen Tann, je nachdem einerſeits Die entjprechen- 
den Einrichtungen hinreichend vorbereitet fein, anderjeit& die Verhälts 
niffe des Stantshaushalts die Flüſſigmachung der dazu erforderlichen 
Mittel geftatten werben. Für das zu errichtende‘ Oberfonftftorium 
wird mit einer weit geringeren als der dafür von Ihnen veranjchlag- 
ten Summe von jährlih 10,000 Rthle. auszureihen fein, wenn 
baffelbe, wie Ich es für zweckmäßig erachte, hauptſächlich aus den 
Räthen des Minifteriums der geiftlichen Angelegenheiten mit Hinzus 
tritt der vier Hof» und Domprediger gebildet wird. Die nähere 
Feſtſetzung der dafür zu bewilligenden Koften behalte Ich Mir vor, 
bis der möglichft zu befchleunigende Plan zur DOrganifation der 
gebachten Behörde vorliegen wird. In Betreff der erforberlichen 
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Zuſchüſſe zur Unterftübung von Geiftlichen auf gering botirten Stellen 
und zur Bildung von Penflonsfonds für emeritirte Geiftliche will 
Ich Shren weiteren Anträgen entgegenfehen. Auch babe Sch fchon 
dur; Meine Ordre vom 28. März 1845 darauf hingewiefen, daß 
noch auf Ausfegung eines anfehnlichen Dispofitionsfonds Bebacht zu 
nehmen ift, durch welchen die mit der Zunahme der Bevölkerung 
allmälig nöthig werdende Vermehrung der geiftlihen Stellen und 
deren Bundirung in Kapital möglich gemacht wird. Auch hierüber 
will Ich daher Ihre gutachtliche Aeußerung erwarten. — Um aber 
der evangelifchen Kirche neben angemeſſener Erweiterung ihrer De 
tation, zugleich für eine dauernde Befriedigung ihres Bedarfs die 
jenige erhöhete Sicherheit zu gewähren, welche auf dem Beſtz be 
fimmter, bleibend fundirter Einkünfte beruft, ift es Meine, gleichfalls 
fhon durch die Ordre vom 28. März 1845 ausgefprochene Abſicht, 
die gefammte Dotation der gedachten Kirche, foweit diefelbe überhaupt! 
aus Staatsfonds zu beftreiten ift, in ähnlicher Weife, wie es ber 
römifch »Fatholifchen Kirche nach der Bulle de salute animarum zu 
geftanden worden, durch Radicirung auf die Revenüen aus beftimmten 
Gütern für alle Zeiten feft und unwiderruflich ficher zu ſtellen. Diefem 
Zwede will Ich nad Anleitung Meiner Ordre vom 28. Februar 
1845 zunächft die noch vorhandenen Güter der evangelifchen Doms 
und Kollegiatftifter des Landes, der beftehenden fowohl als der auf 
gehobenen, gewidmet wifjen, und Ich kann Mich deshalb mit Ihren 
diesfälligen abweichenden Vorfchlägen in dem Bericht vom 17. v. M. 
nicht einverftanden erflären. Es ift vielmehr mein Wille, daß die 
Domfapitel zu Brandenburg, Naumburg und Merfeburg, um bie 
felben zugleich ihrer wahren Beflimmung zurüdzugeben, unter ben 
in Meiner Ordre vom 28. Februar 1845 aufgeftellten näheren Maaß—⸗ 
gaben und zwar mit Beibehaltung ihrer gegenwärtigen ſtändiſchen 
Rechte, unmittelbar zu Dotirung der Konftftorien refp. der Provin 
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Brandenburg und der Provinz Sachſen in der Art verwendet wer 


den follen, daß die Mitglieder der Konfiftorien als ſolche und für 
die Dauer ihres Amtes zugleich Mitglieder des betreffenden Doms 
fapitel8 werden und ihre Präbende als Bejoldung zu genießen hu 
ben. Dem Kollegiatftift zu Zeig ift die fchon in obiger Ordre an 


gedeutete Beflimmung für emeritirte Geiftliche zu. geben. Dabei - 


verfteht es ſich von felbft, daß die Rechte der zur Zeit vorhandenen 
Mitglieder und Erfpeftanten der gedachten Stifter mit Einfchluß bed 
ftatutenmäßigen Aufrückens in die höheren Stellen unverfürzt bleiben 
müflen, daß daher die Reorganifation nur allmälig, nach Maaßgabe 
der fi) ereignenden Vakanzen ins Leben treten Tann. Bei ben 
der Univerfität Leipzig wegen Beſetzung verfchievener Stellen in den 
ſächſiſchen Stiftern zuftehenden Befugnifien behält es fein Bewenden, 
bis letztere durch ein mit der fächflichen Regierung zu treffendes Ab: 
kommen zu befeitigen find. Alles dasjenige, was gegenwärtig für 
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die Zwede des evangeliichen Kultus aus der Stantsfaffe zu zahlen 
it und feine Dedung nicht durch Ueberweiſung ver genannten vier 
Stifter findet, ift auf die zur Zeit im Beſitz des Staats befinblichen 
Revenüen der aufgehobenen evangelifchen Stifter, und zwar nament- 
lich der Domftifter zu Magdeburg, Havelberg, Kolberg und Kams 
min und der Kollegiatftifter zu Magdeburg, Halberftadt und Wals 
bed, imgleichen der gemifchten Domftifter zu Halberftadt und Minven 
und der gemifchten Kollegiatftifter zu Herford, Bielefeld, Lübbecke 
und Minden, — der Stifter gemifchter Sonfeffion, foweit folche der 
evangelifchen Kirche zu gut kommen, unter Vorbehalt des den Staats; 
gläubigern an der Subftanz der Stiftögüter zuftehenden Pfandrechts, 
dergeftalt fpeziel zu rabiziren, daß vorzugsweife das Konfiftorium der 
betreffenden Provinz mit feiner Dotation auf dieſe Revenüen anzu⸗ 
weifen if. Inſoweit dieſe Stiftörevenien nicht zur volftändigen 
Dedung der gefammten Dotation der evangelifchen Kirche hinreichen 
follten, würde der Ueberreft in ähnlicher Weife auf beftimmte ander⸗ 
weitige Domäneneinfünfte zu fundiren fein. Das angeregte Bebenfen 
wegen der von diefen Maaßregeln zu beforgenden Anſprüche der 
römifch ‚Fatholifchen Kirche kann Ich nicht für begründet erachten. 
Die evangelifhen Stifter zu Brandenburg, Naumburg, Merfeburg 
und Zeig find niemals aufgehoben worden, haben alfo nie aufgehört, 
geiftliche Güter zu fein. Es kann daher nicht auf fie eremplifizirt 
werden, um eine Reftitution aufgehobener römifch-Fatholifcher Stifs 
ter zu verlangen und mit dem Anfpruh auf Grundbeſitz fällt auch 
der auf fländifche Repräfentation fort. Dagegen erachte Ich es 
nad) den in Gemäßheit der Bulle de salute animarum der römifch- 
Fatholifchen Kirche ertheilten Zufagen für recht und nothwendig, die 
verfprochene Rabizirung ihrer Dotation auf beftimmte Revenüen 
von Staatswaldungen, endlich in Erfüllung zu bringen, weshalb 
auch in dieſer Beziehung die erforverlichen Einleitungen zu treffen 
find, ohne daß jedoch der Kirche dabei Befit und Verwaltung be- 
fimmter Güter einzuräumen ift. Indem Ich hiernach die Dotationg- 
verhältnifie der evangelifchen fowohl als der römifch » Fatholifchen 
Kirche baldigſt regulirt wiffen will, wobei hinſichtlich der dafür zu 
wählenden rechtlichen Form die Anficht der beiden Suftigminifter zu 
vernehmen fein wird, veranlaffe Ich Sie, dieſe Angelegenheit zu 
fhleuniger Berathung im Staatöminifterium zu bringen, und fehe 
defien gutachtlihem Bericht, mit welchem die Entwürfe der ent- 
fprechenden Verordnungen vorzulegen find, baldigft entgegen. 


Berlin, ven 15. Sanuar 1847. 
(ge) Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminifter Eichhorn, von Bodelfhwingh, 
Graf zu Stolberg und von Düesberg. 


Drud von Guſtav Schade in Berlin, 
Dranienburgerfir. 77. 
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I. 
Union und Bekenntniß. 


—— — — 


1. 
Dem Königl. Konſiſtorium überſenden wir anliegend beglaubigte 
Abſchrift einer Allerhöchſten Ordre vom 6. März d. J., betreffend 
die amtliche Verpflichtung der Kirchenbehörden in Beziehung auf 
Pc und Konfeffion, zur Kenntnißnahme und weiteren Veröoͤffent⸗ 
lichung. 

Der Allerhöchſte Erlaß iſt auf Grund der von uns desfalls 
an des Königs Majeftät gerichteten, auf pflichtmäßiger Erkenntniß 
der hiſtoriſchen Rechtsentwidelung beruhenden Anträge ergangen, 
und enthält derſelbe die Allerhöchfte Anerkennung und Befeftigung 
derjenigen leitenden Grundſätze, welche wir bereitd nad) dem be- 
ftehenden NRechtszuftande als maßgebend für die kirchliche Verwal⸗ 
tung erfannt, nad) denen wir unfer Amt feither geführt, und welche 
wir wiederholt öffentlich bezeugt haben. Es gereicht und zur freu- 
digen Oenugthuung, hierin die Zuftimmung Sr. Majeftät des Königs 
erfahren zu haben, und hoffen wir mit Zuverficht, daß diefe Grund⸗ 
fäbe gleicherweife auch in der Anwendung bei dem Königl. Kon⸗ 
fiftorium fi) als ſolche bewähren werden, welche der Allerhöchften 
Intention gemäß eben fo fehr die mit Gottes Gnade in der Union 
gefnüpfte Gemeinfchaft der beiden evangelifchen Konfeffionen aufrecht 
ae wie auch die Selbftftändigfeit jedes der beiden Bekenntnifſe 

ern. 

Die am Schluffe der Allerhöchften Ordre vorbehaltene Ins 
fteuftion folgt nach. 

Berlin, den 10. Mai 1852. . 


Epangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An ſaͤmmtliche Koͤnigl. Konftftorien. 


2. 


—— ⸗7; 


Aus der Mir mittelſt Berichts vom 19. Dezember v. J. über⸗ 
reichten Denkſchrift erſehe Ich, daß der evangeliſche Oberkirchenrath 
die amtliche Verpflichtung der Kirchenbehörden in Beziehung auf 
Union und Konfeſſion in dem Sinne und Geiſt der Bekenntnißtreue 
aufgefaßt hat, von welchem Meines in Gott ruhenden Herrn Ba: 
ters Majeſtät, nach Seiner in den Kabinetsorbres vom 27. Sept. 
1817 und vom 28. Februar 1834 bezeugten Auffaffung, bei För⸗ 
derung des in der Gefchichte chriftlicher Kirche hochwichtigen Werkes 
der Union geleitet worden if. Sowohl nad) den erwähnten Er 
Iaffen des hochfeligen Königs, als auch nach oft wiederholten Aeuße— 
rungen befjelben gegen Mich, fteht unzweifelhaft feft, daß Die Union 
nad) Seinen Abſichten nicht den Uebergang der einen Konfelfion zur 
andern und noch viel weniger die Bildung eines neuen Dritten Bes 
fenntniffes herbeiführen follte, wohl aber aus dem Berlangen ber 
vorgegangen ift, die traurigen Schranfen, weldje damals die Ver 
einigung von Mitgliedern beider Konfeffionen am Tifche des Herrn 
gegenfeitig verboten, für alle diejenigen aufzuheben, welche fich im 
lebendigen Gefühl ihrer Gemeinfhaft in Chriſto nach Diefer Ge 
meinfchaft fehnten und beide Bekenntniſſe zu Einer evangelifchen 
Landesfirche zu vereinigen. Wenn die daraus für die Stellung des 
Kirchenregiments fi) ergebenden Normen im Laufe der Zeit von 
der Verwaltung häufig mißverftanden und verfannt worben find, 
fo gereicht es Mir zu befonderer Befriedigung, hierdurch anzuerfen: 
nen, daß der evangeliſche Oberkirchenrath feit dem Eintritt in feinen 
ſchweren Beruf ernftli bemüht gewefen ift, die Anfichten aufzu- 
flären und für die wahren Grundfäße der Union ein richtiges Vers 
ftändniß vorzubereiten. Ich "halte aber auch dafür, daß es nunmehr 
an der Zeit ift, dieſen Grundfägen in der Geftaltung der Kirchen 
behörden einen beftimmten und für die letzteren felbft maßgebenden 
Ausdruck zu verleihen und dadurch die Bürgfchaft zu geben, daß in 
dem Regiment der evangelifchen Landeskirche eben fo fehr die mit 
Gottes Gnade in der Union gefnüpfte Gemeinfchaft der beiden evan- 
gelifhen Konfeffionen aufrecht erhalten, wie auch die Selbftftändig- 
feit jedes der beiden Befenntniffe gefichert werden fol. Demgemäß 
ertheile Ich hierdurch den nachftehenden Mir von dem evangelifchen 
Oberfirchenrathe vorgetragenen Grundfägen Meine Genehmigung: 
1. Der evangeliſche Oberkirchenrath ift verpflichtet, ebenfowohl die 
evangelifche Landeskirche in ihrer Gefammtheit zu verwalten und zu 
vertreten, als das Recht der verſchiedenen Konfeffionen und die auf 
dem Grunde defjelben ruhenden Einrichtungen zu fehügen und zu 
pflegen. 2. Der evangelifhe Oberkirchenrath befteht aus Gliedern 
beider Konfeffionen. Es Fünnen aber nur ſolche Berfonen in den 
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felben aufgenommen werben, weldje das Zuſammenwirken von Glies 
dern beider Konfeſſionen im Regimente mit ihrem Gewiffen vereinbar 
finden. 3. Der evangelifche Oberfirchenrath befchließt in den zu 
feiner Entſcheidung gelangenden Angelegenheiten Follegialifch nad 
StimmenmPärheit feiner Mitglieder. Wenn aber eine vorliegende 
Angelegenheit der Art ift, daß die, Entfcheidung nur aus einem der 
beiden Befenntniffe gefchöpft werben kann, fo foll die Eonfeflionelle 
Borfrage nicht nach den Stimmen fümmtlicdyer Mitglieder, fondern 
allein nach den Stimmen der Mitglieder des betreffenden Befennts 
niffes entfchieven werden, und diefe Entfcheidung dem Geſammt⸗ 
beſchluſſe des Kollegiums als Grundlage dienen. Diefed Verfahrens 
ift in den betreffenden Ausfertigungen zu gedenken. Ich beauftrage 
demgemäß den evangelifchen Oberfirchenrath, fich nach vorftehenden 
Grundfägen in Zufunft zu achten, fowie auch diefen Meinen Eis 
den Preovinzials Konfiftorien zur Nachachtung mitzutheilen und für 
deren Verfahren in Gemeinihaft mit Meinem Minifter der geift« 
lichen ꝛc. Angelegenheiten eine Inftruftion vorzubereiten, welche Mir 
zur Genehmigung vorzulegen ift. 
Charlottenburg, den 6. März 1852. 


(ge) Friedrich Wilhelm. 
An den evangellichen Oberkirchenrath. 





d. 


—— — 


Dem Koͤnigl. Konſiſtorium haben wir unter dem 10ten d. M. 
die Allerhoͤchſte Ordre vom 6. März d. I. mitgetheilt, in welcher 
des Königs Majeftät geruht haben, den von uns in Beziehung auf 
Union und Befenntniß befolgten Grundfägen ver Firchenregimentlichen 
Amtsführung einen beftimmten und für die Kirchenbehörden maß- 
gebenden Ausdruck zu verleihen und dadurd die Bürgfchaft zu ge- 
ben, daß in dem Regiment der evangelifchen Landeskirche ebenfofehr 
die mit Gotted Gnade in der Union gefnüpfte Gemeinfchaft der bei- 
den evangelifchen Konfeffionen aufrecht erhalten, als auch die Selbft- 
ſtaͤndigkeit jedes der beiden Befenntniffe geſchützt werden foll. 

Um die Einheit des Verſtändniſſes diefer Allerhöchſten Beftims 
mungen und des banadı eintretenden Verfahrens bei den Provinzials 
Konfiftorien zu fichern, bevarf es noch einiger Erläuterungen und 
näherer Beflimmungen, weldye wir nach voraufgegangener Kommu⸗ 
nifation mit dem Herrn Minifter der geiftlichen Angelegenheiten, 
mit Allerhöchfter Genehmigung Sr. Majeftät des Königs hier fol 
gen laffen. Ä 

Die Veranlaffung, welche uns bewogen hat, den der gegen⸗ 
wärtigen Verordnung voransgegangenen Antrag an des Könige 
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Majeftät zu richten, war bie Erfahrung, daß uns im Laufe unferer 
Amtsführung wiederholt Fälle entgegengetreten find, in denen wir 
nur dann eine fichere Entfcheidung zu treffen vermochten, wenn zu⸗ 
yörderft über die Frage, was das betreffende Befenniyiß fordere 
oder verfage, entichieven war. Für ſolche Fälle haben" wir feither 
die redhtliche Grundlage unferes Verfahrens in der Allerhöchften 
Ordre vom 28. Februar 1834 gefunden, welche bezeugt, daß die 
Union fein Aufgeben des bisherigen Glaubensbefenntniffes beziwede 
und bedeute, auch die Autorität, welche die Belenntnißfchriften ver 
beiden evangelifchen Konfeffionen bisher gehabt, durch fie nicht auf 
gehoben fei, fondern durch den Beitritt zu ihr nur der Geift der 
Mäpigung und Milde ausgedrückt werde, welcher die Verſchiedenheit 
der Lehrpunfte der anderen Konfeffionen nicht mehr ald den Grund 
gelten laſſe, ihr die äußerliche Kirchliche Gemeinfchaft zu verfagen. 

Hiernach mußten die Mitglieder unfered Kollegiums das Be: 
wußtfein ihres perſönlichen Belenntniffes auch in ihrer amtlichen 
Stellung mit Klarheit fefthalten; fie mußten in allen das Befennt 
niß betreffenden Fragen gewiß werben, was ihr Befenntniß fordere, 
und das Recht und die Wahrheit deſſelben vertreten; fie mußten 
aber auch zugleich, eingedenk des beiden Bekenntniſſen gemeinfamen 
Reichthums evangelifher Wahrheit den Segen der Gemeinſchaft in 
dieſer Wahrheit der Kirche zu bewahren trachten und mit Freudig— 
feit in gemeinfamer Arbeit dienen, daß Die evangelifche Kirche des 
Baterlandes an allen Theilen gebaut, und das Reich deſſen gemehrt 
werde, in welchem fo Iutherifche als reformirte Ehriften ihren Eini- 
gen Herrn erfennen. 

Diefe unfere Auffaffung des beftehenden Nechtszuftandes hat 
die Anerkennung Sr. Majeftät des Königs. Sie bevurfte aber, um 
zur vollen Geltung zu gelangen, der Bildung eines entfprechenden 
Organismus in den Kirchenbehörden, and dieſer ift Durch die Aller: 
höchſte Ordre vom 6. März d. J. gegeben. 

Die Säge 1. und 2. bedürfen hiernach einer weiteren Grläu- 
terung nicht, fondern es genügt, daß wir das Königl. Konflflorium 
auf die Verpflichtung, welche der erftere auch Ihm auferlegt, bins 
weifen, fo wie wir unfererfeits derfelben zu entfprechen flets mit 
Ernſt und Treue bemüht fein werden. Dagegen haben wir und 
über den Inhalt des dritten Satzes näher zu Außern. 

Derſelbe beftätigt zunächft die Follegialifche Einrichtung, welche 
der oberften Kirchenbehörde gleich den Konfiftorien in den Provinzen 
gegeben ift. Wie in der oberften Inſtanz haben alfo auch die Bor 
figenden der Konfiftorien alle eingehenden Sachen, fo weit fie nicht 
Präftvialfachen find, auch ferner als Kollegialfachen zu behandeln 
und als folche zur Follegialifchen Berathung vorbereiten zu Yaffen. 

Hiernächft aber wird beftimmt, daß in allen Angelegenheiten, 
in denen die Entſcheidung nur aus einem ber beiden Befenntniffe 
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geichöpft werben kann, die Fonfeffionelle Vorfrage nicht nach ber 
Stimmenmehrheit fämmtliher Mitglieder, fondern allein nach den 
Stimmen der Mitglieder des betreffenden Befenntniffes entfchieden 
werben und biefe Entfcheidung dem Gefammtbefchluffe des Kollegiums 
al8 Grundlage dienen folle. 

Sn den Fonfeffionellen Vorfragen fol demnach nach Abtheiluns 
gen geftimmt werben, wenn auch diefelben Feine formelle Organifa- 
tion erhalten und die Abſtimmung nad SKonfeffionen vielmehr in 
Geftalt einer itio in partes aus der Gefammtheit des Kollegiums 
erfolgt. Diefe Abftimmung nach Eonfeffionellen Abtheilungen tritt 
nach den durch die Allerhöchfte Kabinetsorbre vom 6. März d. J. 
fanftionirten Grundfägen in allen ſolchen Fällen ein, wo es auf die 
befonderen Rechte der beiden Konfeffionen anfommt. 

Durch dieſe Abgrenzung der Abſtimmung nad Konfeffionen 
wird zu erfennen gegeben, a) daß ſie nicht auf die Angelegenheiten 
der Gemeinden ſich erftredt, für welche kirchenordnungsmaͤßig der 
übereinftimmende Inhalt beider Befenntniffe die Grundlage ihrer 
Bereinigung und die Norm für die Thätigfeit des in ihnen beftehen- 
den geiftlichen Amtes geworben if. Solchen Gemeinden bleibt der 
Schuß ihres Rechts und Befenntnißftandes, welden fie in der ges 
meinfamen Leitung der aus Mitgliedern beider Konfefftonen zufammen- 
gelegten Kirchenbehörden bisher gehabt haben, unverändert erhalten, 
wie denn überhaupt die Allerhöchfte Entfchließung nicht den Zweck 
hat, beftehende Rechte aufzuheben oder zu Fränfen. b) Auf der ats 
deren Seite aber giebt diefe Beftimmung jeder der beiden Konfeffio- 
nen die Bürgfchaft, daß da, wo ihr Befenntniß allein die Richt 
fhnur geben kann, die Würdigung und Feftftelung desjenigen, was 
das Befenniniß fordert, von den im höheren Kircyenamte ſtehenden 
Gliedern dieſes Befenntniffes allein und felbftftändig vollzogen werde; 
und entzieht alfo den Klagen über Verdunfelung Des Befenntniß- 
ftandes, welche feither mehrfach fiy Fundgegeben haben, ihren Anlaß. 
Diefe den Rechten der Konfelfionen gegebene Bürgfchaft wird auch 
dadurch nicht gefchwächt, daß es zur Ausführung des Befchluffes 
über die Fonfeflionelle Borfrage, den Beftimmungen der Allerhöchften 
Kabinetsordre vom 6. März d. 3. gemäß, jedesmal noch eines Ge- 
fammtbefchluffes des Kollegiums bedarf. Diefe Beftimmung war 
nothwendig, um die Einheit des Kirchenregiments zu erhalten. Das 
durch aber, daß der Befchluß über die Eonfeflionelle Vorfrage dem 
darauf folgenden Kollegialbefchluffe zur Grundlage dienen fol, ift das 
Recht der einzelnen Befenntniffe vollſtändig gewahrt. 

Die Fälle, in welchen die gegenwärtig angeorbnete, in Gemäß 
heit der Allerhöchften Beftimmung in allen Erlaffen und Befcheiden 
befonderd zu erwähnende Abftimmung nad) Konfeffionen zur An⸗ 
wendung zu bringen ift, Fönnen nicht nach allgemeinen Kategorien 
und Regeln im Voraus beftimmt werben, vielmehr wird ſtets nur 
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die befondere Natur des Falles die Entſcheidung über das Verfahren 
an die Hand geben Fünnen. In der Regel wird darüber Fein Zwei⸗ 
fel obwalten, event. aber wird jedes der Mitglieder des betreffenden 
Befenntniffes das gedachte Verfahren zu beantragen berechtigt fein. _ 
Sobald hierüber Diffens entfteht, iſt alsdann an die vorgefehte Be 
hörde zu berichten. Wird dagegen das Berfahren befchloffen, fo 
wird e8 von befonderer Wichtigkeit fein, bag die zur konfeſſionellen 
Beurtheilung zu ftelenden Vorfragen aus der Individualität bes 
Falles mit Umficht und Klarheit vergeftalt gefchöpft werben, daß 
einerfeitd der Konfefflon ihr volles Recht zugemeflen, anvererfeits 
aber auch der Entfchließung des Kollegiums über die weitere prak— 
tifche Behandlung der Sache nicht über die Grenze der Fonfefftonel 
len Berechtigung hinaus vorgegriffen werde. Wir vertrauen hierin 
der Umficht und der gleichmäßigen Gerechtigkeit der Herren Bor 
fitenden gegen beide Konfeſſionen. 

Indem wir und für jebt mit den vorftehenden allgemeinen An 
dentungen begnügen, erwarten wir von der Uebung und Erfahrung 
eine ftetigere und ficherere Ausbildung des Verfahrens, als fie durch 
eine auf Fafualiftifchen Vorausſetzungen beruhende fpezielle Anwei- 
fung erreicht werden könnte. Sollten fidh bei der Anwendung Zwei, 
fel und Bedenken ergeben, fo fehen wir weiteren Berichten über bie 
einzelnen Fälle entgegen. 

Berlin, ven 12. Mai 1852, 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An fämmtliche Koͤnigl. Konfiftorien. 


Verhandelt in ver Situng des evangelifchen Oberkirchenraths 
zu Berlin am 44. Juli 1852. 
Anweſend: 
err Praͤſident von Uechtritz und die ſämmtlichen 


itglieder mit Ausnahme der Herren Oberkonſiſtorial⸗ 
räthe Dr. Chrenberg und Dr, Snethlage. 


Nachdem zur Vollziehung der Allerhöcften Ordre vom 6. Mär 
1852 von Seiten des Präfiviums an die Mitgliever die Aufforde⸗ 
rung gerichtet worden war, fich darüber zu erflären: „in welder 
der beiden Abtheilungen fie nach ihrer Eonfeffionellen Stellung in 
den event. vorfommenden konfeſſionellen Vorfragen ſtimmen würden,“ 
und nachdem die Oberfonfiftorialräthe Dr. Nitzſch und Dr. Stahl aus 
Beranlaffung dieſer Umfrage zu weiterer Follegialifcher Erwägung 
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Erklärungen abgegeben haben, war eine weitere mündliche Berhand- 
lung eingeleitet worden, weldje in ber außerorbentlichen Sigung 
vom heutigen Tage zu ihrem Abfchluffe gelangte. 

Der unterzeichnete Referent erftattete zunächft über ein von dem 
Oberkonſiſtorialrath Dr. Stahl eingereichtes Promemoria Vortrag, 
und es vereinigte ſich hierauf das Kollegium über folgende Grund⸗ 
füge. Zunächſt kam man 

1. überein, daß jedes Mitglied ſich in folgender Form zu er⸗ 
flären habe: „erklärt ſich als Mitglied ITutherifchen (reformir⸗ 
ten) Befenntnifles.‘ 

Diefer Erflärung innerhalb der Firchenrechtlichen Grenzen einen 
von ihm zur Gewiffenswahrung für angemeffen erachteten Zufab zu 
geben, ſtehe jedem Mitgliede, frei. 

Ferner wurde es 

2. als Grundſatz anerfannt, daß der evangelifche Oberfirchenrath 
als feine nothwendigen und regelmäßigen Beftandtheile Mits 
glieder lutheriſchen und reformirten Bekenntniſſes habe. Hier⸗ 
mit ſei aber die Mitgliedſchaft Solcher, welche ſich nur zu 
dem ur rainttimmanden Inhalte beider Bekenntniſſe bekennen, 
wohl vereinbar. Die Folge einer in dieſem Sinne abgegebenen 
Erklärung werde aber dieſe ſein, daß ein ſolches Mitglied an 
ber Entſcheidung konſeſſioneller Vorfragen keinen Antheil neh—⸗ 
men könne. 

Sn Gemäßheit des unter 1. feſtgeſtellten Grundſatzes wurden 
nun von den Mitgliedern diejenigen Erflärungen erfordert, auf de⸗ 
ren Grunde bei dem Eintritt von Fragen der bezeichneten Art die 
Vereinigung der Mitglieder zur lutheriſchen, beziehentlich zur refors 
mirten Abtheilung erfolgen fol. Demnach erklären fich: 
der Präfident des Kollegiums, 
der Bifchof Dr. Neander, 
der Oberfonfiftorialrath Dr. Strauß, 
der ⸗ Dr, v. Muhler, 
der ⸗ Dr. Tweſten, 
der ⸗ De. Stahl, und 
der unterzeichnete Referent 
als Muͤglieder lutheriſchen Bekenntniſſes. Hierbei fügten der Präſident, 
der Biſchof Dr. Neander und die Oberkonſiſtorialräthe Dr. Strauß, 
Dr. v. Muͤhler und Dr. Tweſten, ſowie der Referent hinzu: daß fie 
der Union in der durch die Allerhöchfte Kabinetsorvre vom 28. Fer 
bruar 1834 bezeugten Auffaffung beiftimmten. 

Als Mitglied der reformirten Konfeſſton erflärte ſich mit dem⸗ 
felben Zufage der Feldprobſt Bollert: daß die abwefenden Ober⸗ 
fonftftorialräthe Dr. Ehrenberg und Dr. Snethlage demfelben Bes 
fenniniffe angehören, wurde auf dem Grunde der von ihnen fchriftlich 
abgegebenen Erflärungen angenommen, und ed wird erwartet, daß 
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fie biefe Annahme durch nachträgliche Unterzeichnung des gegen 
wärtigen Protofol8 genehmigen werben. 

Der Oberfonfiftorialrath Dr. Nitzſch feinerfeitS hatte bereits bei 
dem fchriftlichen Umlaufe erklärt, daß er beiden Konfefflonen, näm⸗ 
lich dem Konfenfus derfelben angehöre. Das Kollegium vereinigte 
fi) dahin, daß auf diefe Erklärung .ver oben sub 2. feftgeftellte 
Grundfag anzuwenden, mithin der Oberfonfiftorialrath Dr. Nitzſch 
an der Entſcheidung von Eonfeflionellen Vorfragen nicht zu betheilis 
ligen fein werde, fowie er dies felbft bei dem fchriftlichen Umlaufe 
als Wunſch ausgefprochen hatte. Zugleich aber hielten es vie ühris 
gen Mitglieder für erwünfcht, daß dem Oberfonfiftorialrath Dr. Nizſch 
in den Angelegenheiten foldyer Gemeinen, für weldye kirchenordnungs⸗ 
mäßig der übereinftimmende Inhalt beider Befenntniffe die Grund 
lage ihrer Vereinigung und die Norm für die Thätigfeit des in ihnen 
beftehenden geiftlichen Amtes geworben ift, vorzugsweife das Referat 
oder Eorreferat zugetheilt werden möge, womit der Präſident bes 
Kollegii ſich einverſtanden erflärte. 

Nach erfolgter Verlefung ift dieſes Protokoll von Seiten fümmt 
licher Mitglieder genehmigt und unterzeichnet worden. 


v. Uechtritz. Dr. Reander. Dr. Strauß. Borllert. 
Dr, v. Mühler. Dr. Nitzſch. Dr. A. Tweſten. 
Dr. Stahl. Dr. Richter. 


In fidem uts. Richter. 


Berhandelt im evangelifchden Oberkirchenrath zu Berlin 
den 19. Auguft 1852. 


Auf Grund der in der Verhandlung vom 14. Suli dv. J. ge 
faßten Befchlüffe wurde heute der Oberfonfiftorialrath Dr. Snethlage, 
- nachdem derfelbe von feiner Urlaubsreife zurüdgefehrt war, und von 
dem Inhalt der Verhandlung vom 14. Juli c. zuvor Kenntniß ge 
nommen hatte, aufgefordert, die ihm dafelbft vorbehaltene nachträg- 
liche Erflärung nunmehr abzugeben. 

Herr Oberfonftftorialtath Dr. Snethlage erflärte: 

Sch erkläre mich als Mitglied reformirten Bekenntniſſes und 
fiimme der Union in der durch Die Alferhöchfte Kabinetsordre vom 
28. Februar 1834 bezeugten Auffaffung bei. | 


Vorgel. genehm. unterfchr. 
Snethlage. 
u. 8. 


4. 
v. Mühler. Rüling. 
In Vertretung des Vorfitzenden. Aſſeſſor und Hülfdarbeiter. 


6. 


—— — 


Verhandelt im evangeliſchen Oberkirchenrath zu Berlin 
am 7. Oktober 1852. 


Auf Grund der in der Verhandlung vom 14. Juli d. J. ge- 
sten Beichlüffe wurde der Oberfonfiftorialrath Cappell, nachdem 
jelbe am Aten d. M. in das Kollegium eingeführt worden war 
b von dem Inhalt der Verhandlung vom 14. Juli d. J. Kennts 
j genommen hatte, heut aufgefordert, ſich über feine Fonfefltonelle 
ellung zu erflären. 

Derfelbe ließ fih dahin aus: 

Ich erkläre mich als Mitglien des Iutherifchen Bekenniniſſes. 

Borgel. genehm. unterfchr. 
Gappell. 


v. Uechtritz. 
7. 


en m nu 


Auf den Bericht vom 22ften d. M. Nr. 2610., betreffend die in 
:mäßheit der Allerhöchften Ordre vom 6. März d. 3. zu treffenden 
aaßregeln, eröffnen wir dem Königl. Konfiftorium hierdurch, Daß, 
die erneuerte Agende für die Provinz Pommern vom Sahre 1829 
ill. S. 23 bei der Ordination der Geiftlichen ausprüdlich vie 
ennung der fombolifchen Schriften wie herkömmlich vorfchreibt, 
: die Iutherifchen Gemeinden der Provinz aber durch die ältere 
mmerfche Agende die Nennung der augsburgifchen Konfeffion und 
3 Iutherifchen Katechismus als rechtmäßig begründetes Herfommen 
chgewieſen ift: wir uns mit der Majorität des Königl. Konfiftorii 
r dahin einverflanden erklären Tönnen, daß bei der Ordination 
n Geiftlihen für Iutherifche Gemeinden der Provinz Bommern an 
: in Parentheſe gefchloffenen Stelle des Orvinationsformulars 
iglich die augsburgifche Konfeffion und der Iutherifche Katechis- 
8 ohne einen weiteren Zufag zu nennen find und veranlafien 
e das Könige. Konfiftorium hiernach in Fünftigen Ordinations⸗ 
len zu verfahren. 

Veber die in dem Berichte angedeuteten weiteren Bunfte wollen 
e den ferneren Bericht des Königl. Konfiftorii erwarten. 

Berlin, den 5. Auguft 1852. 


Epangelifcher Oberkirchenrath. 


In Vertretung: v. Mühler. 
das Königl. Konfiftorium zu Stettin. 


a. u. 8. 


— 
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1. 


Gottesdienſt. 
8. 

Aus Veranlaſſung einer kirchlichen Feier, welcher des Königs 
Majeftät beigewohnt haben, haben Allerhöchftviefelben darauf auf 
merffam zu machen geruht, daß es namentlid in Dorffiechen, über: 
haupt aber da, wo von Funftgerechtem Singen bei Abhaltung der 
Liturgie Abftand genommen werden müffe, zwedmäßig erfcheine, die 
vorgefchriebenen Gefänge bei der Liturgie mit der vollen Orgel 
zu begleiten, theils um dadurch die Diffonanzen der rohen Stimmen 
weniger hörbar zu machen, theild um die eine oder andere Stimme 
wenigftens in den richtigen Ton zu bringen. 

Wir unterlafjen nicht, diefe Bemerkung Sr. Majeftät zur Kennt 
niß des Königl. Konfiftoriums zu bringen, und zugleich bezüglid 
der Kirchen, die eine Orgel befiten, an die Beftimmung der Agende 
Seite 27 zu erinnern, wonach die bei Abhaltung der Liturgie von 
dem Ehore und der Gemeinde gemeinfchaftlic, auszuführenden Chöre 
unter Orgelbegleitung gejungen werben follen. 

Hiernach wird der Liturgifche Ehorgefang, fo weit ee von bem 
Ehore allein gefungen wird, nur da ohne Begleitung der Drgel zu 
geftatten fein, wo bie Chöre zu einer folchen Reife herangebilbe 
find, daß der vierfiimmige Geſang verfelben ohne Begleitung der 
Orgel wirflich zue Erhöhung der Erbauung der Gemeinde beitragen 
fann. Wo aber dies nicht der Fall ift, da ift die Begleitung ber 
Orgel aud bei dem Gefange des Chors in Anwendung zu bringen. 
Insbeſondere aber gilt die Beftimmung der vollen Orgelbegleis 
tung überall da, wo bie Gemeinde felbft oder die Gemeinde gemein, 
[haftlih mit dem Chore die Liturgifchen Gefänge ausführt. 

Wir veranlafien das Königl. Konfiftorium, hiernach das Er⸗ 
forderliche anzuordnen und bemerfen zugleich, wie es Behufs einer 
lebendigeren Theilnahme der Gemeinden an der Liturgie möglich 
zu befördern fein wird, daß die liturgifchen Chöre von dem Ghore 
und der Gemeinde gemeinfchaftlich ausgeführt werden. Wenn wir 
hierbei noch insbefondere dem Königl. Konftftorium zur Pflicht machen, 
ſich der Hebung des kirchlichen Gefanges mit allen demfelben zu 
Gebote ftehenden Mitteln auf das Kräftigfte anzunehmen und na 
mentlih darauf zu achten, daß die Previger den Chors und Ge 
meindegefang in jeder geeigneten Weiſe pflegen, fo entfprechen wir 
damit nur dem ausdrücklich ausgefprochenen Willen Sr. Majeftät 
des Könige. Berlin, den 23. Februar 1852. 


Evangelifcher ©berkirchenrath. 
An ſaͤmmtliche König. Konſiſtorien. 





v. Uechtritz. 


T 
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9. 
In unſerem Erlaß vom 28. Oktober 1850 haben wir fämmt- 
liche Königl. Konfiftorien, fo wie bie beiden weftlichen Provinzial 
ſynoden, davon in Kenntniß gefeht, daß von dem biefigen Comité 


ver Geſellſchaſt zur Beförderung der evangelifchen Mifftonen unter 


ben Heiden der Antrag an uns gerichtet worden: 
„in dem zur fonntäglichen Liturgie gehörigen allgemeinen Kirchen; 
gebet auch der Miffion unter den Heiden und ihrer Förderung, 
und insbefondere der vaterländifchen, dieſem Zwecke gewibmeten 
Anftalten fürbittend zu gedenken,“ 

und haben wir biefelben aufgefordert, fich über dieſen Antrag gut 

achtlich zu äußern. 

Sämmtliche zum Gutachten aufgeforberte Kirchliche Organe has 
ben fich zu Gunſten des Antrages in feinem Hauptinhalte erflärt, 
und haben wir daraus die zuverfichtliche Ueberzeugung gewonnen, 
daß die Aufnahme einer folchen Fürbitte für die Millton in der 
ganzen Kirche als die Befriedigung eines tief empfundenen Verlan⸗ 
gend aufgenommen und als ein Zeugniß dafür, daß die Kirche ihres 
Berufes der Ausbreitung des Evangeliums bis an die Enden ber 
Welt ſich bewußt geworden, freudig werde begrüßt werben. 

Der Gefihtspunft hat ſich jedoch im Laufe der Berathung und 
auf Anregung des Comites der hiefigen Gefellfchaft zur Beförderung 
des Evangeliums unter den Juden, dahin erweitert, daß nicht blos 
für die Predigt des Evangeliums unter den Heiden, fondern auch 
für die Predigt des Evangeliums unter den Juden der Segen Gots 
tes zu erflehen und damit der Bli auf die Vollendung des Reiches 
Gottes zu richten fein wird, welches nach dem Worte der Weis⸗ 
fagung auch die Rüdfehr Iſraels zu dem von feinen Vätern ver 
worfenen Heilande in fich fchließt. 

Auf Grund diefer VBorberathungen haben wir an Se. Majeftät 
den König die Bitte gerichtet, die Aufnahme einer Fürbitte für vie 
Miſſion unter Heiden und Juden in das fonntägliche allgemeine 
Kiechengebet zu genehmigen und ift diefe Allerhöchſte Genehmigung 
nunmehr dahin erfolgt, daß hinter ven Worten vefjelben: 

„auch die Liebe gegen ale Menfchen in ung erwachfe und zunehme” 

in Zufunft folgende Bitte eingefchaltet werde: 

„Begleite auch in Gnaden mit der Kraft deines heiligen Geiftes 
die Predigt des Evangeliums unter Juden und Heiden, jegne 
jeden dahin gerichteten Dienft deiner Knechte, und laß nad) dei- 
nen großen Verheißungen das Reich deines lieben Sohnes fi 
alfo mehren und ausbreiten, daß die Zeit kommt, der wir harren, 
wo die Fülle der Heiden eingeht und auch Iſrael — zu Ihm 
befehrt — felig wird.” 


4 
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gdieran ſchließt ſich der weitere Inhalt des Kirchengebets von 
den Worten ab: 
„Laß, o Herr, deine Gnade groß werden über den König unſern 
Herrn” u. f. w. 
in der vorgefchriebenen Weife weiter an. 

Wir beauftragen nunmehr das Königl. Konfiftorium, an fämmt- 
liche Geiſtliche feines Firchlichen Auffichtsfreifes die erforderliche Ber | 
nachrichtigung und Anweifung ergehen zu laſſen und empfehlen wir | 
demfelben, dies in der Weile zu thun, daß daraus Flar werde, wie 
die Arbeit der Miffion unter Juden und Heiden nicht mehr blos 
als ein Beftreben einzelner Gläubigen, fondern als ein Beruf der 
gefammten evangelifhen Kirche anerfannt werde, und daß dadurch 
auch in denjenigen Tirchlichen SKreifen, In welchen es bisher noch 
nicht gefchehen, das Bewußtfein geweckt werbe, fid an diefem gro | 
fen und allgemeinen Berufe der Kirche durch Gebet und thätige | 
Beihülfe zu betheiligen. i 

Berlin, ven 22. Mär; 1852. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 
v. Uechtritz. 





An ſämmtliche Königl. Konflftorien. 


Biarramtlides. 





10. 


Il. 
— | 
Auf Veranlaffung der Königl. beigifchen Regierung ift zwilchen 
diefer und der Königl. preußifchen Staatsregierung die Webereinkunft 
getroffen worden, daß die im Kalle einer Ehefchließung in einem 
der beiderfeitigen Landesgebiete beizubringenden Geburtsfcheine, Kon 
jenfe und fonftigen Dokumente und Attefte aus dem andern Landes 
gebiete wechfelfeitig für hinreichend beglaubigt angenommen werben 
jolen, wenn diefelben durch den Präſidenten des Gerichtsbezirks 
oder durch den Chef des Verwaltungsbezirfs, in welchem dieſe Dor 
fumente aufgenommen worden, legaliſirt find. Demgemäß beauftrage 
ih das Königl. Konftftorium, die Geiftlichen feines Bezirks anzu—⸗ 
weifen, bei der Schließung von Ehen, die von den Betheiligten 
ihnen vorgelegten Attefte und Urfunden, welche innerhalb des König: 
reih8 aufgenommen find, für genügend. beglaubigt anzunehmen, 
fobald diefelben mit einem Legalifationsvermerf des Präſidenten bed 
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tbunals erfter Inſtanz oder des Gouverneurs ber Provinz, in 

Icher fie aufgenommen worben, verfehen find, ohne daß es einer 

iteren gefandtfchaftlichen Beglaubigung für dieſe Urkunden bedarf. 
Berlin, ven 29. November 1851. 


Der Minifter der geiftlichen ıc. Angelegenheiten. 


An 
imtliche Koͤnigl. Konfiftorien. 


11. 


—m— ⸗7 


Nachdem über die von dem Königl. Konſiſtorium angeregte 
nge, betreffend die Geftattung einer zweimaligen Einfegnung im 
br, die eingeforderten Aeußerungen der übrigen Königl. Konfifto- 
n eingegangen find, eröffnen wir demſelben nunmehr, daß wir 
8 nicht bewogen finden können, die diesfalls beftehenden allgemei- 
ı Anoronungen aufzuheben. Wir tragen aber Fein Bedenfen, 
t Rüdfiht auf die Verfchiedenheit provinzieller und örtlicher Ver⸗ 
liniſſe und Bebürfniffe zu genehmigen, daß ein zweiter Konfir⸗ 
tionsaft als ein nachträglicher in den Gemeinden nachzulaſſen ſei, 

derfelbe entweder obfervanzmäßig bereits flattfindet oder wo das 
dürfniß dazu Far vorliegt und von dem Königl. Konfiftorium 
erfannt wird. 

Berlin, ven 28. Juni 1852. 


Evangelifcher ©berkirchenrath. 


| v. Uechtritz. 
das König. Konfiflorium zu Stettin. 





Abſchrift erhält das Königliche Konfiflorium auf den Bericht 
n ... zur Kenntnißnahme und Nachachtung. 


Berlin, den 28. Suni 1852. 
Evangelifcher ©berkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
fammel. übrige Königl. Konfiftorien. 


12. 


ud 


Dem Königl. Konſiſtorium eröffnen wir auf den Bericht vom 
‚März d. J., die von dem Prediger W. verweigerte Trauung 
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des Bauern M. betreffend, unter Rüdfendung ber eingereichten Akten 
hierdurch Folgendes: Nad der Allerhöchiten Kabinetsordre vom 
30. Sanuar 1846, welche durch das Minifterialreffript vom 24. Fe⸗ 
bruar deſſ. 3. zur öffentlihen Kenntniß gebracht worden ift, fol 
gegen die einzelnen Geiftlihen, wenn fie die Trauung gefchiebener 
Ehegatten verweigern, bis auf Weiteres mit Zwangs⸗ und Straf 
maßregeln nicht eingefchritten werben. In gleicher Weife befteht 
aber auch für die geiftlihen Behörden nicht, wie das (Tit.) anzu- 
nehmen fcheint, eine unbevingte Nöthigung, jedem gefchiedenen Ehe | 
gatten zur Wiederverheirathung zu verhelfen, fonvern es find die | 
felben ohne Zweifel berechtigt, die Individualität jedes einzelnen | 
Falles zu prüfen und nad) dem Ergebniß dieſer Prüfung ihre Ber | 
halten zu bemefien. Für diefe Anficht bietet fchon Die Eafung ber I 
gedachten Allerhöchften Kabinetsordre genügende Anhaltepunfte dar. | 
Sm Allgemeinen aber findet diefelbe in der, der Kirche zugeficherten 
Selbftftändigkeit ihres Lebens, ihre Begründung. Bis dahin, we | 
dem Staat feine Gefebgebung über die Ehefcheidung dem kirchliche 
PBrinzipe wieder nähert, wird daher allerdings der Fall eintreten 
fönnen, daß einer vom Gefichtspunfte des bürgerlichen Rechts aus 
zuläffigen Ehe der Abfchluß auf dem Boden der Kirche verfagt wird, 
weil fie dem Evangelium wiberftreitet. Welche Hülfe anzuwenden | 
fei, um den folchergeftalt ferner eintretenden Konflift zu befeitigen, 
dies zu erwägen, ift die Aufgabe des Staats, während bie’ geiſt⸗ 
lichen Behörden ihrerfeits die Pflicht haben, bei ihrer Entfcheibung 
ſich von einfeitigen Auffaffungen und Uebertreibungen freizuhalten, 
und mit Weisheit zwifchen demjenigen, was bie Stirche als Ziel vor 
Augen zu behalten hat und demjenigen, was um der Roth be 
Lebens willen nachgelaffen werden muß und kann, zu unterfcheiden. 
Indem wir nach diefen allgemeinen Bemerfungen zu dem konkreten 
Hal übergehen, Fünnen wir zunächft nicht verfennen, daß derſelbe 
durch das von dem Prediger W. ausgeftellte allgemeine Dimifjorial 
und durch die darüber gepflogenen Verhandlungen in eine fchieft 
Lage gebracht worden iſt. Das Ausfunftsmittel durch Ertheilung 
allgemeiner Dimifforialien ift durch die Allerhöchfte Kabinetsorbre 
vom 30. Sanuar 1846 dem Begriffe entſprechend lediglich im bie 
Hand der Konfiftorien gelegt. Wenn daher im gegenwärtigen Fall 
die Ausftellung von Seiten des Predigers erfolgt ift, fo mußte dies 
an ſich ſchon als bedenklich erfcheinen, auch wenn dem Dimifforial 
nicht ein Inhalt gegeben worden wäre, in deſſen Folge es fidh ald 
völlig unannehmbar darftelt. Wir find. daher der Anficht, daß von 
dieſem Weg um fo mehr abzugehen fein möchte, je weniger zu ers 
warten ift, daß der Prediger W. zu einer andern Faſſung ſich ver 
ftehen werde. Da nun auch, wie in dem Bericht bemerkt ift, der 
Bauer M. ſich bis jest vergeblich bemüht Kat, einen Geiftlichen zu 
- finden, weldher die Trauung zu vollziehen geneigt ift, fo wird die 
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Sache gegenwärtig allein noch zur Erwägung des Königl. Kon: 
fiflorii ftehen, weldyes varüber zu befinden haben wird, ob eine pos 
fitive Hülfe entweder durch Beauftragung eines beftimmten andern 
Geiſtlichen oder durch Ertheilung eines allgemeinen. Dimifforials 
gewährt werden könne oder nicht. Hierüber dem (Tit.) eine An 
weifung zu ertheilen, finden wir uns deshalb behindert, weil uns 
bie Eheicheidungsaften nicht vorliegen, auf welche hier zurüdzugehen 
fein wird. Wir wollen aber anzudeuten nicht unterlaffen, daß wir, 
foweit wir die Thatfachen zu überfehen vermögen, in dem Scheive- 
urtheil allerdings eine neue Beftätigung der Klagen über die Miß- 
eftaltung des bürgerlichen Eherechts erbliden. Zwar hat die ältere 
Braris die Verftoßung ebenfalls als eine Art der Derfertion auf- 
gefaßt. Sie erfannte jedoch die Scheidung nicht ohne vorher gegen 
den Bellagten die zuläffigen Zwangsmittel erfchöpft zu haben, und 
nicht ohne von dem Kläger den Kollufionseid zu fordern, und dem⸗ 
nächft wehrte fie dem Mißbrauch dadurch, daß fie dem fchuldigen 
Theil die Wiederverheirathung unterfagte. Daher ift in vorliegens 
den Fall die Scheidung ohme alle dieſe Kautionen erfolgt und es 
fteltt fih mithin das VBerhältniß fo, daß der Ehemann feine Gattin 
nur zu verftoßen und deren Klagegrund zuzugeftchen braucht, um 
des Bandes ſich entledigen und eine neue Ehe fchließen zu koͤn⸗ 
nen. Das Könige. Konfiftorium wird mit uns den Widerſpruch 
zwiſchen einer ſolchen ©eftaltung und demjenigen, was die Kirche 
in Anſpruch nehmen muß, nicht verfennen. Es ift jedoch auf der 
anderen Seite auch möglich, daß die Akten einer milderen Auffafung 
Raum gegeben, worüber die nähere Einficht entſcheiden wird. Ent⸗ 
ſchließt fid) nun das Koͤnigl. Konfiftorium verneinend, fo wird der 
M. fi) zu befcheiden haben und er wird es als eine Buße feines 
für undriftlich erachteten Verhaltens tragen müflen, daß ihm bie 
MWiederverheirathung auf dem Boden der Kirche verfagt ifl. Glaubt 
fih nad genauer Prüfung der Aften dagegen das Königl. Kons 
fiftorium dafür entfcheiden zu dürfen, daß dem M. eine pofitive 
Hülfe gewährt werden könne, und findet ſich entweber auf Ber: 
mittelung des Königl. Konfiftorii oder in Folge des von demfelben 
ausgeftellten allgemeinen Dimifforials ein Geiftlicher zur Trauung 
bereit, fo wird der Prediger W. verpflichtet fein, das Aufgebot zu 
vollziehen. Daß die Anrufung des göttlihen Segens für die beab- 
fichtigte Ehe von ihm nicht zu erzwingen ift, leuchtet von felbft ein. 
Auf der anderen Seite kann ihm aber auch das Recht nicht zuges 
ftanden werben, eigenmächtig einen Akt der Kirchenzucht zu üben, 
nachdem von der vorgelegten Behörde die Ehefchließung für zuläfftg 
erklärt worden if. Zur Vermeidung etwaiger Inkonvenienzen wird 
es daher rathfam fein, daß das Königl. Konfiftorium in diefem Fall 
die Form des Aufgebots felbft feftftelt und an den Prediger W. 
bemgemäß eine gemefiene Weifung ergehen läßt. 
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Indem wir bem Königl. Konfiftorio anheimgeben, hiernach zu | 
verfahren, fehen wir einer Benachrichtigung von dem Ausgange die, 
fer Angelegenheit entgegen. 

Berlin, den 15. Zuli 1852. 


Epangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An das Königl. Konfiftorium zu Stettin. 


IV. 
Dienftverfaffung. 





13. 


ae td 


Dem Königl. Konfiftorium erwiebern wir auf die Anfrage in 
dem Bericht vom Aten d. M., betreffend die Feier der Amtsjubiläen 
der Geiftlichen, daß nad) der bisher im Allgemeinen befolgten Praris 
in den Fällen, wo Geiftliche vor ihrem Eintritt in das Pfarramt, 
refp. vor ihrer Ordination fchon ein öffentlihes Schulamt be 
fleidet haben, der Eintritt in viefes Amt in der Regel als Aus: 
gangspunft für die Berechnung der funfzigfährigen Amtsdauer ans 
genommen worden ift. Wir haben nad) Inhalt der über die Amts: 
jubiläen der Geiftlichen ergangenen Allerhöchften Beftimmungen feinen 
Grund, von diefer Praris abzugehen und hinfort nur den Tag der 
Ordination als jenen Ausgangspunft gelten zu laſſen. 

In dem vorliegenden ſpeziellen Fall wird es darauf ankommen, 
ob bei dem Mangel einer diesfalls erfolgten Vokation und Per 
eidigung anderweit nachgewiefen werben kann, daß ber betreffende 
Geiftlihe als ordentlicher Lehrer im Jahre 1802 wirklich an 
geftellt und in fein Amt eingeführt worven ift oder ob er damald 
nur in der Eigenfchaft eines ohne Weiteres entlaßbaren Hülfsichrere 
und aus diefem Grunde ohne Vofation und Vereinigung feine Stelle | 
angetreten hat. In letzterem Falle würden wir feinen Eintritt in 
en ordentliches Lehramt nicht fchon vom Jahre 1802 an datiren I) 

nnen. 

Berlin, ven 19. Februar 1852. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 
v. Uechtritz. 





An das Koͤnigl. Konſiſtorium Hier. 
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14. 

Auf Anfuchen einer auswärtigen oberften evangelifchen Kirchen⸗ 
behörve in einem benachbarten deutſchen Bundesſtaate haben wir vor 
Kurzem Veranlaſſung gehabt, die in der evangeliſchen Landeskirche 
in Preußen beſtehenden Vorſchriften über die Handhabung der Dis⸗ 
ziplin in Anſehung der Geiſtlichen in eine kurze Darſtellung zuſam⸗ 
men zu faſſen, und ſolche an die erſuchende Stelle mitzutheilen. 

Obwohl dieſe gedrängte Darſtellung einen Anſpruch auf Voll⸗ 
ſtändigkeit nicht zu machen hat, ſo wird es doch vielleicht auch für 
das Königliche Konfiftorium von Sntereffe fein, fi) mit uns das 
Bild der beftehenden Einrichtungen, weldje nirgends in einer um⸗ 
faſſenden kirchlichen Verordnung abgefchlofien find, fondern nur in 
einem größeren gefchichtlichen Zufammenhange verftanden werben 
fönnen, im Ganzen furz zu vergegenwärtigen, und laflen wir baher 
demſelben anliegend eine Abjchrift der gedachten Mittheilung zur 
Kenntnißnahme zugeben. 

Berlin, ven 2. März 1852. 


Epangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
Wa ſämmiliche Koͤnigl. Konſiſtorien. 


Nachrichten, 


betreffend die Handhabung der Disziplin über die Geiftlichen in der eyan⸗ 
gelifchen Landeskirche Preußen. 


I. Quellen. 


Die Handhabung der kirchlichen Disziplin über bie esangeli- 
ſchen Geiftlihen in Preußen gründet fi in der Mehrzahl ver 
Preußiſchen Provinzen auf befondere, für einzelne Landestheile er⸗ 
laſſene Kirchenordnungen. 

ze wichtigften diefer noch geltenden Kirhhenorbnungen find: 

für die Marf Brandenburg 
bie beanbenburgiiche Konfiftorials und Viſitationsordnung 
von 1 

2. für Ofvreußen 
die Kirchenordnung und Landesordnung von 1525 und bie 
Bifhofswahl von 1568. 

3. für Bommern 
die Kirchenorbnung von 1563. 


ı> 
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4. für die vormals Königlich fächfifchen Landestheile die Kirchen: 
ordnung von 1580. 
5. für das Herzogthum Magdeburg 
die Magdeburger Kirchenordnung von 1737. 
6. für die Rheinprovinz und Weftphalen 
die Kirchenorvnung vom 5. März 1835, welde am bie 
Stelle der Älteren Kirchenorbnungen für Eleve, Mark, Jür | 
ih und Berg, und anderer in ben Fleineren Territorien 
jener Provinzen beftandenen Territorial - Kirchenorbnuungen | 
getreten ift. 
7. für die frangöfifchsreformirten Kirchen 
bie Discipline &cclesiastique des Eglises reformees de Franee: |, 
Nächſt diefen, und anderen, für Fleinere Landeötheile oder für |; 
einzelne Städte erlaffenen befonveren Kirchenordnungen Fommen in | 
Betracht: die Vorfchriften des Allgemeinen Landrechts von | 
1794. Th. I. Tit. IL, weldyes namentlid in den 88. 66 — 107 |, 
eine fummarifche Zufammenfaffung der Pflichten der Geiftlichen enthält. 
Die Vorfchriften des Allgemeinen Landrechts haben jedoch da, 
wo befondere Kirchenordnungen beftehen, nur eine fubfidiarifcde 
Geltung. Wo dagegen feine befondere Kirchenordnungen befteben, 
wie 3. B. in Sclefien, in Poſen und in Weftpreußen, - bilven fie ! 
die prinzipale Rechtsgrundlage für die Handhabung der Disziplin. : 
Zu diefen größeren Sammlungen, den Kirchenorbnungen und 
dem eilften Titel zweiten Theils des Landrechts, treten Drittens aus 
älterer und neuerer Zeit eine Reihe von Spezialbeftimmungen 
der oberften Kirchengewalt hinzu, und zwar theils folche, welche nur 
eine territoriale Geltung für einzelne Landestheile, theils ſolche, welde 
eine allgemeine für die ganze Monarchie haben. Als eine der wid: 
tigften dieſer Ießteren für die gefammte Landeskirche ift Hier bie 
Königl. Order vom 12. April 1822, (Gefegfammlung von 1822 | 
©. 105) befonders zu nennen, welche ſich über das Verhalten der 
Geiftlihen in politifchen Dingen näher ausläßt. Ä 
Sn letzterer Beziehung find auch durch einen Erlaß der Ab—⸗ 
theilung für die inneren evangelifhen Kirchenfachen im Miniſterium 
ver geiftlichen Angelegenheiten vom 18. Auguft 1849 (abgebrudt 
in den „Aktenftücken“ dieſer Abtheilung. Berlin bei Wilh. Herb. 
Seite 40), die leitenden Grundfäße der geiftlichen Disziplin neu 
eingefhärft worden. — Eine volftändige Dienftpragmatif für bie 
evangelifchen Geiftlichen ift nicht vorhanden. 


11. Materieller Inhalt der befichenden Dienſtvorſchriften. 


Der materielle Inhalt der für die evangelifchen @eiftlichen in 
Preußen geltenden Dienftoorfchriften, fowohl in Beziehung anf ihre 
unmittelbare Amtsführung als auch in Beziehung auf ihre fittlicdhed 
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Verhalten ift im Wefentlihen auf den zur Zeit der Reformation in 
den evangelifchen Kirchen Deutfhlands angenommenen Grundfägen 
beruhen geblieben. Auch das Allgemeine Landrecht hat ſich von den- 
felben nicht allzuweit entfernt, wenngleich die Beftimmungen deffelben 
nach dem Charakter der Zeit feiner Entftehung, im Allgemeinen 
eine größere Unbeftimmtheit und Dehnbarfeit befigen, als vie Firch- 
lichen Ordnungen der älteren Zeit. 

Insbeſondere ift auch ver 8. 73 deſſelben an andern Orten 
von den Preußiſchen Kircyenbehörden in dem, dem älteren evange- 
lifchen Kirchenrechte entfpredyenden Sinne ausgelegt und gehandhabt 
worden, daß die Verirrungen eines Geiftlihen in der Lehre nach 
dem objeftiven Kriterium ihrer Abweichung von dem Befennt- 
niffe, oder nad) dem Sprachgebrauche des Allgemeinen Landrechts, 
„von den Grundbegriffen der Religionspartei”, gemeſſen werben, 
nicht aber nad) dem Maaße des dadurch hervorgebrachten, in demſel⸗ 
ben Paragraphen erwähnten ‚‚Anftoßes der Gemeine.” 


I. Kompetenz. 


Die Handhabung der Disziplin ift von den Zeiten der Refor- 
mation her den landesherrlich eingefegten Kirchenbehörden, ven Kon⸗ 
fiftorien, anvertraut geweſen. Nur in denjenigen Landestheilen, in 
welchen die evangelifche Kirche unter Fatholifchen Landesherren ihren 
Urfprung nahm, wie in Sülih, Eleve, Berg und Marf, und in 
Bofen, haben bis in neuere Zeit die dort beftehenden Synoden eine 
firchliche Disziplinargewalt geübt. 

Im Jahre 1748 wurde durch eine Verordnung Friedrichs II 
die Disziplinargewalt der Konfiftorien bis auf ein fehr geringes 
Maaß eingefchränft, alle ſchwereren Disziplinarfirafen aber, namentlich 
die Amtsentfegung, an die Suflizs Behörden verwiefen. 

Indeſſen wurde fchon durch ein Edikt vom 16. Mai 1760 den 
Konfiftorien die Strafgewalt bis auf Feſtſetzung einer Geldſtrafe 
von 30 Thlr. und bis zur Berhängung einer Suspenfion auf 3 Mo- 
nate wieder zurüdgegeben. Das Allgemeine Landrecht legte in 
$. 532 — 534 II. 11. den Konfiftorien die volle Strafgewalt, bie zur 
Amtsentfegung einfchlieglich, in erſter Inftanz wieder bei; ließ aber 
in den Suftizfollegien eine zweite Inſtanz für die Fälle der Amts- 
entfegung fortbeftehen. Eine Allerhöchſte Ordre vom 17. Dezember 
1805 etablirte über diefer zweiten, gerichtlichen Inſtanz wiederum 
eine dritte geiftliche Inftanz, das Departement der geiftlichen Ange: 
legenheiten, mit dem Rechte der Etrafverfchärfung; bis endlich Die 
bereitS oben erwähnte Allerhöchfte DOrdre vom 12. April 1822 Die 
zweite gerichtliche Inſtanz ganz abfchaffte, und nur die beiden geift- 
lichen Inſtanzen, Konfiftorium und Minifterium der geiftlichen An- 
gelegenheiten, beftchen ließ. 3x 
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Die Disziplinargewalt des Minifteriums der geiftlichen Ange | 
legenheiten ift in neuefter Zeit durch Allerhöchſte Ordre vom 29. Suni : 
1850 (Gefegfammlung von 1850 Seite 343) an eine kollegialiſch 
formirte, oberfte evangelifche Kirchenbehörde, den Evangelifchen Ober; 
firchenrath, übergegangen, und beftehen gegenwärtig für die Hand 
habung der geiftlichen Disziplin nur diefe beiden kirchlichen Inſtanzen. 

Konfiftorium und 
Evangelifcher Oberfirchenrath. 


IV. Strafmittel. 


Den evangelifchen Kirchenbehörben ftehen als Mittel der Die: 
ziplin zu Gebote: 

1. die leichteren Graden der Ermahnung, des Verweiſes und 
fleiner Orbnungsftrafen. Eine Schärfung des Verweiſes if 
die Ertheilung deſſelben vor verfammelten Kollegio. 

2. Schwerere Disziplinarftrafen, nämlich 

a) Geldftrafen bis zum Betrage von 20 Thlr. (Allgemeines 
Landrecht Th. Il. it. 11. 8. 125. 143) 

b) Strafverfegung, an deren Stelle unfreiwillige Emeritirung 
gefegt werden kann (Alg. Landrecht Th. II. Tit. 11 $. 531. 
Allerhöchfte DOrdre vom 27. April 1831. Geſetz⸗Sammlung 
von 1831 Seite 81). 

c) Amtsentfegung. 

Die Suspenfion vom Amte kommt nur als prozefiualiihe 
Maaßregel während der Dauer der Unterfuhung wor; wirb aber 
ebenfalls nur von den geiftlichen Behörden verhängt. 

Innerhalb dieſer Strafifala bewegen fi die evangeliſchen 
Kirchenbehörden mit voller Eeldftftändigfeit, und find durch feine 
andere ftaatliche oder richterliche Autorität darin beengt. 

Bei Vergehungen eines Geiftlichen gegen die bürgerlichen 
Strafgefege gehen die richterliche Unterfuhung und Entſcheidung 
wegen der verwirften bürgerlichen Strafe und die bisziplinarifge 
Unterfuhung und Entfcheivung wegen des mit vem Vergehen zufam 
mentreffenden Firchlichen Aergerniſſes unabhängig neben einander ber. | 

Suspenfion, Strafverfegung, Strafemeritirung und Amtsent F 
ſetzung können feit der Publifation des neuen Strafgefegbuchs vom 
14. April 1851 (Gefed-Sammlung von 1851 Seite 101) nur noch 
durh den Spruch der kirchlichen Disziplinarbehörbe, nicht mehr I 
durch richterlichen Spruch verhängt werden. 


V. Derfahren. 


Das Berfahren in Disziplinarfachen gegen evangelifche Geiß— 
liche Hat ſich nach der Analogie des gerichtlichen Strafverfahrene f 
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und des Disziplinarverfahrens gegen Beamte, durch eine Reihe von 
Minifterialreffripten und durch die Praris ausgebildet. 

Eine umfaffende Verordnung über den Gang diefes Verfahrens 
befleht nicht. 

Den Hauptzügen nach bewegt daſſelbe ſich in folgendem Gange. 

Geringere Disziplinarftrafen, — Ermahnungen, Verweiſe und 
Ordnungsſtrafen — werden ohne daß es eines vorgängigen fürms 
lichen Verfahrens bedarf, durch ein einfaches Defret feftgefebt. 

Schwerere Disziplinarfirafen, — Strafverfegungen, Strafeme- 
ritirungen und Amtsentfegungen — werben nur auf Grund eines 
förmlichen Disziplinarverfahrens und durch ein mit Gründen 
verfehenes Refolut verhängt. 

Der Einleitung der förmlichen Disziplinarunterfuchung geht in 
ber Regel ein Skrutinialverfahren voraus, in welchem jedoch die zu 
vernehmenden Zeugen nicht vereibigt zu werben pflegen. 

Die förmliche Disziplinarunterfuhung wird durd ein Defret 
des Konfiftoriums eröffnet. 

Der Angefchuldigte wird über die erhobenen Anfchuldigungs- 
momente zu Protokoll. gehört, und zur Angabe feiner Vertheidigungs⸗ 
mittel aufgefordert. 

Die Beweife werden aufgenommen, fowohl der Anfchuldigungs- 
als auch der PVertheidigungsbeweis, Die Zeugen vereidigt. 

Der Angefchuldigte wird unter Mittheilung der erhobenen Be- 
weile zum Schluß vernommen, und ihm eine vierwöchentliche Frift 
zur Cinreihung einer fchriftlichen Vertheidigung gewährt, auf welche 
er jedoch auch verzichten Fann. 

Dana) erfolgt die Entſcheidung des Konfifloriums auf Die 
en verhandelten Aften durch ein mit Gründen verfehenes 

eſolut. 

Die Führung der fürmlichen Unterſuchungsverhandlungen ge⸗ 
fehieht entweder durch ein von dem Konfiftorium dazu deputirtes 
rechtsveritändiges Mitglied des Kollegiums, oder auf Requifition 
des Konfiftoriums durch eine richterliche Behörde. Die Gerichte find 
verbunden, dieſen Requiſitionen Folge zu leiften. 

Für die Brovinz Weftphalen und die Rheinprovinz ift für ſolche 
Säle die Zuziehung des Superintendenten Firchenorbnungsmäßig 
vorgeſchrieben. 

Zu den bloßen Skrutinialverhandlungen bedienen ſich die Kon⸗ 
ſiſtorien in der Regel der Superintendenten, ausnahmsweiſe der 
Polizeiobrigkeiten — Landräthe und Polizeimagiſträte. 

Das Urtheil erſter Inſtanz wird dem Angeſchuldigten publizirt. 

Beruhigt ſich derſelbe dabei, ſo wird das Urtheil ohne Weiteres 
vollſtreckt. 

Der Angeſchuldigte kann innerhalb vier Wochen, von der 
Publikation des erſten Urtheils ab, Rekurs an den Evangeliſchen 
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Oberkirchenrath einlegen, und dieſen Refurs durch eine weitere Ver: 
theidigungsfchrift motiviren. 

Dieſer Rekurs hat Suspenfiveffet. Nur die im Laufe der 
Unterfuhhung etwa verhängte vorläufige Suspenfton bleibt bis zum 
definitiven Austrage der Sache beftehen. 

Der Evangelifche Oberfirchenrach fordert auf Die von dem An- 
gefchuldigten eingelegte Rekursbeſchwerde die Akten ein. Findet er 
eine Ergänzung des Beweiſes, namentlich wenn von dem Beſchul— 
digten Nova angebracht find, für nothwendig, fo verordnet er dieſelbe. 


Fih_ — 


Findet er die Akten fpruchreif, fo beftätigt oder mildert er durch eine |. 


mit Gründen verfebene Refolution das Urtheil des Konfiftoriums. 
Eine Verfhärfung des erften Urtheils ift in der Refursinftn; 

nicht üblich. 

' Mit dem Spruch des Evangelifchen Oberkirchenraths hat die 

Unterfuhung definitiv ihren Abfchluß erreicht. 

In einzelnen befonderen Fällen hat vor dem Konſiſtorio oder 
vor dem Evangelifchen Oberfirchenrathe in neuerer Zeit ausnahms— 
weife ein mündliches Schlußverfahren mit dem Angefchuldigten vor 
dem verfammelten erfennenden Kollegio ftattgefunden. Einen bered) 
tigten Anfpruch auf Abhaltung eines folchen hat der Befchuldigte nicht. 


Ein ziemlich volftändiges, anfchauliches Bild des üblichen Ber | 


fahrens geben die in den 
Aktenftücden der Abtheilung für die inneren ewangelifchen 


Kirchenſachen im Minifterium der geiftlichen Angelegenheiten. |; 


Berlin 1850 bei W. Herb. 
und in ben 
Aktenſtücken des Evangelifhen Oberkirchenraths 


I. Heft. Berlin bei W. Herb 1851. 
I. Heft. Berlin bei W. Her 1851. 
IM. Heft. Berlin bei W. Herb 1852. 


abgebrudten neueften Erlaffe der oberften Kirchenbehörde aus dm } 


legten Jahren, auf welche zur Vervollſtändigung des hier gegebenen 


fummarifchen Ueberblicks über den Gang des Verfahrens verwieſen 


werden muß. 
Berlin, den 22. Februar 1852. 
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V. 
Sonntagsheiligung. 
15. 


— Oèrrr— 





Dem Königlichen Konſiſtorium theilen wir in der Anlage Ab- 
hrift einer Verfügung zur Kenntnißnahme mit, welde die König- 
ichen Minifterien des Innern und für Iandwirthfchaftliche Angelegen: 
eiten wegen Handhabung des Verbots von Treib- und anderen 
jagden während der Stunden des Gottespienftes, unterm 1. d. M. 
n die Königlichen Regierungen erlaffen haben. | 

Berlin, den 19. Juli 1852. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


In Vertretung: von Mühler. 
n fämmtliche Königliche Konfiftorien. 


Durch die Eirkularverfügung der Minifterien ber geiftlichen ꝛc. 
Ingelegenheiten und des Innern vom 26. April d. J. find die Kö- 
iglichen Regierungen bereitd im Allgemeinen auf die Wigigfeit 
er Feier der Sonns und Felltage bingewiefen und veranlaßt wor- 
en, die in ihren Bezirfen gefeglich beftehenden Vorfchriften über bie 
Seilighaltung der Sonn» und Fefttage mit Ernft und Nachdruck 
ufrecht zu erhalten. Nichts deftoweniger fol nad) vorliegenden An- 
eigen von Jagdbefigern und Jagdpächtern noch häufig dem Verbote 
on Treibjagden und anderen Jagden während der Stunden des 
Jottesdienſtes, wie folches in dem Reffripte vom 10. März 1818 
v. Kamptz Annalen IL. S. 249) allgemein ausgefprodyen worden 
t, zumwidergehandelt werden. Died veranlaßt uns die Aufmerkfams 
sit der Königlichen Regierungen umfomehr auch noch nach diefer 
Seite hinzulenfen, als, ſoll die nicht blos im religiöfen, fondern auch 
n politiihen und fozialen Sntereffe dringende Nothwendigfeit einer 
enften und würdigen Feier der Sonn, und Feſttage im ganzen 
zolke lebendige Weberzeugung gewinnen, die geordneten Behörden 
3 nicht unterlaſſen dürfen, wie überhaupt durch feſte Handhabung 
er beftehenden Gefege, fo insbefondere auch Durch ohnnadhfichtlicye 
zandhabung des obigen Verbots von Jagden während der Stun- 
en des Gottesbienftes die Achtung vor dem Sonntage zu erneuern 
nd zu befeftigen ıc. 

Berlin, den 1. Zuli 1852. Ä 

Die Miniflerien des Innern und für landwirthfchaftliche 
Angelegenheiten. 
von Weftphalen.. 
In die Königlichen Regierungen. 
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Römiſche Kirde, 
16. —— 


Das Königliche Konſiſtorium hat uns unter dem 8. d. M. 
Bericht erftattet über den Hirtenbrief des Karbinalfürftbifchofs von 
Breslau vom 10. Suni d. J., in welchem gegen den Generalfuper 
intendenten Hahn und auch in unverfennbarer Andeutung gegen und 
öffentlich die Anklage erhoben ift, durch falfche Anfchuldigungen die 
. Gefahr herbeigeführt zu haben, daß ein „unveranlaßter Kampf ve 
Konfeſſionen in Schlefien fich entzünde. 

" Wir haben vog diefem Hirtendriefe ſchon bei feinem erſten 
Erfcheinen in den öffentlichen Blättern Kenntniß genommen und es 
für unfere erfte Pflicht gehalten, vor allem den Generalfuperinte: 
denten Hahn, dann auch uns felbft gegen diefe Anklage durch amt 
lihen Bericht bei Sr. Majeftät dem Könige zu rechtfertigen, ald 
demjenigen, welchem wir nad) der Ordnung, die durch Gottes Yügung 
in unferer Kirche befteht, außer der Treue und dem Gehorfam in 
weltlichen Dingen auch über die Verwaltung unferes Tirchlichen 
Amtes Rechenſchaft auf Erden ſchuldig find. 

- Wir fonnten diefe Rechtfertigung durch die Evidenz der That 
fache geben. 

Die als falfch bezeichnete Anſchuldigung, als fei eben in 
Schleſien und vorzugsweife durch die Volfsmiffionen von Fatholifhe 
Seite unerwartet mit großer Leidenfchaft ein Kampf gegen Anders⸗ 
gläubige eröffnet worden, auf welcher das Hauptgewicht der Anklage 
ruht, findet fi) weder in dem Sendfchreiben des Dr. Hahn nod in 
unferem fpäteren Erlaffe vom 24. Mai. Das Sendfchreiben rev 
nicht von einem Kampfe gegen die Perſonen „Andersgläubiger, 
fondern von dem Kampfe gegen unfer in Gotted Wort gegruͤndetes 
Befenntniß, nicht von einem Kampfe allein in Schleften und durch 
die Miffionen, fondern von dem Kampfe, der auf römiſch⸗katholiſcher 
Seite jegt aller Orten mit erneuerter Leidenfchaft gegen dieſes Be 
fenntniß erhoben wird. Und ift nicht die ganze Welt Zeuge dieſes 
Kampfes und der Art; wie er leider fo häufig geführt wird, mit 
höhnender VBorherverfündigung baldiger Auflöfung und Selbſtzer⸗ 
fegung unferer Kirche, mit Herabwürdigung der Perfon der Refor 
formatoren, mit Schmähungen und Ausdruck der Verachtung gegen 
die evangelifche Lehre? 


„un mn - Padua 


nn — En — — . —————— — — ——— ————— ——— — 
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Ebenſowenig haben die evangelifchen Stirchenoberen in ihren 
Erlaffen ihre Fatholifchen Mitchriften wegwerfend mit dem unwür⸗ 
digen Ausdruck „dickgläubig“ bezeichnet; es begegnet und biefer 
Ausdruck zuerft in dem Hirtenbriefe. Noch haben fie den Glauben 
von 33 Millionen veutfcher und mehr als 170 Millionen Fatholifcher 
Ehriften überhaupt einen „verworfenen Wahn“ genannt. Sind wir 
doch vielmehr davon durchdrungen, und hebt es auch das Send⸗ 
fchreiben ausprüdtich hervor, daß die gläubigen Katholifen mit uns - 
eins find in dem Bekenntniſſe der großen Thaten Gottes und Wahrs 
beiten des Glaubens, wie fle in den alten Symbolen der Chriften- 
beit, den Apoftolifchen, Nicäeiſchen und Athanafianifchen bezeugt find; 
und ob dies auch von römifcher Seite beharrlicdy in Vergeſſenheit 
geftellt werden wollte, wir werben es niemals vergeflen. Um fo 
enifchiedener durfte aber der Generalfuperintendent baneben bie 
menfchlichen Zuthaten, welche fich in ber römifchen Kirche um diefen 
alten Kern chriftlicher Heildwahrheit gelagert haben, namentlich die 
Lehre von der Anrufung der Heiligen und dem Schab ihrer übers 
fhüffigen Verdienſte „einen Wahn nennen, den unfere glaubens⸗ 
ftarfen und frommen Väter aus Gottes Wort verworfen haben.‘ 
Haben wir doch das Flare Zeugniß der von Gott erleuchteten Apo⸗ 
ftel, daß in feinem anderem Heil ift, als allein in dem Namen 
Jeſu Chrifti, und daß wir neben Ihm feinen Mittler, Wärfprecher 
und Meifter weiter fuchen follen unter Gotted Kreaturen, weder 
unter den Lebenden noch unter den Todten. Bei diefem Zeugniß 
der Apoſtel wird es bleiben in Zeit und Ewigfeit. | 

Demnad) können wir und durch die erhobene Anklage nicht zu 
einer Mißbiliigung gegen den Generalfuperintendenten Hahn beftimmt 
finden. Vielmehr müfjen wir ihn und Euch, theuere Mitarbeiter 
in dem Herrn, ermahnen, daß Ihr auf dem betretenen Wege bes 
barrt, der durch die Mifftonen und die Auswahl des Ordens für 
diefelben beunruhigten evangelifchen Bevölkerung eine Leuchte zu 
fein durch die klare Verfündigung des lauteren Wortes Gottes vor 
aller Welt. Auch wir wünfchen nicht, daß der Kampf um bie gött⸗ 
liche Wahrheit mit fleifchlihen Waffen der Leidenfchaft und des 
Haffes geführt werde. | 

Der Angriff auf die Gegner fördert das Neid, Gottes weit 
weniger, ald die innige und eindringliche Darlegung der tiefen gött- 
lichen Wahrheit, die unfere Kirche bewahrt. Aber nimmermehr 
dürft Ihr die Belehrung der ung anvertrauten Gemeinde und ihre 
Warnung und Wahrung gegen die Verfuchung zum Abfall unters 
lafien, aus Menfchenfurdht oder um des Aergerniffes willen, das 
daran genommen werden mag, nod) darf Fünftlich geſetzte, wohlbe- 
rechnete Rede Euch darin beirren. Sondern gleichwie Paulus zu 
den Korinthern Fam, „nicht mit hohen Worten, auf daß nicht das 
Kreuz Ehrifti zu nichte würde,” alfo gebet einfaches und fehlichtes 
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Zeugniß aus dem Worte Gottes, das da allein unfere Zuverſicht 
ift, und flelt den Ausgang Gott anheim! 

Lafiet und Niemanden verringern oder verkleinern. Freuen wir 
uns, wenn unfere Fatholifhen Mitbrüder mit ung wettelfeen woellen 
in der Treue und in dem Gehorfam gegen unjern König und 
Lafiet uns auch nicht bitter werden, wenn die Sünde der Verleug⸗ 
nung, weldye vor fieben Jahren von dem Prieſter einer fremden 
Kirche ausging, auf und geworfen wird, trotzdem daß diefe Kirche 
felbft durch die Vorgänge in Trier den Anreiz zu berfelben gegeben 
und in der evangelifchen Kirche alle die Stimmen, auf welche bie 
Gläubigen zu hören pflegen, diefelbe von Anbeginn verwarfen; fons 
dern laſſet uns dies als eine Züchtigung tragen, welche die Augen 
derer, die auch unter ung damals geblendet waren, hell und ihre 
Herzen feft machen wird. Aber laſſet und dem Herrn danfen, daß 
Er in den Tagen des Abfalls und der Empörung unferer evange⸗ 
liſchen Kirche zuerft den Mund aufgethan hat, zum Zeugniß wider 
das ungöttliche Wefen. Erinnern wir und mit Danf gegen Gott, 
daß gleich im März 1848 gläubige evangelifche Geiftliche von ihren 
Kanzeln den Verrath und die Empdrung aus dem Worte Gottes 
laut geftraft haben, und daß ihr Zeugniß im Laufe deſſelben Soms 
merd zu einem Geſammtzeugniß des evangeliihen Pfarramted ers 
wuchs; Baß zu derfelbigen Zeit als noch die Spuren der Aufruhrs⸗ 
naht in den Straßen der Hauptftadt fihtbar waren, ein dort ers 
ſcheinendes, geachtetes evangelifches Kirchenblatt mit vollſter Macht 
und einfchneidender Schärfe öffentlich das gleiche Zeugniß ablegte, 
daß von demfelben Orte, von welchem vor mehr als dreihundert 
Fahren die gefegnete Kirchenreformation ausging, eine That Gottes, 
welche jegt ein nachgeborenes Geſchlecht als den Urfprung aller Re 
volutionen zu läftern wagt, daß von Wittenberg im September 1848 
ein evangelifcher Kirchentag alles Volk zur Buße und Wieder 
einfehr in die göttlichen Ordnungen aufrief: und daß dies gefchehen 
ehe noch die weltliche Obrigkeit ihre Schwert wieder zur Hand ges 
nommen hatte, als eben die Revolution in den Straßen von Frank: 
furt a. M. ihren legten entfcheidenden Sieg erfämpfen zu follen 
fhien, lange bevor die Oberen einer anderen Kirche öffentlich mit 
eintraten für Recht und Orbnung. 

Nicht Rühmens halber führen wir das an. Sollten wir etwa 
Gott vorhalten, daß wir nicht find wie andere Leute, oder follten 
wir bie Gunft der Mächtigen damit fuchen, daß wir zu verftehen 
geben, wir ‚feien eine Stübe der Macht? Aber wir dürfen nicht 
fhweigen gegen das Rühmen auf der anderen Seite, nicht durch 
Schweigen der fo verbreiteten Anfchuldigung Vorſchub thun, als fei 
die ganze Lehre unferer Kirche nicht vereinbar mit dem Gebote Got⸗ 
tes: feid gehorfam aller Obrigkeit; fondern müfjen ihr gegenüber 
alle Welt anrufen, daß fie nad) dieſen Thatfachen uns richte. 
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Am wenigften aber werbet ihr dadurch aufgebracht oder unficher 
werden, daß der Hirtenbrief, der die Bezeichnung beftimmter katho⸗ 
licher Lehren als Wahn fo fchwer aufnimmt, feinerfeits den ganzen 
evangelifchen Glauben als eine Nichtigkeit und als bloße Leugnung 
bezeichnet, indem er fragt: was dann, wenn der „Fatholifche Wahn‘ 
wirklich abgethan wäre, an feine Stelle treten folle? ob man, zumal 
da mit ihm jedes negative Zufammenhaltungsband der proteftirenden 
Beifter hinweggenonmen wäre, irgend eine artifulirte Glaubenslehre 
aufzuftellen vermöchte, für die fi) auch nur fo viele einzelne Be- 
fenner finden ließen, als die Fatholiiche Kirche Millionen von Be: 
fennern zähle? Wird doch diefe Frage Jahrhunderte hindurch immer 
wiederholt und Jahrhunderte durch wirft der evangelifche Glaube 
in unzähligen gefegneten Gegenden, ohne alle Beziehung zum Kas 
tholizismus, Heiligung, Gottfeligfeit und unfträflichen Wandel. Wir 
haben aber auch die Antwort auf jene Frage. Unfer Befenniniß 
ift artifulirt. Es ift poſitiv verzeichnet in unferen fombolifchen 
Büchern, vornehmlich in den 21 Lehrartifeln, welche unfere Väter 
auf dem KReichstage in Augsburg befannt haben. In der Kraft 
dieſes Glaubens find viele Taufende, der Vergebung ihrer Sünden 
durch Chrifti Blut gewiß, in Frieden entfchlafen; und dieſer Glaube 
ift noch heute der Troft unferer Seelen und die Verantwortung des 
Grundes unferer Hoffnung. 

So laſſet und den Weg, der vor ung ift, feſten Trittes wars 
deln. Iſt Gott für uns, wer will wider uns fein? Wachet, fteht 
im Glauben, feid männlid) und feid ftarf! Und alle eure Dinge 
laſſet in der Liebe gefchehen Cl. Kor. 16. V. 13 und 14). 


Berlin, den 29. Juli 1852. 
Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An das Königliche Konfiftorium zu Breslau. 


VII. 
Außerkirchliche Gemeinſchaften. 
— 17. 


Dem Königlichen Konſiſtorium theilen wir in der Anlage Ab⸗ 
fchrift einer Verfügung zur Kenntnißnahme mit, weldje wir unterm 
25.0. M. an das Königliche Konftftorium in Breslau in Beziehung 
auf die kirchliche Dualität und Behandlung folcher Perſonen ers 
Inffen haben, welche ohne in den Formen des Gefebes vom 30. März 


28 


1847 aus der Kirche ausgeſchieden zu fein, thatfächlich eine der lebte, 
ren feindfelige Parteiftelung durch Anfchluß an freie Gemeinden 
einnehmen. 

Berlin, den 3. Mär, 1852. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


: von Uechtritz. 
An fänmtliche Königliche Konflftorien. 


Das Königlihe Konfiftorium Hat in feinem Berichte vom 
29. Dezember v. 3. auf die Berlegenheiten aufmerffam gemadıt, 
welche nad) der gegenwärtigen Lage der Gefehgebung in Bezug auf 
die Kirchliche Qualität und Behandlung foldjer Perfonen erwachſen, 
welche, ohne in den Formen des Geſetzes vom 30. März 1847 aus 
der Kirche ausgeſchieden zu fein, thatfächlich eine ber letzteren feind⸗ 
liche Parteiftellung durch Anfchluß an freie Gemeinden einnehmen. 

Diefe Berlegenheiten beftehen darin, daß während die Staats 
gefeßgebung ein Ausfcheiden ſolcher Perfonen aus ihrer Kirche nur 
in: Folge einer in Gemäßheit des Geſetzes vom 30. März 1847 ab 
gegebenen gerichtlichen Austrittserflärung für vollzogen anfleht und 
nur den auf dieſe Weife ausgetretenen Gliedern der Kirche eim 
bürgerliche Rechtsform für die Beglaubigung ihrer Civilſtandsalte 
eröffnet, andererfeitS die Kirche fich folchen Berfonen gegenüber nicht 
felten in die Nothwendigkeit verfegt fehen wird, ihnen um ihres ber 
Kirche und ihren Ordnungen zuwiderlaufenden Verhaltens willen, ihre 
amtliche Hülfe bei vergleichen, der öffentlichen Beglaubigung be 
dürftigen Aften verfagen zu müflen. 

Es wird fi hiernach, insbefondere an einzelnen Drten, eine 
unter den gegenwärtigen Verhältniffen vielleicht nicht ganz geringe 
Anzahl von Perfonen vorfinden, welche, weil fie fich zu dee förmlichen 
Austrittserflärung aus der Kirche nicht entfchließen können, ber 
bürgerlichen Beglaubigung ihrer Eivilftundsafte entbehren, gleichzeitig 
aber auch, weil fie in ihrer feinpfeligen Stellung gegen die Kirche 
verharren, der Firchlichen Segnung und Beglaubigung in ihren 5% 
milienverhältniffen nicht theilhaftig werben. 

Wir erfennen diefe Hebelftände vollfommen an. - 

Der Grund derfelben liegt aber nicht in dee Mangelhaftigkeit 
ber bürgerlichen oder der Firchlichen Gefepgebung, fondern allein in 
der Unflarheit und Unentſchiedenheit der hier bezeichneten PBerfonen 
felbft, vermöge welcher diefelben es für zuläffig erachten, fich fort 
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bauernd als Glieder der Kirche anzufehen, ohne ſich dem Bekenni⸗ 
niffe und den Ordnungen berfelben unterwerfen zu wollen. 

Wenn daher, wie in dem gegenwärtigen Augenblide der Fall 
it, die Staatsbehörde nicht geneigt ift, der Unflarheit und Unent- 
fhievenheit folcher Individuen irgend welchen Vorſchub zu Teiften, 
fondern ihnen nur noch die Alternative offen läßt, fidy entweder mit 
ihrer Kirche und deren Orbnungen wieder auszuföhnen, oder ſich 
von derfelben völlig loszuſagen und ſich allein auf den Boden des 
bürgerlichen Rechts zu ftellen; fo hat die Kirche ihrerfeits Feine Ver⸗ 
anlaffung, diefe Auffaffung der Staatsgewalt zu bekämpfen, fofern 
ihr nur nicht die Freiheit ftreitig gemacht wird, gegen dieſe Perfo- 
nen die ihr zuftändigen Mittel geiftlicher Zucht und Beſſerung in 
Anwendung zu bringen. 

In diefer letzteren Beziehung ift aber die Freiheit und Selbſt⸗ 
Händigfeit der Kirche vollftändig anerfannt, und wird biefelbe ihre 
Aufmerkfamfeit nur dahin zu richten haben, daß fte dieſe ihre Freis 
heit mit der Weisheit, Milde und Feftigfeit gebrauche, deren es bes 
darf, um weder den bei einem ſolchen irrenden Gliede der Kirche 
etwa noch vorhandenen Zug der Anhänglichkeit an diefelbe gewaltfam 
zu ertödten, noch auch fich felbft und die ihr anvertrauten Heils- 
güter dem Trotze und der Willkür foldyer ihre abgewendeten Perfos 
nen Preis zu geben. Hierüber aber wird in jedem einzelnen Falle, 
nach der Individualität deſſelben, zunächſt die paftorale Weisheit 
des Pfarrers und in höherer Stufe das Königliche Konfiſtorium 
das Nöthige zu veranlafien haben. 


Berlin, den 25. Februar 1852. 
Evangelifcher Öberkirchenrath. 


von Uechtritz. 
An das Königliche Konfiſtorium zit Breslau. 


Auszug. 18. 


Auf den Bericht vom 13. d. M., betreffend das Ausſcheiden 
aus der Gemeinſchaft der evangeliſchen Landeskirche, eröffnen wir 
dem Königlichen Konfiftorium, daß wir uns mit dem Verfahren 
deffelben in dem in dieſem Berichte angezeigten Falle nicht einver- 
ſtanden erflären Fünnen. Der Mann, deffen Namen und Wohnort 
von dem Königlichen Konflftorium nicht genannt ift, hat nicht allein 
feinen bisherigen Pfarrer feinen Webertritt zu der Sefte der Baptiften 
ausdrücklich erflärt, fondern auch durch Annahme der MWiedertaufe 
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eine Handlung vorgenommen, welche mit den Befenniniflen der evan- 

gelifchen Kirche im entfchiedenften Widerſpruche ſteht. Der Pfarrer 

war daher nach $. 41 und 42, Theil II. Titel 11 des Allg. L. R. 

vollfommen befugt, dieſen Mann als einen anzufehen, welcher fid 

thatfächlih umd ausprüdlid von der evangelifchen Landeskirche 106: 

gefagt hat und die von Seiten des Gerichts ihm angefonnene Vor: 

nahme pfarramtlicher Handlungen an bemfelben abzulehnen. Bei 
dieſer Weigerung ftanden ihm die Vorfchriften der Verordnung vom 

30. März 1847 nicht entgegen. Die Verordnung vom 30. März 1847 

fegt Die Formen feft, deren Beobachtung erforderlich if, um von der 

bürgerlichen Beglaubigung ver Eivilftandsverhältnifie Gebraud zu 
machen. Sie hat aber nicht eine Nöthigung für die Diener der 
anerfannten Kirche herbeigeführt, folche Perſonen, welche ſich nad) 
$. Al und 42. Theil I. Titel 11 des Allg. 8. R. von ihrer Kirche 

Iosgefagt haben, deſſen ungeachtet und fo lange als Glieder der 

Kirche anerkennen und ihnen pfarramtlich dienen zu müſſen, bis fie 

bie in der Verordnung vom 30. März 1847 vorgefchriebenen bürger: 

lichen Formen erfült haben; vielmehr trifft der Nachtheil, welder 
für die Betheiligten daraus erwächft, daß fie ſich von der Ordnung 
ihrer Kirche losſagen, ohne gleichzeitig die Bedingungen für die neue 
bürgerliche Ordnung ihrer Civilſtandsverhaͤltniſſe zu erfüllen, nur 
diefe Perfonen feldft, nicht die Kirche. Wir hätten daher gewünſcht, 
daß das Königliche Konfiftorium ben betreffenden Geiftlichen gegen 
die Anmuthungen des Kreiögerichts in Schub genommen und dem: 
jelben entgegnet hätte, daß ber betheiligte Mann nad) dem Bekennt 
niffe und den Ordnungen unferer Kirche nicht mehr als Glied der⸗ 
felben anerfannt werden könne, und daß daher das Pfarramt mit 
ihm nichts mehr zu thun habe. 
Eines neuen Geſetzes bedarf es für die von dem Königlichen 
Konſiſtorium erwähnten Fälle nicht; vielmehr ergeben Die beſtehenden 

Geſetze mit Hülfe der in unferem Erlaffe an das Konfiftorium zu 

Breslau vom 25. Februar d. J. (mitgetheilt durch Eirfular vom 

3. März) entwidelten Grundfäge eine hinreichend fichere Baſis. 

Es laſſen ſich drei Fälle unterfcheiden: 

1. Hat ein Individium feinen Austritt aus der Kirche in den 
Hormen der Verordnung vom 30. März 1847 vollzogen, fo 
ift damit fein Ausfcheiden aus derfelben kirchlich und bürger 
lich Fonftatirt, und das Pfarramt hat dafjelbe als ein ſolches 
zu behandeln, welches der Kirche nicht mehr angehört. Der 
Ausgefchiedene gilt als ein der Kirche fremdes Glied, und 
bleibt nur noch in foweit Gegenftand der Sorge und Fürbitte 
derfelben, als diefelbe nicht aufhören darf, auch die Rückkehr 
der Abgefallenen der Gnade Gottes zu empfehlen. 

2. Ganz in gleicher Weile hat das Pfarramt fich zu verhalten, 
wenn ein Glied der evangelifchen Kirche entweder durch aus⸗ 
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drückliche Erklärung vor dem Pfarrer, ober durch folche SUB, 
lungen, welche unzweifelhaft als ein Bruch mit dem Be- 
fenntniffe und den Ordnungen unferer Kirche anzufehen find, 
wie 3. B. die Annahme der MWiedertaufe, ſich von berfelben 
Iosgefagt hat. Ob in diefem Falle die gerichtliche Austritts- 
erflärung nach Vorfchrift der Verorbnung vom 30. März 1847 
binzugetreten ift, oder nicht, ift für das Pfarramt und die 
Kirche gleichgültig. Der Betheiligte ift durch feine Erflärung 
vor dem Pfarrer oder durch feine unzweideutige Handlungs» 
weife aus der Kirche ausgefchievden, und Fanıı nur, wer, er 
reumüthig wieder zurüdfehrt, durch einen neuen Aft in viefelbe 
wieder aufgenommen werben. 

3. Der dritte Fall ift endlid, wenn auf Seiten des Betheiligten 
zweideutige Handlungen und Erflärungen vorliegen, welche 
nur eine bedenkliche Stellung deſſelben zu dem Befenntnifje 
und den Ordnungen der Kirche befunden, ohne eine entfdjie- 
dene Losſagung von derfelben auszudrüden; wie folches bei- 
fpielsweife bei der Sefte der Irvingianer ver Fall zu fein pflegt. 

Für dieſe Fälle tritt die Seelforge und die SKirchenzucht in 
ihe Recht. 

Wir haben durch unferen Erlaß vom 15. Februar d. J. Die 
Gefichtöpunfte angegeben, nach welchem in biefem dritten Falle zu 
verfahren ift; daß die Geiftlichen irregeleiteten und ungewiffen Seelen 
ſich nicht entziehen, fondern den in ihnen etwa noch vorhandenen 
Zug der Anhänglichkeit an die Kirche mit Liebe pflegen, daß fie 
aber auch andererfeits, wo ihnen Trotz und Willführ begegnet, die 
Kirche und ihre Heildgüter nicht den von ihr abgewendeten SBerfonen 
Preis geben follen. 

Berlin, den 21. Auguft 1852. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 
In Vertretung: v. Mühler. 
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Union und Belenntnig. 
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1. 


——— — 


Das Koͤnigliche Konſiſtorium hat in ſeinem Berichte vom 10. De⸗ 
zember v. J. die Schwierigkeiten weiter auseinandergeſetzt, welche in 
Folge der von uns unter dem 11. November v. J. ertheilten An⸗ 
weiſung in Beziehung auf den Gebrauch des konfeſſionellen Namens 
der Gemeinden in Vokationen und ſonſtigen amtlichen Urkunden bei 
demſelben ſich herausgeſtellt haben, und um die Bezeichnung ob⸗ 
jektiver Kriterien gebeten, nach welchen in ven einzelnen Fällen 
zu verfahren fei. 

Wir haben gu diefem Ende die der Allerhöchften Ordre vom 
30. April 1830 vorausgegangenen Verhandlungen nochmals forgs 
fältig durchgefehen, und theilen wir dem Königlichen Konfiftorium 
zunächft dad Ergebniß dieſer Prüfung in Nachftehendem mit. 

Die Alterhöchfte Ordre vom 30. April 1830 ift auf Grufb 
eines von dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten an des Kö⸗ 
nigs Majeftät erftatteten Immebiatberichts vom 16ten deſſelben Mo- 
nats ergangen, deſſen Zwed es war, im Hinblide auf die bevor» 
ftehende Sefularfeier der Uebergabe der Augsburgifchen Konfeſſton, 
weitere Vorfchläge zur Förderung des im Jahre 1817 begonnenen 
Unionswerfes zu machen. Zu diefem Ende werden zweierlei Kate- 
gorien von Vorfchlägen gemadt. Es müffe nämlich, fagt der Bericht, 

1. die allgemeine Form feftgefegt werden, unter weldyer die Union, 
als bei den einzelnen Gemeinden vollendet, fih Außerlicdh 
anfünbigen folle, und 

2. durch einige Beftimmungen den Hinderniffen vorgebeugt wers 
den, welche die perfönliche Abneigung gegen fe, das Halten 
auf hergebrachte Rechte, und die Ruͤckſicht auf pefuniäre 
Vortheile dem Beitritte zu ihre, und der völligen Vers 
ſchmelzung unirtee Gemeinden entgegen ftellen Fönnen. 
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Unter den Maßregeln der erften Kategorie wird zunächft em- 
pfohlen, die Annahme des Unionsritus, beftehend in dem Brechen 
des Brodes bei der Austheilung des heiligen Abenpmahls, als den 
ſymboliſchen Ausdruck des Beitritts zur Union zu erklären; for 
dann aber in folgender Weife fortgefahren: 

„Neben diefem fombolifchen Ausdrude des Beitrittö zur Union 
fteht eine zweite Art ſich dafür zu erflären, jedoch fo, daß jener 
dabei nit fehlen darf. Es ift das Aufgeben des der Konfeffion 
(reformirt oder Iutherifh) eigenthümlichen Unterfcheidungsnamens. 
Scheint auch eine urkundliche Verzichtleiftung auf venfelben, 
wo fie ohne Schwierigkeit zu erlangen ift, wünfchenswerth, fo if 
es doch nicht rathſam, auf diefer Formaltiät zu beftehen, indem da 
durch Bedenken und Wivderfpruch bei den Gemeinden erregt werben 
Fönnte. Daher dürfte e8 zwedmäßig fein, die bloße Erklärung 
für gültig zu erachten, daß man bie unterfcheidende Konfeſſtons⸗Be⸗ 
nennung fallen laſſe. Dem Abgeben einer foldhen Erklärung Fönnte 
bei einzelnen Gemeinden die Beforgniß entgegentreten, daß fte viel 
leicht an ihren Rechten und Stiftungen einen Verluft erleiden Fönnten, 
daher würde eine, dieſes Bedenken befeitigende Allerhöchfte Dekla— 
ration erforderlich fein, auf welche ich fpäter zurückzukommen nicht ver 
fehlen werde. Ich halte es für das Angemeflenfte, durch die General: 
Superintendenten bei den Geiftlihen und Gemeinden auf die Errei⸗ 
hung des mit obigen beiden Maßregeln beabfichtigten Zweckes nod 
vor dem Subelfefte wirken zu laflen, und die Konftftorien und Ru 
gierungen von dem, was gefchehen, zu unterrichten, und ihnen bie 
Mitwirfung dazu zur Pflicht zu machen. Euere Königliche Majeftät 
bitte ich allerunterthänigft mich zu der fraglichen Inftruftion an bie 
General» Superintendenten und die betreffenden Provinzialbehörben 
allergnäbigft autorifiren zu wollen.” 

Auf diefen Bericht ergingen die dem Königlichen Konftfloriu 
bereits befannten weiteren Anorbnungen, in der Allerhöchften Orbre 
vom 30. April 1830 und in dem Girkular- Refkript vom 5. Mai 
defielben Jahres. 

Bleibt man bei diefen Feſtſetzungen allein flehen, fo ergiebt fid 
daraus, daß 

1. die Bezeichnung „evangeliſch“ damals als ein äußerliches 
Kennzeichen der in einer Gemeinde vollzogenen Union an 
gefehen wurde, daß aber die Anwendung berfelben 

2. in jedem einzelnen Falle einen befonveren, von der Annahme 
des Unionsritus verfchiedenen Akt dee Gemeinde voraus 
febte, welcher zwar an feine beftimmte Formalität gebunden 
war, dennoch aber, wie jede Thatfache, durch glaubhafte 
Beweismittel Fonftatirt fein mußte. | 

Diefe, aus der Allerhöchften Orbre vom 30. April 1830 fid 
ergebenden Folgerungen reichen «aber nicht aus, um für die Enk 
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ſcheidung ber Frage, ob eine Gemeinde mit der Bezeichnung „evans 
geliſch“ oder „evangeliſch⸗lutheriſch“ refp. „ evangelifchsreformirt 
zu benennen fei, gegenwärtig den Firchlichen Behörden einen ficheren 
objektiven Anhalt zu gewähren. Während nämlich dem in der Aller: 
höchften Ordre vom 30. April 1830 angenommenen Sprachgebraudhe 
zufolge die Benennung „evangeliſch“ nur dazu beſtimmt war, dies 
jenigen unirten Gemeinden zu bezeichnen, welche durch einen befon- 
deren Akt diefe Benennung ausdrüdlidh angenommen hatten, hat 
diefelbe in der Folge, theild durch die Uebung, namentlich aber 
durch fpätere öffentliche ſtaats- und Tirchenrechtliche Akte eine ſolche 
umfaffendere Bedeutung gewonnen, daß diefelbe gegenwärtig nicht 
blos einen Theil der unirten Gemeinden, fondern alle Gemeinden, 
ohne Unterfchied des Bekenntniſſes, welche der Landesfirche ange⸗ 
hören, zu begreifen pflegt. In diefem Sinne ift die Bezeichnung: 
„evangeliſch“ namentlicy in der Generalfonzeffion vom 23. Juli 1845, 
in dem Allerhöchften Patente vom 31. März 1847 und in der Vers 
faflungsurfunde vom 30. Januar 1850 Artifel 15 gebraucht, und 
drückt diefelbe in diefen Urkunden den Gegenſatz fowohl gegen die 
römifche Kirche, als auch gegen diejenigen Kirchengemeinſchaften 
aus, welche ſich von dem Iandesherrlichen Kirchenregimente gefondert 
haben, oder einer öffentlichen Anerkennung nicht genießen. 

Wir halten es aus mehr als einem Grunde für bedenklich, 
und unter Umftänden fogar für die Rechte einzelner Gemeinden für 
bevroblich, von dieſer in neuerer Zeit aufgefommenen, und mit dem 
Sprachgebrauche zur Zeit des deutfchen Reichs im wefentlichen übers 
einftimmenden Bezeichnungsweife gegenwärtig grundfäglidy wieder 
abzugeben, und die Bezeichnung „evangelifch‘” nah Maaßgabe der 
Allerhöchften Ordre vom 30. April 1830 auf Diejenigen unirten Ges 
meinden zu befchränfen, welde dieſe Bezeichnung ausdrücklich an- 
genommen haben. Bielmehr müflen wir dem Königlichen Konfiftos 
rium empfehlen, die Bezeichnung „evangeliſch“ der Regel nad 
auch fernerhin bei allen unter deflen Autorität ftehenden Gemeinden, 
ohne Unterfchien des Bekenntniſſes, als die übliche und gewöhnliche 
beizubehalten. 

Eine Ausnahme von diefer Regel fcheint uns nur in zwei Fällen 
begründet zu fein; nämlich: 

1. in dem Falle, wenn eine nähere Bezeichnung des Bekenntniß⸗ 
ftandes, fei e8 zur Unterfcheivung der Gemeinde von anderen 
an demfelben Orte befindlidyen Gemeinden, fei e8 wegen ber 
Beziehung der auszufertigenden Urkunde auf das Befenntniß, 
nothwendig iſt, oder 

2. wenn von legitimirten PBerfonen der Gebrauch einer beftimms 
teren Eonfeffionellen Bezeichnung ausprüdiich in Antrag ger 
bracht wird. 

In dem erfteren Falle, welcher namentlich bei Vokationen ein- 
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tritt, wird eine nähere Bezeichnung des Fonfeffionellen Charafters 
der betreffenden, evangelifhen Gemeinde durch den Zufaß: Intheri- 
fhen over Augsburgifchen Befenntniffes, reſp. reformirten Befennt- 
niffes, aber auch nur dann erforverlich fein, wenn nicht Die Voka⸗ 
tion felbft ſchon durch Nennung der verpflichtenden Bekenntnißſchriften 
den Befenntnißftand außer Zweifel gefegt hat. Demgemäß find wir 
in dem uns vorgelegten alle, betreffend die Ausftelung einer Kon⸗ 
firmation für die dem Geiftlihen in D. ausgeftellte Vofation, der 
Meinung, daß es in diefem Kalle, wo der Befenntnißftand der Ge- 
meinde durch Nennung der YAuguftana, der Apologie, der beiden 
Katechismen Luthers und der Schmalfaldifchen Artifel mit völliger 
Beſtimmtheit bezeichnet ift, einer Wiederholung des Prädifats ,‚evans 
gelifch- Iutherifch in der Konfirnfution nicht bedarf, und würden 
wir eine gefliffentliche Betonung dieſes Iegteren Sprachgebrauch in 
amtlichen Erlafien um fo weniger empfehlen fönnen, als felbft ent 
fchiedene Bekenner des Iutherifchen Bekenntniſſes durch andere Be 
zeichnungen, wie 3. B. durch Bezeichnung der Iutherifchen Kirche als 
„die Kirche deutfcher Reformation’ den Bedenken zu begegnen bes 
fliffen find, welche fchon von dem Apoftel an die Benennung drift- 
licher ©emeinfchaften nady menfchlichen Namen geknüpft wurben. 

Wird dagegen von Patronen, Geiftlichen oder Gemeinden bie 
Bezeihnung einer Amteftelle oder einer Gemeinde mit dem Namen 
einer evangelifch-Iutherifchen oder einer evangelifch-reformirten 
ausbrüdlih beantragt, und liegen nicht etwa ältere, ausbrüdliche 
Gemeindebeſchlüſſe dazwilchen, fo hat, unferes Dafürhaltens, bie 
Kirchenbehörve Fein Recht, ihnen ihren hiftorifch- berechtigten Sons 
feffionsnamen vorzuenthalten. 

Wir fönnen daher dem Königlichen Konftftorium nur empfehlen: 

1. bei allen, der amtlichen Autorität deſſelben untergebenen Ge 

. meinden, ohne Unterfchied des Befenntniffes, die Bezeichnung 
verfelben als „evangeliſche“ Gemeinden ald gewöhnliche Regel 
und Sprachgebraud feftzuhalten; 

2. in denjenigen Fällen aber, wo eine nähere Bezeichnung des 
Befenntnißftandes nothwendig if, wie namentlid) bei der Aus- 
ftelung von Vofationen und Sonfirmationen, diefe Bezeichnung 
durch den beizufügenden Zuſatz: „lutheriſchen“ oder „Augs⸗ 
burgifchen Belenntniffes” reſp. „reformirten Bekenntniſſes“ 
eintreten zu laſſen, falls nicht etwa durch die in der Urkunde 
ſelbſt enthaltenen, ſonſtigen unzweideutigen Hinweiſungen auf 
den Bekenntnißſtand dieſer Zuſatz überflüſſig wird; und 

3. denjenigen Patronen, Geiſtlichen oder Gemeinden, welche die 
Bezeichnung „evangeliſch reformirt“ oder „evangeliſch⸗luthe⸗ 
riſch“ ausdrücklich in Anſpruch nehmen, dieſe Bezeichnung, 
ſofern nicht klare Alte aus früherer Zeit entgegenſtehen, ohne 
Anftand zu Theil werben zu laffen. 
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Sollte das Königliche Konfiftorium nach diefen Gefichtspunften 
in einzelnen Fällen noch fernere Zweifel hegen, fo find wir gern 
erbötig, demfelben zur Löfung diefer Zweifel mit unferem Rathe 
behülflich zu fein. | 

Berlin, den 7. Februar 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. _ 


v. Uechtritz. 
An das Königliche Konfiflorium zu N. 


2. 


nn — 


Ueber die zahlreichen Eingaben, welche auf Veranlaflung ver 
Allerhöchften Ordre vom 6. März v. 3. an uns gerichtet worben 
find, haben wir für nöthig gefunden, an Se. Majeftät den König 
allerunterthänigften Bericht zu erftatten. Hierauf ift die in Abfchrift 
angefchloffene Allerhöchfte Ordre vom 12ten d. Mts. ergangen, in 
welcher des Königs Majeftät den Gefichtspunft zu bezeichnen geruht 
haben, von welchem Allerhöchftdiefelben allergnädigft erwarten, daß 
er von und und den Königlichen Konftftorien ſtets feftgehalten, und 
daß allen damit nicht vereinbaren Folgerungen, die aus der Aller: 
höchften Ordre vom 6. März v. 9. gezogen worden find, werde entge- 
gengetreten werden. Indem wir erfigedacdhte Allerhöchfte Ordre den 
Königlichen Konfiftorien zur Nachachtung und amtlichen Mittheilung 
an die Herren Superintendenten zufertigen, fügen wir hinzu, daß 
wir eine Veröffentlichung durch die Zeitungen nicht für angemeflen 
gehalten haben. 


Berlin, den 27. Juli 1853. 


Evangeliſcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An ſaämmtliche Königliche Konſiſtorien. 


Anlage. 


Ich bin auf den Bericht des Evangeliſchen Oberkirchenraths vom 
4. November v. J. damit einverſtanden, daß ed zur Vermeidung eines wei⸗ 
teren unfruchtbaren Streites über Prinzipien angemeſſen iſt, auf die ver⸗ 
ſchiedenen, einander oft ganz entgegengeſetzten Vorſtellungen, welche ſich an 
Meinen Erlaß vom 6. März v. I. geknüpft Haben, nicht Beſcheide allge- 
meinen Inhalts ergehen zu laflen, ſondern ſtets konkrete Beſchwerden und 
Anträge zu erwarten. Ich nehme jedoch von dem Berichte zugleich Veran 
laſſung, dem Evangelifchen Oberkirchenrathe Folgendes zu eröffnen. Es 
hat Mein gerechtes Mipfallen erregt, daß, wie Ich Died aus dem erflatteten 
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Vortrage entnehmen muß, Mein Erlaß vom 6. März v. I. mehrfache un 
zuläffige Deutungen erfahren hat, und daß insbeſondere viele Beiftliche ihren 
fubjektiven Standpunkt mit dem der ihnen anvertrauten Gemeinven iventi« 
fizirend und ihre perfönlichen Anſichten in viefelben hineintragend, die Ge⸗ 
müther durch Erregung der Beforgniß vor der einerfeitd3 dem Befenntniß« 
flande oder andererfeitd der Union drohenden Gefahr beunruhigt Haben. 
Wenn der Zwei Meined gedachten Erlafſſes allerdings dahin ging, dem 
Bekenntniffe innerhalb der enangelifchen Landeskirche den Schuß zu gewähe 
ren, auf welchen es einen, nur mit Unrecht bezweifelten Anfpruch Hat, fo 
konnte e8 doch nicht Meine Abficht fein, die von Meinem in Gott ruhenden 
Herrn Vater begründete Union der beiden evangelifchen Kirchengemeinfchaften 
zu flören oder gar aufzuheben und dadurch eine Spaltung der Landeskirche 
herbeizuführen, welche, wie dies auch der Evangelifche Oberfirchenrath aud« 
führt, nicht flattfinden Fönnte, ohne die feit einer Tangen Reihe von Jahren 
begründeten rechtlichen DBerhältniffe zu verwirren, viele Gewiflen zu bes 
fehweren und den alten Streit der Konfeffionen zu erneuern. Ich erwarte, 
daß von den Eoangelifchen Oberfirchenrathe und den Konfiftorien dieſer 
Gefichtöpunft ſtets feftgehalten und allen damit nicht vereinbaren Kolges 
rungen, welche aus Meiner gedachten Ordre gezogen worden find, entgegen 
getreten werde. Insbeſondere aber muß auf das Gewifienhaftefte darüber 
gewacht werben, daß nicht durch Fonfeffionelle Sonverbeftrebungen die Ord⸗ 
nung der Kirche untergraben, und nicht, wie es vorgefommen fein foll, 
Spnodalverfammlungen, ja fogar einzelne Geiftliche befchließen, die Bezeich⸗ 
nung ald Evangelifche Gemeinden und den Uniondritus aufzuheben. Die 
Kirchenbehörvden haben forgfältig darauf zu halten, daß foldye Verſuche, 
die Ordnung der Kirche anzutaften, nicht ungeahnvet gelaffen werden und 
daß Abweichungen von den Orbnungen der evangelifchen Landeskirche in 
einzelnen Gemeinden nur auf den übereinftimmenden Antrag der Geiftlichen 
und Gemeinden bei ihnen zur Berathung kommen und nur erfolgen dürfen 
nah Erfchöpfung aller Mittel der Ermahnung und nach Tebenvigfter Vor⸗ 
ftellung der ſchweren Berantwortlichkeit vor dem Herrn, welche Spaltung 
Seiner Kirche auf dad Haupt der Urheber und Theilnehmer herabruft. 
Sansſouci, den 12. Juli 1853. & 
Friedrich Wilhelm. 


An den Evangeliſchen Oberkirchenrath. 


1. 
Gottesdienft. 


3. | 
Die Einführung der Allgemeinen Preuß. Landes-Agende vom 
Jahre 1829, welche nach Inhalt des von Sr. Majeftät dem Könige 
Allerhöchſt volzogenen Berfündigungserlafies dazu beſtimmt geweſen 
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ift, am Stelle eingerifienee Unoronung und Willkür eine auf den 
Traditionen des Zeitalter der Reformation beruhende, heilfame fefte 
Ordnung und Einhelligfeit der gottesdienftlichen Handlungen und Ge⸗ 
bräuche wieber herzuftellen, ift, wie befannt, zu feiner Zeit in der 
Weiſe erfolgt, daß unter Feſthaltung gemeinfamer leitender Grund⸗ 
füge für die gottesvienftlihe Ordnung In der gefammten evangeli- 
fchen Landeskirche, gleichzeitig auch auf das in den einzelnen Pro- 
vinzen Herfömmliche gebührende Rüdficht genommen werden follte. 
Demgemäß find für die verfchiedenen Provinzen ebenfo viele befon- 
dere, in den Grundzügen übereinftimmende, in den Einzelnheiten des 
liturgiſchen Materials aber mehr oder minder von einander abwei- 

chende Provinzial» Agenven erlafien worben. | 

Diefe Provinzials Agenden haben gegenwärtig feit zwanzig Jah⸗ 
ven und länger in unverfennbarem Segen beftanden, und in der 
Breußifchen evangelifchen Landeskirche die Erinnerung an die litur- 
gifchen Schäge früherer chriftlicher Zeiten in den Gemeinden in einem 
Maaße theils erhalten, theils wiedergewedt, wie ſolches ohne dieſe 
kirchliche Schöpfung Sr. Majeftät des Hochſeligen Königs nicht in 
gleichem Maaße der Fall gewefen fein bürfte. 

Auf der andern Seite hat aber aud) die Erfahrung diefer lets 
verflofienen zwanzig Jahre bewiefen, daß die Aufgabe der Kirche in 
der Herftellung würdiger und dem evangelifchen Bekenntniſſe ent- 
fprechender Formen des evangelifchen Gottesdienſtes und der geift« 
lichen Handlungen mit jenee Schöpfung nicht für abgefchloffen er- 
achtet werben darf, fondern daß auch der Gegenwart und der Zufunft 
hierin noch eine reiche Arbeit vorbehalten bleibt. Diefe Erfenntniß 
und das Bedürſniß eines weiteren Fortfchrittes auf dem liturgifchen 
Gebiete ift jedoch nicht überall in den firchenordnungsmäßigen Bahnen 
und Schranfen geblieben, fondern es haben fich, zum Theil mit Wiffen 
und Genehmigung der firchlichen Oberen, zum Theil ohne deren Mits 
wirfung, an nicht wenigen Orten Abweichungen von der landesfirch- 
lichen Liturgie und Agende gebildet, deren innere, fachliche und bes 
fenntnißmäßige Berechtigung mehr oder minder behauptet oder in 
Frage geftelt wird. 

Sn diefer Lage der Sache iſt e8 uns als ein Bedürfniß ers 
ſchienen, zunächſt eine Meberficht über die in den einzelnen Pros 
vinzen in Uebung gekommenen hauptfächlichften Abweichungen von 
der Agende von 1829 zu gewinnen, fei es, daß diefelben auf be- 
fonderen gefchichtlichen Traditionen der Provinz und ihrer einzelnen 
Theile, fei e8, daß fie auf Eonfeffionellen Gründen beruhen. 

Wir glauben vorausfegen zu dürfen, daß das Königliche Kon⸗ 
fiftorium ohne eine fyezielle Umfrage in den einzelnen Synoden und 
Gemeinden, welche wir um der damit leicht verbundenen Aufregung 
willen vermieden zu wiſſen wünfchen, im Stande fein werde, über 
den Beftand der Liturgifchen Webung in ber dortigen Provinz ges 
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nügende Auskunft zu eriheilen, und veranlafien wir daher daſſelbe; 
innerhalb einer Friſt von drei Monaten näher anzugeben, 

1. welche Abweichungen von ber in der Provinz geltenden Pro: 
vinzials Agende in den einzelnen Gemeinden, fei es in der Ord⸗ 
nung des Öffentlichen Gottesdienſtes, ſei es in der Feier der 
Saframente und bei Verrichtung der pfarramtlichen Hand: 
lungen hauptfähli von dem Königlichen Konftftorium wahrs 
genommen worden find, und über welche Kreife und Klaſſen 
von Gemeinden dieſe Abweichungen fich erftreden; 

2. auf welchen Gründen dieſe Abweichungen beruhen, ob ind 
befondere auf Iofalen oder territorialen Befonderheiten, oder 
auf dem konfeſſionellen Charakter der einzelnen Gemeinden 
und Geiſtlichen; 

3. welche diefer Abweichungen das Königliche Konfiftorium für 
folhe erachtet, die einer näheren Beachtung von Seiten des 
Kirchenregiments bebürfen möchten, fei ed, daß es für dies 
felben eine geordnete Firchenrechtlicdde Anerkennung zu gewähs 
ren, fei es, daß es diefelben der Freiheit der Geiftlichen oder 
der Gemeinden zu überlafien, fei es endlich, Daß es dieſelben 
mit Entfchienenheit zu reprobiren und deren Abftelung zu 
fordern habe. 

Schließlih geben wir dem Königlichen Konftftorium anheim, 
eine Weberficht der in der Provinz im Gebrauche befindlichen, be 
fonderen liturgifhen Sammlungen und Hülfsmittel aufzuftellen und 
Diejenigen derfelben beſonders zu bezeichnen, welche bei einer fünftig 
etwa in das Auge zu faflenden Revifton oder Ergänzung der Pros 
vinzials Agenden eine vorzügliche Beachtung verbienen möchten. 

Berlin, den 5. September 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An fämmtliche Königliche Konflflorien. 


4. 

Die Bamilienereigniffe aus dem Bereiche des Haufes Sr. Mas 
jeftät des Königs unferes allergnäbigften Herrn, in deren Folge 
kirchliche Kundmachungen, Danffagungen und Yürbitten zu veran- 
ftalten find, werben der Regel nad) Seitens des Allerhöchften Hofes 
dem Herrn Miniftee der geiftlichen Angelegenheiten Behufs der in 
Beziehung auf beide im Staate anerkannte Konfeſſionen weiter er 
forderlihen Veranlaſſung in einer zufammenfaffenden Benachrichtis 
gung mitgetheilt. 
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In Fällen diefer Art ift, mit Hinficht auf nöthige und wün⸗ 
enswerthe Befchleunigung, die Einrichtung als zwedmäßig erach⸗ 
‚ daß von dem Herrn Minifter der geiftlichen Angelegenheiten vie 
orderlihen Eröffnungen an die Königlichen Konfiftorien unmittels 
e ergehen. Im Einvernehmen mit Sr. Excellenz feßen wir, im 
nblik auf die beftehenden Reflortvorfchriften, von dieſer Eins 
htung das Königliche Konfiftorium hierdurch, Behufs der Beach- 
ig in den eintretenden Fällen, in Kenntniß. 


Berlin, den 27. September 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
fammtliche Königliche Konfiflorien. 


5. 


ee — 


Auf den Bericht des Königlichen Konſiſtoriums vom Iften d. M., 
treffend das alte Myliusfche Gefangbuch, erkennen wir bierburd an, 
ß das genannte Gefangbuch, weldyes in der Auswahl und in den 
ten der darin aufgenommenen Lieder dem Befenntniffe der evan- 
lifchen Kirche nicht entfpricht, für den öffentlichen Gottesdienſt und 
e die häusliche Erbauung nicht ferner al8 geeignet angefehen wer- 
n fann, und daß daher daflelbe, wo es noch im Gebrauch iſt, 
n Amtswegen auf die fürzefte und einfachfte Weiſe befeitigt wer- 
n muß. 

Demgemäß beauftragen wir das Königliche Konſiſtorium, dieſe 
fere Entfcheidung den Geiftlichen ‚derjenigen zwölf Gemeinden der 
rovinz Sachſen, welche fich dieſes Geſangbuchs zur Zeit noch bes 
men, zu eröffnen, und von benfelben unverzüglich Vorfchläge zu 
fordern, wie mit der Befeitigung dieſes Geſangbuchs in ihren Ges 
einden ferner zu verfahren, und welches andere Ältere oder neuere 
efangbuh, in welchem ſich die Kernliever unferer evangelifchen 
che in möglichft reinen Texten finden, an deſſen Stelle einzu⸗ 
hren fein dürfte; auch nach forgfältiger Prüfung dieſer Vorfchläge 
en mit beftimmter Anweifung für ihr ferneres Verfahren 
verfehen. 

Mir machen dem Königlichen Konſiſtorium die nachbrüdliche 
erfolgung dieſes Gegenftandes zur befonderen Pflicht, und geben 
18 der Hoffnung hin, daß. fpäteftend mit dem Beginn des neuen 
irchenjahrs das nicht ferner zu geftattende Myliusfche Gefang- 
ich aus den gedachten zwölf Gemeinden verfchwunden fein werde. 

Sollten fid) wider Erwarten in einer dieſer Gemeinden Schwie- 
jfeiten erheben, welche zu überwinden das Königliche Konſiſtorium 
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nicht im Stande fein follte, fo wollen wir darüber ſpeziellen Bericht 
des Koͤniglichen Konſiſtoriums erwarten. 
Berlin, den 7. Dezember 1853. 


Evangeliſcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An das Koͤnigliche Konfiſtorium zu Magdeburg. 


6. 

Des Königs Majeftät haben allergnädigft anzuordnen geruht, 
dag in das allgemeine Kirchengebet eine Fürbitte für die von ven 
Ungläubigen verfolgten Ehriften, und infonverheit für die verfolgten 
Befenner des evangelifchen Glaubens, aufgenommen werde. 
haben hierauf ein Formular einer folchen .Fürbitte, zugleich aber auch 
eine kürzere Faſſung der Fürbitte für die Miffion allerunterthänigf 
in Borfchlag gebracht, und beide find von des Königs Majeftät mit 
telſt Allerhöchften Erlafies vom 12ten d. Mits. genehmigt worden. 
Demnach fol das allgemeine Kirchengebet in Zufunft alfo lauten: 

„. ... Herr Bott, himmliſcher Vater, wir bitten Dich, Du wollel 
Deine chriftliche Kirche mit allen ihren Lehrern und Dienern durch 
Deinen heiligen Geift regieren, daß fie bei der reinen Lehre Deines 
Wortes erhalten, der wahre Glaube in uns gewedt und gefärkt 
werde, auch Die Liebe gegen alle Menfchen in und erwachfe und 
zunehme. Segne nad Deiner Verheißung die Predigt 
des Evangeliums zur Ausbreitung Deines Reiches 
auch unter Heiden und Juden, und laß Dir den 
Dienft Deiner Knechte an diefem Werke wohlgefallen. 
Wende die Augen Deiner Barmherzigkeit auf Alle, 
die Deinen Namen befennen, und die unter dem Joche 
der Ungläubigen feufzen, fei aber infonderheit alle 
denen gnädig und barmberzig, bie mit uns denfelben 
theueren Glauben empfangen haben, dermalen abe 
noch in vieler Gefahr, Noth und Verfolgung leben. 
Laß, o Herr, Deine Gnade groß werden” un. ſ. w. | 

Mir fegen das Königliche Konftftorium von dieſem Allerhoͤch⸗ 
fien Befehl hierdurch in Kenntniß und veranlaffen Daffelbe, die Geiſ⸗ 
lichen Seines Aufſichtsbezirkes fchleunigft mit der entfprechenden An 
weifung zu verfehen. 

Ä Berlin, den 19. Dezember 1853. 


vangelifcher ©berkirchenrath. 


von Uechtritz. 
An ſaͤmmiliche Königliche Konflflorien. 


11 


III. 
Pfarramtliches. 





7. 
Das Königliche Konſiſtorium zu Stettin bat in einem neuer⸗ 
ings ergangenen Erlaſſe vom 5ten d. Mis, — von weldhem das 
eönigliche Konfiftorium einen Abdruck mitgetheilt erhalten haben 
sird, — Die Geiftlichen feines Bereichs wiederholt darauf aufs 
serffam gemacht, von welcher großen Bedeutung eine thätige Theils 
ahme der Beiftlidyen bei der Beerdigung ihrer Mitglieder auch in 
en Fällen, in weldyen ſolche nicht ausprüdlich begehrt worden ift, 
nd wie wichtige Anfnüpfungspunfte fich grade am Sarge der Ans 
ehörigen ergeben, um den Familien feelforglicd nahe zu treten. 
Wir find mit den von dem Königlichen Konfiftorium in biefem 
frlafje hervorgehobenen Gefichtspunften völlig einverflanden, und 
yünfchen wir, daß diefelben auch in den übrigen Provinzen aufs 
teue forgfältig erwogen und wenn nöthig in ähnlicher Weife in 
trinnerung gebradyt werden mögen. — — — — 
Berlin, den 29. März 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
In ſaͤmmtliche Königliche Konſiſtorien. 


8. 

Wenn in unſerem Erlaſſe vom 10. Juni 1851, das Verhalten 
ee evangelifchen Kirche und ihrer Diener gegen die Glieder der ſo⸗ 
enannten freien Gemeinden betreffend, (deſſen Grundſätze nach un- 
zer Berfügung vom 14. Juli 1851 auf alle Gemeinfchaften Ans 
yendung finden, die ſich von den öfumenifchen Bekenntniſſen los⸗ 
efagt haben) ausgefprochen worben ift, daß die von Dienern ſolcher 
demeinden verrichteten Taufen, Konfirmationen und Kopulationen 
» unferer Kirche nicht als wirkſam anerkannt werben koͤnnen: fo 
t Died, was namentlich die Kopulationen betrifft, fo mißverftanden 
orden, ald wenn die von Dienern ber freien Gemeinden eingefeg- 
eten Ehen auch dann nicht anzuerkennen wären, wenn fie nach. 
ee Berorbnung vom 30. März 1847 durch Erflärung vor dem. 
tichter gefchloffen worben find. Es kann aber nie Grundſatz der 
vangeliichen Kirche fein, Ehen, weldje vom Staate als gültig be 
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trachtet werden, die Fircdhliche Anerkennung zu verfagen, es wär 
denn, daß fe, wegen bireften Widerfpruch® mit göttlichen Geboten, ! 


als unbedingt unzuläffige Verbindungen angefehen werden müßten. 


Wenn daher die Frage aufgeworfen ift, ob foldhe Ehen nicht, wenn : 


die Ehegatten in die evangelifche Kirche aufgenommen werden ober 
wieder zurüdtreien wollen, erft der Firdhlichen Einfegnung bepürften, 
um kirchlich gültige Ehen zu fein, fo wird diefe Frage verneint 
werden müffen. 

Allerdings wird es, unferm oben gedachten Erlaſſe gemäß, als 
ein Mißbraudy anzufehen fein, welcher der Kirche zur Schmach ge 
reicht, wenn Perſonen förmlich aus dee Kirche gefchieden find, um 
vor dem weltlichen Richter eine das chriftliche Gefühl ärgernde Ehe 
einzugehen, und fi) nad Erreichung ihres Zweded ohne Weiteres 
zur äußern Firchlichen Gemeinfchaft wieder zurückwenden zu können 
meinen. Deshalb ift nicht nur die dem Pfarrer auferlegte Pflicht, 


wenn fich ein Ausgefchievener zur Rückkehr in die evangelifche Kirche 


meldet, fich die gewifienhafte Weberzeugung zu verfchaffen, daß es 
damit ernftlich gemeint fei, mit größter Sorgfalt auszuüben, fondern 
e8 hat vderfelbe auch fein feelforgerifches Amt darin zu verfehen, 


daß er folhen PVerfonen die Größe der durch den Abfall von de | 


Kirche begangenen Sünde zum Bewußtfein zu bringen, eine auf 
richtige und tiefe Reue darüber zu weden fucht, und fie zur vollm 
Kirchengemeinfchaft nicht zuläßt, bis er gewiß fein zu Fönnen glaubt, 
daß die nad) den Grundſätzen der evangelifchen Kirche wefentlichen 
Bedingungen der Abfolution (Augsb. Konf. Art. XID von ihnen 
erfüllt find. Zu dieſen Bedingungen kann aber nicht gerechnet 
werden, daß fie fih dazu verftehen, ſich nunmehr erft noch kirchlich 
fopuliren zu laſſen, und dadurch einzuräumen, daß bis dahin ihre 
Ehe ein bloßes Konfubinat und die vieleicht in ihr erzeugten Kin 
der uneheliche gewefen feien. 

Dem Anftoße jedoch, welchen das Firhliche Bewußtſein daran 
nimmt, wenn in dee Gemeinde Ehen beftehen, welche der Ficchlichen 
.&infegnung ermangeln, wird dadurch begegnet werben können, daf 
der Geiftlihe, wenn er nad Vorſchrift unſers mehrgedachten Ev 
lafies den oder die Bußfertigen vor dem Gemeinbefirchenrathe ober 
den von ihm zugezogenen gottesfürdhtigen Gemeinvegliedern wieber 
in die Kirchengemeinfhaft aufnimmt, was doch nicht ohne eine den 
Umftänden und Perfonen angemefjene geiftliche Anfprache und Gebe 
gefchehen wird, zugleich ausfpricht, daß der oder die zur evangeli⸗ 
[hen Kirche Zurüdfehrenden nun auch in ihrem Verhältniſſe als 
Hriftliche Ehegatten von der Gemeinde anerfannt würden, und daß 
er, wenn fie auf feine Frage die Verfiherung geben, ihre Ehe mil 
Gottes Beiftand als eine chriftliche und evangeliſche führen zu wollen, 
Mer a im Namen der Kirche den göttlichen Segen erfleht und 
verheißt. 


— — 





m ie - 


— — 
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Das Königliche Konfiftorium wolle hiernach die Geiftlichen 


ſeines Aufſichtsbezirkes mit der erforderlichen Anweifung verfehen. 
Berlin, den 29. Sanuar 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An ſaͤmmiliche Königliche Konſiſtorien. 


9. 


——— — 


In unſerem Erlaſſe vom 29. Januar d. J. hatten wir uns über 
das Verhalten der Kirche gegen ſolche Ehen, welche von den foͤrmlich 
aus der Kirche ausgeſchiedenen Perſonen vor ihrem Wiedereintritt in 
der Form der Verordnung vom 30. März 1847 eingegangen wor⸗ 
den find, näher ausgeſprochen. Insbeſondere hatten wir die mehr⸗ 
fach hervorgetretene Anficht, welche diefe Ehen nicht als auch Eicchlich 
gültige Ehen gelten laſſen will, und mithin vor dem Wiedereintritt 
der Ausgefchiedenen die Einfegnung berfelben als eine wefentlicye 
Bedingung ihrer kirchlichen Gültigkeit fordert, als eine nicht zu 
rechtfertigende zurückgewieſen. Zugleich aber hatten wir, zur Wahr 
rung des Firchlichen Standpunftes noch Folgendes hinzugefügt: 

„Dem Anftoße jedoch, weldyen das Firchlihe Bewußtfein daran 
nimmt, wenn in der Gemeinde Ehen beftehen, welche der kirch⸗ 
lichen Einfegnung ermangeln, wird dadurch begegnet werben fün- 
nen, daß der Geiftliche, wenn er nach Borfchrift unfers mehrge, 
dachten Erlafies den oder die Bußfertigen vor dem Gemeinde: 
kirchenrathe oder den von ihm zugezogenen gottesfürdhtigen Ges 
meindegliedern wieder in die SKlirchengemeinfhaft aufnimmt, was 
doch nicht ohne eine, den Umftänden und Perfonen angemeffene, 
geiftliche Anfprache und Gebet gefchehen wird, zugleich ausfpricht, 
daß der oder die zur evangelifchen Kirche Zurüdfehrenden nun 
auch in ihrem Verhältniſſe als chriftliche Ehegatten von der Ges 
meinde anerfannt würden, und daß er, wenn fie auf feine Frage 
die Verficherung geben, ihre Ehe mit Gottes Beiftand als eine 
Hriftliche und evangelifche führen zu wollen, dazu auch im Namen 
der Kirche den göttlichen Segen erfleht und verheißt.‘ 

Diefe unfere Verfügung ift dem Königlichen Konftftorium bes 
denklich erfchienen, weil fie eine bisher ungewöhnliche Art Ficchlicher 
Weihe von fogenannten Eivilehen einzuführen beabfichtige, und es 
hat daher Dafielbe ſich bewogen gejehen, unter Andeutung dieſes 
Zweifel, die Superintendenten Seines Bezirkes zur Yeußerung aufs 
jufordern. Die erftatteten Berichte liegen: und gegenwärtig vor, 
und geben und zu der nachftehenden Eröffnung Veranlaſſung. | 
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Wir wollen zunächft nicht verfennen, daß in den uns vorlie- 
genden Aeußerungen fi ohne Ausnahme eine ernfte Gefinnung be 
fundet, welche zeigt, daß die Richtung, die eine Zeit lang auf die 
Verweltlichung der Ehe hingearbeitet hat, in dem Kreife der Super- 
intendenten der Provinz gänzlich ohne Anklang geblieben iſt. Dies 
haben wir mit großer Genugthuung wahrgenommen. Nichtsdeſto⸗ 
weniger hat es uns aber nicht entgehen können, daß in den Be 
richten nicht überall die gefchichtlichen und praftifchen Momente fo 
gewürdigt worden find, wie died zu einer gründlichen Crörterung 
der vorgelegten Frage zu wünſchen gewefen wäre. Es liegt nicht 
in unferer Aufgabe, hier auf die einzelnen Berichte einzugehen, und 
die vorgetragenen Anfichten, da wo fie nicht haltbar find, fpeziell zu 
berichtigen; vielmehr wird es ausreichen, wenn wir die entfcheiden, 
den allgemeinen Grundfäge andeuten, und davon die Hauptrichtungen 
prüfen, welche in den verſchiedenen Aeußerungen ſich Fund geben. 

Zunächſt wird davon auszugehen fein, daß die Schließung der 
Ehen unter dem Segen der Kicche nicht auf einem göttlidyen Gebote 
beruht, wie ihrer denn auch in den Iutherifchen Befenntniffen nicht 
gedacht wird. Wielmehr- beruht viefelbe Tediglich auf einer menfd: 
lichen Anordnung, weldje, wie die abweichenden Beftimmungen ber 
alten Kirchenordnungen zeigen, nur allmälig und erft gegen dad 
Ende des fechszehnten Jahrhunderts allgemein geworden ift. Die 
Autorität aber, aus welcher fie hervorgegangen, iſt zunächſt nicht 
die Kirchengewalt, fondern die Gewalt der chriſtlich en Obrig— 
feit gewefen, welche zur Heilung eines zunächſt dem bürgerlichen 
Leben angehörenden VBerhältniffes die Mittel der ihrer Obhut an- 
vertrauten Kirche in Anfprudy genommen hat. Diefe Stellung der 
hriftlichen Obrigkeit zur Ehe ift in den Befenntniffen (Art. Schmale. 
de pot. episc.) ausdrücklich anerkannt, und ein Zeugniß für fie hat 
Zuther in befonderer Beziehung auf die Ehefchließung unter anderen 
in der Vorrede zum Traubüchlein gegeben, auf welches wir um fo 
mehr beifpielsweife hindeuten, als auf die reformatorifchen Einrich⸗ 
tungen in den eingereichten Berichten mehrfach Beziehung genommen 
worden ift. 

Hiernach kann es nicht in Abrede geftellt werden, daß die Eher 
fhließung durch die Benediktion zwar gewiß die befte, nicht aber 
dergeftalt die abfolute Form ift, daß nicht von ber Staatögewalt, 
in deren Händen die Ehegefebgebung ruht, auch eine andere einge: 
führt werden Eönnte, und daß, falls der Staat fidy zu der Tepteren 
Maßregel entichließt, auch die in diefer anderen Form eingegangene 
Ehe von der Kirche als eine Ehe anerfannt werden muß, wenn fie 
nur nicht direft dem göttlihen Wort widerftreitet, welchenfalls ber 
Kirche die Einfegnung nicht zugemuthet werben kann. Diefen Punft 
haben die uns eingereichten Aeußerungen nicht vollftändig gewuͤrdigt, 
und insbefondere die große Verſchiedenheit des Falles, wo eine Ehe 
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in gefeglicher Form vor dem Richter eingegangen iſt, von dem an⸗ 
bern, wo ein legitimationslofer Diſſidentenprediger getraut hat, ganz 
überfehen. Sie haben aber zugleich die Konfequenzen ber von ihnen 
vertretenen verneinenden Anſicht nicht erfannt; fie haben fich nicht 
volfändig Far gemacht, was ed heißen wolle, wenn gejagt wird, 
dag die evangelifche Kirche eine bürgerlihe Ehe nicht anerfenne, 
wenn alfo ein Gegenſatz zwiſchen bürgerlicher und Firchlicher Ehe 
angenommen wird, der bisher der evangelifchen Kirche fremd gewefen 
ift, und, fo Gott will, fremd bleiben mag, damit ein Konflift ver- 
mieden werbe, den diejenigen, welche von bürgerlicyer und Firchlicher 
Ehe fprechen, nicht immer aus der Gefchichte der Vergangenheit und 
aus den Erfahrungen der Gegenwart ganz zu würdigen pflegen. In 
der That würde nämlich damit nicht blos ein negatives Verhalten 
der Kirche gegen die vor dem bürgerlichen Richter gefchlofienen Ehen 
gefordert fein, fondern die Kirche würde, weil fe diefe Chen eben 
um ihrer Form willen, für Konfubinate hält, ihrerſeits im Ges 
wiffensforum auf die Auflöfung derfelben dringen, und wenigftens 
es billigen müflen, wenn die in folcher Ehe lebenden PBerfonen von 
einander gingen, und eine anderweite Ehe in der firchlichen Form 
abſchlöſſen. Wir können nicht umhin, dieſe Seite der Betrachtung 
zu befonderer Berüdfichtigung zu empfehlen, und hoffen, daß fie dazu 
dienen werde, Anfichten, welche nicht auf einer vollftändigen Erwä- 
gung ihrer Tragweite beruhen, auf das rechte Maß zurüdzuführen, 
und das Verſtändniß der von ung erlaffenen Verfügung zu vermit- 
teln. Diefes mangelt jedoch auch noch in anderer Beziehung, in⸗ 
fofern nämlich mehrfach die Auffaffung hervortritt, daß es fich im 
vorliegenden Falle um die Billigung der Civilehe unter Gliedern 
der evangelifchen Kirche handle. Bon folder Billigung oder, wie 
ed auch zu unferm lebhaften Bedauern gefaßt worden ift, „von 
einem. Schritt gegen den Zug der Kirche, die Heiligkeit der Ehe als 
einer göttlichen Ordnung durch Geltendmachung der kirchlichen Grund⸗ 
fäße zu fördern,” ift jedoch im unferer Verfügung nirgends die Rede, 
und hat nicht die Rede fein können, (wie denn gegenwärtig ſchwer⸗ 
lich noch von irgend einem Befonnenen am allerwenigften von einer 
Kirchenbehoͤrde, welche fich ihrer Aufgabe bewußt ift, jener Stand» 
punft vertreten werden dürfte, von welchem aus vor einigen Jahren 
die Losreißung der Ehe von ihren kirchlichen Beziehungen und die 
allgemeine Einführung der Givilehe gefordert wurde), fondern es 
handelt fi um die Gültigkeit der außer dee Kirche und von der 
Kirche nicht angehörigen Perfonen abgefchlofjenen Ehe. Diefe Gül- 
tigfeit werben die Verfaſſer der vorliegenden Berichte fchwerlich da 
in Abrede ftellen wollen, wo zwei ungläubige Ehegatten ſich der 
evangelifchen Kirche zuwenden; fie werden ferner nicht eine erneute 
Abſchließung durch die Einfegnung fordern, wenn in zweiter Ehe 
lebende Tatholifche Ehegatten, welche die Ehe nur in der gemein⸗ 
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fchaftlichen Form durch bloße Konfenserflärung, ohne Benebiktion, 
gefchlofien haben, zur evangelifchen Kirche übertreten. So werben 
fie gleichermaßen auch die außerhalb der Kirche vor dem bürger 
lichen Richter eingegangene Ehe für eine Ehe zu achten fich nicht 
entbrechen können, und folglich abftehen müflen.von der Forderung 
einer nochmaligen Einfegnung, welche die Anficht, daß die bürger 
liche Ehe für die Kirche ein Konkubinat fei, zu ihrer Voraus⸗ 
fegung hat. 

Nur eine Ausnahme haben wir ausbrüdlich zu bezeichnen nicht 
unterlafien, wenn nämlich von dem bürgerlichen Geſetze eine Ber 
bindung zugelaffen fein follte, welche, wie die 1 Kor. 5, 1 berührt, 
gegen bdirefte Gebote Gottes verftößt, weshalb die Kirche von den 
Betheiligten die Auflöfung derfelben zu fordern nicht umhin Fönnte. 

Am wenigften wird die Anficht, daß die Unterwerfung unter 
das Gebot der Einfegnung ein Theil der von den Abgefallenen und 
zu der Kirche Zurückkehrenden zu leiftenden Buße fei, auf Bill, 
gung rechnen können, da fie nicht blos gegen die rechte Auffaffung 
der Einfegnung, fondern auch gegen die rechte Auffaffung der Buße 
verftößt. Gewiß kann von denen, welche von der Kirche abgefallen 
find, nicht ernft und flreng genug eine wahre Buße ald Bedingung 
ihrer Wiederaufnahme gefordert werden. Aber abgefehen von dem 
großen Bedenken, welches darin diegt, daß man außer Reue und 
Glauben aud noch die Leiftung eines Genugthuungswerfes gegen 
die ausbrüdliche Erklärung der Bekenntniſſe für nöthig erachten 
wi, fo widerftreitet es fchon felbft dem Begriffe der Einfegnung, 
wenn diefelbe, weldye die freudige Zuſicherung der göttlichen Gnade 
ift, in ein Bußwerk verwandelt wird. 

Hiernach können wir nur an dem Grundſatze fefthalten, welcher 
ünferer Verfügung zum Grunde liegt, und aud die weiter hervor, 
gehobenen, mehr von der praftifchen Seite entlehnten Bedenken fönnen 
und hiervon nicht abhalten. Es ift die Aufgabe, Denjenigen, welche 
fi) der Kirche wieder zuwenden (denn nur von biefen, nicht wie 
auch unberechtigter Weife angenommen worden iſt, von deutſch⸗ 
Fatholifch gewordenen Juden ift die Rebe) - in geeigneter Weiſe die 
Mahnung an das Gewiffen zu legen, daß ſie ihre Ehe als eine 
chriſtliche und evangelifche Che zu führen Haben, und, wenn fie 
dies verfichern, dazu den göttlichen Segen zu erflehen und zu ver 
heißen. Darin ift bin und wieder eine neue Form der Eher 
ſchließung gefunden worden. Allein dem Mißverſtändniß, daß 
eine dritte Form der Ehe eingeführt werden folle, wehrt nicht blo® 
das was wir oben ausführlich bemerkt haben, fondern es hätte bei 
eingehender Würdigung unferer Verfügung überhaupt nicht entftchen 
fönnen, und wenn bie von und angeordnete Maßregel nen if, fo 
ift fie es eben nur deshalb, weil erft in neuerer Zeit zu ihr Der 
anlaffung gegeben worben ift. Berner hat man eine Verlegung bed 
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eiftlichen Bewußtfeins durch diefelbe befürchtet. Dazu wirb jedoch 
zerall da Fein Grund gegeben fein, wo die Geiftlihen mit dem 
ten, tiefen Ernſte zu Werke gehen. Endlich ift noch geltend 
macht worden, baß bei der großen Verfchiedenheit der Gaben und 
tandpunfte möglicherweife gefährliche Inkonvenienzien fic ergeben 
nnten. Diefem allerdings ‚begründeten Bedenken wirb aber leicht 
ch ein Formular abgeholfen werben fönnen, das zu entwerfen 
id zu unferer Genehmigung vorzulegen wir dem Königlichen Kon- 
torium anheimftellen. 

Wir veranlafen das Königliche Konftflorium den wefentlichen 
nhalt diefer unfer Verfügung den Superintendenten der Provinz 
itzutheilen, und laſſen die eingereichten Aften und Berichte in den 
lagen wieberum zurüdgehen. ' 

Berlin, ven 1. Auguft 1853. 


Epangelifcher Oberkirchenrath. 


| In Vertretung: v. Mühler. 
ı das Königliche Konfiflorium zu N. 


10. 


De nu 


Nachdem es möglich geworben iſt, bei vielen Angehörigen ver 
angelifchen Kirche, die unter Ehriften anderen Bekenntniſſes zer- 
seut und vereinzelt Ieben, ihren kirchlichen Bedürfniffen durch An⸗ 
Hung von Hülfsgeiftlihen einiger Maßen Abhülfe zu gewähren: 
it fi) noch deutlicher herausgeftellt, theild, wie nachtheilig jene 
rftreuung und Bereinzelung für die Erhaltung evangelifcher Er⸗ 
antnig und Gelinnung wirft, theils, wie unausführlich es ift, 
inner, die nach den Anforderungen unferer Zeit und Kirche für 
8 chriftliche Lehramt ausgebildet find, in Hinreichender Anzahl 
t der Verwaltung des Gottesvienftes und der Seelforge zu be- 
iftragen, um jenen Nachtheilen binlänglich begegnen zu Fünnen. 
3 verdient daher mit aller Aufmerkjamfeit erwogen, und bemnäcdhft 
t fo viel Exnft als Befonnenheit verfucht zu werden, ob und wie 
‚Sjenige ergänzt werben Fünne, was die Manßregel der für die 
sher außer einem geordneten Gemeindeverband lebenden Chriften 
angelifchen Befenntniffes angeftellten Hülfsgeiftlichen vermiſſen läßt; 
welchem Ende wir folgende Vorfchläge, befonvers diefen Hülfs- 
iftlichen zur Beachtung, und, wie und foweit es thunlich fcheint, 
r Ausführung empfehlen. 

Bor Allem wird es erforderlich fein, an Orten, bie dem ges 
oͤhnlichen Aufenthalte des Geiftlichen zu ferne find, und welche er 
ht oft genug befuchen kann, um felbft den Mittelpunkt einer kirch⸗ 
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lichen Verbindung von der erforderlichen Stetigfeit und Innigfeit 
bilden zu fönnen, die dort befindlichen Yamilien ober Individuen 
evangelifchen Glaubens unter einander in nähere Berührung zu 
bringen, und in ihnen Das Bewußtfein des gemeinfamen Glaubens, 
die rechte Schäbung des darin befeffenen Kleinods, und das Gefühl 
der Pflicht, fich mit vereinter Anftrengung daſſelbe zu bewahren, zu 
weden und zu ftärfen. | 
Dazu wird es befonders dienen, wenn ſich Berfonen ausmitteln 
lafien, die der Sadje des Evangeliums mit größerem Eifer zugethan, 
in evangelifcher Erkenntniß hinlänglich gefördert, in ihrem Lebens 
wandel unbefcholten find, des nöthigen Anfehens genießen, wo mög: 
lich auch der Mittel und Gaben nicht entbehren, wodurch fie in den 
Stand gefegt werden, eine größere over Fleinere Zahl von Oris⸗ 
und Glaubensgenoſſen um fid zu fammeln, regelmäßige Zufammen- 
fünfte zu Gebets- und Anduchtsübungen zu veranftalten, fich in Kennt 
niß von dem Gemüths- und Seelenzuftande auch der Einzelnen zu 
fegen, ihnen in brüberlicher Liebe und Demuth mit Rath und That, 
mit Troft und Ermahnung beizuftehen, auch dem Geiſtlichen die Winfe 
zu ertheilen, welche diefen, in Ermangelung eigener näherer Befannt- 
fhaft, zur frudtbaren Wahrnehmung feines Hirtenamtes ausrüften. 
Wo fih nun Berfonen folcher Art finden, da bat der Geiftlide 
nicht allein fie zu beftimmen, Chrifto zu Ehren, ſich felbft zum Segen, 
und den Brüdern zum Frommen die Fürforge und Leitung der an 
einem Drte zu gründenden evangelifchen Verbindung zu übernehmen, 
die Uebrigen aber, fich dies in danfbaren Herzen gefallen zu lafien 
und jenen in Liebe und Achtung entgegen zu kommen; er wird fid 
auch befonderd angelegen fein laffen müſſen, ihnen mit Rath und 
Anleitung zu Hülfe zu fommen, und ein erwünfchtes Verhältniß 
zwifchen ihnen und den andern Mitgliedern herbeizuführen und zu 
erhalten. Und zwar wird er wohl thun, ſolchen Verbindungen von 
vornherein eine gewiſſe organifche Geftaltung zu geben, damit ihr 
Beſtand nicht dem Zufall überlaffen bleibe und nicht jeven Augen: 
bli die Gefahr der Auflöfung drohe. Dazu gehört, daß die Glieder 
nicht nur als folche verzeichnet werben, fondern auch die Verpflich⸗ 
tung übernehmen, fowohl felbft den Zufammenkünften beizuwohnen, 
als auch Diejenigen dazu anzuhalten, die von ihnen abhängig find. 
Selbft die, freiwillig und nad) Vermögen, übernommene Pfliht 
einer, wenn auch geringen, wöchentlichen Beifteuer zu den Bedärf- 
niſſen der Gefelfchaft dürfte fich als ein Bindemittel empfehlen. 
Eine Hauptforge des Geiftlichen wird fein müflen, die Geſell⸗ 
haften, befonders Diejenigen, welche die Zufammenkünfte leiten, mit 
zwedmäßigen Gefang-, Gebets- und Erbauungsbüchern zu werfehen, 
wenigftens befannt zu machen. Beſonders fommt es barauf an, 
1. zum Gebraudy bei den fonntäglichen- Andachtsübungen Poſtillen 
| oder Prebigtfammlungen zum. Borlefen auszuwählen, in welchen 
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nicht ſowohl einzelne Themata für folche, die, mit den Grunds 
wahrbeiten des Chriſtenthums hinreichend befannt, durch Eigen- 
thümlichfeit der Auswahl und Behandlung gereizt werden müf- 
fen, als vielmehr die Gefammtheit diefer Grundwahrheiten felbft 
in evangelifcher Einfachheit und Krüftigfeit abgehandelt werben, 
(wie dies 3. B. in den, einigen Älteren Kirchenordnungen beis 
gegebenen Katehismuspredigten gefchah). 

2. den evangelifchen Hausvätern und Hausmüttern einfache und 
gute Katehismen und Spruchbücher darzubieten, um darnach 
die Kinder zu unterweifen. 

Veberhaupt wird ed als eine Hauptaufgabe, allerdings aber 
auch eine Hauptichwierigfeit zu betrachten fein, die Kinder der evans 
gelifhen Kirche, oder vielmehr ihnen den Beſttz der evangelifchen 
Wahrheit zu erhalten. Dazu wird vor Allem die Thätigfeit der 
Eltern felbft in Anfprucdh) genommen werden müffen. Wenn biefe 
auch nichts anders vermögen, als die Kinder den Fleinen Tutherifchen 
Katechismus, die Kernſprüche der heiligen Schrift, und einige er⸗ 
wedliche Lieder, woran unfere Kirche fo reich iſt, auswendig lernen 
zu lafien, fo wird dies ſchon von unfhägbarem Werthe fein. Hoffents 
lich werden aber doch nicht fo ganz wenige fein, die auch von auds 
führlicheren Anweifungen, 3. B. Luthers großem Katechismus, Ge- 
brauch zu machen wiſſen. Wenn dann der Geiftliche felbft nachfrägt, 
was die Kinder gelernt haben, und auch nur den Anftoß giebt, das 
gedächtnißmäßig Aufgefaßte almählig auch mit Verftand und Ge⸗ 
müth zu erfaffen, fo wird dies ſelbſt dann nicht ohne Wirkung bleiben, 
wenn gar feine weitere Oelegenheit zu einem evangelifchen Religions- 
unterricht zu ermitteln fein follte. 

Daß, wo eine evangelifhe Schule ift, der Geiſtliche in -dem 
Scullehrer den Hauptgehülfen für alle feine Beftrebungen zu finden 
oder fich heranzubilden, daß er ihn in feiner Wirkfamfeit zu unters 
flügen, wo es nöthig ift, ihm anzuleiten, und den Fortfchritten der 
Schuljugend den lebendigften Antheil zu widmen bat, verfteht fich 
fo ſehr von felbft, daß wir es deshalb nicht befonders ausführen. 
Sp braucht auch nicht bemerft zu werden, daß, wo Feine evange- 
liſche Schule ift, aber ſich irgend eine Möglichfeit darbietet, eine 
folche einzurichten, ex Feine Mühe fparen darf, die dahin führen 
fann. Wo aber aud die Errichtung einer fländigen Schule nicht 
durchzufegen ift, da hat fi an manchen Orten die Anfegung eines 
MWanderlehrers möglich und nüglich erwiefen. Ein foldyer wird, bei 
einiger Gefchielichfeit, während feines Aufenthalts an einem Orte 
Kinder und Eltern wenigftens mit einem Stoff zu weiterer Aneignung 
verfehen fünnen, an den fih ſodann fpäter wieder anfnüpfen läßt. 

Diefe Andeutungen Fünnen und follen für die Hülfs- und Reifes. 
prebiger blos Winfe fein, die erft dann fruchtbar werden Fönnen, 
wenn. lebendiger Eifer für. die Forderung des Reiches Gottes, Acht 
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famfeit auf die Umftände, die Perſonen und Mittel, die dazu bei- 
tragen können, weile Benugung der gemachten Erfahrungen, und 
ein Vertrauen, welches fih auch durch mißlungene Verfuche nicht 
abfchreden läßt, zufammen wirken. Was ſich dann aber ausrichten 
läßt, zeigt der Erfolg, den eine evangelifche Religionsgefellfchaft in 
England und Nordamerifa erzielt hat, auf welche wir nur deshalb 
nicht ausdrüdlicyer verweifen, weil e8 dabei allerdings auch nicht 
an Einfeitigfeiten gefehlt hat, die wir nicht auf unfern Boden ver- 
pflanzt zu fehen wünfchen. 

Das Königliche Konftftorium veranlaffen wir, diefe Andeutungen 
den in der dortigen Provinz in der Diafpora angeftellten Geiftlichen 
und Pfarrgehülfen zur geeigneten Benutzung zugehen zu laflen. 

Berlin, den 25. Auguft 1853. 


Epvangelifcher Oberkirchenrath. 
In Vertretung: von Mühler. 
An fämmtliche Königliche Konſiſtorien. 


11. 
Mit Beziehung auf die durch die Verfügung vom 28. Juni d.9. 
(2021 E. O.) herbeigeführte Berichtserftattung, 
Fr ber bei Eidesabnahme zugezogenen Geiftlichen be 
treffend, 
theilen wir dem Königlihen Konfiflorium nunmehr Mbfchrift der, 
Seitens ded Herrn Juftiz- Minifterd an fämmtliche Gerichtsbehörben, 
mit Ausfchluß derer im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln 
erlaffenen Berfügung vom 3ten d. M. nachrichtlich mit. Die Veröffent 
lichung derfelben wird durch das Juftiz- Minifterials Blatt erfolgen. 
Berlin, den 9. November 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An ſaͤmmtliche Königliche Konfiſtorien. 


Anlage. 


Allgemeine Verfügung vom 3. November 1853, die Gebühren der 
bei Eidesabnahmen zugezogenen Geiftlihen betreffend. — 
Verordnung vom 29. März 1844. (Gef.-Samml. ©. 73. 
68.1.2.) — Gerichtöfoftentarif vom 10. Mai 1851. $. 67. 

Gegen die Zuläfiigkeit der Bewilligung von Gebühren an Geiftliche, 
welche von den Gerichten bei Eivesleiftungen in unvermögenven Unter 
fuchungsfachen zugezogen werben, find früher Bedenken erhoben worben, 
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welche fich Hauptjächlich. darauf gründeten, daß die Thätigkeit ver Geiſtlichen 
in den angegebenen Fällen nicht ald ein Beſtandtheil des gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens, fondern ald ein Akt ver Seelforge anzufehen fei, und daß die he= 
fiehende Sporteltare dafür einen befonderen Gebührenanjag nicht enthalte, 

Diefe Bedenken find inzwifchen durch den $. 67 des Gerichtskoſtentarifs 
vom 10. Mat 1851 für befeitigt zu erachten, indem verfelbe unter den, von 
den Parteien zu erflattenden Auslagen, neben ven Gebühren der Zeugen 
und Sachverftändigen, auch die der zuzuziehenden Geiftlichen ohne weitere 
Beſchraͤnkung aufführt, und dabei binfichtlich de Betrages auf die beſte⸗ 
hendch Verornungen, insbeſondere auf die Verordnung vom 29. Maͤrz 1844 
verweiſt. 

Den Obergerichten bleibt daher überlaſſen, hiernach mit Rückſicht auf 
die in den $$. 1 und 2 der allegirten Verordnung beflimmten Süße, die 
Höhe der den Geiftlichen in Faͤllen ihrer Zuziehung bei Eivesleiftungen zu 
hewilligenden Gebühren, Diäten und Reiſekoſten, foweit e8 noch nicht ge= 
fchehen ift, nad) Maßgabe der Inftruftion vom 10. November 1851 zum 
6. 67 des Gerichtöfoftentarif8 ein für allemal feitzufegen, dabei aber zu 
beachten, daß die Gchühren auch in den Bällen, in welchen das Geſchaͤft 
nicht über fechd Stunden gedauert hat, nicht füglich auf einen niedrigeren 
Betrag als auf einen Thaler beſtimmt werden koͤnnen. 

Die in Unwenbung zu dringenden Säße haben die Obergerichte dem⸗ 
nächft den ihnen untergeorbneten Gerichten erfter Inflanz zur Nachachtung 
befannt zu machen. 

Berlin, den 3. November 1853. 


Der Yuflizminifter. 
Simons. 
An fämmtliche Gerichtsbehörden mit Ausichluß 
derer im Bezirke des Appellationsgerichtes 
Hofes zu Köln. 


IV. 
Strafanftaltsgeiftlidhe, 
12. 


Die hriftliche Fürforge für Gefangene und Sträflinge ift feit 
längerer Zeit in wachfendem Maaße Gegenftand der öffentlichen Auf⸗ 
merffamfeit geworden, und e8 haben fich, theild aus der Zahl der 
Gefängnißgeiftlihen, theild aus anderen Kreifen zahlreiche und ges 
wichtige Stimmen vernehmen laffen, welche eine ernftere und eins 
gehendere Betheiligung von Seiten der Kirche hierbei fordern. Die 
über diefen Gegenftand eingeleiteten Erwägungen, find noch nicht fo 
weit abgefchloflen, daß bereits der ganze Umfang deſſen, was auf 
diefem Gebiete Seitens der Kirche gefchehen könne und müffe, mit 
Sicherheit zu überfehen wäre. 
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Inzwiſchen ift ein Punft, als befonderer Beachtung würdig, 
ſchon jest mit Beftimmtheit hervorgetreten, und dürfen wir nicht unter; 
lafien, Ew. Hochwürden Aufmerffamfeit auf denfelben zu Ienfen. 
Es betrifft dies die Auswahl der geeigneten Perfönlichkeiten für vie 
Verwaltung des geiftlihen Amtes an Strafs und Gefangenen An; 

alten. 

r Nach den beftehenden Neffortverhältnifien erfolgt die Ernennung 
der betreffenden Geiftlichen durch die mit der Aufftcht über die Straf 
und Gefangenen» Anftalten beauftragten Königlichen Regierungen, 
unter Genehmigung des Herren Minifterd des Innern. Durch die 
unter dem 8. Mai 1845 ergangene Eirkfulars Verfügung des ge 
nannten Herrn Minifters find jedoch Die Regierungen angewiefen, 
bei Belebung der Stellen. von Geiſtlichen in den Straf- und Beffe 
rungd»Anftalten, in den Landarmen-Häuſern, überhaupt in allen 
zum Reflort des Minifteriumd des Innern gehörigen Anftalten, in 
denen das Recht des Vorfchlages oder der Ernennung zu geiftlichen 
Stellen den Königlichen Behörden zufteht, die General-Superins 
tendenten mit ihrem Gutachten über die anzuftellenden Kandidaten 
zu hören. Den General» Superintendenten fteht e8 zu, wie dies in 
einer neuerdings und zugegangenen Mittheilung des Herrn Minifters 
des Innern ausprüdlich anerfannt worden, nicht nur ihre Bedenfen 
gegen die Kandidaten, deren Anftellung beabfichtigt wird, den Regie - 
rungen mitzutheilen, fondern auch andere Kandidaten, deren Anftels 
lung fie befürworten zu fünnen glauben, vorzufchlagen, und dürfen 
diefelben erwarten, daß folhen Erinnerungen und Vorfchlägen bie 
geeignete Berüdfichtigung nicht verfagt werden wird. 

Ye größer hiernach der Einfluß ift, welchen die General⸗Su⸗ 
perintendenten auf die Belegung diefer Stellen zu üben im Stande 
find, mit defto größerer Umficht und Strenge wird bei den abzugeben 
den Gutachten oder Vorfchlägen zu Werfe zu gehen fein. 

Wir wünfchen über diefen Gegenftand, fo weit dies ohne ber 
Individualität des einzelnen Falles zu weit vorzugreifen, gefchehen 
fann, eine gemeinfame Verftändigung über: gewifle allgemeine Ge: 
ſichtspunkte herbeizuführen, und geben wir in dieſer Beziehung Ew. 
Hochwürden Bolgendes zur Erwägung anheim; 

1. Im Allgemeinen dürfte es wünfchenswerth erfcheinen, das 
wichtige und ſchwierige Amt eines Strafanftaltögeiftlichen der Regel 
nach nicht jüngeren Kandidaten, welde noch feine ©elegenheit ge 
habt haben, in der Seelforge Erfahrung zu machen, anzuvertrauen, 
fondern dazu Männer auszuwählen, welde zwar noch in frifcher 
Jugendfraft ftehen, doch aber wenigftens ſchon einige Sahre lang 
in einem Pfarramte oder in einem Pfarr-Bifariat geftanden und 
fi) darin bewährt haben. 

Obwohl die Stellen der Strafanftaltögeiftlidhen nur gering do⸗ 
tirt find, indem das Normalmäßige Einfommen derſelben 500 Thlr. 
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Gehalt, und freie Wohnung, oder Miethsentſchädigung von 100 Thlr. 
beträgt, fo werben fi doch überall Geiftliche und Pfareverwefer 
finden, welche bis dahin in einem geringeren Einfommen geſtanden 
haben, und die Stelle eined Strafanftalts» Geiftlichen anzunehmen 
im Stande fein werben, und werden daher vornehmlidy aus ver 
Reihe der gering dotirten Geiftlihen und Pfarrverwefer die bewährs 
teften für die Stellen von Strafanftaltss Geiftlichen in Ausficht zu 
nehmen fein. 

2. Se forgfältiger und firenger in der Auswahl der Strafanftaltss 
Geiftlihen verfahren wird, und je ernftlicher die Kirche bemüht fein 
muß, die vorzüglichften unter den jüngeren Geiftlichen hierzu zu vers 
wenden, um fo dringender ftellt fid die Pflicht heraus auch für 
deren fernere Zukunft zu forgen, einestheild weil das Einkommen 
dee Strafanftaltögeiftlihen für die Bebürfniffe eines höheren Lebens⸗ 
und Dienftalters, zumal bei heranwachfender Familie nur felten 
ausreihen wird, anderntheils weil der Beruf als Strafanftalts- 
Geiftlicher einen Aufwand von Kraft erfordert, den nur wenige bis 
in fpätere Lebensjahre hinein zu leiften im Stande fein möchten. 

Wir haben daher fchon jet im vorkommenden Falle uns bes 
müht, verdienten Strafanftalts-Geiftlihen nad) längerer Dienftzeit 
in diefem Berufe den Uebergang in befier dotirte Pfarrämter. zu ers 
leichtern, und werden wir auch für die Folge in dieſem Sinne ferner 
zu handeln, um fo lieber bereit fein, je mehr die Vorfchläge der 
Generals Superintendenten bei den mit dem Ernennungsredhte beaufs 
tragten Behörden, eine bereitwillige Aufnahme finden. | 

In diefem Zufammenhange wird es vielleicht möglich fein, die 
Stellung der Strafanftaltsgeiftlichen als eine wichtige Bildungsftufe 
für den geiftlichen Stand überhaupt näher in das Auge zu faflen, 
und in bewußter Weife dahin zu wirken, daß jüngere Geiftliche von 
verfprechenden Anlagen aus abgelegneren Wirfungsfreifen zunächft 
auf diefe Stufe geführt werden, und fpäter mit den dort gefammelten 
Erfahrungen bereichert, einen erweiterten Wirfungsfreis in einflußs 
reihen Pfarr» und Kirchenämtern erhalten. | 

3. Als ein Mangel in den bisherigen Einrichtungen ift ferner 
bemerft worden, daß die Strafanftaltögeiftlichen. in dem abgefchloffenen 
Kreife ihrer Wirkjamfeit häufig dem größeren Leben der Kirche zu 
fehr entfremdet wurden und der Stärfung entbehren, deren bie übris 
gen Geiftlihen im Zufammenhange mit dem größeren Organismus 
der Kirche, ſich erfreuen. Um den Strafanftaltögeiftlihen hierin zu 
Hülfe zu kommen, ift in mehreren Provinzen die Einrichtung ges 
teoffen worden, daß die Strafanftaltögeiftlichen in Beziehung auf 
ihre geiftliche und feelforgerliche Thätigfeit mit den Guperintendenten 
und den Kreis: Diözefan- Synodalverbänden in nähere Berührung 
geſetzt und den Iehteren eingegliebert worden find. 

Sp zwermäßig diefe Einrichtung auch in vieler Beziehung if, 
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und fo dankbar die Strafanftaltsgeiftlichden die ihnen dadurch zu 
Theil gewordene Wohlthaten empfinden werden, fo dürfte doch da; 
mit allein das Bebürfnig noch nicht volftändig befriedigt fein. Der 
Beruf des Strafanftaltögeiftlichen ift ein fo eigenthümlicher, und 
hat fo fehr feine eigene Erfahrungen und Bedürfniſſe, daß unter 
den Superintendenten und den Konfynodalen einer Diözefanfynobe 
ſich wohl immer nur felten einzelne finden werben, bei welchen ber 
Strafanftaltögeiftliche für diefen feinen eigenthümlichen Beruf das 
richtige Verſtaͤndniß und einen ſicheren Rath zu fuchen im Stande 
iſt. Es drängt ſich daher die Srage auf, ob es zur Förderung und 
Stärfung der Strafanftaltögeiftlichen in ihrem fchweren Berufe nicht 
in noch höherem Maaße gereichen möchte, wenn fämmtliche Straf 
anftaltsgeiftliche einer Provinz, oder die des ganzen Landes, in eine 
engere Verbindung unter einander gebracht würden, dadurch, daß 
fie altjährlih an einen gemeinfamen geiftlihen Vereinigungspunft 
einen Bericht über ihre geiftliche Wirffamfeit, die von ihnen gemach—⸗ 
ten Erfahrungen und mwahrgenommenen Mißftände, gelangen ließen, 
und von dort aus theild durch fhriftliche Erwiderungen, theils durch 
zeitweifen perfönlichen Befudy und Unterredung, Rath, Aufmunterung 
und Hülfe empfingen. Wir begnügen ung damit, vorläufig nur dieſe 
angegebenen Geftchtöpunfte anzudeuten, und diefelben Ew. Hochwür⸗ 
den weiterer Erwägung zu empfehlen; woran wir jedoch den Wunſch 
fhließen, daß Ew. Hochwürden uns innerhalb 3 Monaten Ihre aus 
der Erfahrung gefhöpften Anfichten. über diefen Gegenſtand, wollen 
zufommen lafien. 
Berlin, ven 15. Dezember 1852. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An ſämmtliche Königl. Generals Superintendenten. 


13. 


Das bei der Beſetzung der Stellen der evangelifchen Straf 
anftaltögeiftlichen bisher beobachtete Verfahren ift nicht überall ein 
gleichmäßige und den gegenwärtig für die Kirchenverwaltung be 
ſtehenden Refiortverhältniffen vollfommen entfprechendes gewefen. 

Es find daher von dem Herrn Minifter des Innern und mit, 
im Einverftändnige mit dem Evangelifchen Oberkirchenrathe, nunmehr 
folgende. allgemeine Beftimmungen getroffen worden: 

1. von jeder Erledigung der Stelle eines evangelifchen Straf- 
anftaltögeiftlichen macht die Königliche Regierung den General 
Superintendenten der Provinz Mittheilung. | 
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2. Der Öeneral- Superintendent empfiehlt der Regierung eine oder 
mehrere zur Berüdfichtigung bei Wiederbefegung der Stelle 
geeignete Perſonen. | 

3. Iſt die Regierung mit diefer Empfehlung einverftanden, fo 
verfügt fie die Berufung des Empfohlenen, und’ macht dem 
General» Superintendenten eine Mittheilung davon, welcher fei- 
ner Seits die Ertheilung der nöthigen Firchlichen Autorifation 
an den Berufenen veranlaßt. | 

4. Beabſichtiget dagegen die Regierung, anftatt eines der Empfoh⸗ 
Ienen einen anderen Geiftlichen in die Stelle zu berufen, fo 
hat fie fi zuvor durch den General-Superintendenten davon zu 
verfihern, daß der Berufung von Firchlicher Seite feine Bes 

denken entgegenftehen, worauf die Berufung in der unter Nr. 3 

bezeichneten Weiſe erfolgt. 

5. Die Regierungen haben den Strafanftaltögeiftlichen die An 
flelungs-Urfunde (Vokation) zu ertheilen, die Konftftorien 
aber für dieſelben noch eine befondere Urfunde (Konfirmation) 
auszufertigen, durch welche dem Berufenen die firchlichen Voll⸗ 
machten und Aufträge ertheilt werben. 

Die vorftehenden Beftimmungen find nicht bloß auf diejenigen 
evangelifchen Geiftlichen, welche ausſchließlich als Hausgeiftliche für 
Strafanftalten angeftellt worden, fondern auch auf diejenigen, welche 
bie Seelforge in einer Strafanftalt al8 Neben-Amt oder in einem 
vom Königlichen Minifterio des Innern refiortirenden Gefängniffe 
wahrzunehmen haben, anzuwenden. 

Zu den Königlichen Konftftorien und den Herren Generals 
Superintendenten habe ich das Vertrauen, daß Sie die Ihnen ein- 
geräumte Mitwirkung bei Anftelung der Strafanftaltögeiftlichen in 
eintretenden Faͤllen forgfältig wahrnehmen werden. — Die König: 
lichen Regierungen hat der Here Minifter des Innern mit einer 
entfprechenden Anweiſung verfehen. 


Berlin, den 28. November 1853. 
‘ Der Minifter der geifllichen ıc. Angelegenheiten. 


v. Raumer. 


An die fämmtlichen Königlichen Konflftorien 
und die Herren GeneralsSuperintendenten. 
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V. 


Kandidaten. 





14. 
Es ift in vieler Beziehung wünfchenswerth, für das Lehramt 
an den Gymnaſien Männer zu gewinnen, welche durch gründliche 
theologifche Bildung zur Ertheilung des Religions - Unterrichts bes 
fühigt find, zugleich aber, durch Uebernahme von andern Unter 
richtöfächern in die Reihe der ordentlichen Lehrer einzutreten, Beruf 
und Neigung haben. Die Königl. Provinzial Schulfollegien werben 
es ſich daher angelegen fein laſſen, den Eintritt ſolcher Männer in die 
Lehrerfollegien der gedachten Anftalten nach Möglichkeit zu fördern. 
Zur Erleichterung dieſes Zwedes fee ich hierdurch, unter Aufhebung 
der Verfügungen vom 21. Dezember 1841 und 28. April 1842 als 
Crgänzung des Reglemente für die Prüfung pro facultate docendi 
vom 20. April 1831 Folgendes: feft: 
Zur Prüfung pro facultate docendi find Kandidaten ber 
- Theologie zuzulaflen, welche außer dem Zeugniß der Reife für 
die Univerfttätsftudien und einem Zeugniß über das vollendete 
triennium academicum, ein Zeugniß über die bei einer theologi⸗ 
ihen Prüfungsbehörde gut beftandene erfte theologifche Prüfung 
beibringen. Wo das Ergebniß diefer Prüfung durch drei wer 
ſchiedene Grade bezeichnet wird, ift ein Zeugniß des erflen oder 
zweiten Grades erforderlih. Bei anderer Bezeichnung des Aus 
fal8 der tbeologifchen Prüfung ift, bis zur Feſtſtellung überein 
flimmender Zeugnißprädifate, die-Zulaffung zur Prüfung pro fa- 
eultate docendi von dem guten Inhalt des Zeugniffes abhängig, 
in zweifelhaften Fällen ift meine Entfcheivung einzuholen. 
MWolen Kandidaten der Theologie das Zeugniß der under 
dingten facultas docendi erlangen, jo haben fie den allgemein 
vorgefhriebenen Bedingungen zu genügen. Das Zeugniß ber 
bedingten facultas docendi wird ihnen ertheilt, wenn fle: 

1. in einer Probeleftion und einer mündlichen Prüfung, welde 
fih auf die didaftifche Befähigung und die eigenthümlichen 
Erforderniffe des höhern Schulunterrichts zu befchränfen hat, 
die Fähigfeit darthun, in der Religion und im Hebräifchen 
in der erften Klaſſe eines Gymnaſiums zu unterrichten, und 
wenn biefelben außerdem 

2. entweder a) im Lateinifchen, Griehifchen und Deutfchen, ober 
b) in der Mathematif und den Naturwiffenfchaften die Unter 
rihtöbefähigung für die Ober-Tertia eines Gymnaſiums, oder 
æ) im Lateinifchen, oder 8) im Griechiſchen, oder 7) im Deut 
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fhen, oder 6) in der Mathematik, ober &) in den Naturwiſſen⸗ 
fhaften, oder ) in der Geographie und Gefchichte die Unter- 
rihtöbefähigung für die Prima eines Gymnafiums darthun. 
Sn allen unter 2a und b und a bis Z bezeichneten Fällen ift 
für die übrigen Disziplinen dasjenige Maaß von Kenntniſſen nach⸗ 
zumeifen, weldyes zur allgemeinen Bildung unentbehrlich if. Die 
Anfertigung fchriftlicher Arbeiten ift nicht zu erfordern. Es vers 
fteht fich, daß es jedem Kandidaten unbenommen bleibt, entweder 
durch die Prüfung pro facultate docendi oder durch eine fpätere 
Prüfung pro loco fid eine ausgedehntere Befähigung, nament:- 
lich für mehrere Unterrichtögegenftände die facultas für die oberen 
Klaſſen zu erwerben. | 
Berlin, ven 10. Auguft 1853. 


Der Miniſter der geifllichen ıc. Angelegenheiten. 
v. Raumer. 


15. 


Nachdem die Berichte fämmtlicher Königlicher Konfiftorien über 
die Prädikate eingegangen find, deren ſich diefelben in den Prüfungs- 
jeugniffen der Predigtamtsfandidaten bedienen, fcheint e8 und bei der 
großen Verſchiedenheit, welche in diefer Beziehung ftattfindet und nicht 
felten nad) mehreren Seiten Irrungen und Mißverftändniffe erwedt, 
wedmäßig, durch eine allgemeine Anordnung wieder auf die Ins 
Aruftion vom Jahre 1799 zurüdzugehen und feftzufegen, daß fünftig 
überall nur drei Hauptprädifate, und zwar nad) folgenden Abftufuns 
zen: beftanden, — gut beflanden, — vorzügtidh beftan- 
ven, — ertheilt werben follen. 

Wenn ein Kandidat nad) Ausfall der Prüfung auf Zeit ober 
zänzlich abgemwiefen werden muß, ift Died mit dem Prädikat: nicht 
yeftanden im Zeugniß näher zu bemerfen. 

Sollte e8, namentlich bei dem zweiten PBrädifat: gut beftan- 
ven, für wünfıhenswerth erachtet werden, das Gut in vorfommenden 
Fällen näher zu bezeichnen durch: fehr gut, recht gut, im Gan—⸗ 
‚en gut, fo ift foldyes in dem Prüfungsprotofolle zu bemerken, und 
yefimmen wie zugleich hierdurch, daß, wo es bisher nicht Gebrauch 
zeweſen ift, vem Zeugniß ein Brüfungsprotofoll beizugeben, dies fortan 
richt zu unterlaffen if. Das Königliche Konfiftorium veranlafien wir 
zierdurch, hiernach vom 1. Januar k. J. an, zu verfahren. 

Berlin, den 15. November 1853. 


Epangelifcher ©berkirchenrath. 
An ſämmtliche Königliche Konfiſtorien. 
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16. 


Im Verfolg der Verfügung vom 8. Juli v. $. laſſen wir dem 
Königlihen Konfiftorium umflehend eine Zufammenftelung der im 
gegenwärtigen Winter» Semefter auf den inländifchen Univerfitäten 
immatrikulirten inländifchen Studirenden der Theologie zur Kenntniß⸗ 
nahme zugehen. | 

Berlin, ven 7. Sanuar 1853. 


Evangeliſcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An ſaͤmmtliche Königliche Konfiflorien. 


Zufammenftellung. 


Nach den gedruckten amtlichen Verzeichniffen find auf den inlaͤndiſchen 
Univerfitäten im Winter» Semefter 1852 inländifche Studirende der evange- 
Tischen Theologie immatrifulirt. 


1. auf der Univerfität in Berlin . . 2. 2 2... 1483 
2. = ” = hd Halle eo. 0 . oo. . 276 
Js = = » Bonn TE 46 
4. ⸗⸗ ⸗ ⸗Breslau.455 
— 5. ⸗ = ⸗ Koͤnigsberg 2... 4 
6.“ » = = Greifswald. . . . . 27 


zufammen 572 
Im Sommer» Semefter 1852 betrug die Geſammtzahl der 
gedachten Stubirenden auf den fämmtlichen Inländ, Univerfitäten 596 


mithin 24 mehr 





ala im gegenwärtigen Semefter. 


17. 


nn nd 


Dem Königlihen Konſiſtorium laſſen wir umflehend eine Zu: 
fammenftellung der im Sommer-Semefter 1853 auf den inlaändiſchen 
Univerfitäten immatrifulieten inlänbifchen Studirenden der Theologie 
zur Kenntnißnahme zugehen. 

Berlin, den 20. Auguft 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


In Vertretung: v. Mühler. 
An fammtliche Königliche Konſiſtorien. 
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Sufammenftellung. 


Nach den gedruckten amtlichen Verzeichniffen find auf den inlänbifchen 
niperfitäten im Sommer» Semefter 1853 inlänbifche Stubirende der evan⸗ 
lichen Theologie immatrikulirt: 

4. auf der Univerfität in Berlin . . 2 2... 44 
22⸗ ⸗ ⸗GHalle...283 
⸗ ⸗Bonn.47 
⸗ =» Brdlau . 2. 2.22.37 
⸗ ⸗Koͤnigsberg.. 92 
⸗ ⸗Greifswald.... 25 


zufommen 585 
Im Winter» Semefter 1852 betrug die Geſammizahl der 
dachten Stupirenden . . 972 


mithin im gegenwärtigen Surfer mebt 13 
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18. 


Dem Königlichen Konſiſtorium laſſen wir anliegend eine u Zur 
mmenftelung der im gegenwärtigen Winter-Semefter auf den in- 
ndifchen Univerfitäten immatrifulirten inländifchen Studirenden der 
angelifhen Theologie zur Kenninißnahme zugehen. 

Berlin, den 3. Januar 1854. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
ı fämmtliche Königliche Konfiſtorien. 


Sufammenftellung. 


Nach den gedruckten amtlichen Verzeichnifien find auf ven inländiſchen 
niverſitäten im Winter-Semeſter 1853/54 inlaͤndiſche Studirende der 
angeliſchen Theologie immatrikulirt. 

I. auf der Univerfität in Berlin... . 1185 

ll. = = = - Halle . FE . 280 

II = « = e Bonn . 2 2 2202.46 
IV.» . ⸗ ⸗Breslau...38 
V.⸗ ⸗ =» Königberg . - » » . 50 
VI = ⸗ ⸗Greifswald..... 3830 
zufammen 599 

Im Sommer” Gemefter betrug bi Gefantyeht diefer 
tudirenden . 585 


mithin ſtudiren in dieſem Semefler mehr 14 
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AUnbang. 
19. 


u 


Beftimmungen über die Beauffichtigung der Kandidaten des evangeliſchen 
Dredigtamtes in der Rheinproving. 


6.1. 

Jeder evangelifche Studiosus theologiae tritt nad; Vollendung 
feiner afademifchen Studien unter kirchliche Aufſicht (Kirchenordnung 
$.37b. 8. 38, 2). Er bat ſich daher binnen vier Wochen bei ſei— 
nem Ortöpfarrer und bei dem Süperintendenten feiner Synode per- 


fönlidy zu melden und unter Einreichung feines Lebenslaufes in vr : 


teinifcher Sprache und der erforverlichen Zeugniffe — nämlich feines 
Taunffcheines, feines Zeugniffes der Reife und feiner akademiſchen 
Abgangszeugniffe, feines Militäratteftes und feines Kirchenzeugniſſes 
aus der Zeit der afademifchen Studien, fowie feiner Erflärung über 
den Beitritt zur Union der evangelifhen Kirchen — bei dem Kon- 
fiftorium auf feine Prüfung pro lieentia concionandi in dem näd) 
ften nad) ſechs Monaten eintretenden Prüfungstermine anzutragen. 
Wer feine Prüfung länger ausgefegt zu fehen wünfcht, hat bie 
Gründe für diefen Wunſch dem Superintendenten anzugeben, damit 
auf den Bericht deſſelben darüber entfchienen werbe. 


$. 2. 


Nach beftandener Prüfung ift jeder Kandidat der befonderen 
Aufficht feines Superintendenten unterworfen und ift demſelben hin 
fihtlih feiner Studien, feiner praktiſch-kirchlichen Thätigkeit und 
feines Wandels Rechenſchaft ſchuldig. Er hat fih daher in perfün 
licher Verbindung mit ihm zu erhalten, deſſen Belehrungen und Er: 
mahnungen zu beadjten, fowie auch den von ihm ergebenden Eins 
ladungen und Aufforderungen zum Predigen und Katechifiren fowohl 
bei Bafanzen als auch bei andern Fällen Folge zu leiften, und wenn 
ihm dies geftattet wird, den Verhandlungen feiner Kreisſynode bei- 
zumohnen (Kirchenordnung $. 55, a. 56, a. b. c. 59, 1. 2). 

Auch mit feinem Ortspfarrer hat ſich jeder Kandidat in das 
gebührende Verhältniß zu fegen und denſelben nad Kräften im 
Dienfte der Gemeinde zu unterftügen. | 


$. 3. 
Kandidaten, welche ihren Wohnort in einen andern Synobal- 


2 — — — 


— — ——— — — —— — — 


kreis verlegen, haben dies ſowohl ihrem bisherigen als demjenigen 


Superintendenten anzuzeigen, unter deſſen Aufſicht ſie durch die 
Wohnungsveränderung treten, und dürfen in der Synode ihres 
neuen Wohnorts von ihren Prüfungszeugniffen nicht eher Gebrauch 
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ichen, als bis ſie von dem Superintendenten derſelben geſehen 
d notirt ſind. 

Diejenigen Kandidaten, welche ſich zeitweiſe außerhalb des preu⸗ 
chen Staates aufhalten, bleiben nach unſerer jedesmaligen Be⸗ 
nmung unter der Aufſicht ihres bisherigen oder eines ihrem neuen 
ıfenthaltsorte näher wohnenden Superintendenten. 


$. 4. ° 
Wenn Kandivaten aus andern Provinzen des Staates ſich in 
e Rheinprovinz niederlaffen, fo haben fie durch den Superinten- 
nten ihres neuen Wohnorts ihre Zeugniffe nebft einem Lebens⸗ 
ıfe und einzufenden. Ausländer, weldye in der Provinz ihren 
ohnfig genommen haben, dürfen erft, nachdem ihre Zeugniffe von 
8 anerfannt worden, predigen und Fatechifiren. Diefe wie jene 
ten darauf in die nämlichen DBerpflichtungen, wie vie biefigen 
indidaten. 
6.5. 
Jeder Kandidat ift gehalten: 


1. einmal jährlich vor feinem Superintendenten oder vor einem 
von demfelben beauftragten Pfarrer zu prebigen und zu Fate 
hifiren und demfelben auf Verlangen die gehaltene Predigt 
und SKatechifation fhriftlich einzureichen; 

2. jährlid in den erften drei Monaten des Jahres mit feinem 
Superintendenten über den Gegenftand einer von ihm ab- 
wechfelnd in dem einen Suhre in Iateinifcher und in dem 
andern in deutfcher Sprache anzufertigenden theologifchen Ab- 
handlung ſich zu benehmen, welche dann fpäteſtens im De- 
zember demjenigen Superintendenten einzureichen ift, in beflen 
Synode der Kandidat fi aufhält. Das Konfiftorium behält 
fi, übrigens vor, auch feinerfeitd den Kandidaten Aufgaben 
für ihre Sahresarbeit zu ſtellen; 

3. eine Darlegung des Ganges feiner Studien und feiner praftifch- 
fichlichen Befchäftigung während des betreffenden Jahres ein- 
zureichen; und . 

4. ein Zeugniß des Ortöpfarrers 

a) über feine Theilnahme am Gotteödienfte und dem hei- 
ligen Abendmahle, 
b) über feine Theilnahme am Kirchenvienfte; 
c) über feinen Wandel 
beizufügen. 


8. 6. | 
Der Superintendent ift berechtigt, die in $. 5, 2 bezeichnete 
ologifche Abhandlung ſolchen Kandidaten zu erlaffen, welche in 
n betreffenden Sahre eine theologifche oder wiflenfchaftliche Prü⸗ 
ig oder die dazu erforderlichen Arbeiten gemacht haben. 
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Sollte ein Superintendent noch aus andern Gründen aus: 
nahmsweife die Erlaffung der theologiſchen Abhandlung für zwei; 
mäßig erachten, fo hat er vor Ablauf des erften Halbjahres bei 
dem Konfiftorio darauf anzutragen. 

8.7. 

Seder Superintendent wird jährlih im Monate Januar: über 
die Beauffihtigung der Kandidaten feiner Synode im verfloffenen 
Jahre an das Konfiftorium einen Bericht einfenden und in einer 
demfelben beizufügenvden Ueberſicht angeben; 

1. der Kandidaten Namen, 2. Geburtstag, 3. Geburtsort, 4. Be 
Ihäftigung, 5. Aufenthaltsort, 6. und 7. Datum und KRefultat 
des Prüfungszeugniffed pro licentia concionandi und (8. 9.) pro 
ministerio, 10. wiffenfchaftliche und praftifche Tüchtigfeit, 11. Le 
benswandel, und 12. Bemerkungen, 3. B. ob der Kandidat den 
Synodalkreis verlaffen hat. In der Spalte 10 wird der Inhalt 
und der Werth der 8.5, 1. 2. erwähnten Arbeiten fowie der Gang 
der Studien ($. 5, 4) und die praftifch-Firchliche Befchäftigung 
des Kandidaten angegeben. 

Jedoch kann auch der Begleitungsbericht die Beurtheilung der 
Aufgaben und der Beſchäftigung und Leiftungen des Kandidaten 
enthalten und muß zugleich die Gründe angeben, aus welchen einem 
Kandidaten die theologifche Abhandlung erlaffen worden ift. 

Diefem Berichte find fämmtliche theologifhe Abhandlungen der 
wahlfähigen Kandidaten und der etwa während des legten Jahres 
zuerft unter unfere Aufficht getretenen fremden Kandidaten beizufügen. 


8.8. 

Wenn die $. 5 angegebenen Obliegenheiten nicht vorfchriftd- 
mäßig erfüllt werden, oder wenn der Inhalt der angefertigten Ar 
beiten und des Zeugniffes über die Tüchtigfeit und den Wandel 
eines Kandidaten nicht befriedigend ift, fo wird, vorbehaltlich des 
erforderlichen Falles einzuleitenden Disziplinarverfahrens, verfelbe 
angehalten werben, vor der hiefigen Prüfungskommiſſion ein Kollos 
quium zu beftehen, von deſſen Ausfall die Fortdauer der Predigt: 
erlaubniß, beziehungsweife der Wahlfähigfeit abhängig fein wird. 


$. 9. 

Schließlich wird bemerkt, daß der vor Abhaltung des Eramend 
pro ministerio abzuhaltende ſechs- bis achtwöchentliche pädagogiſche 
Kurfus an einem inländifchen Schullehrerfeminare an den beiden in 
ber Rheinprovinz befindlichen Seminarien in Neuwied am Montage 
nah ZYubilate und in Meurd am 1. Dftober jeden Jahres beginnt, 
zu deſſen Theilnahme ſich die Kandidaten bei uns zu melden haben. 
Außerdem wird darauf aufmerkfam gemacht, daß geeignete, d. h. mit 
vorzüglich guten Zeugniffen verfehene Kandidaten auf ihren Antrag 
zue Aufnahme in das Königliche Predigerfeminarium zu Wittenberg 


| 
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on und vorgefchlagen werden können, wo fie zwei Jahre lang 
ußer freiem Unterricht, freier Wohnung und Holzgeld ein Stipen- 
um von 200 Thalern jährlich genießen. 

Koblenz, den 15. März 1852. 


Königliches Ronfiflorium. 
Schmidtborn. Groos. Thielen. von der Mard. 


20. 


——— 


lie Beaufſichtigung der Kandidaten des evangeliſchen Predigtamts in der 

— Weſtphalen betreffend, ſehen wir uns veranlaft, auf Grund 

eflehender Ordnungen und Vorfchriften Folgendes üsberfichtlich zufam- 
men 3u faffen und hiermit feflzufeben: 


$. 1. 

Jeder evangelifche Predigtamts- Kandidat in der Provinz Welt 
halen, fei es, daß er in verfelben feinen bleibenden Wohnort hat, 
ver auf längere Zeit und nicht blos befuchsweife ſich darin aufhält, 
eht unter kirchlicher Aufficht. 


$. 2. | 
Diefe Aufficht wird Seitens des Königlichen Konfiftoriums und 
er Synode durch den betreffenden Superintendenten geführt. 


$. 3. 

Cie ift gerichtet auf die fortgehende wiffenfchaftliche Ausbildung 
es Kandidaten und auf feine fittliche Führung; und es wird babei 
effen Vorbereitung auf das evangelifche Predigtamt, und zugleich 
er Zweck, feine ſchon erlangten Kenntniffe und Fähigkeiten wohl 
nzumenden und für die Kirche nutzbar zu machen, beftändig im 
uge behalten. 


6. 4. 

Innerhalb vier Wochen, nachdem der Kandidat feine Univers 
tätsftudien vollendet hat und. in die Provinz eingetreten ijt, hat 
ch derfelbe feinem Ortspfarrer und dem Kreis» Superintendenten per- 
inlich vorzuftellen, dem legteren feine an das Königliche Konſiſto⸗ 
um 'einzureichenden Zeugniffe — nämlich feinen Tauffchein, das 
eugniß der Reife bei dem Abgange auf die Univerfität, die akade⸗ 
iſchen Zeugniffe, das Militair-Atteft und ein Kirchenzeugniß aus 
er Zeit feiner afademifchen Studien — in Original und Abfchrift 
orzulegen, fich fchriftlich zur Prüfung pro licentia concionandi an- 
melden, und dieſer Anmeldung ein Curriculum vitae beizufügen. 

5 


$. 5. 
- Der Kandidat hat die ihm von dem Konftftorio zu ertheilenden 
3 
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Aufgaben mit Fleiß auszuarbeiten und in vworgefchriebener Form 
rechtzeitig durch den Superintendenten einzureichen. 

Die mündlide Prüfung pro licentia concionandi, zu welcher 
derfelbe auf erfolgte Einladung ſich einzufinden hat, wird in ber 
Regel ein halbes Jahr nach der Zurückunft von der Univerfität zu 
Oftern oder Michaelis ftattfinden. In der Zwifchenzeit hat ber 
Kandidat fi) auf das Eramen vorzubereiten, und fich bis dahin 
des Predigend und andermeitiger feine Vorbereitung hindernder Ge 
fhäfte und Zerftreuungen zu enthalten. 

Wer mit feinen fchriftlichen Arbeiten und anderweitiger Vor: 
bereitung auf das Eramen nicht rechtzeitig fertig geworben ift ober 
werden kann, und einen Auffchub des Examens wünfchen muß, hat 
die Erlaubniß zu einem foldyen Auffhub durch den Superintendenten 
bei dem Königlichen Konſiſtorio nachzufuchen und feine Hinderungss 
gründe anzugeben. 


$. 6. 

Nach dem Eramen bleibt der Kandidat der Aufficht und Leis 
tung feine8 Superintendenten unterworfen, und hat den Anweifuns 
gen und Ermahnungen defjelben in Anfehung feiner Studien, feiner 
praktiſch-kirchlichen Thätigfeit und feines fittlihen Verhaltens Folge 
zu leiften. Namentlich wird erwartet, daß er denfelben im Previgen 
und anderen Amtshandlungen nad Kräften unterſtütze, beziehungs- 
weife feinen Anforderungen zur Unterftügung anderer Pfarrer, fowie 
zum Predigen und Katedhifiren ‚in vafanten Gemeinden nad Map- 
gabe feiner Zeit und anderweitiger Verhältniffe nachkomme. Ins 
befondere hat er mit feinem Drtöpfarrer in perfönlichen Verkehr zu 
treten, und demfelben zur Aushülfe wie zur eignen Mebung bie ge 
eigneten Dienfte zu leiften. | 

6.7 


Ein Jahr nach beftandenem erſten Eramen hat der Kandidat, 
infofern nicht in Folge defjelben anderweitige Beflimmung getroffen 
ift, fih zur Prüfung pro ministerio anzumelden und 

1. eine Darlegung des Ganges feiner Studien und feine praktiſch⸗ 
kirchliche Beichäftigung während dieſes Zeitraumes, 

2. ein Zeugniß des Superintendenten über feinen Kirchendienſt 

“and feine wiffenfhaftliche Fortbildung, 

3. ein Zeugniß über feine Theilnahme am Gottesvienft und hei⸗ 
ligen Abendmahl und feinen fittlihen Wandel, 

4. ein Zeugniß über den vor dem zweiten Eramen abzuhaltenden 
ſechs- bis achtwöchentlichen pädagogiſchen Kurfus auf einem 
der beiden in der hiefigen Provinz befindlichen Schullehrers 
Seminarien — oder aud) in außerorbentlichen Fällen auf einem 
anderen inländifchen Seminar — einzureichen, die ihm darauf 
zu ertheilenden Aufgaben forgfältig auszuarbeiten und ſich zu 

der ihm beftimmten Zeit zur mündlichen Prüfung einzufinden. 





| 
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6. 8. 

Nach beſtandenem zweiten Examen bis zur Anſtellung im Pfarr⸗ 
Amte, beziehungsweiſe in einer Huͤlfspredigerſtelle hat der Kandidat 
alljährlich: 

1. eine von ihm gehaltene Previgt, 

2. & Jffenſchaftüche theologiſche Abhandlung in lateiniſcher 

prache, 

3. einen Aufſatz über einen praktiſch⸗-kirchlichen Gegenſtand, 
wozu die Themata von dem Superintendenten gegeben, beziehungs- 
weile genehmigt werden, demſelben einzureichen. 

Auch bleibt e8 dem Superintendenten unbenommen, den Kan⸗ 
bidaten einmal oder mehrere Male in feiner Gegenwart oder vor 
am von ihm beauftragten Pfarrer predigen und fatechifiren zu 
aflen 

Mir behalten e8 uns vor, die dem Superintendenten einzus 
reichenden Predigten und andere Ausarbeitungen und vorlegen zu 
laſſen und auch unſererſeits die Themata aufzugeben. 

$. 


MWenn der Kandidat feinen Wohnfl in einen anderen Kirchen: 
Kreis: verlegt, fo hat er davon ſowohl feinem bisherigen als auch 
demjenigen Superintendenten, in deſſen Diözeſe er eintritt, Anzeige zu 
machen, und dem letztern innerhalb vier Wochen nach dem Eintritt 
in die Diözefe feine Zeugniſſe vorzulegen. 

Gr iſt nicht befugt, in der Diözeſe zu predigen, fo lange das 
betreffende Zeugniß dem Superintendenten nicht vorgelegt if. 

6.10. 

Kandidaten aus andern Provinzen des Staats, die in der Pro- 
vinz Weſtphalen ihre Wohnung nehmen, haben ihre Zeugniſſe nebft 
einem Lebenslauf innerhalb ſechs Wochen, durch den Superintendenten 
an das Königliche Konfiftorium einzureichen, und find bis dahin, daß 
diefed gefchehen, zu feinen Amtshandlungen zuzulafien. 

Ausländifche Kandidaten haben, wenn fie in der Provinz pres 
digen und die MWählbarkeit erhalten wollen, die Befugniß dazu bei 
dem Königlichen Konfiftorio nachzuſuchen, und zugleich ihre Zeuge 
niffe einzureichen. 

Sobald fie ihren Aufenthaltsort in der Provinz nehmen, ftehen 
fie unter Aufficht des betreffenben Superintenbenten. 


Es fol fein Kandidat zum Iferramt erwählt, bejiehungsweiſe 
beftätigt werden, welcher nicht durch vollſtaͤndige Zeugniſſe nachweiſen 
kann, daß er ſich den Superintendenten, in deren Diözeſen er ſich 
ſeit ſeiner Prüfung pro ministerio aufgehalten hat, vorgeſtellt, die 
vorhandenen und dargebotenen Mittel zu ſeiner Fortbildung benutzt 
und einen tadelloſen Wandel geführt habe. Dieſe Bedingung der 
Anſtellungsfaͤhigkeit wird in das Wahlfahigkeitszeugniß Aufgenommen. 


86 


$. 12. 

Bei denjenigen Kandidaten, welche vor wirklich geleifteter Mi- 
litärpflicht, aber vor erfolgter definitiver Zurüdftelung vom aktiven 
Militärdienfte die zweite theologifche Prüfung ablegen, ift mit ber 
Ertheilung des Wahlfähigfeitözeugniffes refp. der Konfirmation und 
Ordination zu einem geiftlihen Amte fo lange zurüdzubalten, bis fie 
ihrer Dienftpflicht durch einjährigen refp. dreijährigen Dienft im fe 
henden Heere genügt haben, oder fonft durch die zuftändige Militaͤr⸗ 
Behörde von der Leiftung diefer Dienftpflicht definitiv entbunden wor: 
den find — worüber Zeugniß beizubringen ift. Cefr. Verfügung des 
evangelifchen Oberkirchenraths vom 12. Juni 1851.) 

13 


$. 13. 

Die näheren Beflimmungen wegen des Eintritts, befonders be: 
fähigter Kandidaten in das Predigerfeminar zu Wittenberg werden 
durch die Superintendenten den Kandidaten zu ihrer Beachtung mit 
getheilt. 

6. 14. 

Sollte ein Kandidat, oder Hülfsprediger, ohne eine geficherte 
Stellung und ein genugfames Einfommen zu haben, zu einer un 
überlegten Heirath fchreiten wollen, fo ift derſelbe ernftlich zu ver- 
warnen, daß er dadurch feinen Anſpruch auf Unterftübung erhält, 
vielmehr feiner amtlichen Beförderung wie einer gefegneten Wirkfam- 
feit gar fehr im Wege ftehen könnte. (efr. Minifterial- Erlaß vom 
10. September 1847.) | 


Indem wir die vorſtehenden Beftimmungen zur Kenntnißnahme 
bringen, und deren pünftliche Beobachtung erwarten, wünfchen wit, 
daß auch diefe Ordnung dazu dienen möge, die Kandidaten darauf 
hinzuweiſen, daß fie in ihrem ganzen Verhalten ihren Fünftigen Be 
ruf beftändig vor Augen haben, und ſich demfelben mit einem hailis 
gen Ernft zuwenden. Dazu können wir denfelben aber nur unter 
Hinweifung auf eine mit dem Ernſt der Liebe geführte Aufficht die 
treue Benutzung aller zu ihrem Heile dienenden Mittel und indbefon- 
dere das tiefere Eindringen in die heilige Schrift und in die Bekennt⸗ 
niffe der Kirche, den Gehorfam des Glaubens in der Liebe und einen 
gottfeligen Wandel als den Weg bezeichnen, auf dem fie zu einem 
erfreulichen Ziele gelangen und als würdige Diener der Kirche einen 
reichen Segen fowohl für ſich felbft empfangen als auch für Andere 
ftiften werden. | j 

Münfter, den 15. September 1852. 


Das Königliche Ronfiflorium. 
Graeber. 
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21. 


—— ⸗ 


zeſtimmungen über die Geaufſichtigung der Kandidaten des evangeliſchen 
Dredigtamtes in der Provinz Sclefien. 


| 6.1. 

Jeder evangelifche Studiosus theologiae tritt nad; Vollendung 
ner afademifchen Studien unter Firchlicye Aufficht (Minifterial- Re: 
ipt vom 7. Dezember 1842). Er hat fid) daher binnen vier Wochen 
i feinem Drtöpfarrer und bei dem Superintendenten feiner Diözes 
tfönli zu melden und unter Einreichung feines LXebenslaufes in 
teinifcher Sprache und der erforderlichen Zeugniſſe — nämlich fenes 
ınffcheines, feines Militäratteftes und feines Abgangszeugnifles von 
e Univerfität in Ur- und Abſchrift — innerhalb ver erften drei 
onate bei dem Konfiforium auf feine Prüfung pro licentia con- 
mandi anzutragen. Wer feine Prüfung länger als ein Jahr nad) 
nem Abgange von der Univerfität ausgefegt zu fehen wünſcht, hat 
: Gründe für dieſen Wunſch dem Superintendenten anzugeben, da⸗ 
t auf den Bericht deffelben darüber entfchieven werde. 


$. 2. 

Nach beftandener Prüfung ift jeder Kandidat der befonderen 
ıfficht feines Superintendenten unterworfen und ift demfelben hin- 
ſtlich feiner Studien, feiner praktiſch-kirchlichen Thätigfeit und 
nes Wandels Rechenſchaft ſchuldig. Er Hat ſich daher in perfün- 
her Verbindung mit ihm zu erhalten, deſſen Belehrungen und 
mahnungen zu beachten, fowie auch den von ihm ergehenden Ein- 
jungen und Aufforberungen zum Predigen und Katechifiren ſowohl 
: Balanzen, als auch in anderen Fällen Folge zu leiften, und den 
:edigerfonferenzen, und wenn ihm dies geftattet wird, den Ver⸗ 
ndlungen feiner Kreisfynode beizumohnen. 

Auch mit feinem Ortöpfarrer hat fich jeder Kandidat in das ge- 
hrende Verhältniß zu ſetzen und denſelben nach Kräften im Dienfte 
Gemeinde zu unterftüßen. Ä 

6.3. 

Kandidaten, welche ihren Wohnort in eine andere Didzefe ver- 
wen, haben dies ſowohl ihrem bisherigen, als demjenigen Superin- 
denten anzuzeigen, unter deſſen Aufficht fle durch die Wohnungs- 
"Anderung treten, und dürfen in der Synode ihres neuen Wohn- 
s von ihren Prüfungszeugniffen nicht eher Gebrauch machen, als 
} fie von dem Superintendenten derfelben gefehen und notirt find. 

Diejenigen Kandidaten, welche fich zeitweife außerhalb des Preu⸗ 
chen Staates aufhalten, bleiben nach unferer jedesmaligen Beftim- 
ing unter der Aufficht ihres bisherigen oder eines ihrem neuen 
ıfenthalte näher wohnenden Superintenventen. 
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6. 4. 

Wenn Kandidaten aus anderen Provinzen des Staates fi in 
Schlefien niederlafien, fo haben fie durch den Superintendenten ihres 
neuen Wohnorts ihre Zeugniffe nebft einem Lebenslaufe und ein: 
fenden. Ausländer, welde in der Provinz ihren Wohnftg genoms 
men haben, dürfen erft, nachdem ihre Zeugniſſe von und anerfannt 
worden, predigen und Fatedhifiren. Diefe wie jene treten darauf in 
die nämlihen Verpflichtungen, wie die hiefigen Kandidaten. 


6. 5. 
Jeder Kandidat iſt gehalten: 

1. einmal jährlich vor feinem Superintendenten oder vor einem 
von demfelben beauftragten Pfarrer zu predigen und zu Fate 
hifiren und demſelben auf Verlangen die gehaltene Predigt 
und Katechiſation fchriftlich einzureichen; 

2. jährlih in den erften drei Monaten des Jahres mit feinem 
Superintendenten über den Gegenftänd einer von ihm — ab 
wechfelnd in dem einen Jahre in lateiniſcher Sprache — anzu 
fertigenden theologifchen Abhandlung fich zu benehmen, welde 
dann fpÄteftens im Dezember demjenigen Superintendenten 
einzureichen ift, in Defien Synode der Kandidat ſich aufhält. 
Das Konfiftorium behält fich übrigens wor, auch feinerfeitd 
den Kandidaten Aufgaben für ihre Jahresarbeit zu ftellen; 

3. eine Darlegung des Ganges feiner Studien und feiner praf 
tifch -Ficchlichen Beichäftigung während des betreffenden Jahres 
einzureichen; und 

4. ein Zeugniß des Ortspfarrers 

a) über feine Theilnahme am Gottesdienſte und dem heil 
gen Abendpmahle, 
b) über feine Theilnahme am Kirchendienfte, 
c) über feinen Wandel 
beizufügen. 


$. 6. 
Der Superintendent iſt berechtigt, die in $. 5, 2 bezeichnete 
theologische Abhandlung folchen Kandidaten zu erlaffen, welche in 
dem betreffenden Jahre eine theologifche oder wifjenfchaftliche Pris 
fung oder die dazu erforderlichen Arbeiten gemacht haben. 

Sollte ein Superintendent noch aus anderen Gründen au 
nahmsweife die Erlafjung der theologifchen Abhandlung für zwei 
mäßig erachten, fo hat er vor Ablauf des erften Halbjahrs bei dem 
Konfiftorium darauf anzutragen. 


6. 7. 
Jeder Superintendent wird jährlih im Monat Januar zugleich 
mit dem kirchlichen Jahresberichte und unter Wegfall der bisherigen 
Kandidatenlifte, über die Beauffihtigung der Kandidaten feiner Sy 
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node im verflofienen Jahre an das Konfiftorium einen Bericht ein- 

fenden und in einer demfelben beizufügenden Ueberficht angeben: 
1. ver Kandidaten Namen; 2. Geburtstag; 3. Geburtsort; 4. Bes 
fhäftigung; 5. Aufenthaltsort; 6. u. 7. Datum und Refultat des 
Prüfungszeugniſſes pro licentia concionandi und 8. u. 9. pro mi- 
nisterio; 10. wifjenfchaftlicye und praftifche Thätigfeit; 11. Lebens- 
wandel, und 12. Bemerkungen, 3. B. ob der Kandidat den Sy⸗ 
nodalfreis verlaffen hat. In der Spalte 10 wird der Inhalt und 
der Werth der $. 5, 1. 2. erwähnten Arbeiten, fo wie der Gang 
der Studien ($. 5, 4.) und die praktiſch-kirchliche Beichäftigung 
des Kandidaten angegeben. Jedoch Tann auch der Begleitungs- 
bericht die Beurtheilung der Aufgaben und der Befchäftigung und 
Leiftungen des Kandidaten enthalten, und muß zugleich die Gründe 
angeben, aus welchen einem Kandidaten die theologifche Abhand- 
lung erlaffen worben tft. Diefem Berichte find fämmtliche theolo- 
gifche Abhandlungen der wahlfähigen Kandidaten und der etwa 
während des letzten Jahres zuerft unter unfere Aufficht getretenen 
fremden Kandidaten beizufügen. 


$. 8. 

Wenn bie $.5 angegebenen Obliegenheiten nicht vorfchriftsmäßig 
erfüllt werben, oder wenn der Inhalt der angefertigten Arbeiten und 
des Zeugniffes über die Tüchtigkeit und den Wandel eines Kandi⸗ 
daten nicht befriedigend ift, fo wird vorbehaltlid des erforverlichen 
Falles einzuleitenden Disciplinarverfahrens, derfelbe angehalten wer; 
den, vor der hiefigen Prüfungsfommiffion ein Colloquium zu bes 
ftehen, von deffen Ausfall die Fortdauer der Predigterlaubniß, bezies 
hungsweife der Wahlfähigfeit abhängig fein wird. 

9 


Es fol Fein Kandidat zum Pfarramt erwählt, beziehungsweife 
beftätigt werden, welcher nicht durch vollftändige Zeugniffe nachweiſen 
fann, daß er ſich den Superintendenten, in deren Diözefen er ſich 
feit feiner Prüfung pro ministerio aufgehalten hat, vorgeftellt, bie 
vorhandenen und dargebotenen Mittel zu feiner Fortbildung benußt 
und einen tabellofen Wandel gerührt habe. 

$. 1 


Bei denjenigen Kandidaten, welche vor wirklich geleifteter Mi⸗ 
litairpflicht, oder vor erfolgter definitiver Zurüdftelung vom aftiven 
Militairvienfte die zweite theologifche Prüfung ablegen, ift, mit der 
Ertheilung des Wahlfähigkeitszeugniſſes, vefp. der Konfirmation und 
Ordination zu einem geiftlichen Amte fo lange zurüd zu halten, bie 
fie ihrer Dienftpflicht durch einjährigen, refp. preijährigen Dienft im 
ſtehenden Heere genügt haben, oder fonft durch die zufländige Mi⸗ 
litairbehörde von der Leiftung dieſer Dienftpflicht definitiv entbunden 


worden find — worüber Zeugniß beizubringen ift. Cefr. Verf. des 


Evangelifchen Oberkirchenraths vom 12. Juni 1851.) 


40 


g. 11. 
Schließlich wird bemerkt, daß der vor Ableiftung des Examen 
pro ministerio abzuhaltende ſechs⸗ bis achtwoͤchentliche paͤdagogiſche 
Kurfus an einem inlänvifchen Schullehrer- Seminare an den drei 
in der Provinz Schlefien befindlichen Seminarien in folgenden Ter; 
minen ftattfindet: 
1. in dem Schullehrer- Seminar zu Bunzlau: 
1. vom 4. Sanuar bis 15. Februar, 
2. vom 3. September bis 15. Oftober; 
I. in dem Scyullehrer- Seminar zu Steinau a. O.: 
1. vom Sonntage nad) Oftern bis Montag vor Pfingften, 
2. vom 10. November bis 20. Dezember, jedoch erft vom 
Sahre 1851 an; 
IM. in dem Schullehrer- Seminar zu Münfterberg: 
1. vom Anfang Januar bis Mitte Februar, 
2. vom Trinitatisfefte bis zum 6. Sonntage nach Trinitatie, 
3. vom 1. September bis 12. Dftober, 
4. vom 1. November bis 12. Dezember. 
Cefr. Verfügung des Königl. Provinzial- Schulfollegii 
vom 25. Dftober 1850.) | 
Außerdem wird darauf aufmerffam gemacht, daß geeignete, d.h. 
mit vorzüglich guten Zeugniffen verfehene Kandidaten auf ihren An 
trag zur Aufnahme in das Königl. Prediger: Seminarium zu Wit 
tenberg von uns vorgefchlagen werden fönnen, wo fie zwei Jahre 
lang außer freiem Unterricht, freier Wohnung und Holzgeld ein 
Stipendium von 200 Thlr. jährlich genießen. 


‚ Indem wir die vorftehenden Beftimmungen zur Kenntnignahme 
bringen, und deren pünktliche Beobachtung erwarten, wünfchen wir, 
daß auch dieſe Ordnung dazu dienen möge, die Kandidaten darauf 
binzuweifen, daß fie in ihrem ganzen Verhalten ihren Fünftigen Be 
ruf beftändig vor Augen haben, und ſich demfelben mit einem heis 
ligen Ernft zumenden. Dazu können wir denfelben aber nur unter 


Hinweifung auf eine mit dem Ernſt der Liebe geführte Aufficht die 


treue Benutzung aller zu ihrem Helle dienenden Mittel und indbes 
fondere das tiefere Eindringen in die heilige Schrift und in die Bes 
fenntnifje der Kirche, den Gehorfam des Glaubens in der Liebe und 
einen gottfeligen Wandel als den Weg bezeichnen, auf dem fie au 
einem erfreulichen Ziele gelangen und ald würdige Diener der Kirche 
einen reichen Segen fowohl für ſich felhft empfangen als auch für 
Andere fliften werben. 
Breslau, den 20. Oftober 1852. 


Königliches Konfiflorium für die Provinz Schlefien. 
Dr. Hahn. 


an — 
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22. 


Beflimmungen über die Beauffichtigung der Kandidaten des enangelifchen 
— Predigtamtes in der Provinz Sachſen. 


$. 1. 
Jeder Predigtamts- Kandidat in der Provinz ftehet unter ber 
2 dem Konfiftorig durch den Superintendenten geübten Aufficht und 
eitung. 


6. 2. 
Dieſe Aufſicht und Leitung erſtreckt ſich auf des Kandidaten 
wiſſenſchaftliche Fortbildung, auf ſeine kirchlich praktiſche Uebung und 
auf ſeinen ſittlichen Wandel. 


$. 3. 

Jeder Studiosus theologiae hat ſich ſofort nach dem Schluß 
ſeiner akademiſchen Laufbahn in derjenigen Diözes, wo er von da 
ab feinen Aufenthalt nehmen wird, bei dem Ortspfarrer einzuführen 
und vor dem Superintendenten zu flellen und leßterem von feinen 
fammtlichen Zengniffen Kenntniß zu geben, das weiter unten sub 5 
erwähnte Atteft aber in Abfchrift nebft dem zu vergleichenden Drigis 
nal zu überreichen. Diefe Kopie, auf welcher von dem Ephorus 
jelbft, auf Grund der übrigen unten angeführten Nachweiſe Nr. 14, 
kurze Perfonalnotizen über Herkunft, Alter und fonftige Verhältnifle 
des Eintretenden zu vermerfen find, bildet das erſte Schriftftüd in 
den für jeden Kandidaten befonders anzulegenden Perfonalaften. 
Sollte ein Studiofus nad) zurüdgelegtem Kurfus und nachdem er 
in der Matrifel gelöfcht ift, noch auf längere Zeit behufs Betreibung 
von Privatftudien feinen Aufenthalt in einer Univerfitätsftabt nehmen, 
jo bleibt er zwar dem Superintendenten der Univerfitätsftabt refp. 
dem Parochus dafelbft unterftelt, aber vie Obliegenheit aftenmäßiger 
Beauffihtigung und Befchäftigung des Kandidaten trifft gleichwohl 
ven geiftlichen Ephorus des eigentlichen Wohnfiges, über welchen 
fich daher jeder Untergebene alsbald zu enticheiden hat. Bon der 
gedachten Zeit ab, fpäteftens binnen Jahresfrift, Hat ſich der Fünftige 
Kandidat zu der Prüfung pro licentia coneionandi bei dem Königl. 
Konfiftorio zu melden. Mit. dem Geſuche um Zulaffung zu vieler 
Prüfung hat er folgende Zeugniffe einzureichen: 
das akademiſche Abgangszeugniß, 
das Maturitätszeugniß, 
das Taufzeugniß, 
das Zeugniß über die geleiftete Militärpflicht, event. den Un- 
brauchbarkeitönachweis, oder eine Befcheinigung über bewilligt 
erhaltenen Ausftand zum Dienfteintritte Seitens der betreffen- 
den oberen Provinzialbehörbe, 
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5. das Zeugniß eines Geiftlichen über Kirchenbeſuch und Theil 
nahme am Saframent des Altars während feiner Studienzeit 
und des letten Aufenthalts. 

An diefe Zeugnifle hat der Kandidat fein curriculum vitae an- 
zufchließen. Diefe Eingabe geht durch die Hand des Superinten 
denten, weldjer davon Vermerk in feinen Akten zu machen bat, und 
ebenfall8 ein Atteft beifügt. 


Der Studiosus theologiae empfängt hierauf die Aufgaben zu 


feinen Prüfungs» Arbeiten von der theologifchen Prüfungskommiſſion 
in Halle und hat viefelben bis zu dem ihm beftimmten Termine an- 
zufertigen und fie. rechtzeitig nebft dem beantworteten Fragebogen, 
welcher jedem von der Univerfität abgehenden Studenten eingehäns 
bigt wird, einzufenden. Kann er den Termin nicht innehalten, fo 
hat er fein vesfalfiges Geſuch um Auffhub, unter Anführung der 
Behinderungsgründe, bei dem Königlichen Konfiftorio, oder, falls es 
ſich nur um eine dreimonatliche Frift handelt, bei der eben genann- 
ten theologifchen Prüfungsfommiffion, unter Couvert des Super 
intendenten, welcher das Gefuch in margine begutachtet, einzureichen. 
Bon der Beurtheilung der Gründe wird es abhangen, ob ihm neue 
Aufgaben geftellt werden oder nicht. 


$. 5. ' 

Bor beftandener Prüfung pro licentia concionandi Hat fidy ber 
Studiosus theologiae des Predigens fo wie auch aller anderweitigen 
Geſchäfte und Zerftreuungen zu enthalten, welche ihn am einer forg 
fältigen Vorbereitung auf das Eramen hindern können. 


$. 6. 

Nach der beftandenen Prüfung pro licentia hat der Kandidat 
fein Prüfungszeugniß feinem Ephorus in Original und Abſchrift 
vorzulegen. 

$. 7. 

Erft nachdem ein Jahr nach dem examen pro licentia verfloflen 
ift, Fann fi der Kandidat zur Prüfung pro ministerio melden. Mit 
dem Geſuche um Zulafjung, welches er an das Königl. Konfiftorium 
zu richten hat, find folgende Zeugniffe einzureichen: 

1. wenn der Kandidat vor der theologifchen Prüfungsfommiffien 
der Provinz das erfte Eramen beftanden hat, 

a) das Zeugniß des Direftord über den ſechswöchentlichen 
Beſuch eines inländifchen Seminare. Diefer ſechswoͤchent⸗ 
liche Seminarbeſuch wird indeffen denjenigen Kandidaten 
erlafien, welche die facultas docendi an gelehrten Schulen 
erworben haben und ein günftiges Zeugniß über ihr ab» 
gelegtes Probejahr beibringen, ſowie auch denen, welde 
bad examen pro schola mit dem Prädifate „Gut“ be 
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ftanden haben und darüber durch Einreichung ihres Zeug- 
nifies ſich ausweifen; 

b) das Zeugniß des Ephorus über des Kandidaten wifjen« 
fhaftlihe Fortbildung, Firchlich » praftifhe Webungen, 
Kirchenbeſuch, Theilnahme am heiligen Abenpmahle, fitt- 
lihen Wandel; | 

2. wenn der Kandidat nicht innerhalb der Provinz geprüft wor- 
den ift, hat er außer den beiden vorerwähnten Zeugniffen 
noch folgende Attefte beizubringen: 

a) das Univerfitätd- Abgangszeugniß, 

b) das Maturitätszeugniß von dem Gymnaſio, 

c) das Taufzeugniß, 

d) das Militairzeugniß, 

e) das Zeugniß pro licentia concionandi. 

Diefe Zeugniffe sub a bis e müſſen abfchriftlich nebft 
den Originalen oder alsbald in beglaubigter Abjchrift 
eingereicht werben. Ä 


8 
Nachdem der Kandidat die Aufgaben zu feinen Prüfungs» Ar- 
beiten empfangen hat, muß er den ihm geftellten Termin zur Ein- 
lieferung derſelben ftreng innehalten und mit diefen Arbeiten einen 
Aufſatz über feinen Studien» und Bildungsgang ebenfalls auf dem 
$.7 bezeichneten Wege einreichen. 


$. 9. 

Bei denjenigen Kandidaten, welche vor wirflich geleifteter Mi⸗ 
litairpflicht oder vor erfolgter definitiver Zurüdftellung vom aftiven 
Militairvienfte die zweite theologifche Prüfung ablegen, ift mit ber 
Ertheilung des Wahlfähigfeitszeugnifies refp. der Ordination und 
Konfirmation zu einem geiftlichen Amte fo lange zurüdzuhalten, bis 
fie ihrer Dienftpflicht durch einjährigen refp. dreijährigen Dienft im 
ftehenden Heere genügt haben, oder fonft durch die zuftändige Mis 
litairbehörde von der Leiftung dieſer Dienftpflicht definitiv entbunden 
worden — worüber Zeugniß beizubringen iſt. Cefr. Verfügung des 
Evangelifchen Oberkirchenraths vom 12. Juni 1851.) 

$. 10. 

Nach beftandenem examen pro ministerio hat der Kandidat fein 
Wahlfähigfeitszeugnig dem Ephorus im Originale und in der Ab⸗ 
ſchrift vorzulegen. | 


| $. 11. 
Der nunmehrige Minifterial» Kandidat fteht fortwährend unter 
der Auffiht und Leitung des Superintendenten, in deſſen Diözefe, 
und des Ortspfarrers, in deſſen Parodie er ſich aufhält. Er bat 
ihren Ermahnungen und Weifungen über feine Studien, feine kirchlich⸗ 
praftifche Thaͤtigkeit und feinen fittlihen Wandel Folge zu leiften. 
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6. 12. 

Jeder Kandidat ift verpflichtet: 

1. jährlich einmal vor dem Superintendenten oder vor einem von 
demfelben dazu beauftragten Geiftlichen zu prebigen und zu 
fatechiftren, erforberlichen Falls auch die Predigt und Katedis 
fation fchriftlich einzureichen. 

2. Außerdem muß jeder Kandidat jährlich fpäteftens im Dezember 
alternivend eine lateinifche oder deutfche Arbeit wiflenfchaftlichen 
oder praftifchen Inhalts an den Ephorus abliefern. Die Aufs 
gaben zu dieſen Arbeiten ftellt der Ephorus unter Zuziehung 
zweier oder dreier wifjenfchaftlih und praftifch gebildeter Did, 
zefan » Geiftlihen, deren Auswahl durch Synodalfonferen; 
Beſchluß erfolgen mag, und welche er demnächft auch mit der 
Durchſicht und Beurtheilung der Aufſätze beauftragen Fann. 

Diefen Arbeiten hat der Kandidat noch beizufügen: 

3. einen Auffag über feinen Studiengang und feine kirchliche Ber 
fhäftigung im letzten Jahre und 

4. ein Zeugniß feines Ortspfarrers 

a) über feine Theilnahme am Gotteödienft und heiligen 
Abendmahl, 

b) über feine Tiheilnahme am SKirchendienft, 

ec) über feinen Wandel. 

Die Urtheile über die vorerwähnten Arbeiten, welche von dem 
Reviſor auf den Rand des Manuferipts zu fegen find, und dieſe 
Zeugniſſe find durd) den Ephorus zu Anfang ded neuen Jahres mit 
den gewöhnlichen ftatiftifchen Notizen an die General- Superinten 
dentur in der bisher üblichen Form einzufenden, fo jedoch, daß in 
den betreffenden Kolonnen jedenfalls unter: „Bemerkungen über die 
wiſſenſchaftliche und praftifche Tüchtigfeit und über den Wandel bes 
Kandidaten das nach irgend einer Seite hin Erhebliche zu finden 
fein muß. Durch den Generals Superintendenten gelangen biefe 
Sendungen an das Königl. Konfiftorium, welches die betreffenden 
Arbeiten an feine theologifchen Mitglieder vertheilen wird. 


6. 13. 

Wenn der Kandidat im Laufe eined Jahres eine theologifce 
oder wiffenfchaftliche Prüfung zu beftehen hat, fo kann ihm die theo- 
Iogifche Abhandlung erlaffen werden. Wünfcht er aber .aus anderen 
been davon bispenfirt zu werden, fo ift darüber befonders zu 
“berichten. 


6. 14. 

Sollten die eingereichten Zeugniffe und die Urtheile über bie 
gelieferten Jahres» Arbeiten ernfle Bedenken über des Kandidaten 
Wandel und feine Vernachläſſigung der theologifchen Wiſſenſchaft 
erwecken, fo behält ſich das König. Konftflorium vor,. in Colloquium 
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mit demfelben abzuhalten, von defien Ausfall event. die Entziehung 
der licentia concionandi und des Wahlfähigfeits - Zeugnifles abhängig 
fein kann. 

. 15. 


Jeder Kandidat ift vervflhte nach dem Maße ſeiner Zeit und 
nach feinen anderweitigen Verhältniſſen den Superintendenten und 
Drtöpfarrer in feinem Amte zu unterftügen, auch nad) empfangener 
Anweifung in anderen Gemeinden zu predigen und zu katechiſiren, 
fowie bei Bafanzen an den ausgefchriebenen Cirkelpredigten Theil 
zu nehmen. Weber wiederholte Ablehnungen dieſer Pflicht, wenn fie 
Bedenken erregen, hat ber Superintendent zu berichten. Insbeſondere 
ſoll der Kandidat mit ſeinem Ortspfarrer in ein nahes perjönliches 
Berhältniß treten und demſelben zu einem bienftwilligen Gehülfen 
ſich erbieten, um fich unter feiner Leitung praftifch für das Pfarramt 
vorzuüben. Die Predigerfonferenzen, wenn er dabei zugelaffen wird, 
und die Kandidatenfonferenzen, welche in der Diözefe, worin er ſich 
aufhält, beſtehen, hat der Kandidat fleißig zu beſuchen. 


. 16. 

Diejenigen Kandidaten, welche durch den Fleiß, womit fie in 
der theologifchen Wiffenfchaft fortfchreiten, durch den Eifer, mit wel- 
chem fie der Kirche bei Haltung von Dibelftunden, Beſuch ber 
Kranken und Armen, in Beförderung der inneren und Äußeren Mif- 
fionsfadye u. ſ. w. zu dienen fich auszeichnen, follen bei der Belebung 
vafanter, für fie fi) eignender Pfarrämter befonvers ind Auge ges 
faßt werben. 

$. 17. 

Nimmt ein Kandidat in einer andern Didzes feinen Aufenthalt, 
fo hat er binnen 4 Wochen dem betreffenden Superintendenten per- 
ſönlich ſich vorzuſtellen und ſeine Zeugniſſe einzureichen und ſich bis 
dahin in der Regel des Predigens und Katechiſirens zu enthalten. 
Der vorige Ephorus iſt gehalten die betreffenden Perſonal⸗Akten an 
den jetzigen verabfolgen zu laſſen. 

6. 18. 

Geht ein Kandidat ind Ausland und hat er dort längere Zeit 
feinen Wohnfig, fo muß ee mit einem Superintendenten unferer 
Provinz in Verbindung bleiben, welchem er jährlich die im $. 12 
erwähnten Arbeiten und Zeugniffe einzureichen hat, und von welchem 
er in der Kanditatenlifte fortgeführt wird. 


6. 19. 

Kandidaten aus einer anderen Provinz, welche in der dies⸗ 
feitigen Provinz ihren Aufenthalt nehmen, haben binnen vier Wochen 
bei dem Ephorus derjenigen Didzefe, worin fie wohnen, fih zu 
melden und bemfelben mit einem curriculum vitae ihre Zeugniffe 
vorzulegen. Sie dürfen bis dahin Feine Amtshandlungen vornehmen. 
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$. 20. 

Kein Kandidat ift für ein Pfarramt zu berufen und zu be 
ftätigen, welcher fich feinem Superintendenten nicht vorgeftellt und 
untergeben hat, und in Folge defien und von demfelben die Zeug 
niffe über feine Fortbildung und feinen tavellofen Wandel nicht bei- 
bringen kann. | 

8. 21. | 

Sämmtliche vorftehende Beftimmungen erftreden ſich auch auf 
diejenigen Kandidaten, welche an gelehrten und anderen Schulen 
angeftellt find, wenn fie nicht ausprüdlich erflären, daß fie auf ein 
Pfarramt verzichten. 99, 

Ausländifche Kandidaten biben, wenn fie in einee Parochie ber 
Provinz predigen wollen, unter Vorlegung ihrer Zeugniffe, die Er 
laubniß dazu durch den Superintendenten bei dem Königlichen Kon 
fiftorio zu erbitten, und es wird ihnen dieſe Erlaubniß in der Regel 
nur für diejenige Diözes ertheilt, in welcher fie fi) aufhalten. In 
den Kandidatenliften find fie nicht aufzuführen. 


6. 23. 

Diejenigen Kandidaten, welche das examen pro ministerio be 
ftanden haben und in Das Prediger: Seminar zu Wittenberg, welches 
ihnen zwei Jahre lang, außer freiem Unterricht, freier Wohnung 
und Holzgeld, ein Stipendium von 200 Thlr. jährlich gewährt, auf 
genommen zu werden wünſchen, haben ihre desfallfigen Anträge 
durd ihren Superintendenten bei dem Königlichen Konfiftorium ein 
zureichen, welches über fie an den Evangelifchen Oberkirchenrath, 
von dem die Ertheilung dieſes Benefiziums abhängt, berichtet. Die 
Nezeptionstermine find zu Oftern und Michaelis, die betreffenden 
Geſuche müffen aber Tpäteftend Anfangs Dezember für den Ofter 
termin und Anfangs Mai für den Michaelistermin durch den Su 
perintendenten eingehen. 

8. 24. 

Jeder inländifche und ausländifhe Kandidat, welcher Haus: 
lehrer werden will, bedarf dazu einer Konzeffion, welche er ſich unter 
Einreihung der ihn dazu befähigenden Zeugniffe durd) den Superin 
tendenten feiner Diözes bei der Königlichen Regierung zu erbitten hat. 


6. 25. 

Ein Kandidat, welcher auf dem Disziplinarwege aus der Liſte 
der wahlfähigen Prediglamis⸗ Kandidaten geſtrichen iſt, kann nur 
durch dasjenige Konſiſtorium feine Wahlfähigfeit wieder erhalten, 
alt but wieder aufzuhebenden Disziplinarbefchluß zu feiner Zeit 
gefaßt hat 
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Indem wir die Kandidaten des evangelifchen Prebigtamtes in 
unferer Provinz auf die vorftehenden Beftimmungen zur Kenntniß- 
nahme und Nahadtung aufmerffam machen, erinnern wir fie an 
die großen Aufgaben, welche die Kirche ihnen ftellt, an die ernften 
und heiligen Dienfte, die fie von ihnen fordert, an das verantwort- 
lidye Amt, das fie ihnen anvertrauen wird. Sie werben in diefer 
Erinnerung die dringendfle Aufforderung finden, fich für dieſe Auf: 
gaben, für diefe Dienfte und für diefes Amt mit allem Fleiße im 
Gehorſam des Blaubens und der Liebe dadurch vorzubereiten, daß 
fie immer tiefer in die Schrift eindringen, ſich immer vertrauter mit 
dem Inhalte und Geifte der Bekenntniſſe der Kirche machen, daß 
fie bei den Beftrebungen zur Erweckung des Firchlichen und chrifts 
lichen Lebens in den Gemeinden ſich lebendig betheiligen und feine 
Uebung verfäumen, welche ihnen für ihren Fünftigen Beruf nüblidy 
werden kann, infonderheit aber dadurch, daß fie Herz und Leben 
von dem Geifle des Herren durchdringen und heiligen lafien. Das 
gläubige und treue Verfolgen des vorbezeichneten Weges wird, wie 
wir vertrauen, zugleich ein fehr wirffames Mittel werden fie unter 
den äußerlichen Beugungen, welche leider, nad) den hiefigen Ders 
re den Kandivatenftand noch treffen, innerlich aufrecht zu 

alten. 

Magdeburg, den 22. Januar 1853. 


Königliches Konfiflorium für die Provinz Sachſen. 
| v. Wipleben. 


23. 


Verordnung über die Beaufſichtigung der Aandidaten des Predigtamtes 
in Pommern. 


Die Beauffihtigung der Kandidaten im Allgemeinen. 


S. I. 
Wer die Beauffichtigung führt. 

Jeder evangeliſche Kandidat der Theologie und des Predigtamts 
in Pommern, welcher ſich nicht blos beſuchsweiſe in der Provinz 
aufhält, ſteht unter der von dem Konſiſtorio durch die Superinten⸗ 
dentur geübten amtlichen Aufſicht und Leitung. 

8. 2. 
Worauf die Beauffichtigung ſich erſtreckt. | 

Diefe Aufficht und Leitung iſt gerichtet auf das ſittliche und 
kirchliche Verhalten des Kandidaten, auf ſeine wiſſenſchaftliche Fort⸗ 
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bildung, auf die Abſolvirung feiner Eramina, fo wie auf ſeine kirchlich— 
praftifchen Uebungen und feine Bethätigung für Firchliche Zwede. 


8. 3. 
Anmeldung beim Bintritt in die Synobe. — Folgen der Unterlaflung. 


Feder Kandidat muß fi) fofort nach feinem Eintritt in bie 
Synode perſönlich dem Superintendenten vorftelen unter Vorlegung 
der erforderlichen Zeugniffe und zwar, wenn er fo eben von der 
Univerfität fommt, des Abgangdzeugniffes, wenn er aus einer Sy 
node in die andere übertritt, des Führungsatteftes feines bisherigen 
Superintendenten ($. 4), refp. des Prüfungszeugniffes. Eben fo hat 
er fich perfönlih dem Ortspfarrer vorzuftellen. 

Kandidaten, welche durch Verſäumniß diefer Meldungen fid 
der fortlaufenden fpeziellen Firchlichen Aufficht entziehen, ſetzen fi 
ernfter Rüge aus und bringen ſich unter Umftänden in die Gefahr 
ber Beanftandung ihrer theologifchen Prüfung refp. ihrer Anftelung 
im Kirchendienſt. 

6. 4. 


Abmeldung beim Austritt aus der Synode und Anzeige des Ortswechfels Inner 
halb der Synode. 

Feder Kandidat hat feinen Austritt aus der Synode, fo wie 
jede Aufenthaltsveränderung innerhalb derſelben ungefäumt feinem 
Superintendenten anzuzeigen und von demfelben im erften Falle ein 
ftempelfreies Führungsatteft zu erbitten, welches fich nicht blos auf 
die fittliche Führung, fondern auch auf das Firchliche Verhalten bes 
Kandidaten, auf feine wifjenfchaftlichen und praftifchen Webungen 
und Befhäftigungen, fo wie auf feine Theilnahbme an den Ange 
legenheiten des Reiches Gottes ꝛc. zu erftreden hat. 

Der Zweck der Ausftelung dieſes Attefted muß zur Verhütung 
von Mißbräuchen in ‚demfelben vermerkt werden. 


6.5. 
Ans und Abmeldung der Kandidaten bei dem Königlihen Konflflorium. 


Die Superintendenten haben den Eintritt jedes Kandidaten in 
ihre Synode unter Angabe feined Vor⸗ und Zunamens, feines Ge 
burtsoris und Geburtsjahres, der Univerfität, wo und wie lange er 
dort ſtudirt, ob er bereits pro venia concionandi oder pro ministerio 
geprüft, desgleichen jeden Abgang eines Kandidaten aus der Sy— 
node, fo wie jede Veränderung feines Aufenthaltes innerhalb ber 
felben fofort dem Königlichen Konftftorio anzuzeigen. . 


$. 6. 
Jaͤhrliche Kandidatenliſte. 


In den jährlichen, regelmäßig dem Konftftorio einzureichenden 
Kandidatenliften haben fi) die Superintendenten über das Wohl 
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verhalten ber Kandidaten und über die Erfüllung ihrer Obliegen- 
heiten in den $. 4 vermerften Beziehungen eingehender auszufprechen. 

In außerordentlichen Bien erftatten fie dem Konfiftorio fofort 
befonderen Bericht. 


Die Kandidaten der Theologie. 
$. 7. | 


Verbot zu prebigen vor erlangter venia concionandi. 


Kein Kandidat darf vor erlangter venia concionandi predigen 
und fein Geiftlicher bei Vermeidung der feftgefegten Ordnungsſtrafe 
ihn predigen laſſen. Die Superintendenten haben hierüber zu wachen, 
event. dem Konfiftorio Anzeige zu machen. 


$. 8. 
Meldung zur Prüfung pro venia concionandi. 


Binnen Sahresfrift nad ihrem Abgange von der Univerfität 
haben fich die Kandidaten bei demjenigen Konfiftorio, in deffen Bezirk 
fie geboren find oder ihr Domizil haben, zur erften theologifchen 
Prüfung zu melden, und find die Konflftorien nur verbunden, | olche 
Kandidaten anzunehmen. 

Zu dieſem Zweck haben ſie einzureichen: 

1. den Taufſchein, 
2. das Maturitätszeugniß, 
3. das afademifche Abgangszeugniß, 
4. das Atteft eines Beiftlichen über Theilnahme am Saframent 
des Altars während ihrer Studienzeit, 
das Atteft über ihre Militärverhältnifie, 
ein ftempelpflichtiged Bührungsatteft ihres Superintendenten, 
fofern fie nicht etwa bald nach dem Abgange von der Uni- 
verfität ſich melden. 
Die Zeugniffe ad 2 und 3 find im Original oder in beglau- 
bigter Abſchrift einzureichen. 

Mährend den Kandidaten einerfeits die Meldung zum erften 
theologifchen Eramen bis auf ein Jahr nad) ihrer Ermatrifulation 
gefriftet wird, damit fie Zeit gewinnen, den Ertrag ihrer afademifchen 
Studien zu überfehen, zu vervollſtändigen und innerlich mehr zu 
verarbeiten, wird ihnen andrerſeits, wenn ſie anders in der Liſte 
der Kandidaten fortgeführt und im Preußiſchen im Predigtamt an⸗ 
geſtellt werden wollen, zur Pflicht gemacht, dieſe Meldung und ſomit 
die Bemühung um die venia concionandi nicht über dieſe Friſt hinaus 
zu verſchieben. 

Die Superintendenten haben hierauf aufmerkſam zu machen, 
die Säumigen zu erinnern, und wenn die Erinnerung fruchtlos bleibt, 
dem Konſiſtorio Anzeige zu erſtatten. 
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8§. 9. 
Ginreihung der Prüfungsarbeiten. 


Feder Kandidat hat die ihm von dem Konftftorio geftellten Prü- 
fungsarbeiten in der ihm gegebenen Frift einzureichen. Vermag er 
ben Termin nicht inne zu halten, fo kann er unter Darlegung ber 
Behinderungsgründe um eine Nachfriſt bitten, deren Gewährung und 
Abmefiung von der Befchaffenheit der Gründe abhängt. Bei wieber- 
holter Nichtbeachtung des Einlieferungstermins werben dem faum- 
feligen Kandidaten die geftelten Aufgaben entzogen und nur in felte 
nen Füllen neue gegeben. 

Derläßt ein Kandidat nad) Empfang der Prüfungsaufgaben 
den Bezirk feines bisherigen Konftftoriums, fo hat er dennoch die 
Prüfung bei demfelben zu beftehen. 


6. 10. 
Venia concionandi, wann fie ruht und ausgefekt bleibt. 


Kandidaten, welche in der Prüfung beftehen, werben Kandi— 
daten des Predigtamts und erhalten veniam concionandi, dürfen 
jedoch während der Erfüllung ihrer Militärpflicht nicht predigen. 

Hat ein Kandidat zwar allen übrigen gefeglichen Anforderungen 
beim Eramen genügt, aber mangelhafte Kenntniffe im. Hebräifcen 
gezeigt, fo muß er ſich hierin einer Nachprüfung unterwerfen und 
bleibt bis dahin die Ertheilung der venia concionandi ausgeſetzt. 

Die abgewiefenen Kandidaten dürfen, wenn ihnen nicht auf 
drüdlich andere Beftimmungen gegeben find, ſich erft nach Jahres⸗ 
friſt wieder zum Examen melden. 


Die Kandidaten des Predigtamts. 


$. 11. 
MWiffenichaftlihe und praktiſche Obliegenheiten der Previgtamtss Kandidaten. 
Folgen der Berfäumniß berfelben. 

Die Kandidaten des Prebigtamts haben nicht blos bie Befugnif 
zu predigen, fondern auch die Verpflichtung, ſich fleißig im Prebigen 
zu üben. Snfonderheit haben fie zum Zweck ihrer wiffenfchaftlichen 
und praftifhen Fortbildung 

1. zu Dftern jeden Jahres eine Iateinifche ober deutfche Abhand⸗ 
lung, zu Michaelis eine Predigt dem Superintendenten ein 
zureichen. 

Die Aufgaben werden von dem Superintendenten geftellt ver 
genehmigt. 

2. alle Jahre ein Mal vor dem Superintendenten eine Prebigt 
zu halten. 
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Das Konfiftorium behält es fich vor, die von den Kandidaten 
einzureichenden Abhandlungen und Predigten ſich vorlegen zu laffen, 
und feinerfeits felbft Themata zu ftellen. 

Die Superintendenten haben, nöthigenfall8 mit Zuziehung eines 
oder etlicher geeigneter Geiftlichen, fi) mit der Durcchficht und Be⸗ 
urtheilung der fchriftlihen Arbeiten zu befaffen und den Kandivaten 
um Zwede ihrer woiflenfchaftlihen und praftifchen Fortbildung 
Poren Eröffnungen in weifer und eingehender Liebe zu 
machen. 

Bon der Verpflichtung ad 1 find entbunden: diejenigen Predigt: 
amts⸗Kandidaten, welche mit den fchriftlichen Arbeiten für das Eramen 
ro ministerio oder für ein anderes wiflenfchaftliches Examen bes 
chäftigt find, fo wie diejenigen, welche an einer höhern Lehranftalt 
ıingeftelt und als Oberlehrer geprüft find. 

Wünſcht ein Kandidat aus andern Gründen von dieſer Ver⸗ 
sflichtung dispenfirt zu werden, fo hat er fich dieferhalb an das 
Ronfiftorium zu wenden. 

Mer fonft die Ablegung der Specimina ad 1, fo wie wer bie 
Predigtübungen verabfäumt, ſetzt fid} der Gefahr der Zurüdweifung 
som Eramen pro ministerio, event. der Streichung aus der Kan- 
yidatenlifte aus. 


6. 12. 
Paͤdagogiſcher Kurfus der Predigtamts» Kandidaten. 


Bevor der Previgtamts- Kandidat fi) zum Eramen pro mini- 
sterio melden darf, hat er einen ſechſs- bis achtwöchentlichen päba- 
zogifchen Kurſus auf einem inländischen Schullehrer- Seminar durch⸗ 
umachen. 

Das Konſiſtorium iſt ermächtigt, unter beſonderen Umſtänden 
ven Kandidaten ausnahmsweiſe auch einem Superintendenten, Schul⸗ 
nfpeftor, Baftor oder einem praftifchen Schulmanne zuzuweifen, um 
ınter deren Leitung die erforderliche Befanntfchaft mit dem Volks⸗ 
chulweſen zu gewinnen. 

Nah Beendigung des Kurfus Hat er fi ein flempelfreies 
Zeugniß über die Dauer und den Erfolg deſſelben zu erbitten. 

Bon dem pädagogifchen Kurfus find entbunden diejenigen Kan- 
idaten, welche Ä | 

1. bereit8 pro schola oder facultate docendi geprüft find, und 
im erftern Sale wenigftens ein Jahr hindurch ein öffentliches 
Schulamt verwaltet haben, im lestern Falle aber über ihr abs 
gehaltene Probejahr ein günftiges Zeugniß beibringen; 

2. diejenigen, weldye das Piägerieminar in Wittenberg be- 
fuht und nad dem Zeug des Direktors die ihnen darge- 
botene Gelegenheit zur Erwerbung pädagogifcher Ausbildung 
mit Fleiß und Erfolg benupt haben. 
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$. 13. 


Meldung zum Gramen pro ministerio. 


Ein Jahr nach beftandenem erften Examen kann der Kandibat 
fih zur Prüfung pro ministerio melden. 

1. Wenn vderfelbe bei dem Konfiftorio der Provinz pro venia 
concionandi geprüft ift, fo hat er feinem Geſuche beizufügen. 

a) ein Zeugniß über feine pädagogifche Ausbildung, 

b) ein ftempelpflichtiges Atteft des Superintenventen über 
fein fittliches und kirchliches Verhalten, feine wiſſenſchaft—⸗ 
liche und praftifche Fortbildung, namentlich ob er fid 
fleißig im Predigen geübt und am öffentlichen Gottes⸗ 
dienft und Saframent Theil genommen habe, 

e) feine Militärpapiere. 

2. Sofern der Kandidat nicht in der Provinz pro venia con- 
cionandi geprüft worden, hat er außerdem noch vorzulegen: 

a) den Tauffchein, 

b) das Maturitätszeugniß, 

c) das Univerfitäts - Abgangszeugniß, 

d) das Zeugniß pro venia concionandi. 

Die Zeugniffe ad 2b—d find im Original oder in beglaus 
bigter Abdfchrift vorzulegen. 

sl. 
Ginreichungsfrift für die Arbeiten. 

Die ihm geftellten Aufgaben hat der Kandivat in der ihm ge 
gebenen Frift anzufertigen und uns einzureichen. Im Mebrigen bleibt 
$. 9 hier maßgebend. 

6. 15. 
Erlangung der Wahlfähigkeit, 

Mer in dem Eramen pro ministerio befteht, erlangt die Wahl; 
fähigkeit. 

Hat jedoch der Kandidat das Fanonifche Alter von 25 Sahren 
noch nicht erreicht, fo wird Dies im Zeugniß bemerkt, und verliert 
daſſelbe bis dahin feine Kraft. 

Hat der Kandidat feinee Militärpflicht noch nicht genügt, ober 
ift er noch nicht definitiv vom aftiven Militärdienft zurückgeftellt: fo 
bleibt die Ertheilung des Wahlfähigfeitszeugnifles refp. die Konfir⸗ 
mation und Ordination zu einem geiftlichen Amte bis zur Erledigung 
diefer Erforderniffe ausgefebt. 


$.. 16. " 
Fortgeſetzte wiſſenſchaftliche und Yin — Obliegenheiten der wahlfähigen 
| Ka en. 


Auch nach erlangter Wahlfähigkeit bleiben für den Kandidaten 
die Beflimmungen des 8. 11 in Kraft. 
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6. 17. 
Bedingung der Berufung und Beflätigung wahlfähiger Kandidaten. 


Kein Predigtamts- Kandidat darf für ein geiftliches Amt erwählt 

Ip. beftätigt werden, welcher nicht durch volftändige Zeugnifle nach⸗ 
ifen kann, daß er ſich den Superintendenten, in deren Diözefen 
fich feit feiner Prüfung pro ministerio aufgehalten, vorgeftellt, die 
thandenen oder dargebotenen Mittel zu feiner Fortbildung benugt, 
h alfo im Predigen geübt, und einen gotteöfürdhtigen Wandel ges 
hrt habe. 18 


Colloquium wahlfähiger Kandidaten. 

Predigtamts- Kandidaten, welche nicht innerhalb eines Jahres 
ch erlangter Wahlfähigfeit zu einem geiftlichen Amte berufen wer- 
n, haben ſich bei einer fpäteren Berufung auf Erfordern des Kon⸗ 
torii einem colloquio vor demfelben zu unterwerfen, von deſſen 
fall die Zulaffung zur Ordination abhängig bleibt, 


6. 19. 
Stellung der Predigtamts⸗Kandidaten in der Kirche. 


Im Uebrigen wird von ben Kandidaten des Prebigtamts er- 
ırtet, daß fie neben der genauen Erfüllung der geftellten gefeb- 
hen Forderungen und der fortgehenden innern Arbeit an der Bil- 
ng ihres geiftlichen Lebens es fich auch angelegen fein laffen 
ven, bie ihnen verliehenen Gaben und Kräfte, fo weit die Ge- 
jenheit fich darbietet und ihre fonftigen augenblidlichen Verhältniffe 

geftatten, zur Mitarbeit im Reiche Gottes und zur Abhülfe kirch⸗ 
her Rothitände zu verwenden und fich auch dadurch zu dem Amte 
red rechtfchaffenen evangelifchen Paſtors gefchickt zu machen. 

Die Herren Superintendenten und Paftoren dagegen werben 
ht unterlaffen, der in den Kreifen ihrer Amtswirkſamkeit lebenden 
indidaten ſich mit herzlichem Wohlwollen al& jüngerer Brüder, 
: zu demfelben heiligen Dienft berufen find, berathend und helfend 
zunehmen, und ihnen namentlich zur Uebung im Predigen und 
ıtechifiren, zur Haltung von Bibel- und Miffionsftunden, zu 
:anfen= und anderen feelforgerifchen Befuchen, und zur Arbeit auf 
m Gebiet der innern Miffton Gelegenheit und Anleitung zu geben, 
f daß fie nicht mäßig am Marfte ftehen, weil Niemand fie gedinget. 

Inwiefern den Kandidaten die Theilnahme an den Synodal- 
erfammlungen zu geftatten fei, bleibt den einzelnen Synoven zu 
ſtimmen überlaflen. 





Betreffend die in’s Ausland g üben preußiſchen Kandidaten. 
Wenn Kandidaten aus der Provinz in's Ausland gehen, aber 
t dem Konfiftorio in Verbindung bleiben und in der Xifle der 
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Kandidaten fortgeführt werden wollen, fo haben fie diefen Wunſch 
dem Konfiftorio vorzutragen. Diefes wird, wenn fonft feine Bedenken 
obwalten, fle einem ber Herren Superintenbenten der Provinz zus 
weiſen, welchem fie ſodann die Meldungen wegen etwaiger Ber: 
änderung ihres Domizils ſchriftlich zu machen, ingleichen die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und praktiſchen Arbeiten in Gemäßheit vom $. 11,1 
einzureichen haben. 

In Betreff dee Examina bleiben fle den im Vorſtehenden ent 
haltenen Beftimmungen unterworfen und: haben namentlich auch die 
Verpflichtung, fi) von dem Parochus oder Ephorus, in deren Amts- 
bezirf fie gelebt, ein eingehendes Führungsatteft zu erbitten und 
ſolches zur fpäteren Vorlage forgfältig aufzubewahren. 


Ausländifhe Kandidaten. 


$. 21. 


Beftimmungen über das zeebigen berfelben, wenn fle von ihrer heimathlichen 
Behörde geprüft worden find. 


Ausländifhe Kandidaten, welche von ihrer vaterlänpifchen 
Kirchenbehörde geprüft find und veniam concionandi erlangt haben, 
dürfen dennod in Pommern ohne ausdrüdliche Genehmigung des 
Konfiftorii nicht zum Predigen zugelaffen werben. 


6. 22. 
Prüfung derſelben bei einer inlaͤndiſchen Prüfungsbehoͤrde. 


Zur erſten theologiſchen Prüfung ſind die Unterthanen 
anderer deutſcher Bundesſtaaten in dem Falle zu verſtatten, wenn ſie 
im Stande ſind, alle diejenigen Bedingungen zu erfüllen und bie 
Nachweife beizubringen, die von Inländern gefordert werben. 

Zur zweiten theologiſchen Prüfung find fie zuzulaſſen 
wenn ſie 

a) eine erſte theologiſche Prüfung vor einer dieſſeitigen Prüfungs 
behörde oder vor einer Follegialifch befebten Prüfungsbehörde 
ihrer Heimath beftanden haben; 

b) wenn fie ihrer Militärpflicht in der Heimath genügt haben 
oder davon befreit find und zugleih das fünfundzmanzigfte 
Lebensjahr vollendet haben; 

e) ingleichen nachweiſen, daß ihnen von einem Privatpatron eine 
Anwartichaft auf eine inländifche Pfarrftelle eröffnet worden; 

d) endlich alle ſonſt von inlänbifcyen Kandidaten geforderten Zeug- 

niſſe ihrer wifjenfchaftlichen und praftifchen Borbildung für 

das Predigtamt und ihres: en Wohlverhaltens beibringen. 

In Bezug auf die sub b herten Bedingungen hat der Herr 
Miniſter der geiſtlichen Angelegecheiten in beſonderen Faäͤllen bie 
Dispenſation ih vorbehalten. 
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Die Berufung auswärtiger Predigtamts⸗Kandidaten aus dem 
Bereich der deutſchen Bundesftaaten iſt den PBrivatpatronen und 
wahlberecdhtigten Gemeinden geftattet, wenn der in Ausſicht ges 
nommene Kandidat die dieſſeits verordnete zweite theologifche Prü- 
fung nad) Maßgabe der obigen Vorfchriften befteht und in derfelben 
eine der beiden erſten Zeugnißnummern erhält. 


6. 23. 

Rehabilitation geftrichener Kandidaten. | 

Ein Kandidat, welder auf dem Disziplinarwege aus der Lifte 

der Kandidaten geftrichen ift, kann nur durch dasjenige Konfiftorium 

wieder rehabilitirt werden, welches feiner Zeit den wieder aufzuhes 
benden Disziplinarbefchluß gefaßt hat. 

Stettin, den 13. Mai 1853. 
Rönigliches Ronfifforium der Provinz; Pommern. 
v. Mittelftädt. 


2. 


Verordnung über die Beauffichtigung der Kandidaten des evangelifchen 
Dredigtamts in der Provinz Poſen. 


$.1. 

Alle Kandidaten in der Provinz Pofen ftehen, fobald fie ihre 
akademiſche Laufbahn vollendet haben, unter der Firchlichen Aufficht 
des Königlichen Konftftoriums, welches dieſe Aufficht durch denjenigen 
ah ienbenten übt, in deſſen Diözefe der Kandidat fein Domi⸗ 
zit hat. | 

6. 2 


Innerhalb der erften vier Wochen feines Eintritts in die Dids . 
zes hat fich jeder Kandidat bei dem Superintendenten perfönlich vor⸗ 
zuftellen, demfelben, wenn er noch Feine theologifche Prüfung beftanz 
den hat, fein Abgangszeugniß von der Univerfität, fonft aber feine 
theologifhen Prüfungszeugnifle und das Führungs-Atteft feiner bis⸗ 
herigen Superintendenten vorzulegen, und dieſe ihm mitzutheilende 
Verordnung zu unterzeichnen. 

‚Bei diefer erſten perfönlichen Vorftellung hat dee Superinten- 
dent den Kandidaten anzuweifen, ſich in nähere Verbindung mit 
dem Pfarrer, in deſſen Parochie er ſich aufhält, zu feßen, und wir 
erwarten von jedem Kandidaten, baß er diefer Anweifung gern nach⸗ 
fommen werbe. a. 


$.:8 
Binnen ZJahresfrift nad Ihrem Abgange von der Univerfität 
haben fih die Kandivaten durch den Superintendenten Der Diözes, 
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in welcher fie ihr Domizit haben, bei dem Königlichen Konſiſtorio 
fhriftlih zur Prüfung pro licentia concionandi zu melden. Behufs 
derfelben find folgende Zeugnifje einzureichen: 

1. der Taufichein, 
das Maturitätszeugniß, 
das afademifche Abgangszeugniß, 
das Atteft eines Geiftlichen über Kirchenbeſuch und Theilnahme 
am Saframent des Altars während der Studienzeit und des 
legten Aufenthalts, 
5. das Atteft über die Militärverhältnifie. 

Diefen Zeugniffen ift ein eurriculum vitae beizufügen. 

6.4 


S0 


Die Prüfungs-Arbeiten, zu deren Anfertigung eine beſtimmie 
Friſt gegeben wird, ſind innerhalb dieſer Friſt durch den Superin⸗ 
tendenten dem Königlichen Konſiſtorio einzureichen. 

Kann die Frift nicht innegehalten werden, fo muß vor Ablauf 
derfelben eine Nacyfchrift erbeten werden, welche indeflen, nur wenn 
erhebliche Gründe obwalten, gewährt wird. Bei unentfhuldigter Nicht: 
beachtung des Einlieferungstermined werden dem Kandidaten Die ges 
ftellten Aufgaben entzogen, und nur in ganz befonders motivirten 
Fällen neue gegeben. 

6.5. 

Nach der beftandenen Prüfung pro licentia concionandi hat ber 
Kandidat fein Prüfungszeugniß dem Superintendenten der Diözes 
fogleich vorzulegen. | 

6.6. 

Erft nachdem ein Jahr nach dem Eramen pro licentia verflofien 
ift, darf fi) der Kandidat zur Prüfung pro ministerio melden. 

Die Zeit zwifchen der erften und zweiten Prüfung ift von den 
Kandidaten forgfältig zu benugen um ſich im Predigen und Kate 
hifiren zu üben, und durch praftifche Betheiligung bei allem, was 
das Leben der Kirche bewegt, für die fünftige pfarramtliche Wirk 
famfeit vorzubereiten, wozu ihnen der Superintendent, wie die Orts 
pfarrer in jeder thunlichen Weife rehůtflich ſein werden. 

8§. T. 

Bor der Meldung zum Eramen pro ministerio hat der Kan 
didat einen 6— 8 wöchentliden pädagogifchen Kurfus auf einem in 
laͤndiſchen Schullehrer- Seminar durchzumachen, e8 fei denn, daß er 
bereitö pro schola oder pro facultate docendi geprüft fei, und im 
erfteren Falle, wenigftens ein Jahr hindurch ein öffentliches Schul: 
amt verwaltet habe, im letteren Kalle über das abgehaltene Probe, 
jahr ein günſtiges Zeugniß beibringe. — Das über dem Seminar: 
furfus ſprechende Zeugniß, ein Atteſt des Superintendenten über das 
fittliche und Firchliche Verhalten, fowie die Militärpapiere find dem 
Gefuhe um Zulaffung zum Eramen pro ministerio beizufügen. Hat 
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der Kandidat aber nicht vor uns feine Prüfung pro venia concio- 
nandi abgelegt, fo find außer den genannten Zeugniffen mit dem ges 
dachten Geſuche noch einzureichen: 

1. der Tauffchein, 

2. das Maturitätszeugniß, 

3. das Univerfitäts - Abgangszeugniß, 

4. das Zeugniß über die Prifung pro venia concionandi. 


In Betreff der Beifungsarbhe gelten auch bei dem Eramen 
pro ministerio die im $. 4. enthaltenen Beftimmungen. 
9. 


$. 

Durch das Beſtehen im Gramen pro ministerio wird die Wahl- 
fähigkeit erlangt. Das Zeugniß über die Wahlfähigfeit erhält jedoch 
nicht früher feine Kraft, als bis der Kandidat das Fanonifche Alter 
von 25 Sahren erreicht hat. 

Hat der Kandidat feiner Militärpflicht noch nicht genügt, oder 
ift er noch nicht definitiv vom aktiven Militaͤrdienſt zurückgeſtellt, fo 
bleibt die Ertheilung des Wahlfähigfeitözeugnifies, refp. die Konfir⸗ 
mation und Ordination zu einem geiftlichen Amte bis zur Erledigung 
diefer Erforverniffe ausgefebt. 


Sämmtliche Kandidaten, ſowohl die pro licentia concionandi 
als die pro ministerio geprüften haben zu Oſtern jeden Jahres eine 
Iateinifche oder deutſche theologifche Abhandlung unter Beifügung 
eines Aufſatzes über ihren Studiengang und ihre kirchliche Beſchäf— 
tigung im letzten Jahre, zu Michaelis eine Predigt dem Superin⸗ 
tendenten, der die Aufgaben zu ſtellen hat, einzureichen, und alle 
Jahre einmal vor dem Superintendenten eine Predigt zu halten. 
Nur in der Zeit, wo die Kandidaten mit dem zweiten theologiſchen 
oder einem andern wiſſenſchaftlichen Examen beſchäftigt ſind, werden 
ſie von der Verpflichtung, eine Abhandlung einzureichen, entbunden. 
Das Königliche Konſiſtorium behält ſich die Einforderung der Kan⸗ 
didatenarbeiten von den Superintendenten vor, welchen letztern unter 
Zuziehung eines oder mehrerer Geiſtlichen der Ephorie die Durchſicht 
und Beurtheilung dieſer Arbeiten obliegt, und welche den Kandidaten 
zum Zwecke ihrer wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Fortbildung die ihnen 
nöthig ſcheinenden Mittheilungen über ihre Arbeiten zu machen haben. 


$. 1 

Wenn Bebenfen über den inn hen Wandel wie über die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Fortbildung eines Kandidaten entſtehen, behält ſich das 
Königliche Konſiſtorium vor, denſelben zu. einem Kolloquium einzu⸗ 
berufen, von deſſen Ausfall die Entziehung der licentia concionandi 
reſp. des Wahlfähigkeitszeugniſſes abhängig gemacht werden kann. 

Zu einem Kolloquium kann jeder pro ministerio bereits geprüfte 
Predigtamts⸗-Kandidat einberufen werden, wenn feine Berufung 
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in ein Pfarramt nicht Innerhalb eines Jahres nach erlangter Wahl: 
fähigkeit erfolgt. 
6. 12. 

Bei der Wahl refp. Beftätigung der Predigtamts- Kandidaten 
für ein geiftlihes Amt wird das Konfiftorium auf die son den Su, 
perintendenten auszuftellenden ausführlichen Zeugniffe über das ges 
fammte Berhalten derfelben ganz befondern Werth legen. 

8.13. 


Bor dem Austritt eines Kandidaten aus einer Didzes der Bro, 
vinz in eine andere, ober wenn er die Provinz zu verlaflen beab- 
fichtigt, hat er fidh bei dem Superintendenten abzumelden und den 
felben um Ertheilung eines Führungszeugniffes zu erfuchen. Von 
Geiten des Superintendenten wird dem Königlichen Konfiftorio fofort 
davon Anzeige gemacht. 

Diejenigen Kandidaten, welche, obwohl fie die Provinz ver 
laffen, in unferee Kandidatenlifte fortgeführt zu werben wünfchen, 
haben uns dies fchriftlich auszufpredhen, und müflen den Superin 
tendenten der Diözes der Provinz Poſen, in welcher fie fich zuletzt 
aufgehalten haben, in fortlaufender Kenntniß über jede Veränderung 
ihres Domizils erhalten. | 

6. 14. 

Ausländifche Kandidaten, welche von ihrer vaterländifchen Kir: 
chenbehörde geprüft find und die venia concionandi erlangt haben, 
dürfen nicht ohne Genehmigung des Konfiftorii zum Predigen zu 
gelafien werben. j 

$. 15. 


Zur erften theologifchen Prüfung find die Unterthanen anderer 
deutſcher Bundesſtaaten in dem Falle zu verftatten, wenn fie im Stande 
find, alle diejenigen Bedingungen zu erfüllen und die Nachweife bei 
zubringen, die von Inländern gefordert werben. 

Zur zweiten theologifchen Prüfung find fie zuzulaffen, wenn fie 

a) eine erfte theologifche Prüfung vor einer dieffeitigen Prüfungs: 
behörde oder vor einer Follegialifch befehten Brüfungsbehörbe . 
ihrer Heimath beftanden haben, 

b) wenn fie ihrer Militärpflicht in der Heimath genügt haben, 
oder Davon befreit find und zugleich das fünf und zwanzigſte 
Lebensjahr vollendet haben, 

ec) ingleichen nachweifen, daß ihnen von einem Privatpatron eine 
Anwartfchaft auf eine inländifche Pfarrftelle eröffnet worden, 

d) endlich alle fonft von inländifchen Kandidaten geforderten Zeug: 
niffe ihrer wiffenfchaftlichen und praftifchen Vorbildung für das 
Predigtamt und ihres fittlihen Wohlverhaltens beibringen. 

In Bezug auf die sub b geforderten Bedingungen hat der Her 
Minifter der geiftlichen Angelegenheit in befondern Bällen die Die 
penfation ſich vorbehalten. 


59 


Die Berufung auswärtiger Predigtamts- Kandidaten aus dem 
reich der deutſchen Bundesftaaten ift den Brivatpatronen und wahl- 
echtigten Gemeinden geftattet, wenn der in Ausficht genommene 
indidat Die dieſſeits verordnete zweite theologifche Prüfung nad) 
aaßgabe der obigen Vorfchriften befteht und in verfelben eine der 
ven erften Zeugnißnummern erhält 

$. 16. 

Ein Kandidat, weldyer auf dem Disziplinarwege aus ber Lifte 
: Kandidaten geftrichen ift, kann nur durch dasjenige Konfiftorium 
eder rehabilitirt werden, welches feiner Zeit ven wieder aufzuheben 
ı Disziplinarbefchluß gefaßt hat. 


Die in vorftehender Verordnung enthaltenen Beftimmungen wer- 
ı den Kandidaten der Provinz die Ueberzeugung gewähren, wie fehr 
uns am Herzen liegt, die Fünftigen Geiftlihen fo früh als mög- 
, mit der Kirche in lebendigen Zufammenhang zu bringen, und 
ein zu erhalten. Wir fprechen nun fchließlidh Die zunerfichtliche 
nung aus, daß alle Kandidaten fich auch ihrerfeits der Kirche 
3 anjchließen und ſtets des heiligen Amtes eingedenf fein werben, 
3 fie erftreben und Dazu der Herr fie Berufen wird, wenn es Ihm 
alt und Er fie als wohl zubereitet dazu erfunden hat. 

Die rechte Zubereitung zu dem heiligen Amte des Dienftes am 
ort befteht aber nicht allein in einem äußerlich ehrbaren Wandel 
d in dem Streben nach wiflenfchaftlicher und praftifcher Fortbildung, 
dern außerdem in dem verborgnen Leben des inwendigen Menfchen 
Ehrifto Jeſu, unferm hochgelobten Heiland und Erlöfer, darin Die 
aubens⸗ und Befenntmißtreue und alle Treue im Großen wie im 
einen ihre Wurzel hat. 

Dazu gebe der Herr feinen Segen! 

Poſen, ven 15. Suli 1853. 


Königliches Ronfiflorium der Provinz Pofen. 
Dr. Klee. 


25. 


fammenflellung der die Beaufſichtigung und Fortbildung der Kandidaten 
Theologie und des Predigtamtes in der Provinz Preußen betreffenden 
Beflimmungen. 


Es gehört zu den Obliegenheiten unferes Oberhirtenamtes, dar⸗ 
f zu fehen und dafür Sorge zu tragen, daß die Kandidaten der 
eologie und des Predigtamtes bis zu ihrer Anftelung in einem 
ftlichen Amte ihre wifjenfchaftliche und praftifche Fortbildung nicht 
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verfäumen, durch ihr fittliches und Tirchliches Verhalten ſich des geiſt⸗ 
lichen Berufs würdig zeigen, auch nach Kraft und Gelegenheit fi 
als Mitarbeiter für die Zwede der Kirche beweifen. 

Um den Herren Superintendenten und Pfarrern einerfeits und 
den Kandidaten andererfeits die forgfältige Beachtung der deshalb 
ergangenen Beftimmungen zu erleichtern, haben wir unter Hinweifung 
auf unfere Girkular- Erlaffe 

vom 9. Juli 1839 (No. 1562 C.), 

vom 28. Februar 1840 (No. 629 C.), 

vom 23. Juli 1841 (No. 1911 C.), 

vom 21. Suli 1842 (No. 180 R.), 

vom 30. Dftober 1846 (No. 242 R.), 

vom 19. Januar 1848 (No. 489 C.), 

vom 10. Mai 1849 (No. 2028 C.),- 

vom 26. Suni 1850 (No. 2180 C.), 

und vom 4. Juni 1851 (No. 2194.) 

diefelben nachfolgend zufammengeftellt, damit fie allen zur Zeit in 
der Provinz Preußen ſich aufhaltenden, fo wie allen Fünftig in die 
felbe eintretenden Kandidaten von dem Kirchſpielspfarrer ihres Wohn 
orts zur Kenntnißnahme und Unterzeichnung Behufs genauer Be 
folgung vorgelegt werben. 


1. Beauffihtigung der Kandidaten im Allgemeinen. 


Ale pro venia coneionandi oder pro ministerio geprüfte Kan 
didaten, jo wie diejenigen, weldye die evangelifch-theologifchen Uni- 
verfitätsftudien zwar fchon beendet, aber noch feine Prüfung beftanden 
haben, ftehen vermittelft der evangelifchen Pfarrer und Kreis s Super: 
intendenten ihres Wohnorts unter der Oberaufficht des Königlichen 
Konfiftoriums. 

Sie haben daher fpäteftlens vier Wochen nad ihrem Eintritt 
in eine Parochie ſich perfönlich bei dem Pfarrer zu melden, dem 
felben ihre Original» Brüfungszeugniffe und das Ephoralzeugnif 
ihres vorigen Superintendenten refp. ihr Univerfitäts - Abgangszeug- 
niß zu behändigen. 

Die Pfarrer haben diefe Zeugniffe dem Kreis» Superintendenten 
zuzufenden und fich dabei zugleich über die etwa erlangte Wertigkeit jedes 
Kandidaten in der polnifchen oder littauifchen Sprache zu äußern. 

Demnächſt hat der Kandidat fo bald ala möglich, und dann wie . 
derholt in jedem Jahre, und jedenfalls bei Gelegenheit der jährkichen 

Kirchenvifitation perfönlih dem Superintendenten ſich vorzuftellen. 


2. Bulaffung der Kandidaten zum Predigen und andern 
Sunftionen in der Kirche. 


Kein Kandidat ift zum Halten einer Predigt oder zu eine 
anderen kirchlichen Funktion eher zugulaflen, als bis er feinen Eim 
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tritt in die Parodie und Diözefe in der vorgefchriebenen Weile an- 
gemeldet Hat. 

er die venia concionandi noch nicht erworben hat, ift nur 
ausnahmsweife zum Halten folder Predigt zuzulaffen, welche ent- 
weder dem Dekan der theologifchen Fakultät hiefelbft oder dem Super- 
intendenten im Konzept vorgelegt und mit defien Vermerk über ihre 
Zulafjung verfehen worben ift. 

Kandidaten, welche ihre Militairdienftpflicht erfüllen, find wäh⸗ 
rend dieſer Zeit niemals zu Ticchlichen Funktionen zugulaflen. 

Ausländifhe Kandidaten bedürfen zu ihrer Zulaffung in dies 
feitigen Kirchen unſerer befonderen Genehmigung, weldye unter Ein- 
reichung der Qualififationszeugniffe durch den Superintendenten nach⸗ 
zufuchen if. 


3. BPerfonalliften der Kandidaten und Ephoralzeugniffe 
für diefelben. 

Ueber ſämmtliche in der Diözefe ſich aufhaltende Kandidaten 
hat der Superintendent eine nach dem Schema vom 30. Oftbr. 1846 
anzufertigende Perfonallifte zu führen und jährlich bis zum 1. De- 
zember, als den Termin, bis zu welchem alle Arbeiten der Kandi- 
daten eingegangen und beurtheilt fein werben, mit einem begleitenden 
Berichte, welcher alles zur Charafteriftif der Kandidaten Dienliche 
zu enthalten hat, und einzufenven. 

Bei den im Laufe des lebten Jahres aus der Diözefe ausge⸗ 
fchiedenen Kandidaten ift nicht nur die Zeit des Abgangs, fondern 
auch der Ort, wohin biefelben gegangen, anzugeben. Jeder Kan- 
didat ift deshalb verpflichtet, feinen bevorftehenden Abgang durch 
feinen Pfarrer dem Superintendenten anzuzeigen, und ſich von diefem 
ein (ftempel- und foftenfreies) Ephoralzeugniß zu erbitten, um ſich 
damit bei dem neuen Superintendenten oder bei uns ausweiſen zu 
fönnen. Zu anderen Zweden von den Superintendenten erbetene 
Führungs - Attefte find ftempelpflichtig. 

Die Ephoralzeugniffe folen über das fittliche und Firchliche Vers 
halten, über die wifjenfchaftlide und praktiſche Uebung und Fortbils 
dung, und über die Bethätigung der Kandidaten für verfchiedene 
kirchliche Zwede vorzugsweife Auskunft geben, wobei e8 rathfam er- 
fheint, dergleichen Zeugniffe nach einander auf demfelben Bogen 
auszufertigen. 

4. Kandidatens Prüfungen. 

Kandidaten,. welche nicht innerhalb eines Jahres nach ihrem 
Abgange von der Univerfität die venia concionandi bei der hiefigen 
theologifchen Fakultät erwerben, und folche, welche zwei Sahre nach 
der erften Prüfung nicht die Zulaffung zur Prüfung pro ministerio 
bei uns nachgeſucht haben, find zu erinnern und zue Angabe ber 
Hinderungsgründe zu veranlaffen. 
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Welche Zeugniffe jeder Kandidat, der die Zulaffung zur Priü- 
fung bei uns nachſucht, feinem Gefuche beizufügen bat, wird ba 
Anberaumung der Prüfungstermine jedes Mal durch die Amtsblätter 


der Königlichen Regierungen zu Danzig, Gumbinnen, Königsberg : 


und Marienwerder befannt gemadjt. 
Unter Hinweifung auf diefe jährlich wenigftens zwei Mal wie 
derholte Bekanntmachungen erinnern wir hier nur befonders: 

a) daß ein Kandidat, der nicht ein Zeugniß pro reetoratu oder 
pro facultate docendi erworben und mindeftens ein Sahr lang 
ein Lehramt bei Bürgers oder Volksſchulen verwaltet hat, 
refp. ein günftiges Zeugniß über fein abgehältenes PBrobejahr 
beizubringen im Stande ift, fich über den mindeſtens 6 bis 
Swöchentlichen Beſuch eines Schullehrer» Seminars ausweifen 
muß; 

b) daß das Zeugniß pro ministerio nicht eher ertheilt werben 
fann, als bis die Militairdienftpflicht von dem Kandidaten 
erfüllt oder feine Unbrauchbarfeit für den Militairvienft nad: 
gewiefen ift; 

c) daß wir fortan auch über die für den Firchlichen Kultus fo 
wichtige weitere muftfaliihe Ausbildung der Examinanden, 
über welche fie fih fchon in der erften bei der hiefigen theo— 
logifchen Bafultät abgelegten Prüfung ausgewieſen haben 
müffen, Nachfrage halten werden; und 

d) dag ausländische Kandidaten die Zulaffung zur Prüfung bei 
und zuvor befonders nachzufuchen haben. 


5. Wiffenfhaftlihe und praftifhe Arbeiten der Kandidaten. 


Jeder Kandidat, der nicht auf eine Anftelung im Dienfte der 
Kirche verzichtet, iſt verpflichtet, jährlich zwei fchriftliche Arbeiten, 
in der Regel eine wifjenfchaftliche in Tateinifcher oder deutſcher Sprache 
und eine praftifche, feinem Superintendenten durch den Pfarrer des 
Kirchfpield, welcher ein Zeugniß über das Tirchliche Verhalten des 
Kandidaten beizufügen hat, zugleih mit einer Anzeige feiner im 
legten Jahre gepflogenen Studien zeitig einzureichen. 

Die Superintendenten geben die Aufgaben und Texte zu den 
Arbeiten, oder genehmigen die von den Kandidaten felbft gewählten, 
und beftimmen die Einlieferungstermine. Sie viftribuiren die ein 
gegangenen Arbeiten an Einen oder den Andern ihrer Synodalen 
zur fchriftlihen Beurtheilung oder cenfiren fie auch felbft, und er: 
wähnen verfelben bei den Shynodalfonferenzen, in denen auch Ein- 
zelnes aus dieſen Arbeiten zur Erörterung der Synodalen gefellt 
werden kann. Demnädft find den Kandidaten die entfprechenben 
Belehrungen und Winfe zu geben. 

Die Zuziehung der Kandidaten zu den Kreisiynoden iſt um 
ihrer felbft und um der Kirche willen, in beren Dienft fie ireten 
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follen und zum Theil fchon fiehen, durchaus wünfchenswerth. In 
wie weit fie an den amtlichen Berathungen und Arbeiten der Kreis- 
fonoden thätigen Antheil nehmen follen, hängt zunächft von den 
Befchlüffen der Synoden felbft ab. 

Die cenfirten fchriftlichen Arbeiten der Kandidaten find den zum 
1. Dezember jährlich einzufendenden Perſonalliſten beizulegen, fofern 
fie nicht bereit mit dem letzten Synodalbericht ſchon eingefchickt find, 
was in der Lifte zu bemerfen ifl. Sofern die Arbeiten ung oder dem 
mitunterzeichneten General» Superintendenten nicht zu einer befonveren 
Beſcheidung Veranlafjung geben, werden fie zu den betreffenden Pers 
fonalaften der Kandidaten genommen, um bei vorfommenden Bewer- 
bungen auch zum Maaßftabe ihrer Beurtheilung zu dienen. 

Der Superintendent kann verlangen, daß jeder Kandidat wenig- 
ein Mal jährlid in feiner Gegenwart — befondere am Tage der 
Kirchenvifitation — prebige und Fatechifire und in Pfarrvafanzen an 
der Stellvertretung Theil nehme. 

Kandidaten, welche mit Prüfungsarbeiten befchäftigt find, werben 
für das Jahr, in welchem fie ſich einer ‘Prüfung (pro licentia con- 
cionandi, pro ministerio, pro facultate docendi etc.) unterziehen, eben 
fo, wie diejenigen, welche ihre Militärvienftpflicht erfüllen, von Ein- 
reihung fchriftlicher Arbeiten an den Superintendenten befreit. Sind 
fie an Schulen, indbefondere an höhern Lehranftalten, angeftellt, fo 
fann ihnen die Einreichung der wifienfchaftlichen Arbeiten erlafien 
werben, nicht aber die Mitbethätigung an praftifchen Arbeiten im 
Dienfte der Kirche. Was die aus mehr als Einem Grunde wünfchens- 
werthe Anftellung junger Theologen an höhern Lehranftalten anlangt, 
fo Iafien wir die zur Erleichterung berfelben jüngft von dem Herrn 
Minifter der geiftlichen und Unterrichts - Angelegenheiten erlafiene Ans 
ordnung hierunter in Abdruck folgen. 


6. Beförderung zu einem geiftliden Amte und Meldungen dazu. 


Wer nicht innerhalb eines Jahres nach erlangter unbedingter 
Wahlfähigfeit, oder nad Erfüllung eines zweijährigen Kurfus im 
Königlihen Prediger» Seminar zu Wittenberg, zu einem “Predigt 
Amte gelangt, hat vor feiner Beftätigung und Ordination das vor- 
fhriftsmäßige Kolloquium zu beftehen, und kann außerdem zur Nach⸗ 
lieferung der etwa rüdftändig gebliebenen Kandidaten» Arbeiten (ad 5) 
angehalten werden. 

Alle Citempelpflichtige) Meldungen der Predigtamtss Kandidaten 
zur Erlangung Königlicher Patronatsftellen find ohne Ausnahme durch 
bie Superintendenten zur Beifügung ihres Zeugniffes, ohne welches 
feine Anftelung im Predigt-Amt erfolgen darf, an uns einzufenden. 
Wer died unterläßt, bleibt unberüdfichtigt, oder erhält feine Meldung 
auf feine Koften zurüd. | 

Ausländische Kandidaten können nur dann auf Beförderung in 
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ein dieſſeitiges geiftliches Amt ſich Hoffnung machen, wenn fie neben 
der Erfüllung aller übrigen vorgefchriebenen Bedingungen bei einem 
inländifchen Konftftorium ein unbedingt gutes Wahlfahigkeitszeugniß 
(bei ung die erfte.unter den üblichen drei Nummern) erworben haben. 

Daß tüchtige praftifche und wiflenfchaftlicye Arbeiten, denen der 
Sache nad) unferer Seits eine beſondere Aufmerkſamkeit geſchenkt wirh, 
und die in den Perfonal-Aften der Kandidaten aufbewahrt werden, 
fo wie auch thätige Bewährung derfelben bei der inneren Mifften 
und fonftigen Firchlichen Zweden, denfelben zur befondern Empfehlung 
hinſichtlich der Beförderung in ein Predigt⸗Amt gereichen ift felbft- 
verftändlich. 


7. Ausfheiden aus dem Kandidatenftande. 


Wer auf den Eintritt in ein geiftliches Amt aus eigener Be- 
wegung verzichtet, hat dies fchriftlich unter Beifügung feiner Kan- 
didaten » Prüfungszeugnifle im Driginal durch den Superintendenten 
und zu erflären, erhält die Zeugnifie mit der darunter befcheinigten 
Verzichterflärung zurüd, und wird aus der Lifte der Kandidaten 
geftrichen. 

Mer feine vorftehend nachgewiefenen Pflichten als Kandidat zu 
erfüllen verabfäumt, oder fonft im Disziplinarwege für unwürdig zum 
Eintritt in ein geiftliches Amt erklärt wird, wird gleichfalls aus der 
Lifte der Kandidaten geftrichen, auch fein Name allen evangelifchen 
Geiftlihen in der preußifchen Monarchie befannt gemacht, wenn er 
die Original» Prüfungszeugniffe zurückzugeben ſich weigert. 

Ein aus der Zahl der Kandidaten ausgeſchiedener oder ausge 
fchloffener Kandidat, welcher rehabilitirt zu werben wünfcht, hat fid 
an daſſelbe Konfiftorium zu wenden, welches früher die Streichung 
feines Namens aus der Kandidatenlifte befchlofien hatte. 


Mir dürfen von den Herren Pfarrern und Kandidaten erwarten, 
daß fie Davon überzeugt, daß vorftehende Anordnungen fehr we 
fentliche Intereffen der evangelifchen Kirche nicht minder, wie bie 
Würde des geiftlichen Amtes betreffen, es fich werden angelegen fein 
laflen, denfelben in allen Punften genau nachzukommen, machen es 
aber fchließlidd den Herren Superintendenten noch zur befonderen 
Pflicht, darüber mit aller Sorgfalt zu wachen, daß jene Anorbnungen 
gebührend beachtet werden, indem wir von ihnen vorzugsweife zu 
erwarten berechtigt find, daß fie es ſich werben angelegen fein Laffen, 
durch umfichtige Leitung und Aufficht, durch fortgefehte Anregung, 
Belehrung und gutes Beifpiel darauf hinzuwirfen, daß die Kandi⸗ 
daten ihrer Auffichtsfreife bei dem zeitigen Mangel anderer und bes 
fonderer Inftitute zu deren praftifcher Ausbildung, fo viel möglich zu 
fünftigen würdigen Dienern der evangelifchen Kirche und einfichtigen 
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Leiten des Volksſchulweſens herangebildet werben. Bisher haben 
nur zu viele Kandidaten in einer Durch ihre anderweiten Geſchaͤfte 
durchaus nicht zu entſchuldigenden Weiſe die auch in ihrem eigenen 
Intereſſe erforderte Einreichung von Arbeiten und Predigten verab⸗ 
ſäumt, was wir nicht länger nachſehen können, wie wir denn auch 
mit größerer Strenge als bisher darauf halten werden, daß die per⸗ 
ſönliche Verbindung der Kandidaten mit ihren Pfarrern und Super⸗ 
intendenten in jeder Weiſe genährt, und der Kandidatenſtand in der 
ihm gebührenden Achtung, fo wie in lebendiger Thätigfeit auf dem 
kirchlichen Gebiete erhalten werde. Wo es etwa ein Kandidat an ſeinem 
Theile in einem oder dem andern Stücke an dem fehlen läßt, was 
ihm eignet und gebührt, werden wir auf jeden deshalb zu erſtatten⸗ 
den beſonderen Bericht, ohne erſt die jährlichen Perfonalliften ab⸗ 
zuwarten, in geeigneter Weiſe fofort einzufchreiten nicht unterlafien. 
Königsberg, den 7. September. 1853. 


Königliches Konſiſtorium. 
Eihmann. Sartorius. 


VlI. 
Dienſtverfaſſung. 





26. 

Nachdem durch den Allerhöchſten Erlaß vom 24. Auguſt 1849 
die Vorſchriften der 88. 10 — 12 des Geſetzes vom 29. März 1844, 
betreffend das gerichtliche und Disziplinar » Strafverfahren gegen 
Beamte, auch in Anfehung der Geiftlichen und Kirchenbeamten außer 
Anwendung gefegt worden find, ift die Kirchliche Entfheidung in 
Disziplinarfachen zu den Ausfprüchen der Gerichte über die gemein, 
rechtliche Strafbarfeit der bezüglichen Handlungen in völlige Unabs 
hängigfeit getreten. 

Gleichwohl läßt fich nicht verfennen, daß nicht nur die in den 
gerichtlichen Verhandlungen thatfächlich feftgeftellten Ergebnifle, ſon⸗ 
bern aud deren Seitens der weltlichen Strafgerichtöbarfeit erfolgen- 
ben Beurtheilungen eine Bedeutung befigen, deren Erwägung aud) 
für die firchliche Disziplin um fo erheblicher fein fann, als das 
Strafgefegbud vom 14. April 1851 in den 66.12, 22, 25 mit ge- 
richtlich erkannten Strafen gewifler Art Wirkungen verknüpft hat 
Die in befondere Dienftfphären binüberreichen. 

5 
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Mit Vorbehalt näherer Eröffnung über das zuletzt erwähnte 
Berhältnig veranlaffen wir das Königliche Konftftorium, vor der 
Entfheidung in den zu feiner Kognition gelangenden Disziplinar⸗ 
fachen in Erwägung zu ziehen, ob der Gegenſtand der Unterfuchung 
eine Beziehung bdarbiete, die der weltlichen Strafgewalt anheimfält. 
In diefem Falle ift ferner zu ermeflen, ob nicht nad) Rage der Sache 
die Disziplinar, Entfcheidung auszufegen fei, bis entweder Seitens 
der Staatsanwaltichaft erklärt ift, daß eine firafrechtliche Verfolgung 
nicht beantragt werde, oder die Erledigung durch gerichtlichen Urtheils- 
ſpruch erfolgt fein wird. 

Indem wir das Königliche Konftftorium zu einer ſolchen Aus- 
ſetzung in den dazu geeignet fcheinenden Fällen ermächtigen, bemerken 
wir zugleidh, daß dadurch hinfichtlicy der, abgefehen von der refolus 
torifchen Entfheidung, erforderlichen oder dienlihen Maßnahmen des 
Disziplinarverfahrens eine Beſchränkung nicht veranlaßt wird. 

Berlin, den 2. Suli 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An ſaͤmmtliche Königliche Konſiſtorien. 


27. 

Seitens des Herrn Miniſters der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten 
find mittelſt Erlaſſes vom 15ten d. M. (15,5911.) die Königl. Re 
gierungen und Provinzial-Schulkollegien angewieſen worden, in ven 
von den Staatöbehörden gegen LXehrer, welche zugleich ein SKirchenamt 
befleiven, eingeleiteten Disziplinar - Unterfuchungen, nad) erfolgter Ent 
fheidung in erfter Inſtanz, das Refolut und die Unterfuchungs - Akten 
vor der Einfendung zur Entfcheidung in zweiter Inftanz den beirefs 
fenden kirchlichen Behörden mitzutheilen, damit diefe auch ihrerfeits 
zunächſt in erfter Inſtanz entfcheiden. | 

Mit Hinfiht auf die wegen Erzielung eines möglichft gleich⸗ 
mäßigen Borfchreitens der Staats, und Kichenbehörden in dergleichen 
Unterfuchungen in die Verfügung vom 27. Juni 1850 (857.11.E. A.) 
aufgenommene Bemerfung veranlaffen wir das Königl. Konfiftorium, 
das bezeichnete Verfahren auch gegenfeitig als Regel zur Anwen 
dung zu bringen. Solchergeſtalt find in Unterfuchungen gegen 
Kirchenbeamte oder Geiſtliche, weldye zugleich Lehrer find, wenn 
Seitens der Kirchenbehörbe zuerft erfannt worden iſt, das Nefolnt 
und die Aften, vor der Einfendung an ung, der betreffenden Staats 
behörde Behufs der Entſcheidung in erfter Inſtanz mitzutheilen. 
Bei der demnächſtigen Einreichung ver kirchlichen Unterſuchungs⸗ 
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Aften zur Erledigung der Rekurs-Inſtanz fehen wir dann zugleich 
der Beifügung einer Abfchrift der von der betreffenden Staatsbehörbe 
in erfter Inſtanz gefällten Entfcheidung entgegen. 

Berlin, den 27. Oftober 1852. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An fämmtlicde Königliche Konfiſtorien. 
vi. 
Sittenzudt. 
28. 


Wegen der polizeilichen Maaßnahmen gegen ſolche Ausländer, 
welche im dieſſeitigen Staatsgebiete im Konkubinate leben, hat der 
Herr Miniſter des Innern die Königlichen Regierungen mit An⸗ 
weiſung verſehen. 

Dem Königlichen Konſiſtorium theilen wir die desfallſige Cir⸗ 
a Derfügung vom dten d. M. beifommend in Abſchrift zur Nach⸗ 

t mit 
Berlin, den 24. November 1852. 


Evangeliſcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An ſaͤmmtliche Königliche Konfiſtorien. 


Anlage 


Seit einiger Zeit find häufig Bälle zu meiner Kenntniß gelangt, daß 
Ausländer, namentli aus der Klaſſe ver Gewerbegehülfen, während des 
ihnen geflatteten Aufenthalt8 in den Königlichen Staaten, im Konkubinate 
leben, ohne daß gegen dieſes DVerhältniß von ven Polizeibehörben borges 
ſchritien worden iſt. Bei vielen dieſer Individuen liegt zwar die Abſicht 
der Eheſchließung vor, kann aber nicht verwirklicht werden, weil ihnen von 
der Behoͤrde des Heimathöortes die gefeglich erforberliche Erlaubniß zur 
Eingehung ber Ehe verweigert wird, vie nachgefuchte Naturalifation als 
Preuße aber ihnen nicht ertheilt werben fann, Nicht felten ift von ben 
. Betheiligten aus dem Vorhanvenfein der in dieſem Verhältniſſe gezeugten 
Kinder ein Grund zur Erneuerung ded Naturalifationdgefuchd im Beſchwerde⸗ 
wege hergenommen und hervorgehoben worven, daß bei deſſen Ablehnung 
diefe Kinder der Hffentlichen Armenpflege zur Laſt fallen würden. In Be— 
tracht der nachthelligen Folgen folcher wilden Ehen, welche die Siitenlofig« 

5* 
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feit befördern, die Achtung für das Inftitut ver Ehe fehwächen, vie Zahl 
der unehelichen, ven Armenfonds anheimfallenden Kinder vermehren, und 
Häufig zum oͤffentlichen Aergerniß gereichen, ſehe ich mich veranlaßt, bie 
Aufmerkfamfeit der Königlichen Negierung auf diefen Uebelftand hinzulenken 
und biefelbe aufzuforvern, vemfelben mit Nachdruck entgegenzutreten. 

Zu diefem Zwede finde ich angemeffen, daß die Königliche Regierung 
die Ihr untergeorbnneten Polizeibehörven mit ver Anweiſung verſehe, Aus- 
ländern, welche im Konfubinate leben, die Erlaubniß zur Fortſetzung des 
Aufenthaltd am Orte zu entziehen, und ihre Entfernung aus der Gemeinde, 
in welcher fie ein fo üble8 Beifpiel geben, nad) Befinden ihre Zurückweiſung 
in die Heimath, unverzüglich eintreten zu laſſen. 

Die mit der Polizeiverwaltung nicht betrauten Gemeindenorflände aber 
werben aufzuforbern fein, berartige zu ihrer Kenntniß gelangenve Bälle ver 
Polizeibehörbe zur weiteren Veranlaffung mitzutheilen. 

Berlin ven 5. November 1852. 


Der Minifler des Innern. 


von Weftphalen. 
An die Königlichen Regierungen. 


29. 

Der Herr Minifter des Innern hat durch eine an ſämmtliche 
Königliche Regierungen erlaffene Verfügung vom 6. Juli d. J., von 
welcher wir eine Abjchrift hier beifügen, die Königlichen Regierun 
gen darauf aufmerffam gemacht, daß an vielen Orten über eine, dad 


Bedürfniß überfchreitende Anzahl von Schanfftätten und Kleinhand . 


lungen mit Getränfen geflagt werde, und biefelben aufgefordert, durd 
firenge Handhabung der in den Allerh. Ordern vom 7. Februar 1835 
und 21. Zuni 1844 enthaltenen Vorschriften über die Konzeffionirung 
Diefed Gewerbes auf eine Verminderung der Konzefiionen hinzuwirken. 

Ye dringlicher wir in neuerer Zeit, vornehmlich in den Jahres⸗ 
berichten einzelner Konfiftorien und in den Berichten der in der Dia 
fpora angeftellten Geiftlihen auf die für das fittlihe und religiöfe 
Leben des Volks verderblichen Folgen aufmerffam gemacht worden 
find, weldye aus der Anhäufung der Branntweinfchenten herworgehen, 
in um fo höherem Grave müſſen wir dieſer Bürforge des Herrn 
Minifters Danf wiffen. Zugleich ſetzen wir das Königliche Konf 
ftorium von diefen Eirfularerlaß in Kenntniß, um im vorkommen 
den Salle auf die darin von der oberften Verwaltungsbehörde ans 
erfannten Grundſätze näher verweifen zu Fönnen. 

Berlin, den 30. Augufl 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


An fümmtlice Königliche Konflflorien. von Hedtrit. 
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Anlage. 


Die von verſchiedenen Seiten eingehenden begründeten Beſchwerden, 
daß an vielen Orten eine dad Bedürfniß überſchreitende Anzahl von Schank- 
ftätten und Kleinhandlungen mit Getränfen Tonzeffionirt fei, veranlaffen 
mich, die Königliche Regierung wiederholt auf eine firenge Durchführung 
der für den Betrieb dieſer Gewerbe beſtehenden Gefege aufmerkfam zu machen. 
Es kann feinem Zmeifel unterliegen, daß, wenn die Vorfchriften ver Aller⸗ 
böchften Kabinets⸗Ordres vom 7. Februar 1835 und 21. Juni 1844, nach 
welchen die Ertheilung der Erlaubnig zum Beginn jener Gewerbe von der 
Nüglichfeit und dem Bedürfniſſe ver Anlage abhängig gemacht ift, 
die Erlaubnig auch nur auf ein beftlimmtes Lokal und für die in der Kon« 
zeffion bezeichnete Perſon ertheilt wird, von den mit der Ertheilung ver 
fraglichen Konzeffionen beauftragten Behörden in ihrer Abficht richtig aufs 
gefaßt und fireng zur Durchführung gebracht werben, in Betreff der Schanf« 
ftätten und Kleinhandlungen mit geiftigen Getränken überall da, wo das 
Bedürfniß überfchritten ift, in Turzer Zeit das richtige Verhältnig wieder⸗ 
bergeftellt werden kann. Ich veranlafle daher die Königliche Megierung, 
den betreffenden Behörden, die über ven Betrieb ver Schankwirtbichaft und 
des Kleinhanveld mit Getränken beftehenven gefeßlichen Beflimmungen in 
Erinnerung zu bringen, und venfelben die Weifung zugeben zu laffen, ba, 
wo eine dad Bedürfniß überfchreitende Anzahl von Schanfftätten und Klein«- 
bandlungen mit Getränfen befteht, die Ertheilung neuer Konzeffionen unbe⸗ 
dingt bis zur Wieverherftellung des richtigen Verhältnifſes zu verfagen. 

Auch vertraue ich, daß die Königliche Megierung in allen Fällen, in 
welchen diefelbe in Erfahrung bringt, daß die für die Ertheilung der Kon- 
zeifion zum Betriebe der in Rede ſtehenden Gewerbe erforverlichen Bedin⸗ 
gungen der Nüßlichkeit und des Bedürfniſſes von den Behoͤrden nicht mit 
der gehörigen Sorgfalt berüdfichtigt werden, die nöthige Kontrole und Be⸗ 
lehrung eintreten laffen wird, damit für Die Zukunft eine lare Handhabung 
dieſes für die Sittlichfeit befonderd wichtigen Gefeßed vermieden werde. Ich 
gewärtige den Bericht der Königlichen Megierung darüber, welche Wahr- 
nehmung diefelbe über die Durchführung der Allerhöchften Kabinets⸗Ordres 
vom 7. Februar 1835 und 21. Juni 1844 GSeitend der mit der Erthei- 
lung der Konzefffonen zu den gedachten Bewerben beauftragten Behörben 
Ihres DBerwaltungäbezirts und über die Abnahme derartiger Anlagen in 
Bolge diefer Geſetze gemacht Hat. 

Berlin, ven 6. Juli 1853. 


Der Miniſter des Innern. 


v. Weftphalen. 
An die Königliche Regierung zu N. 
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VIII. 
Miſſion, Bibelverbreitung. 





30. 


Die Direktion der Preußiſchen Hauptbibelgeſellſchaft hat us 
die Mittheilung gemacht, daß die Brittiſche und auswärtige. Bibel 
geſellſchaft, Mutter fimmtlicher Bibelgefellfchaften, in der evangelifchen 
Chriftenheit am 7. März d. 3. das fünfzigfte Jahr ihres Beſtehens 
beginnt, und daß diefelbe befchloffen hat, dieſes fünfzigfte Jahr als 
ein Subeljahr zu feiern, in der Abficht, des bisher erfahrenen gött- 
lichen Segens lobend und danfend zu gedenken, ein erneuertes öffent: 
liches Zeugniß für die Göttlichfeit der heiligen Schrift und das Recht 
der freien Forfchung in derfelben abzulegen und zu neuem Eifer und 
neuen Auftrengungen zur Verbreitung der Bibel fowohl im Vater⸗ 
Iande als außerhalb aufzufordern. In diefer Beziehung hat diefelbe 
mehrfache Beftimmungen getroffen, und unter anderen den Vorſchlag 
gemacht, wo möglid am 13. März, als am erften Sonntage vieles 
Subeljahres, über dieſen hochwichtigen Gegenftand in den Kirchen 
zu predigen, den Gemeinen den Zweck und die Anfprüche der Ge 
felfchaft dringend vorzuftelen und die thätige Theilnahme an der 
befonders in der gegenwärtigen Zeit fo überaus wünfchenswerthen 
Verbreitung der heiligen Schrift anzuregen und zu beleben. Die 
Brittifhe und auswärtige Bibelgefellfchaft hat diefe Befchlüffe der 
Preugifchen Hauptbibelgefelfchaft mitgetheilt, und hat dieſe ben 
Wunſch gegen uns ausgefprodyen, daß der 13. März audy in um 
ferem Vaterlande in angemefjener Weife mitgefeiert werden möge. 
Wir glauben ung der Erfüllung dieſes Wunfches nicht entziehen zu 
dürfen. Auch wir haben den Segen empfunden, weldjer aus ber 
vor 49 Jahren gefchehenen Begründung jener Gefelihaft für die 
ganze chriftlihe Welt und insbeſondere aud für unfer WBaterland 
hervorgegangen ift. Aus einem Fleinen Senfforn ift diefe Vereini⸗ 
gung unter dem fichtbaren Segen des Herm zu einem den ganzen 
Erdball mit taufenden von Zweig und Tocdhtergefellfchaften übers 
fchattenden Bäume erwachfen, und find durch fie in den 49 Jahren 
ihres Beſtehens über 24 Millionen Bibeln in 130 verſchiedenen 
Spradyen verbreitet worden. 

Auch unfere Preußiſche Hauptbibelgefelifchaft, welche mit ihren 
92 Tochtergefellfchaften feit dem Jahre 1814 über zwei Millionen 
Bibeln in unferem Vaterlande verbreitet hat, verdanft ihre Ent 
ftehung dem gefegneten Borbilde jener Brittifchen Bibelgeſellſchaft. 
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Wir erkennen daher in der in dem evangelifchen Schwefterlande 
bevorftehenden Feftfeier eine erwünfchte Veranlaffung, den Gemeinden 
die Gnade Gottes aufs Neue vor Augen zu ftellen, welche Er uns 
durch die Gabe feines geoffenbarten Gotteswortes, durch die freie 
und ſtets wachfende Verbreitung deſſelben und durch das allen . 
Chriſten durch die Reformation der Kirche wienerhergeftellte Recht, 
aus diefem Urquell göttliche Offenbarung die Gewißheit ihrer Ers 
löfung und den Troft ihrer Seelen felbft zu fchöpfen, erzeigt hat; 
auch ihnen die heilige Pflicht in das Gedächtniß zu rufen, an der 
Benutzung und Verbreitung dieſes Schatzes in den Häufern und 
Familien, in den Gemeinden, und bis an die Enden der Erde un _ 
ermüdlich mitzuarbeiten, und folchergeftalt jenes Feſt würdig mits 
feiern zu helfen. | 

Demgemäß geben wir dem Königlichen Konftftorium anheim, 
den Geiftlichen feiner Provinz von jener Feftfeier eine Benachrichti⸗ 
gung zugehen zu laflen, und denfelben zu empfehlen in freier Weiſe 
an dem bevorftehenden Sonntage Judica, den 13. März d. J. vor 
ihren Gemeinden des bisherigen Segend dankbar zu gedenfen und 
ihre Gebete um deſſen fernere Erhaltung und Vermehrung mit denen 
der gefammten evangelifchen Chriftenheit zu vereinigen. 


Berlin, den 10. Februar 1853. 
Evangeliſcher Oberkirchenrath. 


| v. Uechtritz. 
An ſaͤmmtliche Königliche Konfiſtorien. 


31. 


Das hieſige Komite der Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſten⸗ 
thums unter den Juden hat uns mitgetheilt, daß eine Anzahl von 
Geiſtlichen den Entſchluß gefaßt habe, an dem zehnten Sonntage 
post trinitat. (an welchem das Evangelium von der Zerſtörung Je⸗ 
ruſalems handelt, Luk. 19. 41. ꝛc.) jedesmal die Bekehrung Jsraels 
zum Gegenſtand des beſondern Zeugniſſes und der Fürbitte zu machen, 
und zugleich den Wunſch ausgefprochen, daß der Gedanke, am zehnten 
Sonntag post trinitatis die Miffton unter Israel zum bejonderen 
Gegenftand der Predigt und des Gebets zu machen, den evangelis 
fchen Geiftlihen des Vaterlandes zur Erwägung und Nachahmung 
empfohlen und dabei an die alte Firchliche Sitte, an dieſem Sonns 
tage (etwa Nachmittags) die Gefchichte der Zerftörung Ierufalems 
in der Kirche vorzulefen, erinnert werben möge. 

Wir nehmen feinen Anftand, das Königliche Konftftorium hier- 
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von zur geeigneten weiteren Beranlaffung an die Geiftlichen feines 
Bezirks in Kenntniß zu fehen. 
Berlin, den 10. Mai 1853. 


Evangelifcher ©berkirchenrath. 


j v. Uechtritz. 
An ſaͤmmtliche Königliche Konfiftorien. 


82. 

Das Komite der hiefigen Gefellfchaft zur Beförderung der evan- 
gelifchen Miffionen unter den Heiden hat in einem an und gerid) 
teten Schreiben vom 16ten v. M. feinen Danf gegen und audge- 
ſprochen, daß es durdy unfere Vermittelung moͤglich geworben if, 
die Förderung der Miffton unter Heiden und Juden zum Gegen 
ftande regelmäßiger, fonntäglicher Fürbitte der chriftlichen Gemeinden 
zu machen. Es bezeugt, daß diefe Fürbitte bereits reichen Segen 
getragen hat, indem bdiefelbe in mehreren Gegenden und Gemeinden 
des Landes, welche bisher der Miffionsfache fremd geblieben waren, 
die Anregung zur Bildung neuer Mifftonsvereine gegeben hat, und 
drüdt die Zuverficht aus, daß dieſer Segen nicht ein dem Miſſions⸗ 
werfe allein zufließender fein, ſondern, wie dies ja bei allee Arbeit 
im Reiche Gottes der Ball ift, ſich auch, in reihem Maße auf bie 
Vereine und Gemeinden, welche daran mitarbeiten und helfen, zurüd- 
wenden werde. In bdiefem Sinne fnüpft das Komitd an den dar: 
gebrachten Danf eine neue Bitte, daß nämlich, wenn bie in ber 
Provinz Schleſten unter Gottes Beiftand begonnenen allgemeinen 
Kirchen und Schulvifitationen, in dieſer und in anderen SBrovinzen, 
weiter vorwärts fchreiten, alsdann auch die dazu verorbneten Viſi⸗ 
tatoren mitwirfen möchten, die Gemeinden auf ihre Pflichten gegen 
die evangelifhe Miffton, auf den Segen der Theilnahme an biefer 
Sache des Herrn hinzuweifen, und diefelben zugleich mit dem gegen: 
wärtigen Umfang und den Erfolgen der evangelifhen Miſſion im 
Allgemeinen und in erwedlicher Weile befannt zu machen. 

Wir haben dieſen Gegenftand ſchon bei Entwerfung der von 
Seiner Majeftät genehmigten Inftruftion für die Kirchenvifitatoren 
in der Provinz Schlefien vom 12. Juli v. 3. reiflich erwogen und 
und bei Abfaffung der 8.2 Nr. 1 9.9 und $. 16 vergegenwärtigt, 
daß in den Bereich derjenigen Anregungen, weldye zur Wedung und 
Kräftigung des inneren evangelifchen Glaubenslebens in den Ge 
meinden bienen follen, unzweifelhaft audy die Kunde von denjenigen 
Onadenerweifungen zu ftellen fei, welche der Here auf dem Gebiete 
ber Mifflon unter den Heiden und unter dem Bolf Israel in der 
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inneren Miffton, und fonft in freien chriftlichen Thätigkeiten unferer 
Kirche bat zu Theil werden lafien. Daß diefe verfchienenen Gebiete 
chriſtlicher Glaubens⸗ und Liebesarbeit in der Inſtruktion nicht aus⸗ 
drücklich genannt find, hat feinen Grund nicht darin, daß die Er; 
wähnung und Anregung berfelben in den Gemeinden von der Aufs 
gabe der Viſitatoren ausgeſchloſſen fein ſollten, fondern allein darin, 
daß diefelben nach der Weile, wie fie fi) in unferer Kirche bisher 
entwidelt haben, fih in freien, nicht fireng kirchenamtlichen Formen 
bewegen und es daher den Vifltatoren nicht als eigentliche, amtliche 
Vifitationspflicht auferlegt werden Fonnte, für die Heidenmifflen und 
Aehnliches in den Gemeinden zu wirken, ſondern es der freien Er- 
wägung der Viſitatoren überlaffen werden mußte, nad) ihrer perfüns 
lichen Kenntniß des Gegenftandes und des Bedürfniſſes der einzelnen 
Gemeinden audy die Berührung diefer Gebiete als ein Weckungs⸗ 
und Stärfungsmittel evangelifchen Glaubenslebens zu benugen. Wir 
benugen daher die gegenwärtig und gegebene Beranlaffung gern, 
um das Königlihe Konfiftorium auf diefe nähere Auffaflung ver 
Sachlage aufmerffam zu machen und indem wir wiederholen, daß 
wir e8 zwar nicht als die eigentliche, amtliche Aufgabe der Viſi⸗ 
tatoren bezeichnen Fönnen, unmittelbar für die Sadje der Heiden, 
miffton in den Gemeinden zu wirken, bemerken wir doch, daß wir 
es als ein, in vielen Fällen heilfames und empfehlenswerthes Mittel 
zur Löſung der den Vifitatoren geftellten Aufgabe anerfennen, wenn 
biefelben auch die Kunde von der Heidenmiſſion und Ähnlichen Ars 
beiten dazu benußgen, um die Gemeinden in die Fülle der unferer 
Kirche geftellten Aufgaben einzuführen. 
Berlin, ven A. April 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An ſämmiliche Königliche Konflftorien. 


39. 


Dem Königlichen Konftftorium zeigen wir hiermit an, daß wir 
der Berliner Miffionsgefelfchaft (Gefelfchaft zur Beförderung der 
evangelifhen Miffton unter den Heiden) die Genehmigung zu der 
in Abfchrift beiliegenden Snftruftion für Miſſions-Reiſeprediger er⸗ 
theilt und ihr zugefagt haben, dieſe Angelegenheit dem Königlichen 
Konfiftorium für feine Provinz zu empfehlen. 

Wir haben das Komite der Gefellfchaft näher angewieſen jedes⸗ 
mal, wenn Prediger Ihres Auffichtsfreifes eine ſolche Reife unter: 
nehmen follen, oder wenn eine Prebigtreife in dieſem Kreife gemacht 
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werben foll, dem Königlichen Konfiftorium bie Anzeige bavon vorher 
zu machen. Die Prediger werben zu foldhen Reifen bei dem Kö: 
niglichen Konfiftorium die geſetzliche Urlaubsbewilligung einzuholen 
und ihre volftändige Vertretung für die Zeit ihrer Abweſenheit 
nachzuweiſen haben. 

Berlin, den 2. September 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


An fümmtliche Königliche Konfiſtorien. v. Uechtritz. 


Inſtruktion für die Miffions- Reifeprediger. 


$. 1. 

Die Aufgabe der Miſſions⸗-Reiſepredigt iſt eines Theils die Belebung 
des Miffiondeiferd in den ſchon vorhandenen Vereinskreiſen ver Mutter 
gefellichaft, anderen Theils und vornehmlich aber die Erweckung des Mif- 
fionsfinned in folchen Gegenden und Gemeinden, wo noch Feine Miffiond« 
vereine beftehen. 


6.2. ‘ 

Diefer Aufgabe foll theils durch Miffionsprepigten bor den Ge 
meinden, theils durch fpezielle Einwirkung auf die Geiftlihen und 
Lehrer in den zu beſuchenden Parochieen entfprochen werben. 
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Es follen in der Hegel je zwei Previger zufammen audgefandt wer⸗ 
den, auf einen Beitraum von vierzehn Tagen bis drei Wochen. Die Zeit 
der Neife bleibt ihnen überlafen; die Reiferoute wird im Allgemeinen 
vom Komité beftimmt. 

Die Neifekoften erftattet das Komite, 


‚4. , 

Die Neifepreviger haben, nachdem Seitens des Komite der Mutter 
gefellfchaft rechtzeitig dad Thunliche gefchehen ift, um ihnen für bie im 
Allgemeinen vorgezeichnete Neiferoute den Weg zu bahnen, mit ven Pfar- 
rern, in deren Kirchen fie zu predigen Willens find, dad Nähere über ven 
Tag ihrer Miffionsprebigt, womöglich fchriftlicd und bei Zeiten zu verein- 
baren; wenn dies nicht gefchehen Eonnte, werben fie fich bei ihrer Ankunft 
in einer Parochie perfönlich an den Parochus wenden und nur mit beffen 
Genehmigung, fei e8 in den Kirchen oder in anderen Lokalen ihre Miffion 
ausrichten. 


$.5. 
Bei den Miſſionspredigten wirb es ein Hauptaugenmerk ver 
Meifeprediger fein, daß durch die Predigten die Miffion felbft vor ber 
Gemeinde zum Wort und Zeugniß Tomme Es wird, was die Zeugniffe 
aus der Miffionsgefchichte und dem Miffiondleben anlangt, zweierlei haupt⸗ 
fachlich erforverlich fein: 

A. Ullgemeine Aufklärung der Gemeinde über die Ge- 
fammtaufgabe, den Gefammtbetrieh und die biäherigen 

Erfolge der evangelifihen Heidenmiſſion unferer Zeit. 
B. Vorzugsweis aber möglichft Elare, bündige und lebendige Ber 
ſchreibung des Miffionsgebietd und bes Miffiongfegen® 
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unferer Geſellſchaft, — theils in überfichtlichen Darftel- 
lungen, theild in Ginzelzügen aus unferer Miffionsgefchichte, 
Hierzu gehören auch Mittheilungen aus ver Gefchichte unferes 
beimifchen WMiffiondlebend, namentlich Hinweifungen auf den 
Segen unferer Heidenmiffion für die vaterländifche Kirche. 
Die Jahred= und Monatöherichte unferer Gefellichaft bieten reichlichen 
Stoff zur Erwedung beſonderer wheilnahme für unfer Miſſionswerk. 


$. 6. 

Al das nächſte Ziel der Einwirfung auf die Ortögeiftlichen und 
Schullehrer ift die Einrichtung von Miſſionsſtunden, Miſſions— 
feften, Miffionslefetreifen anzufehben; auf bie Bildung neuer 
Miffionsnereine ift alfo nur vorbereitend hinzuwirken, pa es in 
der Megel der richtige Entwickelungsgang fein möchte, daß erft aus jenen 
Einrichtungen Miffionsvereine erwachfen. Doch unterliegt e8 keinem Zweifel, 
daß unter Umſtänden auch die fofortige Bildung von Vereinen, zugleich mit 
jenen Einrichtungen, angerathen werden kann. 
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Nach beendeter Miffionsreife erftatten vie Neifeprebiger dem Komite 
der Muttergefellfchaft einen gemeinfchaftlichen Heifebericht. 


— — r 0— — — 


X. 


Kirhenbauten. 
34. 


Zur Vermeidung minbeflens der gröberen Verftöße, welche bei 
dem Bau neuer evangelifcher Kirchen häufig vorfommen, find in 
einer Denffchrift, die die Biligung Sr. Majeftät des Königs ger 
funden hat, einige allgemeine Gefichtöpunfte hervorgehoben worden, 
welche beim Bau evangelifcher Kirchen zu berüdfichtigen find. Die 
Königlichen Regierungen und die Königlichen Konfiftorien erhalten 
hiermit eine entiprechende Anzahl von Exemplaren dieſer Denkfchrift 
zur Kenntnißnahme und zur Vertheilung einerfeitd an die Bauräthe 
der Kollegien, die Ober» BausInipeftoren und an ſämmtliche Bau- 
beamte, andererfeit8 an die Superintendenten mit der Anweifung, 
die Beamten mit weiter geeigneter Infteuftion zu verfehen, insbes 
fondere auch die Superintendenten ꝛc. danach zu verftänpigen. 

Berlin, den 8. November 1852. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe Ber Minifler der geifllichen ıc. An⸗ 
and öffentl. Arbeiten. gelegenheiten. 


von der Heydt. von Raumer. 
An ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen u. Koͤnigl. Konflftorien. 
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Anlage 


Die neueren evangelifchen Kirchen haben durch das Verlaffen trabitios 
neller und gleichſam geheiligter Formen, durch fcheinbar rationelle, unferer 
Zeit angepaßte Behandlung des Styles, durch unrichtige Auffaffung ver in 
den meiften Fällen gebotenen Einfachheit und nicht felten durch zu weit 
getriebene, den Firchlichen Anftand und die unerläßlichen Hauptverhältnifie 
beeinträchtigende Sparfamfeit häufig eine ſolche Charafterlofigkeit erhalten, 
daß fie auf Feine Weile den Bau Ausführungen ver früheren Seiten an 
die Seite geftellt werven Eönnen. Selbft ven neueren Eatholifchen Kirchen, 
bei welchen die Geiftlichkeit beharrlicher auf Erfüllung jener Bedingungen 
einer angemeffenen Kirchen» Architeftur und auf monumentale Konftruftion 
hält, ftehen die im Laufe dieſes Jahrhunderts errichteten evangelifchen Kirchen 
im Allgemeinen nach. Vergebens ift zumeilen verfucht worden, den Mangel 
gut gedachter Hauptformen, fchiellicher Verhältniffe und fiyIgemäßer Aufe 
faffung durch Verzierungen zu verbergen. Diefe haben vielmehr, zumal in 
ungefchictter Ausführung und in vergänglichem Material nur dazu gebient, 
jenen Mangel noch empfindlicher bloszulegen und Dad moderne, unange⸗ 
mefjene und untüchtige Unfehen zu vermehren. 

Die mehr ald je gebotene Förderung Eirchlichen Sinnes ift aber unzer- 
trennli von der Ausbildung einer würdigen Kirchenarchitektur, welche, 
felbft in der einfachften Auffaffung der Architektur profaner Gebäude auf 
feine Weiſe nachftchen und im Ganzen, wie in den Einzelnheiten forgfältige 
Behandlung und Liebe zur Sache ‚nicht verleugnen darf, 

Um aber Hierzu allmählig zu gelangen, fiheint die Beobachtung nach 
ſtehender Punkte unerläßlich zu fein. 

1. Das Anſchließen an die befferen Kirhenformen früs> 
hberer Jahrhunderte. Die ältefte Beftaltung der chriftlichen Kirche, vie 
Bafilifa in oblonger Grundform, welche in der verfählevenartigfien Styl⸗ 
ausbildung ſtets ald Grundlage der Kirchen nachfolgender Zeiten fich ver- 
folgen läßt, empfiehlt fich neben ven gleichherechtigten Kirchenformen des 
byzantiniſchen Kaiferreich8 in quabratifcher polygonaler oder Kreusform 
vorzüglih für den evangelifchen Kultus und führt in ihren Grundbedin⸗ 
gungen von felbft zu angemefjenen DVerhältnifien und monumentaler Kon- 
ftruftion. Da aber außer dem religiöfen Gefühl und anderen geiftlichen 
Einflüffen die Beichaffenheit de8 Landes und dad beimfelben eigene Ma- 
terial die Kirchenarchiteftur bildete, auch dad Gewohnte und Herkoͤmmliche 
ſtets mit Vorliebe feftzubalten gefucht wird und mehr und mehr fi ald 
Bedürfniß geltend macht, fo muß außer dem grünblichfien Studium ver 
allgemeinen biftorifchen Entwidelung der Kirchenformen fpeziell das ber 
beiten lokalen Architefturen in allen Detaild der Form und Konftruftion, 
nicht 6108 den Architekten, ſondern auch den Geiftlihen aufs Dringendſte 
empfohlen werden. Man wird dadurch, ohne der eigenen Erfindung nad 
theilige Feſſeln anzulegen, vor ver Gefahr gefchügt fein, des in Kirchen 
ſachen vorzüglich nöthigen Anhaltes zu entbehren und in Anorbnungen zu 
verfallen, deren Erfolg mindeſtens zweifelhaft bleibt. 

2. Das Feftbalten an guten Verbältniffen, worauf nidt 
allein der Firchliche Anftand, fomweit verfelbe durch die Architektur bedingt 
wird, fondern auch die Forderungen guter Beleuchtung, deutlichen Hörend 
und Sehend und eines gefunden Aufenthaltes beruhen. Sp müflen namen! 
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ich die Höhenabmeflungen von Kirchen oblonger Grundform und gewoͤhn⸗. 
licher einfacher Dachanlage ſtets fo gewählt werben, daß: 

a. bei Anoronung von Emporen die über venfelben Tiegenden Fenſter, 
fofern nicht, wie im Mittelfchiff der Baſiliken, höher Tiegenve Benfter 
vorhanden find, in ihrer ganzen Höhe von den im unteren Kirchen 
raum an der gegenüberliegenden Fenſterwand befinplichen Perfonen 
geſehen werben, und fomit vollftändig zur Wirkung gelangen können. 
Zudem find diefelben, um nachtheiligen Zug zu vermeiden, wo moͤg⸗ 
lich über den Köpfen der auf den Emporen Sitzenden anzuordnen; 

b. die Höhe der äußeren Mauern des Gebäudes mit Einfchluß des 
Hauptgefimfes mindeftend drei Viertel ver Tiefe betrage; 

ce. die Breite der Emporen nie den vierten Theil der inneren Breite 
des Kirchenfchiffes überfchreite, wenn irgend möglich aber dies Maaß 
nicht erreiche, ihre Höhe über dem Fußboden der Kirche aber hoͤch⸗ 
ſtens ein Drittel ver lichten Höhe 6i8 zum Hauptgebälf betrage; 

d. dad Orgelhor fo hoch angelegt werde, daß der Eingang in den 
Inneren Kirchenraum nicht zu gedrückt erfcheine und die Totalwirkung 
der NRäumlichkeit dadurch nicht beeinträchtigt werde, 

e. eine maffiv überwölbte Altarnifche fi) angeoronet finde. 


3. Die monumentale Konftruftion if zwar an fich ſchon Durch 
den Anfchluß an die befferen Werke früherer Jahrhunderte, in welchen 
diefelbe nie vermißt wird, geboten, fie bedarf jedoch bei ven durch veränderte 
Berhältniffe eintretenden Modifikationen noch der beſonderen Erwähnung. 

Ihre nothwendigften Bedingungen find, 

a. für die äußeren Mauern: Anwendung eined dauerhaften, des Ab⸗ 
putzes nicht bebürftigen Materialg, Eunftgerechter Fügung und foliver, 
dem Auge fichtbarer Konftruftion, die in den meiften Faͤllen weniger 
auf Eleganz als Tüchtigkeit Anfpruch zu machen hat. 

b. Befchränfung der Verwendung des Holzes zum inneren Ausbau, falld 
nicht der ganze Bau in Holzfonftruftion hergeftellt iſt. Geſtatten 
bie Bonds nicht, die fonft empfehlenpswerthe Ueberwoͤlbung des inne⸗ 
ren Raumes, welche durch die neueren Hülfsmittel der Technik fehr 
erleichtert und häufig beim Neubau Fatholifcher Kirchen als noth- 
wendig gefordert wird, fo find wenigftend die Unterftüßungen bed 
Hauptgebälkes mafjiv anzunehmen und durch Bogen zu verbinden. 

c. Stein und Holzbau find in ihrer Charafteriftit auszubilden; dem 
Letteren darf, fobalod er in Anwendung fommen muß, durch nach⸗ 
ahmende Formen und Anftrich nie dad Anfehen des erfteren zu geben 
berfucht werden. Holzdecken find daher nicht mit Kalkputz zu befleiven, 
fondern in ihrer Konftruftion darzuftellen. 


4. Sorgfältige Behandlung aller Einzelnheiten des In— 
neren wie des Aeußeren. Nichts kann den Eindruck Eirchlicher Würde 
felbft bei übrigens guten Hauptanordnungen mehr beeinträchtigen, als bie 
fihtbare Vernachlaͤſſigung des Einzelnen. Die geringften Profile und Kon 
ftruftionstheile müflen harmoniſch dem Ganzen in wirklicher Größe vom 
Architekten. felbft angegeben und nie dem ausführenden IBerfmeifter, von 
dem weder gründliche Kenntniß des Styles noch ein über die eigene Arbeit 
hinausgehendes Intereffe erwartet werben darf, überlaffen werden. No 
mehr gilt dies von den Ultären, Kanzeln, Tauffteinen, Orgeln und Em⸗ 
poren, den Kirchen« und Beichtflühlen, deren zweckmaͤßige Aufftellung gleich 
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bei Auffaffung des Planed vorgefehen werden muß und für welche ältere 
Kirchen die vorzüglichften Mufter aufzumeifen haben. | 
5. Obſchon nun für die meiften Kirchenbauten die größte Spar⸗ 
famfeit als unerläßlich erachtet werden muß, fo würde dieſelbe doch als 
unangemefjen bezeichnet werden müflen, ſobald dadurch die vorſtehenden 
Grundbedingungen beeinträchtigt werben. 
. Können beim Neubau auch nicht alle Erforderniſſe; z. B. die Auf 
führung eined zur Anordnung des Geläuted und einer Uhr nothwendigen 
Thurmes, ſogleich erfüllt werben, fo ift wenigftend auf vie Möglichkeit ſpaͤ⸗ 
terer zwedmäßiger Erbauung eined foldyen und auf vorläufige Errichtung 
eined Glockenhaͤuschens auf dem Giebel, welches bei Tapellenähnlichen Kirchen 
für den Gebrauch, wie zur Charafteriftif ausreicht, Bedacht zu nehmen. 
ALS Motive zu Kirchen mannigfacher Anorbnung darf auf Die Seitens 
der Oberbaubeputation veröffentlichten Entwürfe zu Kirchen, Pfarr» und 
Scyulhäufern hingewiefen werben. 


X. 
Kirhenfolleften 


3). 


Dem Königlichen Konftftorium überfenden wir anliegend — 
Abdrücke einer Bekanntmachung über den Ertrag und die Verwen⸗ 
dung der am erften Sonntage nad Trinitatis vorigen Jahres ge 
fammelten allgemeinen Kirchenfollefte, mit dem Auftrage, Diefelben 
an alle Geiftlichen feines Bereichs zu vertheilen, um dieſe Bekannt 
mahung am nächften Sonntage nad; Empfang derſelben von ben 
SKanzeln herab, den Gemeinden im Vor⸗ und Nachmittagsgotted- 
dienfte vorzulefen. An dieſe Bekanntmachung wollen die Geiftlichen 
alsdann in freier Weiſe eine Fürbitte um den ferneren göttlichen 
Segen anfchließen. Wir wünfchen, daß dieſe Bekanntmachung auf 
außerdem in der möglichft ausgedehnten Weife zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht werde, und empfehlen daher dem Königlichen Konfiftorium 
ſowohl felbft zu veranlaffen, daß dieſelbe in den öffentlichen Blättern 
abgebrudt werde, als auch die Veranftaltung und Vertheilung be 
fonderer Abdrücke in den einzelnen PBarochieen zu autorifiren. 


Berlin, den 24. Sanuar 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


| v. Medtrig. 
An ſaͤmmtliche Königliche Konflftorien. 
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Der Evangelifche Ober - Rirchenrath an die Gemeinden. 


Gnade fei mit Euch und Friede von Gott, unferem Vater 
und dem Herrn Jeſu Chriſto! 


Geliebte Mitchriften! 


In unferem Erlaß vom 15. April vorigen Jahres haben wir und an, 
die evangelifchen Gemeinden unſeres Vaterlandes gewendet, und dieſelben 
um der Liebe Chrifti willen gebeten, und mit Bürbitte und Leiblicher Gabe 
helfen zu wollen, daß wir diejenigen unferer Brüder, welche zerftreut. und 
ohne eine ausreichende georpnete Verkündigung ded Evangeliums und Dar⸗ 
reihung der Saframente hin und her wohnen, reichlicher als bisher mit 
geiftlichen Gütern verforgen möchten. 

Mir danfen Bott, dem Vater unfered Herrn Jeſu Chrifti, daß Er 
diefe unfere Bitte nicht unerhört gelaffen hat. Der Geift des Herrn hat _ 
Zeugniß gegeben, und hat viele willige Herzen und Hände erweckt, alio daß 
wir heute nicht allein Bericht erftatten koͤnnen über die Fülle der empfan= 
genen Gaben, fondern auch bereitd die Orte nahmhaft zu machen im Stanbe 
find, an denen neue Zeugen des Evangelit dad Wort verfündigen, und bie 
Seelen dem Herrn zuführen. 

Aus der am erften Sonntage nach Trinitatis im vorigen Jahre ge= 
fammelten Kollekte find eingegangen: 


in der Provinz Preußen . . . . . 3042 Rthlr. 3 Sgr. 10 Pf. 


⸗ ⸗Brandenburg.... 24 -» 1 92 
= =» Pommern . ...597 » 7: 1» 
= = =» GCShlfin. . ...440 =» 5 =- 10 - 
. = =» Gaben . . :» ..44 » 2% = — ⸗ 
= e =» Bon. . 2.2 .2..068 = 83 = 9⸗ 
— „*Weſtfalen.... .1943 = 6 = 10⸗ 
⸗⸗Rheinproving.....2307 = 29 92 

Außerdem an beſonderen Geſchenke 153 -» 14 - 1— 


Im Banzen 29989 Rthlr. 8 Sgr. 11 Pf. 


Dazu noch Einiges an Bold und Gefchmeide, welches zu dem gleichen Zwecke 
verwendet werben wird. 


Wir Haben nicht geglaubt, diefe Gaben zu einem Schatze auffammeln 
zu dürfen, um nur die Zinfen davon zu verwenden, ſondern haben fie, wie 
e8 die Noth geboten, fofort in den Weinberg des Herren audgethan, in ver 
feften Zuverficht, daß der milde Herr, welcher und auf unfere erfte Bitte 
fo reichlich gegeben hat, Seine Diener und Boten nicht werde darben laffen, 
wenn der gefanmelte Borrath verzehrt fein wird, ſondern daß Er durch 
eure Liebe auch ferner helfen werde. Darum haben wir an Die Orte, auß 
welchen die dringenſte Noch und fund geworden war, unverzüglich Hülfe 
entjendet, und vürfen wir Gotted Gnade preifen, daß «3 und bis heute ge= 
lungen ift, an zwanzig Orten neue Pfarrverwefer, Hülfögeiftliche oder 
Meifeprediger anzuftellen; an fünf und zwanzig anderen Orten die Anftel« 
lung folcyer vorzubereiten, und an fiebenzehn Orten die bereitd vorhandenen 
feelforgerlihen Kräfte und Einrichtungen zu flärfen und zu mehren. 

Die Verwendungen welche flattgehabt haben oder in nächfter Zeit 
flattfinden werden, find folgende: 


. 
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In der Provinz Preußen find neue Pfarrgehülfen angeſtellt: 
in Neumark, Kr. Lobau, 
in Alt» Zippnow, Kr. Deutfch -Erone, 
in Carthaus, Kr. Carthaus, 
in Meve, Kr. Marienwerver, 
in Kobbelgrube, Kr. Danzig, 
in Neu⸗Barkoczyn, Kr. Berent, 
in Biſchofswerder, Kr. Löbau, 
in Straßburg, Kr. Straßburg, 
in Ofche, Kr. Schweß, 
in Willenberg, Kr. Ortelöburg. 


Außerdem find noch an fünf anderen Orten der Provinz neue Ans 
ſtellungen projektirt. 

Alle diefe Orte Tiegen, mit Ausnahme ver Stadt Willenderg in Weſt⸗ 
preußen, und find die dort getroffenen Einrichtungen darauf berechnet, ven 
dort in weit ausgevehnten Kirchipielen, oft zwei, brei und mehr Meilen 
weit vom Kirchorte zerfireut wohnenden Evangelifchen ven Troft des gütt- 
lichen Wortes näher zu bringen. \ 

Noch find für das oftpreußifche Ermland einige Mittel bewilligt wor⸗ 
den, um den dortigen gering dotirten Pfarrern die Bereifung ihrer audge- 
dehnten Kirchfpiele im Intereffe der Seelforge zu erleichtern. 


In der Provinz Pommern tft in den vormals zu Polen gehörigen | 


Lauenburg=Bütowfchen Lanvestheilen zur befferen Bebienung der Evange⸗ 
lifchen in der Diafpora die Berufung von Pfarrverwefern an die Orte 
Dzineelig, Bufowin und Sommin verordnet worden. 

In der Provinz Schlefien find zunächft den Superintendenten ver 
Kirchenkreife Ratibor, Neiffe und Creuzburg, welche ausgedehnte Parochieen 
und große in der Diafpora liegende Superintenventurfreife zu verforgen 
haben, Pfarr» und Kreishülfen zugeorpnet worden. Eine gleiche Hülfe er⸗ 
warten die Kirchenkreiſe Gleiwitz und Namelau- Bartnbe- | 

Nächſtdem find neue feelforgerifche Kräfte der Parochle von Falkenberg 
augefüßrt worden, und ähnliche Anitellungen in fieben anderen Orten vor 

ereitet, . 

Die neuen evangelifchen Kirchenftiftungen in Sohrau⸗Rybnick und in 
Lande find mit Hülfe des Kolleftenfonds geftügt und In Zülg, Kr. Neuftatt, 
ein regelmäßiger Filial-Gottesdienſt eingerichtet worden. 

Zu einer befonveren Freude gereicht es und, daß wir durch die für 
Schleſien getroffenen Einrichtungen im Stande geweien find, den treuen 
evangelifchen Gemeinden polnifcher Zunge in biefer Provinz, welche uns, 
wenn auch durch die Sprache geichieden, doch durch die Gemeinfchaft des 
Bekenntniſſes nahe verbunden find, reichlichere Nahrung aus den Wort 
Gottes in ihrer Mutterfprache zufommen zu laffen. 

In der Provinz Sachſen hat vornehmlich das Eichsfeld unfere Auf 
merkſamkeit auf fich gezogen, in welchem unferen evangelifchen Brüdern vurd 
eine georbnete Reifepredigt Hülfe gehrantt werden wird. 

In der Provinz Poſen iſt bis jeßt erft ein Pfarrverweſer in Stork 
neft und ein Neifeprediger in Szholowiee und Umgegend angeftellt worbm. 
Aehnliche Anftellungen werben jedoch in 4 anderen Orten vorbereitet. 

In der Provinz Weftfalen iſt in der Diözes Paderborn ein Reiſe⸗ 


prediger und in Kattenfenne ein Pfarrverweſer neu angeflelt worden. Di 


. mm 
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Anftelung eined zweiten Neifepredigerd und eines zweiten Pfarrverweſers 
fteht bevor. Die noch jungen kirchlichen Stiftungen in Driburg, Oelde, 
Lüdinghaufen, Dülmen, Haltern, Attendorn und Beverungen find geftügt 
und gefräftigt worden. 

In der Rheinprovinz iſt ein Neifeprebiger für die Kreife Wittlich 
und Daun und ein Pfarrverwefer für Die Gemeinden Cappel⸗Leidenec ans 
geftellt worven. Eine fernere Anftellung wird beabfichtigt für die enangelifchen 
Bergleute im Gebiet von Saarbrüden. Die Firchlichen Neuftiftungen in Ans 
dernach und Vallendar find geſtützt, in Ahrweiler, Adenau, Lebach und Ber- 
trich regelmäßige Bilial- Gotteövienfte eingerichtet, auch eine Vermehrung der⸗ 
felben auf dem Hüttenwerfe auf der Quint bei Trier in Ausſicht genommen. 

Bon allen Provinzen hat allein die Provinz Brandenburg feine Bei⸗ 
hülfe aus dem Kollektenfond erhalten, weil fie nach Gottes gnädiger Fügung 


- bie einzige ift, in welcher die Evangelifchen nirgends in ver Zerftreuung unter 


den Gliedern einer anderen Kirche leben. Aber auch bier harren nicht minder 
andere große und dringende Bepürfniffe ver Befriedigung entgegen, und wir ge= 
denfen insbeſondere mit tiefem Schmerze ver Hauptflabt des Landes felbft, deren 
firchlicher Nothfland und je länger je unabweislicher mahnt, im Auffehn 
zu dem, der allein helfen kann, auch bier die Hand an den Pflug zu legen. 

Wir haben Euch, geliebte Mitchriften, hier mitgetheilt, was wir durch 
Euere Liebe in unferer theueren enangelifchen Kirche biäher zu beflern und 
zu helfen begonnen haben. Manche Thräne des Danfes, die Gott der Herr 
allein kennt und zählt, iſt Ihm um eurer Wohlthat willen gefloſſen; viele 
Seufer und Thränen find noch zu flillen. Aber was vermag menfchliche 
Arbeit, wenn der ‚Herr nicht Seinen Segen dazu giebt? Darum werdet 
nicht müde mit Danfen und mit Bitten, daß der Herr Seinen Geiſt aus⸗ 
gleße auf beide, die da predigen und die da Hören, daß die Todtengebeine 
durch den Odem Seines Mundes allenthalben Iebendig werden, und daß 
Er und Ihm darftelle, ein heilig Volk, ein Volk Seine Eigenthums, zu 
verkündigen bie Tugenden bes, der und berufen hat von der Zinfterniß zu 
Seinem wunderbaren Licht. _ 

Die Handreichung diefer Steuer iſt überfchwenglich darin, daß viele 
Gott danken für viefen Euren treuen Dienftz ja Dank fei Ihm für Seine 
unaudfprechliche Gabe. Derfelbige erfülle alle unfere Nothpurft nach Seinem 
Neichtgum in der Herrlichkeit in Chrifto Jeſu. 2. Kor. 9, 13.15. Phil. 4. 19. 

men, 

Berlin, ven 27. Januar 1853. 


Der Evangelifche ©berkirchenrath. 


v. Uechtritz. Dr. Neander Dr. Strauß. Bollert. Dr. Snethlage. 
Dr. 9. Mühler. Dr. Richter. ar Rip. Dr. Tweften. Dr. Stapl. 
appell. 


36. 


‚Dem Königlihen Konfftorium überfenden wir anliegend Abs 
prüde einer erneuerten Anfprache an die Gemeinden, durch welche 
diefelben aufgeforbert werben, an dem bevorſtehenden diesjährigen 
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Erntedankfeſte aufs Neue zu einer Kirchenkollekte für die dringendſten 
Nothftände der evangelifchen Kirche in Preußen, vornehmlich in der 
Diafpora, willige Handreichung zu thun. 

Wir veranlaffen das Königliche Konftftorium, jedem Geiftlichen 
feines Bereichs einen Abdruck diefer Aufforderung zugehen zu laffen, 
und diefelben zu beauftragen, die Kollekte wenigftens einen Sonntag 
zuvor, nämlid am 25. d. M., ald dem 18. Sonntage nach Trini- 
tatis, von den Kanzeln abzufündigen, ſodann aber am Erntedank⸗ 
fefte mit der Einfammlung der Kollekte fowohl am Bors als audı 
am Nachmittagsgottesdienſte in der üblichen Weife vorzugehen. Sn 
den Filials und NRebengemeinden ift die Kollekte an dem Tage, an 
weldyem der nächſte öffentliche Gottesdienſt nach dem Erntedankfeſte 
ftattfindet, zu fammeln. 

An denjenigen Orten, an welden am Erntedanffefte bereits 
die Einfammlung einer anderen Kollefte üblich ift, wird dieſe letztere 
für diefesmal ausnahmsweife auf den nächften Follektenfreien Sonns 
tag verlegt, und findet dies namentlich in Betreff der in mehreren 
Gegenden auf diefen Tag gelegten Quartalfollefte für die hülfs⸗ 
bevürftigen Studirenden ftatt. 

Wegen der Einfammlung, Abführung und Verkündigung des 
Ertrages der Kollefte ift in eben der Weile zu verfahren, wie im 
vorigen Jahre am 1. Sonntage nad; Trinitatis gefchehen, namentlid 
find die Geiftlihen anzumweifen, am nächften Sonntage nad) dem 
Erntedankfefte den Ertrag der Kollefte in der Gemeinde von der 
Kanzel zu verfündigen. 

Durch unfere Mittheilung vom 10. v. M. find die Geiftlichen 
in den Stand geſetzt, überall die Kollefte mit Wärme den Gemeinden 
empfehlen zu können, und überlaffen wie e8 dem Königlichen Kon- 
ſiſtorium, diefelben hierzu in geeigneter Weife aufzufordern. 

Berlin, den 2. September 1853. | | 


Epangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An ſämmtliche Königliche Konfiſtorien. 


Der Evangeliſche Ober- Kirchenrath an die Gemeinden. 


Gnade ſei mit Euch und Friede von Gott, unferen Vater, und dem Herrn 
Jeſu Chriſto! 

Als wir, Geliebte in unſerem Herrn, im vorigen Jahre zum erſten 
Male mit der Bitte vor Euch traten, daß Ihr der armen, zerſtreuten, ohne 
Predigt und Seelſorge dahinlebenden und verkümmernden Glieder unſerer 
Kirche mit Fürbitte und thätiger Handreichung Euch annehmen und und 
vadurch in den Stand fegen möchtet, das fihrelende Bebürfnig fo vieler 
unfterblichen Seelen zu befriedigen, da hat umfere Bitte über Erwarten bei 
Euch Eingang gefunden. Ihr habt Eure Herzen und Hände nicht verfäler 
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fen; Ihr Habt mit Willigkeit; viele unter Euch haben reichlich gegeben; auch 
an dem Scherflein der Wittwe hat e& nicht gefehlt. 

Indem wir für diefen Eueren theuren Dienſt Gott dankten, öffnete 
Eure Liebe und den Weg und die Mittel, einen Boten ded Evangeliums 
nach dem anderen unferen vereinzelten und in ihrem Glauben verlafienen 
oder angefochtenen Brüdern zuzufenden, fo daß nun feit Jahresfrift ſchon 
42 neuberufene Diener des Evangeliums meift an Stätten fiehen, wo bisher 
die Stimme des Wortes Gottes nicht ertönte. Ihre zum Theil ergreifenven 
Berichte und Zeugniffe, die und vorliegen, find auf anderem Wege ver» 
ffentlicht und ohne Zweifel vielen unter Euch befannt geworben. Ihr habt 
fie mit uns im Geifte begleitet in Wälder und Gebirge und meite Haide- 
ſtrecken, zu den Vereinfamten und in die Hütten der Armen und DBerlaflenen 
und habt mit und den Herrn angerufen, daß Er fie flärfen wolle in ihrem 
ſchweren und verantwortungsnollen Berufe. Ihr dürft Euch aber auch mit 
und freuen des Segend, den Gott auf Euere willige Handreichung bereits 
gelegt hat. Denn vie Füße derer, die auf diefem Wege Gutes prebigten 
und den Frieden verfündigten, find vielen Tieblidy geworden, Wankende find 
durch ihr Wort nem befeftigt, Schlafende aufgemwedt, Traurige getröftet und 
die Hungrigen und Durftigen mit dem Brote und dem Wafler des Lebens 
erquidt worden. An vielen Orten haben fi} die Berwahrloften und er» 
fireuten zu Gemeinden geſammelt, die, wie Ihr, jegt regelmäßig ver Prebigt 
des göttlichen Worts, der Austheilung der Sakramente und der Seelforge 
durch treue Hirten fich freuen. „Und viele danken Gott für diefen Eueren 
treuen Dienft und preifen Gott über Euerem Befenntniß des Evangelii und 
über Euere einfältige Steuer für fie und beten für Euch.” (2. Eorinther 9). 

Doch, Geliebte in dem Herrn, mit dem reichen und herrlichen Segen, 
den der Herr Euerem und unferem Bitten und Thun gefchenft hat, ift auch 
Euch und und eine heilige Sorge aufgelegt. Die Häuflein find gefammelt, 
die Gemeinden gegründet, die Boten des Herrn ftehen in ver Arbeit. «Gier 
könnet, hier dürfet Ihr nicht dad Werk fteben laffen. Es ift Euer Wert 
in dem Herrn, defien Fortgang Er von Euch fordert, der mit dem ftärfften 
Rufe Heiliger Verpflichtung zu Euch revet, der an Euch haftet durch die 
Macht ded göttlichen Segend und der fruchtbringenden Liebe. Es gilt jegt 
Kirchen und Pfarrhäufer da zu bauen, wo biöher nur in gelten und Hütten 
Gotted Wort und feine Diener eine Stätte fanden; ed gilt evangelifche 
Schulen neu zu gründen und nach anderen Gegenden Wanderlehrer unter 
die zerfireuten Evangelifchen zu fchiden. Wie Taufende von dankenden 
Händen zum ‚Herrn erhoben werben für dad, was durch Seine Gnade ge= 
ſchehen tft, fo ftreden ſich noch viel mehrere verlangend dem entgegen, was 
noch nach Seinem Befehl gefchehen fol und muß. Bon vielen Orten er⸗ 
fhallt ver Auf: kommt und helfet uns! Selbſt von jenfeits des Meered 
ber aud evangelifchen, an unfere theuere Landeskirche angefchlofienen Ge⸗ 
meinden dringt er zu und und wir fönnen, wir dürfen ihnen nicht unfere 
Herzen verfchließen. 

Darum fommen wir jeßt aufd Neue zu Euch und bitten, Ihr wollet 
bad im Segen Begonnene nun auch in Treue fortführen helfen. An dem 
bevorftehenden Erndtedankfeſte, wo ein jeder dem Herrn Dank opfern foll für 
das, was ihm an irdiſchem Segen befcheeret ift, bitten wir Euch, Euer Gerg 
und Hand für die dringendſten Nothflände unferer evangelifchen Landeskirche, 
in&befondere in der Diajpora wieder zu Öffnen, und und in unferem Ver⸗ 
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trauen auf Euere Liebe zu den Brüdern und auf Euere Willigkeit, ihnen 
zu helfen, nicht zu befchämen. 

Wir wollen nicht viele Worte machen, Euch dieſe Kollekte zu empfehlen. 
Wir wiſſen auch, dad mancherlei andere Noth ihre Anfprüche an Euch 
geltend macht. Aber das ift unfer Wunſch, daß Euere Milvthätigkeit aus 
der rechten Quelle fliege und in der rechten, dem Herrn gefälligen Weiſe 
gefchehe, damit Euere Gabe, wie der Apoftel fagt, ein Segen ſei und nidt 
ein: Geiz. Wir meinen aber das: wer da Färglich fäet, der wird auch 
färglich erndten, und wer da fäet im Segen, ber wird auch erndten im 
Segen. Ein jeglicher nach feiner Willfür, nicht mit Unmillen oder aus 
Zwang, denn einen fröhlichen Geber hat Bott lieb. Gott aber kann machen, 
daß allerlei Gnade unter Euch reichlich fei, daß Ihr in allen Dingen volle 
Genüge Habt und reich feld zu allerlei guten Werfen. Wie gefchrieben fteht: 
Er hat audgeftreuet und gegeben ven Armen; feine Gerechtigkeit bleibet in 
Ewigkeit. Der aber Samen giebt dem Säemann, der wird ja auch bad 
Brot reichen zur Speife und wird vermehren Eueren Samen und wachfen 
laffen dad Gewaͤchs Euerer Gerechtigkeit; daß Ihr reich fein in allen Dingen, 
mit aller Einfältigfeit, melche wirfet durch und Dankſagung Gotte. Gott 
aber fei Dank für feine unausfprechliche Gabe! (2. Corinth. 9). 

Berlin, den 31. Auguft 1853. 


Der Evangelifche ©berkirchenrath. 
v. Uedhtrig. Dr. Neander. Dr. Strauß. Bollert. Dr. Snethlage 


Dr. v. Mühler. Dr. Richter. Dr. Nitzſch. Dr. Tweften. Dr. Stahl. 
Eappell. Dr. Hoffmann. 


37. 


Der Herr Minifter der geiftlichen ıc. Angelegenheiten bat fi 
auf den Antrag des Herrn Oberpräfidenten der Rheinprovinz in 
einer, an denfelben unterm 4. v. M. u. 3. erlaffenen und den übrigen 
Herren Oberpräfidenten mitgetheilten Verfügung damit einverftanden 
erflärt, daß in denjenigen Fällen, in denen von Seiten des Herrn 
Miniſters der Termin zur Abhaltung einer evangelifchen Kirchen 
follefte nicht bezeichnet worden ift, die Feftftellung der Einfammlungs- 
termine von den Königlichen Konfiftorien ausgehe. 

Mir geben, nachdem und von biefer Verfügung Kenntniß ger 
worden ift, auch den Königlichen Konfiftorien davon Nachricht. 


Berlin, den 7. Sanuar 1853. 
Evangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
Fir fämmtliche Königliche Konſiſtorien. 
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38. 


Die durch unferen Erlaß vom 14. Juni v. $. von fämmtlidhen 
Königlichen Konfiftorien erforderten Berichte über das Ficchliche Kol: 
leftenwefen find nunmehr fo weit eingegangen und verarbeitet, daß 
wir im Stande gewefen find, über die leitenden Prinzipien für die 
weitere Behandlung diefes für die evangelifche Kirche wichtigen Gegen» 
ftandes mit des Herrn Minifterd der geiftlichen Angelegenheiten Ers 
cellenz in Kommunikation zu treten. Don welcher Bedeutung der 
©egenftand überhaupt ift, läßt ſich aus der einen Thatfache entneh⸗ 
men, daß nach den uns vorliegenden Materialien allein der Ertrag 
der von den Konfiftorien namhaft gemadjten ſtehenden Kicchen« 
folleften in den Sahren 1841 — 1850 in der ganzen Monarchie die 
Summe von 370,055 Thlr. 15’), Sgr. erreicht hat, wobei nodj zu 
erwägen ift, daß die Konftftorien nicht durchweg im Stande gewefen 
find, alle einzelnen Lofalfolleften vollſtändig zu fpezifiziren, fo wie 
daß die Ertragsangaben für die wirklich ermittelten SKolleften viels 
fach lückenhaft geblieben find. Ebenfowenig ift in diefer Summe der 
Ertrag der in den genannten zehn Jahren außerordentlich aus- 
gefchriebenen Kirchenfolleften, unter denen die Kollefte für das Bis⸗ 
thum Serufalem allein den Ertrag von 45,000 Thlr. geliefert hat, 
mit einbegriffen. 

Die Reform des gegenwärtigen Firchlichen Kolleftenwefens hat 
fih nach zwei Hauptrihtungen hin zu erftreden, nämlich: 

l. auf die Verminderung refp. angemefjenere Verwendung der gegen- 
wärtig eingeführten ſtehenden Kollekten, und 
II. auf die Feftftelung der Grundfäge, nach welchen Fünftighin neue 

Kollekten, feien es einmalige oder wiederkehrende zu bewilligen 

fein werben. 

Ad I. Was zunäcdft die gegenwärtig eingeführten ſtehenden 
Kollekten anlangt, fo zerfallen diefelben in drei Hauptkategorien, 

a) Kolleften für rein Firchliche Zwede, | 
 b) Kolleften für Unterrichtszwede, 
c) Kollekten für Wohlthätigkeits zwecke, 

a) Als rein kirchliche Kollekten ſind zu betrachten: 

1. Die ſeit dem Jahre 1826 beſtehende, alljährlich am Pfingſtfeſte 
in allen evangeliſchen Kirchen des Landes einzuſammelnde Kol⸗ 
lefte für die Preußiſche Hauptbibelgeſellſchaft. 

2. Die feit dem Jahre 1844 in allen evangelifchen Kirchen des 
Landes fafultativ geftattete Kollekte für die Zwede der Ouftav- 
Adolph⸗Stiftung. 

3. Die in Weſtphalen und der Rheinprovinz auf Grund der 
Kirchenordnung vom 5. März 1835 alljährlich geſammeltke 
Kollekte für bepürftige evangelifche Gemeinden. 
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4. Die in vielen Diözefen üblichen Kollekten für die Pfarr; 
wittwen- und Waifenfaffen. 

5. Die in einigen Orten oder Diözefen üblichen Kollekten für 
die Zwede der Heidenmiffion. 

6. Die an vielen Orten üblichen Kollekten für Iofale kirchliche 
Bedürfniffe, 3.2. für bauliche Bepürfniffe, für den Unter: 
halt des Pfarrers, für Anfchaffung der Abendmahlsbedürfniſſe x. 

In Anfehung diefer Kolleften find ſämmtliche Konfiftorien darin 
einig, daß diefelben dem Zwed und Weſen einer Kirchenkollekte über: 
haupt entfprechen und werben Veränderungen hierin nicht beantragt. 

b) Die zweite Hauptfategorie ber gegenwärtig eingeführten 
ftiehenden Kirchenfolleften find die für Unterrichtszwecke be 
fimmten. Dahin gehören: 

7. Die in allen Brovinzen beftehenden Kollekten für die Frei: 
tifhe der Studirenden auf den Univerfitäten. 

8. Die in den meiften Provinzen eingeführten jährlichen Kirchen- 
Eolleften für die Schullehrerwittwen- u. Waifenkaffen. 

9. Die in den Provinzen Schlefien und Weftphalen und in dem 
Regierungsbezirk Cöslin beftehenden Kirchenfolleften für bie 
Schullehrer-Seminarien. 

10. Die in den Regierungsbezirten Merfeburg, Arnsberg, in ber 
Niederlauſitz und in den vormals Königlich Sächſiſchen Landes—⸗ 
theilen des Regierungsbezirks Potsdam beftehenden Kollekten 

‚für allgemeine Schulfonds. 

11. Die gm vielen Orten beftehenden Lokalkollekten für Schul; 
zwecke. 

In Anſehung dieſer Kollekten für Unterrichtszwecke liegen viel 
fache Anträge vor, theils auf Aufhebung der Kollekten, theils auf 
Umgeſtaltung derſelben, theils endlich auf Anerkennung einer amtlich 
berechtigten Mitwirkung der Kirche bei deren Verwendung. 

ec) Die dritte Hauptklaſſe von ſtehenden Kollekten find die für 
Wohlthätigkeitszwecke beftimmten. Diefe zerfallen wiederum 
in zwei Unterabtheilungen, nämlich: | 

e) foldye, welche für Snftitute chriftlicher Barmherzigkeit beftimmt 
find, die einen ausgefprochenen evangeliſch⸗-kirchlichen 
Charakter haben. Dahin gehören: 

12. Die in Weftphalen und in der Rheinprovinz beftehende Kirchen: 
follefte für die Rettungsanftalt in Düffelthal. 

13. Die in denfelben Provinzen beſtehende Kirchenkollekte für bie 
Anftalten in Kaiferswerth. 

14. Die in einzelnen Diözefen oder Bezirken eingeführten Kollekten 
für Rettungshäufer oder ähnliche Anftalten der inneren 
Miffton. 

45. Die in vielen Gemeinden üblichen Sammlungen für die kirch⸗ 
lihe Armenkaſſe der Parodie, 
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Ueber dieſe Klafie von Kolleften urtheilen die Konftftorien ein- 
ſtimmig, daß biefelben nicht nur nicht abzuftellen oder zu verkürzen 
jeien, fondern daß vielmehr durdy Entlaftung der Kirchengemeinden 
von anderen, dem Firchlichen Intereſſe ferner liegenden Kollekten den⸗ 
felben Raum und Freiheit gegeben werde, ſich an diefen chriftlichen 
Liebesarbeiten in nody ausgedehnterem Maße zu bethätigen, als bis, 
her möglich gewefen. 

6) Die zweite Klaſſe von Kolleften für Wohlthätigkeitszwecke 
find diejenigen Kollekten, welche für Kommunals, freis- und 
provinzialftändifche oder andere Inſtitute gefammelt werden, 
die nicht einen ausgefprochenen kirchlichen Charakter an ſich 
tragen. Dahin gehören: 

16. Die in den Provinzen Weftphalen, Rheinprovinz, Pommern 
und Schleften eingeführten Kirchenfolleften für Provinzial; 
Taubftummen-Anftalten. 

17. Die in den Provinzen Schleſien, Preußen und Weftphalen 
beſtehenden Kirchenfolleften für die BProvinzialsBlinden> 
anftalten. 

18. Die in mehreren Provinzen, Regierungsbezirfen oder Städten 
beftehenden Kolleften für Waifenhäufer. 

19. Die a mehreren Orten beſtehenden Kirchenfollekten für H08 
pitäler. 

20. Die an vielen Orten üblichen Kolleften für die bürgerlichen 
Ortsarmenfaffen. 

21. Die in den Regierungsbezirfen Potsdam, Stettin und Minden 
noch fortvauernden breimaligen jährlichen Kollekten für vie 
Snvaliden aus den Freiheitsfriegen. 

22. Die in fieben verfchiedenen Provinzen ober Landestheilen be, 
ftehenden Kirchenfolleften für Landarmen-, Korreftions- 
Zucht- und Srrenhäufer. 

Bon diefen letztgenannten Kolleften ift ein Theil als foldye 
Kolleften bezeichnet, deren Aufhebung beantragt werden müſſe. Von 
den übrigen, deren Fortvauer nicht widerfprodhen iſt, wird wenigſtens 
verlangt, daß die Verwendung berfelben in eine nähere Verbindung 
mit der Kirche und deren Organen und Gliedern gebradjt werde. 

So viel von der Reform der beftehenven regelmäßigen Kolleften. 

Was nun 
I. die leitenden Grundfäge für die Fünftige Bewilligung neuer 

Kollekten anlangt, fo bemerfen wir darüber Folgendes: 

1. Iſt e8 der allgemeine Wunfch der Sonfiftorien, daß die Be⸗ 
wiligung neuer Kirchenfolleften auch in der evangelifchen 
Kirche fernerhin nicht mehr als ein Attribut der weltlichen 
Obrigfeit betrachtet, fondern als eine freie Liebesthat der 
Kirche diefer felbft und ihren Organen überlaſſen werbe. 
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2. Der zweite Wunſch, den die Konfiftorien ausfprechen, ift Darauf 
gerichtet, die Freiheit der Bewegung in den einzelnen kirch—⸗ 
lihen Gemeinden und Provinzen in Betreff des kirchlichen 
Kollektenwefens anzuerkennen refp. zu erweitern und in ber 
zum Theil zu weit gehenden Gentralifation hierin nachzulaffen. 

Diefer Wunfch beruht auf der allgemeinen Erfahrung, daß fo- 
fern e8 fi nicht um große Gefammtaufgaben der Kirche handelt, 
wie 3.B. um Bibelverbreitung, Heidenmiffton, die Zwecke der Guftav- 
Adolph, Etiftung u. f. w. das Intereſſe um fo größer und die Bei— 
feuer um fo reichlicher zu fein pflegt, je Tonfreter und individueller 
das Bedürfniß ift und je näher dafjelbe dem Kreife derer liegt, deren 
Hülfe angefprochen wird. 

Insbeſondere wird gewünſcht, daß 

a) den einzelnen Gemeinden, vertreten durch ihre lokalen kirch⸗ 
lichen Organe, wie foldyes bisher ſchon an vielen Orten gefchehen, 
das Recht anerkannt werde, einmalige außerorbentliche Kollekten 
für Iofale Bedürfniffe der Kirche oder Gemeinde ohne vorgängige 
Anfrage und Genehmigung in ihren gottesdienftlichen Verſammlungen 
zu veranftalten, und 

b) daß den Konfiftorien verftattet werde, einmalige außerorbent- 
liche Kolleften für ein innerhalb der Provinz eintretendes kirchliches 
Bedürfniß, namentlich bei der Unterftügung einzelner Gemeinden für 
ticchliche Bauten und Einrichtungen, für den Umfang der Provinz 

zu veranftalten. | 

3. Zum Dritten wird gewünfcht, daß wenngleich die Ausſchrei⸗ 
bung der Kirchenkollekten Fünftighin auf die Firchlichen Be 
hörden übergehe, doch in Zufunft vie Königlichen Regierungs⸗ 
Hauptfaffen und höher Hinauf die Generalfafle des Miniſte⸗ 
riums der geiftlichen Angelegenheiten, ſich nach wie vor ber 
Annahme und depofttalmäßigen Aufbewahrung und Anlegung 
der eingehenden Kollektengelder unterziehen möchten. 

Endlich find noch eine Reihe von Einzelanträgen in Beziehung 
auf die Abfündigung der Kollekten, auf den Modus der Einfamm- 
lung berfelben in den Kirchen, auf die den Gemeinden zu machen 
den Mittheilungen über Ertrag und Verwendung berfelben u. f. w. 
geftelt worden, über welche eine weitere Anfpradje und Belehrung 
zweckmäßig erfcheinen wird, fo bald erft die Frage über das Reſſort 
für das Kollektenweſen entſchieden ifl. u. f. w. 


Berlin, den 28. Januar 1853. 
Epangelifcher Oberkirchenrath. 


| v. Uechtritz. 
An ſaͤmmiliche Königliche Konfiftorien. 
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XI. 
Unterrihtswefen. 





39. 

In der Eircularverfügung vom 15. Februar 1851 (2157) find 
einerfeitö die Bedenken angedeutet, welche ſich aus einer richtigen 
Auffaffung des Schullehrerberufs, gegen die Betreibung der Jagd 
durch die Lehrer ergeben; andererſeits die Gefahren, welche durch 
ſolche Beſchäftigung den betreffenden Lehrern hinfichtlich ihrer fittlichen 
Führung und der Erfüllung ihrer Amtspflichten erwachſen. 

Aus den von fämmtlidhen Königlichen Regierungen hierauf er- 
ftatteten Berichten habe ich mit Genugthuung erfehen, wie biefe 
Auffaffung der Sache im Allgemeinen nicht minder von den Ge- 
meinden und Allen, welchen das Gedeihen der Schule am Herzen 
liegt, wie grade aud) von den verfländigen und treuen Gliedern 
des Lehrerftandes felbft getheilt wird, woraus es ſich auch erflärt, 
baß die Zahl der mit der Jagd ſich befchäftigenden Schullehrer eine 
verhältnigmäßig nur Fleine ift. 

Wo die Bedeutung und das Gewicht der innern Gründe einer 
Sache bereits eine fo tiefgehende Anficht über die Unzuläffigfeit der _ 
felben vom fittlichen Standpunkte aus gefchaffen, da erfcheint es als 
eine Pflicht der Disziplin, für die wenigen durch Mangel an rich» 
tiger Erfenntniß oder an fittlichem Ernft nody vorkommenden Aus- 
nahmefälle, das zu verbieten, was auch als Ausnahme Anftoß er- 
regt und an der vollen Erfüllung der Amtspflichten hindert. | 

Mit Bezugnahme auf die Verfügung vom 4. Dezember 1829 
(v. Kamptz Annal. 1829. Heft 4. pag. 830) veranlaffe ich daher- 
die Königliche Regierung, darauf zu halten, daß fortan fein Schuls 
lehrer ſich mit der Betreibung der Jagd befchäftige. Ausnahmen 
von diefer Regel werden nur in Rüdficht auf die Gefunpheit ein- 
zelner Individuen, und auch hier nur in den feltenften Fällen zu 
geftatten fein, da es Feinem Zweifel unterliegt, daß Förperliche Bes 
wegung auch auf andere Weile als durch Betreibung der Jagd ger 
fchafft werben Fann. 

Berlin, ven 20. Mai 1853. 


Der Miniſter der geifllichen ıc. Angelegenheiten. 


v. Raumer. 
An fümmtliche Königliche Regierungen. 
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Abfchrift vorftehender Verfügung des Herrn Minifters der geift- 
lichen ıc. Angelegenheiten erhält das Königl. Konfiftorium zur Kenntniß⸗ 
nahme. Berlin, den 27. Zuli 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


In Bertretung: v. Mühler. 
An fämmtliche Königliche Konfiflorien. ' 


40. 


_ Radriter über die Wirkfamkeit der feit 1844 im Neuſtädter Mreife, 
Regierungsbezirk Danzig, angeflellten Wanderlchrer. 


Die vier Wanderlehrer befinden fih in den Parochieen Kl. Kap, 
Putzig, Bohlſchau und Krodow, und haben nachbenannte Unterrichts: 
ftationen: 

1. Parochie Klein Kab. 
Idingen, Kielau, Oblusz, Bruͤch, Witzlin, Karczemke, Steinkrug, 
und Kolonie Bieszkowo, Neue Welt mit zuſammen 113 Kindern. 
Bei der zum Theil großen Entfernung der einzelnen 
Stationen von einander, iſt die Einrichtung getroffen, 
daß der Lehrer auf einer jeden 2 Tage verbleibt. 
2. Parochie Putzig. 
Polzin, Reckau, Mechau, Cohn Potzernia, Chlappanu, 
mit zuſammen ⸗ 
3. Barodie Bohlfhan. 
Gohra, Strjebielfo, Lußno, Gluſchau mit zufammen 115 +; 
Summa 401 Kindern. 

Diefe Kinder, welche Eatholifchen Schulen überwiefen find, in 
denen der meifte Unterricht in polnifcher Sprache ertheilt wird, würben 
ohne das Inſtitut der MWanderlehrer alles Unterrichts in den Kehren 
der evangelifhen Kirche, im Choralgefange und größtentheils auch 
im Deutichen entbehren, während fie gegenwärtig im evangeliſchen 
Bekenntniß, im deutſchen Lefen und im Gefange überaus erfreulide 
Fortfchritte machen. Einige derfelben, namentlich die in der Kolonie 
Bieszkowo und Steinfrug, haben eigentlich bis zur Einrichtung der 
MWanderlehrer gar Feine Schule gehabt, fie find swar zur katho⸗ 
lifchen Schule in Schönwalde gewiefen; da dieſe aber eine Meile 
davon entfernt ift, und der Weg dahin durch Wälder, Brüche und 
Berge führt, fo ift der Beſuch derfelben ihnen nur felten und zur 
Winterszeit oft gar nicht möglich, — and, da der Unterricht dert 
der Hauptfache nach in polnifcher Sprache gegeben wird, wenig 
erfprießlih. Der Wanderlehrer hat auf diefer Station daher erſt 
den Kindern die Buchſtaben lehren müſſen, und es hat ſich dabei 
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herausgeftellt, daß die Wanderfchule bei regelmäßigen Beſuch auch 
wohl zur Elementarbildung ausreicht, wenngleich nur eine um bie 
andere Woche höchſtens drei Tage darauf verwendet werden Fönnen. 
Die Wanderlehrer find verpflichtet, ein genaues Tagebuch zu führen; 
auf jeder Station von dem Schulvorfteher ſich den ertheilten Unters 
richt darin befcheinigen zu laffen und daſſelbe am Sonntage dem 
ihnen vorgefesten Pfarrer zur Revifion vorzulegen. 

Wir haben die Wirkffamfeit der einzelnen Wanderlehrer im Laufe 
diefes Sommers durch unfern evangelifchen Schulrath näher unter, 
fuhen laſſen, und aus feinen Berichten, wie aus denen der bes 
treffenden Pfarrer, überaus erfreuliche Refultate derfelben entnom- 
men. Die Kinder ftehen in der Kenntniß der biblifchen Geſchichte, 
des Katechismus und im Bibellefen auf derfelben Stufe, wie die in 
den beſſern evangelifchen Schulen unferes Bezirks und beſitzen einen 
folchen Vorrath von Bibelfprüchen und evangelifchen Kernliedern, 
dag man nicht glauben follte, der Lehrer unterrichte hier nur einen 
Tag in der Woche. 

Der Choralgefang, der früher bei den Kindern, welche die 
fatholifche Schule befuchten, gänzlich fehlte, geht recht gut und ver- 
ftärft den Gemeindegefang des Fleinen Häufleins Evangelifcher auf 
erfreuliche Weife. Daneben find fie auch im zmeiftimmigen Gefange 
ächt patriotifcher Vaterlandslieder geübt, und fangen, ald der zur 
Seite bezeichnete ehrerbietigfte Referent am 20. v. M. die Station 
Bieszkowo befuchte, aus voller freudiger Bruft: „Ich bin ein 
Preuße 2.” Auf der Station Idingen, wo nad) des Ortöpredigerd 
Berfiherung in den früheren Jahren auch nicht ein einziges Kind 
habe ieſen fönnen, finden ſich gegenwärtig 17 Kinder, welche ganz 
fertig in der Bibel Iefen. Ebenfo verfichert der Pfarrer in Bohlichau, 
daß während vor Einrichtung der Wanderfchule felten ein Konfir⸗ 
mande babe fertig deutſch Iefen und die 5 Hauptftüde herfugen 
fönnen, dies jeht von den meiften geleiftet werde. 

Nicht mindern Segen als für die Kinder hat die Wanbderfchule 
für die Eltern berfelben. Sie tritt weit unmittelbarer als die ſtehende 
Schule mit den Familien in Berührung und nimmt das Mitwirken 
berfelben ungleich mehr in Anſpruch. Sollte der Lehrer auf die 
wenigen Tage, in denen er auf einer Station anwefend ift, fein 
Wirken befchränfen, fo würde er wenig Frucht fchaffen fünnen. Er 
giebt daher den Kindern auch für die Zeit feiner Abwefenheit ein 
tägliched, genau beftimmtes Penſum auf und theilt dies den Eltern 
mit, die das Gelefene und Gelernte abfragen*und überhören. Das 
duch Fommen die Familien wieder zu dem Bewußtfein, daß vie 
Beziehung und Bildung der Kinder nicht blos der öffentlichen Schule 
obliegt, fondern daß auch das Haus dafür thätig fein müfle, und 
indem der Wanderlehrer größtentheils in Gegenwart der Eltern uns 
terrichtet, werben dieſe felbft wieder an die Heilswahrheiten erinnert. 
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Die Wanderfchule bringt endlich auch dem Staate die für fie 
verwandten Opfer reichlich wieder ein. Nicht blos, daß fle für die 
Zufunft gottesfürchtige, chriſtliche Unterthanen erzieht, fie führt ſchon 
jegt jenen noch wenig Fultivirten Gegenden beffere Anſiedler zu. 

Seitdem durd die Wanderfhule die Möglichkeit gegeben ift, 
den Kindern ohne große Beſchwerde einen ausreichenden evanges 
lifchen Unterricht zu befchaffen, haben ſich mehrere Evangelifche aus 
Pommern in jene Bufchfolonie angefievelt. Sie erhält endlich auch die 
deutfche Sprache, die ohne fie von der inmitten der Fafjubifchen Bevöl; 
ferung lebenden Evangelifchen gar bald ganz vergeffen werben würde. 

Dies find die Erfahrungen, welche wir feit dem nun feche- 
jährigen Beftehen des MWanderlehrerInftituts über daſſelbe gemacht 
haben, gewiß ausreichend, unfern und der betreffenden evangelifchen 
Bevölferung dringenden Wunfc zu rechtfertigen, daß dies Snftitut 
nicht blos ferner beftehe, fondern noch möglichft erweitert werde. 

n. |. w. 


XII. 


Beziehungen zu anderen Religionsparteien. 





41. 


Es iſt von mehreren Konfiftorien darüber Klage bei uns ge 
führt worden, daß in dem Falle, wenn einzelne Perſonen aus der 
Evangelifchen Landeskirche ausfcheiden, und ſich der Gemeinſchaft 
der von der Landeskirche getrennten Lutheraner anfchließen, viele 
Ausfcheidenden nicht immer ihrem bisherigen ordentlichen Pfarrer 
von dieſer ihrer Entfchließung Kenntniß geben, fondern daß derfelbe 
oft nur durch zufällige DVeranlaffungen von dem Geſchehenen Rad: 
richt erhält, und daraus nicht felten Verlegenheiten und unerfreuliche 
Begegnungen für ihn erwachfen. 

Mir find daher mit den mit Ausführung der Allerhöchften Ge 
neralfonzeffion vom 23. Juli 1845 beauftragten Herren Miniftern 
der Zuftiz, der geiftlichen Angelegenheiten und des Innern in Kom 
munifation getreten und haben die Erwägung der zur Abhülfe diefed 
Vebelftandes Beeigneden Mittel anheimgegeben. Aus ver uns zu 
Theil gewordenen rwiederung erhellt nun zwar, daß die ge 
nannten Herren Minifter Anftand genommen haben, an den Bor 
ftand der getrennten Lutheraner im Intereſſe der taatlichen Ordnung 
die Aufforderung zu richten, die Anzeige ſolcher Uebertritte zu ver; 
anlaffen; dagegen ift von denfelben anerfannt worden, daß in ben 
jenigen Landestheilen, in welchen das Allgemeine Landrecht gilt, die 
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Borfchriften, welche dafjelbe in 8. 182 u. fgd. Theil I. Tit. 6. für 
den Austritt einzelner Mitglieder aus einer Hffentli anerkannten 
Corporation anoronet, auch bei dem Austritte von Mitgliedern der 
evangelifchen Landeskirche aus ihren bisherigen Gemeinden und Ueber- 
tritt derfelben zu den getrennten 2utheranern, gleichmäßig in An⸗ 
wendung fommen. 

Diefen Vorfchriften gemäß muß der Ausfcheidende bei Vermeidung 
der mit der Verfäumniß verbundenen vermögensrechtlichen Nachtheile 

1. feinen Austritt dem Vorſtande der Gemeinde, welche er vers 
läßt, gehörig anzeigen ($. 183.); 

2. er muß diefen Austritt, reſp. die vermögensrechtliche Wirkung 
defielben, bis auf einen Zeitpunft verfchieben, wo die Vor⸗ 
theile und Laften der bisherigen Verbindung am füglichften 
gegen einander abgewogen werden können ($. 184.); 

3. und insbefondere wird der Ausſcheidende (nach 8. 185.), wenn 
er die Bortheile eined Jahres. ganz oder zum Theil bereits 
genoffen hat, vor Ablauf diefes Jahres nicht anderd aus- 
treten können, als wenn er auch alle in diefes Jahr fallende 
Laften entrichtet hat, oder die Gemeinde dafür entfchädigt. 

Hieraus folgt, daß der Ausfcheidende, fo lange er nicht dem 
Vorftande der Gemeinde, welcher nach 8. 156. Th. II. Tit. 11. das 
Kirchenkollegium, oder in deſſen Ermangelung der Pfarrer iſt, An- 
zeige von feinem Austritte aus der Gemeinde gemacht hat, in allen 
rechtlichen Beziehungen als fortvauernd derſelben angehörig betrachtet 
werden muß, und insbefondere zu allen vermögensrechtlichen Leiftun- 
gen, fowohl zum Unterhalte der Firchlichen Beamten, als auch der 
firchlichen Gebäude feiner urfprünglichen Parochie fortgefebt ange⸗ 
halten werden fann. 

Der Pfarrer und die fonftigen Organe öffentlich anerkannter 
Kirchengemeinen erfcheinen hiernach rechtlich vollfommen befugt, gegen 
diejenigen Mitglieder der Gemeinde, welche ihren Uebertritt zu den 
getrennten Lutheranern nicht gehörig anzeigen, nad) wie vor alle 
aus dem bisherigen Parochialverbande herfließenden vermögensrecht- 
lichen Anſprüche in dem gefeglich geordneten Gange geltend zu machen, 
und auf diefe Weiſe wenigftens indirekt auf die Erftattung folder 
Anzeigen hinzuwirfen. 

Indem wir das Königliche Konfiftorium hiervon in Kenntniß 
fegen, veranlaffen wir daflelbe, in denjenigen Fällen, in welchen 
Beichwerden der oben angezeigten Art aus einzelnen Barochieen oder 
Diözefen vorfommen, die Betheiligten auf diiſen Weg der Abhülfe 
hinzumweifen. Berlin, den 10. Mai 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 
An fümmtliche Koͤnigl. Konfiſtorien. v. Uechtritz. 


94 


AR. 


nd 


Der Herr Minifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten hat über 
das Verhältniß der Iutherifchen Kirche zur evangelifchen Landeskirche 
in einem, dem Ober- Kirchenfollegium der von der Gemeinfchaft der 
Landeskirche fich getrennt haltenden Lutheraner unter dem 31. Mai 
d. 3. ertheilten Beſcheide ſich audgefprochen. 

Bon diefem Erlaffe empfängt das Königl. Konfiftorium anlie- 
gend zur Kenntnißnahme eine Abfchrift. Ä 

Berlin, den 28. September 1853. 


Epangelifcher Oberkirchenrath. 


v. Uechtritz. 
An ſaͤmmtliche Königliche Konfiftorien. 


Anlage 


Die Vorftellung des Ober = Kirchenkollegiumsd vom 30. November pr. 
in welcher die Anträge in der Eingabe vom 11. Mai 1848 wienerholt und 
einige andere Anträge auf Erweiterung der Nechte der von der Gemein 
Schaft der evangelifchen Landeskirche fich getrennt haltenden Lutheraner ge 
hebt find, hat das Königliche Staatöminifterium an mich zur DBerfügung 
abgegeben. . 

Nah Erwägung des Inhalts beider Vorftellungen eröfine ich bem 
Ober» Kirchenkollegium, daß den Anträgen deflelben nicht Folge gegeben 
werden Fann. 

Diefelben beruhen wefentlich auf der Vorausfegung, daß die bon der 
Gemeinfchaft der evangelifchen Landeskirche fich getrennt haltenden Luthe⸗ 
raner die evangelifch=Tutherifche Kirche in Preußen repräfentiren, und daß 
biefe Kirche in der evangelifchen Landeskirche Preußens nicht enthalten, und 
nicht vertreten ſei. Diefe Borausfegung iſt nicht richtig und mit ihr fallen 
die, aus derſelben hergeleiteten Folgerungen. 

Glaubt dad Ober» Kirchenkollegium, daß Seitens der Staatsbehoͤrden 
bei Behandlung einzelner Fälle gegen die Generalkonzeffion vom 23. Juli 
14845 verftoßen werbe, fo bleibt es vemfelben, reſp. ven betheiligten Ge⸗ 
meinden unbenommen, in jedem Spezialfalle Remedur nachzuſuchen. 

Berlin, den 31. Mai 1853. 


Der Minifler der geifllichen ꝛc. Angelegenheiten. 


on v. Naumer. 
An das Oberfirchenfolle ic der von der Gemeinſchaft der 
evang. Landeskirche ſich getrennt haltenden Lutheraner. 
Zu Händen 
des Koͤnigl. Geh. Juſtizratho und ord. Prof. der Rechte 
Hrn. Dr. Huſchke, HSochwohlgeboren zu Breslau. 
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Dem Königlichen Konſiſtorium theilen wir eine von den Herren 
Miniſtern der geiſtlichen Angelegenheiten und des Innern unter dem 
Sten d. M. erlaſſene Cirkularverfügung, die Strafbarkeit geiſtlicher 
Amtshandlungen der Diſſidentenprediger betreffend, in der Anlage 
unter dem Bemerken mit, daß die darin ausgeſprochenen Grundfähe, 
nach einer gleichzeitigen Eröffnung des Herrn Minifters der geiftlichen 
Angelegenheiten, auch in Anfehung der Irvingianer zur Norm dienen. 

Berlin, den 28. Februar 1853. Ä 


Evangelifcher Oberkirchenrath. 


An ſaͤmmiliche Königl. Konftflorien. v. Uechtrit. 


Unlage. 
Zur Befeitigung mehrfacher Zweifel über die Frage: 
in welchen Bällen und unter welchen Vorausfeßungen die von 
Diffidenten refp. Diffiventenprevigern vorgenommenen geiftlichen 
Amtöhandlungen für ftrafbar zu erachten und flrafrechtlih zu 
verfolgen find, 
eröffnen wir der Königlichen Regierung, nach vorgängiger Kommunikation 
mit dem Herrn Juftiz- Minifter Solgended: 

Da das Pfarramt in der evangelifchen und in der römiſch-katho⸗ 
lifchen Kirche den Charakter eines öffentlichen Amtes bat — $$.17 u. 19. 
THEM. Tit. 11. A. R. — fo muß die Unmaßung der ihm ausſchließ⸗ 
lich Eompetirenden Handlungen der Strafbeflimmung des $. 104. des neuen 
Strafgeſetzbuchs jedenfalls alsdann unterliegen, wenn dieſe Handlungen 
wegen ihrer nicht bloß kirchlichen, ſondern auch bürgerlichen Bedeutung 
zugleich vie Nechtöfphäre des Staats direkt berühren und bezüglich ihrer 
Konftatirung, wie dies bei Geburten, Heirathen und Todesfällen der Fall 
if, — 6. 128. Thl. I. Zit. 10.9. © DO. — den Pfarrern der gedachten 
Kirchen die fides publica in den Staatsgeſetzen ausdrücklich beigelegt 
wird. Zur Strafbarkeit der Diſſidenten und Diffidentenprebiger, wegen 
Berrichtung der borbezeichneten geiftlichen Amtshandlungen wird jedoch 
erfordert, daß Iegtere in Bezug auf Verfonen vorgenommen find, welche 
rechtlich ihrer feitherigen Kirche noch angehören; denn für tie, in Ge⸗ 
mäßbheit der Allerh. Verordnung vom 30. März 1847 auf dem von der 
Stantögefeggebung felbft eröffneten Wege rite ausgeſchiedenen Perfonen 
bat die Kirche fein vom Staate anerkanntes und geſchütztes, geiftliches 
Amt, jo daß die Anmaßung eines folchen, diefen Diffiventen gegenüber, 
rechtlich nicht gedacht werben kam. Selbſtredend ift indeſſen damit ie 
firafrechtliche Verfolgung derjenigen fälle nicht ausgefchloffen, in welchen 
die fragliche Handlung den Charakter eined andern Vergehens, — wie 
etwa ber Neligiondverfpottung — annimmt. 

Die Königliche Regierung wird veranlaßt, nach den vorſtehend an⸗ 
geführten Grundfägen fofort zu verfahren. Daß übrigens die Unterlaffung 
der, in ber Verordnung vom 30. März 1847 den Diffidenten zur Pflicht 
gemachten Anzeigen von Geburten, Helrathen und Sterbefällen auch jegt 
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noch der im $. 11.1. c. feftgefeßten Strafe unterliegt, wird einer beſonderen 
Erwähnung nicht bebürfen. 
Berlin, den 8. Bebruar 1853. 
Der Miniſter der geifll. sc. Angelegeny. Ber Minifter des Innern, 
v. Raumer. v. Weftphalen. 
An die Königl. Regierung zu N. 


AA. 


Das Königliche Konfiftorium empfängt in der Anlage ein, won 
dem Herrn Juftizminifter an die Appellationsgerichte der Monarchie 
erlaffenes Girfularrefeript, die Löfchung der aus der Kirche fürmlid 
ausgefchiedenen Perfonen in den. Diffiventenverzeichniffen betreffend, 
zur Kenntnißnahme und mit der Veranlaffung, die Geiftlichen Seines 
Aufſichtsbezirks anzuweiſen: 

daß in allen Fällen, wo in Gemäßheit der darüber ergangenen 
Beſtimmungen die Wiederaufnahme einer förmlich aus der Kirche 
ausgeſchiedenen Perſon erfolgt, dem Gericht, vor welchem dieſelbe 
ihren Auskritt erflärt hat, davon unverzüglich amtliche Anzeige 
zu machen if. Berlin, den 12. Juli 1853. 


Evangelifcher Oberkirchenrath. | 
An fämmtliche Königl. Konfiftorien. | v. Uechtritz. 


Anlage. 
Das Appellationsgericht zu Naumburg hat vor einiger Zeit die Kreis⸗ 
gerichte ſeines Departements angewieſen: 

einen aus ver evangeliſchen Kirche förmlich Ausgeſchiedenen in dem Ver⸗ 
zeichniffe der Diffidenten nicht eher zu Löfchen und der Anwendung ver 
Verordnung vom 30. März 1847 (Bel. Samml. ©. 127.) für enthoben 
anzufehen, als bis derſelbe von feinem Ortsgeiſtlichen nach den darüber 
beftehbenden Anordnungen in die evangelifche Gemeinfchaft wieder ober 
neu aufgenommen und bierüber dem Gerichte amtliche Mittheilung ge 
macht worben ifl. " 

Diefe Anordnung erfcheint zweckmäßig und geeignet, Schwierigkeiten 
in Betreff des Verfonenflanded der Diffiventen zu befeitigen und vie evan 
gelifchen Geiftlichen vor Mißverhältnifien, wie fie in biefer Beziehung biöke 
häufig eingetreten find, zu bewahren. 

Im Einverftänpnig mit dem Herrn Minifter der geiftlichen, Unterricht⸗ 
und Medizinal» Angelegenheiten und dem evangelifchen Oberkirchenrathe win 
daher das Königliche Appellationsgericht Hierdurch veranlaßt, an die Gericht 
behörden des Departements bezüglich der Diffiventen eine gleiche Anwelly 
zu erlaffen. Berlin, ven 10. Juni 1853. 


Der Yuftizminifter. 
An die Königl. Appellationsgerichte mit Ausſchluß Simons. 
besjenigen zu Naumburg. 
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der Glieder verfelben in die Kirchens 
gemeinfchaft II. 39. VI.96, Anſchluß 
an diefelben ohne gerichtlich erflärten 
Austritt aus der Kirche V. 28. 


Fürbitten für Glieder des Königlichen 
Haufes VI. 8, für die Miffton VI. 10. 
V. u. für die verfolgten Chriſten 
v1. 10. 


©. 


Geiſtliche, Dienſtkreis derfelben A.53 
— 56, Verpflichtung derfelben in Bom; 
mern V. 6, deren Auffichtsführung 
über die Schulen III. 47 —50, Des 
halten in politifchen Angelegenheiten 
A.40. II. 2—35, gerichtliches Ber: 
fahren gegen Beiftliche wegen im Amte 
begangener Bergehen I. 37— 39, Nits 
theilung gerichtlicher Grfenntniffe ges 
gen Geiftlihe 111. 1, f. Disziplis 
narverfahren, Gehalte der Geiſt⸗ 
lichen IV. 60—68, Befteuerung I. 77, 
Grundſtener I. 78. II. 55, Kommus 
nallaften I. 78. II. 41—4A7, Sorge 
für die Hinterbliebenen der Geiftlichen 
IV. 77. 81, Strafanftaltss @eiftliche 
v1 21—25, f. Amtsjubiläum, 
Emeriten, Demerjten. 

Gemeindeorbnung, Firchliche, für 
die öftlichen Provinzen I. 6—29. 33 
— 37. 1.1—9. 

Geſangbuch, Myliusfches, Befeitigung 
deffelben VI. 9. 

Bel chworene, Vereidigung derſelben 


65. 
Brundfeuer der Geiſtlichen L 78. 
II. 55. 


H. 


Sit ed agen, Amtsentfegung TI. 


J. 
Irvingianer, Verhäͤltniß der evang. 
Landeskirche zu denſelben A. 94 -98. 


K. 


Kandidaten, Militärpflicht IL. II — 
14, Zahl derſelben III. 36—39. VI. 
28. 29, Prüfungspräbifate VI. 27, 
Gintritt in gelehrte Schulen VI. 26. 
Kandidatenordnungen: für die Rheins 
provinz VI. 30, für Weftphalen VI. 
33, für Scleflen VI. 37, für Sachſen 
VI. 4l, für Pommern vi. 47, für 
Poſen vi 55, für Preußen v1. 59, 

Kirtchenbeamte, f. Derhalten derfels 
ben in politifchen Angelegenheiten 
A. 40. Disziplinarverfahren, Anftels 
lung derfelben I. 39. 40. 

Kirchenbücher, boppelter Charakter 
derfelben A. 79. 

Kirchenkollekten, IL. 48—55. VI. 
85—88, für die dringendſten Noth: 
flände der evangelifchen Kirche VI. 
78—84, Einfammlungstermin VI. 84, 
Kirchengebäude, Benußung zu po: 
litifchen Sweden A. 103, Ausfchließung 
der freien Gemeinden von benfelben 

1. 75. III. 38, Ginrichtung derſelben 
vI 75— 78. 

Kirchengemeinden, Austritt aus 
denfelben I. 71—73. VI. 92, Konfels 
Konelle Bezeichnung derfelben VI. 


Rizgengemeinberäthe 1. 9—13. 


Kirchengeſang, Brit der Foͤrde⸗ 
rung deſſelben VI. 

Kirhhenregiment, Berhäftnig deſſel⸗ 
ben zum Bekenntniß und zur Union 
A. 79. 1.57—62. V.1, zu den Pros 
vinzialfynoden in Weftphalen und der 
Rheinprovinz A. 21.30. 31.32, Legis 
timation deflelben IV. 30 —42. 

Kirchhoͤfe, Beerdigung von Dlitglies 
dern anderer Kicchengemeinfchaften 


Kolportage religiöfer Schriften IT. 33. 

Konfelfionelle Fragen, Entſchei⸗ 
dung berfelben in den firchlichen Kols 
legien V.3—6. 

Konfirmation, Nichtanerkennung ver 
in den freien Gemeinden vollzogenen 
II. 39, auenabmeweile Geftattung 
einer zweiten V.1 


Konktubinate, Trennung berfelben 
Im. 53. 54. VI. 67. 


8, 


Liturgie, Begleitung derſelben mit 
der vollen Orgel VI. 10. 


mM. 
Militaͤrpfliqht der Kandidaten II. 


Miniſter der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten, Kompetenz deſſelben in Kirchen⸗ 
ſachen A. 3. I. 3. 

Miſſion, unter Helden und Juden, 
Fürbitte V. 11. VI. 10, Leſung ber 
Geſchichte von ber Berflörung Serus 
falems VI. 71. 


P. 
Parochialveränderungen, Ent⸗ 
ſchaͤdigungen bei denſelben III. 50. 
Patrone, Verhältniß derſelben zum 

Gemeindekirchenrath J. 9. 10. 12. 13. 
18. 34, II. 4. 
Plarskellen, Gründung neuer IV. 
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Pfarrvifartate IV. 55—60. 

Predigerſeminare, Grrichtung IV. 
49—55. 

PBrovinzialiynoden in Weftphalen 
und der Nheinprovinz, Verhaͤltniß 
derfelben zum Kirchenregiment A. 21. 
30. 31. 32, Koften IV. 46—49. 

Prüfungepräbitate der Kandidaten 


Reis —8 e, Separation daſelbſt A4. 
88—93. 


N. 


Neifeprebigt II. 35. VI. 72 —75. 
Rheinprovinz, Verhältniß zur Preus 
Bifchen Landeskirche A. 19. 30. 32. 
Roͤmiſch-katholiſche Kirche, Ders 

hältniß zu derſelben V. 24. 


S. 

Schulen, Beaufſichtigung durch die 
Geiſtlichen III. 47 — 50. 

Schullehrer, Berbot ber Jagd VI.89, 
Wanderlehrer v1. 90— 92. 

Separirte Lutheraner, Beerdigung 
derfelben auf den evang. Kicchhöfen 
I. 71, Austritt aus den Kirchenges 
meinen VI. 92, Verhältniß zur Lan⸗ 
deskirche VI. 94. 


IV 


Souns und Fefttage, Heilighaltung 
I. 62— 70, Landwehrverſammlungen 
III. 52, Berbot der Jagden, V. 28. 

Stiftung en, Tirchliche Beziehung ders 
felben zum Belenninij I. 64 - 57. 
ezuo von Abgaben an ſolche III. 


Stolgebühren IM. 46. IV. 93. 

StrafsAnftaltsgeiftliche, Ernen⸗ 
nung, Beförderung der. VI. 21—25. 

Superintendenten, Gutihäbigung 
für Auslagen 1V. 42—46 


T. 


Taufe, Taufnamen A. 56—58, Bes 
flimmungen über die Nichtanerkennung 
der von den Predigern der freien 
Gemeinden vollzogenen Taufen III. 39. 

Taufzeugenſchaft, Ausſchließung der 
Glieder der freien Gemeinden von der⸗ 
ſelben II. 88. 

Trauung, A. 66—76, Verweigerung 


derfelben bei der Ehe zwifchen Chris 
fin und Juden A. 76. 77, bei ins 
ceftuofen Berbnbungen A. 78, bei 
Wiederverheirathung von Perfonen, 
die aus einem nicht fhriftimäßigen 
Grunde geſchieden find V. 14. 


u. 

Union, Bedeutung derſelben, Verhäͤlt⸗ 
niß sum Belenntniß A. S0. 87. 1.31. 
40. 41. 51. 60. III. 40. V.1. VI. 5, 
in Schlefien I. 43, Einfluß derfelben 
auf kirchliche Stiftungen I. 56. 


V. 
Verfaſſungsurkunde, A. 10, Ber 
eidigung auf.biefelbe A. 11. 17. 18. 
W. 


Weſtphalen, Provinz, Bernau m 
preuß. Landesfirche A. 19. 30. 32 
Wanderlehrer VI. 90— 92. 


sep. 





